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                  Die kirchlichen Rechtsvorschriften sind in der Regel in vollem Umfang wiedergegeben. Die Redaktion behält sich vor, Rechtsvorschriften
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                     Vorwort zur Ergänzungslieferung im August 2012

                  

                  Die „Rechtssammlung der Lippischen Landeskirche“ erscheint seit 1974 und weiterhin als Druckausgabe (Loseblatt-Sammlung),
                     zusätzlich seit dem 15. Juli 2009 auch als Online-Angebot. 
                  

                  Sie finden hier Gesetze, Verordnungen und Verwaltungsvorschriften, die im Bereich der Lippischen Landeskirche gelten. Sie
                     können davon ausgehen, dass die Onlineversion aktuell ist. 
                  

                  Bei der erstmaligen Erstellung der Rechtssammlung im neuen Verfahren haben sich Fehler eingeschlichen, die wir in den vergangenen
                     Jahren versucht haben zu beheben. Außerdem haben sich in der langen Zeit etliche Rechtsänderungen ergeben. Wegen der außerordentlich
                     vielen Änderungen erhalten Sie als erste Ergänzungslieferung daher nochmals eine komplette Druckausgabe. 
                  

                  Sollten Sie Fehler in den Texten entdecken oder eine Verlinkung Sie einmal nicht zum gewünschten Ziel führen, wenden Sie sich
                     bitte an die Redaktion. 
                  

                  Die Rechtssammlung ersetzt nicht das Gesetz- und Verordnungsblatt als amtliches Verkündungsblatt. 

                  Während für das Grundwerk der Druckausgabe und die Ergänzungslieferungen eine Kostenerstattung erbeten wird, bieten wir Ihnen
                     die Onlineversion kostenfrei an. 
                  

                  Lippische Landeskirche

                  Landeskirchenamt

               

            

         

      

      

   
      

      
                     Vorwort zur Neuauflage im September 2009

                  

                  Die „Rechtssammlung der Lippischen Landeskirche“ erscheint seit 1974 und weiterhin als Druckausgabe (Loseblatt-Sammlung),
                     zusätzlich seit dem 15. Juli 2009 auch als Online-Angebot. 
                  

                  Sie finden hier Gesetze, Verordnungen und Verwaltungsvorschriften, die im Bereich der Lippischen Landeskirche gelten. Sie
                     können davon ausgehen, dass die Onlineversion aktuell ist. 
                  

                  Im Aufbau befindet sich ein Rechtsarchiv. 

                  Sollten Sie Fehler in den Texten entdecken oder eine Verlinkung Sie einmal nicht zum gewünschten Ziel führen, wenden Sie sich
                     bitte an die Redaktion. 
                  

                  Die Rechtssammlung ersetzt nicht das Gesetz- und Verordnungsblatt als amtliches Verkündungsblatt. 

                  Während für das Grundwerk der Druckausgabe und die Ergänzungslieferungen eine Kostenerstattung erbeten wird, bieten wir Ihnen
                     die Onlineversion kostenfrei an. 
                  

                  Lippische Landeskirche

                  Landeskirchenamt

               

            

         

      

      

   
      

      
         Verfassung der Lippischen Landeskirche


      

      
         vom 17. Februar 1931

      

      
         i. d. F. des Kirchengesetzes vom 23. November 1998
(Ges. u. VOBl. Bd. 11 S. 377)
 zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 16. Juni 2015
(Ges. u. VOBl. Bd. 16 S. 10)1

      

      Die 31. ordentliche Landessynode hat in ihrer Sitzung am 23. November 1998 die novellierte Verfassung der Lippischen Landeskirche
         beschlossen, die hiermit verkündet wird:
      

      Änderungen

      
         
            
            
            
            
            
            
         
         
            
               	
                  Lfd.
Nr.
                  

               
               	
                  Änderndes Recht

               
               	
                  Datum

               
               	
                  Fundstelle

               
               	
                  Paragrafen

               
               	
                  Art der
Änderung
                  

               
            

         
         
            
               	
                  1

               
               	
                  Änderung der Verfassung der Lippischen Landeskirche

               
               	
                  28. Mai 2002

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 12 S. 238

               
               	
                  Artikel 27 Satz 2

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Artikel 63  Abs. 2

               
               	
                  Buchstabe c eingefügt

               
            

            
               	
                  

                  

                  

                  2

               
               	
                  

                  

                  

                  Änderung der Verfassung der Lippischen Landeskirche

               
               	
                  

                  

                  

                  20. Dezember 2002

               
               	
                  

                  

                  

                  Ges. u. VOBl. Bd. 12. S. 363

               
               	Artikel 63  Abs. 5+6
               	
                  werden zu 6+ 7 geändert

               
            

            
               	Artikel 63
               	
                  Abs. 5 wird neu eingefügt

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
            

            
               	
                  Artikel 1 Ziffer 1  Artikel 27 Satz 2 

               
               	
                  berichtigt
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            Präambel

         

         Erbaut auf dem Grunde der Apostel und Propheten, da Jesus Christus der Eckstein ist
Gegründet in der Botschaft der Heiligen Schrift, wie sie im Alten und Neuen Testament bewahrt, in den altkirchlichen Glaubensbekenntnissen
            ausgesagt, im Bekenntnis der Reformation in neuer Klarheit ans Licht getreten und durch die Theologische Erklärung der Bekenntnissynode von Barmen als Wegweisung für die angefochtene Kirche gedeutet ist
Getreu dem Bekenntnis
zu Gott, dem Vater, der die Welt aus nichts erschaffen und sein Volk Israel erwählt hat und ihm die Treue hält,
zu Jesus Christus, dem gekreuzigten und auferstandenen Sohn Gottes, der wiederkommen und sein Reich vollenden wird,
und zu dem Heiligen Geist, der lebendig macht und in der Kirche Gemeinschaft über alle Grenzen schenkt
gibt sich die Lippische Landeskirche diese Verfassung.
         

      

      
            I. Grundlegende Bestimmungen

         

         
                     Artikel 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Gemeinde Jesu Christi ist ein Leib mit vielen Gliedern.  2 Im Gehorsam gegenüber dem gemeinsamen Herrn ist das Leben in der Kirche durch Freiheit der Kinder Gottes, durch Gleichheit
                     und Teilhabe bestimmt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Lippische Landeskirche achtet in ihren Ordnungen und in ihrem Handeln die Würde jedes einzelnen Menschen als Ebenbild
                     Gottes.  2 Niemand wird insbesondere wegen Herkunft, Geschlecht sowie Behinderung benachteiligt.
                  

               

               
                     Artikel 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für das Zusammenleben in der Kirche als dem Leib Christi gilt:
„.... dient einander, ein jeder mit der Gabe, die er empfangen hat.“
                  

                   2 Darum beansprucht in der Lippischen Landeskirche keine Gemeinde über eine andere, kein Gemeindeglied über ein anderes Vorrang
                     oder Herrschaft.  3 Die verschiedenen Ämter in der Kirche begründen keine Herrschaft der einen über die anderen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Leitung der Kirche erfolgt insbesondere durch die Kirchenvorstände und die Landessynode sowie durch die von ihr eingesetzten
                     Organe.  2 Um der Einheit der Kirche willen sind die Kirchengemeinden an die synodalen Entscheidungen gebunden.
                  

               

               
                     Artikel 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die einzelnen Kirchengemeinden und die Lippische Landeskirche tragen die Verantwortung für die lautere Verkündigung des Wortes
                     Gottes und für die rechte Verwaltung der Sakramente.  2 Sie sorgen dafür, dass das Evangelium gemäß dem in der Gemeinde geltenden Bekenntnis in Lehre, Leben und Ordnung bezeugt wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Diakonie und Mission sind Wesens- und Lebensäußerungen der Kirche.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kirchengemeinden und die Landeskirche nehmen in gemeinsamer Verantwortung mit dem Diakonischen Werk Westfalen-Lippe und
                     dessen lippischen Mitgliedseinrichtungen sowie den Missionswerken und dem kirchlichen Entwicklungsdienst den Auftrag zu Seelsorge,
                     Diakonie, missionarischem Dienst und zum Zeugnis für Gerechtigkeit, Frieden, Bewahrung der Schöpfung und zur Zusammenarbeit
                     der christlichen Kirchen in der weltweiten Ökumene und der Gesellschaft wahr.
                  

               

               
                     Artikel 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Lippische Landeskirche umfasst die evangelisch-reformierten und die evangelisch-lutherischen Kirchengemeinden des früheren
                     Landes Lippe, die ihr bisher angehört haben, und die in Zukunft neu zu gründenden Kirchengemeinden.  2 Änderungen des Bestandes der Kirchengemeinden und der Landeskirche bedürfen der kirchengesetzlichen Regelung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Zwischen den evangelisch-reformierten und evangelisch-lutherischen Kirchengemeinden der Lippischen Landeskirche besteht Kanzel-
                     und Abendmahlsgemeinschaft im Sinne der Leuenberger Konkordie.2  2 Sie erstreben möglichst große Gemeinsamkeit in Zeugnis und Dienst.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Recht der in der Lippischen Landeskirche bestehenden Anstaltskirchengemeinden wird durch Kirchengesetz geregelt.3

                  
                        (
                        4
                        )
                        Zur Lippischen Landeskirche gehört als landeskirchliche Personalgemeinde die Militärkirchengemeinde Augustdorf, die aufgrund
                     des Kirchengesetzes vom 9. Juli 19574 zu dem Vertrag der Evangelischen Kirche in Deutschland und der Bundesrepublik Deutschland zur Regelung der evangelischen
                     Militärseelsorge vom 12. Juni 1957 gegründet worden ist.
                  

               

               
                     Artikel 5

                  

                  Die Lippische Landeskirche, ihre Kirchengemeinden und Gemeindeverbände i. S. von Art. 53 Abs. 3 und 4 sind Körperschaften des öffentlichen Rechts.
                  

               

               
                     Artikel 6

                  

                   1 Die Lippische Landeskirche ist Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland.  2 Sie steht in der ökumenischen Gemeinschaft der Kirchen.
                  

               

            

         

      

      
            II. Die Kirchengemeinden

         

         
                     Artikel 7

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Lippische Landeskirche besteht aus fest umgrenzten reformierten und lutherischen Kirchengemeinden.  2 Ihre Begrenzung ist durch Herkommen oder Errichtungsurkunde bestimmt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Über Neubildung, Aufteilung, Aufhebung und Vereinigung von Kirchengemeinden beschließt die Landessynode.  2 Über sonstige Veränderungen von Kirchengemeinden sowie über die Feststellung strittiger Grenzen beschließt der Landeskirchenrat.
                      3 Die beteiligten Gemeindeglieder, Kirchenvorstände und Superintendentinnen und Superintendenten sind zuvor zu hören.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Wenn die beteiligten Kirchengemeinden sich im Fall einer Vermögensauseinandersetzung nicht einigen, so entscheidet das Landeskirchenamt.
                      2 Gegen dessen Entscheidung ist Berufung an den Landeskirchenrat zulässig.
                  

               

               
                     Artikel 8

                  

                  Die Kirchengemeinde ordnet und verwaltet unter Wahrung der Einheit der Landeskirche ihre Angelegenheiten selbstständig innerhalb
                     der geltenden Gesetze und Verordnungen.
                  

               

               
                     Artikel 9

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchengemeinden sind in Klassen, und zwar in mehrere reformierte und eine lutherische, zusammengefasst.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Kirchengemeinde steht in der Gemeinschaft ihrer Klasse und der Lippischen Landeskirche.  2 Sie ist verpflichtet, deren Ordnungen einzuhalten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Sie wirkt durch Entsendung von Pfarrerinnen und Pfarrern und  Kirchenältesten zum Klassentag an der Leitung der Landeskirche
                     mit.
                  

               

               
                     Artikel 10

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Umfangreiche Kirchengemeinden sind in Pfarrbezirke aufzuteilen.  2 Jede in der Kirchengemeinde ständig errichtete Pfarrstelle hat ihren eigenen Pfarrbezirk.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Hat eine Kirchengemeinde mehr als eine Pfarrstelle, so ist jeder ihrer Pfarrerinnen und jedem ihrer Pfarrer, sofern ihnen
                     nicht ein besonderes Arbeitsgebiet übertragen ist, ein Teil der Gemeinde als von ihnen selbstständig zu verwaltender Pfarrbezirk
                     und in der Regel ein gleicher Anteil am Predigtdienst zuzuweisen.  2 Das Nähere kann eine Pfarrdienstordnung regeln.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die räumliche Abgrenzung der Pfarrbezirke erfolgt nach Anhörung der Pfarrerinnen und Pfarrer durch den Kirchenvorstand, dessen
                     Beschluss der Genehmigung des Klassenvorstandes bedarf.  2 Kommt ein Beschluss des Kirchenvorstandes nicht zustande, so erfolgt die Abgrenzung der Pfarrbezirke durch Beschluss des Landeskirchenamtes.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Ein Wechsel der Pfarrbezirke findet in der Regel nicht statt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Unter mehreren Pfarrerinnen und Pfarrern einer Kirchengemeinde bestehen weder Amts- noch Rangunterschiede.
                  

               

               
                     Artikel 11

                  

                   1 Über Errichtung von Pfarrstellen sowie über dauernde Verbindung und Aufhebung bestehender Pfarrstellen beschließt die Landessynode.
                      2 Die Kirchenvorstände der beteiligten Gemeinden und der Landeskirchenrat sind vorher zu hören.
                  

               

               
                     Artikel 12

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchengemeinde hat das Recht, ihre Pfarrerinnen und Pfarrer selbst zu wählen, soweit dem nicht gesetzliche oder vertragliche
                     Bestimmungen oder Rechte anderer entgegenstehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Recht der Pfarrstellenbesetzung sowie das Verfahren bei Freiwerden und Besetzung einer Pfarrstelle wird durch besonderes Kirchengesetz geregelt.5

               

               
                     Artikel 13

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kirchengemeinde hat zur Erfüllung ihrer Aufgaben Ämter und Dienste einzurichten und hierfür Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
                     zu gewinnen und zuzurüsten, die Mitglieder einer der Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland sind.  2 Ausnahmen vom Erfordernis der Zugehörigkeit zur evangelischen Kirche können durch eine Verordnung des Landeskirchenrates zugelassen
                     werden.6  3 Insbesondere hat die Kirchengemeinde für die Besetzung ihrer Pfarrstellen zu sorgen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirchengemeinde ist verpflichtet, die notwendigen Räume und Einrichtungen, vor allem für Gottesdienst und Unterricht,
                     bereitzustellen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kirchengemeinde darf ihr Vermögen und ihre Einnahmen nur für kirchliche Zwecke verwenden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Vermögens- und Finanzverwaltung der Kirchengemeinden wird durch eine Verwaltungsordnung des Landeskirchenrates geregelt.7

               

               
                     Artikel 14

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Glied einer Kirchengemeinde ist jede und jeder in ihrem Bereich Wohnende, die oder der
                     
                        	
                           in einer lippischen Kirchengemeinde getauft ist,

                        

                        	
                           als Glied einer Gemeinde, die zu einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland gehört, in den Bereich der Lippischen
                              Landeskirche verzogen ist,
                           

                        

                        	
                           als Glied einer evangelischen Gemeinde des Auslands, die in der Lehre mit ihr übereinstimmt, in ihren Bereich verzogen ist,

                        

                        	
                           nach geltendem Recht in sie aufgenommen worden ist,

                        

                        	
                           nicht rechtswirksam den Kirchenaustritt erklärt hat.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wer nach dem geltenden Recht seinen Austritt aus der Kirche erklärt hat, verliert alle Rechte eines Gemeindegliedes und kann
                     nur durch Aufnahme nach den hierfür geltenden Bestimmungen wieder Glied einer Kirchengemeinde werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die in Absatz 1 Genannten gehören zu der zuständigen Gemeinde ihres Bekenntnisstandes.  2 Die näheren Bestimmungen über die Gemeindezugehörigkeit der Gemeindeglieder reformierten, lutherischen und unierten Bekenntnisstandes werden durch ein besonderes Kirchengesetz8 und durch die Verordnung über die Gemeindezugehörigkeit in besonderen Fällen getroffen.9

                  
                        (
                        4
                        )
                        Im Übrigen gelten die Bestimmungen des „Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft, das kirchliche Meldewesen und den
                     Schutz der Daten der Kirchenmitglieder (Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft) der Evangelischen Kirche in Deutschland“ nach Maßgabe des Gesetzes zur Übernahme des genannten Kirchengesetzes der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland in der jeweils gültigen Fassung.10

               

               
                     Artikel 15

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Gemeindeglieder sind gerufen, im Gehorsam gegen Gottes Gebot und im Vertrauen auf seine Verheißung am Gottesdienst der
                     Gemeinde teilzunehmen und der Einladung zum Heiligen Abendmahl zu folgen.
                  

                   2 Sie sollen ihr Leben in der Verantwortung führen, welche die Glieder der Kirche Jesu Christi vor Gott für sich und ihren Nächsten
                     haben.
                  

                   3 Sie sollen darauf bedacht sein, dass die Kinder getauft, christlich erzogen und konfirmiert, die Eheleute kirchlich getraut
                     und Verstorbene kirchlich bestattet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Alle Gemeindeglieder sollen nach dem Maß ihrer Gaben, Kräfte und Möglichkeiten in der Gemeinde mitarbeiten.  2 Ämter und Dienste, die ihnen die Gemeinde überträgt, sollen sie willig übernehmen und sorgfältig ausüben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Gemeindeglieder tragen an ihrem Teil durch freiwillige Opfer und pflichtmäßige Abgaben den Dienst der gesamten Kirche
                     mit.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Gemeindeglieder haben ein Anrecht auf den Dienst der Gemeinde und Anteil an den kirchlichen Einrichtungen.
                  

               

            

         

         
               1. Die Ordnungen des Lebens in der Kirchengemeinde

            

            
                     Artikel 16

                  

                  Gottesdienst, die Sakramente Heilige Taufe und Heiliges Abendmahl, evangelische Unterweisung und Konfirmation, Aufnahme und
                     Wiederaufnahme in die Kirche, Trauung und kirchliche Bestattung werden durch ein besonderes Kirchengesetz geregelt.11

               

            

         

         
               2. Das Amt der Pfarrerin / des Pfarrers

            

            
                     Artikel 17

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Unbeschadet der Aufgabe eines jeden Gemeindegliedes, das Evangelium zu bezeugen, geschieht der geordnete Dienst an Wort und
                     Sakrament vornehmlich durch die Pfarrerinnen und Pfarrer.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Den Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrern wird der Dienst der Verkündigung und der Seelsorge nach der Ordnung der Landeskirche
                     für eine Gemeinde übertragen.
                  

               

               
                     Artikel 18

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die  Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, den Bekenntnisstand ihrer Gemeinde zu achten und zu wahren.  2 In ihrer Amtsführung sind sie im Rahmen der kirchlichen Ordnung selbstständig und an ihr Ordinationsgelübde gebunden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zu den besonderen Aufgaben der Pfarrerinnen und Pfarrer gehört die theologische Verantwortung des Gottesdienstes, die Sakramentsverwaltung,
                     die Seelsorge, der kirchliche Unterricht und die Wahrnehmung der Amtshandlungen nach den dafür geltenden Ordnungen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Amtspflichten der Pfarrerinnen und Pfarrer können im einzelnen durch eine Pfarrdienstordnung geregelt werden, die vom
                     Kirchenvorstand aufgestellt wird und nach Anhörung der Superintendentin oder des Superintendenten vom Landeskirchenamt zu
                     genehmigen ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Pfarrerinnen und Pfarrer stehen in der Gemeinschaft der Amtsgeschwister, des Kirchenvorstandes, der Gemeinde, der Klasse
                     und der Landeskirche.  2 Sie sollen sich an der gegenseitigen Beratung in Zuspruch und Kritik ernsthaft beteiligen.
                  

               

               
                     Artikel 19

                  

                   1 Die Pfarrerinnen und Pfarrer sind für die Amtshandlungen in ihrer Gemeinde oder in ihrem Pfarrbezirk allein zuständig.  2 Ausnahmen und Einzelheiten sind in der Lebensordnung geregelt.
                  

               

               
                     Artikel 20

                  

                   1 Will ein Gemeindeglied für längere Zeit eine andere als die zuständige Pfarrerin oder einen anderen als den zuständigen Pfarrer
                     in Anspruch nehmen (Generaldimissoriale), so bedarf es der Erlaubnis der Superintendentin oder des Superintendenten.  2 Sie ist zu erteilen, wenn wichtige Gründe vorliegen.  3 Der Kirchenvorstand soll zuvor gehört werden.  4 Gegen die Entscheidung ist innerhalb von zwei Wochen Beschwerde beim Landeskirchenamt zulässig.  5 Dieses entscheidet endgültig; der Rechtsweg zum Kirchlichen Verwaltungsgericht ist ausgeschlossen.
                  

               

               
                     Artikel 21

                  

                  Für die Amtshandlungen, die Pfarrerinnen oder Pfarrer nach Artikel 19 oder 20 wahrnehmen, steht der herkömmliche und ortsübliche
                     Gebrauch der kirchlichen Einrichtungen frei unter der Voraussetzung, dass die Ordnung der Gemeinde gewahrt wird und die kirchlichen
                     Vorschriften beachtet werden.
                  

               

               
                     Artikel 22

                  

                  Besondere Gottesdienste neben den in der Gemeinde üblichen (Abschnitt 1, §§ 1–9 der Lebensordnung) dürfen die Pfarrerinnen oder Pfarrer im Bereich einer anderen Gemeinde nur mit Zustimmung des Kirchenvorstandes dieser Gemeinde
                     halten.
                  

               

               
                     Artikel 23

                  

                  (aufgehoben)

               

               
                     Artikel 24

                  

                  Auf Pfarrerinnen und Pfarrer, die in einem landeskirchlichen Pfarramt stehen oder die einen sonstigen landeskirchlichen Auftrag
                     haben, sind die Bestimmungen der Artikel 17–22 sinngemäß anzuwenden.
                  

               

            

         

         
               3. Der Predigtdienst von Gemeindegliedern

            

            
                     Artikel 25

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Gemeindeglieder, welche die Gabe der Wortverkündigung haben und durch ihnen verliehene geistliche Vollmacht in ihren Gemeinden
                     in besonderem Ansehen stehen, können auf Antrag des Kirchenvorstandes oder des Klassenvorstandes durch den Landeskirchenrat
                     für die Verkündigung des Wortes Gottes berufen werden.  2 Das Nähere regelt ein Kirchengesetz.12

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Geeignete Gemeindeglieder, in erster Linie Kirchenälteste, können aus besonderen Anlässen als Lektorinnen und Lektoren beauftragt
                     werden.  2 Hierzu bedarf es eines Beschlusses des Kirchenvorstandes, der vom Landeskirchenamt genehmigt werden muss.  3 Die Landeskirche lässt sich die Förderung der Lektorinnen und Lektoren angelegen sein.  4 Die Lektorinnen und Lektoren werden zu diesem Dienst vor der Gemeinde unter Gebet und Segen eingeführt.
                  

               

            

         

         
               4. Die Wahlen zum Kirchenvorstand

            

            
                     Artikel 26

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wahlberechtigt für die Wahlen zu den Kirchenvorständen ist jedes Gemeindeglied, das
                     
                        	
                           am Wahltag das 14. Lebensjahr vollendet hat und konfirmiert ist oder im religionsmündigen Alter getauft worden ist oder am
                              Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet hat,
                           

                        

                        	
                           am Leben der Gemeinde teilnimmt,

                        

                        	
                           seine sonstigen kirchlichen Pflichten erfüllt.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ausgeschlossen vom passiven Wahlrecht ist jedes Gemeindeglied, das zur Besorgung aller seiner Angelegenheiten unter Betreuung
                     steht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wird ein Gemeindeglied wegen grober Pflichtverletzung aus dem Kirchenältestenamt entlassen, so ist es bei der auf die Entlassung
                     folgenden Kirchenvorstandswahl vom aktiven und passiven Wahlrecht ausgeschlossen.
                  

               

               
                     Artikel 27

                  

                   1 Zur oder zum Kirchenältesten kann ein mindestens 18 Jahre altes wahlberechtigtes Gemeindeglied (Kirchengesetz über die Wahlen
                     zu den Kirchenvorständen – Wahlordnung –) gewählt werden, das bereit ist, sich am Gottesdienst und am Heiligen Abendmahl zu beteiligen, die Verantwortung in der Gemeindeleitung
                     mitzutragen und seine Gaben im Dienst der Gemeinde einzusetzen.  2 Ordinierte Pfarrerinnen und Pfarrer sowie Personen, die sich auf das Pfarramt vorbereiten, sind nicht wählbar, mit Ausnahme
                     von Funktionspfarrerinnen und -pfarrern.
                  

               

               
                     Artikel 28

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Personen, die in einem entgeltlichen Beschäftigungsverhältnis bei einer Kirchengemeinde stehen, können nicht zu Mitgliedern
                     des Kirchenvorstands in derselben Kirchengemeinde gewählt werden.  2 Das Landeskirchenamt kann Ausnahmen zulassen.13,14

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei Kirchenvorstandsbeschlüssen, die dienstaufsichtlicher Genehmigung bedürfen, haben Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
                     Landeskirchenamtes, die Mitglied des betroffenen Kirchenvorstandes sind, kein Stimmrecht.
                  

               

               
                     Artikel 29

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Ehegatten, Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner im Sinne des Gesetzes über die Eingetragene Lebenspartnerschaft (LPartG),
                     Geschwister, Eltern und Kinder, Großeltern und Enkel dürfen nicht gleichzeitig stimmberechtigte Mitglieder desselben Kirchenvorstandes
                     sein.  2 In besonderen Fällen kann das Landeskirchenamt Ausnahmen zulassen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Werden Gemeindeglieder solcher Verwandtschaftsgrade gleichzeitig gewählt, so tritt in den Kirchenvorstand ein, wer von ihnen
                     die meisten Stimmen erhalten hat, bei Stimmengleichheit entscheidet das von der Leiterin oder dem Leiter der Wahl zu ziehende
                     Los.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Wird eine Pfarrerin oder ein Pfarrer, die oder der zu einem Mitglied des Kirchenvorstandes in einem der vorbezeichneten Verwandtschaftsverhältnisse
                     steht, zur Pfarrerin oder zum Pfarrer der Kirchengemeinde gewählt, so scheidet das betreffende Mitglied des Kirchenvorstandes
                     mit der Einführung der Pfarrerin oder des Pfarrers aus dem Kirchenvorstand aus.  2 Das Landeskirchenamt kann in besonderen Fällen auf Antrag des Kirchenvorstandes und nach Anhören des Klassenvorstandes Ausnahmen
                     zulassen.
                  

               

            

         

         
               5. Das Amt der Kirchenältesten

            

            
                     Artikel 30

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Aufgabe der Kirchenältesten  ist es, in gemeinsamer Verantwortung mit den Pfarrerinnen und Pfarrern darauf zu achten, dass
                     es in der Gemeinde dem Geist Jesu Christi gemäß zugeht.  2 Die Kirchenältesten sollen den Pfarrerinnen und Pfarrern in der Führung ihres Amtes beistehen und ihren Gaben und Kräften
                     gemäß an den mannigfachen Diensten der Gemeinde mitarbeiten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Kirchenältesten werden entsprechend den für die Lippische Landeskirche geltenden Agenden in einem Gottesdienst in ihr
                     Amt eingeführt.  2 Erst nach Ablegung des Gelöbnisses können die Kirchenältesten ihr Amt ausüben.
                  

               

               
                     Artikel 31

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Amtszeit der Kirchenältesten beträgt vier Jahre. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Das Amt einer oder eines Kirchenältesten erlischt vor Ablauf der Amtszeit, wenn die in Artikel 27 aufgeführten Voraussetzungen für die Übertragung des Kirchenältestenamtes nicht mehr gegeben sind.  2 Dies wird durch den Kirchenvorstand festgestellt.  3 Dagegen ist binnen zwei Wochen Beschwerde beim Landeskirchenamt zulässig.  4 Dieses entscheidet endgültig; der Rechtsweg zum Kirchlichen Verwaltungsgericht ist ausgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Das Amt erlischt auch mit Niederlegung des Amtes.  2 Die Niederlegung des Amtes vor Ablauf der Amtszeit ist dem Kirchenvorstand gegenüber schriftlich zu erklären.  3 Die Erklärung wird einen Monat nach ihrem Zugang bei der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden wirksam.  4 Sie kann bis zum Ablauf dieser Frist schriftlich zurückgenommen werden.  5 Mit dem Wirksamwerden der Erklärung erlischt die Mitgliedschaft im Kirchenvorstand.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die oder der Kirchenälteste scheidet spätestens mit der Vollendung des 75. Lebensjahres aus ihrem oder seinem Amt aus.
                  

               

               
                     Artikel 32

                  

                  Für Kirchenälteste, die während der Amtszeit ausscheiden, wählt der Kirchenvorstand ein anderes Gemeindeglied für die restliche
                     Amtszeit der oder des Ausscheidenden.
                  

               

               
                     Artikel 33

                  

                  Das Verfahren für die Berufung in das Kirchenältestenamt wird im einzelnen durch das Kirchengesetz über die Wahlen zu den
                     Kirchenvorständen (Wahlordnung) geregelt.15

               

               
                     Artikel 34

                  

                   1 Das Landeskirchenamt kann einer oder einem Kirchenältesten wegen Pflichtversäumnis oder unwürdigen Verhaltens nach vergeblicher
                     Ermahnung durch die Superintendentin oder den Superintendenten eine Ermahnung oder einen Verweis erteilen.  2 Bei grober Pflichtverletzung kann es ihre oder seine Entlassung aus dem Amte beschließen.  3 Das Landeskirchenamt hat vorher die Kirchenälteste oder den Kirchenältesten, den Kirchenvorstand und den Klassenvorstand zu
                     hören.
                  

               

            

         

         
               6. Die Leitung der Kirchengemeinde
Der Kirchenvorstand
               

            

            
                     Artikel 35

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Zahl der Kirchenältesten in einer Kirchengemeinde mit einer Pfarrstelle darf nicht mehr als 16, nicht weniger als 6 betragen.
                      2 In Kirchengemeinden mit mehreren Pfarrstellen darf die Zahl der Kirchenältesten bis auf 24 erhöht werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über die Zahl der Kirchenältesten beschließt der Kirchenvorstand.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Zahl der Stellen der Kirchenältesten beträgt:
                     
                        	
                           in Gemeinden bis zu 600 Gemeindegliedern mindestens 6 Kirchenälteste,

                        

                        	
                           in Gemeinden von 601 bis 1000 Gemeindegliedern mindestens 8 Kirchenälteste,

                        

                        	
                           in Gemeinden von 1001 bis 2000 Gemeindegliedern mindestens 10 Kirchenälteste,

                        

                        	
                           in Gemeinden von 2001 bis 3000 Gemeindegliedern mindestens 12 Kirchenälteste,

                        

                        	
                           in Gemeinden von 3001 bis 5000 Gemeindegliedern mindestens 14 Kirchenälteste,

                        

                        	
                           in Gemeinden von 5001 bis 7000 Gemeindegliedern mindestens 16 Kirchenälteste,

                        

                        	
                           in Gemeinden über 7000 Gemeindeglieder und mit mehr als 2 Pfarrstellen erhöht sich die Zahl der Kirchenältesten für jede weitere
                              Pfarrstelle um jeweils eine Kirchenälteste oder einen Kirchenältesten bis zur Höchstzahl des Absatzes 1.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Zahl der Mitglieder eines Kirchenvorstandes soll möglichst eine ungerade sein.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Bei Gründung neuer Kirchengemeinden setzt das Landeskirchenamt die Zahl der Kirchenältesten in vorläufiger Weise fest.
                  

               

               
                     Artikel 36

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Unbeschadet des besonderen Auftrags der Pfarrerinnen und Pfarrer liegt die Leitung und Verwaltung der Kirchengemeinde beim
                     Kirchenvorstand.  2 Mitglieder des Kirchenvorstandes sind die Pfarrerinnen und Pfarrer und die Kirchenältesten der Gemeinde.  3 Sie üben die Leitung und Verwaltung in gemeinsamer Verantwortung aus.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Ist eine Pfarrstelle von zwei Pfarrerinnen oder Pfarrern im Teildienstverhältnis besetzt, so hat nur eine der beiden Pfarrstelleninhaberinnen
                     oder einer der beiden Pfarrstelleninhaber Stimmrecht im Kirchenvorstand; die andere Pfarrerin oder der andere Pfarrer hat
                     beratende Stimme.  2 Der Kirchenvorstand beschließt hierüber nach Anhörung der betroffenen Pfarrerinnen oder Pfarrer.
                  

                   3 Nach jeweils zwei Jahren wechselt das Stimmrecht im Kirchenvorstand zwischen den beiden Pfarrstelleninhabern, es sei denn,
                     der Kirchenvorstand trifft im Einvernehmen mit den Pfarrstelleninhabern eine andere Regelung.
                  

               

               
                     Artikel 37

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ausscheidende Kirchenälteste können wiedergewählt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zusammensetzung und Veränderungen im Bestande des Kirchenvorstandes sind unter namentlicher Benennung der Kirchenältesten
                     der Superintendentin oder dem Superintendenten und dem Landeskirchenamt mitzuteilen.
                  

               

               
                     Artikel 38

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Sind Pfarrerinnen oder Pfarrer für mehrere Kirchengemeinden bestellt, so sind sie stimmberechtigte Mitglieder des Kirchenvorstandes
                     jeder dieser Gemeinden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe, die mit der vollen Verwaltung einer Pfarrstelle beauftragt sind,
                     gehören dem Kirchenvorstand mit beschließender Stimme an.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Andere Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe nehmen an den Sitzungen des Kirchenvorstandes, dem sie
                     zugeordnet worden sind, mit beratender Stimme teil.  2 Ihnen kann auf Antrag des Kirchenvorstandes und nach Anhören der Superintendentin oder des Superintendenten das Landeskirchenamt
                     beschließende Stimme beilegen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Angestellte der Kirchengemeinde sollen bei wichtigen Entscheidungen ihres Arbeitsgebiets mit beratender Stimme hinzugezogen
                     werden.
                  

               

               
                     Artikel 39

                  

                   1 In Gemeinden mit mehreren Pfarrbezirken können Kirchenälteste eines Bezirkes bestimmt werden, denen in Gemeinschaft mit den
                     Pfarrerinnen und Pfarrern besondere Aufgaben des Pfarrbezirks übertragen werden.  2 Dadurch darf die Einheit des Kirchenvorstandes und der Gesamtgemeinde nicht  gefährdet werden.
                  

               

               
                     Artikel 40

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchenvorstand hat unbeschadet des besonderen Amtes der Pfarrerinnen und Pfarrer den Auftrag,
                     
                        	
                           über der rechten Verkündigung des Wortes Gottes und der rechten Verwaltung der Sakramente in der Gemeinde zu wachen,

                        

                        	
                           darauf zu achten, dass der Bekenntnisstand und die Ordnung der Gemeinde gewahrt werden,

                        

                        	
                           darauf bedacht zu sein, dass der missionarische und diakonische Auftrag der Gemeinde erfüllt wird und die Gebote Gottes auch
                              im öffentlichen Leben befolgt werden,
                           

                        

                        	
                           für die evangelische Erziehung und Unterweisung der Jugend zu sorgen,

                        

                        	
                           die Gemeindeglieder zu ermahnen, zu warnen, zu trösten und denen nachzugehen, die dem Gottesdienst fernbleiben,

                        

                        	
                           sich der Armen und Hilfsbedürftigen anzunehmen,

                        

                        	
                           als rechter Haushalter die Verwaltung der Gemeinde wahrzunehmen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Dienstaufsicht über die Pfarrerinnen und Pfarrer steht dem Kirchenvorstand nicht zu.
                  

               

               
                     Artikel 41

                  

                  Dieser Auftrag des Kirchenvorstandes gemäß Art. 40 umfasst insbesondere folgende Einzelaufgaben:
                     
                        	
                           die Mitwirkung bei Errichtung einer Pfarrstelle und bei Teilung der Kirchengemeinde nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen,

                        

                        	
                           die Pfarrerwahl und die Mitwirkung bei der Berufung der Pfarrerinnen und Pfarrer nach dem geltenden Pfarrstellenbesetzungsrecht,

                        

                        	
                           gemeinsam mit der Superintendentin oder dem Superintendenten dafür zu sorgen, dass der Gottesdienst, die Seelsorge, die kirchliche
                              Unterweisung und die Amtshandlungen ordnungsgemäß wahrgenommen werden, insbesondere dann, wenn eine Pfarrstelle vakant wird
                              oder der pfarramtliche und seelsorgerliche Dienst aus anderen Gründen nicht gewährleistet ist,
                           

                        

                        	
                           die Sorge für die Heiligung des Sonntags,

                        

                        	
                           die Festsetzung der Zeit und der Zahl der Gottesdienste sowie die Aufrechterhaltung der Ordnung im Gottesdienst,

                        

                        	
                           die Förderung der Kirchenmusik, insbesondere des Gemeindegesanges,

                        

                        	
                           die Mitwirkung bei der Vorstellung der Konfirmandinnen und Konfirmanden und die Zulassung zur Konfirmation,

                        

                        	
                           die Unterstützung der Pfarrerinnen und Pfarrer bei der Wahrnehmung der Hausbesuche,

                        

                        	
                           die Verantwortung für den Dienst an den Gemeindegliedern, z. B. den Männern, den Frauen, den Alten und der Jugend der Gemeinde,

                        

                        	
                           die Förderung und Pflege der diakonischen Arbeit der Gemeinde,

                        

                        	
                           die Vermögens- und Finanzverwaltung der Kirchengemeinde nach den einschlägigen Bestimmungen der Ordnung für die Vermögens-
                              und Finanzverwaltung der Kirchengemeinden der Lippischen Landeskirche (Verwaltungsordnung),
                           

                        

                        	
                           die Mithilfe daran, dass der Gemeinde Fernstehende und neu Zugezogene den Weg zur lebendigen Teilnahme am Gemeindeleben finden,

                        

                        	
                           die Einstellung und Entlassung von Angestellten der Kirchengemeinde sowie die Regelung ihres Dienstes,

                        

                        	
                           die Vorbereitung und Durchführung der Wahl zum Kirchenvorstand,

                        

                        	
                           die Wahrung der kirchlichen Interessen gegenüber den Schulen, der politischen Gemeinde sowie den gesellschaftlichen und kulturellen
                              Institutionen in der Kirchengemeinde,
                           

                        

                        	
                           die Erledigung sonstiger in dieser Verfassung oder in anderen Kirchengesetzen dem Kirchenvorstand zugewiesenen Aufgaben.

                        

                     

                  

               

               
                     Artikel 42

                  

                   1 Für die Angelegenheiten der Vermögensverwaltung kann der Kirchenvorstand im Einverständnis mit der oder dem jeweiligen Vorsitzenden
                     zu deren ständiger Vertreterin oder dessen ständigem Vertreter eine Kirchenälteste oder einen Kirchenältesten wählen.  2 Sie oder er hat die besondere Aufgabe, die Aufsicht über die Grundstücke, Gebäude, Geräte, Wertpapiere und andere Vermögenswerte
                     der Gemeinde zu führen und darf nicht gleichzeitig Rechnungsführerin oder Rechnungsführer der Kirchengemeinde sein.
                  

               

               
                     Artikel 43

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchenvorstand kann einzelnen seiner Mitglieder besondere Dienste in der Gemeinde übertragen und ihnen innerhalb der
                     Gemeinde Aufgabenbereiche zuweisen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirchenältesten verrichten ihren Dienst ehrenamtlich; notwendige Auslagen und entgangener Arbeitslohn werden ihnen erstattet.
                  

               

               
                     Artikel 44

                  

                   1 Die Übertragung aller besonderen Dienste im Kirchenvorstand ist jederzeit widerruflich.  2 Sie gilt jeweils längstens bis zum Ende der Amtszeit des Kirchenvorstandes.  3 Wiederwahl ist zulässig.
                  

               

               
                     Artikel 45

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Kirchenvorstand wählt aus der Mitte der stimmberechtigten Mitglieder die Vorsitzende oder den Vorsitzenden und eine Stellvertreterin
                     oder einen Stellvertreter.  2 Wird eine Älteste oder ein Ältester zur oder zum Vorsitzenden gewählt, soll eine Pfarrerin oder ein Pfarrer zur Stellvertreterin
                     oder zum Stellvertreter gewählt werden.  3 Wird eine Pfarrerin oder ein Pfarrer zur oder zum Vorsitzenden gewählt, soll eine Älteste zur Stellvertreterin oder ein Ältester
                     zum Stellvertreter gewählt werden.  4 Die Pfarrerin oder der Pfarrer kann eine auf sie oder ihn fallende Wahl nicht ablehnen.  5 Der Wechsel im Amt der oder des Vorsitzenden ist dem Landeskirchenamt über die Superintendentin oder den Superintendenten
                     mitzuteilen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Amtszeit der oder des Vorsitzenden und der Stellvertreterin oder des Stellvertreters beträgt in der Regel zwei Jahre;
                     Beginn und Ende dieser Frist sind vom Kirchenvorstand jeweils in der ersten Sitzung nach seiner Neubildung festzulegen.  2 In derselben Sitzung wählt der Kirchenvorstand auch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden und die Stellvertreterin oder den
                     Stellvertreter; Wiederwahl ist zulässig.  3 In Gemeinden mit mehreren Pfarrstellen kann dieselbe Pfarrerin oder derselbe Pfarrer nur während zweier aufeinander folgender
                     Wahlperioden den Vorsitz oder den stellvertretenden Vorsitz führen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Von der Pflicht, den Vorsitz zu führen, kann das Landeskirchenamt die betreffende Pfarrerin oder den betreffenden Pfarrer
                     aus wichtigen Gründen auf ihren oder seinen Antrag hin befreien.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Im Falle dauernder Verhinderung der oder des Vorsitzenden hat der Kirchenvorstand für die restliche Amtszeit eine neue Vorsitzende
                     oder einen neuen Vorsitzenden und gegebenenfalls eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter zu wählen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        In besonderen Fällen wird die oder der Vorsitzende im Einvernehmen mit der zuständigen Superintendentin oder dem zuständigen
                     Superintendenten vom Landeskirchenamt berufen.
                  

               

               
                     Artikel 46

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die oder der Vorsitzende leitet die Verhandlungen des Kirchenvorstandes.  2 Sie oder er hat darauf zu achten, dass Ordnung und Würde nicht verletzt werden und dass nur über Gegenstände gesprochen wird,
                     die um des Dienstes der Kirche willen behandelt werden müssen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Kirchenvorstand führt seine Beratungen nach der jeweiligen Tagesordnung und bemüht sich, seine Beschlüsse einmütig zu
                     fassen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Sitzungen werden mit Schriftlesung und Gebet eröffnet und mit Gebet geschlossen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Kirchenvorstand entscheidet, ob und in welchem Umfang die Sitzungen öffentlich sind.  2 Mindestens eine Sitzung im Jahr muss öffentlich sein.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Mitglieder des Kirchenvorstandes sind  verpflichtet, über alle Angelegenheiten der Seelsorge sowie über andere Gegenstände,
                     die ihrem Wesen nach vertraulich oder als solche ausdrücklich bezeichnet worden sind, dauernd, auch nach Ausscheiden aus dem
                     Amt, Verschwiegenheit zu bewahren.
                  

               

               
                     Artikel 47

                  

                   1 Die Landessuperintendentin oder der Landessuperintendent, der Landeskirchenrat oder beauftragte Mitglieder des Landeskirchenrates
                     oder des Landeskirchenamtes sowie die Superintendentin oder der Superintendent und beauftragte Mitglieder des Klassenvorstandes
                     sind berechtigt, an Kirchenvorstandssitzungen ohne Stimmrecht teilzunehmen.  2 Auf ihr Verlangen ist ihnen jederzeit außerhalb der Reihe derer, die sich zu Wort melden, das Wort zu erteilen.  3 In besonderen Fällen sind sie berechtigt, den Vorsitz zu übernehmen.
                  

               

               
                     Artikel 48

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchenvorstand kann zur Vorbereitung oder Durchführung seiner Beschlüsse sowie zur Betreuung bestimmter Einrichtungen
                     oder Arbeitsgebiete der Kirchengemeinde Ausschüsse oder Arbeitskreise bilden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Ausschüsse werden aus der Mitte des Kirchenvorstandes gewählt; er kann auch sachkundige Gemeindeglieder zu den Ausschüssen
                     zuziehen.  2 Der Kirchenvorstand entscheidet über das Stimmrecht der sachkundigen Gemeindeglieder.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Den Vorsitz in den Ausschüssen führt die oder der Vorsitzende des Kirchenvorstandes oder ein vom Ausschuss aus seiner Mitte
                     gewähltes Mitglied.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die oder der Vorsitzende und die oder der stellvertretende Vorsitzende des Kirchenvorstandes sowie die Pfarrerinnen oder Pfarrer
                     der Gemeinde sind zu den Beratungen der Ausschüsse einzuladen.  2 Die oder der Vorsitzende des Kirchenvorstandes ist berechtigt, jederzeit den Vorsitz zu übernehmen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Ausschüsse sind dem Kirchenvorstand verantwortlich und haben ihm auf Verlangen über ihre Arbeit zu berichten.  2 Über Mittel, die im Haushaltsplan der Gemeinde für ihre Arbeit vorgesehen sind, können sie im Einvernehmen mit der oder dem
                     Vorsitzenden des Kirchenvorstandes verfügen.  3 Die Bewirtschaftung dieser Haushaltsmittel kann vom Kirchenvorstand auf einen Ausschuss delegiert werden, sofern dies nicht
                     haupt- oder nebenamtliche Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter wahrnehmen können.
                  

               

               
                     Artikel 48 a

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Kirchenvorstand kann die Gemeindeglieder zu einer Gemeindeversammlung einladen.  2 In der Gemeindeversammlung wird über die Arbeit der Kirchengemeinde und die Gesamtlage der Kirche berichtet.  3 Die Gemeindeglieder können in der Versammlung Vorschläge zur Verbesserung und Bereicherung des Lebens der Gemeinde machen.
                      4 Der Kirchenvorstand hat über diese Vorschläge zu beraten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 In Kirchengemeinden mit mehreren Pfarrbezirken können Bezirksversammlungen stattfinden.  2 Für diese gilt Absatz 1 entsprechend.
                  

               

               
                     Artikel 49

                  

                   1 Beschlüsse des Kirchenvorstandes werden durch einen von der oder dem Vorsitzenden beglaubigten und mit dem Dienstsiegel des
                     Kirchenvorstandes versehenen Auszug aus dem Protokollbuch ausgefertigt.  2 Siegelgröße und Siegelabdruck müssen dem Muster der Verordnung zur Regelung des Siegelwesens in der Lippischen Landeskirche
                     (Siegelordnung) entsprechen.
                  

               

               
                     Artikel 50

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die oder der Vorsitzende sorgt für die Ausführung der Beschlüsse des Kirchenvorstandes und führt den Schriftwechsel.  2 Sie oder er kann den Schriftwechsel in allen Angelegenheiten wirtschaftlicher und finanzieller Art allgemein oder in bestimmten
                     Angelegenheiten einer oder einem Kirchenältesten übertragen.  3 Die Mitzeichnung der oder des Vorsitzenden ist stets erforderlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist kirchenaufsichtliche Genehmigung vorgeschrieben, so wird der Beschluss erst mit ihrer Erteilung wirksam.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 In eiligen Fällen, in denen die Einberufung des Kirchenvorstandes nicht möglich ist oder mit Rücksicht auf die geringe Bedeutung
                     der Sache nicht gerechtfertigt erscheint, hat die oder der Vorsitzende, möglichst im Einverständnis mit erreichbaren Mitgliedern
                     des Kirchenvorstandes, einstweilen das Erforderliche anzuordnen.  2 Dies ist dem Kirchenvorstand bei der nächsten Sitzung zur Genehmigung vorzulegen.  3 Wird die Genehmigung versagt, so bleiben bereits ausgeführte Maßnahmen Dritten gegenüber, unbeschadet etwaiger Verantwortlichkeit
                     der oder des Vorsitzenden und der befragten Mitglieder des Kirchenvorstandes, gültig.
                  

               

               
                     Artikel 51

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchenvorstand vertritt die Kirchengemeinde im Rechtsverkehr.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Geschäfte der laufenden Verwaltung werden durch die oder den Vorsitzenden, die Stellvertreterin oder den Stellvertreter
                     oder durch ein vom Kirchenvorstand beauftragtes anderes Mitglied wahrgenommen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die rechtsverbindliche Vertretung der Kirchengemeinde erfolgt durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Kirchenvorstandes
                     und ein weiteres Mitglied des Kirchenvorstandes und bedarf der Schriftform sowie des Siegels des Kirchenvorstandes.  2 Urkunden und Vollmachten bedürfen der Bestätigung durch das Landeskirchenamt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Kirchenvorstand ist berechtigt, durch eine gemäß Absatz 3 ausgefertigte Vollmacht mit der Vollziehung von Rechtsgeschäften
                     eins oder mehrere seiner Mitglieder zu beauftragen.
                  

               

               
                     Artikel 52

                  

                   1 Für Einrichtungen der Gemeinde, die von besonderer Bedeutung sind, kann der Kirchenvorstand Verwaltungs- oder Dienstanweisungen
                     erlassen.  2 Diese bedürfen der Genehmigung des Landeskirchenamtes.
                  

               

               
                     Artikel 53

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Unbeschadet ihrer Selbstständigkeit gemäß Artikel 8 sollen benachbarte Kirchengemeinden zusammenarbeiten, insbesondere wenn Aufgaben die Leistungsfähigkeit einer Kirchengemeinde
                     übersteigen oder übergreifende Aufgaben es erfordern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Kirchenvorstände benachbarter Kirchengemeinden können für gemeinsame Einrichtungen und Angelegenheiten zu einer gemeinsam
                     beschließenden Versammlung zusammentreten.  2 Das Landeskirchenamt kann dies empfehlen.  3 Beim ersten Zusammentreten führt bis zur Wahl der oder des Vorsitzenden die oder der an Jahren Älteste oder, wenn diese oder
                     dieser es ablehnt, das nächstältere erschienene Mitglied den Vorsitz.  4 Die Vereinbarungen über die gemeinsame Wahrnehmung von Angelegenheiten bestimmen sich nach Ausführungsbestimmungen, zu deren
                     Erlass der Landeskirchenrat ermächtigt ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Kirchengemeinden sowie sonstige kirchliche juristische Personen des öffentlichen oder privaten Rechts können sich zur Regelung
                     übergemeindlicher Angelegenheiten zu rechtsfähigen Verbänden zusammenschließen.  2 Das Nähere regelt ein Kirchengesetz.
                  

               

               
                     Artikel 54

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Bei Vorliegen von schwerwiegenden Gründen kann ein Kirchenvorstand mit Zweidrittelmehrheit seine Auflösung beschließen.  2 Die Auflösung eines Kirchenvorstandes bedarf der Genehmigung des Landeskirchenrates, der zuvor die Superintendentin oder den
                     Superintendenten zu hören hat.  3 Die Auflösung muss als Beratungsgegenstand in die Tagesordnung aufgenommen sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Stimmt der Landeskirchenrat der Auflösung eines Kirchenvorstandes zu, so bestellt er nach Anhören der Superintendentin oder
                     des Superintendenten Bevollmächtigte, die gemeinsam  mit den Pfarrerinnen und Pfarrern die Befugnisse des Kirchenvorstandes
                     wahrnehmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Bevollmächtigten haben möglichst bald die Wahl des neuen Kirchenvorstandes nach den bestehenden Ordnungen durchzuführen.
                  

               

               
                     Artikel 55

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Wenn ein Kirchenvorstand seine in dieser Ordnung oder in anderen Kirchengesetzen festgelegten Pflichten verletzt und trotz
                     Mahnung durch den Klassenvorstand und das Landeskirchenamt dabei verharrt, so eröffnet der Landeskirchenrat ein Verfahren
                     gegen den Kirchenvorstand, nachdem er zuvor den Kirchenvorstand und den Klassenvorstand gehört hat.  2 Er kann dabei dem Kirchenvorstand die Ausübung seines Amtes vorläufig untersagen.  3 In diesem Falle bestellt der Landeskirchenrat nach Anhören der Superintendentin oder des Superintendenten Bevollmächtigte,
                     die gemeinsam mit den Pfarrerinnen und Pfarrern die Befugnisse des Kirchenvorstandes wahrnehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Hält der Landeskirchenrat die Ermittlungen für abgeschlossen, so entscheidet er über die Auflösung des Kirchenvorstandes.
                      2 Beschließt der Landeskirchenrat die Auflösung, so kann er den Schuldigen die Wählbarkeit auf bestimmte Zeit entziehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Wird der Kirchenvorstand aufgelöst, so bestellt der Landeskirchenrat nach Anhören der Superintendentin oder des Superintendenten
                     Bevollmächtigte, falls dies nicht bereits nach Absatz 1 geschehen ist.  2 Die Bevollmächtigten haben möglichst bald die Wahl des neuen Kirchenvorstandes nach den bestehenden Ordnungen durchzuführen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 finden entsprechende Anwendung, wenn ein Kirchenvorstand sich als arbeitsunfähig erweist.
                  

               

               
                     Artikel 56

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Ist ein Kirchenvorstand wegen ungenügender Mitgliederzahl beschlussunfähig (Artikel 35 Abs. 1), so ist dies durch das Landeskirchenamt festzustellen.  2 Gegen diese Feststellung ist innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung der Verfügung Beschwerde beim Landeskirchenrat zulässig,
                     der endgültig entscheidet; der Rechtsweg zum Kirchlichen Verwaltungsgericht ist ausgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Wird die Feststellung des Landeskirchenamtes nicht angefochten oder die Beschwerde durch den Landeskirchenrat zurückgewiesen,
                     so bestellt dieser Bevollmächtigte, welche gemeinsam mit den Pfarrerinnen und Pfarrern die Befugnisse des Kirchenvorstandes
                     wahrnehmen.  2 Zu Bevollmächtigten können auch Mitglieder des bisherigen Kirchenvorstandes bestellt werden.  3 Die Bevollmächtigten haben möglichst bald die Wahl des neuen Kirchenvorstandes nach den bestehenden Ordnungen durchzuführen.
                  

               

               
                     Artikel 57

                  

                   1 In einer neu gebildeten Kirchengemeinde bestellt das Landeskirchenamt Bevollmächtigte zur vorläufigen Leitung der Gemeinde.
                      2 Diese haben möglichst bald die Wahl des Kirchenvorstandes nach den bestehenden Ordnungen durchzuführen.
                  

               

               
                     Artikel 58

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bevollmächtigte müssen zum Amt der oder des Kirchenältesten befähigt sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mit der Einführung der Kirchenältesten erlischt das Amt der Bevollmächtigten.
                  

               

               
                     Artikel 59

                  

                  Beschlüsse der Kirchenvorstände, die der Verfassung oder anderen Kirchengesetzen widersprechen, hat das Landeskirchenamt zu
                     beanstanden und, wenn sie nicht binnen einer gesetzten Frist zurückgenommen werden, außer Kraft zu setzen.
                  

               

            

         

         
               7. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kirchengemeinde

            

            
                     Artikel 60

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchenvorstand beruft für die Ämter und Dienste der Kirchengemeinde Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter, die haupt-, neben-
                     oder ehrenamtlich tätig sein sollen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Einstellung der haupt- und nebenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erfolgt nach den Bestimmungen des kirchlichen
                     Dienst- und Arbeitsrechtes.  2 Die Arbeitsverträge bedürfen der Genehmigung des Landeskirchenamtes.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Aufgaben und Rechte der ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind durch die Landeskirche zu regeln.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die in diese Dienste Berufenen werden in der Regel im Gottesdienst der Gemeinde unter Fürbitte in ihr Amt eingeführt oder
                     der Gemeinde unter Fürbitte bekannt gegeben.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Sie tun ihren Dienst in enger Zusammenarbeit mit den Pfarrerinnen und Pfarrern und sind dem Kirchenvorstand verantwortlich.
                      2 Sie sind in angemessener Weise über wichtige Ereignisse in der Gemeinde zu informieren und an den Entscheidungsfindungen zu
                     beteiligen.
                  

               

            

         

      

      
            III. Die Klassen

         

         
                     Artikel 61

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Förderung des geistlichen Lebens der Gemeinden und zur Erfüllung gemeinsamer kirchlicher Aufgaben bilden die Kirchengemeinden
                     Klassen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Demgemäß werden die Kirchengemeinden der Landeskirche unter Beachtung ihres Bekenntnisstandes Klassen zugeteilt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Über die Zuteilung der Gemeinden zu einer Klasse, über die Neubildung und über die Veränderung von Klassen beschließt die
                     Landessynode.  2 Die beteiligten Kirchenvorstände und Klassentage sind vorher zu hören.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Klassen erfüllen ihre Aufgaben in den Grenzen der kirchlichen Ordnung in eigener Verantwortung.
                  

               

               
                     Artikel 62

                  

                  Im Dienst der Leitung und Verwaltung der Klasse stehen:
                     
                        	
                           der Klassentag,

                        

                        	
                           der Klassenvorstand,

                        

                        	
                           die Superintendentin oder der Superintendent.

                        

                     

                  

               

               
                     Artikel 63

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Klassentag wird alle vier Jahre neu gebildet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Mitglieder des Klassentages sind:
                     
                        	
                           die in ein Gemeindepfarramt der Klasse berufenen Pfarrerinnen und Pfarrer und die im Bereich der Klasse mit voller Verwaltung
                              einer Pfarrstelle beauftragten Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe.  2 Ist eine Pfarrstelle von zwei Pfarrerinnen oder Pfarrern im Teildienstverhältnis besetzt, so entsendet der Kirchenvorstand
                              nur eine oder einen von beiden, wobei jede Pfarrstelleninhaberin oder jeder Pfarrstelleninhaber in den Klassentag wählbar
                              ist.
                           

                        

                        	
                           die Kirchenältesten, welche von den Kirchenvorständen auf die Dauer von vier Jahren entsandt werden;

                        

                        	
                           die vom Klassentag nach Artikel 63 Absatz 5 Berufenen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Jeder Kirchenvorstand wählt aus seiner Mitte für jede Pfarrstelle ein Mitglied zum Klassentag sowie eine Stellvertreterin
                     oder einen Stellvertreter.
                  

                   2 Außerdem wählt er für jede Pfarrstelle eine Vertreterin oder einen Vertreter, die oder der im Falle der Verhinderung der Pfarrerin
                     oder des Pfarrers, der Pastorin oder des Pastors im Hilfsdienst (Abs. 2a) diese oder diesen auf dem Klassentag vertritt.
                  

                   3 In Gemeinden mit mehreren Pfarrbezirken werden die Mitglieder und Stellvertreterinnen und Stellvertreter in der Regel aus
                     den einzelnen Pfarrbezirken gewählt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Sind in einer Anstaltskirchengemeinde mehr als zwei Pfarrstellen eingerichtet, nehmen jeweils nur zwei der Pfarrstelleninhaberinnen
                     und Pfarrstelleninhaber sowie zwei weitere aus der Mitte der Gemeindevertretung gewählte Mitglieder am Klassentag teil.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Der Klassentag kann auf Vorschlag des Klassenvorstandes auf seiner ersten ordentlichen Tagung zusätzlich zu den geborenen
                     und gewählten Mitgliedern des Klassentages bis zu drei weitere Mitglieder berufen.  2 Unter den Berufenen sollen sich auch hauptamtliche Mitarbeitende aus den Gemeinden der Klasse (Artikel 28 Absatz 1) befinden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Landeskirchlich verpflichtete Pfarrerinnen und Pfarrer, Anstaltspfarrerinnen und Anstaltspfarrer, Stiftungspfarrerinnen und
                     Stiftungspfarrer, die dem Klassentag nicht gemäß Abs. 2a und 4 angehören, sind zu den Klassentagen einzuladen, denen sie zugeordnet
                     worden sind.  2 Sie nehmen an den Verhandlungen mit beratender Stimme teil.
                  

                   3 Die im Bereich einer Klasse tätigen Pfarrerinnen und Pfarrer mit beratender Stimme im Kirchenvorstand und Pastorinnen und
                     Pastoren im Hilfsdienst nehmen an den Beratungen des Klassentages mit beratender Stimme teil.
                  

                   4 Die im Bereich einer Klasse wohnenden zum nebenberuflichen Dienst der Wortverkündigung Berufenen werden zum Klassentag eingeladen,
                     dem sie ihrem Bekenntnis nach zugehören; sie nehmen an den Verhandlungen mit beratender Stimme teil.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die zum Bereich der Klasse gehörenden Mitglieder der Landessynode sollen an den Verhandlungen des Klassentages mit beratender
                     Stimme teilnehmen.
                  

               

               
                     Artikel 64

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Scheidet ein ordentliches Mitglied des Klassentages aus, so hat der Kirchenvorstand vor der nächsten Tagung des Klassentages
                     eine Ersatzwahl vorzunehmen.  2 Ist die Wahl nicht rechtzeitig möglich gewesen, so nimmt die vom Kirchenvorstand bestimmte Stellvertreterin oder der vom Kirchenvorstand
                     bestimmte Stellvertreter anstelle des ausgeschiedenen Mitgliedes am Klassentag teil.  3 Die Ersatzwahl ist unverzüglich durchzuführen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Scheidet ein von einem Kirchenvorstand entsandtes Mitglied aus dem Kirchenvorstand aus, so erlischt auch der Auftrag im Klassentag.
                  

               

               
                     Artikel 65

                  

                   1 Der Klassentag hat den Auftrag, über dem kirchlichen Leben in seinem Bereich zu wachen und es zu fördern sowie an der Rechtsetzung
                     der Landeskirche mitzuwirken.  2 Er fasst die Gemeinden der Klasse zur gemeinsamen Verantwortung für das kirchliche Leben zusammen und gibt Anregungen für
                     die kirchliche Arbeit.  3 Der Klassentag entscheidet über Anträge der Kirchenvorstände der Klasse.
                  

               

               
                     Artikel 66

                  

                  In der Erfüllung dieses Auftrages trägt der Klassentag die Mitverantwortung für folgende Einzelaufgaben:
                     
                        	
                           die lautere Verkündigung des Wortes Gottes und die rechte Verwaltung der Sakramente in den Gemeinden,

                        

                        	
                           die Wahrung des Bekenntnisstandes der Gemeinden,

                        

                        	
                           die Pflege der Gemeinschaft der in der Klasse verbundenen Gemeinden und die Förderung der Einheit der Landeskirche,

                        

                        	
                           die Einhaltung der kirchlichen Ordnungen,

                        

                        	
                           die Förderung der Arbeit und der Einrichtungen der missionarischen und diakonischen Werke in den Gemeinden,

                        

                        	
                           die Beachtung der Gebote Gottes im öffentlichen Leben,

                        

                        	
                           die christliche Erziehung der Jugend in Haus, Kirche und Schule,

                        

                        	
                           die Förderung der kirchlichen Verantwortung bei Kirchenältesten und anderen Trägerinnen oder Trägern eines kirchlichen Amtes,

                        

                        	
                           die Stellungnahme zu allgemeinen und grundsätzlichen Fragen des kirchlichen und öffentlichen Lebens und besonders bedeutsamen
                              Vorkommnissen im Bereich der Klasse.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Artikel 67

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Klassentag wählt die Mitglieder der Klasse zur Landessynode sowie die Superintendentin oder den Superintendenten, eine
                     Stellvertreterin oder einen Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Klassenvorstandes gemäß Artikel 71.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Er berät über Anträge, Wünsche und Beschwerden aus den Gemeinden und der Klasse, insbesondere über solche, die der Landessynode,
                     dem Landeskirchenrat, dem Landeskirchenamt oder der Landessuperintendentin oder dem Landessuperintendenten zugeleitet werden
                     sollen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Er nimmt insbesondere gutachtlich Stellung zu allen von der Landessynode zu verabschiedenden Gesetzesvorlagen, soweit die
                     Kirchengemeinden und Klassen betroffen sind.
                  

               

               
                     Artikel 68

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Klassentag versammelt sich mindestens einmal jährlich an dem von ihm selbst oder vom Klassenvorstand bestimmten Ort zu
                     seiner ordentlichen Tagung.  2 Er muss einberufen werden, wenn ein Drittel seiner Mitglieder, ein Drittel der Kirchenvorstände oder der Landeskirchenrat
                     es beantragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Klassentag dauert in der Regel einen Tag.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Tagung wird mit Andacht und Gebet  eröffnet und mit Gebet geschlossen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Superintendentin oder der Superintendent berichtet dem Klassentag über die wichtigen Ereignisse im Bereich der Klasse.
                      2 Der Bericht wird zur Aussprache gestellt.
                  

               

               
                     Artikel 69

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Mitglieder des Klassentages haben ihre Entscheidung allein in der Bindung an die Heilige Schrift und an das Bekenntnis
                     in der Verantwortung für die Kirche zu treffen.  2 Sie dürfen von keiner Seite bindende Aufträge annehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitglieder des Klassentages sind verpflichtet, über Angelegenheiten der Seelsorge und über andere Gegenstände, die ihrem
                     Wesen nach vertraulich oder als solche ausdrücklich bezeichnet worden sind, dauernd, auch nach Ausscheiden aus dem Klassentage,
                     Verschwiegenheit zu bewahren.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Mitglieder verrichten ihren Dienst ehrenamtlich; notwendige Auslagen und entgangener Arbeitslohn werden ihnen erstattet.
                  

               

               
                     Artikel 70

                  

                   1 Der Landeskirchenrat kann Beschlüsse des Klassentages beanstanden.  2 Dadurch wird die Ausführung der Beschlüsse bis zum nächsten Klassentag gehemmt.  3 Wenn dieser erneut in gleicher Weise beschließt und der Landeskirchenrat auf seiner Beanstandung besteht, so muss die Landessynode
                     angerufen werden.  4 Diese kann endgültig entscheiden oder die Entscheidung des kirchlichen Verwaltungsgerichts herbeiführen.
                  

               

               
                     Artikel 71

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Klassenvorstand besteht aus vier Mitgliedern.  2 Diese sind:
                     
                        	
                           die Superintendentin als Vorsitzende oder der Superintendent als Vorsitzender,

                        

                        	
                           eine Pfarrerin als Schriftführerin oder ein Pfarrer als Schriftführer des Klassentages,

                        

                        	
                           zwei Kirchenälteste.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die stellvertretende Superintendentin oder der stellvertretende Superintendent nimmt mit beratender Stimme an den Sitzungen
                     des Klassenvorstandes teil.
                  

               

               
                     Artikel 72

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Klassenvorstand wird vom Klassentag aus seiner Mitte gewählt.  2 Die Wahlen der Superintendentin oder des Superintendenten und der stellvertretenden Superintendentin oder des stellvertretenden
                     Superintendenten erfolgen auf acht Jahre.  3 Die übrigen Mitglieder des Klassenvorstandes werden auf vier Jahre gewählt.  4 Wiederwahl ist möglich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Für die beiden Kirchenältesten sind je eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter zu wählen.  2 Dasselbe gilt für die Schriftführerin oder den Schriftführer des Klassenvorstandes.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Wahlen der Superintendentin oder des Superintendenten und der Stellvertreterin oder des Stellvertreters bedürfen der Bestätigung
                     durch den Landeskirchenrat.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Mitglieder des Klassenvorstandes und ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter haben das Recht, jederzeit von ihrem
                     Amt zurückzutreten.  2 Für den Rücktritt der Superintendentin oder des Superintendenten bedarf es jedoch der Genehmigung des Landeskirchenrates.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Scheidet die Superintendentin oder der Superintendent oder ein anderes Mitglied des Klassenvorstandes aus, so tritt zunächst
                     die Stellvertreterin oder der Stellvertreter an ihre oder seine Stelle.  2 Der Klassentag hat auf seiner nächsten Tagung für den Rest der Amtszeit für die Ausgeschiedene oder den Ausgeschiedenen eine
                     Ersatzwahl vorzunehmen.
                  

               

               
                     Artikel 73

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Klassenvorstand hat die Tagung des Klassentages vorzubereiten und für die Ausführung seiner Beschlüsse zu sorgen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Er trägt die Mitverantwortung für folgende Einzelaufgaben:
                     
                        	
                           Er nimmt in dringenden Fällen, wenn die Einberufung des Klassentages nicht möglich ist oder der Bedeutung des Gegenstandes
                              nicht entspricht, die in Art. 63 genannten Aufgaben und Rechte des Klassentages wahr.  2 Alle aufgrund dieser Ermächtigung gefassten Beschlüsse sind dem nächsten Klassentag zur Entscheidung vorzulegen.
                           

                        

                        	
                           Er bemüht sich, Konflikte in den Gemeinden zu beseitigen.

                        

                        	
                           Er wirkt an Aufgaben mit, die ihm durch die Verfassung oder durch Kirchengesetz übertragen werden.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Klassenvorstand soll mitwirken:
                     
                        	
                           bei der Kirchenvisitation der Gemeinden,

                        

                        	
                           bei der Einführung der Pfarrerinnen und Pfarrer,

                        

                        	
                           bei der feierlichen Ingebrauchnahme neuer Gottesdienststätten und bei sonstigen Veranstaltungen, die für die Klasse von Bedeutung
                              sind.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Artikel 74

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Wirken der Superintendentin oder des Superintendenten ist geschwisterlicher Dienst unter Gottes Wort.  2 Die Superintendentin oder der Superintendent wacht über dem kirchlichen Leben im Bereich ihrer oder seiner Klasse.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Superintendentin oder der Superintendent verwaltet ihr oder sein Amt im Auftrage des Klassentages und leitet die Klasse
                     in Verbindung mit den übrigen Mitgliedern des Klassenvorstandes.  2 Sie oder er vertritt die Klasse in der Öffentlichkeit.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Superintendentin oder der Superintendent versieht ihr oder sein Amt zugleich im Auftrage der Landeskirche.  2 Sie oder er sorgt für die Ausführung der Anordnungen des Landeskirchenrates und des Landeskirchenamtes sowie für die Einhaltung
                     der kirchlichen Ordnungen und Gesetze im Bereich ihrer oder seiner Klasse.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Schriftverkehr des Landeskirchenrates und des Landeskirchenamtes mit den Gemeinden, den Pfarrerinnen und Pfarrern sowie
                     allen anderen kirchlichen Amtsträgerinnen und Amtsträgern der Klasse geht insoweit durch ihre oder seine Hand, wie es die
                     Gesetze oder die Sache erfordern.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Superintendentin oder der Superintendent ist gleichzeitig Inhaberin oder Inhaber einer Pfarrstelle ihrer oder seiner Klasse.
                      2 Scheidet sie oder er aus ihrer oder seiner Klasse aus, so endet gleichzeitig ihr Amt als Superintendentin oder sein Amt als
                     Superintendent.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Die reformierten Superintendentinnen oder Superintendenten werden durch die Landessuperintendentin oder den Landessuperintendenten
                     in ihr Amt eingeführt und auf ihre Dienstobliegenheiten verpflichtet.  2 Die Einführung der lutherischen Superintendentin oder des lutherischen Superintendenten und ihre oder seine Verpflichtung
                     nimmt die theologische Kirchenrätin oder der theologische Kirchenrat vor.
                  

               

               
                     Artikel 75

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Superintendentin oder der Superintendent ist berufen, Seelsorgerin oder Seelsorger und Beraterin oder Berater der Pfarrerinnen
                     und Pfarrer, Vikarinnen und Vikare und Predigerinnen und Prediger im Bereich ihrer oder seiner Klasse zu sein.  2 Sie oder er soll sie ermahnen und ihnen helfen, dass sie als Dienerinnen und Diener der Kirche ihr Leben unter dem Worte Gottes
                     führen und an ihrer theologischen Fortbildung ständig weiterarbeiten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie oder er berät und fördert die Studentinnen und Studenten der Theologie im Bereich ihrer oder seiner Klasse.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Superintendentin oder der Superintendent lädt die Pfarrerinnen und Pfarrer, Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis
                     auf Probe, Vikarinnen und Vikare der Klasse zum pflichtmäßigen Klassenkonvent ein, der in der Regel mindestens sechsmal im
                     Jahre zusammentreten soll.  2 Auf den Klassenkonventen sind neben Fragen der theologischen Wissenschaft solche der kirchlichen Praxis zu behandeln, insbesondere
                     Schriftauslegung, Predigtgestaltung und Unterweisung der Jugend.  3 Das Landeskirchenamt kann die Behandlung bestimmter Themen anordnen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Superintendentin oder der Superintendent soll auch die Kirchenältesten  sowie die anderen Inhaberinnen und Inhaber kirchlicher
                     Ämter und Dienste versammeln, um mit ihnen ihre Aufgaben zu beraten und ihnen für ihr Amt Hilfe und Weisung zu geben.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Superintendentin oder der Superintendent führt die Aufsicht über die Gemeinden und Kirchenvorstände sowie über alle, die
                     im Bereich ihrer oder seiner Klasse ein kirchliches Amt haben.  2 Insbesondere soll sie oder er auf die rechte Verkündigung des Wortes Gottes und die rechte Verwaltung der Sakramente sowie
                     auf den kirchlichen Unterricht achthaben.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Die Superintendentin oder der Superintendent soll auf Mängel oder Nachlässigkeiten im Amt hinweisen.  2 Werden ihr oder ihm begründete Beschwerden vorgetragen und liegt nach ihrem oder seinem Ermessen ein dienststrafrechtlicher
                     Tatbestand vor, so berichtet sie oder er unverzüglich dem Landeskirchenamt.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Sie oder er nimmt an der von der Landessuperintendentin oder dem Landessuperintendenten einberufenen regelmäßigen Konferenz
                     der Superintendentinnen und Superintendenten teil.
                  

               

               
                     Artikel 76

                  

                  Zu den besonderen Aufgaben der Superintendentin oder des Superintendenten gehören:
                     
                        	
                           die Beratung und Hilfe für die einzelnen Gemeinden in ihren besonderen Anliegen und Nöten;

                        

                        	
                           die Regelung des Dienstes bei Pfarrvakanzen und in Krankheitsfällen bis zur anderweitigen Anordnung des Landeskirchenamtes;

                        

                        	
                           die Regelung und Erteilung von Erholungsurlaub der Pfarrerinnen und Pfarrer sowie der Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis
                              auf Probe im Rahmen der Urlaubsordnung;
                           

                        

                        	
                           die Leitung der Pfarrwahlen;

                        

                        	
                           die Einführung der Pfarrerinnen und Pfarrer, gegebenenfalls unter Mitwirkung des Klassenvorstandes;

                        

                        	
                           die regelmäßige Kirchenvisitation der Gemeinden nach Maßgabe der Visitationsordnung, unter Mitwirkung von zwei Mitgliedern
                              des Klassentages sowie die Berichterstattung über das Ergebnis einer durchgeführten Kirchenvisitation an das Landeskirchenamt;
                           

                        

                        	
                           die Vorprüfung der kirchlichen Rechnungen der Gemeinden;

                        

                        	
                           die Berichterstattung an das Landeskirchenamt über wesentliche kirchliche Vorgänge im Bereich der Klasse;

                        

                        	
                           die Einberufung und Leitung der Klassentage;

                        

                        	
                           die Wahrnehmung von Aufträgen des Landeskirchenrates und des Landeskirchenamtes;

                        

                        	
                           die Vertretung der Klasse bei der Ingebrauchnahme kirchlicher Räume sowie bei sonstigen Veranstaltungen, die für die Klasse
                              von Bedeutung sind.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            IV. Die Landeskirche

         

         
               1. Die Landessynode

            

            
                     Artikel 77

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landessynode ist Trägerin der Kirchengewalt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie übt sie entweder selbst oder durch ihre Organe aus.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Diese sind der Landeskirchenrat, das Landeskirchenamt, die Landessuperintendentin oder der Landessuperintendent, das Kirchliche
                     Verwaltungsgericht, die gemeinsame Disziplinarkammer, das Spruchkollegium, die Arbeitsrechtliche Kommission und die Arbeitsrechtliche Schiedskommission.
                  

               

               
                     Artikel 78

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landessynode besteht aus:
                     
                        	
                           den Superintendentinnen und Superintendenten

                        

                        	
                           den von den Klassentagen zu wählenden Pfarrerinnen und Pfarrern:
                              
                                 	
                                    für die ev.-ref. Klassen: je zwei Pfarrerin oder Pfarrer

                                 

                                 	
                                    für die ev.-luth. Klasse: zwei Pfarrerinnen oder Pfarrer

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           den von den Klassentagen zu wählenden Kirchenältesten oder zu Kirchenältesten wählbaren Gemeindegliedern, die kein Pfarramt
                              bekleiden dürfen:
                              
                                 	
                                    für die ev.-ref. Klassen: je sieben Mitglieder

                                 

                                 	
                                    für die ev.-luth. Klasse: sieben Mitglieder

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           sechs vom Landeskirchenrat zu berufenden Mitgliedern, darunter
                              
                                 	
                                    nach Anhörung des Nominierungsausschusses mindestens zwei Vertreterinnen oder Vertreter der Verbände und Werke

                                 

                                 	
                                    nach Anhörung des Nominierungsausschusses eine Professorin oder ein Professor der evangelischen Theologie, die oder der nicht
                                       Mitglied der Lippischen Landeskirche sein muss.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für jedes Mitglied wird eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter gewählt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die von der Landeskirche berufenen Pfarrerinnen und Pfarrer für Diakonie, Kirche und Schule, Seelsorge und Beratung, Mission,
                     Ökumene und Konziliarer Prozess und Bildung und Jugend nehmen mit beratender Stimme für ihren jeweiligen Zuständigkeitsbereich
                     an den Sitzungen der Landessynode teil.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Jeweils zwei Mitglieder des Konventes der Studentinnen und Studenten, der Vikarinnen und Vikare sowie des Jugendkonvents nehmen
                     mit beratender Stimme teil.
                  

               

               
                     Artikel 79

                  

                  Die von den Klassentagen gewählten Mitglieder der Landessynode sowie die Stellvertreterinnen und Stellvertreter müssen denjenigen
                     Klassen angehören, von deren Klassentagen sie gewählt werden.
                  

               

               
                     Artikel 80

                  

                  Die Amtszeit der Landessynode umfasst vier Kalenderjahre.

               

               
                     Artikel 81

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landessynode hat das Recht, mit Zweidrittelmehrheit ihre Auflösung zu beschließen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In diesem Falle hat die Neuwahl der Landessynode binnen einer Frist von drei Monaten, vom Tage der Auflösung an gerechnet,
                     ihre Einberufung binnen eines weiteren Monats zu erfolgen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Jahr der Neuwahl gilt als erstes Jahr einer neuen Amtszeit der Landessynode (Art. 80).
                  

               

               
                     Artikel 82

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Etwaige Einsprüche gegen eine Wahl sind binnen vier Wochen nach der Wahl beim Landeskirchenrat einzulegen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Landeskirchenrat hat eine Vorprüfung aller Wahlen vorzunehmen.  2 Stellt sich dabei heraus, dass bei der Wahlhandlung nicht ordnungsmäßig verfahren worden ist, so hat er eine Neuwahl anzuordnen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Landessynode prüft die Wahl ihrer Mitglieder und entscheidet endgültig über deren Gültigkeit.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Auf alle Wahlen finden die entsprechenden Bestimmungen der Geschäftsordnung für die Landessynode, Organe und Gremien der Landeskirche,
                     Klassen und Kirchengemeinden der Lippischen Landeskirche sinngemäße Anwendung.
                  

               

               
                     Artikel 83

                  

                   1 Ein Mitglied verliert sein Amt
                     
                        	
                           durch Verweigerung des vorgeschriebenen Gelöbnisses;

                        

                        	
                           durch Verzicht auf die Ausübung des Amtes;

                        

                        	
                           durch Verlust der Wählbarkeit.

                        

                     

                  

                   2 Als Verzicht auf die Ausübung des Amtes gilt auch, wenn ein Mitglied trotz der Einladung dreimal hintereinander ohne Entschuldigung
                     den Sitzungen der Landessynode fernbleibt.
                  

               

               
                     Artikel 84

                  

                  Nach dem Ausscheiden eines Mitgliedes, der Stellvertreterin oder des Stellvertreters ist auf dem nächsten Klassentag für den
                     Rest der Amtszeit eine Nachfolgerin oder ein Nachfolger zu wählen.
                  

               

               
                     Artikel 85

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landessynode hat die Aufgabe, in steter Erinnerung an Epheser 4, 1–6 die Geistlichen und die Ältesten, die Gemeinden und
                     die Klassen zur Gemeinschaft der Arbeit, des Glaubens und der Liebe zu verbinden, die Selbsttätigkeit kräftig anzuregen, dabei
                     aber die Einheit der Landeskirche gegen alle gegenläufigen Bestrebungen zu wahren.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Als Trägerin der Kirchengewalt hat die Landessynode das Recht der Gesetzgebung und die Aufsicht über die gesamte Leitung und
                     Verwaltung der Landeskirche.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Unter Wahrung der Bestimmungen des Vorspruchs kann die Landessynode über  alle Angelegenheiten der Landeskirche beraten und
                     beschließen, soweit nicht in dieser Verfassung oder künftigen Kirchengesetzen etwas anderes bestimmt wird.
                  

               

               
                     Artikel 86

                  

                  Insbesondere gehören zum Wirkungskreis der Landessynode folgende Rechte und Pflichten:
                     
                        	
                           der Erlass von Kirchengesetzen, ihre Änderung und Aufhebung sowie die maßgebliche Auslegung;

                        

                        	
                           die Beratung und Beschlussfassung über Vorlagen und Anträge;

                        

                        	
                           die Entscheidung über die Wahl ihrer Mitglieder und über ihr Ausscheiden aus der Landessynode (Art. 82 und 83);
                           

                        

                        	
                           die Wahl der Landessuperintendentin oder des Landessuperintendenten (Art. 121 Abs. 2);
                           

                        

                        	
                           die Wahl der juristischen Kirchenrätin oder des juristischen Kirchenrates und der theologischen Kirchenrätin oder des theologischen
                              Kirchenrates (Art. 116 und 117);
                           

                        

                        	
                           die Wahl des in Art. 104 Abs. 1, Ziffer 2 genannten Mitgliedes des Landeskirchenrates;
                           

                        

                        	
                           die Wahlen zum Kirchlichen Verwaltungsgericht, zu den kirchlichen Disziplinargerichten, zum Spruchkollegium, zur Arbeitsrechtlichen
                              Kommission und zur Arbeitsrechtlichen Schiedskommission;
                           

                        

                        	
                           die Wahl des Mitgliedes für die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland;

                        

                        	
                           die Beratung und Beschlussfassung über den Rechenschaftsbericht des Landeskirchenrates für jeweils eine Legislaturperiode
                              der Landessynode (Art. 106, Ziffer 12);
                           

                        

                        	
                           die Beschlussfassung über die Gottesdienstordnung sowie die Einführung, Abänderung und Abschaffung von Gesangbüchern, Agenden
                              und kirchlichen Lehrbüchern;
                           

                        

                        	
                           die Überwachung der Verwaltung des allgemeinen Kirchenvermögens und die Abnahme der Landeskirchenrechnungen;

                        

                        	
                           die Genehmigung des Haushaltsplanes;

                        

                        	
                           die Beschlussfassung über die Landeskirchensteuern;

                        

                        	
                           die Regelung des Dienst- und des Besoldungsrechtes einschließlich des Versorgungsrechtes der Theologinnen und Theologen und
                              der landeskirchlichen Beamtinnen und Beamten sowie die des Arbeitsrechtes der Angestellten, Arbeiterinnen und Arbeiter und
                              Auszubildenden;
                           

                        

                        	
                           die Festsetzung der anschlagmäßigen Gebühren für kirchliche Amtshandlungen;

                        

                        	
                           die Genehmigung ständiger allgemeiner Kirchensammlungen;

                        

                        	
                           die Bestimmungen über allgemeine kirchliche Feiertage;

                        

                        	
                           die Gründung und Aufhebung von Kirchengemeinden und Pfarrstellen sowie die Aufnahme von Kirchengemeinden;

                        

                        	
                           die Beteiligung an den theologischen Prüfungen durch ihre Vorsitzende oder ihren Vorsitzenden oder die erste Beisitzerin oder
                              den ersten Beisitzer des Synodalvorstandes;
                           

                        

                        	
                           die Beschlussfassung über alle grundsätzlichen Angelegenheiten, welche sich aus der Zugehörigkeit zur Evangelischen Kirche
                              in Deutschland als deren Gliedkirche ergeben (Art. 6);
                           

                        

                        	
                           die Entscheidung über Anträge von Klassentagen.

                        

                     

                  

               

               
                     Artikel 87

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landessynode tritt mindestens einmal jährlich zusammen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie muss binnen eines Monats berufen werden, wenn es vom Landeskirchenrat, dem Finanzausschuss oder einem Drittel ihrer Mitglieder
                     verlangt wird.
                  

               

               
                     Artikel 88

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die erste Berufung der Landessynode nach der Neuwahl erfolgt durch den Landeskirchenrat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Übrigen wird die Landessynode durch ihren Vorstand einberufen.
                  

               

               
                     Artikel 89

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Am Sonntag vor dem ersten Zusammentritt der Landessynode nach der Neuwahl findet am Ort der Tagung ein Gottesdienst für die
                     Landeskirchengemeinde statt.  2 Jede weitere Tagung wird mit einem Gottesdienst eröffnet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Sitzungen der Landessynode werden mit einer Andacht im Sitzungssaal eröffnet und mit Gebet und Segen geschlossen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Am Sonntag vor dem Zusammentritt der Landessynode und während der Tagungen ist ihrer in allen Gemeindegottesdiensten fürbittend
                     zu gedenken.
                  

               

               
                     Artikel 90

                  

                  Die Mitglieder jeder Landessynode haben bei ihrem Eintritt nachstehendes Gelöbnis abzulegen:

                  „Ich gelobe vor Gott, dass ich meine Pflichten als Mitglied der Landessynode sorgfältig und treu, dem Worte Gottes und den
                     bestehenden kirchlichen Ordnungen gemäß erfüllen und danach trachten will, dass die Kirche in allen Stücken wachse an dem,
                     der das Haupt ist, Christus.“
                  

               

               
                     Artikel 91

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mitglieder der Landessynode dürfen von keiner Seite bindende Aufträge annehmen; sie dürfen für Äußerungen, die sie in Ausübung
                     ihres Amtes tun, im kirchlichen Dienststrafwege nicht zur Rechenschaft gezogen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitglieder der Landessynode verrichten ihren Dienst ehrenamtlich; notwendige Auslagen und entgangener Arbeitslohn werden
                     ihnen erstattet.
                  

               

               
                     Artikel 92

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die erste Tagung nach einer Neuwahl wird von dem ältesten geistlichen Mitglied eröffnet; es legt das in Art. 90 genannte Gelöbnis
                     ab.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die übrigen Mitglieder nehmen dasselbe Gelöbnis auf sich mit den gemeinsam gesprochenen Worten: „Dasselbe gelobe ich vor Gott!“
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Später eintretende Mitglieder werden von der oder dem Vorsitzenden der Landessynode verpflichtet.
                  

               

               
                     Artikel 93

                  

                  Die Landessynode wählt nach der Verpflichtung der Mitglieder unter dem Vorsitz des ältesten geistlichen Mitgliedes aus ihrer
                     Mitte ihre Vorsitzende oder ihren Vorsitzenden und sodann unter deren oder dessen Leitung die übrigen Mitglieder ihres Vorstandes
                     sowie die Stellvertreterinnen und Stellvertreter.
                  

               

               
                     Artikel 94

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Vorstand der Landessynode besteht aus drei Mitgliedern der Landessynode, und zwar aus der oder dem Vorsitzenden sowie
                     einer ersten Beisitzerin oder einem ersten Beisitzer und einer zweiten Beisitzerin oder einem zweiten Beisitzer.  2 Zwei Mitglieder müssen Kirchenälteste i.S. von Artikel 78 Abs. 1 Ziffer 3 der Verfassung sein; ein Mitglied muss Pfarrerin
                     oder Pfarrer sein.  3 Ein Mitglied des Vorstands muss lutherisch, zwei müssen reformiert sein.  4 Die oder der Vorsitzende und die erste Beisitzerin oder der erste Beisitzer müssen verschiedenen Konfessionen (reformiert
                     oder lutherisch) angehören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für jedes Mitglied des Vorstandes werden eine erste und eine zweite Stellvertreterin oder ein erster und ein zweiter Stellvertreter
                     gewählt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Mitglieder des Vorstandes und ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter haben das Recht, jederzeit von ihrem Amt zurückzutreten.
                      2 Dasselbe gilt für das aus der Mitte der Landessynode gem. Art. 104 Abs. 1 Ziffer 2 gewählte reformierte Mitglied des Landeskirchenrates.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Scheidet die oder der Vorsitzende während der Amtszeit aus, endet auch die Amtszeit aller Mitglieder des Vorstands sowie ihrer
                     Stellvertreterinnen und Stellvertreter.  2 Die Landessynode wählt in ihrer nächsten Tagung Nachfolgerinnen und Nachfolger für den Rest der Amtszeit für alle Mitglieder
                     des Vorstands sowie ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter.  3 Die Mitglieder des Vorstands und ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter bleiben bis zur Nachwahl im Amt.  4 Scheidet eine Beisitzerin oder ein Beisitzer oder eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter während der Amtszeit aus,
                     so erfolgt die Nachwahl nur für dieses Mitglied oder seine Stellvertretung für den Rest der Amtszeit.
                  

               

               
                     Artikel 95

                  

                   1 Der Vorstand der Landessynode hat, wenn diese nicht versammelt ist, Kirchengesetze (Art. 86 Ziffer 1) verbindlich auszulegen.  2 Sonstige Vertretungen der nicht versammelten Landessynode regeln sich nach Art. 107.
                  

               

               
                     Artikel 96

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die oder der Vorsitzende der Landessynode führt die Amtsbezeichnung Präses.  2 Sie oder er leitet die Verhandlungen, sorgt für die Einhaltung der äußeren Ordnung und übt das Hausrecht aus.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Beisitzerinnen oder Beisitzer haben sie oder ihn bei der Wahrnehmung ihrer oder seiner Obliegenheiten zu unterstützen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ist die oder der Vorsitzende in einer Sitzung zeitweise verhindert, so tritt die erste Beisitzerin oder der erste Beisitzer
                     oder bei deren oder dessen Verhinderung die zweite Beisitzerin oder der zweite Beisitzer für sie oder ihn ein, sonst ihre
                     oder seine Stellvertreterin oder ihr oder sein Stellvertreter.
                  

               

               
                     Artikel 97

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchengesetze, der landeskirchliche Haushalt und Steuerumlagen erfordern zweimalige Beratung und Abstimmung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchengesetze werden unter Hinweis auf den Beschluss der Landessynode durch den Landeskirchenrat im Gesetz- und Verordnungsblatt
                     der Lippischen Landeskirche verkündet.
                  

               

               
                     Artikel 98

                  

                  Vorlagen des Landeskirchenrates sollen, soweit die Kirchengemeinden und Klassen betroffen sind, in der Regel so rechtzeitig
                     versandt werden, dass sie vor dem Zusammentritt der Landessynode von den Klassentagen beraten werden können.
                  

               

               
                     Artikel 99

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Anträge, die von einem Mitglied der Landessynode gestellt werden, bedürfen der Unterstützung von mindestens zwei weiteren
                     Mitgliedern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Anträge auf Abänderung oder Aufhebung von Kirchengesetzen und Verordnungen müssen von mindestens einem Drittel der Mitglieder
                     der Landessynode eingebracht werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zur Einbringung von Gesetzesvorlagen aus der Mitte der Landessynode bedarf es der Unterschrift von mindestens einem Drittel
                     ihrer Mitglieder; sie sind dann wie Vorlagen des Landeskirchenrates zu behandeln.
                  

               

               
                     Artikel 100

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei Verhandlungen über Angelegenheiten, die ausschließlich die reformierten Kirchengemeinden betreffen, insbesondere bei Verhandlungen
                     über Gottesdienstordnung sowie über Agenden und kirchliche Lehr- und Gesangbücher haben die lutherischen Mitglieder der Landessynode
                     weder beratende noch beschließende Stimme.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die gleichen Angelegenheiten der lutherischen Kirchengemeinden ist anstelle der Landessynode der lutherische Klassentag
                     zuständig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        An Verhandlungen über ihre Besoldung und Versorgung nehmen die Pfarrerinnen und Pfarrer nur mit beratender Stimme teil.
                  

               

               
                     Artikel 101

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Sitzungen der Landessynode sind öffentlich, sofern sie nicht für einzelne Angelegenheiten die Öffentlichkeit ausschließt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Über die Sitzungen der Landessynode ist ein Verhandlungsbericht aufzunehmen.  2 Der Synodalvorstand stellt den Verhandlungsbericht fest, legt ihn der Schriftführerin oder dem Schriftführer vor und versendet
                     ihn im Anschluss an die Mitglieder der Landessynode.  3 Nach Ablauf der Einspruchsfrist und Erledigung etwaiger Einsprüche gilt die Niederschrift als genehmigt. 
                  

               

               
                     Artikel 102

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landessynode gibt sich und den Organen und Gremien der Landeskirche, der Klassen und Kirchengemeinden eine Geschäftsordnung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Geschäftsführung des Landeskirchenrates wird durch eine Geschäftsordnung geregelt, die von der Landessynode zu genehmigen ist.
                  

               

            

         

         
               2. Der Landeskirchenrat

            

            
                     Artikel 103

                  

                   1 Der Landeskirchenrat ist ein Kollegium und zur Leitung und Verwaltung der Landeskirche berufen.  2 Er ist der Landessynode verantwortlich.
                  

               

               
                     Artikel 104

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Landeskirchenrat besteht aus sieben Mitgliedern, und zwar:
                     
                        	
                           den drei Mitgliedern des Vorstandes der Landessynode,

                        

                        	
                           einer oder einem von der Landessynode aus ihrer Mitte gewählten reformierten Kirchenältesten i. S. von Art. 78 Abs. 1 Ziffer 3 der Verfassung.
                           

                        

                        	
                           den drei Mitgliedern des Landeskirchenamtes (Art. 115).

                        

                     
 2 Die Mitglieder des Landeskirchenrates und ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter bleiben bis zur Wahl eines neuen Landeskirchenrates
                     im Amt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Landessuperintendentin oder der Landessuperintendent führt den Vorsitz im Landeskirchenrat.  2 Die Stellvertreterin oder der Stellvertreter ist die oder der Vorsitzende der Landessynode.
                  

               

               
                     Artikel 105

                  

                  Der Landeskirchenrat ist zuständig in allen Angelegenheiten der Leitung und der Verwaltung der Landeskirche, soweit nicht
                     diese Verfassung oder künftige Kirchengesetze anderes bestimmen.
                  

               

               
                     Artikel 106

                  

                  Insbesondere gehören zum Wirkungskreis des Landeskirchenrates folgende Angelegenheiten:
                     
                        	
                           die Bestätigung gewählter Pfarrerinnen und Pfarrer;

                        

                        	
                           die Ernennung von Pfarrerinnen und Pfarrern und Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe;

                        

                        	
                           die Bestätigung der gewählten Superintendentinnen und Superintendenten und ihrer Stellvertreterinnen und Stellvertreter;

                        

                        	
                           die Ernennung und Entlassung von landeskirchlichen Beamtinnen und Beamten, soweit sie in den gehobenen oder höheren Dienst
                              berufen werden;
                           

                        

                        	
                           die Einstellung und Entlassung von landeskirchlichen Angestellten für den gehobenen und höheren Dienst;

                        

                        	
                           die Ernennung von Mitgliedern der Theologischen Prüfungskommission;

                        

                        	
                           der Erlass von Notverordnungen (Art. 107);

                        

                        	
                           die Feststellung der Vorlagen für die Landessynode;

                        

                        	
                           etwaige Einsprüche gegen Beschlüsse der Landessynode (Art. 111 Abs. 1);

                        

                        	
                           die Verkündung von Kirchengesetzen (Art. 110);

                        

                        	
                           der Erlass von Ausführungsbestimmungen zu Kirchengesetzen;

                        

                        	
                           die Abfassung des Rechenschaftsberichtes für jeweils eine Legislaturperiode der Landessynode (Art. 86, Ziffer 9);

                        

                        	
                           der Erlass allgemeiner Verordnungen;

                        

                        	
                           die Anordnung außerordentlicher kirchlicher Feiern;

                        

                        	
                           Anordnungen, das Allgemeine Kirchengebet betreffend;

                        

                        	
                           die Anordnung außerordentlicher pflichtmäßiger Kirchensammlungen;

                        

                        	
                           die Feststellung der Vergütungsrichtlinien für pfarrdienstliche Vertretungen;

                        

                        	
                           die Versetzung der Pfarrerinnen und Pfarrer und der landeskirchlichen Beamtinnen und Beamten in den Ruhestand oder in den
                              Wartestand;
                           

                        

                        	
                           die Entlassung von Pfarrerinnen und Pfarrern, Kandidatinnen und Kandidaten und landeskirchlichen Beamtinnen und Beamten aus
                              dem lippischen Kirchendienst;
                           

                        

                        	
                           die Anordnung von Ordinationen;

                        

                        	
                           die Aufsicht über Amtstätigkeit, Lehre und Wandel der Geistlichen;

                        

                        	
                           die Dienstaufsicht über die landeskirchlichen Beamtinnen und Beamten;

                        

                        	
                           die Entscheidung über Beschwerden (Art. 128 Abs. 2);

                        

                        	
                           die Pflege der Beziehungen zum Staat und zu den öffentlich-rechtlichen Körperschaften sowie die Wahrung der Rechte der Kirche,
                              die sich aus dem Grundgesetz, den Verfassungen der Länder oder aus anderen staatlichen Rechtsnormen ergeben;
                           

                        

                        	
                           die Anordnung von Kirchenvisitationen;

                        

                        	
                           die Aufnahme von kurzfristigen Krediten;

                        

                        	
                           die Beschlussfassung über die Führung von Rechtsstreitigkeiten der Landeskirche;

                        

                        	
                           die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung der Landeskirche.

                        

                     

                  

               

               
                     Artikel 107

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Landeskirchenrat kann ausnahmsweise Angelegenheiten, die der Beschlussfassung der Landessynode unterliegen (Art. 86), außer Verfassungsänderungen und Vornahme der in Art. 86, Ziffern 4–8 vorgesehenen Wahlen, durch eine Notmaßnahme  oder
                     eine Notverordnung regeln, wenn die Einberufung der Landessynode nicht möglich ist oder wegen der Geringfügigkeit der Sache
                     nicht gerechtfertigt erscheint.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Derartige Maßnahmen sind der Landessynode in ihrer nächsten Sitzung zur Genehmigung vorzulegen.  2 Wird diese versagt, so sind sie vom Landeskirchenrat unverzüglich außer Kraft zu setzen.
                  

               

               
                     Artikel 108

                  

                   1 Der Landeskirchenrat ist berechtigt, die synodalen Ausschüsse einzuberufen.  2 Er muss sie binnen zwei Wochen einberufen, wenn es vom Synodalvorstand oder von einem Viertel der Mitglieder eines Ausschusses
                     beantragt wird.
                  

               

               
                     Artikel 109

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die rechtsverbindliche Vertretung der Lippischen Landeskirche erfolgt durch zwei Mitglieder des Landeskirchenrates, wobei
                     mindestens ein Mitglied gleichzeitig auch Mitglied des Landeskirchenamtes sein muss; sie bedarf der Schriftform sowie des
                     Siegels des Landeskirchrates.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Absatz 1 gilt nicht für die laufende Verwaltung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Urkunden des Landeskirchenrates und Kirchengesetze werden in der Regel von allen Mitgliedern, mindestens aber von den vertretungsberechtigten
                     Mitgliedern des Landeskirchenrates gem. Abs. 1 unterzeichnet.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Im Übrigen werden Erlasse des Landeskirchenrates von der oder dem Vorsitzenden oder der Stellvertreterin oder dem Stellvertreter
                     unterzeichnet.
                  

               

               
                     Artikel 110

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Landeskirchenrat hat Kirchengesetze, gegen die Einspruch nicht erhoben worden ist (Art. 106, Ziffer 10), mit ausdrücklicher
                     Bezeugung der Beschlussfassung durch die Landessynode zu verkünden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchengesetze treten, falls nichts anderes bestimmt wird, zwei Wochen nach der Verkündung in Kraft.
                  

               

               
                     Artikel 111

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Gegen einen Beschluss der Landessynode kann der Landeskirchenrat binnen zwei Wochen nach Eingang des Beschlusses Einspruch
                     erheben, wenn nach seiner Ansicht die Ausführung das Wohl der Landeskirche gefährdet.  2 Dieser Einspruch des Landeskirchenrates muss mit wenigstens fünf Stimmen beschlossen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In diesem Falle ist der Gegenstand frühestens nach sechs Monaten, spätestens binnen zwölf Monaten der Landessynode noch einmal
                     vorzulegen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Von diesen Fristen kann abgesehen werden, wenn darüber zwischen dem Landeskirchenrat und der Landessynode Einverständnis besteht.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Hält die Landessynode mit Zweidrittelmehrheit ihrer Mitglieder ihren Beschluss ohne wesentliche Änderung des Inhalts aufrecht,
                     so ist dieser rechtskräftig.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der landeskirchliche Haushaltsplan kann hinsichtlich der Beträge, über die zwischen der Landessynode und dem Landeskirchenrat
                     Übereinstimmung besteht, verkündet und im Übrigen an die Landessynode zurückverwiesen werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Das Einspruchsrecht besteht nicht gegenüber Beschlüssen, die betreffen
                     
                        	
                           die maßgebende Auslegung von Kirchengesetzen (Art. 86 Ziffer 1);

                        

                        	
                           die durch Art. 86 Ziffern 4–9, Art. 86 Ziffer 11, Art. 86 Ziffer 19 und Art. 107 Abs. 2 geregelten Angelegenheiten;

                        

                        	
                           Anordnungen, die die Landessynode in Ausübung der Aufsicht (Art. 85 Abs. 2) trifft.

                        

                     

                  

               

               
                     Artikel 112

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Landeskirchenrat gibt dem Landeskirchenamt für die Verwaltung maßgebende allgemeine Richtlinien.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Landeskirchenrat kann Verfügungen des Landeskirchenamtes von Amts wegen außer Kraft setzen und selbst entscheiden.
                  

               

               
                     Artikel 113

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Beschlüsse von kirchlichen Körperschaften, die ihre Befugnisse überschreiten oder die Gesetze verletzen, sind durch den Landeskirchenrat
                     außer Kraft zu setzen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Glaubt die oder der Vorsitzende einer Körperschaft, dass ein von dieser gefasster Beschluss ihre Befugnisse überschritten
                     hat, oder hält sie oder er ihn für ungesetzlich, so ist sie oder er verpflichtet, die Ausführung des Beschlusses auszusetzen
                     und ihn dem Landeskirchenrat zur Entscheidung vorzulegen.
                  

               

            

         

         
               3. Das Landeskirchenamt

            

            
                     Artikel 114

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Landeskirchenamt führt im Auftrage des Landeskirchenrates nach einer von diesem zu erlassenden Geschäftsordnung die laufenden
                     Geschäfte der kirchlichen Verwaltung, sofern nicht diese Verfassung oder künftige Kirchengesetze anderes bestimmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für seine Geschäftsführung ist es dem Landeskirchenrat verantwortlich.
                  

               

               
                     Artikel 115

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Landeskirchenamt ist ein Kollegium.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Es besteht aus der Landessuperintendentin oder dem Landessuperintendenten, die oder der den Vorsitz führt, und zwei Kirchenrätinnen
                     oder Kirchenräten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Eine Kirchenrätin oder ein Kirchenrat muss reformierter Prägung sein und die Befähigung zum Richteramt haben.  2 Die oder der andere muss lutherisch ordiniert sein.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Ist einem Mitglied des Landeskirchenamtes eine gedeihliche Führung seines Amtes nicht mehr möglich oder ist die Aufhebung
                     des Amtes aufgrund einer von der Landessynode beschlossenen organisatorischen oder strukturellen Veränderung in der Lippischen
                     Landeskirche notwendig geworden, so finden auf die theologischen Mitglieder des Landeskirchenamtes die Bestimmungen des Pfarrerdienstgesetzes
                     über die Versetzung aus dienstlichen Gründen sinngemäße Anwendung.
                  

                   2 Auf das juristische Mitglied des Landeskirchenamtes finden in diesem Fall die Bestimmungen des Kirchenbeamtengesetzes oder
                     des Arbeitsrechtes Anwendung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Rechtsverhältnisse der hauptamtlichen Mitglieder des Landeskirchenamtes werden durch Kirchengesetz geregelt.16

               

               
                     Artikel 116

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die juristische Kirchenrätin oder der juristische Kirchenrat wird von der Landessynode auf die Dauer von zwölf Jahren als
                     Beamtin oder Beamter gewählt oder durch Dienstvertrag angestellt.  2 Für die Wahl gilt Art. 122 Abs. 1 entsprechend.  3 Wiederwahl ist möglich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie oder er führt stellvertretend den Vorsitz im Landeskirchenamt.
                  

               

               
                     Artikel 117

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die theologische Kirchenrätin oder der theologische Kirchenrat wird von der Landessynode auf zwölf Jahre und für die Zwischenzeit
                     bis zur dann folgenden Tagung gewählt.  2 Wiederwahl ist möglich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Wahl gelten die Bestimmungen des Art. 122 Abs. 1 mit der Maßgabe, dass der Landeskirchenrat vor Einreichung seines
                     Wahlvorschlags den Vorstand der lutherischen Klasse und die lutherischen Mitglieder der Landessynode zu hören hat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Bestimmung des Art. 121 Abs. 3 findet auf die theologische Kirchenrätin oder den theologischen Kirchenrat sinngemäß Anwendung.
                  

               

               
                     Artikel 118

                  

                  Die Kirchenrätinnen oder Kirchenräte werden von der oder dem Vorsitzenden der Landessynode verpflichtet.

               

               
                     Artikel 119

                  

                   1 Ist die Stelle eines Mitglieds des Landeskirchenamtes unbesetzt oder ist ein Mitglied zeitweise oder im Einzelfall verhindert,
                     sein Amt zu versehen, so regelt der Landeskirchenrat die Stellvertretung.  2 Die theologischen Mitglieder des Landeskirchenamtes werden durch Theologinnen oder  Theologen, das juristische Mitglied wird
                     durch eine Juristin oder einen Juristen mit der Befähigung zum Richteramt vertreten.
                  

               

               
                     Artikel 120

                  

                  Den Mitgliedern des Landeskirchenamtes muss in den Sitzungen der Landessynode und ihrer Ausschüsse jederzeit das Wort erteilt
                     werden.
                  

               

            

         

         
               4. Die Landessuperintendentin/der Landessuperintendent

            

            
                     Artikel 121

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Landessuperintendentin oder dem Landessuperintendenten obliegt die geistliche Leitung des reformierten Teiles der Landeskirche
                     nach Maßgabe dieser Verfassung und künftiger Kirchengesetze.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie oder er wird von der Landessynode auf die Dauer von zwölf Jahren gewählt; Wiederwahl ist möglich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Landessuperintendentin oder der Landessuperintendent kann zurücktreten, wenn sie oder er glaubt, die Verantwortung ihres
                     oder seines Amtes nicht mehr tragen zu können.
                  

               

               
                     Artikel 122

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Bei der Wahl der Landessuperintendentin oder des Landessuperintendenten hat der Landeskirchenrat der Landessynode einen Wahlvorschlag
                     zu machen, in dem er eine oder mehrere wahlfähige Personen benennt.  2 Die Landessynode ist an den Wahlvorschlag nicht gebunden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Landessuperintendentin oder der Landessuperintendent wird in einem öffentlichen Gottesdienst, an dem die Landessynode
                     teilnimmt, von der oder dem Vorsitzenden der Landessynode in ihr oder sein Amt eingeführt und verpflichtet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Landessuperintendentin oder der Landessuperintendent hat dabei folgendes Gelöbnis abzulegen:
                  

                  „Ich gelobe vor Gott, dem Allmächtigen und Allwissenden, dem Vater unseres Herrn Jesu Christi, dass ich mein Amt als Landessuperintendentin/Landessuperintendent
                     im Gehorsam gegen die heilige Schrift, getreu dem Bekenntnis unserer nach Gottes Wort reformierten Kirche, gemäß den bestehenden
                     kirchlichen Ordnungen führen und, soviel an mir ist, wirken will zur Ehre Gottes, zum Bau seines Reiches und zum Segen unserer
                     Landeskirche. So wahr mir Gott helfe! Amen.“
                  

               

               
                     Artikel 123

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landessuperintendentin oder der Landessuperintendent führt die Aufsicht über die reformierten Superintendentinnen und
                     Superintendenten, Pfarrerinnen und Pfarrer und Gemeinden des Landes.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie oder er hat in steter persönlicher Fühlung mit ihren oder seinen Amtsgeschwistern und den ihnen anvertrauten Gemeinden
                     darauf zu sehen, dass das Reich Gottes gebaut werde.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Sie oder er soll für die Pfarrfamilie Seelsorgerin oder Seelsorger, Beraterin oder Berater und Begleiterin oder Begleiter
                     sein und sich auch der Kandidatinnen und Kandidaten und der Studentinnen und Studenten der Theologie beratend und fördernd
                     annehmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        In Besprechungen mit den Superintendentinnen und Superintendenten soll alles, was das geistliche Leben der Landeskirche oder
                     der einzelnen Klassen bewegt, behandelt werden (Art. 75 Abs. 7).
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Sie oder er hat in der Regel alljährlich die Pfarrerinnen und Pfarrer zu einer Amtlichen Pfarrkonferenz zu berufen, in der
                     wissenschaftliche Themen und Fragen des praktischen Amts zu behandeln sind.
                  

               

               
                     Artikel 124

                  

                  Zum Wirken der Landessuperintendentin oder des Landessuperintendenten gehört ferner:
                     
                        	
                           die Landessuperintendentin oder der Landessuperintendent erstattet der Landessynode jährlich den Bericht des Landeskirchenrates
                              und am Ende der vierjährigen Legislaturperiode den Rechenschaftsbericht des Landeskirchenrates;
                           

                        

                        	
                           die Landessuperintendentin oder der Landessuperintendent soll durch Visitationen und sonstige Besuche das kirchliche und christliche
                              Leben in den reformierten Gemeinden stärken und versuchen, Schäden zu heilen oder abzuwenden;
                           

                        

                        	
                           sie oder er kann vom Landeskirchenrat mit außerordentlichen Visitationen beauftragt werden;

                        

                        	
                           bei Besuchen der Gemeinden hat sie oder er das Recht, den Gottesdienst oder im Gottesdienst eine Ansprache zu halten;

                        

                        	
                           sie oder er hat das Recht, Kirchen und andere gottesdienstliche Räume einzuweihen;

                        

                        	
                           sie oder er hat auf Anordnung des Landeskirchenrates die Ordination vorzunehmen;

                        

                        	
                           sie oder er ist berechtigt, an Kirchenvorstandssitzungen teilzunehmen sowie auf Anordnung des Landeskirchenrates besondere
                              Kirchenvorstandssitzungen einberufen zu lassen.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Artikel 125

                  

                  Die Landessuperintendentin oder der Landessuperintendent führt den Vorsitz in der Theologischen Prüfungskommission.

               

               
                     Artikel 126

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Landeskirchenrat hat das Recht, die Landessuperintendentin oder den Landessuperintendenten mit einer Predigttätigkeit
                     in den reformierten Kirchen in Detmold zu beauftragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Übrigen werden die Rechte und Pflichten der Landessuperintendentin oder des Landessuperintendenten durch eine Dienstordnung
                     geregelt, die vom Landeskirchenrat zu erlassen und der Landessynode zur Kenntnis vorzulegen ist.
                  

               

               
                     Artikel 127

                  

                  Für die lutherischen Pfarrerinnen und Pfarrer, Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe und Gemeinden hat
                     die lutherische Superintendentin oder der lutherische Superintendent die Rechte und Pflichten der Landessuperintendentin oder
                     des Landessuperintendenten (Art. 121, 123 und 124).
                  

               

            

         

         
               5. Das Kirchliche Verwaltungsgericht

            

            
                     Artikel 128

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der kirchliche Verwaltungsrechtsschutz wird durch unabhängige Kirchliche Verwaltungsgerichte gewährleistet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Nähere über Gerichtsverfassung, Zuständigkeiten, Verfahren und Rechtsmittel bestimmt ein Kirchengesetz.17

               

            

         

         
               6. Die gemeinsame Disziplinarkammer

            

            
                     Artikel 129

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für Disziplinarverfahren des ersten Rechtszuges ist die Disziplinarkammer der Evangelischen Kirche in Deutschland zuständig. 2  Im Übrigen gilt das Disziplinargesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland in der jeweils geltenden Fasung. 18

               

            

         

         
               7. Das Spruchkollegium

            

            
                     Artikel 130

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Entscheidung in einem Verfahren gegen eine Geistliche oder einen Geistlichen wegen Abweichung von der Lehre der Landeskirche
                     wird ein Spruchkollegium eingerichtet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Alles Nähere wird durch ein besonderes Kirchengesetz bestimmt.19

               

            

         

         
               8. Die Arbeitsrechtliche Kommission

            

            
                     Artikel 131

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Ordnung und Fortentwicklung der Arbeitsbedingungen der Angestellten, Arbeiterinnen und Arbeiter im Haupt- und Nebenberuf sowie der nicht beamteten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Ausbildung ist die
                     Rheinisch-Westfälisch-Lippische Arbeitsrechtliche Kommission gebildet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Nähere regelt ein Kirchengesetz.
                  

               

            

         

         
               9. Die Arbeitsrechtliche Schiedskommission

            

            
                     Artikel 132

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die endgültige Entscheidung in Streitfällen im Rahmen der Arbeitsrechtsetzung durch die Rheinisch-Westfälisch-Lippische Arbeitsrechtliche
                     Kommission obliegt der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Nähere regelt ein Kirchengesetz.
                  

               

            

         

      

      
            V. Schlussbestimmungen

         

         
                     Artikel 133

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Verfassung tritt in der vorstehenden, veränderten Fassung mit der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mit ihrem Inkrafttreten werden das Kirchengesetz vom 18. März 1957 über die Ordnung der reformierten und lutherischen Kirchengemeinden
                     der Lippischen Landeskirche – Kirchengemeindeverfassungsgesetz – (Ges. u. VOBl. Bd. 4 S. 183) und das Kirchengesetz vom 26.
                     November 1959 über die Ordnung der kirchlichen Klassen in der Lippischen Landeskirche – Klassengesetz – (Ges. u. VOBl. Bd.
                     5 S. 15) sowie alle entgegenstehenden Bestimmungen aufgehoben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Werden durch diese Verfassung einzelne Bestimmungen der Kirchengesetze des Absatzes 2 geändert, die Regelungen im Zusammenhang
                     mit laufenden Amtszeiten berühren, gelten diese bis zum Ende der jeweiligen Amtszeit.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Änderungen der Verfassung bedürfen der Zustimmung von zwei Dritteln der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder und müssen
                     in zwei Lesungen an zwei verschiedenen Tagen beschlossen werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Von den Vorschriften der Verfassung und der Gesetze der Lippischen Landeskirche, die den reformierten oder lutherischen Bekenntnisstand
                     der Kirchengemeinde voraussetzen, kann durch die Landessynode in besonders begründeten Einzelfällen bis zum 31. Dezember 2002 zugunsten des Bekenntnisstandes „evangelisch“ abgesehen werden.
                  

                  Detmold, den 16. Dezember 1998

                  


                  


                  DER LANDESKIRCHENRAT

               

            

         

      

      

      1
            Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 2015 in Kraft. (red. Hinweis)

         

      

      2
            Vgl. hierzu RS 20

         

      

      3
            Ges. u. VOBl. Bd. 11 S. 159 (RS 75)

         

      

      4
            Ges. u. VOBl. Bd. 4 S. 195 (RS 640 ff.)

         

      

      5
            Ges. u. VOBl. Bd. 10 S. 112 (RS 220)

         

      

      6
            Ges. u. VOBl. Bd. 10 S. 456 (RS 105 ff.)

         

      

      7
            Ges. u. VOBl. Bd. 9 S. 99 (RS 930)

         

      

      8
            Ges. u. VOBl. Bd. 7 S. 248 (RS 100)

         

      

      9
            Ges. u. VOBl. Bd. 10 S. 456 (RS 105)

         

      

      10
            Ges. u. VOBl. Bd. 6 S. 232 und Bd. 12 S. 318 (RS 103)

         

      

      11
            Ges. u. VOBl. Bd. 9 S. 233 (RS 40)

         

      

      12
            Ges. u. VOBl. Bd. 4 S. 128 (RS 65)

         

      

      13
            Satz 2 eingefügt durch Artikel 1 des Kirchengesetzes zur Änderung der Verfassung und zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften
               vom 25. November 2008 (Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 7). Artikel 4 desselben Gesetzes bestimmt, dass die im Zeitpunkt des Inkrafttretens
               (1. Januar 2009) bestehenden Mitgliedschaften im Kirchenvorstand von der Änderung unberührt bleiben.
            

         

      

      14
            Die Landessynode hält aufgrund ihres Beschlusses vom 19. Juni 2009 eine Verordnung zur Ausführung von Artikel 28 Absatz 1
               Satz 2 Verfassung derzeit nicht für erforderlich. Die Ausnahmeregelungen sollen nach Abwägung der Umstände des Einzelfalles
               anhand der Begründung der Vorlage getroffen werden. Es darf nur eine Ausnahmegenehmigung pro Kirchenvorstand erteilt werden.
               Grundsätzlich hindernd bei einer Ausnahmegenehmigung ist die Mitarbeit in der Mitarbeitervertretung.
            

         

      

      15
            Ges. u. VOBl. Bd. 10 S. 447 (RS 55)

         

      

      16
            Ges. u. VOBl. Bd. 7 S. 245 (RS 240)

         

      

      17
            Ges. u. VOBl. Bd. 12 S. 331 (RS 120)

         

      

      18
            Ges. u. VOBl. Bd. 14 S. 337 (RS 123)

         

      

      19
            Ges. u. VOBl. Bd. 6 S. 201 (RS 225)

         

      

   
      

      
         Geschäftsordnung
für die Landessynode,
Organe und Gremien der Landeskirche,
Klassen und Kirchengemeinden der Lippischen Landeskirche
         

      

      
         vom 23. November 1998
(Ges. u. VOBl. Bd. 11 S. 400)
         

      

      
         zuletzt geändert am 23. November 2015
(Ges. u. VOBL. Bd. 16 S. 60)

      

      
            Vorwort

         

         Die gemeinsame Geschäftsordnung für die Gremien der Landeskirche fasst die Bestimmungen zusammen, die für den formalen Entscheidungsablauf
            im Beratungsprozess erheblich sind.
         

         Wahrscheinlich wird die Geschäftsordnung nur selten Gesprächsgegenstand in den Kirchenvorständen sein, da ihre Regelungen
            allgemein anerkannte Grundsätze enthalten und keine Veränderung für die Arbeit der Kirchenvorstände bedeuten.
         

         Die Geschäftsordnung soll jedoch eine Hilfe besonders für diejenigen sein, die ehrenamtlich Leitungsverantwortung übernommen
            haben. Sie soll besonders in den schwierigen Situationen durch klare formale Regelungen Zweifelsfragen und Unstimmigkeiten
            gar nicht erst aufkommen lassen.
         

         Das vorangestellte Inhaltsverzeichnis soll es ermöglichen, sich auf einen Blick über die für den Gang der Beratung wichtigen
            Geschäftsordnungsfragen zu orientieren.
         

         Die Bestimmungen der §§ 1 bis 14 gelten für alle Gremien unserer Landeskirche; die Regelungen ab § 15 gelten für die Landessynode
            und die synodalen Gremien.
         

      

      
            Inhaltsübersicht

         

         
            
               
                  
                     	
                        Vorwort

                     
                  

                  
                     	
                        I. Gemeinsame Bestimmungen für alle Gremien
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                        § 2
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                        § 4

                     
                     	
                        Beschlussfähigkeit
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                        Vertagung

                     
                  

                  
                     	
                        § 6

                     
                     	
                        Persönliche Beteiligung an Beratungsgegenständen

                     
                  

                  
                     	
                        § 7

                     
                     	
                        Obliegenheiten der oder des Vorsitzenden

                     
                  

                  
                     	
                        § 8

                     
                     	
                        Redezeiten

                     
                  

                  
                     	
                        § 9

                     
                     	
                        Schluss der Rednerliste

                     
                  

                  
                     	
                        § 10

                     
                     	
                        Wahlen zu den Organen

                     
                  

                  
                     	
                        § 11

                     
                     	
                        Wahlen zu anderen Gremien

                     
                  

                  
                     	
                        § 12

                     
                     	
                        Abstimmungen

                     
                  

                  
                     	
                        § 13

                     
                     	
                        Änderungsanträge

                     
                  

                  
                     	
                        § 14

                     
                     	
                        Niederschriften

                     
                  

                  
                     	
                        II. Besondere Bestimmungen für Landessynode und synodale Gremien

                     
                  

                  
                     	
                        § 15

                     
                     	
                        Einberufung der Landessynode

                     
                  

                  
                     	
                        § 16

                     
                     	
                        Sitzungsleitung bei konstituierenden Sitzungen

                     
                  

                  
                     	
                        § 17

                     
                     	
                        Wahlprüfung

                     
                  

                  
                     	
                        § 18

                     
                     	
                        Nachwahlen

                     
                  

                  
                     	
                        § 19

                     
                     	
                        Schriftführerin/Schriftführer

                     
                  

                  
                     	
                        § 20

                     
                     	
                        Niederschrift

                     
                  

                  
                     	
                        § 21

                     
                     	
                        Vorlagen

                     
                  

                  
                     	
                        § 22

                     
                     	
                        Anträge

                     
                  

                  
                     	
                        § 23

                     
                     	
                        Anträge zu Kirchengesetzen

                     
                  

                  
                     	
                        § 24

                     
                     	
                        Eingaben

                     
                  

                  
                     	
                        § 25

                     
                     	
                        Fragestunde

                     
                  

                  
                     	
                        § 26

                     
                     	
                        Ausschüsse und Kammern

                     
                  

                  
                     	
                        § 27

                     
                     	
                        Nominierungsausschuss

                     
                  

                  
                     	
                        § 28

                     
                     	
                        Gremienarbeit

                     
                  

                  
                     	
                        § 29

                     
                     	
                        Inkrafttreten

                     
                  

               
            

         

         Aufgrund von Artikel 102 der Verfassung der Lippischen Landeskirche vom 23. November 1998 hat die 31. ordentliche Landessynode
            folgende Geschäftsordnung erlassen:
         

      

      
            I. Gemeinsame Bestimmungen für alle Gremien

         

         
                     § 1
Einladung und Tagesordnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landessynode, Organe und Gremien der Landeskirche, der Klassen und der Kirchengemeinden (Gremien) werden in der Regel
                     durch ihre Vorsitzenden einberufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Einladung geschieht in der Regel schriftlich unter Angabe einer Tagesordnung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zwischen Einladung und Sitzung soll eine angemessene Frist liegen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Anträge, die mindestens von einem Viertel der Mitglieder und spätestens drei Tage vor der Sitzung bei der oder dem Vorsitzenden
                     schriftlich eingereicht werden, müssen als Tagesordnungspunkte aufgenommen werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Über Gegenstände, die nicht auf der Tagesordnung stehen, kann nur auf gesonderten Beschluss des Gremiums verhandelt werden.
                      2 Über solche Gegenstände darf jedoch nur entschieden werden, wenn alle anwesenden Mitglieder damit einverstanden sind.
                  

               

               
                     § 2
Einberufung der Kirchenvorstände und der Klassenvorstände
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchenvorstand wird nach Bedarf, in der Regel aber mindestens sechsmal im Jahr, von der oder dem Vorsitzenden einberufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Er muss innerhalb einer Woche einberufen werden, wenn ein Viertel seiner Mitglieder, die Superintendentin oder der Superintendent,
                     der Klassenvorstand, das Landeskirchenamt oder der Landeskirchenrat es schriftlich unter Angabe des Zwecks verlangen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 In dringenden Fällen kann die oder der Vorsitzende ohne Einhaltung einer Frist einladen.  2 Die Sitzung ist in diesem Fall nur beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der ordentlichen Mitglieder des Kirchenvorstandes
                     erschienen ist und sich durch Beschluss mit der Nichteinhaltung der Frist einverstanden erklärt.  3 Dies ist in der Niederschrift festzustellen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Klassenvorstand wird von der Superintendentin oder dem Superintendenten unter Mitteilung der Tagesordnung nach Bedarf
                     einberufen.  2 Er muss einberufen werden, wenn zwei seiner Mitglieder, das Landeskirchenamt oder der Landeskirchenrat es beantragen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        In Eilfällen oder bei unbedeutenden Verhandlungsgegenständen ist schriftliche oder fernmündliche Befragung und Abstimmung
                     möglich, wenn kein Widerspruch dagegen erhoben wird.
                  

               

               
                     § 3
Öffentlichkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mindestens eine Sitzung des Kirchenvorstandes im Jahr muss öffentlich sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Klassentag führt seine Beratungen öffentlich, sofern er nicht für einzelne Angelegenheiten die Öffentlichkeit ausschließt.
                      2 Der Klassenvorstand führt seine Beratungen nicht öffentlich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Landeskirchenrat und das Kollegium des Landeskirchenamtes führen ihre Beratungen nicht öffentlich.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Vorsitzenden der Gremien sind berechtigt, Gäste zu den Beratungen über Themen ihres Arbeitsbereiches hinzu zu ziehen.
                  

               

               
                     § 4
Beschlussfähigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landessynode und die Klassentage sind beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel ihres verfassungsmäßigen Mitgliederbestandes
                     anwesend sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Alle anderen Gremien sind beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte ihres verfassungsmäßigen Mitgliederbestandes anwesend ist.
                      2 Der verfassungsmäßige Mitgliederbestand des Kirchenvorstandes ergibt sich aus der Summe der nach Artikel 35 Abs. 2 Verfassung beschlossenen Zahl der Kirchenältesten und der stimmberechtigten Pfarrerinnen und Pfarrer sowie Pfarrerinnen
                     und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe mit Stimmrecht gem. Artikel 38 Abs. 1 bis 3 Verfassung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Beschlüsse sind gültig, solange die Beschlussunfähigkeit nicht festgestellt worden ist.  2 Die Beschlussunfähigkeit ist im Protokoll zu vermerken.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Über eine Angelegenheit, bei deren Beratung die Beschlussunfähigkeit festgestellt worden ist, darf frühestens am folgenden
                     Tage in einer neuen Sitzung Beschluss gefasst werden.  2 Bei Anberaumung dieser Sitzung muss darauf hingewiesen werden, dass die Erschienenen ohne Rücksicht auf ihre Zahl berechtigt
                     sind, über diese Angelegenheit zu beschließen.
                  

               

               
                     § 5
Vertagung
                     

                  

                  Die Gremien können sich vertagen.

               

               
                     § 6
Persönliche Beteiligung an Beratungsgegenständen
                     

                  

                   1 Wer an dem Gegenstand der Beschlussfassung persönlich beteiligt ist, hat sich vor Beratung und Beschlussfassung aus dem Sitzungsraum
                     zu entfernen, muss aber auf Verlangen vorher gehört werden.  2 Die Beachtung dieser Vorschrift ist im Protokoll festzuhalten.
                  

               

               
                     § 7
Obliegenheiten der oder des Vorsitzenden
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die oder der Vorsitzende hat die Verhandlung zu leiten, für die Einhaltung der Geschäftsordnung zu sorgen, das Wort zu erteilen,
                     die Fragen und Anträge zur Abstimmung zu stellen, das Ergebnis der Abstimmung festzustellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die stellvertretenden Vorsitzenden bzw. die Beisitzerinnen oder Beisitzer haben die Vorsitzenden bei der Wahrnehmung ihrer
                     Aufgaben zu unterstützen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ist die oder der Vorsitzende zeitweise verhindert, so tritt die Stellvertreterin oder der Stellvertreter bzw. die erste Beisitzerin
                     oder der erste Beisitzer, die zweite Beisitzerin oder der zweite Beisitzer für sie oder ihn ein.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die oder der Vorsitzende ist jederzeit berechtigt, die Leitung der Sitzung an die Stellvertreterin oder den Stellvertreter
                     bzw. die erste Beisitzerin oder den ersten Beisitzer abzugeben.  2 Die oder der Vorsitzende muss die Leitung an die Stellvertreterin oder den Stellvertreter bzw. die erste Beisitzerin oder
                     den ersten Beisitzer übertragen, wenn sie oder er selbst einen Antrag stellen will.  3 Nach Abstimmung über den Antrag bzw. Beschlussfassung zu der betreffenden Angelegenheit kann die oder der Vorsitzende die
                     Leitung der Sitzung wieder übernehmen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die oder der Vorsitzende hat in den Sitzungen für die Aufrechterhaltung der Ordnung zu sorgen.  2 Sie oder er kann auch Rednerinnen und Redner zur Ordnung rufen und ihnen im Wiederholungsfall das Wort entziehen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Ein Ordnungsruf und die Entziehung des Wortes werden im Protokoll vermerkt.
                  

               

               
                     § 8
Redezeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die oder der Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldungen.  2 Melden sich mehrere Mitglieder gleichzeitig, so bestimmt die oder der Vorsitzende die Reihenfolge.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Den Mitgliedern des Landeskirchenamtes ist auf Verlangen, sobald eine Rednerin oder ein Redner ausgesprochen hat, das Wort
                     zu erteilen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Außerdem erhalten jederzeit Mitglieder das Wort, die
                     
                        	
                           unter Beachtung der Bestimmungen in § 7 dieser Geschäftsordnung beantragen wollen, die Aussprache über einen Gegenstand zu
                              schließen,
                           

                        

                        	
                           zur Geschäftsordnung etwas bemerken wollen,

                        

                        	
                           eine tatsächliche Berichtigung machen wollen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die oder der Vorsitzende ist berechtigt, auch Gästen zu besonderen Gegenständen der Verhandlung das Wort zu erteilen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Persönliche Bemerkungen sind am Schluss der Verhandlungen über den Gegenstand, spätestens jedoch am Schluss der Sitzung, anzubringen.
                  

               

               
                     § 9
Schluss der Rednerliste
                     

                  

                   1 Nachdem wenigstens ein Mitglied für und ein Mitglied gegen die zur Beratung stehende Sache gesprochen hat, kann von einem
                     anderen Mitglied Schluss der Aussprache oder Beschränkung der Redezeit beantragt werden.  2 Die oder der Vorsitzende hat vor der Abstimmung über den Antrag auf Schluss der Aussprache die Namen derjenigen mitzuteilen,
                     die sich schon vorher zu Wort gemeldet haben und noch in Reihenfolge der Rednerliste zu dem vorliegenden Gegenstand sprechen
                     werden.  3 Einer Berichterstatterin oder einem Berichterstatter in der vorliegenden Sache muss auch nach Schluss der Aussprache noch
                     das Wort erteilt werden.  4 Nimmt nach Schluss der Aussprache ein Mitglied des Landeskirchenamtes nochmals das Wort, so gilt die Aussprache wieder als
                     eröffnet.
                  

               

               
                     § 10
Wahlen zu den Organen1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Wahlen zu den Organen der Landeskirche erfolgen für jedes einzelne Mitglied und jede Stellvertreterin oder jeden Stellvertreter in einem besonderen Wahlgang per
                     Stimmzettel.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Wahl erfordert bei der ersten Abstimmung die absolute Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder des Gremiums.
                      2 Ist diese nicht vorhanden, so kommen, falls die höchste Stimmenzahl auf mehr als eine Person gefallen ist, diese Personen
                     in einen zweiten Wahlgang.  3 Falls die höchste Stimmenzahl auf eine Person gefallen ist, kommt diese mit derjenigen Person oder denjenigen Personen, auf
                     welche die zweithöchste Stimmenzahl gefallen ist, in den zweiten Wahlgang.  4 In diesem entscheidet ebenso die absolute Mehrheit.  5 Falls im zweiten Wahlgang die erforderliche Mehrheit nicht erreicht wird, kommen, wie im ersten Wahlgang, die Personen, auf
                     die die meisten Stimmen entfallen sind, in den dritten Wahlgang, dasselbe gilt bei Stimmengleichheit.  6 In diesem entscheidet die einfache Stimmenmehrheit oder bei Stimmengleichheit das von der oder dem Vorsitzenden zu ziehende
                     Los.  7 Die Landessuperintendentin oder der Landessuperintendent bedarf zur Wahl der absoluten Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten
                     Mitglieder der Landessynode.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Lehnt ein zum Mitglied oder eine zur Stellvertreterin Gewählte oder ein zum Stellvertreter Gewählter die Wahl ab, so ist ein
                     neuer Wahlgang erforderlich.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bei Wahlen nehmen alle anwesenden Mitglieder, auch die zur Wahl stehenden, an der Abstimmung teil.
                  

               

               
                     § 11
Wahlen zu anderen Gremien
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Alle übrigen Wahlen sind mit Stimmzettel durchzuführen, wenn ein Mitglied es verlangt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Gewählt ist hierbei, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen erhält.  2 Falls bei mehr als zwei Vorschlägen keiner der Vorgeschlagenen die erforderliche Mehrheit erhält, so kommen, falls die höchste
                     Stimmenzahl auf  mehr als eine Person gefallen ist, diese Personen in einen zweiten Wahlgang.
                  

                   1 Falls die höchste Stimmenzahl auf eine Person fällt, kommt diese mit der Person oder den Personen, auf welche die nächsthöchste
                     Stimmenzahl gefallen ist, in den zweiten Wahlgang.  2 In diesem entscheidet die einfache Stimmenmehrheit oder bei Stimmengleichheit das von der Leiterin oder von dem Leiter der
                     Wahl zu ziehende Los.
                  

               

               
                     § 12
Abstimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Gremien bemühen sich, ihre Verhandlungen geschwisterlich zu führen und ihre Beschlüsse einmütig zu fassen.  2 Die oder der Vorsitzende stimmt bei allen Beschlüssen zuletzt ab.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei jeder Abstimmung entscheidet die einfache Mehrheit der anwesenden Mitglieder.  2 Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen zählen bei der Feststellung der Zahl der anwesenden Mitglieder mit.  3 Bei Stimmengleichheit ist ein Beschluss nicht zustande gekommen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei Beschlüssen muss schriftlich abgestimmt werden, wenn ein Mitglied es verlangt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Besonders eilbedürftige Entscheidungen können in Form eines Umlaufbeschlusses gefasst werden, sofern diesem Verfahren kein
                     Mitglied des jeweiligen Gremiums widerspricht.  2 Umlaufbeschlüsse bedürfen in der auf sie folgenden Sitzung des Gremiums der Aufnahme in die Niederschrift.  3 Die Regelungen des Satzes 1 gelten nicht für die Landessynode und für Klassentage.
                  

               

               
                     § 13
Änderungsanträge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die zur Abstimmung zu bringende Frage ist von der oder dem Vorsitzenden so zu formulieren, dass mit „ja“ oder „nein“ geantwortet
                     werden kann.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Liegen mehrere Anträge vor, so ist die Reihenfolge vor der Abstimmung von der oder dem Vorsitzenden anzukündigen.  2 Zunächst wird über Änderungsanträge abgestimmt.  3 Der weitergehende Antrag hat dabei den Vorrang.  4 Dann steht der Beratungsgegenstand, wie er sich aus der Aussprache und der Beschlussfassung über die Änderungsanträge ergeben
                     hat, zur Abstimmung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Gegen die Fassung und Reihenfolge der Anträge können nur sofort nach deren Ankündigung Einwendungen erhoben werden.  2 Die Entscheidung darüber trifft die oder der Vorsitzende; wenn die oder der Vorsitzende nicht auf Einwendungen eingeht und
                     die Einwendungen aufrechterhalten werden, entscheidet das Gremium.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Sind Änderungsanträge zur Annahme gelangt, die den Hauptantrag inhaltlich verändern, kommt der Hauptantrag mit den beschlossenen
                     Änderungen zur Abstimmung.  2 Wird er abgelehnt, entfallen auch damit die schon angenommenen Änderungsanträge.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Bei allen Abstimmungen muss in der Reihenfolge gefragt werden:
 Ja – Nein – Enthaltungen
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Wird bei einer Abstimmung das Stimmenverhältnis angezweifelt, so hat die oder der Vorsitzende zusammen mit den Stellvertreterinnen
                     oder Stellvertretern bzw. den Beisitzerinnen oder Beisitzern das Abstimmungsergebnis nach nochmaliger Zählung festzustellen;
                     das dann verkündete Ergebnis ist nicht mehr anfechtbar.
                  

               

               
                     § 14
Niederschriften
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über die Verhandlungen und Beschlüsse der Gremien ist eine Niederschrift anzufertigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Niederschrift hat zu enthalten: Tag und Ort der Sitzung, Zahl der ordnungsgemäßen und Namen der erschienenen Mitglieder,
                     Feststellung der Beschlussfähigkeit, Gegenstand der Beschlussfassung sowie bei Beschlüssen das Stimmenverhältnis.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Auf Antrag muss auch eine abweichende Meinung in die Niederschrift aufgenommen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Niederschrift ist von einer oder einem anderen als der oder dem Vorsitzenden zu führen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Genehmigung der Niederschrift erfolgt in der folgenden Sitzung, wenn die Niederschrift den Mitgliedern des Gremiums zuvor
                     zugesandt wurde.  2 Die Niederschrift ist von der oder dem Vorsitzenden und der Schriftführerin oder dem Schriftführer zu unterzeichnen.
                  

               

            

         

      

      
            II. Besondere Bestimmungen für Landessynode und synodale Gremien

         

         
                     § 15
Einberufung der Landessynode
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die erste Berufung der Landessynode nach der Neuwahl erfolgt durch den Landeskirchenrat.  2 Sie tritt spätestens Mitte Februar zusammen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Im Übrigen wird die Landessynode durch ihren Vorstand einberufen.  2 Sie muss binnen eines Monats einberufen werden, wenn es vom Landeskirchenrat, dem Finanzausschuss oder einem Drittel der Mitglieder
                     verlangt wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Jedes Mitglied der Landessynode ist schriftlich unter Angabe der Tagesordnung einzuladen.  2 Ist ein Mitglied verhindert, an der Tagung teilzunehmen, so hat es dies möglichst bald dem Landeskirchenamt mitzuteilen, damit
                     das stellvertretende Mitglied eingeladen werden kann.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Verhandlungen der Landessynode sind öffentlich, soweit nicht für einzelne Angelegenheiten die Öffentlichkeit ausgeschlossen
                     wird.
                  

               

               
                     § 16
Sitzungsleitung bei konstituierenden Sitzungen
                     

                  

                  In der ersten Sitzung der neu gewählten Landessynode hat die an Lebensjahren älteste Pfarrerin als Altersvorsitzende oder
                     der an Lebensjahren älteste Pfarrer als Altersvorsitzender folgende Obliegenheiten:
                     
                        	
                           Sie oder er eröffnet die Sitzung und spricht das Eingangsgebet.

                        

                        	
                           Sie oder er beauftragt ein Mitglied der Landessynode mit der einstweiligen Führung des Verhandlungsberichtes.

                        

                        	
                           Sie oder er legt das in der Verfassung vorgeschriebene Gelöbnis ab und verpflichtet die übrigen Mitglieder, nachdem sie oder
                              er alle Anwesenden aufgefordert hat, sich zu erheben.
                           

                        

                        	
                           Sie oder er leitet die Verhandlung mit einer kurzen Aussprache ein.

                        

                        	
                           Sie oder er stellt fest, ob die Wahlen zur Landessynode als gültig anerkannt werden.

                        

                        	
                           Sie oder er stellt die Beschlussfähigkeit der Landessynode fest.

                        

                        	
                           Sie oder er lässt die Wahl der oder des Vorsitzenden der Landessynode vornehmen.

                        

                     

                  

               

               
                     § 17
Wahlprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Landeskirchenrat legt der neu gewählten Landessynode vor:
                     
                        	
                           Ein Verzeichnis der Mitglieder der Landessynode sowie der Stellvertreterinnen und Stellvertreter.

                        

                        	
                           Die Verhandlungsberichte der Klassentage über die Wahlen.

                        

                        	
                           Etwaige eingegangene Einsprüche gegen die Wahlen.

                        

                        	
                           Das Ergebnis der Vorprüfung der Wahlen (Art. 82 der Verfassung).
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist ein Wahlprüfungsausschuss zu bilden, so sind fünf Mitglieder, und zwar drei Kirchenälteste oder drei zum Kirchenältestenamt
                     wählbare Gemeindeglieder und zwei Pfarrerinnen oder Pfarrer zu wählen, die nicht dem Landeskirchenrat und tunlichst auch nicht
                     der Klasse angehören dürfen, gegen deren Wahl Einspruch erhoben worden ist.
                  

               

               
                     § 18
Nachwahlen
                     

                  

                  Nach dem Ausscheiden eines Mitgliedes der Landessynode oder einer Stellvertreterin oder eines Stellvertreters ist bei der
                     nächsten Tagung des zuständigen Klassentages für den Rest der Amtszeit eine Nachfolgerin oder ein Nachfolger zu wählen.
                  

               

               
                     § 19
Schriftführerin/Schriftführer
                     

                  

                  Die Landessynode wählt aus ihrer Mitte ein Mitglied als Schriftführerin oder Schriftführer und dessen Stellvertreterin oder
                     Stellvertreter.
                  

               

               
                     § 20
Niederschrift
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Niederschrift der Verhandlungen der Landessynode muss ergänzend zu den obigen Regelungen für Niederschriften auch den
                     wesentlichen Gang der Verhandlung enthalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Niederschrift wird vom Synodalvorstand festgestellt, anschließend von der Schriftführerin oder dem Schriftführer unterzeichnet
                     und unmittelbar danach mit einer Einspruchsfrist von 14 Tagen an die Mitglieder der Landessynode versandt, wobei sich der
                     Zugang nach § 28 Abs. 2 Satz 1 VVZG-EKD richtet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Einsprüche gegen die Niederschrift sind schriftlich beim Synodalvorstand anzubringen, der gegebenenfalls die Berichtigung
                     der Niederschrift veranlasst.  2 In Zweifelsfällen entscheidet die Landessynode.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Mitglieder der Landessynode werden über die rechtzeitig eingelegten Einsprüche und die Entscheidung des Synodalvorstandes
                     unterrichtet.  2 Jedes Mitglied kann innerhalb von 14 Tagen nach Zugang der Entscheidung des Synodalvorstandes die Entscheidung der Landessynode
                     beantragen.  3 Alle Einsprüche sowie die jeweiligen Entscheidungen des Synodalvorstandes oder der Landessynode sind dem Protokoll der nachfolgenden
                     Tagung beizufügen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Protokoll gilt nach Ablauf der Einspruchsfrist bzw. Erledigung aller Einsprüche als von der Landessynode genehmigt.
                  

               

               
                     § 21
Vorlagen
                     

                  

                  Die Vorlagen des Landeskirchenrates sind so rechtzeitig zu versenden, dass sie vor Zusammentritt der Landessynode in den Klassentagen
                     beraten werden können.
                  

               

               
                     § 22
Anträge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Anträge, die von einem Mitglied der Landessynode gestellt werden, bedürfen der Unterstützung von mindestens zwei weiteren
                     Mitgliedern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Anträge von Mitgliedern der Landessynode sind der oder dem Vorsitzenden schriftlich einzureichen und von dieser oder von
                     diesem spätestens in der nächsten Sitzung zur Kenntnis der Landessynode zu bringen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die im Laufe der Beratungen über einen Gegenstand gestellten Anträge sind der oder dem Vorsitzenden sofort schriftlich einzureichen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Anträge der Klassentage an die Landessynode (Art. 86 Nr. 21 Verfassung) sind dem Synodalvorstand schriftlich mitzuteilen.
                      2 Sie sind von der Superintendentin oder dem Superintendenten zu unterschreiben.  3 Dabei ist der konkrete Beschluss des Klassentages, das Abstimmungsergebnis und eine Begründung hinzuzufügen. 
                  

               

               
                     § 23
Anträge zu Kirchengesetzen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Anträge auf Abänderung oder Aufhebung von Kirchengesetzen und Verordnungen müssen von mindestens einem Drittel der Mitglieder
                     der Landessynode eingebracht werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Zur Einbringung von Gesetzesvorlagen aus der Mitte der Landessynode bedarf es der Unterschrift von mindestens einem Drittel
                     ihrer Mitglieder; sie sind dann wie Vorlagen des Landeskirchenrates zu behandeln.  2 Sie sollen dem Landeskirchenrat eingereicht und den Mitgliedern der Landessynode zugestellt werden.
                  

               

               
                     § 24
Eingaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landessynode hat auch über die ihr übersandten Eingaben und Gesuche zu verhandeln.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Gesuchsteller erhalten nach der Tagung der Landessynode einen schriftlichen Bescheid vom Synodalvorstand.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Von der Verlesung in öffentlicher Sitzung können Eingaben ganz oder teilweise ausgeschlossen werden, wenn sie nach Ansicht
                     des Synodalvorstandes
                     
                        	
                           nicht zum Wirkungskreis der Landessynode gehören,

                        

                        	
                           ihrem Inhalt nach ganz oder teilweise zur Verlesung in öffentlicher Sitzung nicht geeignet sind,

                        

                        	
                           mit falschem Namen oder überhaupt nicht unterzeichnet sind.

                        

                     

                  

               

               
                     § 25
Fragestunde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 In der Tagesordnung jeder Tagung der Landessynode ist für den ersten Verhandlungstag eine Fragestunde vorzusehen.  2 Zu dieser Fragestunde kann jedes Mitglied der Landessynode Fragen an den Synodalvorstand oder den Landeskirchenrat richten,
                     die nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit den Beratungsgegenständen der Tagesordnung stehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Fragen an den Synodalvorstand oder den Landeskirchenrat sind bis zu dem in der Tagesordnung für die Synodaltagung genannten
                     Zeitpunkt schriftlich einzureichen.  2 Nach der Beantwortung der Frage während der Synodaltagung können nur mündliche Zusatzfragen gestellt werden, die im Zusammenhang
                     mit der Hauptfrage stehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Anfragen können mit Zustimmung der Landessynode zugelassen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Alle Fragen sind, soweit möglich, während der Tagung der Landessynode zu beantworten.  2 Ist die Beantwortung einer Frage während der Tagung nicht möglich, erfolgt die Beantwortung innerhalb eines Monats nach Schluss
                     der Landessynode durch schriftliche Mitteilung an alle Mitglieder der Landessynode.
                  

               

               
                     § 26
Ausschüsse und Kammern
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Landessynode wählt einen Rechts- und Innenausschuss, einen Theologischen Ausschuss, einen Finanzausschuss, einen Nominierungsausschuss,
                     einen Ausschuss für theologische Aus- und Fortbildung, Personalplanung und -entwicklung und einen Rechnungsprüfungsausschuss.
                      2 Jeder dieser Ausschüsse besteht aus mindestens neun und höchstens zwölf ordentlichen Mitgliedern der Landessynode sowie bis
                     zu zwei weiteren von den Ausschüssen berufenen Gemeindegliedern, die nicht der Landessynode angehören und die Befähigung zum
                     Amt der oder des Kirchenältesten haben (synodaler Ausschuss). 3 Die Anzahl der Pfarrerinnen oder Pfarrer muss geringer sein als die der übrigen Mitglieder.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Landessynode entsendet Synodale in folgende aufgrund von Kirchengesetzen oder besonderen Synodalbeschlüssen gebildete
                     Kammern: Kammer für Diakonie, Kammer für Weltmission, Ökumene und Entwicklung, Kammer für öffentliche Verantwortung, Kammer
                     für Volksmission und Öffentlichkeitsarbeit, Schulkammer, Jugendkammer, Kammer für Kirchenmusik und Kammer für den ländlichen
                     Raum.  2 Der Landeskirchenrat bestätigt ihre endgültige Zusammensetzung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Außerdem kann die Landessynode für Projektaufgaben ein besonderes Gremium auf Zeit, längstens jedoch für die Amtszeit einer
                     Landessynode, bilden.  2 Die Landessynode beschließt, aus wie vielen Pfarrerinnen oder Pfarrern und Kirchenältesten oder zu Kirchenältesten wählbaren
                     Gemeindegliedern oder ggf. weiteren zu kooptierenden Mitgliedern dieser Ausschuss bestehen soll.  3 Die Anzahl der Pfarrerinnen oder Pfarrer muss geringer als die der übrigen Mitglieder sein.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Wahlen zu den Ausschüssen und Kammern können auf einstimmigen Beschluss der Synode auch im Block durch offene Abstimmung
                     vorgenommen werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Wenn die Wahlen zu den Ausschüssen und Kammern durch Stimmzettel erfolgen, so sind auf einen Stimmzettel höchstens so viele
                     Namen zu schreiben, wie Mitglieder zu wählen sind, und es entscheidet die einfache Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit
                     das von der oder dem Vorsitzenden zu ziehende Los.  2 Wenn auf einem Stimmzettel mehr Namen stehen als erforderlich sind, so wird dadurch die Gültigkeit desselben nicht aufgehoben,
                     es sind aber die letzten auf dem Stimmzettel überzählig enthaltenen Namen als nicht beigefügt zu betrachten.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Amtszeit der in Abs. 1 und 2 genannten Ausschüsse und Kammern dauert bis zum Zusammentritt der neu gewählten Landessynode.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Ausschüsse und Kammern befassen sich mit solchen Gegenständen, die ihnen von der Landessynode oder dem Landeskirchenamt
                     überwiesen werden.
                  

               

               
                     § 27
Nominierungsausschuss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Nominierungsausschuss ist bei allen Personalentscheidungen der Landessynode zu beteiligen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Nominierungsausschuss berät den Landeskirchenrat in allen Personalentscheidungen, in denen der Landeskirchenrat der Landessynode
                     einen Wahlvorschlag macht.
                  

               

               
                     § 28
Gremienarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Jeder Ausschuss und jede Kammer wählt eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Sitzungen der Ausschüsse und Kammern sind nicht öffentlich.  2 Mitglieder der Landessynode können an allen Sitzungen mit beratender Stimme teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Frau Präses oder dem Präses und der Landessuperintendentin oder dem Landessuperintendenten sind die Termine der Ausschusssitzungen
                     rechtzeitig bekannt zu geben.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Mitglieder des Landeskirchenamtes sind berechtigt, an allen Sitzungen der Ausschüsse und Kammern mit beratender Stimme
                     teilzunehmen.  2 Ihnen muss in jeder Sitzung das Wort erteilt werden.
                  

               

               
                     § 29
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Geschäftsordnung tritt mit der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Geschäftsordnung für den Landeskirchenrat vom 2. April 1952 bleibt von dieser Geschäftsordnung unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Geschäftsordnungen der Arbeitsrechtlichen Kommission und der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission bleiben von dieser Geschäftsordnung
                     unberührt.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Detmold, den 16. Dezember 1998

                           
                           	
                              Der Landeskirchenrat

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      

      1
            Organe der Landeskirche sind: Landessynode, Landeskirchenrat, Landeskirchenamt (Kollegium), Landessuperintendent, Klassentage,
               Klassenvorstände, Superintendenten, Kirchliches Verwaltungsgericht, gemeinsame Disziplinarkammer, Spruchkollegium, Arbeitsrechtliche
               Kommission, Arbeitsrechtliche Schiedskommission
            

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz
über die Ordnung des Lebens in der Gemeinde
– Lebensordnung –
         

      

      
         vom 27. November 1990

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 9 S. 233)
unter Berücksichtigung des Kirchengesetzes vom 24. November 1998
(Ges. u. VOBl. Bd. 11 Nr. 14)
         

      

      Die 29. ordentliche Landessynode hat in ihrer Sitzung am 27. November 1990 das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit
         verkündet wird:
      

      
            1. Gottesdienst

         

         
               I. Biblisch-theologische Grundlegung

            

             1 Jesus Christus sammelt, schützt und erhält seine Kirche in der Kraft des Heiligen Geistes durch sein Wort und Sakrament.  2 Im Gottesdienst versammelt sich die Gemeinde im Namen des dreieinigen Gottes.  3 Sie kommt zusammen, um sein Wort zu hören und ihm zu antworten mit ihrem Lobpreis und ihrem Bekenntnis, mit Dank und Bitte.
                4 Durch Gottes Wort und Sakrament lässt sie sich zurüsten für ihren Dienst in der Welt.
            

            
               	
                   1 Die Gemeinde versammelt sich im Gottesdienst im Namen des Vaters und des Sohnes und des Heiligen Geistes.  2 Der Name des dreieinigen Gottes steht in der Mitte jeder gottesdienstlichen Feier.  3 Gottes schöpferisches, versöhnendes und erlösendes Handeln in Jesus Christus wird in ihr durch Wort und Sakrament verkündigt
                     und dankbar bezeugt.  4 Im Gottesdienst erfährt die Gemeinde Gottes Gegenwart, seinen Zuspruch und seinen Anspruch.
                  

               

               	
                   1 Die Gemeinde kommt im Gottesdienst zusammen, um dem dreieinigen Gott in Anbetung, Bekenntnis, Lob und Dank die Ehre zu geben.
                      2 Im Hören auf sein rettendes und richtendes Wort und im Empfang der Taufe und des Abendmahls erkennt sie sich in der Tiefe
                     ihrer Gottlosigkeit.  3 Sie erfährt sich aber zugleich auch als „reingewaschen“, „geheiligt“ und „gerechtgesprochen“ in Jesus Christus (1. Kor. 6,11),
                     um ihm von nun an mit ihrem ganzen Leben dienen zu können.  2 In Christus hat Gott seine Gemeinde erwählt, „damit wir etwas seien zum Lob seiner Herrlichkeit“ (Eph. 1,12).
                  

               

               	
                   1 Indem sich die Gemeinde im Namen des dreieinigen Gottes versammelt und unter sein Wort stellt, wird sie zugleich zu einer
                     Gemeinschaft von Menschen, die allein aus seiner Gnade leben wollen, gemeinsam ihre Sünde bekennen und sich ausrüsten lassen
                     zum dankbaren Dienst in der Welt.  2 Gott dient uns, indem er in Christus Gemeinschaft stiftet und so uns Menschen aus unserer Entfremdung von Gott und vom Nächsten
                     herauslöst (Eph. 2, 14–22).  3 In der Feier der Taufe und des Abendmahls gewinnt die Gemeinde Anteil am Leib Jesu Christi (Matth. 28,18–20; 1. Kor. 11,23–26).
                  

               

               	
                   1 Der Gottesdienst, zu dem sich die Gemeinde in der gottesdienstlichen Feier versammelt, ist nicht zu trennen von ihrem Gottesdienst
                     in der Welt, zu dem sie sich durch „die Erneuerung ihres Sinnes“ verändern lässt (Röm. 12,2).  2 Der Apostel Paulus ermahnt die Gemeinde, sich mit all ihren Gaben und Kräften als ein lebendiges Opfer Gott hinzugeben und
                     seinem Willen zu dienen.  3 „Das sei euer vernünftiger Gottesdienst“ (Röm. 12, 1f).  4 So wie wir im Gottesdienst in Jesus Christus Gottes Zuspruch der Vergebung aller unserer Sünde erfahren, so erfahren wir auch
                     seinen Anspruch auf unser ganzes Leben.  5 Durch ihn „widerfährt uns frohe Befreiung aus den gottlosen Bindungen dieser Welt zu freiem, dankbarem Dienst an seinen Geschöpfen“
                     (Barmen II).
                  

               

               	
                   1 Der Gottesdienst, den die christliche Gemeinde in dieser Welt feiert, kann nur ein Vorgeschmack jener Feier sein, die ihr
                     im Reich Christi in der Herrlichkeit des Vaters verheißen ist (Mk. 14,25).  2 Das bedeutet, dass auch alle unsere Gottesdienste noch teilhaben an dem unerlösten Zustand dieser Welt und nichts Vollkommenes
                     sein können.  3 Das bedeutet aber auch, dass etwas von dem Glanz und der Freiheit der zukünftigen Welt in aller menschlichen Unvollkommenheit
                     und Schwachheit schon jetzt unter uns aufscheint.
                  

               

            

         

         
               II. Kirchliche Praxis

            

             1 Seit den Zeiten der Urkirche kommt die christliche Gemeinde am 1. Tage der (jüdischen) Woche, dem Auferstehungstag ihres Herrn,
               zum Gottesdienst zusammen, um den Tod und die Auferstehung Jesu Christi zu verkündigen und zu feiern.  2 Sie preist Gott an diesem Tag für die Befreiung aus den Fesseln der Sünde und des Todes, dankt ihm für die Gaben der Schöpfung
               und blickt voraus auf die neue Schöpfung, die in der Auferweckung Jesu Christi bereits begonnen hat.  3 Wie der jüdische Sabbat ein Tag ist, an dem alle Geschöpfe an der Ruhe Gottes Anteil bekommen sollen, so ist auch der Sonntag
               der Christen der Tag, an dem sie von ihren Werken ruhen.  4 Zwar feiert die christliche Gemeinde auch andere Gottesdienste zu verschiedenen Zeiten, an verschiedenen Orten und auch für
               verschiedene Gruppen.  5 Doch können diese Gottesdienste den sonntäglichen Gottesdienst, zu dem die ganze Gemeinde eingeladen ist, nicht ersetzen.
                6 Seine in allem geschichtlichen Wandel bleibenden Elemente sind:
            

            
               	
                   1 Die Verkündigung des einen Wortes Gottes, Jesus Christus, „wie er uns in der Heiligen Schrift bezeugt wird“ (Barmen I).
                  

                   2 „Sie blieben aber beständig in der Lehre der Apostel und in der Gemeinschaft und im Brotbrechen und im Gebet“ (Apg. 2,42).
                  

                   3 So vielfältig die Formen der Verkündigung auch sein mögen, so unwandelbar ist doch, dass das Wort öffentlich verkündigt wird,
                     dass es an das Zeugnis der Heiligen Schrift gebunden ist und an ihm geprüft werden muss.
                  

               

               	
                   1 Die Antwort der Gemeinde in Anbetung, Bekenntnis, Klage, Dank und Lobgesang.
                  

                   2 „Ermuntert einander in Psalmen und Lobgesängen und geistlichen Liedern, singt und spielt dem Herrn in euren Herzen und sagt
                     Dank Gott, dem Vater, allezeit für alles, im Namen unseres Herrn Jesus Christus“ (Eph. 5, 19f.).
                  

                   3 Es bedeutet eine Verarmung des Gottesdienstes, wenn dieser Raum für die Antwort der Gemeinde verkürzt wird.
                  

               

               	
                   1 Die Sammlung der Gemeinde zur Gemeinschaft des Leibes Christi in der Feier der Taufe und des Abendmahls.
                  

                   2 „Denn wir sind durch einen Geist alle zu einem Leib getauft, wir seien Juden oder Griechen, Unfreie oder Freie, und sind alle mit einem Geist getränkt“ (1. Kor. 12, 12).
                  

                   3 Dass alle einzelnen Gemeindeglieder zum Leib Jesu Christi zusammengeschlossen sind und jeder mit seinen Gaben ein besonderes
                     Glied dieses Leibes ist, kommt auch in der Gesamtgestalt des Gottesdienstes zum Ausdruck.
                  

               

               	
                   1 Die Zurüstung und Sendung zum Dienst in der Welt.
                  

                   2 Unsere Welt mit ihren Gaben und Freuden, Konflikten und Nöten wird in jedem Gottesdienst vor Gott gebracht im Gebet und in
                     der Fürbitte.  3 In Wort und Sakrament erfährt die Gemeinde Vergewisserung und Zurüstung für ihren Dienst.  4 Die feiernde Gemeinde legt in jedem Gottesdienst ihr Dankopfer für die Notleidenden in der Nähe und in der Ferne zusammen.
                      5 Der auferstandene Christus sendet seine Jünger in die Welt, damit sie seinen Frieden bezeugen:
                  

                   6 „Wie mich der Vater gesandt hat, so sende ich euch“ (Joh. 20, 21).
                  

                   7 Diese Sendung geschieht im Gottesdienst immer neu.  8 Worte der Sendung ermutigen für diesen Weg.  9 Gottes Segen begleitet jeden einzelnen.
                  

               

               	
                   1 Freiheit und Bindung der Gottesdienstgestaltung.
                  

                   2 Die Apostel lehren uns, dass jede gottesdienstliche Form offen bleiben muss für den Geist Gottes, der im Gottesdienst seinen
                     lebendigen Ausdruck  immer wieder neu sucht.  3 Dabei soll alles zur Auferbauung der Gemeinde und im Frieden geschehen.  4 „Wenn ihr zusammenkommt, so hat ein jeder einen Psalm, er hat eine Lehre, er hat eine Offenbarung, er hat eine Zungenrede,
                     er hat eine Auslegung. Lasst es alles geschehen zur Erbauung! … Denn Gott ist nicht ein Gott der Unordnung, sondern des Friedens“
                     (1. Kor. 14, 26–33).
                  

               

            

         

         
               III. Besondere Hinweise

            

            
               	
                   1 Die gottesdienstliche Feier ist für die christliche Gemeinde die Mitte.  2 Gleichwohl wird oft der Gottesdienst nicht mehr als Mitte des Gemeindelebens erfahren.  3 Wandlungen in Gesellschaft und Kirche betreffen auch den Gottesdienst der Gemeinde.  4 Manche erfahren eine Entfremdung vom christlichen Glauben auch als eine Entfremdung vom Gottesdienst.  5 Andere freilich suchen in neuer Nachdenklichkeit nach Sinn und Orientierung des Lebens: hier begegnen den Gottesdiensten besondere
                     Erwartungen.  6 Der Gottesdienst im Alltag verlangt nach Vergewisserung und Kräftigung im sonntäglichen Gottesdienst.
                  

                   7 Das verlängerte Wochenende und ein verändertes Freizeitverhalten geben dem Sonntag insgesamt ein anderes Gesicht.  8 Für viele Menschen ist der Sonntag zum Arbeitstag geworden.  9 Die Pflicht der Sonntagsheiligung begegnet manchen Verlegenheiten.  10 Zugleich werden Gottesdienste oft als Fest des Glaubens entdeckt.  11 Sie werden auf besondere Anlässe, Gruppen oder Themen bezogen.  12 Die Gemeinde geht auch mit dem Gottesdienst den Menschen nach.  13 Zahllosen Menschen begegnet die Botschaft des christlichen Glaubens in Gottesdiensten, die von Rundfunk und Fernsehen ausgestrahlt
                     werden.  14 Kirche und Gemeinden werden diese Möglichkeit, auch mit Gottesdiensten in den heutigen Medien präsent sein zu können, verantwortlich
                     wahrnehmen und dankbar nutzen.  15 Das Verfolgen des von den Medien vermittelten Gottesdienstes in häuslicher, privater Atmosphäre kann freilich nicht die lebendige
                     Gemeinschaft im Gottesdienst der Gemeinde ersetzen.
                  

                   16 Ist der Gottesdienst als Sache der ganzen Gemeinde erkannt, stellt sich hier eine besondere Aufgabe bei der Gestaltung des
                     Gottesdienstes.  17 Die Gemeindeglieder tragen den Gottesdienst und wirken in ihm mit.  18 Auch wo einzelne Gemeindeglieder oder Gruppen besondere Aufgaben übernehmen, wie z. B. in Lesung, Verkündigung, Gebet oder
                     Kirchenmusik, ist dieser Dienst auf die Auferbauung des Leibes Christi gerichtet.
                  

                   19 Mehr und mehr nehmen die Gemeinden ihre ökumenische, die Welt umspannende und die verschiedenen Kirchen aneinander weisende
                     Verbundenheit wahr.  20 Im Leben anderer Kirchen entdecken Christen gottesdienstliche Möglichkeiten, die in der eigenen Tradition verschüttet sind,
                     neu und erfahren Weite und Reichtum.  21 Ökumenisches Lernen hat auch im Gottesdienst seinen Platz.  22 Ökumenische Gottesdienste stärken die Hoffnung auf die verheißene Einheit der Kirche.
                  

               

               	
                   1 Bei aller Offenheit für notwendigen Wandel muss im Blick bleiben, was den Gottesdienst zum Gottesdienst macht: die Gemeinde
                     versammelt sich zum Gottesdienst, weil Christus seine Gegenwart denen verheißen hat, die in seinem Namen zusammenkommen (Mt.
                     18, 20).  2 Unabhängig von äußeren Umständen – wie liturgische Gestalt des Gottesdienstes, Ort und Raum seiner Feier oder Anzahl der Glaubenden
                     – teilt sich Christus in seinem verkündigten Wort und ausgeteilten Sakrament allen mit, die ihn hören und empfangen.  3 Das gilt auch für alle Versuche, den Gottesdienst neu zu gestalten.
                  

                   4 Inhalt der Verkündigung ist das eine Wort, Jesus Christus, „wie er uns in der heiligen Schrift bezeugt wird“.  5 Alle Verkündigung, ob sie nun durch die Predigt, den Predigtdialog, das Verkündigungsspiel oder in anderen Formen geschieht,
                     ist an die Schrift gebunden.  6 Im Gottesdienst ist die Übertragung Martin Luthers die leitende Übersetzung, denn biblische Worte können sich nur einprägen
                     und wiedererkannt werden, wenn sie im gleichen und bleibenden Wortlaut wiederkehren.
                  

               

               	
                   1 Keine gottesdienstliche Ordnung lässt sich für alle Zeiten festschreiben.  2 Doch kann die Form des Gottesdienstes auch nicht der Beliebigkeit anheimfallen.  3 Es gibt bewährte Muster und Traditionen, die in Agenden und Gottesdienstordnungen festgelegt sind.  4 Abweichungen von der in der Gemeinde eingeführten Ordnung sollten gut begründet sein (z. B. Familiengottesdienste).  5 Neue Liedertexte und Gestaltungsformen können den Gottesdienst bereichern und sollten erprobt werden.  6 Sie sind aber so in den Gottesdienst zu integrieren, dass die Grundelemente der Liturgie erkennbar bleiben.
                  

               

            

         

         
               IV. Regelungen

            

            
                  Präambel

               

               Jesus Christus sammelt, schützt und erhält seine Kirche in der Kraft des Heiligen Geistes durch sein Wort und Sakrament. Im
                  Gottesdienst versammelt sich die Gemeinde im Namen des dreieinigen Gottes. Sie kommt zusammen, um sein Wort zu hören und ihm
                  zu antworten mit ihrem Lobpreis und ihrem Bekenntnis, mit Dank und Bitte. Durch Gottes Wort und Sakrament lässt sie sich zurüsten
                  für ihren Dienst in der Welt.
               

               
                     § 1
Feier des Gottesdienstes
                     

                  

                   1 Die Gemeinde versammelt sich an Sonn- und Feiertagen vormittags zu einer vom Kirchenvorstand festgelegten Zeit zur Feier des
                     Gottesdienstes.
                  

                   2 Die Kinder der Gemeinde versammeln sich zum Kindergottesdienst.
                  

                   3 Gemeinsame Gottesdienste sollen Kinder und Erwachsene immer wieder miteinander verbinden.
                  

               

               
                     § 2
Verkündigung
                     

                  

                   1 Die Verkündigung ist an die Heilige Schrift Alten und Neuen Testamentes gebunden.  2 In der Predigt wird ein Abschnitt aus der Schrift ausgelegt.
                  

               

               
                     § 3
Liturgische Form
                     

                  

                   1 Der Verlauf des Gottesdienstes folgt den gottesdienstlichen Ordnungen, die für die reformierten Klassen von der Landessynode,
                     für die lutherische Klasse vom lutherischen Klassentag beschlossen werden.  2 Werden diese Ordnungen verändert oder durch neue Elemente ergänzt, wie z. B. bei Familiengottesdiensten, Konfirmationen oder
                     ökumenischen Gottesdiensten, so müssen doch die Grundelemente der Gottesdienstordnungen erkennbar bleiben.
                  

               

               
                     § 4
Lesungen und Lieder
                     

                  

                   1 Die biblischen Lesungen folgen in der Regel der Übersetzung Martin Luthers.
                  

                   2 Im Gottesdienst wird das evangelische Kirchengesangbuch in der jeweils geltenden Fassung benutzt.  3 Darüber hinaus kann neues Liedgut erprobt werden.
                  

               

               
                     § 5
Kirchenmusik
                     

                  

                   1 Der Gemeindegesang ist zu pflegen.  2 Die Kirchenmusik dient der Verkündigung.
                  

               

               
                     § 6
Mitgestaltung durch Gemeindeglieder
                     

                  

                   1 Zusammen mit dem Pfarrer oder der Pfarrerin sollen auch andere Gemeindeglieder den Gottesdienst vorbereiten und mitgestalten.
                      2 Die theologische Verantwortung liegt beim ordinierten Pfarrer bzw. der ordinierten Pfarrerin.
                  

               

               
                     § 7
Kollekten
                     

                  

                   1 Während oder am Ende eines jeden Gottesdienstes wird das Dankopfer („Kollekte“) gesammelt.
                  

                   2 Der landeskirchliche Kollektenplan ist zu beachten.
                  

                   3 Den Zweck der nicht festgelegten Kollekten bestimmt der Kirchenvorstand.  4 Er entscheidet auch darüber, ob in dem Gottesdienst, wie es gut begründete Tradition ist, eine zweite Geldsammlung („Klingelbeutel“)
                     stattfinden soll.  5 Diese wird in der Regel für die Diakonie in der eigenen Gemeinde bestimmt.
                  

               

               
                     § 8
Bekanntmachungen und Abkündigungen
                     

                  

                   1 In den Bekanntmachungen werden Veranstaltungen und Anliegen der Gemeinde und der Landeskirche angesagt.  2 In den Abkündigungen werden die Taufen, Trauungen und Beerdigungen von Gemeindegliedern mitgeteilt, und es wird die  Fürbitte
                     der Gemeinde erbeten.  3 Verfügungen und Verlautbarungen nichtkirchlicher Stellen haben in den Bekanntmachungen keinen Platz.
                  

               

               
                     § 9
Zahl der Gottesdienste
                     

                  

                  Eine Verminderung der Zahl der Gottesdienste bedarf der Zustimmung des Landeskirchenamtes.

               

               
                     § 10
Glockengeläut
                     

                  

                   1 Die Glocken rufen die Gemeinde unter Gottes Wort und mahnen zum Gebet.  2 Soll zu anderen Anlässen geläutet werden, so kann dies nur mit Genehmigung des Landeskirchenamtes geschehen.
                  

               

               
                     § 11
Kirchengebäude
                     

                  

                   1 Die Kirchengebäude dienen der Versammlung der Gemeinde zu ihren Gottesdiensten und anderen gemeindlichen Veranstaltungen.
                  

                   2 Über Bereitstellung gottesdienstlicher Räume für nichtgottesdienstliche Veranstaltungen beschließt der Kirchenvorstand; in
                     Zweifelsfällen entscheidet das Landeskirchenamt.
                  

                   3 Kirchen dürfen nur mit der Kirchenfahne beflaggt werden.  4 Eine Beflaggung aus nichtkirchlichen Anlässen darf nur mit Genehmigung des Landeskirchenamtes stattfinden.
                  

               

            

         

      

      
            2. Heilige Taufe

         

         
               I. Biblisch-theologische Grundlegung

            

             1 Die christliche Gemeinde tauft, weil Jesus Christus, der für die Sünde der Welt starb und von den Toten auferstand, gesagt
               und geboten hat: „Mir ist gegeben alle Gewalt im Himmel und auf Erden. Darum gehet hin und machet zu Jüngern alle Völker:
               Taufet sie auf den Namen des Vaters und des Sohnes und des heiligen Geistes und lehret sie halten alles, was ich euch befohlen
               habe. Und siehe, ich bin bei euch alle Tage bis an der Welt Ende.“ (Mt. 28, 18–20).  2 Die Taufe in den Tod Jesu Christi (Röm. 6, 3), das Bekenntnis zu ihm als dem Herrn, dem alle Macht gegeben ist, und der neue,
               durch den heiligen Geist gewirkte dankbare Gehorsam bestimmen das Taufgeschehen und sind für seine Bedeutung und Ordnung grundlegend.
            

            
               	
                   1 Nach dem Zeugnis des Neuen Testaments sind Menschen, die an Christus glauben und auf seinen Namen getauft wurden, zu einem
                     neuen Leben wiedergeboren (Röm. 6, 3–5; Kol. 2, 12; Tit. 3, 5 u. ö.).  2 Ihr Leben untersteht nicht mehr den Mächten dieser Welt, sondern hat in Jesus Christus einen neuen Herrn bekommen (Röm. 6, 12–23; 2. Kor. 5, 14 + 15; Röm. 14, 7–9).  3 Die auf Christus Getauften sind mit einem neuen Geist beschenkt (Apg. 2, 38) und dazu berufen, ihr Leben nicht mehr nach den
                     Maßstäben dieser Welt zu führen (Eph. 2, 1–6).  4 Sie stehen unter der Verheißung, dass ihr Leben schon jetzt Zeichen und Anfang der neuen Schöpfung Gottes ist (2. Kor. 5,
                     17; Jak. 1, 18).
                  

               

               	
                   1 Die heilige Taufe wird vollzogen, indem der Täufling nach dem Taufbefehl Jesu (Mt. 28, 18–20) auf den Namen des dreieinigen Gottes mit Wasser getauft wird.  2 Zur Taufe gehören also untrennbar Wort und Zeichen.  3 In der frühen Christenheit wurden die Täuflinge bei ihrer Taufe ganz unter Wasser getaucht zum Zeichen dafür, dass ihr altes
                     Leben in den Tod gegeben und ihnen ein neues Leben aus der Macht und Gnade Gottes geschenkt wurde.  4 Auch da, wo die Taufe durch Übergießen mit Wasser geschieht, ist das Wasser Zeichen für diese Neugeburt des Menschen in Jesus
                     Christus.
                  

               

               	
                   1 Die Taufe ist gültig, wenn sie auf den Namen des dreieinigen Gottes mit Wasser vollzogen wird.  2 Doch sie kann in das Leben eines Menschen nur hineinwirken und zu einem neuen Wandel führen, wo sie im Glauben, den Gott schenken
                     will, empfangen und festgehalten wird.  3 So treten Glaube und Bekenntnis notwendig zur Taufhandlung hinzu.
                  

                   4 Nach dem Zeugnis des Neuen Testaments ist die Taufe ein unwiederholbares Zeichen der Gnade Gottes (vgl. u.a. Röm. 6, 10f.).
                      5 Unabhängig von menschlichem Vermögen geht die Gnade Gottes unserer Entscheidung immer voraus (Eph. 2, 8f.).  6 Mit der Taufe unmündiger kleiner Kinder kommt dies besonders eindrücklich zum Ausdruck.
                  

               

               	
                   1 Die Taufe steht als ein einmaliges Geschehen am Anfang des Lebens als Christ.  2 Sie betrifft jedoch das ganze Leben eines Christen.  3 Ein Leben lang bleiben Christen darauf angewiesen, an die Taufe als den Ursprung ihrer christlichen Existenz erinnert zu werden
                     und im Glauben zu empfangen, was ihnen in der Taufe zugesagt ist: die Vergebung ihrer Schuld durch das Blut Jesu Christi (1.
                     Joh. 1, 7) und die Auferweckung zu einem neuen Leben in der Nachfolge ihres Herrn (Röm. 6,4; Eph. 2,4–10 u. ö.).
                  

               

               	
                   1 Die Taufe ist allen christlichen Kirchen gemeinsam und sichtbares Band der Einheit des Leibes Christi.  2 Durch sie werden Menschen in die Gemeinschaft des Leibes Christi aufgenommen.  3 Die Taufe begründet zugleich die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Kirche und wird im Gottesdienst der Gemeinde vollzogen.
                      4 Die Taufe eröffnet den Zugang zum Tisch des Herrn (vgl. Ordnung: Abendmahl, Art. III. 2 und Art. IV, § 2).
                  

               

            

         

         
               II. Kirchliche Praxis

            

             1 Seit den Anfängen der christlichen Kirche ist die Taufe in das Leben und die Unterweisung der christlichen Gemeinde eingebunden
               (Katechumenat).  2 Die christliche Taufe erstreckt sich auf Taufvorbereitung, Feier der Taufe und Tauferinnerung.
            

            
               	
                  Taufvorbereitung

                   1 Wird die heilige Taufe begehrt, so sorgt die christliche Gemeinde dafür, dass die Täuflinge in den christlichen Glauben und
                     das Leben der Gemeinde eingeführt werden.  2 Sie werden mit dem Zeugnis der Heiligen Schrift vertraut gemacht.
                  

                   3 Werden Säuglinge getauft, sollen sie später im Elternhaus und in der Gemeinde sowie im Kirchlichen Unterricht in das Leben
                     und die Lehre der christlichen Kirche eingeführt werden.  4 Vor der Taufe wird ein Taufgespräch mit den Eltern und wenn möglich auch mit den Paten des Kindes geführt, in dem die Eltern
                     auf die Bedeutung der Taufe und die von ihnen übernommene Verpflichtung zur Erziehung im christlichen Glauben hingewiesen
                     werden.  5 Auch Taufseminare können für Eltern und Paten hilfreich sein.
                  

                   6 Werden Jugendliche oder Erwachsene getauft, so findet der Taufunterricht in geeigneter Form (Einzelgespräche, Taufseminare,
                     Konfirmandenunterricht) vor der Taufe statt.  7 Kinder, die in einem späteren als dem Säuglingsalter getauft werden sollen, werden ihrem Alter entsprechend auf die Taufe
                     vorbereitet.
                  

               

               	
                  Tauffeier

                   1 Die Tauffeier findet im Gottesdienst der Gemeinde statt.  2 Nur in besonders begründeten Einzelfällen (z. B. Krankheit des Kindes) sollte von dieser Regel abgewichen werden.  3 Die wesentlichen Elemente der Tauffeier sind:
                     
                        	
                           die Lesung des Taufbefehls;

                        

                        	
                           die Taufverkündigung;

                        

                        	
                           das Bekenntnis des Glaubens an den dreieinigen Gott, das die Täuflinge oder die Eltern und Paten gemeinsam mit der Gemeinde
                              sprechen;
                           

                        

                        	
                           Tauffrage;

                        

                        	
                           die Taufhandlung (dreimaliges Begießen des Täuflings mit Wasser mit der in der Agende vorgeschriebenen Taufformel);

                        

                        	
                           die Fürbitte der Gemeinde für die Täuflinge.

                        

                     

                  

                   4 Die Taufe wird vom ordinierten Pfarrer oder von der ordinierten Pfarrerin oder von einem von der Landeskirche mit der Verwaltung
                     der Sakramente Beauftragten vollzogen.  5 In Notfällen kann die Taufe von jedem getauften erwachsenen Christen vollzogen werden.  6 Dabei sollen andere Personen zugegen sein, die die Taufe bezeugen können.
                  

               

               	
                  Tauferinnerung

                   1 Es ist Aufgabe der Gemeinde, an die Taufe und ihre Bedeutung zu erinnern (Taufgedächtnis).  2 Der Taufspruch kann diese Erinnerung für Christen ebenso wachhalten wie die Feier des Taufdatums.  3 Die Gemeinde erinnert an die Taufe in jedem Taufgottesdienst.  4 Aber auch jeder Gemeindegottesdienst, der im Namen des dreieinigen Gottes gefeiert wird, ist Hinweis auf die  Taufe.
                  

               

            

         

         
               III. Besondere Hinweise

            

             1 Im Leben unserer Gemeinden hat die Kindertaufe ein besonderes Gewicht.  2 Daher ist es notwendig, Stellung und Aufgabe der Taufeltern und Paten besonders zu bedenken.  3 Auf den ordnungsgemäßen Taufvollzug muss geachtet werden.  4 In bestimmten Fällen wird ein Aufschub der Taufe ratsam sein.  5 Dann ist zu fragen, ob eine besondere Fürbitte und Danksagung für diese Kinder im Gottesdienst der Gemeinde geschehen kann.
                6 Schließlich ist die Unwiederholbarkeit der Taufe zu betonen.
            

            
               	
                  Taufeltern

                   1 Die Taufe von Kindern wird in der Regel von Eltern oder Alleinerziehenden bzw. Erziehungsberechtigten begehrt, die zur christlichen
                     Gemeinde gehören.  2 Die kirchliche Trauung ist keine Bedingung für die Taufelternschaft.  3 Sind die Eltern nicht kirchlich getraut, sollen sie im Taufgespräch auf die Möglichkeit der kirchlichen Trauung angesprochen
                     werden.
                  

                   4 Gehört nur ein Elternteil der evangelischen Kirche an, kann die Taufe vollzogen werden, wenn der andere bzw. sorgeberechtigte
                     Elternteil nicht widerspricht.
                  

                   5 Sind beide Eltern nicht Mitglied der evangelischen Kirche, kann nur im Ausnahmefall die Taufe vollzogen werden.  6 Das ausdrückliche Einverständnis der Eltern ist dazu notwendig.  7 Außerdem müssen evangelische Paten bereit und in der Lage sein, die Aufgabe der christlichen Erziehung des Kindes zu übernehmen.
                  

               

               	
                  Taufpatenschaft

                   1 Die Taufverantwortung ist Aufgabe der ganzen Gemeinde.
                  

                   2 Diese Verantwortung nehmen in besonderer Weise die Taufpaten an der Seite der Eltern wahr.  3 Zugleich können Taufpaten die Taufe bezeugen.  4 Die Paten sollen zusammen mit den Eltern dafür sorgen, dass das getaufte Kind einen Zugang zum christlichen Glauben und zur
                     evangelischen Gemeinde findet und sich so der Bedeutung seiner Taufe bewusst wird.  5 Die Taufpaten erklären sich bereit, ihr Amt als kirchlichen Auftrag zu übernehmen.  6 Gehören sie nicht zur Gemeinde der Taufeltern und ist ihre Berechtigung zum Patenamt nicht bekannt, ist eine Bescheinigung
                     über die Berechtigung zum Patenamt vorzulegen.
                  

                   7 Pate kann jeder sein, der aufgrund der Konfirmation bzw. der Taufe im religionsmündigen Alter Glied der evangelischen Kirche
                     ist.  8 Auch Mitglieder einer der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen (ACK) oder dem Ökumenischen Rat der Kirchen (ÖRK) angehörenden
                     Kirche sind zum Patenamt berechtigt.  9 Mindestens ein Pate soll jedoch der evangelischen Kirche angehören.  10 Gegebenenfalls können Pfarrer oder Pfarrerin und Kirchenvorstand den Eltern helfen, geeignete Taufpaten zu finden.
                  

                   11 Tritt ein Taufpate aus seiner Kirche aus und gehört nun keiner christlichen Kirche mehr an, so erlischt zwar die Taufpatenschaft,
                     er bleibt aber Zeuge der Taufe.
                  

                   12 Andere Gründe für das Erlöschen der Taufpatenschaft gibt es nicht.
                  

               

               	
                  Taufvollzug

                   1 Die Taufe wird vollzogen, indem der Kopf des Täuflings dreimal mit Wasser übergossen und dabei die Taufformel gesprochen wird:
                     „Ich taufe dich auf den Namen (lutherische Agende: im Namen) des Vaters und des Sohnes und des heiligen Geistes.“  2 Eine andere Taufformel ist unzulässig.
                  

               

               	
                  Taufaufschub

                   1 In unseren Gemeinden gibt es Eltern, die ihre Kinder nicht als Säuglinge taufen lassen, sondern wollen, dass ihre Kinder in
                     einem späteren Alter die Taufe empfangen.
                  

                   2 Die Gemeinde kann auf Wunsch der Eltern eine besondere Fürbitte und Danksagung für noch nicht getaufte Säuglinge im Gottesdienst
                     halten.  3 Damit bezeugen die Eltern ihren Dank an Gott sowie ihren Willen, das Kind zur Taufe zu führen.  4 Gemeinsam mit der Gemeinde bitten sie um Gottes Segen für das Kind und seinen Weg zum Christsein.  5 Diese Fürbitte und Danksagung muss nach Form und Inhalt eindeutig von der Taufe unterschieden sein.
                  

                   6 Die Gemeinde weiß sich für alle getauften und noch nicht getauften Kinder verantwortlich; darum lädt sie alle Kinder zu Gottesdienst
                     und Kirchlichem Unterricht ein.
                  

               

               	
                  Zurückstellung von der Taufe

                   1 Gründe für eine Zurückstellung von der Taufe sind gegeben, wenn das Taufgespräch bzw. die Taufvorbereitung abgelehnt werden,
                     wenn ein Elternteil bzw. der sorgeberechtigte Elternteil der Taufe widerspricht oder wenn die evangelische Erziehung des Kindes
                     nicht zu erwarten ist.
                  

                   2 Die Taufe eines Erwachsenen ist zurückzustellen, wenn er oder sie an einer Taufunterweisung nicht teilgenommen hat oder wenn
                     das Taufgespräch ergibt, dass das Begehren der Taufe nicht ernsthaft ist.
                  

                   3 Die Zurückstellung der Taufe wird mit dem Angebot weiterer Gespräche verbunden.
                  

               

               	
                  Kirchenaustritt

                   1 Die Beendigung einer Kirchenmitgliedschaft durch den Kirchenaustritt macht die Taufe nicht ungeschehen.  2 Deshalb hat die Kirche nach wie vor eine seelsorgerliche Verantwortung auch für die Ausgetretenen wahrzunehmen.
                  

               

               	
                  Unwiederholbarkeit der Taufe

                   1 Die Taufe ist nach dem Zeugnis des Neuen Testaments eine unwiederholbare Handlung.  2 Das gilt auch für die Taufe unmündiger kleiner Kinder.  3 Eine Wiederholung der Taufe in einer späteren Lebensphase ist eine Entwertung des einmaligen Handelns Gottes.  4 Daher ist jegliche Praxis, die als „Wieder-Taufe“ ausgelegt werden könnte, auszuschließen.
                  

               

            

         

         
               IV. Regelungen

            

            
                  Präambel

               

               Die christliche Gemeinde tauft, weil ihr Jesus Christus, der für die Sünde der Welt starb und von den Toten auferstand, die
                  Taufe geboten hat (Mt. 28, 18 bis 20). Die Taufe in den Tod Jesu Christi, das Bekenntnis zu ihm als dem Herrn, dem alle Macht
                  gegeben ist, und der neue, durch den Heiligen Geist gewirkte dankbare Gehorsam bestimmen das Taufgeschehen und sind für seine
                  Bedeutung und Ordnung grundlegend.
               

               
                     § 1
Taufvorbereitung
                     

                  

                   1 Zur heiligen Taufe gehört die Taufvorbereitung.  2 Sie richtet sich nach dem Lebensalter der Täuflinge.
                  

                  
                     	
                        Wird für Säuglinge die Taufe begehrt, hält der Pfarrer oder die Pfarrerin mit den Eltern – wo möglich auch mit den Paten –
                           ein Gespräch über Verheißung und Verpflichtung der Taufe;
                        

                     

                     	
                        wird für heranwachsende Kinder die Taufe begehrt, sind sie ihrem Lebensalter entsprechend darauf vorzubereiten;

                     

                     	
                         1 für ungetaufte Kinder im Konfirmandenalter ist der Konfirmandenunterricht die zur Taufe hinführende Taufunterweisung.  2 Ihre Taufe wird dann anstelle der Konfirmation vollzogen.  3 Werden Kinder während der Unterrichtszeit getauft, hat dies in deutlichem zeitlichen Abstand zur Konfirmation zu geschehen;
                        

                     

                     	
                        der Taufe Erwachsener geht eine Taufunterweisung in geeigneter Form voraus.

                     

                  

               

               
                     § 2
Tauffeier
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der Taufe wird der Täufling nach dem Befehl Jesu auf den Namen des dreieinigen Gottes mit Wasser getauft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Taufe geschieht im Gottesdienst der Gemeinde und wird nach der geltenden Agende gehalten.  2 Die Täuflinge werden namentlich genannt.  3 Die Gemeinde hält für sie Fürbitte.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Haustaufen dürfen nur in begründeten Ausnahmen mit Genehmigung des Kirchenvorstands vollzogen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Mindestens einmal im Monat soll in einem Gottesdienst die Möglichkeit zur Taufe gegeben werden.
                  

               

               
                     § 3
Zuständigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Taufe vollzieht der Pfarrer oder die Pfarrerin, in deren Bezirk der Täufling wohnt.  2 Sie kann auch von Personen, die mit der Wortverkündigung und der Verwaltung der Sakramente beauftragt sind, gehalten werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Wenn die Taufeltern oder der Täufling einen anderen Pfarrer oder eine andere Pfarrerin wählen, ist ein Abmeldeschein (Dimissoriale)
                     des zuständigen Pfarrers oder der  zuständigen Pfarrerin erforderlich.  2 Die Erteilung des Dimissoriale darf aus Gründen abgelehnt werden, aus denen eine Taufe abgelehnt wird.  3 Lehnt ein Pfarrer oder eine Pfarrerin aus anderen schwerwiegenden Gründen das Dimissoriale ab, kann er bzw. sie dies nur im
                     Benehmen mit dem Superintendenten tun.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 In Notfällen kann die Taufe von jedem erwachsenen getauften Christen in der Gegenwart eines oder mehrerer Zeugen vollzogen
                     werden.  2 Sie ist unverzüglich der zuständigen Kirchengemeinde zur Beurkundung mitzuteilen.
                  

               

               
                     § 4
Taufpaten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Taufe eines Kindes werden in der Regel Paten berufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Pate kann jeder sein, der aufgrund der Konfirmation bzw. der Taufe im religionsmündigen Alter Glied der evangelischen Kirche
                     ist.  2 Auch Glieder einer der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen (ACK) oder dem Ökumenischen Rat der Kirchen (ÖRK) angehörenden
                     Kirche sind zum Patenamt berechtigt.  3 Mindestens ein Pate muss der evangelischen Kirche angehören.1

                  
                        (
                        3
                        )
                        Gehört ein Pate nicht zur Gemeinde der Taufeltern und ist seine Berechtigung zum Patenamt nicht bekannt, ist eine Bescheinigung
                     über die Berechtigung zum Patenamt vorzulegen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Patenamt erlischt mit dem Austritt aus der Kirche, die Taufzeugenschaft nicht.
                  

               

               
                     § 5
Zurückstellung von der Taufe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Taufe ist zurückzustellen, wenn die Eltern das Taufgespräch ablehnen, wenn ein Elternteil bzw. der sorgeberechtigte Elternteil
                     der Taufe widerspricht oder wenn die evangelische Erziehung des Kindes nicht zu erwarten ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Taufe eines Erwachsenen ist zurückzustellen, wenn er an einer Taufunterweisung nicht teilgenommen hat oder wenn das Taufgespräch
                     ergibt, dass das Begehren nicht ernsthaft ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Eine Zurückstellung von der Taufe ist den Betroffenen rechtzeitig mitzuteilen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Taufe eines Kindes, dessen Eltern nicht der evangelischen Kirche angehören, kann nur vollzogen werden, wenn sich die Eltern
                     damit einverstanden erklären und Paten oder andere Gemeindeglieder bereit und in der Lage sind, die Aufgabe der evangelischen
                     Erziehung des Kindes zu übernehmen.
                  

               

               
                     § 6
Beschwerde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Hat der Pfarrer oder die Pfarrerin Bedenken, die Taufe zu vollziehen, führt er bzw. sie eine Entscheidung des Kirchenvorstands
                     herbei.  2 Lehnt dieser die Taufe ab, können die Eltern oder der religionsmündige Täufling Beschwerde beim Landeskirchenamt einlegen.
                      3 Dieses entscheidet nach Anhörung des Superintendenten endgültig und teilt dem betreffenden Kirchenvorstand die Begründung
                     dafür mit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Entscheidet sich der Kirchenvorstand oder das Landeskirchenamt für die Zulässigkeit der Taufe, so ist der zuständige Pfarrer
                     oder die zuständige Pfarrerin nicht verpflichtet, die Taufe vorzunehmen.
                  

               

               
                     § 7
Unwiederholbarkeit
                     

                  

                   1 Die Taufe ist eine unwiederholbare Handlung.  2 Daher ist jegliche Praxis, die als „Wiedertaufe“ ausgelegt werden kann, auszuschließen.
                  

               

               
                     § 8
Beurkundung und Bescheinigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Jede vollzogene Taufe ist in das Kirchenbuch der Gemeinde einzutragen, in der die Taufe vorgenommen wurde.  2 Wohnen die Eltern des Täuflings nicht in dieser Gemeinde, so ist die Kirchengemeinde, in der sie ihren ständigen Wohnsitz
                     haben, zu benachrichtigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über die vollzogene Taufe wird ein Taufschein ausgestellt.
                  

               

            

         

      

      
            3. Heiliges Abendmahl

         

         
               I. Biblisch-theologische Grundlegung

            

             1 Die Gemeinde feiert das Heilige Abendmahl, weil ihr Jesus Christus nach dem Zeugnis der Schrift geboten hat: „Solches tut
               zu meinem Gedächtnis“ (1. Kor. 11, 24 u. 25).
            

             2 Als Jesus am Vorabend seines Todes zum letzten Mal mit seinen Jüngern das Passa feierte, nahm er Brot, sprach die Lobpreisung,
               brach es und gab es den zwölf Jüngern mit den Worten: „Nehmet; das ist mein Leib“ (Mk. 14, 22).  3 Ebenso nahm er auch den Kelch, sprach die Lobpreisung und reichte ihn seinen Jüngern mit den Worten: „Das ist mein Blut des
               Bundes, das für viele vergossen wird“ (Mk. 14, 24).  4 In diesem Geschehen gab Jesus den zwölf Jüngern Anteil an seinem bevorstehenden Leiden und Sterben.  5 Er versöhnte sie mit Gott durch sich selbst und berief sie zur Gemeinde des neuen Bundes.  6 Seit der Auferweckung Jesu von den Toten feiert die christliche Gemeinde das Abendmahl als ein Mahl, das ihr Herr selbst gestiftet
               hat und bei dem sie seines Todes im Licht seiner Auferweckung gedenkt (vgl. 1. Kor. 11, 23–26 und Lk. 24, 30f.).  7 Sie feiert es als das Mahl der Versöhnung, in dem sie immer wieder neu mit Christus verbunden wird und im Glauben empfängt,
               was Christus durch sein Sterben am Kreuz für alle vollbracht hat.
            

            
               	
                  Nach dem Zeugnis der Schrift ist das Abendmahl die Feier der Gegenwart Christi: ein Mahl des Gedächtnisses, der Vergebung,
                     der Freude, der Gemeinschaft und der Hoffnung.
                  

                  
                     	
                         1 Die Gemeinde dankt Gott in der Feier des Abendmahls für die ihr in diesem Mahl geschenkte Gabe, die Jesus Christus, das endzeitliche
                           Passalamm (1. Kor. 5, 7f.), selber ist.  2 Dieser Dank schließt auch die Dankbarkeit für die guten Gaben Gottes in seiner Schöpfung ein.
                        

                     

                     	
                        Sie empfängt in der Austeilung des Brotes und des Kelches die Vergebung ihrer Schuld und erfährt Wegzehrung und Stärkung zum
                           Leben und zu neuem Dienst.
                        

                     

                     	
                        Sie bittet Gott, dass er durch die Gabe seines Geistes Glauben schenke und so das Mahl für uns wirksam mache.

                     

                     	
                        Sie lässt sich, indem alle gemeinsam von dem einen Brot essen und aus dem einen Kelch trinken, immer wieder neu zusammenschließen
                           zu einer Gemeinde, die allein aus dem stellvertretenden Leiden und Sterben ihres Herrn Leben und Stärke gewinnt.
                        

                     

                     	
                        Sie verkündigt den Tod des Herrn, bis dass er kommt, und blickt in allen Leiden und Anfechtungen auf Gottes Reich aus, wenn
                           Jesus Christus seine Herrschaft über alle Mächte und Gewalten für alle offenbaren wird.
                        

                     

                  

               

               	
                   1 Im Abendmahl lässt Jesus Christus seine Gemeinde mit allen Sinnen erfahren, dass er alle ihre Sünde vergibt und alle ihre
                     Gebrechen heilt (vgl. Ps. 103,3).  2 Daher hat er seine Zusage mit der Austeilung und dem Empfangen von Brot und Wein verbunden.  3 Nicht nur das Brot und der Kelch bekommen dabei eine über sich hinausweisende Bedeutung, sondern die ganze Mahlfeier wird
                     zu einem sprechenden Zeichen.  4 In den Dankgebeten, im Brechen des Brotes und im Darreichen des Kelches ist Christus nach seiner Verheißung als der für uns
                     in den Tod gegebene Herr gegenwärtig.
                  

               

               	
                   1 Wie die Taufe, so kann auch das Abendmahl nur im Glauben recht empfangen werden.  2 Das bedeutet allerdings nicht, dass „ein dogmatisch richtiges Denken“ oder „ein vollkommener Lebenswandel“ Bedingungen für
                     den Empfang des Sakramentes sind.  3 „Würdig und wohlgeschickt“ ist der, der „den Glauben hat an diese Worte: ‚Für euch gegeben und vergossen zur Vergebung der
                     Sünden‘“ (Kl. Kat.).  4 Darum sollen diejenigen zum Tisch des Herrn kommen, „die sich selbst um ihrer Sünden willen missfallen und doch vertrauen,
                     dass dieselben ihnen verziehen und die übrige Schwachheit mit dem Leiden und Sterben Christi bedeckt sei; begehren auch je
                     mehr und mehr, ihren Glauben zu stärken und ihr Leben zu bessern“ (HK. Fr. 81).
                  

               

               	
                   1 Das Abendmahl wird in der christlichen Kirche seit den ältesten Zeiten als Mahl der Getauften gefeiert, das die Gemeinde der
                     Getauften in ihrem Glauben stärkt und erneuert.  2 Während die Taufe ein einmaliges Geschehen ist und vor dem Leben jedes einzelnen Christen wie ein Vorzeichen steht, wird das
                     Abendmahl im Gottesdienst der Gemeinde wiederholt gefeiert.  3 Denn die Gemeinde bedarf immer wieder neu der Vergebung und Erneuerung durch die Gegenwart Christi im Wort und im Abendmahl.
                  

               

               	
                   1 „Der gesegnete Kelch, den wir segnen, ist der nicht die Gemeinschaft des Blutes Christi? Das Brot, das wir brechen, ist das
                     nicht die Gemeinschaft des Leibes Christi?“ (1. Kor. 10, 16).  2 Das Abendmahl führt in die Gemeinschaft des Leibes Christi.  3 Im Gehorsam gegenüber der Weisung Jesu Christi müssen wir erkennen, dass diese Gemeinschaft weiterreicht als die Gemeinschaft
                     unserer Konfessionen.  4 Als Eingeladene haben wir nicht das Recht, einander die Teilnahme am Tisch des Herrn zu verweigern.
                  

               

            

         

         
               II. Kirchliche Praxis

            

            
               	
                  Voraussetzung

                   1 Das Abendmahl ist das Mahl der Getauften.  2 Daher können alle getauften Christen das Heilige Abendmahl empfangen, die Vergebung ihrer Sünden und Stärkung ihres Glaubens
                     begehren.  3 Das Bekenntnis der Schuld gehört zur Vorbereitung auf das Abendmahl hinzu.
                  

               

               	
                  Abendmahlsfeier

                   1 Das Abendmahl wird im Gottesdienst der Gemeinde gefeiert.  2 Es wird von einem ordinierten Pfarrer oder einer ordinierten Pfarrerin oder einem mit der Verwaltung der Sakramente von der
                     Landeskirche Beauftragten geleitet.  3 Bei der Austeilung können auch Älteste oder andere Gemeindeglieder mitwirken.
                  

                   4 Der Reichtum des Abendmahls soll auch in der Gestaltung der Abendmahlsfeier zum Ausdruck kommen.
                  

                   5 Ihre wesentlichen Elemente sind:
                     
                        	
                           Dankgebet für die Gaben Gottes und das Wunder der Erlösung.

                        

                        	
                           Bitte um den Heiligen Geist.

                        

                        	
                           Verkündigung des Todes und der Auferstehung Christi, die das Sündenbekenntnis und die Verlesung der Einsetzungsworte einschließt.

                        

                        	
                           Austeilung und Empfang von Brot und Wein in der Gemeinschaft derer, die zum Tisch des Herrn gehen.

                        

                        	
                           Lob des Gottes, der sein Werk bei der Wiederkunft Christi in Herrlichkeit vollenden wird.

                        

                     

                  

                   6 Der Ort der Abendmahlsfeiern ist der Gemeindegottesdienst.  7 Abendmahlsfeiern in den Häusern (z. B. das Abendmahl mit Kranken) stehen im Zusammenhang mit dem Gemeindegottesdienst.  8 Manche Zeichen können die Verbundenheit des Krankenabendmahls in den Häusern mit dem Gemeindeabendmahl im Gottesdienst unterstreichen
                     (z. B. die Mitnahme von Brot und Wein aus dem Gottesdienst zu einem Krankenabendmahl; die Begleitung des Pfarrers oder der
                     Pfarrerin durch Gemeindeglieder o. ä.).
                  

                   9 Da die Gemeinde auf ihrem Weg in der Nachfolge Christi immer wieder der Vergebung ihrer Sünden, der Stärkung ihres Glaubens
                     und ihrer Liebe bedarf, wird sie auch das Abendmahl regelmäßig feiern.  10 Dazu soll mindestens einmal im Monat Gelegenheit gegeben werden.
                  

                   11 Die Gemeinde wird sorgfältig darauf achten, dass die äußere Gestaltung der Feier der Bedeutung des Mahles entspricht.
                  

               

               	
                  Folgen

                   1 Wer das Abendmahl empfangen hat, kann nicht unversöhnt mit seinen Mitmenschen weiterleben oder sich von seinen christlichen
                     Geschwistern trennen.  2 Eine Gemeinde, die das Abendmahl feiert, wird in ihrer Mitte Frieden zu halten suchen und nach außen für Frieden eintreten.
                      3 Sie wird in ökumenischer Offenheit auf Menschen anderer Konfessionen, Kulturen, Nationalitäten und Rassen zugehen und sich
                     für Versöhnung unter den Menschen einsetzen.
                  

               

            

         

         
               III. Besondere Hinweise

            

            
               	
                   1 Die verschiedenen theologischen Aspekte des Abendmahls, verschiedene Traditionen in unseren Gemeinden und verschiedene Situationen
                     haben dazu geführt, dass die Gestaltung der Feier des Heiligen Abendmahls in großer Vielfalt geschieht.  2 In dieser legitimen Vielfalt gilt es jedoch zugleich, die Einheit des Abendmahls zu wahren, indem die Feiern an gemeinsame
                     Texte und Schwerpunkte in Übereinstimmung mit dem Zeugnis der Schrift gebunden bleiben.  3 So ist es unerlässlich, die biblischen Worte der Einsetzung des Abendmahls zu sprechen, Gottes Wort zu verkündigen, die Sündenvergebung
                     zuzusagen und das Brot und den Kelch zu reichen.
                  

               

               	
                   1 Galt früher die Konfirmation als Voraussetzung für die Zulassung zum Abendmahl, so wird heute in vielen Gemeinden schon mit
                     Kindern und Katechumenen bzw. Konfirmanden das Abendmahl gefeiert.  2 Nimmt man ernst, dass alle Getauften das Abendmahl empfangen dürfen, so gibt es gegen diese Praxis keine grundsätzlichen Bedenken.
                      3 Allerdings können Kinder nicht ohne von der Gemeinde geordnete Unterweisung zum Tisch des Herrn kommen.
                  

               

               	
                   1 Abendmahlsfeiern in einzelnen Gruppen stehen im Zusammenhang mit dem Gemeindegottesdienst.  2 Auch sie werden von einem Pfarrer oder einer Pfarrerin oder einem mit der Sakramentsverwaltung Beauftragten geleitet.  3 Eine Gruppe, die unter sich das Abendmahl feiert, muss auch für andere Gemeindeglieder offenbleiben.  4 Die Teilnahme an der Abendmahlsfeier in der Gruppe kann nicht an die Stelle der Teilnahme am Abendmahlsgottesdienst der Gemeinde
                     treten.
                  

               

               	
                   1 Die Furcht vor Ansteckungsmöglichkeiten hat in der Praxis vielfach dazu geführt, den Wein in Einzelkelchen auszuteilen.  2 Diese Furcht muss ernst genommen werden, doch ist auch die Zeichensprache des Abendmahls zu bedenken.  3 Es ist sorgfältig zu prüfen, ob Einzelkelche oder auch die „Intinctio“ den Worten Jesu: „Trinket alle daraus!“ (Mt. 26, 27), entsprechen und ob sie dem Vollzug der Gemeinschaft dienen.  4 Den Bedenken gegen die Praxis des Gemeinschaftskelches sollte durch sorgfältige Reinigung begegnet werden.
                  

                   5 Die Praxis, Traubensaft statt Wein zu reichen, ist durch die Rücksichtnahme auf Alkoholkranke begründet, die sonst gefährdet
                     oder vom Abendmahl ausgeschlossen wären.  6 Sie ist biblisch vertretbar.
                  

                   7 Bei diesen Entscheidungen ist auf die Übereinkunft zwischen den Gemeinden zu achten.
                  

                   8 Wenn Gemeindeglieder aus Krankheitsgründen auf den Empfang des Kelches verzichten müssen, feiern sie dennoch ein gültiges
                     Abendmahl.
                  

               

               	
                   1 Gemeinsame Mahlzeiten und Agapefeiern haben als Formen der Gemeinschaft in der christlichen Gemeinde ihren Platz.  2 Die Bindung an die Weisung Christi, die Sammlung um ihn als Geber und Gabe, die Zueignung seines Todes und seiner Auferstehung
                     und die Gaben Brot und Kelch helfen dazu, das Abendmahl von gemeinsamen Mahlzeiten und Agapefeiern deutlich zu unterscheiden.
                  

               

            

         

         
               IV. Regelungen

            

            
                  Präambel

               

               Die Gemeinde feiert das Heilige Abendmahl, weil es ihr Jesus Christus nach dem Zeugnis der Schrift geboten hat (1. Kor. 11,
                  23–25). Sie feiert es als das Mahl der Versöhnung, in dem sie immer wieder neu mit Christus verbunden wird und im Glauben
                  empfängt, was Christus durch sein Sterben am Kreuz für alle vollbracht hat.
               

               
                     § 1
Abendmahlsfeier
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Feier des Abendmahls findet in der Regel im Gottesdienst der Gemeinde statt.  2 Die Gestaltung der Abendmahlsfeier richtet sich nach der in der Gemeinde geltenden Agende.  3 Es werden die Einsetzungsworte gesprochen und Brot und Kelch gereicht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mindestens einmal im Monat soll im Gottesdienst das Abendmahl gefeiert werden.
                  

               

               
                     § 2
Zulassung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Feier des Abendmahls ist jeder getaufte Christ eingeladen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sollen getaufte und noch nicht konfirmierte Kinder oder Jugendliche an der Feier des Abendmahls teilnehmen, sind sie vorher
                     ihrem Alter entsprechend in die Bedeutung des Heiligen Abendmahls einzuführen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Mit dem Kirchenaustritt erlischt das Recht, am Abendmahl teilzunehmen.
                  

               

               
                     § 3
Zuständigkeit
                     

                  

                   1 Die Abendmahlsfeier wird vom ordinierten Pfarrer oder von der ordinierten  Pfarrerin oder von einem durch die Landeskirche
                     mit der Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung Beauftragten geleitet.  2 Älteste und andere Gemeindeglieder können und sollen an der Gestaltung der Feier und bei der Austeilung des Abendmahls mitwirken.
                  

               

               
                     § 4
Gestalt des Abendmahls
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der evangelischen Kirche wird das Abendmahl unter beiderlei Gestalt (Brot und Kelch) gefeiert.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Frage, in welcher Form das Abendmahl in der Gemeinde gereicht wird, kann nur in der Treue zu den Einsetzungsworten und
                     mit Rücksicht auf die Tradition der Kirche entschieden werden.  2 Die Entscheidung trifft nach Beratung durch den zuständigen Klassentag der Kirchenvorstand.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wenn besondere Umstände dies erfordern, kann der Kirchenvorstand beschließen, dass statt Wein Traubensaft verwendet wird.
                  

               

               
                     § 5
Abendmahl und Agape
                     

                  

                  Von der Feier des Abendmahls sind alle Formen der Agapefeiern oder gemeinsamer Mahlzeiten in der Gemeinde deutlich zu unterscheiden.

               

            

         

      

      
            4. Konfirmation

         

         
               I. Biblisch-theologische Grundlegung

            

             1 Die evangelische Kirche konfirmiert aufgrund ihrer Verantwortung für die als Säuglinge oder im Kindesalter Getauften.  2 Zur Vorbereitung auf die Konfirmation werden getaufte und noch nicht getaufte Kinder und Jugendliche eingeladen, am kirchlichen
               Unterricht teilzunehmen.  3 Sie sollen hier im Verständnis des Glaubens wachsen und zum Christsein ermutigt werden.  4 Im Konfirmationsgottesdienst stimmen die Konfirmandinnen und Konfirmanden öffentlich in das Bekenntnis der Kirche ein.  5 Die Gemeinde bittet für sie zu Gott und lädt sie zur Feier des Abendmahls ein.
            

             6 Diese grundsätzlichen Überlegungen bestimmen Ziel, Bedeutung und Ordnung der Konfirmation.
            

            
               	
                   1 „Konfirmieren“ bedeutet Stärken im Glauben.  2 Nach biblischem Verständnis ist es Gott selbst, der durch seinen Heiligen Geist den Glauben weckt und stärkt.  3 Die anhaltende Bitte um solche Zurüstung zeigt, dass Glaubende ihrer ein Leben lang bedürfen.  4 Die Kirche nimmt das ernst, indem sie die besondere, einmalige kirchliche Konfirmationshandlung einbettet in den vorbereitenden
                     kirchlichen Unterricht und die nachfolgenden kirchlichen Angebote.  5 Weil Gott den Menschen sein Leben lang sucht, tröstet und stärkt, umfasst auch das konfirmierende Handeln das ganze Leben.
                      6 Es vollzieht sich auf verschiedene Weise, jedoch immer auch als Lehre (vgl. 2. Tim. 3, 16); denn Glaubende wollen und sollen verstehen, was sie an Gott haben.
                  

               

               	
                   1 Eine spezielle biblische Weisung gibt es für die Konfirmation nicht.  2 Sie entstand als kirchliche Handlung in der Reformationszeit unter Anlehnung an das mittelalterliche „sacramentum confirmationis“.
                      3 Ihre damaligen Elemente bleiben bis heute bestimmend:
                     
                        	
                           Abschluss des kirchlichen Unterrichtes;

                        

                        	
                           Taufgedächtnis und Ermutigung zum Glauben;

                        

                        	
                           Öffentliches Bekenntnis mit der Gemeinde;

                        

                        	
                           Fürbitte und Segenszuspruch;

                        

                        	
                           Gemeinsame Feier des Abendmahls mit der Gemeinde.

                        

                     

                  

               

               	
                   1 Die Konfirmation wird in einem Gemeindegottesdienst unter Beteiligung der Konfirmandinnen und Konfirmanden, ihrer Eltern,
                     Paten und anderer Gemeindeglieder gefeiert.  2 Konfirmiert werden alle, die durch regelmäßige Teilnahme am vorangegangenen kirchlichen Unterricht und am gemeindlichen Leben,
                     insbesondere am Gottesdienst, mit den Grundlagen und Lebensvollzügen des christlichen Glaubens vertraut gemacht worden sind.
                      3 Die Konfirmierten sind für ihr weiteres Leben zur Feier des Heiligen Abendmahls eingeladen.  4 Sie sind berechtigt, Pate oder Patin zu werden und später andere kirchliche Ämter zu übernehmen.
                  

               

            

         

         
               II. Kirchliche Praxis

            

             1 Das konfirmierende Handeln der Kirche umfasst den kirchlichen Unterricht als nachgeholte oder vorbereitende Taufunterweisung
               und den Konfirmationsgottesdienst.  2 Darüber hinaus erstreckt es sich auf alle Angebote für die Getauften.
            

            
               	
                  Der kirchliche Unterricht

                   1 Mit dem Taufbefehl ist eine besondere Verpflichtung zur Unterweisung in der christlichen Lehre und zur Einübung in christliches
                     Leben verbunden (Mt. 28, 18–20).  2 Diese Verpflichtung soll zuerst im christlichen Elternhaus wahrgenommen werden.  3 Die Gemeinde kommt ihr in verschiedener Weise nach, angefangen im Kindergarten, mit dem Kindergottesdienst, den Kinderbibelwochen
                     und Kinderkreisen bis hin zum kirchlichen Unterricht.  4 Dazu gehört auch der evangelische Religionsunterricht.  5 Von diesem unterscheidet sich der kirchliche Unterricht durch seine Einbindung in das Leben der Gemeinde.  6 Er wendet sich in der Regel an Jugendliche im Alter zwischen 12 und 15 Jahren (7./8. Schuljahr).  7 Er hat das Ziel, sie in altersgemäßer Form mit den zentralen Aussagen des christlichen Glaubens vertraut zu machen, sie anzuleiten
                     und mit ihnen einzuüben, wie sie in der heutigen Welt als Glieder der christlichen Gemeinde leben können.  8 Dazu gehört auch die seelsorgerliche Begleitung der Jugendlichen.  9 Eine enge Verbindung zwischen dem kirchlichen Unterricht und der Jugendarbeit der Gemeinde ist wünschenswert.
                  

                   10 In den Leitlinien und Rahmenplänen der Landeskirche für den kirchlichen Unterricht werden verbindliche und weitere Lehr- und
                     Lerninhalte in ein sinnvolles Verhältnis zueinander gebracht.  11 Zu den verbindlichen Inhalten gehören die Hauptaussagen der reformatorischen Katechismen.  12 Die zehn Gebote, das Glaubensbekenntnis und das Vaterunser werden im Wortlaut angeeignet.  13 Außerdem werden biblische Kerntexte, Liedstrophen und Katechismusstücke auswendig gelernt.  14 Im kirchlichen Unterricht werden in der jeweils geltenden Fassung die Luther-Bibel, das Evangelische Kirchengesangbuch und
                     der in der Gemeinde geltende Katechismus benutzt.
                  

                   15 Die Anmeldung zum kirchlichen Unterricht erfolgt bei der zuständigen Pfarrerin oder bei dem zuständigen Pfarrer.  16 Dabei ist gegebenenfalls der Taufnachweis vorzulegen.
                  

                   17 Zu Beginn der Unterrichtszeit werden die Konfirmandinnen und Konfirmanden im Gottesdienst der Gemeinde vorgestellt.  18 Am sonntäglichen Gottesdienst sollen sie regelmäßig teilnehmen.  19 Auch ihre Eltern werden dazu eingeladen.  20 Es ist dafür zu sorgen, dass die Konfirmandinnen und Konfirmanden an der Gestaltung von Gottesdiensten beteiligt werden, um
                     das zentrale Ereignis kirchlichen Lebens lieb zu gewinnen.  21 In bestimmten Abschnitten, besonders in der Schlussphase des Unterrichts, stellen die Konfirmandinnen und Konfirmanden im
                     Gottesdienst oder einer sonstigen Gemeindeveranstaltung dar, was sie vom christlichen Glauben erfasst haben.  22 Dabei wird es besonders um die altersgemäße Erklärung des Taufbekenntnisses gehen.
                  

                   23 Die zeitliche und inhaltliche Organisationsform stimmt der Kirchenvorstand auf der Grundlage der kirchengesetzlichen Bestimmungen,
                     der Leitlinien und der Rahmenpläne mit den Unterrichtenden ab.  24 Dabei ist darauf zu achten, dass der Unterricht eine angemessene Dauer hat – mindestens 60 Zeitstunden in einem Zeitraum von
                     2 Jahren – und methodisch ein möglichst vielfältiges und abwechslungsreiches Angebot enthält.  25 Kürzere und längere Freizeiten, aber auch Praktika in der Gemeinde und kirchlichen Einrichtungen sind wichtige Elemente des
                     kirchlichen Unterrichtes.  26 Die Unterrichtenden halten durch Hausbesuche und Elternabende Kontakt mit den Familien der Konfirmandinnen und Konfirmanden.
                      27 Wünschenswert ist auch eine vertrauensvolle Absprache mit den für den evangelischen Religionsunterricht in den Schulen Verantwortlichen.
                      28 Die Beteiligung der Eltern, engagierter Gemeindeglieder und anderer kirchlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im kirchlichen
                     Unterricht ist sinnvoll.  29 Die Verantwortung des Pfarrers  bzw. der Pfarrerin und des Kirchenvorstandes für den kirchlichen Unterricht bleibt davon unberührt.
                  

                   30 Es obliegt den Eltern oder anderen Erziehungsberechtigten, ihre Kinder zum regelmäßigen Besuch des kirchlichen Unterrichts
                     anzuhalten und dafür zu sorgen, dass die Unterrichtszeiten von anderen Veranstaltungen freigehalten werden.
                  

               

               	
                  Die Feier der Konfirmation

                   1 Der kirchliche Unterricht wird mit der Feier der Konfirmation in einem Gemeindegottesdienst abgeschlossen.  2 Sie erfolgt an den von der Landeskirche festgesetzten Sonntagen.  3 Der Konfirmationsgottesdienst richtet sich nach der geltenden Agende.  4 Besondere Elemente der Konfirmation sind:
                     
                        	
                           Taufgedächtnis und Einstimmen der Konfirmandinnen und Konfirmanden in das Bekenntnis  der Kirche;

                        

                        	
                           Fürbitte der Gemeinde für die Konfirmandinnen und Konfirmanden;

                        

                        	
                           Segnung und Sendung (Konfirmationsspruch);

                        

                        	
                           Anrede an Konfirmandinnen und Konfirmanden und Gemeinde.

                        

                     

                  

                   5 Die gemeinsame Vorbereitung des Konfirmationsgottesdienstes mit Konfirmanden und Eltern hat sich ebenso bewährt wie die Einbeziehung
                     von Eltern und Kirchenältesten in seine Gestaltung.  6 In der Wahl von Schriftstellen, Liedern, Gebeten und erläuternden Bekenntnistexten soll Neues und Altbewährtes in einem angemessenen
                     Verhältnis zueinander stehen.  7 Zur Konfirmation gehört die gemeinsame Teilnahme der Konfirmandinnen und Konfirmanden am Abendmahl im Konfirmationsgottesdienst
                     selbst oder in unmittelbarer zeitlicher Nähe zu ihm.
                  

                   8 Auch die häusliche Feier gehört zum Konfirmationstag hinzu.  9 Auf einem Elternabend oder auf andere Weise sollen Anregungen zu ihrer Gestaltung vermittelt werden.
                  

               

               	
                  Begleitung der Konfirmierten

                   1 Das konfirmierende Handeln der Kirche kann sich nicht auf die Hinführung zur Konfirmation beschränken.  2 Weil Christen ein Leben lang der Befestigung im Glauben bedürfen, muss sich die Kirche auch nach der Konfirmation weiter an
                     die Konfirmierten wenden.  3 Sie tut das mit jedem Gottesdienst, mit jeder Gemeindeveranstaltung und mit jedem seelsorgerlichen Gespräch.  4 Insbesondere sollen die Programme kirchlicher Jugendarbeit und kirchlicher Erwachsenenbildung der Unterweisung und Stärkung
                     im Glauben dienen.  5 Angebote eines „Kirchlichen Unterrichtes für Erwachsene“ auf Gemeindeebene haben sich bewährt.  6 Dabei sollte der besondere Bezug zur Taufe hergestellt werden.
                  

               

               	
                  Wirkungen der Konfirmation

                   1 Mit der Konfirmation wird das Recht zum Patenamt verliehen.  2 Die Konfirmation ist zugleich die Voraussetzung für das aktive und passive Wahlrecht in der Gemeinde.  3 Darin drückt sich die Hoffnung aus, dass sich die Konfirmandinnen und Konfirmanden nach ihrer Konfirmation verantwortlich
                     am Leben der Gemeinde beteiligen.
                  

               

            

         

         
               III. Besondere Hinweise

            

             1 Die Wandlungen in Gesellschaft und Volkskirche haben zu neuen Fragen geführt: Es gibt Gemeinden, in denen eine größere Zahl
               von Konfirmandinnen und Konfirmanden noch nicht getauft ist.  2 Ferner gibt es aus theologischen Erwägungen heute in fast allen unseren Kirchen die Möglichkeit des Abendmahls mit Kindern
               vor der Konfirmation.  3 Daraus folgen einige Sonderprobleme der Konfirmation und des vorangehenden Unterrichtes.  4 Außerdem ist zu prüfen, ob in bestimmten Fällen konfirmiert werden soll oder ob mit der Konfirmation noch zu warten ist.
            

            
               	
                  Taufe und Konfirmation

                   1 Der kirchliche Unterricht ist für die Getauften nachgeholter Taufunterricht.  2 Für Ungetaufte ist er die Taufvorbereitung.  3 Ihre Taufe wird entweder in zeitlich deutlicher Abgrenzung zum Konfirmationsgottesdienst oder anstelle der Konfirmation vollzogen.
                      4 Wollen Jugendliche nach dem Konfirmationsalter oder Erwachsene getauft und damit Glieder der Kirche werden, erhalten sie mit
                     der Taufe die vollen Rechte eines Gemeindegliedes.  5 Eine gesonderte Konfirmationshandlung erübrigt sich.  6 Jugendliche und Erwachsene, die als Kinder zwar getauft, aber nicht konfirmiert worden sind, können nach entsprechender Unterweisung
                     auch später konfirmiert werden.
                  

               

               	
                  Abendmahl während der Zeit des kirchlichen Unterrichtes

                   1 Die Taufe ist Voraussetzung für die Zulassung zum Heiligen Abendmahl.  2 Obwohl in der Vergangenheit die Konfirmation vor allem als Voraussetzung für die Zulassung zum Abendmahl verstanden wurde,
                     gibt es keine theologischen Gründe, Konfirmanden, die getauft und in die Bedeutung des Abendmahls eingeführt sind, nicht zum
                     Abendmahl zuzulassen.
                  

                   3 Damit alle Konfirmandinnen und Konfirmanden an der Feier des Abendmahls während der Unterrichtszeit teilnehmen können, soll
                     die Bedeutung der Taufe in der Anfangsphase des Unterrichts erklärt werden.  4 Danach können Konfirmanden, die bis dahin nicht getauft waren und am Abendmahl teilnehmen wollen, getauft werden.
                  

               

               	
                  Zurückstellung von der Konfirmation

                  Wenn ein Konfirmand während des Unterrichts zu erkennen gibt, dass er das Bekenntnis der Kirche nachhaltig ablehnt oder sich
                     dem Unterricht und dem Gottesdienst beharrlich entzieht, wird er von der Konfirmation zurückgestellt.
                  

               

            

         

         
               IV. Regelungen

            

            
                  Präambel

               

               Die evangelische Kirche konfirmiert aufgrund ihrer Verantwortung für die als Säuglinge oder im Kindesalter Getauften. Zur
                  Vorbereitung auf die Konfirmation werden getaufte und noch nicht getaufte Kinder und Jugendliche eingeladen, am kirchlichen
                  Unterricht teilzunehmen. Im Konfirmationsgottesdienst stimmen die Konfirmandinnen und Konfirmanden öffentlich in das Bekenntnis
                  der Kirche ein. Die Gemeinde bittet für sie zu Gott und lädt sie zur Feier des Abendmahls ein.
               

               
                     § 1
Einladung
                     

                  

                   1 Die Einladung, am kirchlichen Unterricht teilzunehmen und sich konfirmieren zu lassen, richtet sich in der Regel an alle getauften
                     evangelischen Jugendlichen zwischen 12 und 15 Jahren (7./8. Schuljahr).  2 Sie gilt auch für noch nicht getaufte Jugendliche.
                  

               

               
                     § 2
Anmeldung
                     

                  

                   1 Mutter, Vater oder andere Erziehungsberechtigte melden die Konfirmandin oder den Konfirmanden bei der zuständigen Pfarrerin
                     oder bei dem zuständigen Pfarrer an und legen gegebenenfalls den Taufnachweis vor.  2 Religionsmündige (vom vollendeten 14. Lebensjahr an)2 können sich auch selbst anmelden.
                  

               

               
                     § 3
Kirchlicher Unterricht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der kirchliche Unterricht hat das Ziel, die Konfirmandinnen und Konfirmanden in einer ihnen gemäßen Art mit den zentralen
                     Aussagen des christlichen Glaubens und dem Leben der Gemeinde vertraut zu machen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die inhaltliche und zeitliche Gestaltung des kirchlichen Unterrichtes stimmt der Kirchenvorstand auf der Grundlage der Leitlinien
                     und der Rahmenpläne mit den Unterrichtenden ab.  2 Absprachen der Landeskirche mit den Schulen bezüglich der Tage, an denen der kirchliche Unterricht stattfindet, sind einzuhalten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Im kirchlichen Unterricht werden in der jeweils geltenden Fassung die Luther-Bibel, das Evangelische Kirchengesangbuch und
                     der in der Gemeinde geltende Katechismus benutzt.3

               

               
                     § 4
Taufe von Konfirmandinnen und Konfirmanden
                     

                  

                   1 Ist die Konfirmandin oder der Konfirmand nicht getauft, dient der kirchliche Unterricht der Taufvorbereitung.  2 Wird die Taufe nicht während der Unterrichtszeit vollzogen, tritt sie an die Stelle der Konfirmation.
                  

               

               
                     § 5
Vorstellung der Konfirmandinnen und Konfirmanden
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zu Beginn der Unterrichtszeit werden die Konfirmandinnen und Konfirmanden der Gemeinde im Gottesdienst vorgestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Gegen Ende der Unterrichtszeit erfährt die Gemeinde, was die Konfirmanden erarbeitet haben, und wird dabei selbst  an  die
                     zentralen Aussagen des christlichen Glaubens erinnert.  2 Der Kirchenvorstand überzeugt sich von dem Gelernten.  3 Der Lernstoff aus Bibel, Katechismus und Gesangbuch wird dabei mit herangezogen.
                  

                   4 Der Kirchenvorstand beschließt die Zulassung zur Konfirmation auf Vorschlag des Unterrichtenden.
                  

               

               
                     § 6
Zurückstellung von der Konfirmation
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wenn ein Konfirmand während des Unterrichtes zu erkennen gibt, dass er das Bekenntnis der Kirche nachhaltig ablehnt oder sich
                     dem Unterricht und dem Gottesdienst beharrlich entzieht, wird er von der Konfirmation zurückgestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Entscheidung darüber trifft nach Anhörung der Beteiligten der Kirchenvorstand.  2 Die Erziehungsberechtigten oder der religionsmündige Konfirmand können Beschwerde beim Landeskirchenamt einlegen.  3 Dies entscheidet nach Rücksprache mit dem zuständigen Klassensuperintendenten und ggf. dem Klassenvorstand endgültig.
                  

               

               
                     § 7
Konfirmationsgottesdienst
                     

                  

                   1 Der Konfirmationsgottesdienst ist ein Gemeindegottesdienst.  2 Er richtet sich nach der geltenden Agende.
                  

               

               
                     § 8
Rechte
                     

                  

                   1 Die Konfirmierten sind berechtigt, das Patenamt zu übernehmen.  2 Die Konfirmation ist eine grundlegende Voraussetzung für das aktive und passive Wahlrecht in der Kirche.
                  

               

               
                     § 9
Zuständigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für den kirchlichen Unterricht und die Konfirmation ist der Pfarrer zuständig, in dessen Bezirk der Konfirmand wohnt, wenn
                     nicht andere Zuständigkeitsregelungen getroffen worden sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Besteht der Wunsch, dass der Konfirmand in einem anderen Pfarrbezirk oder einer anderen Gemeinde den kirchlichen Unterricht
                     besucht und konfirmiert wird, bedarf es dazu vor Beginn des Unterrichts der Einwilligung der zuständigen Gemeindepfarrerin
                     oder des zuständigen Gemeindepfarrers (Dimissoriale).  2 Die Erteilung des Dimissoriale darf aus Gründen abgelehnt werden, aus denen eine Konfirmation abgelehnt werden kann.  3 Lehnt ein Pfarrer oder eine Pfarrerin aus anderen schwerwiegenden Gründen das Dimissoriale ab, kann er bzw. sie dieses nur
                     im Benehmen mit dem Superintendenten tun.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Konfirmandinnen und Konfirmanden, die während der Zeit des kirchlichen Unterrichtes den Wohnort wechseln, erhalten eine Bescheinigung
                     über ihren Unterrichtsbesuch und legen diese der zuständigen Pfarrerin oder dem zuständigen Pfarrer in der Kirchengemeinde
                     ihres neuen Wohnortes vor.
                  

               

               
                     § 10
Beurkundung und Bescheinigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Konfirmation wird nach der Kirchenbuchordnung beurkundet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über die Konfirmation wird der oder dem Konfirmierten ein Konfirmationsschein ausgestellt.
                  

               

            

         

      

      
            5. Trauung

         

         
               I. Biblisch-theologische Grundlegung

            

             1 Die Trauung ist eine gottesdienstliche Handlung, in der die eheliche Gemeinschaft unter Gottes Wort und Segen gestellt wird.
                2 Dabei versprechen die Eheleute, dass sie einander aus der Hand Gottes annehmen und mit seiner Hilfe ihr Leben lang beieinander
               bleiben wollen.  3 Die Gemeinde bittet für die Eheleute, dass sie einander vertrauen in guten wie in schlechten Tagen.
            

            
               	
                   1 Die Ehe ist die von Gott gewollte besondere Gestalt des Miteinanders von Mann und Frau.  2 Gott hat mit der Ehe die Verheißung verbunden, Gemeinschaft zu stiften und Leben zu erhalten.
                  

                   3 Alle Formen des Verhältnisses von Mann und Frau wie deren Bewertung unterliegen weithin dem geschichtlichen Wandel und sind
                     abhängig von gesellschaftlichen Entwicklungen und persönlichen Bedingungen.  4 Weil der Mensch auf sich selbst bezogen lebt, scheitert er häufig in der Gestaltung seiner Beziehungen.  5 Gottes Jawort zu seiner Schöpfung, seine Verheißungen für sie und seine Gebote (2. Mose 20; Mt. 22, 34ff.; 5, 27ff., 43ff.)
                     gelten für alle Menschen, in welchen Beziehungen sie auch leben (Kol. 3, 12ff.).  6 Sie rufen in ein verantwortliches Miteinander vor Gott.
                  

               

               	
                   1 Nach christlichem Glauben gilt für die Ehe in allem geschichtlichen Wandel: Sie ist der Lebensbund von Mann und Frau, die
                     einander aus Gottes Hand annehmen.
                  

                   2 In freier Entscheidung bekräftigen sie den Willen, in guten wie in schlechten Tagen zusammenzubleiben.  3 Mit dem Satz „Was nun Gott zusammengefügt hat, das soll der Mensch nicht scheiden“ (vgl. Mt. 19, 6) bezeugt die christliche
                     Gemeinde: Die Ehe gilt für das ganze Leben.  4 Sie umfasst als ganzheitliche Gemeinschaft Leib, Seele und Geist der Menschen, die Gott einander anvertraut hat.
                  

                   5 Die Lebensgemeinschaft der Ehe bedarf gegenseitiger Liebe, Geduld und Vergebungsbereitschaft.  6 Auch für die eheliche Gemeinschaft gilt, dass wir einander annehmen wie Christus uns angenommen hat zu Gottes Lob (Röm. 15,
                     7).
                  

                   7 Durch die Kinder wird die Ehe zur Familie.  8 Auch darin entspricht sie dem Schöpfungsauftrag.  9 Aber die Familie begründet nicht die Ehe, sondern als Lebensgemeinschaft der Liebe hat die Ehe ihren Sinn in sich selbst.
                  

               

               	
                   1 Die Ehe hat eine rechtliche Gestalt.  2 Eine Ehe wird rechtlich durch den gegenseitigen Konsens begründet, der seinen Ausdruck in der standesamtlichen Eheschließung
                     findet.  3 Die Rechtsgestalt der Ehe schafft zwar nicht die in der gegenseitigen Liebe begründete Lebensgemeinschaft, aber durch sie
                     gewährt die Gesellschaft der Ehe rechtlichen Schutz.  4 Sie kann auch den Eheleuten dabei helfen, Krisen ihrer Lebensgemeinschaft zu bestehen.
                  

               

               	
                   1 Gottes Zuspruch und Anspruch rufen die Eheleute in die Gemeinde.  2 Deshalb stellen sie ihre Ehe in der kirchlichen Trauung unter Gottes Wort.  3 Der Traugottesdienst ist durch das Hören auf Gottes Wort, durch die Fürbitte der Gemeinde, durch die Segnung und durch die
                     Ermutigung zur menschlichen Antwort bestimmt.  4 Insofern ist er nicht nur ein „Kasualgottesdienst“, sondern ein Gottesdienst für die ganze Gemeinde.
                  

               

            

         

         
               II. Kirchliche Praxis

            

             1 Das Handeln der christlichen Gemeinde bei der Eheschließung vollzieht sich in mehreren Schritten, die ein zusammenhängendes
               Ganzes bilden.  2 Im Mittelpunkt steht der Traugottesdienst; das Traugespräch bereitet ihn vor; die begleitende Seelsorge folgt ihm nach.
            

            
               	
                  Das Traugespräch

                   1 Wenn ein Paar sich zur Trauung angemeldet hat, führt der Pfarrer bzw. die Pfarrerin mit ihm ein Traugespräch.  2 Dabei sollen Gottes Wille und Verheißung für die Ehe sowie die Möglichkeiten und Gefährdungen der Ehe gemeinsam bedacht werden.
                      3 Das Gebet, der Wortlaut der Frage vor dem Trauversprechen und das Trauversprechen selber sind Anlass zu gemeinsamer Besinnung
                     auf das Wesentliche des Traugottesdienstes und der gemeinsamen Ehe.
                  

                   4 Die Erläuterung des Gottesdienstverlaufs bis hin zu Fragen des äußeren Verhaltens und der örtlichen Sitte (z. B. der „geschlossenen
                     Zeiten“ im Verlauf des Kirchenjahres, in denen keine Traugottesdienste stattfinden) hilft dazu, Unsicherheiten abzubauen.
                      5 Das Brautpaar bringt seine Wünsche und Vorstellungen für den Traugottesdienst mit ein und wird so an seiner Gestaltung beteiligt:
                     bei der Bestimmung des Trau- bzw. Predigttextes, bei der Auswahl von Liedern, Lesungen und Gebeten, bei der Entscheidung über
                     die agendarische Form des Trauversprechens und bei der Zweckbestimmung der Kollekte.  6 Es kann auch erwogen werden, im Traugottesdienst das Abendmahl zu feiern oder aber die Trauung in einen Gemeindegottesdienst
                     hineinzunehmen.
                  

                   7 Das Traugespräch führt zum Gottesdienst hin.  8 Es muss aber die Freiheit offenhalten, dass sich der Pfarrer zusammen mit dem Kirchenvorstand oder die Eheleute für einen
                     Trauaufschub oder gegen einen Traugottesdienst entscheiden.
                  

               

               	
                  Der Traugottesdienst

                   1 Die Kirche  lädt  dazu ein, eine Ehe im Namen Gottes zu beginnen und die eheliche Gemeinschaft unter den gnädigen Willen Gottes
                     zu stellen.  2 Wie andere besondere Ereignisse im Leben der Gemeindeglieder ist auch die Eheschließung Anlass für die Gemeinde, Lob, Dank,
                     Bitte und Fürbitte vor Gott zu bringen.  3 Damit übernimmt die Gemeinde Mitverantwortung für diese Ehe.
                  

                   4 Dem Ehepaar werden in Schriftlesung und Predigt die Verheißung und das Gebot Gottes zugesprochen.  5 Die Eheleute bestätigen, dass sie unter dieser Zusage Gottes einander annehmen und füreinander einstehen wollen, solange sie
                     leben.
                  

                   6 Im Gebet bittet die Gemeinde für die Eheleute, dass sie beieinander bleiben, einander lieben und vertrauen auch in Zeiten,
                     in denen dies schwerfällt.  7 Was Gottes Wort verheißt, das wird den Eheleuten durch den Segen persönlich zugesprochen.
                  

               

               	
                  Die seelsorgerliche Begleitung

                   1 Der Dienst des Pfarrers oder der Pfarrerin und der Gemeinde beschränkt sich nicht auf Traugespräch und Traugottesdienst.  2 Es sollten regelmäßig Gesprächsmöglichkeiten zum Thema Ehe und Familie angeboten werden; die Eheleute sollten in Krisen nicht
                     allein bleiben, sondern das Gespräch und die Beratung suchen.  3 Es ergeben sich vielfältige weitere Begegnungsmöglichkeiten mit den getrauten Paaren etwa in der Kinder-, Konfirmanden- und
                     Jugendarbeit, bei Gemeindefesten und Familiengottesdiensten, in Taufvorbereitungs- und Ehepaarkreisen.  4 Auch die Ehejubiläen sind Möglichkeiten, für die Gabe der Ehe zu danken.
                  

               

            

         

         
               III. Besondere Hinweise

            

             1 Gesellschaftliche Wandlungen berühren auch die kirchliche Trauung.  2 Die konfessionelle Vielfalt der Bevölkerung, das Zusammenleben mit Menschen anderer Religionen, die wachsende Zahl der Menschen,
               die keiner Religionsgemeinschaft angehören, haben zu zahlreichen Eheschließungen von Menschen unterschiedlicher Herkunft und
               Einstellung geführt.  3 Auch drückt sich in der Zunahme von Scheidungen eine veränderte Situation aus.
            

             4 Diese neuen Bedingungen müssen auch im Handeln der christlichen Gemeinde für Eheleute berücksichtigt und bei Traugesprächen,
               Traugottesdiensten und in der begleitenden Seelsorge beachtet werden.
            

            
               	
                  Die Ehe zwischen Christen verschiedener Konfessionen
                     
                        	
                           Eheschließung eines evangelischen mit einem freikirchlichen Christen

                           Für die Trauung eines evangelischen Ehepartners mit einem Christen aus einer evangelischen Freikirche, die dem Ökumenischen
                              Rat der Kirchen (ÖRK) oder der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen (AcK) angehören, gelten die gleichen Regelungen wie
                              für die Trauung von Eheleuten, die beide einer evangelischen Landeskirche angehören.
                           

                        

                        	
                           Eheschließung eines evangelischen mit einem römisch-katholischen Christen

                            1 In einer Zeit größerer ökumenischer Offenheit zwischen den Kirchen und der Besinnung auf das gemeinsame christliche Erbe bieten
                              die beiden großen Konfessionen heute die Möglichkeit einer Trauung konfessionsverschiedener Paare an, auch wenn unterschiedliche
                              Eheverständnisse noch nicht überwunden sind.  2 Es bleibt den Eheleuten überlassen, zwischen einem Gottesdienst in der römisch-katholischen oder der evangelischen Kirche
                              zu wählen.
                           

                            3 Die Beteiligung eines Pfarrers bzw. einer Pfarrerin der anderen Konfession ist möglich.  4 So wie mit beiden Pfarrern ein Traugespräch stattfindet, soll es auch Absprachen über den Gottesdienst geben.  5 Die katholische Deutsche Bischofskonferenz und der Rat der EKD haben gemeinsam für die Trauung konfessionsverschiedener Paare
                              unter Beteiligung von Pfarrern beider Konfessionen zwei Ordnungen herausgegeben.  6 Je nachdem, in welcher Kirche die Trauung stattfindet, soll die eine oder die andere Ordnung Anwendung finden.4

                            7 Die Trauung in einem evangelischen Gottesdienst wird von der römisch-katholischen Kirche nur dann als gültig anerkannt, wenn
                              das Paar sich vom zuständigen katholischen Bischof einen Dispens von der Formpflicht zur Eheschließung nach dem römisch-katholischen
                              Ritus erteilen lässt.  8 Dadurch behält der römisch-katholische Ehepartner die kirchlichen Rechte, etwa die Zulassung zur Feier der Eucharistie.
                           

                        

                        	
                           Eheschließung eines evangelischen mit einem orthodoxen Christen

                            1 Die gemeinsame kirchliche Trauung von evangelischen und orthodoxen Christen ist nach den Grundsätzen der orthodoxen Kirchen
                              nicht möglich.  2 Die orthodoxen Kirchen erwarten von ihren Gliedern, dass sie sich nach orthodoxem Ritus trauen lassen.  3 Sie gehen davon aus, dass Kinder eines orthodoxen Christen in der orthodoxen Kirche getauft und in diesem Glauben erzogen
                              werden.  4 Neuerdings ist es möglich, dass der Pfarrer bzw. die Pfarrerin des anderen christlichen Ehegatten nach Beendigung des orthodoxen
                              Traugottesdienstes ein Grußwort an die Getrauten richtet und ein Fürbittengebet spricht.5

                        

                     

                  

               

               	
                  Die Ehe zwischen einem evangelischen Christen und einem Angehörigen einer christlichen Religionsgemeinschaft

                   1 Wenn ein evangelischer Christ einen Angehörigen aus einer christlichen Religionsgemeinschaft, die in keiner geordneten Beziehung
                     zur EKD steht (z. B. Adventisten, Neuapostolische), heiratet und um eine kirchliche Handlung bittet, so kann ein „Gottesdienst
                     anlässlich der Eheschließung“ stattfinden.  2 Der Bitte darf entsprochen werden, wenn sinngemäß die unter Artikel III Abschnitt 3 genannten Empfehlungen für die Ehe zwischen
                     Christen und Nichtchristen Berücksichtigung finden.
                  

               

               	
                  Die Ehe zwischen Christen und Nichtchristen

                   1 In den letzten Jahren haben Eheschließungen erheblich zugenommen, bei denen ein Partner entweder zu einer nicht christlichen
                     Religionsgemeinschaft gehört oder religionslos ist.
                  

                   2 Ein solcher Gottesdienst kann nur dann stattfinden, wenn
                     
                        	
                           beide Ehepartner gewillt sind, eine monogame Ehe auf Lebenszeit zu führen;

                        

                        	
                           der nicht christliche Partner erklärt, den evangelischen Gatten in der Ausübung seines Glaubens nicht zu behindern;

                        

                        	
                           keine Absprache über eine nicht christliche Kindererziehung getroffen ist;

                        

                        	
                           der nicht christliche Partner den Wunsch nach einer kirchlichen Handlung ausdrücklich billigt.

                        

                     

                  

                   3 Ob mit den Eheleuten ein „Gottesdienst anlässlich der Eheschließung“ gefeiert werden kann, entscheidet sich daran, ob der
                     evangelische Partner bzw. die evangelische Partnerin einen solchen Gottesdienst ernsthaft wünscht.  4 Dabei ist zu bedenken, dass sich Amtshandlungen zwar grundsätzlich auf Gemeindeglieder beziehen, andererseits aber Verkündigung
                     und Gebet als die entscheidenden Bestandteile eines christlichen Gottesdienstes nicht an die Zugehörigkeit zur christlichen
                     Kirche gebunden sind.  5 Ein Gottesdienst anlässlich einer Eheschließung kann auch dem nicht christlichen Partner und seinen Angehörigen den christlichen
                     Glauben und das christliche Verständnis der Ehe nahebringen.
                  

                   6 Im Gespräch vor einem solchen Gottesdienst muss erwogen werden, ob ein Trauversprechen gegeben und der Segen zugesprochen
                     werden kann.  7 In manchen Fällen wird es möglich sein, das Paar für eine Erziehung der Kinder im christlichen Glauben zu gewinnen.
                  

                   8 Es sollte ausgeschlossen sein, dass außer dem christlichen Gottesdienst noch eine religiöse Trauhandlung nach dem Ritus der
                     Religion des nicht christlichen Partners erfolgt, es sei denn, dass eine solche Handlung im Heimatland des Ehegatten gesetzliche
                     Voraussetzung für die Gültigkeit seiner Ehe ist.  9 In derselben Weise wird verfahren, wenn der Partner  überhaupt keiner Religion angehört.6

                  

               

               	
                  Die Ehe zwischen Gliedern der evangelischen Kirche und aus der Kirche Ausgetretenen

                   1 Wenn es sich bei einem der Ehepartner um einen aus der Kirche Ausgetretenen handelt, so ist die Bitte des Gliedes der evangelischen
                     Kirche um einen Gottesdienst anlässlich der Eheschließung besonders sorgfältig zu prüfen.
                  

                   2 Eine Zustimmung ist nur dann möglich, wenn der Ausgetretene Offenheit gegenüber der der christlichen Kirche aufgetragenen
                     Botschaft erkennen lässt.  3 Er muss ausdrücklich erklären, den evangelischen Partner in der Ausübung seines Glaubens nicht zu behindern und gegenüber
                     einer christlichen Kindererziehung keine Einwände zu erheben.
                  

                   4 Darüber hinaus sollte der Ausgetretene auf seine Taufe als Eingliederung in den Leib Christi und das heißt: in eine konkrete
                     Gemeinde, angesprochen werden.  5 Die Einladung, den Austritt rückgängig zu machen, um die Mitgliedschaft in der Kirche wieder zu erlangen, wird dabei nicht
                     fehlen dürfen; der Wiedereintritt darf allerdings nicht die Bedingung für die kirchliche Handlung sein.
                  

               

               	
                  Die Trauung Geschiedener

                   1 Die christliche Kirche bezeugt, dass die vor Gott geschlossene Ehe eine Gemeinschaft auf Lebenszeit ist.  2 Deshalb ist eine Ehescheidung nicht zu verharmlosen, auch nicht durch den Hinweis auf ein gewandeltes gesellschaftliches Bewusstsein.
                      3 Scheidung bedeutet immer Störung und auch Zerstörung menschlicher Beziehungen.  4 Sie ist das Eingeständnis eines nicht durchgehaltenen Versprechens, sie zeigt enttäuschte Hoffnung, und sie hinterlässt Spuren
                     nicht nur im Leben der beiden unmittelbar Betroffenen.
                  

                   5 Auch nach dem Zerbrechen einer Ehe schließt die evangelische Kirche eine erneute Trauung nicht aus.  6 Denn die Predigt von der Rechtfertigung des Sünders spricht uns so auf unsere Schuld an, dass wir die uns geschenkte Vergebung
                     erkennen und annehmen.  7 Die Kirche wird den Geschiedenen deshalb die Begleitung bei einem Neuanfang nicht verwehren.
                  

                   8 Wenn Geschiedene eine neue Ehe begründen wollen und dazu das Handeln der Kirche erbitten, kommt dem Traugespräch eine besondere
                     Bedeutung zu.  9 Der Seelsorger bzw. die Seelsorgerin muss erkennen, ob der Wille zu einer dauerhaften ehelichen Bindung vorhanden ist; er
                     bzw. sie hat auch zu erwägen, ob angesichts der Umstände des Scheiterns der früheren Ehe und der jetzigen Einstellung der
                     Eheleute dazu eine kirchliche Trauung seelsorgerlich und vor der Gemeinde verantwortet werden kann.
                  

               

            

         

         
               IV. Regelungen

            

            
                  Präambel

               

               Die Trauung ist eine gottesdienstliche Handlung, in der die eheliche Gemeinschaft unter Gottes Wort und Segen gestellt wird.
                  Dabei versprechen die Eheleute, dass sie einander aus der Hand Gottes annehmen und mit seiner Hilfe ihr Leben lang beieinander
                  bleiben wollen. Die Gemeinde bittet für die Eheleute, dass sie einander vertrauen in guten wie in schlechten Tagen.
               

               
                     § 1
Anmeldung der Trauung
                     

                  

                   1 Die Trauung soll mindestens 14 Tage zuvor bei dem zuständigen Pfarrer oder der zuständigen Pfarrerin angemeldet werden.  2 Besteht Unklarheit hinsichtlich der Zugehörigkeit zur Kirche, so ist neben der Tauf- und Konfirmationsbescheinigung außerdem
                     eine Bescheinigung über die Kirchenmitgliedschaft beizubringen.
                  

               

               
                     § 2
Zuständigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Trauung hält der Pfarrer der Kirchengemeinde (des Pfarrbezirks), zu der einer der beiden Ehepartner oder dessen Eltern
                     gehören, oder der sie nach der Eheschließung angehören werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Eheleute können auch einen anderen als den zuständigen Pfarrer oder die zuständige Pfarrerin bitten.  2 In diesem Falle ist ein Dimissoriale (Abmeldeschein) eines zuständigen Pfarrers oder einer zuständigen Pfarrerin erforderlich.
                      3 Die Erteilung des Dimissoriale darf aus Gründen abgelehnt werden, aus denen eine Trauung abgelehnt werden kann.  4 Lehnt ein Pfarrer oder eine Pfarrerin aus anderen schwerwiegenden Gründen das Dimissoriale ab, kann er bzw. sie dies nur im
                     Benehmen mit dem Superintendenten tun.
                  

               

               
                     § 3
Traugespräch
                     

                  

                  Der Pfarrer, der den Traugottesdienst hält, führt zuvor mit dem Paar ein Traugespräch, dessen wesentlicher Inhalt die Aussagen
                     des christlichen Glaubens zur Ehe und das Verständnis und die Gestaltung des Traugottesdienstes sind.
                  

               

               
                     § 4
Abkündigung und Fürbitte
                     

                  

                   1 Die Trauung wird in einem Gottesdienst bekannt gegeben.  2 Die Gemeinde bittet für die Eheleute.
                  

               

               
                     § 5
Eheschließung
                     

                  

                  Eine Trauung wird nur gehalten, nachdem die standesamtliche Eheschließung nachgewiesen worden ist.

               

               
                     § 6
Traugottesdienst
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Traugottesdienst wird nach der Ordnung der in der Gemeinde geltenden Agende gehalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Trauung findet in der Regel in der Kirche statt.  2 Haustrauungen bedürfen der Zustimmung des zuständigen Kirchenvorstandes.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Eine über das Übliche hinausgehende musikalische Gestaltung bedarf der Zustimmung des Pfarrers oder der Pfarrerin.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        In der Karwoche, am Bußtag und am Ewigkeitssonntag dürfen Trauungen nicht stattfinden.
                  

               

               
                     § 7
Bedeutung der Kirchenmitgliedschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Voraussetzung der Trauung ist, dass beide Eheleute einer christlichen Kirche angehören und wenigstens einer der Eheleute Mitglied
                     der evangelischen Kirche ist.  2 Gehört einer der Eheschließenden der evangelischen Kirche an, ohne konfirmiert zu sein, so soll die Evangelische Unterweisung
                     nachgeholt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gehört einer der Ehepartner keiner christlichen Kirche an, kann ein Gottesdienst anlässlich der Eheschließung nach der Agende
                     gehalten werden, wenn dies dem ausdrücklichen Wunsch des evangelischen Ehepartners entspricht, der andere Ehepartner zustimmt
                     und dieser sich bereit erklärt, das christliche Verständnis der Ehe zu achten, und wenn eine Absprache über eine nichtchristliche
                     Kindererziehung nicht getroffen ist.
                  

               

               
                     § 8
Versagungsgründe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Trauung wird versagt, wenn ein Partner den christlichen Glauben offenkundig verächtlich macht.  2 Sie kann versagt werden, wenn Einstellung oder Lebensweise eines Partners einer christlichen Eheführung entgegensteht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Trauung Geschiedener wird versagt, wenn sie aus seelsorgerlichen Gründen und vor der Gemeinde nicht verantwortet werden
                     kann.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Eine Trauung ist in der Regel zu versagen, wenn zusätzlich eine religiöse oder weltanschauliche Eheschließungszeremonie stattfindet.
                  

               

               
                     § 9
Beschwerden
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Hat der Pfarrer Bedenken gegen die Trauung oder einen Gottesdienst anlässlich der Eheschließung, berät er sich mit dem Kirchenvorstand,
                     soweit dies ohne Verletzung der seelsorgerlichen Schweigepflicht möglich ist.  2 Wird die Trauung vom Pfarrer oder von der Pfarrerin abgelehnt, können die Betroffenen Beschwerde beim Landeskirchenamt einlegen;
                     dieses entscheidet endgültig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Entscheidet sich das Landeskirchenamt für die Zulässigkeit einer Trauung, so ist der zuständige Pfarrer oder die zuständige
                     Pfarrerin nicht verpflichtet, die Trauung vorzunehmen; diese ist dann einem anderen Pfarrer oder einer anderen Pfarrerin zu
                     übertragen.
                  

               

               
                     § 10
Beurkundung  und Trauschein
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Trauung muss in das Register der Kirchengemeinde eingetragen werden, in der sie stattgefunden hat.  2 Die Kirchengemeinden, aus denen die Eheleute kommen und die Gemeinde, in die sie ziehen, sollen benachrichtigt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über die Trauung wird den Eheleuten ein Trauschein ausgestellt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 „Ein Gottesdienst anlässlich einer Eheschließung“ ist wie eine Trauung in das Kirchenbuch einzutragen.  2 In der Spalte „Bemerkungen“ ist zu vermerken: „Gottesdienstliche Handlung anlässlich der Eheschließung eines evangelischen
                     Christen mit einem Partner, der keiner christlichen Kirche angehört.“
                  

               

               
                     § 11
Feier der Ehejubiläen
                     

                  

                   1 Bei der kirchlichen Feier eines Ehejubiläums wird Gott gedankt für die Gnade, die er den Eheleuten erwiesen hat.  2 Mit der versammelten Gemeinde bitten die Eheleute um Gottes Segen und Geleit für ihr weiteres gemeinsames Leben.  3 Dabei ist die Trauung nicht zu wiederholen.
                  

               

            

         

      

      
            6. Bestattung

         

         
               I. Biblisch-theologische Grundlegung

            

             1 Die kirchliche Bestattung ist eine gottesdienstliche Handlung, bei der die christliche Gemeinde ihre verstorbenen Glieder
               der Gnade Gottes anbefiehlt und von ihnen Abschied nimmt.  2 Sie tröstet und mahnt die Lebenden mit dem Wort des Evangeliums.
            

            
               	
                  Der Gottesdienst zur Bestattung bezeugt im Angesicht des Todes eines verstorbenen Gemeindegliedes den Kreuzestod und die Auferstehung
                     Jesu Christi.
                  

                  In ihm dankt die Gemeinde Gott für das Leben, das er dem oder der Verstorbenen gegeben hat und für seine Gnade, in der er
                     ihn bzw. sie in der Taufe zu seinem Eigentum machte.
                  

                  Sie bittet für die durch den Tod besonders betroffenen Gemeindeglieder und vertraut sie der Liebe Gottes an.

                  Sie verkündigt über allem Sterben und aller menschlichen Schuld den Herrn, der sich selbst für unsere Sünden dahingegeben
                     und den Tod in den Sieg verschlungen hat.
                  

               

               	
                   1 In Jesus Christus ist der Tod ein Schlaf geworden (Mk. 5, 39; Joh. 11, 11).  2 Daher kann die christliche Gemeinde den Leib ihrer verstorbenen Glieder in die Erde legen im Vertrauen darauf, dass das, was
                     hier verweslich gesät wird, am Tag Jesu Christi unverweslich auferstehen wird (1. Kor. 15, 42f.).
                  

               

            

         

         
               II. Kirchliche Praxis

            

            Zum kirchlichen Handeln im Zusammenhang mit dem Tod von Gemeindegliedern gehören die Begleitung von Sterbenden, Gespräche
               mit den Angehörigen vor der Bestattung, der Gottesdienst zur Bestattung und die Seelsorge an den Hinterbliebenen.
            

            
               	
                   1 Die kirchliche Begleitung beim Sterben eines Gemeindegliedes beschränkt sich nicht auf die Bestattung.  2 Die Gemeinde wird gerade im Zusammenhang von Sterben und Tod die Seelsorge als ihre Aufgabe neu erkennen müssen.  3 Wo immer es möglich und nötig ist, sollten sich neben dem Pfarrer auch andere Glieder der Gemeinde mit der besonderen Gabe
                     der Seelsorge der Sterbenden und ihrer Angehörigen annehmen.
                  

               

               	
                   1 Vor der Bestattung führt der Pfarrer oder die Pfarrerin ein seelsorgerliches Gespräch mit den Angehörigen, in dem auch der
                     Inhalt und der Ablauf des Gottesdienstes zur Sprache kommen.  2 Das Gespräch kann einerseits davor bewahren, im Gottesdienst den Verstorbenen so in die Mitte der Predigt zu stellen, dass
                     das Evangelium verdeckt wird.  3 Es kann andererseits den Prediger davor schützen, das Wort Gottes ohne jeden personalen Bezug zu verkündigen.
                  

               

               	
                  
                     	
                         1 Im Gottesdienst zur Bestattung werden der Tod eines Gemeindegliedes sowie die Trauer der Angehörigen in das Licht des Wortes
                           Gottes gestellt.  2 Das Gebet der Gemeinde spricht mit den Angehörigen vor Gott Klage, Beugung unter Gott, Dank, Lob und Hoffnung aus.  3 Im Liedgesang umgibt die Gemeinde die Trauernden mit dem Zeugnis des Glaubens.
                        

                     

                     	
                        Die agendarische Form der Bestattung bewahrt vor mancherlei Unsicherheit, verdeutlicht, dass es in der Gemeinde keine Unterschiede
                           gibt, und schützt Prediger und Betroffene vor falschen gegenseitigen Erwartungen.
                        

                         1 Dies gilt ebenso für den Gottesdienst vor oder im Ausnahmefall nach einer Feuerbestattung.  2 Eine Wiederholung des Gottesdienstes bei der Beisetzung der Urne findet nicht statt; der Begleitung der Angehörigen durch
                           den Pfarrer bei der Beisetzung der Urne steht nichts entgegen.  3 Auch bei anderen Formen der Beisetzung (z. B. Seebestattung oder Beisetzung auf einem anonymen Gräberfeld) wird der Trauergottesdienst
                           vorher oder im Ausnahmefall nachher gehalten.
                        

                     

                     	
                        Von dem Gottesdienst werden alle Nachrufe und Handlungen zum Gedenken an den Verstorbenen so deutlich getrennt, dass eine
                           Verwechslung oder Vermischung unmöglich ist.
                        

                     

                  

               

               	
                   1 Die seelsorgerliche Begleitung über die unmittelbare Handlung der Bestattung hinaus soll die Betroffenen wissen lassen, dass
                     eine Gemeinde da ist, die den Trauernden beisteht.  2 Die Gemeinde wird darum bemüht sein müssen, Formen nachgehender Seelsorge zu entwickeln.  3 Dazu kann gehören:
                     
                        	
                           die Hinterbliebenen zu besuchen,

                        

                        	
                           sie zu Versammlungen der Gemeinde innerhalb und außerhalb des Gottesdienstes einzuladen,

                        

                        	
                           sie zu besonderen Gottesdiensten einzuladen, so auch zu Gottesdiensten, in denen der Verstorbenen gedacht wird.

                        

                     

                  

               

            

         

         
               III. Besondere Hinweise

            

             1 Die kirchliche Bestattung setzt grundsätzlich voraus, dass der Verstorbene der evangelischen Kirche angehört hat.  2 Es mehren sich aber die Fälle, in denen die kirchliche Bestattung für Verstorbene erbeten wird, die nicht oder nicht mehr
               Mitglieder der evangelischen Kirche gewesen sind.
            

            
               	
                  Der Gottesdienst zur Bestattung soll bei ungetauften Kindern christlicher Eltern nicht abgelehnt werden.

               

               	
                   1 Mitglieder anderer Kirchen werden grundsätzlich von deren Gemeinden bestattet.  2 Wünschen aber die Angehörigen aus besonderen Gründen, sie von einer evangelischen Gemeinde bestatten zu lassen, kann dies
                     geschehen.  3 In solchen Fällen soll der Pfarrer zunächst versuchen, mit dem zuständigen Pfarrer der anderen Kirche Verbindung aufzunehmen
                     und sein Einverständnis einzuholen.
                  

               

               	
                  Bei der gleichzeitigen Bestattung mehrerer, verschiedenen Kirchen angehörender Personen (z. B. bei den Opfern eines Unfalls)
                     soll angestrebt werden, einen ökumenischen Gottesdienst mit den betreffenden anderen Kirchen zu gestalten.
                  

               

               	
                   1 War der oder die Verstorbene aus der Kirche ausgetreten, muss diese Entscheidung ernst genommen werden.  2 Bitten die Angehörigen dennoch um eine kirchliche Bestattung, kann der Bitte ausnahmsweise entsprochen werden, wenn dies aus
                     seelsorgerlichen Gründen angezeigt erscheint und im Blick auf die Einstellung des Verstorbenen und seiner Angehörigen zur
                     evangelischen Kirche verantwortet werden kann.  3 Zuständig ist der Pfarrer oder die Pfarrerin, in dessen oder deren Bezirk der Verstorbene zuletzt gewohnt hat.  4 Der Pfarrer berät sich zuvor mit den erreichbaren Kirchenältesten.  5 Es wird im Gottesdienst zur Bestattung die Tatsache des Kirchenaustritts erwähnen.
                  

               

               	
                   1 Handelt es sich um einen Verstorbenen, der nie einer christlichen Kirche angehört hat, ist in der Regel eine kirchliche Bestattung
                     nicht möglich.  2 Eine besonders begründete Ausnahme kann dann gegeben sein, wenn es sich um den Ehepartner eines evangelischen Gemeindegliedes
                     handelt.
                  

               

               	
                   1 Die kirchliche Bestattung von Gemeindegliedern, sie sich das Leben genommen haben, stellt vor besondere Aufgaben in der Seelsorge
                     und Verkündigung.  2 Sie liegen auf einer anderen Ebene als auf der der Gewährung oder Versagung einer kirchlichen Handlung.  3 Deshalb sind besondere Bestimmungen hierfür nicht  angebracht.
                  

               

            

             3 Mit diesen Sonderfällen ist die Fülle der denkbaren Situationen nicht erfasst.  4 Es wird darauf ankommen, die Hilfe für die Betroffenen in Verkündigung und Seelsorge so anzubieten und darzustellen, dass
               sie den Trost und die Hilfe Gottes erfahren.
            

         

         
               IV. Regelungen

            

            
                  Präambel

               

               Die kirchliche Bestattung ist eine gottesdienstliche Handlung, bei der die christliche Gemeinde ihre verstorbenen Glieder
                  der Gnade Gottes anbefiehlt und von ihnen Abschied nimmt. Sie tröstet und mahnt die Lebenden mit dem Wort des Evangeliums.
               

               
                     § 1
Anmeldung der Bestattung
                     

                  

                  Die Angehörigen des Verstorbenen oder in ihrem Auftrag ein Bestattungsinstitut melden den Sterbefall so früh wie möglich bei
                     ihrem Pfarrer oder ihrer Pfarrerin an und stimmen den Termin für den Bestattungsgottesdienst einvernehmlich ab.
                  

               

               
                     § 2
Zuständigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die kirchliche Bestattung hält der Pfarrer oder die Pfarrerin, zu deren Kirchengemeinde (Pfarrbezirk) der Verstorbene gehört
                     hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei der Bestattung Ausgetretener ist der Pfarrer oder die Pfarrerin zuständig, in deren Bezirk der Verstorbene zuletzt gewohnt
                     hat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Wenn die Angehörigen aus besonderen Gründen einen anderen Pfarrer wünschen, ist die Zustimmung (Dimissoriale) des zuständigen
                     Pfarrers bzw. der zuständigen Pfarrerin erforderlich.  2 Die Erteilung des Dimissoriale darf aus Gründen abgelehnt werden, aus denen eine kirchliche Bestattung abgelehnt wird.  3 Lehnt ein Pfarrer aus anderen schwerwiegenden Gründen das Dimissoriale ab, so kann er dies nur im Benehmen mit dem Superintendenten
                     tun.
                  

               

               
                     § 3
Gespräch mit den Angehörigen der oder des Verstorbenen
                     

                  

                  Der Pfarrer, der den Bestattungsgottesdienst hält, führt zuvor mit den Angehörigen des Verstorbenen ein seelsorgerliches Gespräch.

               

               
                     § 4
Abkündigung und Fürbitte
                     

                  

                   1 Im Sonntagsgottesdienst wird der Verstorbene namentlich genannt.  2 Die Gemeinde befiehlt ihn der Gnade Gottes und hält für die Angehörigen Fürbitte.
                  

               

               
                     § 5
Der Bestattungsgottesdienst
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Ordnung von Bestattungsgottesdienst und Beisetzung richtet sich nach der für die Gemeinde geltenden Agende.  2 Eine über das Übliche hinausgehende musikalische Gestaltung bedarf der Zustimmung des Pfarrers oder der Pfarrerin.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sofern sonstige Wortbeiträge im Rahmen der gottesdienstlichen Handlung an die Trauergemeinde gerichtet werden sollen, sind
                     auch sie mit dem Pfarrer oder der Pfarrerin abzustimmen.
                  

               

               
                     § 6
Ausnahmen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die kirchliche Bestattung setzt grundsätzlich voraus, dass der oder die Verstorbene der evangelischen Kirche angehört hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        War der Verstorbene nicht Glied der evangelischen Kirche, kann auf Bitten der Angehörigen eine kirchliche Bestattung ausnahmsweise
                     stattfinden, wenn dies aus seelsorgerlichen Gründen angezeigt erscheint und im Blick auf die Einstellung des Verstorbenen
                     zur evangelischen Kirche verantwortet werden kann.
                  

               

               
                     § 7
Beschwerde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Versagt ein Pfarrer oder eine Pfarrerin die kirchliche Bestattung, so steht den Angehörigen des Verstorbenen Beschwerde beim
                     Landeskirchenamt zu, das endgültig entscheidet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Entscheidet sich das Landeskirchenamt für die Zulässigkeit einer kirchlichen Bestattung, so ist der zuständige Pfarrer oder
                     die zuständige Pfarrerin nicht verpflichtet, die Bestattung vorzunehmen; diese ist dann einem anderen Pfarrer oder einer anderen
                     Pfarrerin zu übertragen.
                  

               

               
                     § 8
Beurkundung und Bescheinigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die kirchliche Bestattung muss in das Register der Kirchengemeinde eingetragen werden, in deren Verantwortung sie stattgefunden
                     hat.  2 Die Kirchengemeinde, die für den Verstorbenen oder die Verstorbene zuständig war, ist zu benachrichtigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über die Bestattung kann den Angehörigen eine Bescheinigung ausgestellt werden.
                  

               

            

         

      

      
            7. Zugehörigkeit zur evangelischen Kirche durch Übertritt oder Wiedereintritt

         

         
               I. Biblisch-theologische Grundlegung

            

             1 Durch die Taufe auf den Namen des dreieinigen Gottes werden Menschen in die Gemeinschaft der Kirche Jesu Christi aufgenommen.
                2 Das gilt für Kinder ebenso wie für Erwachsene.  3 Es gilt auch für die, die in einer anderen als der evangelischen Kirche getauft werden.  4 Selbst wenn sich ein getauftes Gemeindeglied von seiner Kirche getrennt hat, ist die Taufe damit nicht rückgängig gemacht
               worden.
            

         

         
               II. Kirchliche Praxis

            

            
               	
                   1 Von der Aufnahme in die evangelische Kirche durch die Taufe ist die Aufnahme Getaufter, die bisher einer anderen christlichen
                     Kirche angehörten und nun Glieder der evangelischen Kirche werden wollen, zu unterscheiden.  2 Dies setzt einen entsprechenden Beschluss des zuständigen Kirchenvorstandes voraus.  3 Eine Einführung in Lehre und Leben der evangelischen Kirche findet in angemessener Weise statt.
                  

               

               	
                   1 Der Auftrag, Menschen in die Gemeinde Jesu Christi einzuladen, gilt in besonderer Weise auch denen gegenüber, die sich zu
                     einem bestimmten Zeitpunkt ihres Lebens von der Kirche getrennt haben.  2 Die erneute Zugehörigkeit zur evangelischen Kirche setzt die Willenserklärung des oder der Ausgetretenen und in der Regel
                     einen entsprechenden Beschluss des zuständigen Kirchenvorstandes voraus.  3 Ausnahmsweise kann der Beschluss über die Wiederaufnahme auch durch einen anderen als den zuständigen Kirchenvorstand erfolgen.
                  

               

            

         

         
               III. Besondere Hinweise

            

             1 Möchte ein Getaufter, der seinen Austritt aus der Kirche erklärt hatte, wieder in die Kirche eintreten, so sollte sein Entschluss
               nicht durch eine umständliche Verfahrensweise erschwert werden.
            

             2 Ein seelsorgerliches Gespräch bietet die Möglichkeit, über die Gründe für den erfolgten Austritt und die Motive für den Wiedereintritt
               zu sprechen.  3 Zugleich wird darin der verpflichtende Charakter der Kirchengliedschaft zum Ausdruck gebracht und zur aktiven Teilnahme am
               Leben der Gemeinde eingeladen.
            

         

         
               IV. Regelungen

            

            
                  Präambel

               

               Durch die Taufe auf den Namen des dreieinigen Gottes werden Menschen in die Gemeinschaft der Kirche Jesu Christi aufgenommen.
                  Darauf gründen sich alle Regelungen, die die Zugehörigkeit zur evangelischen Kirche betreffen.
               

               
                     § 1
Zugehörigkeit durch Übertritt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ein getaufter und religionsmündiger Christ, der Glied einer anderen christlichen Kirche war, wird auf seinen Antrag hin durch
                     Beschluss des zuständigen Kirchenvorstands Glied der evangelischen Kirche.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eine Einführung in Lehre und Leben der evangelischen Kirche findet in angemessener Weise statt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Zugehörigkeit zur evangelischen Kirche wird im Zusammenhang mit einem Gottesdienst unter der Beteiligung von mindestens
                     zwei Kirchenältesten ausgesprochen und in einer Niederschrift festgehalten.  2 Diese ist dem Landeskirchenamt einzureichen.
                  

               

               
                     § 27
Zugehörigkeit durch Wiedereintritt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wer aus der Kirche ausgetreten ist, wird auf seinen Antrag hin in der Regel durch Beschluss des zuständigen Kirchenvorstands
                     wieder Glied der evangelischen  Kirche.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Beschlussfassung des Kirchenvorstandes geht ein Gespräch eines Pfarrers oder einer Pfarrerin mit dem oder der Betroffenen
                     über die Bedeutung der Zugehörigkeit zur evangelischen Kirche voraus.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Soweit es erforderlich ist, findet eine Einführung in Lehre und Leben der evangelischen Kirche statt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Beschluss des Kirchenvorstands über die erneute Zugehörigkeit zur evangelischen Kirche wird im Zusammenhang mit einem
                     Gottesdienst unter der Beteiligung von mindestens zwei Kirchenältesten ausgesprochen und in einer Niederschrift festgehalten.
                      2 Diese ist dem Landeskirchenamt einzureichen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Im Ausnahmefall kann ein Wiedereintritt auch vor anderen vom Landeskirchenrat bevollmächtigten Stellen erklärt werden.  2 Der Beschluss über die Wiederaufnahme kann dann auch durch einen anderen als den zuständigen Kirchenvorstand unter Beachtung
                     der Absätze 2 bis 4 erfolgen.  3 Im Falle des Wiedereintritts durch Beschluss eines anderen Kirchenvorstandes ist der zuständige Kirchenvorstand entsprechend
                     zu informieren.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Die erneute Zugehörigkeit zur evangelischen Kirche beinhaltet alle Rechte und Pflichten eines evangelischen Gemeindegliedes.
                      2 Sie findet ihren Ausdruck in der Teilnahme am Gottesdienst, am Abendmahl und am weiteren Gemeindeleben.
                  

               

               
                     § 3
Beschwerderecht
                     

                  

                   1 Lehnt der Kirchenvorstand einen Antrag nach § 1 oder § 2 ab, so ist innerhalb von zwei Wochen Beschwerde beim Landeskirchenamt
                     zulässig.  2 Dieses entscheidet nach Anhörung des Kirchenvorstands und im Benehmen mit dem zuständigen Superintendenten endgültig und teilt
                     dem betreffenden Kirchenvorstand die Begründung mit.
                  

               

            

         

      

      
            8. Schlussbestimmung

         

         
                     § 1
Inkrafttreten
                     

                  

                  Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1991 in Kraft.

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Stapelage, den 27. November 1990

                           
                           	
                              Der Landeskirchenrat

                           
                        

                     
                  

                  Fußnote 1 zu Abschnitt 7.IV § 2 der Lebensordnung

                  Zentrale Wiedereintrittsstelle (anonymes Wiedereintrittsverfahren)

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              hier:

                           
                           	
                              Beschluss des Landeskirchenrates vom 03. März 1999 und des Landeskirchenamtes vom 23. März 1999 (Az.: 504-10 Nr. 6935(4)).

                           
                        

                     
                  

                  Auf Basis der durch die Landessynode beschlossenen Änderungen der Lebensordnung Abschnitt 7. „Zugehörigkeit zur evangelischen
                     Kirche durch Übertritt oder Wiedereintritt“ IV. „Regelungen“ beschließt der Landeskirchenrat folgendes Verfahren:
                     
                        	
                           Zu dem Ausnahmefall des § 2 Absatz 1

                           Wer aus der Kirche ausgetreten ist und gegenüber einer anderen als der örtlich zuständigen Kirchengemeinde seinen Antrag auf
                              Wiederaufnahme in die Kirche stellt, wird durch Beschluss des Kirchenvorstandes dieser Kirchengemeinde Mitglied dieser Kirchengemeinde.
                           

                           Mit diesem Antrag wird die erkennbare kirchliche Bindung im Sinne von § 2 der Verordnung über die Gemeindezugehörigkeit in
                              besonderen Fällen dokumentiert.
                           

                        

                        	
                           Zu dem Ausnahmefall des § 2 Absatz 5

                            1 Die bevollmächtigte Stelle nimmt den Antrag auf Wiederaufnahme eines aus der Kirche Ausgetretenen entgegen.  2 Sie leitet ihn an den Kirchenvorstand der vom Wiedereintrittswilligen gewünschten Kirchengemeinde mit der Bitte um die Beschlussfassung
                              über die Wiederaufnahme weiter.  3 Die bevollmächtigte Stelle bittet ferner darum, den Kirchenvorstand der örtlich zuständigen Kirchengemeinde über den Wiederaufnahmebeschluss
                              zu informieren.
                           

                            4 Das Kollegium des Landeskirchenamtes legt folgendes für das Landeskirchenamt als bevollmächtigte Stelle im Sinne von § 2 Absatz
                              5 des Abschnittes Regelungen Wiedereintritt der Lebensordnung fest: Der Landessuperintendent oder der theologische Kirchenrat
                              werden die Gespräche mit Wiedereintrittswilligen führen.
                           

                        

                        	
                           Der Landeskirchenrat legt fest, dass zunächst das Landeskirchenamt als eine bevollmächtigte Stelle im Sinne von § 2 Absatz
                              5 Wiedereintrittserklärungen entgegennimmt.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            Anmerkung zu allen Abschnitten der Lebensordnung

         

         „Die vorstehenden Ordnungen gelten für Männer und Frauen. Deswegen ist nach Möglichkeit die weibliche und männliche Form gewählt
            worden. Auch an den Stellen, an denen wegen der besseren Lesbarkeit der Ordnungen nur die männliche Form erwähnt wurde, gelten
            sie für beide Geschlechter.“
         

      

      

      1
            Voraussetzung für die Übernahme des Patenamtes durch ein evangelisches Gemeindeglied ist neben der Taufe die Konfirmation,
               es sei denn, die Taufe ist im religionsmündigen Alter erfolgt. (Beschluss des Landeskirchenrates vom 07. 09. 1994 – 5020 –
               6)
            

         

      

      2
            Hat das Kind das zwölfte Lebensjahr vollendet, so kann es nicht gegen seinen Willen in einem anderen Bekenntnis als bisher
               erzogen werden.
            

         

      

      3
            Die 25. ordentliche Landessynode hat auf ihrer Tagung am 23. November 1971 die Einführung der Lernmittelfreiheit für den kirchlichen
               Unterricht mit folgendem Beschluss befürwortet:
            

            „Die Landessynode habe keine Bedenken gegen die generelle Einführung der Lernmittelfreiheit, wenn die Kirchengemeinden von
               sich aus Lernmittelfreiheit gewähren. Die Kosten müssten hierfür von den Kirchengemeinden getragen werden, wobei auch Zuschussanträge
               in begründeten Fällen an die Landeskirche gerichtet werden könnten. Bibeln sollten jedoch möglichst von den Eltern oder Paten
               den Kindern geschenkt werden.“
            

            (Protokoll über die Tagung am 22./23. 11. 1971, Beschluss Nr. 24 S. 26.)

         

      

      4
            Vgl. hierzu: Gemeinsame kirchliche Trauung. Ordnung der kirchlichen Trauung für konfessionsverschiedene Paare unter Beteiligung
               der Pfarrer beider Kirchen; hg. von der Deutschen Bischofskonferenz und dem Rat der EKD; Regensburg/Kassel 1971.
            

         

      

      5
            War früher für orthodoxe Christen griechischer Nationalität die orthodoxe Trauung unabdingbar für eine auch zivilrechtlich
               gültige Ehe, so gibt es jetzt auch in Griechenland die standesamtliche Eheschließung.
            

         

      

      6
            

            Vgl. hierzu die im Auftrag der Arnoldshainer Konferenz und der VELKD veröffentlichten Überlegungen und Hilfen für einen „Gottesdienst
               anlässlich der Eheschließung zwischen einem evangelischen Christen und einem Nichtchristen“, Berlin/Hannover 1975.
            

            Im Anhang: Grundsätze der EKD-Ehekommission. Kirchliche Handlung anlässlich einer Eheschließung zwischen einem evangelischen
               Christen und einem Nichtchristen, 1971.
            

         

      

      7
            siehe hierzu auch Nr. 107

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz
zur Übernahme des Kirchengesetzes über die Zusammenarbeit
von Kirchengemeinden und Kirchenkreisen
in gemeinsamen Angelegenheiten und die Errichtung von Verbänden
(Verbandsgesetz)
         

      

      
         vom 11. Januar 2002 der Evangelischen Kirche
im Rheinland i. d. F. vom 28. November 2006
         

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 13 S. 457)

      

      Die 33. ordentliche Landessynode hat in ihrer Sitzung am 28. November 2006 gemäß Artikel 86 Nr. 1 der Verfassung das Kirchengesetz
         zur Übernahme des Kirchengesetzes über die Zusammenarbeit von Kirchengemeinden und Kirchenkreisen in gemeinsamen Angelegenheiten
         und die Errichtung von Verbänden (Verbandsgesetz) vom 14.1.2005 der Evangelischen Kirche im Rheinland beschlossen.
      

      
            Artikel 1

         

         
                     § 1

                  

                  Das Kirchengesetz über die Zusammenarbeit von Kirchengemeinden und Kirchenkreisen in gemeinsamen Angelegenheiten und die Errichtung
                     von Verbänden (Verbandsgesetz) vom 11. Januar 2002 der Evangelischen Kirche im Rheinland (KABl. S. 91) gilt in der jeweils
                     gültigen Fassung in der Lippischen Landeskirche sinngemäß, unbeschadet übrigen entgegenstehenden Rechtes der Lippischen Landeskirche
                     und, sofern der Landeskirchenrat nichts anderes bestimmt, nach Maßgabe dieses Gesetzes.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        § 2 gilt mit der Maßgabe, dass für die Einladung zu den Sitzungen der Organe sowie ihre Beschlussfassung die Vorschriften
                     der Geschäftsordnung für die Landessynode, Organe und Gremien der Landeskirche, Klassen und Kirchengemeinden der Lippischen
                     Landeskirche sinngemäß gelten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Art. 51 Abs. 3 der Verfassung sowie die Vorschriften der Siegelordnung bleiben von der Regelung des § 4 Abs. 1 unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 § 7 Abs. 1 gilt mit der Maßgabe, dass zur Schlichtung von Streitigkeiten der Landeskirchenrat angerufen werden kann.  2 Den Schiedsspruch nach § 7 Abs. 2 Satz 1 erlässt der Landeskirchenrat.  3 Zur Entscheidung nach § 7 Abs. 2 ist das Gemeinsame Kirchliche Verwaltungsgericht anzurufen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Mitglieder der Organe nach § 8 müssen in den Kirchenvorstand wählbar sein.  2 Wählbar sind auch Pfarrerinnen und Pfarrer unbeschadet des § 6.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        § 9 Abs. 3 gilt mit der Maßgabe, dass für die Feststellung der Landeskirchenrat zuständig ist.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Zur Genehmigung nach § 11 Abs. 2 S. 1 ist innerhalb der Lippischen Landeskirche das Landeskirchenamt berufen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        § 17 Abs. 2 gilt mit der Maßgabe, dass die Genehmigung durch den Landeskirchenrat zu erteilen ist.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Der Beschluss nach § 18 Abs. 1 und 2 wird durch den Landeskirchenrat gefasst.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        §§ 16 Abs 1 und 26 Abs. 1 gelten mit der Maßgabe, dass die Satzung zusätzlich zu den genannten Regelungen eine Regelung zu
                     den Voraussetzungen und den Folgen des Ausscheidens von Mitgliedern treffen soll.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                        § 26 Abs. 2 findet keine Anwendung.
                  

                  
                        (
                        11
                        )
                        Die Beschlüsse nach § 27 Abs. 1 gelten vorbehaltlich etwaig erforderlicher staatlicher Genehmigungen.
                  

                  

               

            

         

      

      



         Detmold, 12. Dezember 2006

         Der Landeskirchenrat

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz
über die Zusammenarbeit von Kirchengemeinden
und Kirchenkreisen in gemeinsamen Angelegenheiten
und die Errichtung von Verbänden
(Verbandsgesetz)
         

      

      
         Vom 11. Januar 2002

      

      
         Ges. u. VOBl. Bd. 14 S. 5
 11. Januar 2008 (Ges. u. VOBl Bd. 14 S. 197) und 14. Januar 2011 (Ges. u. VOBl. Bd. 15. S. 45)
         

      

      
            Erster Abschnitt
Zusammenarbeit in gemeinsamen Angelegenheiten
            

         

         
            

         

         
                     § 1
Formen der Zusammenarbeit kirchlicher Körperschaften
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Werden von kirchlichen Körperschaften (Kirchengemeinden, Kirchenkreisen, Verbänden) Aufgaben auf Dauer gemeinsam wahrgenommen,
                     ohne dass Rechte und Pflichten auf ein anderes Organ übertragen werden, wird die Zusammenarbeit zwischen den Beteiligten durch
                     eine Vereinbarung geregelt. Gleiches gilt für ihre Zusammenarbeit mit privatrechtlich organisierten kirchlichen oder diakonischen
                     Einrichtungen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Werden Aufgaben auf Dauer gemeinsam wahrgenommen und dabei Rechte und Pflichten der beteiligten Körperschaften auf ein gemeinsames
                     Organ übertragen, wird die Zusammenarbeit zwischen den Beteiligten durch eine Satzung geregelt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Kirchliche Körperschaften können sich zu Verbänden zusammenschließen, um Aufgaben auf Dauer gemeinsam wahrzunehmen. Diese
                     Verbände sind Körperschaften des öffentlichen Rechts. Die Rechtsverhältnisse der Verbände werden durch eine Verbandssatzung
                     geregelt. Sie erfüllen die ihnen übertragenen Aufgaben im Rahmen der kirchlichen Ordnung in eigener Verantwortung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Gemeindeverbände setzen sich aus Kirchengemeinden und/oder weiteren Gemeindeverbänden zusammen. Kirchenkreisverbände setzen
                     sich aus Kirchenkreisen und/oder weiteren Kirchenkreisverbänden zusammen. Mischformen werden als Gemeinde- und Kirchenkreisverbände
                     bezeichnet.
                  

               

            

         

      

      
            Zweiter Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen
            

         

         
                     § 21
Verfahrensvorschriften für die Gremien
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Einladung zu den Sitzungen der Organe sowie ihre Beschlussfassung gelten für die Gemeinsame Versammlung, die Gemeindeverbände
                     und die Gemeinde- und Kirchenkreisverbände die für das Presbyterium maßgeblichen Vorschriften der Kirchenordnung2 und des Verfahrensgesetzes3 sinngemäß; für die Kirchenkreisverbände gelten die für den Kreissynodalvorstand maßgeblichen Vorschriften der Kirchenordnung
                     und des Verfahrensgesetzes sinngemäß.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In Satzungen können erhöhte Mehrheiten für die Beschlussfassung zu einzelnen Angelegenheiten festgelegt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Sitzungen der Organe sind nicht öffentlich. Satzungen von Verbänden können vorsehen, dass für die Verbandsvertretung die
                     Regelung von Art. 104 Kirchenordnung Anwendung findet.
                  

               

               
                     § 3
Siegel
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wird für die Zusammenarbeit nach § 1 Absatz 2 von den beteiligten Körperschaften eine gemeinsame Einrichtung geschaffen, kann auf diese gemäß den Bestimmungen
                     zum Siegelrecht4 die Siegelberechtigung übertragen werden. Das Siegelbild muss den Namen der gemeinsam geschaffenen Einrichtung sowie den
                     Namen mindestens einer der beteiligten Körperschaften enthalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Verbände gemäß § 1 Abs. 3 sind als Körperschaften des öffentlichen Rechts siegelberechtigt.
                  

               

               
                     § 4
Vertretung im Rechtsverkehr
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Alle für den Rechtsverkehr bedeutsamen Urkunden und Vollmachten sind von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des zuständigen
                     Organs und einem weiteren Mitglied zu unterzeichnen und zu siegeln.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dies gilt nicht für Geschäfte der laufenden Verwaltung.
                  

               

               
                     § 5
Führung der Geschäfte und Aufsicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die für die Führung der Geschäfte in den Kirchengemeinden und die Aufsicht gegenüber den Kirchengemeinden geltenden Rechts-
                     und Verwaltungsvorschriften finden auf gemeinsame Einrichtungen von Kirchengemeinden, Gemeindeverbände, Gemeinde- und Kirchenkreisverbände
                     und gemeinsame Einrichtungen, an denen ein Kirchenkreis beteiligt ist, entsprechende Anwendung; auf Kirchenkreisverbände und
                     gemeinsame Einrichtungen von Kirchenkreisen finden die Vorschriften für Kirchenkreise entsprechende Anwendung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Erstreckt sich ein Gemeindeverband oder eine von Kirchengemeinden gemeinsam geschaffene Einrichtung auf mehrere Kirchenkreise,
                     so treffen die beteiligten Kreissynodalvorstände in der Satzung eine Regelung über die Wahrnehmung ihrer Aufsicht, einschließlich
                     der Aufsicht über das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen.
                  

               

               
                     § 6
Zusammensetzung der Organe
                     

                  

                  Die Satzung muss gewährleisten, dass die Organe, mit Ausnahme der Geschäftsführung, mehrheitlich aus Mitgliedern der Leitungsorgane
                     der beteiligten Körperschaften bestehen und die Anzahl der ordinierten Theologinnen und ordinierten Theologen die der anderen
                     Mitglieder nicht übersteigt.
                  

               

               
                     § 75
Schlichtung von Streitigkeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei Streitigkeiten über Rechte und Pflichten der Beteiligten aus einer Vereinbarung, aus einer Satzung oder bei Streitigkeiten
                     zwischen Verband und Verbandsgemeinden oder zwischen den Verbandsorganen über Rechte und Pflichten aus dem Verbandsverhältnis
                     sowie bei Streitigkeiten im Rahmen einer Vermögensauseinandersetzung bei Beendigung der Vereinbarung, bei Aufhebung der Satzung
                     oder bei Ausscheiden eines Beteiligten kann der Kreissynodalvorstand oder, wenn ein Kirchenkreis beteiligt ist, die Kirchenleitung
                     von einem der Beteiligten zur Schlichtung angerufen werden. Sind Kirchengemeinden aus verschiedenen Kirchenkreisen beteiligt,
                     so erfolgt die Schlichtung entweder durch die zuständigen Kreissynodalvorstände in gemeinsamer Sitzung oder durch den von
                     diesen bestimmten Kreissynodalvorstand. Die Schlichtung wegen eines strittigen Beschlusses kann innerhalb von drei Monaten,
                     nachdem dieser den Beteiligten schriftlich bekannt gegeben worden ist, beantragt werden. Die Frist beginnt nur zu laufen,
                     wenn die Bekanntgabe mit einer Belehrung über den Rechtsbehelf, die zuständige Schlichtungsstelle und die einzuhaltende Frist
                     versehen ist. Ist die Belehrung unterblieben oder unrichtig erteilt, so ist die Einlegung des Rechtsbehelfs innerhalb eines
                     Jahres nach Bekanntgabe zulässig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kommt eine Einigung nicht zustande, so erlässt die Kirchenleitung einen Schiedsspruch, der die Beteiligten bindet. Die Beteiligten
                     können binnen eines Monats nach Zustellung des Schiedsspruchs die Verwaltungskammer zur Entscheidung anrufen. Der Schiedsspruch
                     kann nur mit der Begründung angefochten werden, dass er geltendes Recht verletzt.
                  

               

               
                     § 86
Ehrenamtliche und hauptamtlich Mitarbeitende
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitglieder der Organe nach diesem Gesetz sind ehrenamtlich tätig. Sie haben Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen. Davon
                     unberührt bleibt die Bestellung einer hauptamtlichen Geschäftsführung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitglieder der Leitungsorgane scheiden aus, wenn eine Voraussetzung der Wahl oder Entsendung entfällt, insbesondere wenn
                     sie aus dem entsendenden Organ ausscheiden oder das 75. Lebensjahr vollenden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Verbände haben das Recht, Beamtinnen und Beamte sowie Pfarrerinnen und Pfarrer zu berufen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Presbyterien, Kreissynoden und Verbandsvertretungen können die von ihnen in die Gemeinsame Versammlung oder in die Verbandsvertretungentsandten
                     Mitglieder jederzeit abberufen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Mitglieder des Vorstandes und der Fachausschüsse können durch die Gemeinsame Versammlung oder die Verbandsvertretung jederzeit
                     abberufen werden.
                  

               

               
                     § 9
Ausscheiden eines Mitgliedes aus einem Verband
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Eine Satzung kann vorsehen, dass ein Verbandsmitglied durch einseitige Erklärung zum Ende des Folgejahres aus dem Verband
                     ausscheidet,
                  

                  
                     	
                        wenn dem Verband nicht das Recht zur Erhebung von Kirchensteuern übertragen ist und

                     

                     	
                        wenn der Anteil des Ausscheidenden am Verbandsvermögen den verbleibenden Mitgliedern anteilig zuwächst.

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für diesen Fall hat die Satzung zu bestimmen, dass für einen Zeitraum von mindestens zwei Jahren nach Ausscheiden das ausscheidende
                     Verbandsmitglied Verluste des Verbandes anteilig mittragen muss, die durch die Kosten entstehen, die nicht durch Anpassung
                     – insbesondere bei unkündbaren Dienstverhältnissen – vermieden werden können.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die aufgrund des Ausscheidens notwendige Umbildung des Verbandes und die erforderliche Änderung der Satzung stellt die Kirchenleitung
                     fest.
                  

               

            

         

      

      
            Dritter Abschnitt 
Vereinbarung über die Wahrnehmung gemeinsamer Angelegenheiten
gemäß § 1 Absatz 1
            

         

         
                     § 10
Vereinbarungsinhalt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der Vereinbarung sind Bestimmungen über die gemeinsam wahrzunehmenden Aufgaben und gegebenenfalls über Zusammensetzung
                     und Arbeitsweise eines Ausschusses zur Beratung der beteiligten Körperschaften und zur Vorbereitung ihrer Beschlüsse sowie
                     über die Finanzierung zu treffen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Vereinbarung kann befristet oder unbefristet geschlossen werden. Sie muss bestimmen, unter welchen Voraussetzungen, in
                     welcher Form und mit welchen Folgen sie gekündigt werden kann.
                  

               

               
                     § 11
Zustandekommen der Vereinbarung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Vereinbarung bedarf übereinstimmender Beschlüsse der Organe der beteiligten Körperschaften. Sie ist rechtsverbindlich
                     zu unterzeichnen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Vereinbarung wird mit Genehmigung des Kreissynodalvorstandes rechtswirksam. Gehören die Kirchengemeinden verschiedenen
                     Kirchenkreisen an, so ist die Genehmigung der zuständigen Kreissynodalvorstände erforderlich. Eine Vereinbarung, an der ein
                     Kirchenkreis beteiligt ist, bedarf der Genehmigung der Kirchenleitung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Absätze 1 und 2 gelten auch für die Änderung und Aufhebung der Vereinbarung.
                  

               

            

         

      

      
            Vierter Abschnitt 
Satzung zur Wahrnehmung gemeinsamer Angelegenheiten gemäß § 1 Absatz 2
            

         

         
                     § 12
Organe
                     

                  

                  Jeder Zusammenschluss hat eine Gemeinsame Versammlung. Daneben können ein Vorstand und eine Geschäftsführung gebildet werden.

               

               
                     § 137
Gemeinsame Versammlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitglieder der Gemeinsamen Versammlung werden von den Presbyterien, Kreissynoden oder Verbandsvertretungen der beteiligten
                     Körperschaften für die laufende Wahlperiode entsandt. Sie können auch durch Wahl in gemeinsamer Sitzung entsandt werden (Artikel 36 und 113 der Kirchenordnung).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wählbar sind Mitglieder der Organe und sonstige sachkundige Gemeindeglieder der beteiligten Körperschaften, die zur Mitwirkung
                     bei der Übertragung des Presbyteramtes berechtigt sind, sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, denen Aufgaben im Rahmen der
                     Wahrnehmung der gemeinsamen Angelegenheiten übertragen sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Vorsitzende müssen die Befähigung zur Mitgliedschaft im Presbyterium besitzen. Die Gemeinsame Versammlung wählt die oder den
                     Vorsitzenden aus ihrer Mitte.
                  

               

               
                     § 14
Vorstand
                     

                  

                  Die Gemeinsame Versammlung kann einen Vorstand wählen, der aus mindestens drei Mitgliedern besteht.

               

               
                     § 15
Geschäftsführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Gemeinsame Versammlung kann eine Geschäftsführung bestellen. Mitglieder der Geschäftsführung dürfen der Gemeinsamen Versammlung
                     und dem Vorstand nicht angehören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Geschäftsführung führt die laufenden Geschäfte nach Maßgabe der Satzung und der Beschlüsse der Gemeinsamen Versammlung
                     und des Vorstandes. Sie untersteht der Aufsicht der Gemeinsamen Versammlung, sofern ein Vorstand gebildet wird, diesem.
                  

               

               
                     § 16
Inhalt der Satzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der Satzung sind insbesondere folgende Regelungen zu treffen:
                  

                  
                     	
                        Art und Umfang der gemeinsam wahrzunehmenden Aufgaben,

                     

                     	
                        Zusammensetzung, Arbeitsweise und Aufgaben der Organe,

                     

                     	
                        Wahl der Mitglieder und der oder des Vorsitzenden der Gemeinsamen Versammlung und gegebenenfalls des Vorstandes,

                     

                     	
                        Amtszeit des Vorstandes,

                     

                     	
                        abschließende Aufzählung der auf die Organe übertragenen Rechte und Pflichten,

                     

                     	
                        Wahrnehmung der rechtlichen Vertretung,

                     

                     	
                        Festlegung des Anstellungsträgers für die Mitarbeitenden,

                     

                     	
                        Maßstab zur Deckung des Finanzbedarfs,

                     

                     	
                        erforderliche Mehrheit bei einem Beschluss über den Antrag eines Beteiligten auf Ausscheiden.

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Entscheidung der Gemeinsamen Versammlung bleibt vorbehalten:
                  

                  
                     	
                        der Beschluss über einen Antrag nach Absatz 1 Buchst. i),

                     

                     	
                        die Feststellung des Haushaltsplanes oder Wirtschaftsplanes einschließlich des Stellenplanes,

                     

                     	
                        die Feststellung der Jahresrechnung,

                     

                     	
                        die Aufnahme von Krediten und Darlehen sowie die Festlegung des Rahmens für Kontokorrent-Kredite,

                     

                     	
                        die Einstellung und Entlassung der leitenden Mitarbeitenden.

                     

                  

               

               
                     § 178
Zustandekommen, Änderung und Aufhebung der Satzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Satzung, Satzungsänderungen und -aufhebung bedürfen übereinstimmender Beschlüsse der Organe der beteiligten Körperschaften.
                     § 16 Absatz 1 Buchst. i) bleibt unberührt. Die Satzung ist rechtsverbindlich zu unterzeichnen (Artikel 30 der Kirchenordnung).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Satzung, Änderungen sowie die Aufhebung bedürfen der Genehmigung der Kirchenleitung. Sie sind im Kirchlichen Amtsblatt
                     zu veröffentlichen.
                  

               

            

         

      

      
            Fünfter Abschnitt 
Verbände gemäß § 1 Absatz 3
            

         

         
               1.  Gemeindeverband

            

            
                     § 18
Errichtung, Umbildung und Auflösung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über die Errichtung des Gemeindeverbandes beschließt die Kirchenleitung auf Antrag der Presbyterien der beteiligten Kirchengemeinden
                     und/oder der Verbandsvertretung der beteiligten Verbände und nach Zustimmung der Kreissynodalvorstände der zuständigen Kirchenkreise.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über die Umbildung oder Auflösung des Gemeindeverbandes beschließt die Kirchenleitung auf Antrag der Verbandsvertretung, nach
                     Anhörung der Kreissynodalvorstände der zuständigen Kirchenkreise, der Presbyterien der beteiligten Kirchengemeinden und/oder
                     der Verbandsvertretung der beteiligten Verbände. § 9 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Urkunde über die Errichtung, Umbildung oder Auflösung des Gemeindeverbandes wird von dem Landeskirchenamt ausgefertigt
                     und im Kirchlichen Amtsblatt veröffentlicht. Sie tritt mit der Veröffentlichung in Kraft, es sei denn, es ist in der Urkunde
                     ein späterer Zeitpunkt bestimmt.
                  

               

               
                     § 19
Organe
                     

                  

                  Jeder Verband hat eine Verbandsvertretung. Daneben können Verbandsvorstand, Fachausschüsse und eine Geschäftsführung gebildetwerden.

               

               
                     § 209
Verbandsvertretung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Verbandsvertretung gehört mindestens ein Mitglied der Presbyterien der beteiligten Kirchengemeinden an, welches von diesen
                     entsandt oder durch Wahl in gemeinsamer Sitzung (Artikel 36 der Kirchenordnung) entsandt wird. Über die Beteiligung der Verbände sind in der Verbandssatzung nähere Regelungen zu treffen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitglieder des Vorstandes gehören der Verbandsvertretung an; sie können jedoch nicht gleichzeitig Vertreterinnen oder
                     Vertreter eines Verbandsmitgliedes sein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Verbandsvertretung können darüber hinaus insbesondere Verbandspfarrerinnen und Verbandspfarrer, sachkundige Gemeindeglieder
                     und Mitarbeitende des Verbandes angehören.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Für jedes Mitglied kann eine Stellvertretung bestellt werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Zahl der Mitglieder der Verbandsvertretung ist in der Verbandssatzung festzulegen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Vorsitzende müssen die Befähigung zur Mitgliedschaft im Presbyterium haben. Die Verbandsvertretung wählt die Vorsitzende oder
                     den Vorsitzenden aus ihrer Mitte.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Verbandsvertretung wird nach jeder Presbyteriumswahl neu gebildet. Die Mitglieder bleiben bis zur Neuwahl der Verbandsvertretung
                     im Amt. Die Mitgliedschaft in der Verbandsvertretung erlischt, wenn eine der Voraussetzungen der Entsendung entfällt.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Scheidet ein Mitglied aus der Verbandsvertretung aus, so ist an seiner Stelle für den Rest der Amtszeit eine Ersatzperson
                     zu bestellen.
                  

               

               
                     § 21
Aufgaben der Verbandsvertretung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Verbandsvertretung nimmt alle Aufgaben des Verbandes wahr, soweit sie nicht durch dieses Gesetz oder Satzung auf ein anderes
                     Organ übertragen sind.
                  

                  Dabei bleiben der Entscheidung der Verbandsvertretung vorbehalten:

                  
                     	
                        die Wahl der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden und ihrer Stellvertretung,

                     

                     	
                        die Wahl der Mitglieder des Vorstandes und die Festlegung des Vorsitzes,

                     

                     	
                        der Erlass von Satzungen zur Bildung von Fachausschüssen des Verbandes und zur Delegation von Aufgaben,

                     

                     	
                        die Aufstellung des Stellenplanes,

                     

                     	
                        die Feststellung des Haushaltsplanes oder Wirtschaftsplanes und der Jahresrechnung,

                     

                     	
                        der Erwerb, die Veräußerung und die Belastung von Grundstücken, einschließlich der Errichtung von Gebäuden und die Schaffung
                           von Dauereinrichtungen,
                        

                     

                     	
                        die Aufnahme von Krediten und Darlehen sowie die Festlegung des Rahmens für Kontokorrent-Kredite,

                     

                     	
                        der Vorschlag zur Errichtung und Aufhebung von Verbandspfarrstellen an die Kirchenleitung,

                     

                     	
                        die Regelung der Kirchensteuerverteilung im Falle von § 26 Absatz 2,
                        

                     

                     	
                        die Änderung und Aufhebung der Verbandssatzung.

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Verbandsvertretung beschließt ferner im Rahmen der Verbandsaufgaben über Gegenstände, die ihr von einer Verbandsgemeinde,
                     von dem Verbandsvorstand, einer der zuständigen Kreissynoden oder Kreissynodalvorstände oder von der Kirchenleitung vorgelegt
                     werden.
                  

               

               
                     § 22
Verbandsvorstand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Verbandsvorstand besteht aus mindestens drei Personen. Für jedes Mitglied wird eine Stellvertretung gewählt. Die Mitglieder
                     müssen der evangelischen Kirche angehören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Verbandsvorstand wird nach jeder Presbyteriumswahl neu gebildet. Die Mitglieder bleiben bis zur Neuwahl des Vorstandes
                     im Amt. Die Mitgliedschaft im Vorstand erlischt, wenn eine der Voraussetzungen der Wahl entfällt.
                  

               

               
                     § 23
Aufgaben des Verbandsvorstandes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Verbandsvorstand führt die laufenden Geschäfte, sofern nicht eine Geschäftsführung bestellt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Darüber hinaus können ihm insbesondere folgende Aufgaben durch die Satzung übertragen werden:
                  

                  
                     
                        	
                           die Pfarrwahl und die Mitwirkung bei der Berufung und Einführung der Pfarrerinnen und Pfarrer,

                        

                        	
                           die Berufung, Einstellung und Kündigung der haupt- und nebenamtlich Mitarbeitenden,

                        

                        	
                           die Beaufsichtigung und Begleitung des Dienstes der im Verband Mitarbeitenden,

                        

                        	
                           die Aufnahme von Krediten und Darlehen, wenn der Schuldendienst im Haushalt berücksichtigt ist oder sie im Rahmen eines Kontokorrent-Kredites
                              abgewickelt werden können,
                           

                        

                        	
                           die Kassenaufsicht (§ 139 Absatz 2 VwO),

                        

                        	
                           die Vertretung im Rechtsverkehr,

                        

                        	
                           die Öffentlichkeitsarbeit,

                        

                        	
                           die Koordination der Arbeit der Fachausschüsse.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei einem unvorhergesehenen und unabweisbaren Bedürfnis beschließt der Verbandsvorstand über über- und außerplanmäßige Ausgaben
                     und deren Deckung. Die nachträgliche Genehmigung der Verbandsvertretung ist erforderlich. Wird die Genehmigung versagt, so
                     behalten bereits ausgeführte Maßnahmen Dritten gegenüber ihre Gültigkeit.
                  

               

               
                     § 24
Geschäftsführung
                     

                  

                  Der Geschäftsführung obliegt die Führung der laufenden Geschäfte und die dazu erforderliche Vertretung im Rechtsverkehr. Durch
                     die Satzung können ihr Aufgaben nach § 23 Absatz 2 Buchstaben b) und c) übertragen werden.
                  

               

               
                     § 25
Fachausschüsse
                     

                  

                  Für die Bildung von Fachausschüssen und ihre Arbeitsweise gelten die Regelungen der Kirchenordnung über die Bildung von Fachausschüssen
                     durch das Presbyterium entsprechend.
                  

               

               
                     § 26
Inhalt der Satzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der Verbandssatzung sind insbesondere folgende Regelungen zu treffen:
                  

                  
                     	
                        Verbandsmitglieder, den Namen und Sitz des Verbandes,

                     

                     	
                        Art und Umfang der Aufgaben, die übernommen werden,

                     

                     	
                        Zusammensetzung, Arbeitsweise und Aufgaben der Organe,

                     

                     	
                        Schaffung und Aufhebung von Einrichtungen des Verbandes und deren Ordnung und Verwaltung,

                     

                     	
                        Schaffung und Aufhebung von Verbandspfarr-, Beamten- und Mitarbeitendenstellen sowie ihre Besetzung,

                     

                     	
                        Finanzierung und Maßstab zur Deckung des Finanzbedarfs des Verbandes,

                     

                     	
                        erforderliche Mehrheit bei einem Beschluss über den Antrag eines Beteiligten auf Ausscheiden,

                     

                     	
                        Abwicklung im Falle der Auflösung des Verbandes.

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dem Verband kann das Recht zur Erhebung von Kirchensteuern übertragen werden. In diesem Fall sind in der Verbandssatzung Regelungen
                     zu treffen über die Verteilung der Kirchensteuer an die Beteiligten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Satzung muss die Errichtungsurkunde bezeichnen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Finanzbedarf des Verbandes ist, soweit andere Einnahmen nicht zur Verfügung stehen, von den Beteiligten durch Beiträge
                     zu decken. Der Maßstab für die Beiträge ist in der Verbandssatzung festzusetzen.
                  

               

               
                     § 27
Zustandekommen, Änderung und Aufhebung der Satzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Verbandssatzung kommt durch übereinstimmende Beschlüsse der Presbyterien der beteiligten Kirchengemeinden und/oder der
                     Verbandsvertretungen der beteiligten Verbände und mit Zustimmung der Kreissynodalvorstände der zuständigen Kirchenkreise zustande.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über Änderungen und Aufhebung der Verbandssatzung beschließt die Verbandsvertretung nach Anhörung der Presbyterien der beteiligten
                     Kirchengemeinden und/oder der Verbandsvertretungen der beteiligten Verbände und der Kreissynodalvorstände der zuständigen
                     Kirchenkreise.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Beschlüsse bedürfen der Genehmigung der Kirchenleitung. Sie sind im Kirchlichen Amtsblatt zu veröffentlichen und treten,
                     soweit nicht ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist, mit der Veröffentlichung in Kraft.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Mit der Auflösung des Verbandes tritt die Verbandssatzung außer Kraft. Die nach § 26 Absatz 1 Buchst. h getroffenen Regelungen gelten bis zum Abschluss der Abwicklung.
                  

               

            

         

         
               2.  Kirchenkreisverband

            

            
                     § 28
Errichtung, Umbildung und Auflösung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über die Errichtung des Kirchenkreisverbandes beschließt die Kirchenleitung auf Antrag der Kreissynoden der beteiligten Kirchenkreise
                     und/oder der Verbandsvertretungen der beteiligten Verbände.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über die Umbildung oder Auflösung des Kirchenkreisverbandes beschließt die Kirchenleitung auf Antrag der Verbandsvertretung
                     nach Anhörung der Kreissynoden der beteiligten Kirchenkreise und/oder der Verbandsvertretungen der beteiligten Verbände. § 9 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Urkunde über die Errichtung, Umbildung oder Auflösung des Kirchenkreisverbandes wird von dem Landeskirchenamt ausgefertigt
                     und im Kirchlichen Amtsblatt veröffentlicht. Sie tritt mit der Veröffentlichung in Kraft, es sei denn, es ist in der Urkunde
                     ein späterer Zeitpunkt bestimmt.
                  

               

               
                     § 29
Organe
                     

                  

                  Jeder Verband hat eine Verbandsvertretung. Daneben können Verbandsvorstand, Fachausschüsse und eine Geschäftsführung gebildet
                     werden.
                  

               

               
                     § 3010
Verbandsvertretung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Verbandsvertretung gehören mindestens zwei durch den Kreissynodalvorstand gewählte Mitglieder der Kreissynoden der beteiligten
                     Kirchenkreise an, die von diesen entsandt oder durch Wahl in gemeinsamer Sitzung (Artikel 113 der Kirchenordnung) entsandt werden. Über die Beteiligung der Verbände sind in der Verbandssatzung nähere Regelungen zu treffen
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitglieder des Vorstandes gehören der Verbandsvertretung an.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Verbandsvertretung können darüber hinaus insbesondere Verbandspfarrerinnen und Verbandspfarrer, sachkundige Gemeindeglieder
                     und Mitarbeitende des Verbandes angehören.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Für jedes Mitglied kann eine Stellvertretung bestellt werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Zahl der Mitglieder der Verbandsvertretung ist in der Verbandssatzung festzulegen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Vorsitzende müssen die Befähigung zur Mitgliedschaft im Presbyterium haben. Die Verbandsvertretung wählt die Vorsitzende oder
                     den Vorsitzenden aus ihrer Mitte.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Verbandsvertretung wird nach jeder Presbyteriumswahl neu gebildet. Die Mitglieder bleiben bis zur Neuwahl der Verbandsvertretung
                     im Amt. Die Mitgliedschaft in der Verbandsvertretung erlischt, wenn die Voraussetzung der Entsendung entfällt.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Scheidet ein Mitglied aus der Verbandsvertretung aus, so ist an seiner Stelle für den Rest der Wahlzeit eine Ersatzperson
                     zu bestellen.
                  

               

               
                     § 31
Aufgaben der Verbandsvertretung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Verbandsvertretung nimmt alle Aufgaben des Verbandes wahr, soweit sie nicht durch dieses Gesetz oder Satzung auf ein anderes
                     Organ übertragen sind. Dabei bleiben der Entscheidung der Verbandsvertretung vorbehalten:
                  

                  
                     	
                        die Wahl der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden und ihrer Stellvertretung,

                     

                     	
                        die Wahl der Mitglieder des Vorstandes und die Festlegung des Vorsitzes,

                     

                     	
                        der Erlass von Satzungen zur Bildung von Fachausschüssen des Verbandes und zur Delegation von Aufgaben,

                     

                     	
                        die Aufstellung des Stellenplanes,

                     

                     	
                        die Feststellung des Haushaltsplanes oder Wirtschaftsplanes und der Jahresrechnung,

                     

                     	
                        der Erwerb, die Veräußerung und die Belastung von Grundstücken, einschließlich der Errichtung von Gebäuden und der Schaffung
                           von Dauereinrichtungen,
                        

                     

                     	
                        die Aufnahme von Krediten und Darlehen, soweit der Schuldendienst im Haushalt berücksichtigt ist, sowie die Festlegung des
                           Rahmens für Kontokorrent-Kredite,
                        

                     

                     	
                        der Vorschlag zur Errichtung und Aufhebung von Verbandspfarrstellen an die Kirchenleitung,

                     

                     	
                        die Änderung und Aufhebung der Verbandssatzung.

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Verbandsvertretung beschließt ferner im Rahmen der Verbandsaufgaben über Gegenstände, die ihr von dem Verbandsvorstand,
                     einer der zuständigen Kreissynoden oder Kreissynodalvorstände oder von der Kirchenleitung vorgelegt werden.
                  

               

               
                     § 32
Verbandsvorstand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Verbandsvorstand besteht aus mindestens drei Personen. Für jedes Mitglied wird eine Stellvertretung gewählt. Die Mitglieder
                     müssen der evangelischen Kirche angehören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Verbandsvorstand wird nach jeder Presbyteriumswahl neu gebildet. Die Mitglieder bleiben bis zur Neuwahl des Vorstandes
                     im Amt. Die Mitgliedschaft im Vorstand erlischt, wenn eine der Voraussetzungen der Wahl entfällt.
                  

               

               
                     § 33
Aufgaben des Verbandsvorstandes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Verbandsvorstand führt die laufenden Geschäfte, sofern nicht eine Geschäftsführung bestellt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Darüber hinaus können ihm insbesondere folgende Aufgaben durch Satzung übertragen werden:
                  

                  
                     	
                        die Pfarrwahl und die Mitwirkung bei der Berufung und Einführung der Pfarrerinnen und Pfarrer,

                     

                     	
                        die Berufung, Einstellung und Kündigung der haupt- und nebenamtlich Mitarbeitenden,

                     

                     	
                        die Beaufsichtigung und Begleitung des Dienstes der im Verband Mitarbeitenden,

                     

                     	
                        die Aufnahme von Krediten und Darlehen, wenn der Schuldendienst im Haushalt berücksichtigt ist oder sie im Rahmen eines Kontokorrent-Kredites
                           abgewickelt werden können,
                        

                     

                     	
                        die Kassenaufsicht (§ 139 Absatz 2 VO),

                     

                     	
                        die Vertretung im Rechtsverkehr,

                     

                     	
                        die Öffentlichkeitsarbeit,

                     

                     	
                        die Koordination der Arbeit der Fachausschüsse.

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei einem unvorhergesehenen und unabweisbaren Bedürfnis beschließt der Vorstand über über- und außerplanmäßige Ausgaben und
                     deren Deckung. Die nachträgliche Genehmigung der Verbandsvertretung ist erforderlich. Wird die Genehmigung versagt, so behalten
                     bereits ausgeführte Maßnahmen Dritten gegenüber ihre Gültigkeit.
                  

               

               
                     § 34
Geschäftsführung
                     

                  

                  Der Geschäftsführung obliegt die Führung der laufenden Geschäfte und die dazu erforderliche Vertretung im Rechtsverkehr. Durch
                     Satzung können ihr Aufgaben nach § 33 Absatz 2 Buchstaben b) und c) übertragen werden.
                  

               

               
                     § 35
Fachausschüsse
                     

                  

                  Für die Bildung von Fachausschüssen und ihre Arbeitsweise gelten die Regelungen der Kirchenordnung über die Bildung von Fachausschüssen
                     auf Kirchenkreisebene entsprechend.
                  

               

               
                     § 36
Inhalt der Satzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der Verbandssatzung sind insbesondere folgende Regelungen zu treffen:
                  

                  
                     	
                        Verbandsmitglieder, Namen und Sitz des Verbandes,

                     

                     	
                        Art und Umfang der Aufgaben des Verbandes und ihre Wahrnehmung durch die Verbandsorgane,

                     

                     	
                        Zusammensetzung, Arbeitsweise und Aufgaben der Organe,

                     

                     	
                        Schaffung und Aufhebung von Einrichtungen des Verbandes und deren Ordnung und Verwaltung,

                     

                     	
                        Schaffung und Aufhebung von Verbandspfarr-, Beamten- und Mitarbeitendenstellen sowie ihre Besetzung,

                     

                     	
                        Finanzierung und Maßstab zur Deckung des Finanzbedarfes des Verbandes,

                     

                     	
                        erforderliche Mehrheit bei einem Beschluss über den Antrag eines Beteiligten auf Ausscheiden,

                     

                     	
                        Abwicklung im Falle der Auflösung des Verbandes,

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Satzung muss die Errichtungsurkunde bezeichnen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Finanzbedarf des Verbandes ist, soweit andere Einnahmen nicht zur Verfügung stehen, von den Beteiligten durch Beiträge
                     zu decken. Der Maßstab für die Beiträge ist in derVerbandssatzung festzusetzen.
                  

               

               
                     § 37
Zustandekommen, Änderung und Aufhebung der Satzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Verbandssatzung kommt durch übereinstimmende Beschlüsse der Kreissynoden der beteiligten Kirchenkreise und/oder der Verbandsvertretungen
                     der beteiligten Verbände zustande.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über Änderungen und Aufhebung der Verbandssatzung beschließt die Verbandsvertretung nach Anhörung der Kreissynoden der beteiligten
                     Kirchenkreise und/oder der Verbandsvertretungen der beteiligten Verbände.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Beschlüsse bedürfen der Genehmigung der Kirchenleitung. Sie sind im Kirchlichen Amtsblatt zu veröffentlichen und treten,
                     soweit nicht ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist, mit der Veröffentlichung in Kraft.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Mit der Auflösung des Verbandes tritt die Verbandssatzung außer Kraft. Die nach § 36 Absatz 1 Buchst. h getroffenen Regelungen
                     gelten bis zum Abschluss der Abwicklung.
                  

               

            

         

         
               3.  Gemeinde- und Kirchenkreisverband

            

            
                     § 38
Errichtung, Aufgaben und Satzung des Gemeinde- und Kirchenkreisverbandes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über die Errichtung des Gemeinde- und Kirchenkreisverbandes beschließt die Kirchenleitung auf Antrag der Kreissynoden, der
                     Presbyterien und/oder der Verbandsvertretung der beteiligten Körperschaften.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über die Umbildung und Auflösung des Gemeinde- und Kirchenkreisverbandes beschließt die Kirchenleitung auf Antrag der Verbandsvertretung
                     nach Anhörung der Kreissynoden, der Presbyterien und/oder der Verbandsvertretung der beteiligten Körperschaften. Im Übrigen
                     gilt § 18 Absatz 3 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Rechtsverhältnisse des Gemeinde- und Kirchenkreisverbandes werden durch eine Verbandssatzung geregelt. § 26 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Verbandssatzung kommt durch übereinstimmende Beschlüsse der Presbyterien, Kreissynoden und/oder der Verbandsvertretungen
                     der beteiligten Körperschaften zustande.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Über Änderungen und Aufhebung der Verbandssatzung beschließt die Verbandsvertretung nach Anhörung der Presbyterien, Kreissynoden
                     und/oder der Verbandsvertretungen der beteiligten Körperschaften. Im Übrigen gilt § 27 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Ist kein Kirchenkreis, aber ein Kirchenkreisverband beteiligt oder ist der beteiligte Kirchenkreis für die beteiligten Kirchengemeinden
                     oder Gemeindeverbände nicht zuständig, so ist der Kreissynodalvorstand des für die beteiligten Kirchengemeinden oder Gemeindeverbände
                     zuständigen Kirchenkreises zu beteiligen.
                  

               

               
                     § 3911
Organe des Verbandes und ihre Aufgaben
                     

                  

                  Für die Zusammensetzung und die Aufgaben der Organe gelten die §§ 18 bis 25 entsprechend mit der Maßgabe, dass in der Verbandsvertretung das Leitungsorgan eines jeden Trägers durch mindestens ein Mitglied
                     vertreten ist und dem Vorstand mindestens ein Mitglied eines jeden Kreissynodalvorstands angehört.
                  

               

            

         

      

      
            Sechster Abschnitt 
Übergangs- und Schlussbestimmungen
            

         

         
                     § 40
Aufhebung von Rechtsvorschriften
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Satzungen, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes Geltung besitzen, sind innerhalb von vier Jahren mit den Vorschriften dieses
                     Gesetzes in Einklang zu bringen. Andernfalls passt die Kirchenleitung die Satzung dem geltenden Recht an.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Innerhalb dieser Frist wird auf diese Satzungen das bisher für sie geltende Verbandsrecht angewandt. Nach der Anpassung gilt
                     dieses Gesetz.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für das Verfahren der Satzungsänderung gelten die Vorschriften dieses Gesetzes.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Mit Inkrafttreten des Gesetzes12 tritt das „Kirchengesetz betreffend die Zusammenarbeit benachbarter Kirchengemeinden und Kirchenkreise in gemeinsamen Angelegenheiten“
                     (Verbandsgesetz) vom 18. Januar 1963 (KABl. S. 71) vorbehaltlich der Regelung in Absatz 2 außer Kraft.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Soweit in Rechts- und Verwaltungsvorschriften auf die aufgehobenen Vorschriften Bezug genommen wird, treten die Bestimmungen
                     dieses Gesetzes an ihre Stelle.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Bei § 2 eine Textüberschrift eingefügt, § 2 umbenannt in § 2 Abs. 1 und neu gefasst, Abs. 2 angefügt durch Kirchengesetz vom
               14. Januar 2005 (Ges. u. VOBl. Bd. 14 S. 5) mit Wirkung ab 16. April 2005, Abs. 3 angefügt durch Kirchengesetz vom 11. Januar
               2008 (Ges. u. VOBl. Bd. 14 S. 197) mit Wirkung ab 1. April 2008.
            

         

      

      2
            Nr. 1.
            

         

      

      3
            Nr. 3.
            

         

      

      4
            Siehe die Siegelrichtlinien (Nr. 415) und die Ausführungsbestimmungen hierzu (Nr. 416).
            

         

      

      5
            § 7 Abs. 1 geändert durch Kirchengesetz vom 14. Januar 2005 (Ges. u. VOBl. Bd. 14 S. 5) mit Wirkung ab 16. April 2005.

         

      

      6
            § 8 Abs. 4 und 5 angefügt durch Kirchengesetz vom 14. Januar 2005 (Ges. u. VOBl. Bd. 14 S. 5) mit Wirkung ab 16. April 2005.

         

      

      7
            § 13 Abs. 1 geändert durch Kirchengesetz vom 15. Januar 2004 (Ges. u. VOBl. Bd. 14 S. 5) mit Wirkung ab 1. Mai 2004.

         

      

      8
            § 17 Abs. 1 geändert durch Kirchengesetz vom 15. Januar 2004 (Ges. u. VOBl. Bd. 14 S. 5) mit Wirkung ab 1. Mai 2004.

         

      

      9
            § 20 Abs. 1 geändert durch Kirchengesetz vom 14. Januar 2011 (Ges. u. VOBl. Bd. 15 S. 45) mit Wirkung ab 21. Juli 2011, Abs.
               2 geändert durch Kirchengesetz vom 11. Januar 2008 (Ges. u. VOBl Bd. 14 S. 197) mit Wirkung ab 1. April 2008.
            

         

      

      10
            § 30 Abs. 1 geändert durch Kirchengesetz vom 15. Januar 2004 (Ges. u. VOBl. Bd. 14 S. 5) mit Wirkung ab 1. Mai 2004.

         

      

      11
            § 39 neu gefasst durch Kirchengesetz vom 14. Januar 2005 Ges. u. VOBl. Bd. 14 S. 5) mit Wirkung ab 16. April 2005.

         

      

      12
            Das Kirchengesetz ist am 16. März 2002 in Kraft getreten.

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz 
über die Wahlen zu den Kirchenvorständen
– Wahlordnung –
         

      

      
         vom 2. Juli 2011

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 15 S. 3)
zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 24. November 2015
(Ges. u. VOBl. Bd. 16 S. 54)
         

      

      In Ausführung des Artikels 33 der Verfassung der Lippischen Landeskirche hat die 35. ordentliche Landessynode anlässlich ihrer Sitzung am 2. Juli 2011 das folgende Kirchengesetz (Wahlordnung) beschlossen, das hiermit
         verkündet wird.
      

      
            I. Grundlegung

         

          1 Die Kirchengemeinden sind Körperschaften des öffentlichen Rechts.  2 Sie ordnen und verwalten unter Wahrung der Einheit der Landeskirche ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb der geltenden
            Gesetze und Verordnungen.
         

          3 Der Kirchenvorstand leitet und verwaltet die Kirchengemeinde.  4 Er vertritt sie im Rechtsverkehr.  5 Mitglieder des Kirchenvorstandes sind die Pfarrerinnen und Pfarrer und die Kirchenältesten der Gemeinde.  6 Sie üben die Leitung und Verwaltung in gemeinsamer Verantwortung aus.
         

      

      
            II. Wahlberechtigung, Wählbarkeit

         

         
                     § 1
Wahlberechtigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wahlberechtigt für die Wahlen zu den Kirchenvorständen ist jedes Gemeindeglied, das
                     
                        	
                           am Wahltag das 14. Lebensjahr vollendet hat und konfirmiert ist oder im religionsmündigen Alter getauft worden ist oder am
                              Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet hat und in das Wählverzeichnis eingetragen ist,
                           

                        

                        	
                           am Leben der Gemeinde teilnimmt,

                        

                        	
                           seine sonstigen kirchlichen Pflichten erfüllt.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ausgeschlossen vom passiven Wahlrecht ist jedes Gemeindeglied, das zur Besorgung aller seiner Angelegenheiten unter Betreuung
                     steht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wird ein Gemeindeglied wegen grober Pflichtverletzung aus dem Kirchenältestenamt entlassen, so ist es bei der auf die Entlassung
                     folgenden Kirchenvorstandswahl vom aktiven und passiven Wahlrecht ausgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Wahlberechtigten werden gemäß § 2 dieses Gesetzes in das Wählerverzeichnis eingetragen.
                  

               

               
                     § 2
Wählerverzeichnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Kirchenvorstand stellt aufgrund der Gemeindegliederdatei für jeden Stimmbezirk ein Wählerverzeichnis auf.  2 In das Wählerverzeichnis sind alle wahlberechtigten Gemeindeglieder einzutragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Aus dem Wählerverzeichnis müssen mindestens folgende Angaben ersichtlich sein:
                  

                  
                     
                        	

                        	
                           

                           
                              
                                 	
                                    Familien- und Vorname,

                                 

                                 	
                                    Geburtsdatum,

                                 

                                 	
                                    Wohnung,

                                 

                                 	
                                    Vermerke über Stimmabgabe,

                                 

                                 	
                                    Bemerkungen.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Wählerverzeichnis ist in alphabetischer Reihenfolge der Familiennamen und innerhalb dieser Ordnung nach dem Geburtsdatum
                     zu führen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Nach Ablauf der Auslegungsfrist und Erledigung etwaiger Einsprüche und Beschwerden wird das Wählerverzeichnis geschlossen.
                  

                    2 Über die Schließung des Wählerverzeichnisses ist eine Niederschrift nach amtlichem Muster anzufertigen. 
                  

                   3 Änderungen des Wählerverzeichnisses nach seiner Schließung sind unzulässig, es sei denn, es handelt sich um die Berichtigung
                     offenbarer Unrichtigkeiten oder die Streichung von Personen aufgrund einer amtlichen Benachrichtigung über einen inzwischen
                     erfolgten Kirchenaustritt.
                  

                   4 Mit der Schließung des Wählerverzeichnisses gelten die eingetragenen Personen unwiderleglich, unabhängig von Abs. 2, als wahlberechtigt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Neunzig Tage vor dem Wahltag ist das Wählerverzeichnis vierzehn Tage lang zur Einsichtnahme auszulegen.  2 Der Beginn der Auslegungsfrist wird in der Gemeinde abgekündigt und durch das Landeskirchenamt in der örtlichen Tagespresse
                     bekannt gegeben.  3 Dabei sind die Gemeindeglieder auf die Bedeutung der Eintragung in das Wählerverzeichnis hinzuweisen und aufzufordern, sich
                     zu vergewissern, ob das Wählerverzeichnis richtig und vollständig erstellt worden ist.  4 Auf die Möglichkeit des Einspruchs ist hinzuweisen.
                  

               

               
                     § 3
Einsprüche gegen das Wählerverzeichnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Einsprüche gegen das Wählerverzeichnis können von wahlberechtigten Gemeindegliedern spätestens innerhalb einer Woche nach
                     Ablauf der Auslegungsfrist beim Kirchenvorstand schriftlich eingelegt werden.  2 Sie sind zu begründen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Richtet sich der Einspruch gegen die Eintragung eines anderen Gemeindegliedes, ist diesem vor der Entscheidung Gelegenheit
                     zur Stellungnahme zu geben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Gibt der Kirchenvorstand dem Einspruch nicht statt, so leitet er ihn unverzüglich an das Landeskirchenamt weiter.  2 Dieses entscheidet nach Anhörung der oder des Betroffenen und des Kirchenvorstandes.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Durch den Einspruch wird das Wahlverfahren nicht gehemmt.
                  

               

               
                     § 4
Wählbarkeit
                     

                  

                   1 Wählbar ist jedes wahlberechtigte Gemeindeglied, das das 18. und noch nicht das 75. Lebensjahr vollendet hat.  2 Gemeindeglieder, die spätestens in zwei Jahren die Altersgrenze erreichen, sollen nicht mehr zur Wahl gestellt werden.  3 Die oder der Kirchenälteste scheidet spätestens mit Vollendung des 75. Lebensjahres aus ihrem oder seinem Amt aus.
                  

               

            

         

      

      
            III. Vorbereitung der Wahl

         

         
                     § 5
Wahltermin und Ort der Wahl
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Wahltag wird vom Landeskirchenamt festgesetzt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Wahl findet an einem Sonntag statt (Wahltag).  2 Das Wahllokal soll mindestens vier Stunden geöffnet sein.
                  

               

               
                     § 6
Stimmbezirke/Wahlbezirke
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchenvorstand soll durch geeignete Maßnahmen sicherstellen, dass die zur Kirchengemeinde gehörenden Ortsteile und Pfarrbezirke
                     mit einer angemessenen Zahl von Kirchenältesten im Kirchenvorstand vertreten sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Kirchengemeinden mit einem räumlich weit auseinanderliegenden Wahlgebiet können in Stimmbezirke mit eigenen Wahllokalen eingeteilt
                     werden.  2 Die Stimmbezirke sollen nach den örtlichen Verhältnissen so abgegrenzt sein, dass allen Wahlberechtigten die Teilnahme an
                     der Wahl möglichst erleichtert wird.  3 In den Stimmbezirken wird nach einer einheitlichen Kandidatenliste der Kirchengemeinde gewählt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 In Kirchengemeinden mit örtlich gegliedertem Wahlgebiet kann der Kirchenvorstand die Bildung von Wahlbezirken mit eigenen
                     Kandidatenlisten beschließen.  2 Das Verhältnis von Gemeindegliederzahl und zu wählenden Kirchenältesten i. S. von Artikel 35 der Verfassung der Landeskirche muss gewährleistet sein.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Bildung von Stimmbezirken/Wahlbezirken muss der Kirchenvorstand spätestens  binnen einer Woche nach Bekanntgabe des Wahltermins
                     beschließen und dem Landeskirchenamt anzeigen.
                  

               

               
                     § 7
Wahlvorschläge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Beim Kirchenvorstand können von wahlberechtigten Gemeindegliedern binnen zwei Wochen nach Schließung des Wählerverzeichnisses
                     schriftlich Wahlvorschläge eingereicht werden.
                  

                   2 Beginn und Ende der Frist für die Abgabe von Wahlvorschlägen sind ortsüblich bekannt zu machen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Jeder Wahlvorschlag muss Familiennamen, Vornamen, Geburtsdatum und Wohnung der Bewerberin oder des Bewerbers enthalten und
                     ist von mindestens fünf wahlberechtigten Gemeindegliedern zu unterschreiben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Kirchenvorstand kann auch selbst einen Wahlvorschlag aufstellen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die nach Abs. 1 und 3 Vorgeschlagenen müssen ihre Zustimmung zur Kandidatur schriftlich erklärt haben.  2 Die Zustimmung ist unwiderruflich.  3 Die Erklärung über die Zustimmung hat folgenden Wortlaut:
                  

                  
                     
                        	

                        	
                           „Ich erkläre mich bereit, eine Wahl zum Mitglied des Kirchenvorstandes meiner Gemeinde anzunehmen und vor Gott zu geloben,
                              dieses Amt sorgfältig und treu, gebunden an Gottes Wort und Sakrament, nach dem Bekenntnis der Gemeinde und nach den Ordnungen
                              der Kirche zu führen und gewissenhaft darauf zu achten, dass alles ordentlich und ehrlich in der Gemeinde zugehe.“
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 8
Prüfung der Wahlvorschläge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Nach Ablauf der Frist prüft der Kirchenvorstand innerhalb einer Woche, ob die genannten Gemeindeglieder wählbar sind.  2 Er hat darauf hinzuwirken, dass gegebenenfalls formale Mängel und Hindernisse, die der Wahl der Vorgeschlagenen im Wege stehen,
                     ausgeräumt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Kirchenvorstand trifft die erforderlichen Feststellungen und streicht die Namen der nicht wählbaren Gemeindeglieder.  2 Er teilt den Gemeindegliedern, die den Wahlvorschlag eingereicht haben, sowie dem vorgeschlagenen Gemeindeglied den Grund
                     der Streichung mit.  3 Auf die Möglichkeit des Einspruchs nach § 11 ist hinzuweisen.
                  

               

               
                     § 9
(entfallen)
                     

                  

               

               
                     § 10
Der endgültige Wahlvorschlag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der endgültige Wahlvorschlag (Stimmzettel) soll mehr Namen enthalten, als Kirchenälteste zu wählen sind.  2 Enthält der Wahlvorschlag mehr Namen als Kirchenälteste zu wählen sind, müssen die Wahlberechtigten vom Wahltermin benachrichtigt
                     werden.  3 Enthält er weniger Namen, wird er durch die ausscheidenden Kirchenältesten, soweit sie sich damit einverstanden erklärt haben
                     und noch wählbar sind, ergänzt.  4 Enthält der Wahlvorschlag gerade so viele Namen, wie Kirchenälteste zu wählen sind, oder auch nach seiner Ergänzung durch
                     die ausscheidenden Kirchenältesten weniger Namen, so gelten die vorgeschlagenen Gemeindeglieder als gewählt, sofern der Kirchenvorstand
                     dann beschlussfähig ist.  5 In diesem Falle hat sich der Kirchenvorstand unverzüglich in dem in Artikel 32 der Verfassung der Landeskirche bestimmten Verfahren zu ergänzen, damit die nach Artikel 35 Abs. 2 und 3 der Verfassung bestimmte Zahl erreicht wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sind keine Wahlvorschläge eingegangen, so gelten die ausscheidenden Kirchenältesten als gewählt, soweit sie sich innerhalb
                     eines Monats nach Ablauf der Frist zur Einreichung von Wahlvorschlägen damit einverstanden erklärt haben und noch wählbar
                     sind; Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der endgültige Wahlvorschlag (Stimmzettel) wird vierzehn Tage lang in der Gemeinde ortsüblich öffentlich bekannt gemacht.
                  

               

               
                     § 11
Einsprüche der Gemeindeglieder
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gegen den endgültigen Wahlvorschlag und bei einem Verfahren nach § 10 Abs. 1 Satz 2 können wahlberechtigte Gemeindeglieder während der Zeit der öffentlichen Bekanntmachung beim Kirchenvorstand schriftlich
                     Einspruch erheben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gibt der Kirchenvorstand einem Einspruch nicht innerhalb einer Woche statt, so entscheidet das Landeskirchenamt nach Anhörung
                     der Beteiligten innerhalb einer weiteren Woche.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Ablauf des Wahlverfahrens wird durch die Einleitung der Beschwerde nicht gehemmt. 
                  

               

            

         

      

      
            IV. Durchführung der Wahl

         

         
                     § 12
Wahlvorstand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Kirchenvorstand beruft für jeden gebildeten Stimmbezirk/Wahlbezirk einen Wahlvorstand.  2 Die Mitglieder des Wahlvorstandes müssen in das Wählerverzeichnis eingetragen sein.  3 Für jedes Mitglied ist die Stellvertretung zu regeln.  4 Gemeindeglieder, die zur Wahl vorgeschlagen sind, können dem Wahlvorstand nicht angehören.  5 Der Wahlvorstand bestellt aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden als Wahlvorsteherin oder Wahlvorsteher.
                  

                   6 Die Wahlvorsteherin oder der Wahlvorsteher ist für die ordnungsmäßige Vorbereitung und Durchführung der Wahl verantwortlich,
                     soweit nicht durch diese Wahlordnung bestimmte Zuständigkeiten anderen Wahlorganen übertragen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Wahlvorstand besteht mindestens aus der Wahlvorsteherin oder dem Wahlvorsteher und zwei Beisitzerinnen oder Beisitzern,
                     die nicht selbst zur Wahl stehen.  2 Die Mitglieder des Wahlvorstandes müssen zu Kirchenältesten wählbare Gemeindeglieder sein.
                  

                   3 Eine Beisitzerin oder ein Beisitzer ist Schriftführerin oder Schriftführer und verantwortlich für das Führen des Wählerverzeichnisses
                     sowie die Ausfertigung der Wahlniederschrift.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Während der Wahlhandlung müssen immer mindestens zwei Mitglieder des Wahlvorstandes anwesend sein.  2 Bei der Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses sollen alle Mitglieder des Wahlvorstandes anwesend sein.
                  

               

               
                     § 13
Wahlhandlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Wahl ist geheim.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Wahlberechtigten geben ihre Stimme in der Weise ab, dass sie auf dem vom Wahlvorstand ausgegebenen Stimmzettel die Namen
                     der zu Wählenden ankreuzen oder auf andere Weise eindeutig kenntlich machen, welchen der Vorgeschlagenen die Stimme gelten
                     soll.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Es dürfen höchstens so viele vorgeschlagene Namen des Stimmzettels angekreuzt werden, wie Kirchenälteste in der Kirchengemeinde
                     bzw. im Wahlbezirk zu wählen sind.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Darauf falten die Wahlberechtigten den Stimmzettel und werfen diesen in die Wahlurne.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Hilfsbedürftige Personen dürfen sich der Unterstützung einer Person ihres Vertrauens bedienen, die nicht zur Wahl steht. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Für eine vom Landeskirchenamt zu genehmigende elektronische Stimmabgabe gelten die obigen Regelungen sinngemäß.
                  

               

               
                     § 14
Briefwahl
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Wahlberechtigte Gemeindeglieder, die im Wählerverzeichnis eingetragen sind, können von der Briefwahl Gebrauch machen.  2 Die Ausübung der Briefwahl und die Ausstellung eines Briefwahlscheines ist bei der Wahlvorsteherin oder dem Wahlvorsteher
                     zu beantragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Anträge auf Ausgabe von Briefwahlunterlagen müssen spätestens zwei Tage vor dem Wahltage bei der Wahlvorsteherin oder dem
                     Wahlvorsteher eingegangen sein.  2 Verspätet eingegangene Anträge sind zu den Wahlunterlagen zu nehmen und nach Abschluss des Wahlverfahrens zu vernichten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei der Briefwahl haben die Wahlberechtigten der Wahlvorsteherin oder dem Wahlvorsteher in einem verschlossenen Wahlbriefumschlag
                     
                        	
                           den Briefwahlschein und

                        

                        	
                           in einem besonderen verschlossenen Wahlumschlag den Stimmzettel so rechtzeitig zu übersenden, dass der Wahlbrief am  Wahltage
                              spätestens bis zur Schließung des Wahllokals  dort eingeht.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Auf dem Briefwahlschein haben die Wahlberechtigten oder die Person ihres Vertrauens (§ 13 Abs. 5) zu versichern, dass der Stimmzettel persönlich oder gemäß dem erklärten Willen der Wahlberechtigten ausgefüllt worden ist.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Im Wählerverzeichnis ist zu vermerken:
                  

                  
                     
                        	
                           die Ausgabe der Briefwahlunterlagen,

                        

                        	
                           dass der oder dem Wahlberechtigten der Termin der Schließung des Wahllokales mitgeteilt wurde. 

                        

                     

                  

               

               
                     § 15
(entfallen)
                     

                  

               

               
                     § 16
Briefwahlergebnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Wahlvorstandes öffnet nach Ende der Wahlhandlung die Wahlbriefe und prüft die Gültigkeit
                     der Stimmabgabe.  2 Sie oder er legt den Stimmzettel aus dem geöffneten Wahlumschlag im Falle der Gültigkeit der Stimmabgabe zu den Stimmzetteln,
                     die persönlich abgegeben worden sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei der Briefwahl sind Wahlbriefe zurückzuweisen, wenn
                  

                  
                     
                        	

                        	
                           

                           
                              
                                 	
                                    der Wahlbrief nicht rechtzeitig eingegangen ist,

                                 

                                 	
                                    dem Wahlbriefumschlag kein oder kein gültiger Briefwahlschein beiliegt,

                                 

                                 	
                                    dem Wahlbriefumschlag kein Wahlumschlag beigefügt ist,

                                 

                                 	
                                    weder der Wahlbriefumschlag noch der Wahlumschlag verschlossen ist,

                                 

                                 	
                                    der Wahlbriefumschlag mehrere Wahlumschläge, aber nicht eine gleiche Anzahl gültiger und mit der vorgeschriebenen Versicherung
                                       versehene Wahlscheine enthält,
                                    

                                 

                                 	
                                    die Wahlberechtigten oder die Person ihres Vertrauens die vorgeschriebene Versicherung zur Briefwahl auf dem Briefwahlschein
                                       nicht unterschrieben haben,
                                    

                                 

                                 	
                                    kein amtlicher Wahlumschlag benutzt worden ist,

                                 

                                 	
                                    ein Wahlumschlag benutzt worden ist, der offensichtlich in einer das Wahlgeheimnis gefährdenden Weise von den übrigen abweicht.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                   2 Die Einsenderinnen oder Einsender zurückgewiesener Wahlbriefe werden nicht als Wählerinnen oder Wähler gezählt, ihre Stimmen
                     gelten als nicht abgegeben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wenn ein wahlberechtigtes Gemeindeglied nach Abgabe des Wahlumschlages vor dem oder am Wahltag stirbt, aus dem Wahlgebiet
                     verzieht oder sonst das Wahlrecht verliert, hat dies auf die Gültigkeit der Stimmabgabe keinen Einfluss.
                  

               

               
                     § 17
Stimmenzählung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 An die Wahlhandlung schließt sich die Ermittlung und Bekanntgabe des Ergebnisses an.  2 Die Wahlhandlung und die Auszählung der Stimmen sind öffentlich.  3 Die Stimmenzählung erfolgt unmittelbar im Anschluss an die Wahlhandlung durch den Wahlvorstand.  4 Mit Genehmigung des Landeskirchenamtes kann ein elektronisches Auszählungsverfahren zur Anwendung kommen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Festzustellen ist zunächst die Gesamtzahl der abgegebenen Stimmen an Hand des Wählerverzeichnisses und der angenommenen Wahlscheine
                     und zu vergleichen mit der Zahl der in den Urnen befindlichen amtlichen Stimmzettel.  2 Danach wird die Zahl der gültigen Stimmen und der auf jeden Wahlvorschlag entfallenen Stimmen ermittelt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Über die Gültigkeit der Stimmen entscheidet der Wahlvorstand.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Als gewählt gelten diejenigen Gemeindeglieder, welche die meisten Stimmen erhalten haben.  2 Im Falle der Stimmengleichheit entscheidet das von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Wahlvorstandes zu ziehende Los.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Über die Verteilung der Stimmen in der Reihenfolge von der Mehrzahl zur Minderzahl ist eine Niederschrift (Wahlniederschrift)
                     aufzunehmen, die von den Mitgliedern des Wahlvorstandes zu unterschreiben ist.
                  

               

               
                     § 18
Ungültige Stimmen
                     

                  

                  Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimmzettel

                  
                     
                        	

                        	
                           

                           
                              
                                 	
                                    nicht amtlich hergestellt ist,

                                 

                                 	
                                    keine Kennzeichnung durch Ankreuzen der zu Wählenden enthält,

                                 

                                 	
                                    den Willen des wählenden Gemeindeglieds nicht zweifelsfrei erkennen lässt,

                                 

                                 	
                                    einen Zusatz oder Vorbehalt enthält,

                                 

                                 	
                                    mehr Kennzeichnungen als zu Wählende enthält,

                                 

                                 	
                                    leer abgegeben worden ist.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 19
Wahlprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Kirchenvorstand prüft, ob bei der Wahlhandlung nach den Bestimmungen dieses Kirchengesetzes und den Ausführungsbestimmungen
                     des Landeskirchenrates verfahren worden ist.  2 Das Ergebnis dieser Prüfung ist mit einer beglaubigten Abschrift der Wahlniederschrift der Superintendentin oder dem Superintendenten
                     zur Nachprüfung vorzulegen, die oder der sie an das Landeskirchenamt weiterleitet.  3 Vor Beanstandung einer Wahl muss das Landeskirchenamt das gewählte Gemeindeglied zur Sache hören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Wahlergebnis ist am Sonntag nach der Wahl im Gottesdienst abzukündigen.
                  

               

            

         

      

      
            V. Schlussbestimmungen

         

         
                     § 20
Einsprüche zur Wahlhandlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Einsprüche gegen die Wahl können binnen einer Woche nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses schriftlich beim Kirchenvorstand
                     erhoben werden; darauf ist bei der Abkündigung besonders hinzuweisen.  2 In diesem Verfahren dürfen keine Einsprüche mehr erhoben werden, die gemäß den Bestimmungen dieser Wahlordnung (§§ 3 Abs. 1; 7 Abs. 1; 11 Abs. 1) früher hätten geltend gemacht werden können.  3 Über die Einsprüche entscheidet der Kirchenvorstand unverzüglich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Gegen die Entscheidung des Kirchenvorstandes ist binnen einer Woche Einspruch beim Landeskirchenamt möglich.  2 Nach Anhörung der Beteiligten entscheidet das Landeskirchenamt endgültig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Wahl wird unanfechtbar, falls
                  

                  
                     
                        	

                        	
                           

                           
                              
                                 	
                                    innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses kein Einspruch eingelegt worden ist,

                                 

                                 	
                                    ein vom Kirchenvorstand abgelehnter Einspruch durch das Landeskirchenamt entschieden ist.  2 Dieses hat innerhalb eines Monats zu entscheiden.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 21
Einführung und Verpflichtung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Annahme der Wahl ist schriftlich zu erklären.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Einführung und Verpflichtung der gewählten Kirchenältesten erfolgt innerhalb von sechs Wochen nach Ablauf der Einspruchsfrist
                     durch die Pfarrerin oder den Pfarrer in einem Gottesdienst.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Einführung und Verpflichtung nach Ablauf der Frist gemäß Abs. 2 ist nur mit Genehmigung des Landeskirchenamtes zulässig.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bis zur Einführung und Verpflichtung der neu gewählten Kirchenältesten bleiben die bisherigen Kirchenältesten im Amt.
                  

               

               
                     § 22
Berufene Mitglieder
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchenvorstand kann Gemeindeglieder, die die Voraussetzungen des § 4 erfüllen, zusätzlich als Mitglieder berufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Rechte und Pflichten sowie die Amtszeit der berufenen Mitglieder des Kirchenvorstandes entsprechen denen der gewählten
                     Kirchenältesten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Verhältnis zwischen gewählten und berufenen Mitgliedern darf höchstens betragen:
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 bei bis zu 8 Gewählten

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 1 Berufene/r

                              
                           

                           
                              	
                                 bei bis zu 15 Gewählten

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 2 Berufene

                              
                           

                           
                              	
                                 bei 16 und mehr Gewählten

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 3 Berufene.

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 23
Ersatzwahlen
                     

                  

                  Die im Wege einer Ersatzwahl (vgl. Artikel 32 der Verfassung der Landeskirche) gewählten Mitglieder des Kirchenvorstandes gelten als gewählte Kirchenälteste.
                  

               

               
                     § 24
Geltendes Recht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Kirchengesetz vom 28. November 2006 über die Wahlen zu den Kirchenvorständen – Wahlordnung – (Ges. u. VOBl. Bd. 13 S. 479) und die Ausführungsbestimmungen des Landeskirchenrates vom 21. August 2007 zum Kirchengesetz vom 28. November 2006 über die
                     Wahlen zu den Kirchenvorständen (Ges. u. VOBl. Bd. 14 S. 43) sowie alle sonst diesem Kirchengesetz entgegenstehenden Bestimmungen werden aufgehoben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Landeskirchenrat wird ermächtigt, die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Ausführungsbestimmungen zu erlassen.
                  

               

               
                     § 25
Inkrafttreten
                     

                  

                  Dieses Kirchengesetz tritt am 1. August 2011 in Kraft.

                  Detmold, 12. Juli 2011

                  Der Landeskirchenrat

               

            

         

      

      

   
      

      
         Ausführungsbestimmungen
vom 12. Juli 2011
zum Kirchengesetz
über die Wahlen zu den Kirchenvorständen
– Wahlordnung –
vom 2. Juli 2011
         

      

      
         vom 12. Juli 2011

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 15 S. 8)

      

      Gemäß § 24 Abs. 2 des Kirchengesetzes vom 2. Juli 2011 über die Wahlen zu den Kirchenvorständen (Wahlordnung) erlässt der Lippische Landeskirchenrat
         zur Durchführung dieses Gesetzes nachstehende Ausführungsbestimmungen:
      

      
                     § 1
Wählerverzeichnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Landeskirchenamt erstellt für den Kirchenvorstand vor Beginn des Wahlverfahrens ein Verzeichnis der wahlberechtigten Gemeindeglieder
                     (Wählerverzeichnis).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eine Benachrichtigung über die Aufnahme in das Wählerverzeichnis erfolgt nicht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Unterlagen müssen während des gesamten Wahlverfahrens zur Einsichtnahme und Prüfung im Gemeindeamt zur Verfügung stehen.
                  

               

               
                     § 2
Vorbereitung der Wahl
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Landeskirchenamt stellt den Kirchenvorständen für die Durchführung der Wahl eine Zeittafel zur Verfügung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Kirchenvorstand veranlasst den Druck der Stimmzettel.  2 Er ist für ihre Herstellung und den Schutz gegen missbräuchliche Verwendung verantwortlich.  3 Die Stimmzettel müssen die Namen der Vorgeschlagenen in alphabetischer Reihenfolge enthalten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Stimmzettel müssen für jeden Stimmbezirk von gleicher Farbe und Beschaffenheit sein.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Wahlbriefumschläge sollen 12,5 x 17,6 cm (DIN B 6) groß sein.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Als Briefwahlscheine sind die vom Landeskirchenamt erstellten Vordrucke zu verwenden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Wahlbenachrichtigungen werden vom Landeskirchenamt für den Fall der Durchführung der Wahl nach Schließung des Wählerverzeichnisses
                     erstellt.  2 Für die Verteilung der Wahlbenachrichtigungen vor Ort ist die jeweilige Kirchengemeinde verantwortlich.  3 Sie kann das Landeskirchenamt beauftragen, die Wahlbenachrichtigungen gegen Kostenerstattung zu versenden.
                  

               

               
                     § 3
Wahlbezirke
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Wahlbezirke sollen nur dann gebildet werden, wenn eine Zusammensetzung des Kirchenvorstandes im Sinne von § 6 Abs. 1 der Wahlordnung nicht gewährleistet scheint.  2 Bei der Abgrenzung der Wahlbezirke ist darauf Rücksicht zu nehmen, dass räumliche Zusammenhänge möglichst gewahrt bleiben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Beschließt der Kirchenvorstand im Sinne von Abs. 1 die Bildung von Wahlbezirken, so hat dies die Erstellung eines weiteren
                     Wählerverzeichnisses und die Aufstellung einer zusätzlichen Liste für Wahlvorschläge aus diesem Gemeindebereich zur Folge.
                      2 Die daraus entstehenden Teilvorschläge werden in einen endgültigen Wahlvorschlag (Stimmzettel) aufgenommen, über den ausschließlich
                     die Wahlberechtigten dieses Wahlbezirkes abstimmen dürfen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Kirchenvorstand schafft in den Stimmbezirken/Wahlbezirken die Voraussetzungen für eine reibungslose Durchführung der Wahl.
                  

               

               
                     § 4
Wahlvorschlag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Kirchenvorstand fordert die wahlberechtigten Gemeindeglieder auf, für den endgültigen Wahlvorschlag geeignete Gemeindeglieder
                     zu benennen.  2 Ein Wahlvorschlag kann mehrere Namen enthalten.  3 Beginn und Ende der Frist zur Abgabe werden durch das Landeskirchenamt in der örtlichen Tagespresse sowie in den Gemeinden
                     durch Abkündigung und Aushang bekannt gemacht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Wahlvorschlag muss enthalten:
                     
                        	
                           Familien- und Vorname,

                        

                        	
                           Geburtsdatum,

                        

                        	
                           Anschrift 

                        

                     

                  

                  der Vorgeschlagenen.

                  
                        (
                        3
                        )
                        Dem Wahlvorschlag ist für jede Vorgeschlagene und jeden Vorgeschlagenen eine von dieser oder diesem eigenhändig unterschriebene
                     Erklärung im Wortlaut des § 7 Abs. 4 der Wahlordnung beizufügen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Kandidatinnen und Kandidaten können sich in einer Gemeindeversammlung persönlich vorstellen.
                  

               

               
                     § 5
Wahlvorstand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchenvorstand übergibt dem Wahlvorstand vor Beginn der Wahlhandlung:
                     
                        	
                           das Wählerverzeichnis und das Verzeichnis der Briefwähler,

                        

                        	
                           Stimmzettel in ausreichender Zahl,

                        

                        	
                           Vordrucke über eine Wahlniederschrift,

                        

                        	
                           Abdruck der Wahlordnung und der Ausführungsbestimmungen,

                        

                        	
                           eine verschließbare Wahlurne.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Wahlvorstand hat die Ordnung im Wahlraum aufrechtzuerhalten.  2 Er ordnet den Zutritt zum Wahlraum und übt das Hausrecht aus.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Vor Öffnung des Wahlraumes erfolgt durch Handschlag die Verpflichtung der Mitglieder des Wahlvorstandes zur unparteiischen
                     Durchführung ihrer Aufgaben durch den Kirchenvorstand.  2 Zum festgelegten Zeitpunkt des Beginns der Wahlhandlung erklärt die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Wahlvorstandes die
                     Wahl für eröffnet.
                  

               

               
                     § 6
Wahlhandlung und Zeitraum
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 In jedem Wahlraum müssen eine oder mehrere Wahlkabinen eingerichtet werden.  2 In der Wahlkabine sollen dokumentenechte Stifte für das Ausfüllen der Stimmzettel bereitliegen.
                  

                   3 Wird ein elektronisches Auszählungsgerät eingesetzt, so tritt das Gerät an die Stelle des Stimmzettels.
                  

                   4 Die nachfolgenden Vorschriften gelten entsprechend. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Vor der Stimmabgabe überzeugt sich der Wahlvorstand davon, dass die Wahlurne leer ist, und verschließt danach die Wahlurne,
                     sodass die von den Wählerinnen und Wählern eingeworfenen Stimmzettel nicht entfernt werden können.  2 Die Wahlurne darf bis zum Schluss der Wahlhandlung nicht mehr geöffnet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Wahlberechtigten nennen nach Eintritt in den Wahlraum dem Wahlvorstand ihren Namen; auf Verlangen haben sie sich über
                     ihre Person auszuweisen.  2 Die Wahlberechtigung wird durch Einsichtnahme in das Wählerverzeichnis festgestellt, und die Wahlberechtigten erhalten daraufhin
                     den Stimmzettel.  3 Der Wahlvorstand vermerkt die Stimmabgabe im Wählerverzeichnis an der dafür bestimmten Stelle.  4 Mit dem Stimmzettel begeben sich die Wahlberechtigten in die Wahlkabine und kennzeichnen ihn durch Ankreuzen der von ihnen
                     zu wählenden Gemeindeglieder.  5 Der Stimmzettel wird nach Stimmabgabe von den Wahlberechtigten gefaltet und in die Wahlurne geworfen.
                  

                   6 Der Wahlvorstand hat darauf zu achten, dass sich die Wahlberechtigten nicht länger als notwendig in der Wahlkabine aufhalten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Stimmzettel, die außerhalb der Wahlkabine gekennzeichnet werden, hat der Wahlvorstand zurückzuweisen.  2 Dasselbe gilt für Stimmzettel, die durch besondere Kennzeichnung nicht den Anforderungen an das Wahlgeheimnis entsprechen.
                      3 Eine Wiederholung der Wahl ist für diese Fälle ausgeschlossen.
                  

                   4 Die Wahlberechtigten können sich für einen von ihnen versehentlich unbrauchbar gemachten Stimmzettel vom Wahlvorstand einen
                     neuen geben lassen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Der Kirchenvorstand beschließt vor Bekanntgabe der Wahlvorschläge den Zeitraum und die Öffnungszeiten der Wahllokale.  2 Eine Gesamtöffnungszeit von vier Stunden ist zu gewährleisten, wobei sich mindestens zwei Stunden an den Gottesdienst anschließen
                     sollen.  3 Die Wahl beginnt frühestens um 08:00 Uhr und endet spätestens um 18:00 Uhr.  4 Die Öffnungszeiten sind mit dem Wahlvorschlag durch Abkündigung und Aushang bekanntzugeben. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Das Ende der Wahlzeit wird  von der Wahlvorsteherin oder dem Wahlvorsteher festgestellt und bekannt gegeben.  2 Von da ab dürfen nur noch die Wahlberechtigten ihre Stimme abgeben, die sich im Wahlraum aufhalten.  3 Der Wahlraum ist so lange geschlossen zu halten, bis die anwesenden Wahlberechtigten ihre Stimme abgegeben haben.  4 Danach erklärt die Wahlvorsteherin oder der Wahlvorsteher die Wahlhandlung für geschlossen.
                  

               

               
                     § 7
Briefwahl
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Briefwahl gelten neben den Voraussetzungen des § 14 der Wahlordnung die nachstehenden Bestimmungen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Antrag auf Ausgabe der Briefwahlunterlagen kann persönlich oder durch Dritte gestellt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Nach Prüfung der Wahlberechtigung sind der Antragstellerin oder dem Antragsteller folgende Unterlagen zu übersenden:
                     
                        	
                           ein amtlicher Stimmzettel der Kirchengemeinde,

                        

                        	
                           ein amtlicher Wahlumschlag,

                        

                        	
                           ein amtlicher Wahlbriefumschlag nach Muster, auf dem die vollständige Anschrift der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden des
                              Wahlvorstandes oder der Beauftragten oder des Beauftragten des Kirchenvorstandes, an die der Wahlbrief zu senden ist, anzugeben
                              ist,
                           

                        

                        	
                           ein amtlicher Briefwahlschein.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Briefwahlunterlagen dürfen nur den Wahlberechtigten durch die Post übersandt oder ihnen persönlich ausgehändigt werden.
                      2 Diese Briefsendung ist von der Kirchengemeinde freizumachen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Zustellung der Briefwahlunterlagen ist im Wählerverzeichnis in der Spalte „Bemerkungen“ festzuhalten.  2 Darüber hinaus ist ein besonderes Verzeichnis der Briefwähler zu führen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Verloren gegangene Briefwahlunterlagen werden nicht ersetzt.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Wer durch Briefwahl wählt, füllt persönlich seinen Stimmzettel aus, legt ihn in den amtlichen Wahlumschlag ein und verschließt
                     diesen.  2 Sodann werden der Wahlumschlag und der Briefwahlschein in den Wahlbriefumschlag gesteckt und durch die Post oder einen Dritten
                     an die auf dem Wahlbriefumschlag angegebene Stelle gesandt.  3 Der Wahlbrief kann auch bei dieser Stelle abgegeben werden.  4 Auf dem Wahlbriefumschlag muss der Absender angegeben werden.  5 Nach Eingang des Wahlbriefes bei der zuständigen Stelle darf er nicht mehr zurückgegeben werden.
                  

               

               
                     § 8
Ermittlung des Wahlergebnisses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Nach Beendigung der Wahlhandlung ermittelt der Wahlvorstand das Wahlergebnis und stellt dafür die Öffentlichkeit wieder her.
                      2 Er stellt dazu fest die Zahl:
                  

                  
                     
                        	
                           der Wahlberechtigten nach dem Wählerverzeichnis,

                        

                        	
                           der Wählerinnen und Wähler (einschließlich derer, die durch Briefwahl gewählt haben),

                        

                        	
                           der gültigen und der ungültigen Stimmen,

                        

                        	
                           der für die einzelnen Vorgeschlagenen abgegebenen gültigen Stimmen.

                        

                     

                  

                   3 Mit der Ermittlung des Wahlergebnisses wird unverzüglich nach Beendigung der Wahlhandlung begonnen.  4 Dabei sollen alle Mitglieder des Wahlvorstandes anwesend sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Vor der Öffnung der Wahlurne werden alle nicht benutzten Stimmzettel vom Tisch entfernt.  2 Dann werden zur Feststellung der Zahl der Wähler die Stimmzettel aus der Wahlurne entnommen und gezählt.  3 Zugleich wird die Zahl der Vermerke über die Stimmabgabe im Wählerverzeichnis festgestellt.  4 Ergibt sich dabei eine zahlenmäßige Differenz, ist eine erneute Zählung erforderlich, damit der bei der ersten Auszählung
                     festgestellte Zahlenunterschied noch vor Bekanntgabe des vorläufigen Wahlergebnisses durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden
                     des Wahlvorstandes bereinigt werden kann.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die eingegangenen Wahlbriefe werden von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Wahlvorstandes gesammelt.  2 Zur Feststellung der Zahl der Briefwähler übergibt sie oder er die Wahlbriefe am Wahltag dem Wahlvorstand.  3 Dieser hat die Wahlbriefe zu zählen und die Zahl der Stimmabgaben im Wählerverzeichnis und in dem Verzeichnis der Briefwähler
                     festzustellen.  4 Ergibt sich dabei eine zahlenmäßige Differenz, ist eine erneute Zählung erforderlich, damit der bei der ersten Auszählung
                     festgestellte Zahlenunterschied noch vor Abgabe des vorläufigen Wahlergebnisses bereinigt werden kann.
                  

                   5 Danach öffnet die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Wahlvorstandes die Wahlbriefe, entnimmt die Wahlumschläge und übergibt
                     sie den Beisitzern.  6 Diese vermengen die Wahlumschläge mit den Stimmzetteln, die persönlich abgegeben worden sind.
                  

                   7 Vermerke oder Vorbehalte machen den Stimmzettel ungültig.  8 Der Stimmzettel ist jedoch nicht schon dann ungültig, wenn die Wahlberechtigten bei einem der Vorgeschlagenen mehrere Kreuze
                     anbringen oder ein Kreuz wieder streichen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die persönlich und die durch Briefwahl abgegebenen Stimmen werden gemeinsam ausgezählt.  2 Stimmzettel, die ungültig sind oder die zu Bedenken Anlass geben, werden bis zur Entscheidung über die Gültigkeit durch den
                     Wahlvorstand zurückgelegt.  3 Die Beisitzer notieren unabhängig voneinander in je einer Auszählungsliste die für jede Vorgeschlagene oder jeden Vorgeschlagenen
                     abgegebenen Stimmen.
                  

                   5 Sind alle gültigen Stimmzettel gezählt, entscheidet der Wahlvorstand zunächst über die zurückgestellten Stimmzettel.  6 Diese Stimmzettel sind auf der Rückseite durch die Vermerke „gültig“ oder „ungültig“ zu kennzeichnen.  7 Die für gültig erklärten Stimmzettel sind in den Auszählungslisten noch entsprechend zu berücksichtigen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Wird in mehreren Stimmbezirken gewählt, erfolgt die Auszählung der Stimmen in jedem Bezirk.  2 Die Wahlniederschrift erhält die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Wahlvorstandes zur Ermittlung des Gesamtergebnisses
                     für das Wahlgebiet.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Über die Wahlhandlung wird von einem vor Beginn der Wahl von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Wahlvorstandes zu
                     bestimmenden Mitglied des Wahlvorstandes (Schriftführerin oder Schriftführer) eine Wahlniederschrift aufgenommen; sie ist
                     nach Ausfertigung von allen Mitgliedern des Wahlvorstandes zu unterschreiben.
                  

                   2 Beschlüsse des Wahlvorstandes über die Gültigkeit oder Ungültigkeit von Stimmen, über Beanstandungen bei der Wahlhandlung
                     sowie bei Ermittlung des Wahlergebnisses sind in der Wahlniederschrift aufzuführen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Der Wahlniederschrift sind jeweils einzeln verpackt und versiegelt beizufügen:
                     
                        	
                           die gültigen und die durch Beschluss des Wahlvorstandes für gültig erklärten Stimmzettel,

                        

                        	
                           alle ungültigen Stimmzettel,

                        

                        	
                           die Auszählungslisten.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Die Wahlniederschrift mit den Anlagen übergibt die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Wahlvorstandes unverzüglich dem Kirchenvorstand.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Aus der Wahlniederschrift muss eine Übersicht über die Verteilung der Stimmen hervorgehen, ausgehend von der Höchstzahl der
                     erreichten Stimmen.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                        Ist in mehreren Stimmbezirken gewählt worden, ermittelt die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Wahlvorstandes nach den Wahlniederschriften
                     der einzelnen Stimmbezirke das endgültige Wahlergebnis für die Kirchengemeinde.
                  

                  
                        (
                        11
                        )
                         1 Wird ein elektronisches Auszählungsverfahren eingesetzt, so wird die Stimmauszählung durch das Gerät ermittelt und ersetzt
                     die manuelle Zählung.  2 Das Ergebnis der elektronischen Auszählung (Ausdruck in Papierform) ist der Wahlniederschrift beizufügen.
                  

                   3 Die Gesamtzahl der Stimmen ergibt sich aus der Addition der elektronisch ermittelten und der  Briefwahlstimmen.
                  

                  
                        (
                        12
                        )
                         1 Der Wahlvorstand kann zur Auszählung weitere Gemeindeglieder, die nicht zur Wahl stehen und beruflich Mitarbeitende der Kirchengemeinde
                     beauftragen und zur Hilfe heranziehen.  2 Die Namen der herangezogenen Personen sind im Protokoll zu vermerken. 
                  

               

               
                     § 9
Wahlprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Kirchenvorstand prüft, ob bei der Wahlhandlung nach den Bestimmungen der Wahlordnung und der Ausführungsbestimmungen verfahren
                     worden ist.  2 Das Ergebnis der Prüfung ist umgehend mit einer beglaubigten Abschrift der Wahlniederschrift über die Superintendentin oder
                     den Superintendenten dem Landeskirchenamt zur Nachprüfung vorzulegen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Stimmzettel sowie das Speichermedium und das Protokoll eines etwaigen durchgeführten elektronischen Auszählungsverfahrens
                     sind mindestens so lange von der Kirchengemeinde aufzubewahren, bis die Wahl unanfechtbar geworden ist.  2 Das Wählerverzeichnis kann fortgeschrieben werden, wenn die Wahl unanfechtbar geworden ist.  3 Eine frühere Fortschreibung des Wählerverzeichnisses ist nur zulässig, wenn der bei der Wahl geltende Stand des Wählerverzeichnisses
                     festgehalten werden kann.  4 Die übrigen Wahlunterlagen sind bis zum Ablauf der neuen Amtszeit des Kirchenvorstandes aufzubewahren.
                  

               

               
                     § 10
Inkrafttreten/Außerkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am 1. August 2011 in Kraft.

                  

                  Detmold, 12. Juli 2011

                  Der Landeskirchenrat

               

            

         

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz
zur Ordnung des Dienstes
der Prädikantinnen und Prädikanten 
(Prädikantenordnung)
         

      

      
         vom 25. November 2008

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 14 S. 267)

      

      
                  Präambel

               

               Die Heilige Schrift bezeugt, dass aller Dienst in der Gemeinde der ganzen Gemeinde aufgetragen ist. Zugleich bezeugt die Schrift,
                  dass aller Dienst in der Gemeinde an das Wort gebunden und durch das Wort ermächtigt ist.
               

               Die Kirche beruft getaufte und befähigte Gemeindeglieder zum geordneten Dienst der Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung,
                  indem sie einerseits Pfarrerinnen und Pfarrer ordiniert und andererseits Prädikantinnen und Prädikanten beruft. Sie stehen
                  zusammen mit den Ordinierten im Amt der öffentlichen Verkündigung. Zur Erfüllung ihrer Aufgaben in unterschiedlichen Verantwortungsbereichen,
                  verschieden auch nach Umfang, Ort und Zeitdauer, erhalten die Prädikantinnen und Prädikanten einen Dienstauftrag.
               

            

            
                  A. 
Ausbildung zum nebenberuflichen Dienst der Wortverkündigung
                  

               

               
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Gemeinde trägt eine besondere Verantwortung für die Verkündigung im Gottesdienst der Gemeinde.  2 Die Ausbildung eines Gemeindegliedes zum Prädikantendienst setzt voraus, dass es sich in der kirchlichen Arbeit bewährt hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Landeskirchenrat beschließt die Entsendung zur Ausbildung auf Vorschlag des Kirchenvorstandes.  2 In diesem Vorschlag werden die bisherigen gemeindlichen Aktivitäten der zukünftigen Prädikantin oder des zukünftigen Prädikanten
                     und ihr oder sein bisheriger theologischer Werdegang geschildert.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Sofern eine zukünftige Prädikantin oder ein zukünftiger Prädikant nicht in einer Kirchengemeinde, sondern in einer kirchlichen
                     Einrichtung, einem Werk oder Verband Dienst tun möchte, hat das dort zuständige Leitungsgremium den entsprechenden Antrag
                     zu stellen.  2 Andere, den Dienst in einer Kirchengemeinde betreffende Regelungen, gelten dann entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Ausbildung zu dem besonderen Dienst der Prädikantin oder des Prädikanten regelt eine Ordnung, die der Landeskirchenrat
                     festlegt.  2 Die Ausbildung schließt ab mit einem Gespräch vor dem Landeskirchenrat.  3 An diesem Gespräch sind bei lutherischen Kandidatinnen oder Kandidaten die lutherische Superintendentin oder der lutherische
                     Superintendent zu beteiligen.  4 Der Landeskirchenrat stellt fest, ob das Ziel der Ausbildung erreicht ist und die Bewerberin oder der Bewerber zur Berufung
                     in den Dienst der Verkündigung im Gottesdienst der Gemeinde zugelassen werden kann.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Wer in einer anderen Landeskirche den Dienst einer Prädikantin oder eines Prädikanten getan hat, kann nach einem Gespräch
                     mit dem Landeskirchenrat berufen werden.
                  

               

            

            
                  B. 
Berufung und Beauftragung
                  

               

               
                     § 2 
Berufung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Landeskirchenrat ordnet die Berufung der Prädikantinnen und Prädikanten zum Dienst an Wort und Sakrament an.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Berufung ist unbefristet und gilt für den Bereich der Lippischen Landeskirche.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die reformierten Prädikantinnen und Prädikanten werden durch die Landessuperintendentin oder den Landessuperintendenten, die
                     lutherischen Prädikantinnen und Prädikanten durch die lutherische Superintendentin oder den lutherischen Superintendenten
                     unter Gebet und Handauflegung gesegnet und in den Prädikantendienst berufen und gesandt.
                  

               

               
                     § 3 
Beauftragung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Landeskirchenamt beauftragt auf Antrag eines Kirchenvorstandes die Prädikantin oder den Prädikanten zum Dienst in einer
                     Gemeinde.  2 Die Beauftragung umfasst den Dienst der Wortverkündigung und nach Absprache mit dem zuständigen Kirchen- und Klassenvorstand
                     die Verwaltung der Sakramente.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Berufene Prädikantinnen oder Prädikanten werden bei ihrer Beauftragung durch die zuständige Superintendentin oder den zuständigen
                     Superintendenten in einem Gottesdienst nach der Agende dieser Gemeinde vorgestellt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Beauftragung gilt grundsätzlich für diese Gemeinde. Ausnahmen davon bedürfen der Zustimmung der zuständigen Superintendentin
                     oder des zuständigen Superintendenten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Beauftragung ist auf sechs Jahre befristet.  2 Das Landeskirchenamt kann auf Antrag des Kirchenvorstandes die Beauftragung um jeweils sechs Jahre verlängern.  3 Die Verlängerung setzt voraus, dass ein Gespräch mit der Superintendentin oder dem Superintendenten stattgefunden hat und
                     die Prädikantin oder der Prädikant regelmäßigen Dienst und die Teilnahme an Fortbildungsmaßnahmen nachgewiesen hat.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Fach- und Dienstaufsicht liegt bei der zuständigen Superintendentin oder dem zuständigen Superintendenten.
                  

               

            

            
                  C. 
Durchführung des Dienstes
                  

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Dienst der Prädikantin oder des Prädikanten wird im Einvernehmen mit dem Kirchenvorstand und in Verbindung mit der zuständigen
                     Pfarrerin oder dem zuständigen Pfarrer geregelt.  2 Sinngemäß gilt Gleiches für andere kirchlichen Einrichtungen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Prädikantin oder dem Prädikanten wird wenigstens zweimal im Jahr Gelegenheit zur Ausübung des Dienstes in der Gemeinde
                     gegeben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Durchführung von Amtshandlungen, wie Taufe, Konfirmation, Trauungen und Beerdigungen soll den ordinierten Theologinnen
                     und Theologen vorbehalten bleiben.  2 Im Einzelfall sind Ausnahmen mit Genehmigung der zuständigen Superintendentin oder des zuständigen Superintendenten möglich.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Prädikantinnen und Prädikanten tragen eine dem Gottesdienst angemessene Kleidung.1

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Prädikantinnen oder Prädikanten werden zu den Pfarrkonventen der Klasse eingeladen.  2 Sie nehmen wenigstens einmal jährlich am Pfarrkonvent der Klasse teil.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Die seelsorgerliche Schweigepflicht haben Prädikantinnen und Prädikanten zu wahren.  2 Über alles, was ihnen in der Ausübung ihres Dienstes vertraulich mitgeteilt wird, haben sie Stillschweigen zu wahren.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Wenn im Kirchenvorstand Gegenstände verhandelt werden, die den Dienst der Prädikantinnen und Prädikanten und die Ordnung des
                     Gottesdienstes betreffen, sollen Prädikantinnen und Prädikanten, die dem Kirchenvorstand nicht angehören, zu der Sitzung mit
                     beratender Stimme hinzugezogen werden.  2 Der Kirchenvorstand führt einmal im Jahr ein Gespräch über die Ausübung des Dienstes mit der Prädikantin oder dem Prädikanten.
                      3 Soweit ein Gottesdienstausschuss in der Gemeinde existiert, werden Prädikantinnen und Prädikanten in diesen Ausschuss berufen.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         1 Die Prädikantin oder der Prädikant verpflichtet sich für die Dauer des Dienstes regelmäßig an Fortbildungen teilzunehmen.
                      2 Die Verordnung über die Pfarrerfortbildung in der Lippischen Landeskirche gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Die Landessuperintendentin oder der Landessuperintendent und die lutherische Superintendentin oder der lutherische Superintendent
                     berufen zweimal im Jahr einen Konvent der Prädikantinnen und Prädikanten ein.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  Der Dienst der Prädikantinnen und Prädikanten in der eigenen Gemeinde geschieht ehrenamtlich. Notwendige Auslagen werden nach
                     den Leitlinien zum Ehrenamt erstattet. Für Dienste in anderen Kirchengemeinden gilt die Verordnung über die Vertretungskosten
                     für pfarramtliche Vertretungen.
                  

               

            

            
                  D. 
Einzel- und Übergangsbestimmungen
                  

               

               
                     § 6

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die durch die ordentliche Berufung erteilten Befugnisse können durch den Landeskirchenrat wieder entzogen werden, wenn Gründe
                     bekannt werden, dass das Amt nicht entsprechend seiner Würde geführt worden ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Beauftragung endet mit Vollendung des fünfundsiebzigsten Lebensjahres oder wenn der Dienstauftrag endet, die Prädikantin
                     oder der Prädikant es beantragt oder die Prädikantin oder der Prädikant die Landeskirche durch rechtswirksamen Austritt oder
                     durch Übertritt in eine andere Religionsgemeinschaft verlässt.  2 Das Landeskirchenamt kann die Beauftragung entziehen, wenn ein gedeihliches Wirken im Dienstbereich nicht mehr gewährleistet
                     ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für Prädikantinnen oder Prädikanten, die zu diesem Dienst schon beauftragt sind und zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
                     Gesetzes das fünfundsiebzigste Lebensjahr schon vollendet haben, endet die Beauftragung ein Jahr nach Inkrafttreten des Gesetzes.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  Der Landeskirchenrat erlässt die erforderlichen Ausführungsbestimmungen.

               

               
                     § 8

                  

                  Das Gesetz tritt am 1. Januar 2009 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz vom 10. März 1954 (Ges. u. VOBl. Bd. 4 S. 128) zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 11. Juni 2005 (Ges. u. VOBl. 13 S. 3/4) außer Kraft.

                  


                  


                  Detmold, 25. November 2008

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Der Landeskirchenrat

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      
            Anhang 

         

         

         
               Ausführungsbestimmungen zu § 1 Abs. 2

            

            
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Interessenten für eine Ausbildung als Prädikantin oder Prädikant nehmen an entsprechenden Kursen des Gemeinsamen Pastoralkollegs
                     in Villigst teil.  2 Die Anmeldung erfolgt über das Landeskirchenamt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bis auf Weiteres wird die Prädikantenausbildung des Gemeinsamen Pastoralkollegs für nicht-kirchliche Mitarbeiterinnen und
                     Mitarbeiter obligatorisch durch einen Grundkurs in biblischer Theologie ergänzt. Der Kurs wird von der Lippischen Landeskirche
                     durchgeführt.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  Zusätzlich zu dieser Ausbildung ist obligatorisch, dass die theologischen Besonderheiten der Lippischen Landeskirche auf Grundlage
                     der gültigen Katechismen und der besonderen lippischen Konfessionsgeschichte thematisiert werden. Diese Einheit umfasst vier
                     Unterrichtsstunden. 
                  

               

               
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Analog der Regelung der Evangelischen Kirche von Westfalen wird die Ausbildung durch eine Prüfung abgeschlossen. Sie besteht
                     aus einem Vorstellungsgottesdienst im Bereich der vorschlagenden Gemeinde oder der Einrichtung und einem sich daran anschließenden
                     Gespräch.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         An dieser Prüfung nehmen die für die Ausbildung Verantwortlichen teil: die Landessuperintendentin oder der Landessuperintendent,
                     die lutherische Superintendentin oder der lutherische Superintendent, die oder der Vorsitzende des Theologischen Ausschusses
                     sowie die oder der Beauftragte für den Prädikantendienst im Landeskirchenamt oder deren Vertretungen. Es müssen mindestens
                     zwei Beteiligte anwesend sein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Im Anschluss an den Gottesdienst findet ein Gespräch von ca. 30 Minuten über den Gottesdienst statt. Das Gespräch hält die
                     Eignung oder Nichteignung für den Prädikantendienst fest. Dies ist schriftlich in Form eines Ergebnisprotokolls festzuhalten.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Wenn die Eignung zur nebenberuflichen Wortverkündigung festgestellt wird, kann der Landeskirchenrat auf dieser Grundlage
                     die Berufung anordnen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Landeskirchenrat kann auf eine persönliche Vorstellung der zu Berufenden verzichten.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Die Landessynode hat am 19. Juni 2009 beschlossen, dass reformierte Prädikantinnen und Prädikanten eine angemessene Zivilkleidung
               tragen sollen. Die lutherischen Prädikantinnen und Prädikanten tragen nach dem Beschluss des lutherischen Klassentages einen
               Prädikantentalar.
            

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz
über die Visitationen der Kirchengemeinden
in der Lippischen Landeskirche
– Visitationsgesetz –
         

      

      
         vom 27. November 2007

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 14 S. 171)

      

      
            I. Grundlegung

         

         
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Niemand kann für sich allein Christ sein.  2 Auch eine christliche Gemeinde kann nicht isoliert für sich existieren.  3 Sie braucht den Austausch mit anderen, ist angewiesen auf Hilfen, benötigt das kritische Gespräch.  4 (Vgl. 1 Kor 12, 4-26; Röm 1, 11+12; Apg 14, 21 ff.).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Dieses Miteinander in der Kirche hat seit alter Zeit in der Visitation Ausdruck gefunden.  2 Dabei hat die Visitation im Laufe der Kirchengeschichte verschiedenen Zielen gedient und unterschiedliche Akzente erhalten
                     (z. B. Ausübung geistlicher Gerichtsbarkeit; Prüfung der Lehre; Volkskirchliche Repräsentation und Volksmission; Erbauung
                     und Stärkung bedrängter Gemeinden).  3 Auch heute noch kann sie unter verschiedenen Aspekten gesehen werden, stets aber geschieht sie unter theologischen, seelsorgerlichen
                     und rechtlichen Gesichtspunkten.  5 Die Visitation ist beratendes und aufsichtliches Handeln zugleich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Visitation fragt nach der auftragsgemäßen, auf die Gegenwart bezogenen Verkündigung des Evangeliums in allen Handlungsfeldern
                     der Kirche und nach ihrer Auswirkung im Leben und im Dienst der Gemeinde.  2 Sie achtet auf die Einhaltung der kirchlichen und gemeindlichen Ordnungen und fragt dabei auch nach deren Sachgemäßheit.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Visitation gewährt durch die Teilnahme am Gottesdienst, Unterricht und an sonstigen Zusammenkünften der Gemeindeglieder
                     Einblick in die Verhältnisse der Gemeinde.  2 Eine besondere Bedeutung haben dabei das Gespräch mit dem Kirchenvorstand und die Gelegenheit zu persönlichen Unterredungen
                     mit den ehren-, neben- und hauptamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, Pfarrerinnen und Pfarrern.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Ziel der Visitation ist es, Gemeinden und in ihrem Bereich tätige kirchliche Einrichtungen, Werke und Verbände, Pfarrerinnen
                     und Pfarrer und andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der Erfüllung ihres gemeinsamen Auftrags zu unterstützen und sie
                     zur Selbstprüfung anzuleiten.  2 Sie achtet auf das Vorhandene, regt Neues an, wehrt Fehlentwicklungen, hilft bei der Lösung von Konflikten und erörtert in
                     Kirche und Gesellschaft aufgebrochene Fragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei der Visitation soll darauf geachtet werden, dass die Verkündigung schriftgemäß ist, dem in der Kirchengemeinde geltenden
                     Bekenntnis entspricht, dass sie auf die Gegenwart ausgerichtet ist und dass die Sakramente gemäß dem Bekenntnisstand der Kirchengemeinde
                     verwaltet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Visitation soll die Gemeinschaft der kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fördern.  2 Sie regt die Zusammenarbeit an und ermutigt dazu, Verantwortung füreinander wahrzunehmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Visitation soll der Verbundenheit der Gemeinden dienen.  2 Sie fördert die kirchliche Arbeit der Gemeinden, indem sie zur Koordination und Arbeitsteilung anregt.  3 Sie lässt die Gemeinden an den Planungen der Region und der Gesamtkirche teilnehmen und macht die wechselseitigen Verpflichtungen
                     bewusst.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Visitation soll die missionarische, diakonische und ökumenische Verantwortung stärken.
                  

               

            

         

      

      
            II. Vorbereitung der Visitation

         

         
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 In jeder Gemeinde wird alle acht bis zwölf Jahre eine Visitation durchgeführt.  2 Diese Visitation ordnet der Landeskirchenrat am Ende eines jeden Jahres für das darauf folgende Jahr in der Regel auf Vorschlag
                     der Superintendentinnen und Superintendenten an.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Auf Beschluss des Klassenvorstandes können darüber hinaus thematische Visitationen für einzelne oder alle Gemeinden einer
                     Klasse durchgeführt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Pro Jahr soll eine Visitation in der Landeskirche unter Beteiligung eines ökumenischen Gastes durchgeführt werden; notwendige
                     zusätzliche Kosten werden von der Landeskirche getragen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Visitation wird durch eine Visitationsgruppe durchgeführt, die neben der Superintendentin oder dem Superintendenten aus
                     mindestens drei Abgeordneten des Klassentages bestehen soll, die nicht der zu visitierenden Gemeinde angehören dürfen.  2 Es können zu einzelnen Bereichen auch sachkundige Gemeindeglieder auch aus anderen Kirchengemeinden hinzugezogen werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Klassenvorstand benennt rechtzeitig die Visitationsgruppe, der neben der Superintendentin oder dem Superintendenten mindestens
                     eine Pfarrerin oder ein Pfarrer angehören muss.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  Die Superintendentin oder der Superintendent vereinbart rechtzeitig den Termin einer Visitation mit dem Kirchenvorstand und
                     teilt dem Landeskirchenamt den Termin mit.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Superintendentin oder der Superintendent erläutert dem Kirchenvorstand mindestens drei Monate vor der Visitation in einer
                     Kirchenvorstandssitzung die Ziele und den Ablauf der Visitation und händigt die Berichtsbogen aus, die von den für das jeweilige
                     Arbeitsgebiet Verantwortlichen zu bearbeiten sind.  2 Die Berichtsbogen werden vom Landeskirchenamt erstellt.  3 Die Berichte der einzelnen Gruppen und der Pfarrerinnen und Pfarrer werden dem Kirchenvorstand vorgelegt.  4 Dieser versieht die Berichte bei Bedarf mit eigenen Ergänzungen und stellt sie fest.  5 Er leitet sie spätestens vier Wochen vor Visitationsbeginn an die Superintendentin oder den Superintendenten weiter.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Anhand der Berichte aus der Gemeinde bereitet sich die Visitationsgruppe auf die Visitation vor.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  Spätestens eine Woche vor der Visitation teilen die Pfarrerinnen und Pfarrer der Superintendentin oder dem Superintendenten
                     den Bibeltext für die Predigt im Gemeindegottesdienst und das Thema für den Kindergottesdienst sowie das Thema für die Unterrichtsstunde
                     für die Konfirmandinnen und Konfirmanden mit.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Über Dauer und Verlauf der Visitation macht die Superintendentin oder der Superintendent dem Kirchenvorstand rechtzeitig genaue
                     Angaben.  2 Die Gemeindeglieder werden durch wiederholte Bekanntgabe auf die Visitation hingewiesen und zur Teilnahme eingeladen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Visitation dauert in der Regel zwei Wochen.
                  

               

            

         

      

      
            III. Durchführung der Visitation

         

         
                     § 8

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Visitation beginnt an einem Sonntag mit dem Gottesdienst und eventuell dem Kindergottesdienst.  2 Die Mitglieder der Visitationsgruppe nehmen an den Gottesdiensten in den verschiedenen Predigtstätten teil.  3 In diesem Zusammenhang findet pro Gottesdienst ein öffentliches Nachgespräch statt, das von einem Mitglied der Visitationsgruppe
                     moderiert wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Fester Bestandteil der Visitation sind der Besuch des kirchlichen Unterrichts und das Gespräch mit den ehren-, neben- und
                     hauptamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, Pfarrerinnen und Pfarrern, eine Sprechstunde der Superintendentin oder des
                     Superintendenten in der Gemeinde und eine Begehung der von der Gemeinde selbst genutzten Gebäude.  2 Die Visitationsgruppe nimmt an einer ordentlichen Sitzung des Kirchenvorstandes teil; Teil dieser Sitzung ist das Gespräch
                     über die Berichte aus der Gemeinde; am Ende dieser Sitzung spricht die Visitationsgruppe in Abwesenheit der Pfarrerin oder
                     des Pfarrers mit dem Kirchenvorstand.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Darüber hinaus werden auch andere Veranstaltungen visitiert.  2 Außerdem können Sitzungen von Ausschüssen und Gremien besucht werden, die dafür auch eigens auf Wunsch der Visitationsgruppe
                     eingeladen werden können.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Es soll eine Begegnung der verschiedenen Gruppen der Gemeinde stattfinden, um den Austausch zwischen den Gruppen zu fördern.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Visitationsgruppe kann sich auf die verschiedenen Veranstaltungen aufteilen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Zum Abschluss der Visitation predigt die Superintendentin oder der Superintendent in einem Gottesdienst in einer Predigtstätte
                     der Gemeinde.
                  

               

            

         

      

      
            IV. Bericht über die Visitation

         

         
                     § 9

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Im Einvernehmen mit den übrigen Mitgliedern der Visitationsgruppe verfasst die Superintendentin oder der Superintendent in
                     zeitlicher Nähe einen den gesamten Verlauf der Visitation umfassenden Bericht.  2 Hier sollen auch Zielvereinbarungen vorgeschlagen werden.  3 Deren Erreichen soll spätestens nach einem Jahr überprüft werden.  4 Dieser Bericht wird dem Kirchenvorstand zugeschickt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Superintendentin oder der Superintendent setzt mit der oder dem Vorsitzenden des Kirchenvorstandes einen Termin innerhalb
                     von vier Wochen nach Zusendung des Berichts für eine außerordentliche Kirchenvorstandssitzung fest.  2 Die Superintendentin oder der Superintendent leitet diese Sitzung.  3 Gegenstand dieser Sitzung ist der Visitationsbericht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Berichtsbogen, der Bericht über die Visitation, die Niederschrift des Gottesdienstes, der Unterrichtsentwurf und das Protokoll
                     der außerordentlichen Kirchenvorstandssitzung werden dem Landeskirchenrat vorgelegt.  2 Er gibt dazu ein Votum aus gesamtkirchlicher Sicht ab.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Votum des Landeskirchenrates wird den visitierten Kirchengemeinden und dem Klassenvorstand mitgeteilt.
                  

               

            

         

      

      
            V. Zusätzliche Bestimmungen

         

         
                     § 10

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Bei Visitationen in den Gemeinden der reformierten Superintendentinnen oder Superintendenten übernimmt die Landessuperintendentin
                     oder der Landessuperintendent die Leitung der Visitationsgruppe.  2 Die stellvertretende Superintendentin oder der stellvertretende Superintendent ist Mitglied der Visitationsgruppe.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 In der Gemeinde der lutherischen Superintendentin oder des lutherischen Superintendenten übernimmt die Theologische Kirchenrätin
                     oder der Theologische Kirchenrat die Leitung der Visitationsgruppe.  2 Die stellvertretende Superintendentin oder der stellvertretende Superintendent ist Mitglied der Visitationsgruppe.
                  

               

               
                     § 11

                  

                  In einer Sitzung der Superintendentinnen und Superintendenten soll ein Erfahrungsaustausch über die durchgeführten Visitationen
                     stattfinden.
                  

               

               
                     § 12

                  

                  Für die Teilnahme an einer Visitation werden durch das Landeskirchenamt Ersatz für Verdienstausfall und Reisekosten in der
                     Höhe der Sätze gewährt, die die Mitglieder der Landessynode erhalten.
                  

               

               
                     § 13

                  

                   1 Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.  3 Das Kirchengesetz vom 22. November 1985 über die Visitationen der Kirchengemeinden in der Lippischen Landeskirche - Visitationsgesetz
                     - (Ges. u. VOBl. Bd. 8 S. 126) tritt zum gleichen Zeitpunkt außer Kraft.
                  

                  


                  


                  Detmold, 11. Dezember 2007
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Der Landeskirchenrat

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz
über die Anstaltskirchengemeinden
in der Lippischen Landeskirche
– Anstaltskirchengemeindegesetz –
         

      

      
         vom 26. November 1996

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 11 S. 159)

      

      Die 31. ordentliche Landessynode hat gemäß Artikel 4 Absatz 3 der Verfassung der Landeskirche folgendes Kirchengesetz beschlossen:

      
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Im Bereich einer kirchlichen Anstalt kann im Einvernehmen mit deren Vorstand durch Beschluss der Landessynode eine Anstaltskirchengemeinde
                     errichtet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie kann nur errichtet werden, wenn in der Anstalt mindestens ein Pfarrer/eine Pfarrerin hauptamtlich mit vollem Dienstumfang
                     benötigt wird und der Dienst der Verkündigung und Seelsorge an den Gemeindegliedern der Anstalt die Errichtung rechtfertigt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Errichtung setzt weiterhin voraus, dass die Mitglieder des Vorstandes der Anstalt Pfarrer/Pfarrerinnen oder Gemeindeglieder
                     sind, die in der Evangelischen Kirche in Deutschland zum Kirchenältesten/zur Kirchenältesten gewählt werden können.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die beteiligten Gemeindeglieder, die Kirchenältesten der beteiligten Kirchengemeinden und die beteiligten Klassenvorstände
                     sind vorher zu hören.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Landeskirchenrat bestimmt nach Anhörung der Beteiligten die örtliche Umgrenzung des Bereiches der Anstaltskirchengemeinde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Zu der Anstaltskirchengemeinde gehören alle Mitglieder der Landeskirche, die im Bereich der Anstaltskirchengemeinde ihren
                     Wohnsitz haben.  2 Mit der Errichtung der Anstaltskirchengemeinde scheiden sie aus ihrer bisherigen Kirchengemeinde aus.  3 Im Übrigen gilt die Verordnung vom 14. Dezember 1994 über die Gemeindezugehörigkeit in besonderen Fällen.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  Über die Errichtung weiterer Pfarrstellen entscheidet gem. der Verfassung der Landeskirche die Landessynode nach Antrag des
                     Vorstandes der Anstalt und nach Anhörung der Klassenvorstände der betroffenen Klassen und nach Zustimmung der Gemeindevertretung
                     der Anstaltskirchengemeinde.
                  

               

               
                     § 4

                  

                   1 Die Pfarrerinnen und Pfarrer der Anstaltskirchengemeinde werden vom Vorstand der Anstalt im Benehmen mit der Gemeindevertretung
                     gewählt und vom Landeskirchenrat berufen.  2 Im Übrigen gelten die Vorschriften des Kirchengesetzes vom 23. November 1976 über die Besetzung der Pfarrstellen in der Lippischen
                     Landeskirche – Pfarrstellenbesetzungsgesetz – insbesondere § 24 Abs. 2 analog (Ges. u. VOBl. Bd. 10 S. 112) in der jeweils gültigen Fassung.
                  

               

               
                     § 5

                  

                   1 Für die Pfarrer/Pfarrerinnen findet das in der Lippischen Landeskirche geltende Dienst-, Besoldungs- und Disziplinarrecht
                     Anwendung.  2 Soweit hier dem Kirchenvorstand Aufgaben zugewiesen sind, werden sie durch den Vorstand der Anstalt nach Anhörung der Gemeindevertretung
                     wahrgenommen.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 In jeder Anstaltskirchengemeinde ist eine Gemeindevertretung zu bilden.  2 Sie dient der Erfüllung des gottesdienstlichen und diakonischen Auftrags der Anstaltskirchengemeinde.  3 Die Gemeindevertretung handelt selbstständig, soweit nicht die Satzung der Anstalt oder andere rechtliche Vorschriften dem
                     entgegenstehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Bildung der Gemeindevertretung und die Zahl ihrer Mitglieder sowie ihr Aufgabenbereich werden durch eine Satzung der Anstaltskirchengemeinde
                     geregelt.  2 Sie wird vom Vorstand erlassen und bedarf der Genehmigung durch den Landeskirchenrat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Satzung der Anstaltskirchengemeinde bestimmt insbesondere, welche der im geltenden Recht der Lippischen Landeskirche genannten
                     Aufgaben der Gemeindevertretung übertragen werden.  2 Dabei soll sich der Verantwortungsbereich der Gemeindevertretung an den Aufgaben eines Kirchenvorstandes orientieren.  3 Die Gemeindevertretung trägt die Verantwortung für die Verwaltung des Budget, das für die Erfüllung der kirchengemeindlichen
                     Aufgaben nach den in der Anstalt geltenden Bestimmungen aufgestellt und bewirtschaftet wird.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Soweit Aufgaben, die nach dem geltenden Recht dem Kirchenvorstand übertragen sind, der Gemeindevertretung nicht übertragen
                     werden oder übertragen werden können, werden sie durch den Vorstand der Anstalt wahrgenommen.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Wahl und Amtsdauer der Gemeindevertretung gelten die Bestimmungen des Kirchengesetzes vom 22. November 1994 über die
                     Wahlen zu den Kirchenvorständen – Wahlordnung – (Ges. u. VOBl. Bd. 10 S. 447) in der jeweils gültigen Fassung entsprechend,
                     soweit die Satzung der Anstaltskirchengemeinde keine anderen Bestimmungen enthält.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Gemeindevertretung ist vom Vorsitzenden mindestens einmal vierteljährlich einzuberufen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Satzung regelt den Vorsitz und die Beschlussfähigkeit der Gemeindevertretung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Gemeindevertretung kann zu ihrer Beratung und Unterstützung einen Gemeindebeirat berufen und Ausschüsse bilden.  2 Es ist nicht erforderlich, dass deren Mitglieder im Bereich der Anstaltskirchengemeinde wohnen.
                  

               

               
                     § 8

                  

                  Die Entsendung der Pfarrer/Pfarrerinnen und Gemeindeglieder der Anstaltskirchengemeinde zu den Klassentagen richtet sich nach
                     den Bestimmungen des geltenden Rechts der Lippischen Landeskirche.
                  

               

               
                     § 9

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Soweit die Bestimmungen des Finanzausgleiches nicht angewandt werden können, bedarf es einer besonderen Vereinbarung zwischen
                     der Anstalt und der Landeskirche.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Verwaltung des Vermögens, der Einnahmen und Ausgaben der Anstaltskirchengemeinde finden die Bestimmungen der Verwaltungsordnung
                     entsprechende Anwendung.
                  

               

               
                     § 10

                  

                  Die Kirchen und gottesdienstlichen Zwecken dienenden Räume, die im Eigentum der Anstaltskirchengemeinde stehen, unterstehen
                     der kirchlichen Aufsicht gemäß den Bestimmungen des geltenden Rechts der Lippischen Landeskirche.
                  

               

               
                     § 11

                  

                  In der Anstaltskirchengemeinde sind Kirchenbücher nach den in der Lippischen Landeskirche geltenden Bestimmungen zu führen.

               

               
                     § 12

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die bestehenden Anstaltskirchengemeinden ist nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gemäß §§ 6, 7 eine Satzung für ihre
                     Gemeindevertretungen zu beschließen; diese sind danach zu bilden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Übrigen bleibt die Ordnung der bestehenden Anstaltskirchengemeinden, soweit sie ihre Errichtung als Anstaltskirchengemeinde
                     betrifft, unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Künftige Ordnungen der Anstaltskirchengemeinden müssen mit diesem Gesetz im Einklang stehen.
                  

               

               
                     § 13

                  

                  Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1997 in Kraft.

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Detmold, den 11. Dezember 1996

                           
                           	
                              Der Landeskirchenrat

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      
            Begleitbeschluss
zum
Anstaltskirchengemeindegesetz
            

         

          1 Die Landessynode ermächtigt den Landeskirchenrat gemäß § 9 Abs. 1 Anstaltskirchengemeindegesetz, in besonderen Vereinbarungen
            den Anstaltskirchengemeinden Anteile an dem Aufkommen, zweckgebunden zur Erfüllung der kirchengemeindlichen Aufgaben aus der
            Landeskirchensteuer zuzubilligen.
         

          2 Der Höchstbetrag pro Gemeindeglied der Anstaltskirchengemeinden darf dabei den Betrag nicht überschreiten, den die Ortsgemeinden
            pro Gemeindeglied im Rahmen der Finanzierung ohne  Berücksichtigung der Berechnungsfaktoren Pfarrstellen und Gebäudewerte
            erhalten würden.
         

         
            
               
               
            
            
               
                  	
                     Detmold, den 11. Dezember 1996

                  
                  	
                     Lippisches Landeskirchenamt

                  
               

            
         

      

      

   
      

      
         Es sind mancherlei Gaben …

      

      
            1. Korinther 12

         

          1 Der biblische Hinweis redet vom Heute, ist nicht von gestern, meint nicht ein Morgen, in dem unsere angestrengten Bemühungen
            ihre Früchte tragen.
         

          2 Der biblische Hinweis redet von gegenwärtiger Wirklichkeit: Da steht nicht: Es könnte, müsste, würde viele Gaben geben, wenn
            … nein: Es sind mancherlei Gaben.  3 Vielfältig talentierte, reich begabte Menschen tragen das Leben unserer Gemeinde, unserer Kirche – von Gottes Wort und Geist
            gerufen, motiviert, getröstet, ermutigt.
         

          4 Die folgenden Leitlinien regen dazu an, diesen Reichtum wahrzunehmen und zu pflegen.  5 Der Hinweis auf den Reichtum der Kirche bekommt nicht erst in Zeiten seinen Sinn, da die Aufgaben wirtschaftlicher Sparsamkeit
            manches Überlegen bestimmen.  6 Dieser Text gehört in den Gemeinden und Einrichtungen unserer Kirche in die Hände derer,
            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        •

                     
                     	
                        die sich einsetzen mit viel Kraft, Fantasie, Treue zur Sache und Liebe zur Kirche: Der Wert solcher Mitarbeit wird betont,
                           Rechte und Pflichten werden angedeutet …
                        

                     
                  

                  
                     	
                        •

                     
                     	
                        die in unserer Kirche hauptamtlich arbeiten, denen die großen Chancen und kleinen Schwierigkeiten der Zusammenarbeit nahe
                           gebracht werden …
                        

                     
                  

                  
                     	
                        •

                     
                     	
                        die leitende Verantwortung tragen, die im Blick auf die ehrenamtliche Mitarbeit um Aufmerksamkeit, Anerkennung, Rücksicht
                           und Förderung gebeten werden.
                        

                     
                  

               
            

         

          7 Ja, es sind mancherlei Gaben … und Gott will sie alle brauchen für das menschliche Miteinander, für das Leben seiner Kirche,
            zu seiner Ehre.
         

         Gerrit Noltensmeier
Landessuperintendent
         

         
            
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     I. Grundsätzliches

                  
                  	
                      1 Seitdem die Lippische Landessynode 1995 Leitlinien zum Ehrenamt zur Erprobung freigegeben hat, ist in Gemeinden und Gremien
                        viel über das Ehrenamt gesprochen und beraten worden.  2 Auch sind konkrete Schritte zur selbstverständlichen Einbeziehung der Ehrenamtlichen in Verantwortung und Gestaltung des Gemeindelebens
                        getan worden.  3 In all dem hat sich als roter Faden herausgestellt: Es sind nicht einzelne Regelungen oder Aktionen, die das Ehrenamt in Gemeinden
                        und Einrichtungen unserer Landeskirche voranbringen.  4 Wohl aber: Es ist der Geist einer Gemeinde, der Stil des Umgangs miteinander, der Menschen hindert oder ermutigt, sich mit
                        ihrer Zeit und ihren Fähigkeiten in kirchliches Leben einzubringen.  5 Wissen sie, dass vielfältige Formen im Gemeindeleben durch viele gewollt wird, dann melden sie sich gerne zur Mitarbeit.  6 Fühlen sie sich nur geduldet oder ausgenutzt, ziehen sie sich zurück.  7 Sie wollen von allen Verantwortlichen in ihrer Arbeit ernst genommen, gefördert und in ihrer Person respektiert werden.
                     

                  
               

               
                  	
                     


                     


                     


                     


                     


                     


                     


                     


                     


                     


                     Ehrenamt kann man wünschen oder fordern – es ist ein bestimmter Geist, der es fördert

                  
                  	
                     

                  
               

               
                  	
                     Vielfalt des Gemeindelebens macht ehrenamtliche Arbeit attraktiv

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     1. Vielfalt im Ehrenamt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                      1 Immer wieder finden sich Gemeindeglieder verschiedener Altersstufen und mit unterschiedlichen Ideen und Fertigkeiten bereit,
                        in der Kirche freiwillig und unentgeltlich mitzuarbeiten.
                     

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                      2 Eine erstaunliche Vielfalt von Personen und Tätigkeitsfeldern bietet sich denen, die den Schritt zur Mitarbeit in der Kirche
                        wagen: Menschen jeden Alters – von Kindergruppen bis zu Altenkreisen; und eine kaum beschreibbare Fülle von Arbeitsfeldern:
                        Gottesdienste, Kindergottesdienste, Kirchenmusik, Gemeindeleitung, kreative Freizeit, Projekte zur Schöpfungsbewahrung, Besuche,
                        Gemeindefeste, Ausländerintegration, Gesprächskreise, Gemeindebrief, Kinder- und Jugendarbeit und vieles, vieles mehr.
                     

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                      3 Ehrenamtliche Tätigkeit kommt nicht von selbst und schon gar nicht aufgrund von Erwartungsdruck.  4 Man engagiert sich da gern, wo Möglichkeiten vorhanden sind, sich mit seinen Interessen und Begabungen einzubringen, Kontakte
                        zu knüpfen und Gemeinschaft zu erfahren.  5 Die Kirchengemeinden und kirchlichen Einrichtungen mit ihrer Vielfalt von Arbeitsmöglichkeiten sind ein gesuchter Ort – jedenfalls
                        dann, wenn sie den Reichtum der unterschiedlichen Gaben bejahen und nutzen.
                     

                  
               

               
                  	
                     Vielfältige Mitarbeit macht Gemeindeleben attraktiv

                  
                  	
                     

                  
                  	
                      6 Gleichzeitig erweitert solche Mitarbeit den eigenen Horizont: die Erfahrung, notwendige Arbeit verantwortlich mitzugestalten,
                        kann Menschen Selbstbewusstsein vermitteln und verborgene Talente entwickeln.  7 Im Idealfall halten sich Freude und Herausforderung in belebender Spannung die Waage.
                     

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                      8 Kein Wunder, dass in den letzten Jahren die Zahl derer, die ehrenamtlich mitarbeiten, erheblich gewachsen ist.
                     

                  
               

               
                  	
                     Flexibilität hilft Ehrenamtlichen, ihrer Arbeit – und damit der Gemeinde oder Einrichtung

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     2. Flexibilität im Ehrenamt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                      1 Für viele Christen – für Männer wie für Frauen – ist die Beanspruchung durch Beruf in der Familie und in außerkirchlichen
                        Ehrenämtern so gewachsen, dass sie darüber hinaus nur begrenzt ihre Gaben in das Gemeindeleben einbringen können.  2 Die Gemeinde kann aber – will sie keinen inneren Schaden nehmen – nicht auf ihre Mitwirkung verzichten.  3 Daher müssen alle, die Verantwortung tragen, gezielte Überlegungen anstellen, wie Frauen, Männer und Jugendliche zur Mitarbeit
                        gewonnen werden können.
                     

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                      4 Ein Schritt dazu ist, flexible Formen der Mitwirkung zu eröffnen, zum Beispiel Anerkennung und Förderung projektbezogener
                        Mitarbeit, also Mitarbeit auf begrenzte Zeit.
                     

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                      5 Die Vorstellung, dass ehrenamtliche Mitarbeit auf Jahre und Jahrzehnte hin zu geschehen habe, lässt sich nicht länger festhalten.
                         6 Stattdessen gilt es – ohne jeden stillen Vorwurf – zu akzeptieren, dass ein Mitarbeiter oder eine Mitarbeiterin lediglich
                        für begrenzte Zeit einen begrenzten Bereich verantwortet.  7 Wir haben Abschied zu nehmen von der Unsitte, dem Einzelnen immer mehr aufzupacken.  8 Die Freiheit des Ehrenamtes bedingt, dass die Mitarbeitenden den Umfang und die Dauer ihres Engagements selbst bestimmen.
                     

                  
               

               
                  	
                     Das Neue Testament kennt nicht nur ein Amt – es ermuntert und ermahnt zur Anerkennung der unterschiedlichen Dienste

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     3. Das NT ermuntert zur Vielfalt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                      1 Das Neue Testament bezeugt eine Fülle von Gaben in der (Ur-)Gemeinde.  2 Den Armen zu helfen, gehört genauso dazu wie von Christus zu predigen (Apg. 6, 1-4); Gemeinde zu leiten genauso wie Barmherzigkeit
                        zu üben (Röm. 12, 6-8).  3 Der spontane Petrus genauso wie der reflektierende Paulus.  4 Der vom griechischen Denken geprägte Johannes genauso wie der hebräisch denkende Matthäus.  5 Die unbekannte Frau, die Jesus vor seinem Tod verschwenderisch salbt genauso wie Maria, die die Verheißung für sich – „in
                        ihrem Herzen“ – bewegt: Die Stimme der Gemeinde erklingt als vielstimmiger Chor.  6 Der Heilige Geist verleiht jedem Christen die ihm eigene Gabe.  7 Jeder kann sich also in die Gemeinde mit seinen Gaben einbringen.
                     

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                      8 Eine hierarchische Ordnung der Begabungen wird weder von Jesus noch von Paulus nahe gelegt, wohl aber denken die neutestamentlichen
                        Schriften von einer inneren Mitte aus: Das Zentrum christlichen Glaubens ist das Leben schaffende Wort Gottes – das Evangelium von Jesus Christus.  9 Jeder einzelne Christ mit seinen Gaben beteiligt sich an der Weitergabe dieser belebenden Botschaft mit Wort und Tat.
                     

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                      10 In vielen Bildern – etwa: ein Leib und viele Glieder (Röm. 12; 1. Kor. 12; Eph. 4), einzelne Steine und gesamter Bau (1. Petrus 2) – ermuntert das Neue Testament, in der vorgegebenen Einheit des einen Volkes Gottes diese Vielfalt der einzelnen Glieder
                        wahrzunehmen.
                     

                  
               

               
                  	
                     II. Ämter im Verhältnis zueinander

                  
                  	
                     Die in den Urgemeinden gelebte Vielfalt findet sich heute auch in unseren Gemeinden: In eigenständigen und qualifizierten
                        Berufen arbeiten Männer und Frauen im Pfarramt, im Bereich von Diakonie, Kirchenmusik, Gemeindepädagogik, Verwaltung, äußerer
                        Gestaltung der Gebäude und Anlagen; im Bereich des Gemeindebriefs, der kirchlichen Gruppen, bei Projekten, Festen und vielem
                        anderen mehr.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     1. Kooperation üben

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                      1 Nach den erwähnten neutestamentlichen Grundaussagen ist deutlich: Das Gemeindeleben ruht wesentlich darauf, dass zur Bewältigung
                        erkannter Aufgaben jedes Mitglied seine jeweilige Gabe einbringt.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                      2 Dieser Ansatz, von der Aufgabe aus zu denken und nicht von dem Status der Mitarbeiter, verpflichtet uns, überkommene Berufs-
                        und Rechtsstrukturen zu überprüfen: Vorrangiges Ziel derer, die hauptamtlich in der Gemeinde arbeiten, ist es, Gemeindeglieder
                        „zuzurüsten“ (Eph. 4, 12), damit sie das Gemeindeleben verantwortlich mitgestalten können.
                     

                  
               

               
                  	
                     Versöhnte Verschiedenheit …

                  
                  	
                     

                  
                  	
                      3 Die noch anzutreffende Verlagerung von Aufgaben, die der ganzen Gemeinde gestellt sind, auf hauptamtlich angestellte Personen
                        ist daher langfristig kritisch zu überdenken und stattdessen darauf hinzuwirken, dass die hauptamtlichen und die ehrenamtlichen
                        Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sich wechselseitig begleiten und unterstützen und sich gemeinsam für die Kontinuität der
                        Arbeit verantwortlich wissen.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     (Vgl. hierzu das Konzeptionspapier der Landessynode zur Arbeit mit Kindern und Jugendlichen im Bereich der Lippischen Landeskirche,
                           1994)

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                      4 Beschluss der Synode vom 8. Juni 1998:
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     Die Lippische Landessynode beauftragt den Landeskirchenrat, durch das Angebot von Fortbildung dafür zu sorgen, dass die für
                        die Begleitung und „Zurüstung“ der Ehrenamtlichen notwendige Kompetenz erworben werden kann.
                     

                  
               

               
                  	
                     …statt aufreibender Konkurrenz

                  
                  	
                     

                  
                  	
                      5 Orientierung für die ständig notwendige Überprüfung von sich verfestigenden Traditionen ist ein Grundsatz aus der theologischen
                        Erklärung von Barmen 1934: „(…) die verschiedenen Ämter in der Kirche begründen keine Herrschaft der einen über die anderen, sondern die Ausübung des
                           ganzen der Gemeinde anvertrauten Dienstes“ (Barmer theologische Erklärung, These IV).
                     

                  
               

               
                  	
                     Offenheit hilft im Umgang mit Konflikten

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     2. Konflikte überwinden

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                      1 Das Zusammenwirken von Haupt-, Neben- und Ehrenamtlichen kann immer wieder auch zu Konflikten führen.  2 Hier ist deswegen bei allen Beteiligten eine besondere Sensibilität zu entwickeln.  3 Es gibt viele Möglichkeiten der Konfliktlösung.  4 Sie müssen gesucht und erprobt werden.  5 Im Miteinander von Haupt- und Ehrenamtlichen ist ein partnerschaftlicher Kommunikationsstil notwendig.  6 Es geht darum, dass die einen lernen, mehr und besser zuzuhören und die anderen, selbstbewusster mitzureden.  7 Offenheit und die Fähigkeit, das Anderssein des anderen zu akzeptieren, es als Bereicherung zu erleben, sind gute Elemente
                        zur Zusammenarbeit.
                     

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                      8 Paulus selbstkritisch und großzügig: Ich wollte zwar lieber, alle Menschen wären, wie ich bin, aber jeder hat seine eigene Gabe von Gott, der eine so, der andere
                           so. (1. Kor. 7,7)
                     

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                      9 Aber es gibt auch strukturelle Schwierigkeiten.  10 Dazu zählen etwa: unklare Entscheidungskompetenz, der Informations- und Zeitvorsprung der Hauptamtlichen gegenüber den Ehrenamtlichen
                        in dem gemeinsamen Arbeitsgebiet.  11 Das alles kann dazu führen, dass Ehrenamtliche entmutigt werden.  12 Daher ist es notwendig, die Kompetenz der Gemeindeglieder zu erkennen, anzuerkennen und zu stärken.
                     

                  
               

               
                  	
                     Partnerschaftlicher Kommunikationsstil ist notwendig

                  
                  	
                     

                  
                  	
                      13 Dabei ist gegenseitige Achtung so nahe liegend wie geboten: sind es doch oft gerade Ehrenamtliche, die ihren Glauben ungeschützt
                        in ihren Berufen und Lebensbereichen leben und die daher ihre Alltags- und Berufserfahrungen konstruktiv in die Arbeit der
                        Kirche einbringen.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     (Vgl. die von der Synode beschlossenen „Leitlinien zum Umgang mit Konflikten“, RS 1.15)

                  
               

               
                  	
                     III. Hinweise zur Praxis des Ehrenamtes

                  
                  	
                     Im Gespräch zum Ehrenamt sind immer wieder Fragen zur alltäglichen Umsetzung der Leitlinien aufgetaucht:

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     1. Definition

                  
               

               
                  	
                     Wer gehört zu den Ehrenamtlichen

                  
                  	
                     

                  
                  	
                      1 Sind Chorsänger wie Chorleiterin Ehrenamtliche?  2 Die Gemeindebriefausträgerin wie der Kirchenälteste?  3 Eine feste Abgrenzung zu ziehen, hat sich als unmöglich herausgestellt.  4 Aber folgende „Definition“ kann eine Orientierung bieten:
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     • Ehrenamtlicher Dienst in der Kirche ist unbezahlte, freiwillige Übernahme von Aufgaben und Verpflichtungen, die in der Regel
                        eine hohe Motivation voraussetzt.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     • Ehrenamtlicher Dienst im Sinne dieser Leitlinien meint die Mitarbeit, zu der Personen von den zuständigen Vertretern der
                        Gemeinde oder Einrichtung beauftragt werden – auch mündlich.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     •  1 Er geschieht grundsätzlich in allen Bereichen kirchlichen Lebens – auf Dauer oder zeitlich begrenzt oder einmalig; in unterschiedlicher
                        Form, mit einem unterschiedlichen Maß an Beanspruchung und Verantwortung.  2 Er ist seinem Wesen nach ein verbindlicher Dienst.
                     

                  
               

               
                  	
                     Was wird erwartet?

                  
                  	
                     

                  
                  	
                      3 Es gibt also keinen Bereich, der prinzipiell von ehrenamtlicher Wahrnehmung ausgeschlossen wäre.  4 Der Pfarrer/die Pfarrerin bleibt ohne Zweifel auch weiterhin für die öffentliche Wortverkündigung und für die Austeilung der
                        Sakramente verantwortlich; sie sind aber frei, andere Personen – den geltenden Ordnungen entsprechend – in ihr Amt einzubeziehen
                        – ja, ein solch gelebtes „Priestertum aller Glaubenden“ (1. Petrus 2,9ff.; Luther: Weimarer Ausgabe Bd. 6, S. 408/564) wird
                        das Amt bereichern.  5 Daher sind Ehrenamtliche zu ermutigen, sich an den Aufgaben des Pfarramtes zu beteiligen.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                      6 Von allen Ehrenamtlichen wird erwartet:
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     •

                  
                  	
                     Verschwiegenheit in vertraulichen Angelegenheiten

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     •

                  
                  	
                     Kooperationsbereitschaft

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     •

                  
                  	
                     Wache Loyalität gegenüber ihrer Kirche.

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     2. Wie gewinnt man Ehrenamtliche?

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                      1 Diese häufig gestellte Frage lässt sich zum einen mit dem Hinweis auf den „Geist einer Gemeinde“ beantworten (vgl. Seite 5).
                         2 Ob sich die angesprochenen Personen zur Mitarbeit bereit erklären, wird eben auch davon bestimmt, welcher „Geist“ in der Gemeinde
                        herrscht, wie die Atmosphäre, das Klima des Miteinanders wahrgenommen wird.
                     

                  
               

               
                  	
                     Ehrenamtliche zur Selbstständigkeit ermuntern

                  
                  	
                     

                  
                  	
                      3 Gemeinden, in denen die Verantwortlichen die Ehrenamtlichen zur Selbstständigkeit ermuntern, wirken einladender als Gemeinden,
                        deren Kirchenvorstand und Pfarrer wenig delegieren mögen.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                      4 Es gibt aber auch die Erfahrung, dass trotz hoher Wertschätzung des Ehrenamtes keine Personen zu finden sind, die ehrenamtlich
                        mitarbeiten wollen.  5 Wenn etwa Aufgaben eine hohe Fachkompetenz erfordern – wie beispielsweise in der offenen Jugendarbeit – trauen sich Ehrenamtliche
                        nur selten, hier mitzuarbeiten.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                      6 Und doch gilt: Personen, die ehrenamtlich mitzuarbeiten bereit sind, kann man „finden“, indem man sie entweder auf notwendige
                        Aufgaben in Gemeinde/Einrichtung anspricht, oder aber ihre individuellen Begabungen wahrnimmt und sie bittet, damit das Leben
                        der Gemeinde/Einrichtung zu bereichern.  7 Oft werden Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen gewonnen im Verlauf des Miteinander-Lebens und im gemeinsamen Handeln.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     3. Dank und Anerkennung

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                      1 Danken heißt, den ganzen Menschen mit seinen Gaben und Grenzen, seinen Freuden und Enttäuschungen, seiner Kraft wie seiner
                        Erschöpfung wahrzunehmen.  2 Der eigentliche Dank besteht also im Ernstnehmen der Person, die sich mit ihren Gaben einbringt und für die Aufgabe einsetzt.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                      3 Oft tun wir uns in der Kirche schwer, uns gegenseitig unsere Anerkennung spüren zu lassen und unser Bedürfnis nach Anerkennung
                        einzugestehen, weil wir meinen, dass dies Menschen, die im Dienst Jesu stehen, nicht zukomme (vgl. Lukas 17, 7–10).
                     

                  
               

               
                  	
                     Den ganzen Menschen wahrnehmen und ernst nehmen

                  
                  	
                     

                  
                  	
                      4 Es geht aber darum, dass wir einander nicht allein lassen, sondern uns gegenseitig ermutigen und bestätigen, damit die Freude
                        an der übernommenen Aufgabe nicht versiegt und die gegenseitige Zuwendung und Achtung spürbar wird.
                     

                  
               

               
                  	
                     IV. Regelungen

                  
                  	
                      1 Die bisher aufgezeigten Grundlegungen und Orientierungen führen zu verbindlichen Regeln, die sich in der Praxis bewährt haben.
                         2 Sie sind eine gültige Regel, auf die sich der Einzelne im Konfliktfall bei den zuständigen Stellen (Kirchenvorstand/Klasse/Landeskirchenamt/Landeskirchenrat
                        u. a.) berufen kann.  3 Sie gelten für die Kirchengemeinden und Einrichtungen der Lippischen Landeskirche.
                     

                  
               

               
                  	
                     

                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     1. Beauftragung und Begleitung

                  
               

               
                  	
                     Anspruch auf klar beschriebene Aufgaben und Rechte

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     a)  1 Ehrenamtliche haben Anspruch darauf, dass vor der Übernahme einer ehrenamtlichen Tätigkeit ihre Aufgaben und Rechte klar umrissen
                        werden.  2 Die/der Vorsitzende des Kirchenvorstandes bzw. Leiter/Leiterin der Einrichtung benennt die Ansprechpartner für die einzelnen
                        Ehrenamtlichen und ihre Arbeitsgebiete.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     b) Erklärt sich ein Gemeindeglied bereit, für eine Aufgabe zur Verfügung zu stehen, so sollte dies – in Absprache mit den
                        Betroffenen auf angemessene Weise bekannt gegeben werden.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     c)  1 Bei Aufgaben mit besonderer Verantwortung wird eine öffentliche Einführung empfohlen.  2 Es kann auch sinnvoll sein, die Beendigung einer Mitarbeit offiziell anzuzeigen.  3 Beides setzt Absprachen mit den Betroffenen voraus.
                     

                  
               

               
                  	
                     Regelmäßige Besprechungen

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     d) Die für die Gemeinde oder Einrichtung Verantwortlichen bieten regelmäßige Besprechungen von haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeitern
                        und Mitarbeiterinnen an.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     Dabei geht es insbesondere um:

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     •

                  
                  	
                     die Situation in dem betreffenden Aufgabenbereich

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     •

                  
                  	
                     eigene Erfahrungen/Einschätzungen

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     •

                  
                  	
                     die fachliche und persönliche Beanspruchung

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     •

                  
                  	
                     Auswertung der bisherigen Arbeit und Planung künftiger Aktivitäten – gegebenenfalls mit Experten

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     •

                  
                  	
                     Konfliktbegleitung und Beratung.

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     2. Beteiligung und Verpflichtung

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     Ehrenamtliche werden an grundlegenden Planungen und Entscheidungen, die ihren Aufgabenbereich betreffen, von den Vorsitzenden
                        der Entscheidungsgremien beteiligt.
                     

                  
               

               
                  	
                     Absprache und Planung

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     a)  1 Die Vorsitzenden geben den ehrenamtlich Arbeitenden Gelegenheit, vor dem Entscheidungsgremium ihrer Kirchengemeinden oder
                        Einrichtungen bei Bedarf ihre Anliegen zu ihrem Aufgabengebiet vorzutragen.  2 Dafür ist jeweils ein eigener Beratungspunkt in der Tagesordnung vorzusehen.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                      3 Mindestens einmal im Jahr sollen die ehrenamtlich Mitarbeitenden – einzeln oder in Gruppen – zum Erfahrungsaustausch, zu Absprache
                        und Planung eingeladen werden.  4 Andere Formen der Beteiligung sind zu ermöglichen.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     b) Die Entscheidungsgremien beauftragen eine geeignete Person („Beauftragte[r] für das Ehrenamt“) aus der Gemeinde/der Einrichtung,
                        die die Anliegen und Interessen der Ehrenamtlichen aufgreift und darauf achtet, dass nach den Leitlinien einschließlich der
                        verbindlichen Regeln verfahren wird.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     3. Geistliche Begleitung und Fortbildung

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                      1 Auf Initiative des Beauftragten/der Beauftragten für das Ehrenamt (vgl. IV 2b) sucht das Leitungsgremium nach Wegen, wie ehrenamtliche
                        Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen für ihren Dienst besser gestützt, ermutigt und befähigt werden können.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                      2 Dazu gehört:
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     a) Der/die Vorsitzende des Leitungsgremiums ruft in regelmäßigen Abständen – jedoch mindestens einmal im Jahr – die Haupt-
                        und Ehrenamtlichen zu einem Gespräch zusammen, das dem vertrauensvollen Austausch in Glaubens- und Lebensfragen gewidmet ist.
                     

                  
               

               
                  	
                     Ansatz für Fortbildung Ehrenamtlicher ist im Haushaltsplan vorzusehen

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     b)  1 Ehrenamtlich Mitarbeitende haben Anspruch auf angemessene Fortbildung, deren Kosten die Gemeinden bzw. die Einrichtungen tragen.
                         2 Ein angemessener Ansatz für Fortbildung Ehrenamtlicher ist im Haushaltsplan vorzusehen.  3 Die Angebote landeskirchlicher und verbandlicher Träger in Lippe sind dabei in besonderer Weise zu beachten.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                      4 Die Fortbildung soll sich auf den Arbeitsbereich beziehen, in dem die Person ehrenamtlich mitarbeitet.  5 Sie ist über die Möglichkeit zur Fortbildung zu informieren und zur Teilnahme zu ermutigen, ohne dazu verpflichtet zu werden.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                      6 Allerdings können Fortbildungskurse dann verbindlich angeordnet werden, wenn die Teilnahme an ihnen für die Übernahme der
                        Aufgaben zwingend ist – etwa: Erste-Hilfe-Kurse, Rechtsbelehrung für Gruppenleiter.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     c) Die Supervisionsordnung für Pfarrer/Pfarrerinnen und pädagogische Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen gilt ebenfalls für ehrenamtlich
                        arbeitende Personen.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     4. Auslagenersatz

                  
               

               
                  	
                     Abrechnung erfolgt zügig und einfach

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     a)  1 Ehrenamtlich in unserer Kirche arbeitende Personen haben Anspruch auf Ersatz von Auslagen.  2 (Dazu gehören etwa: Fahrtkosten, Telefonkosten, Porto, Materialkosten; dazu gehören auch Kosten für Kinderbetreuung; im Einzelfall
                        können auch die Kosten für die Pflege Behinderter in der Familie erstattet werden.)  3 Einzelheiten müssen vor der Beauftragung geregelt sein.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                      4 Die/der Vorsitzende des Entscheidungsgremiums sorgt dafür, dass die Abrechnung zügig und einfach erfolgt.  5 Verzichten ehrenamtlich Mitarbeitende auf Auslagenersatz, so ist ihnen – unter Beachtung der Bestimmungen der Verwaltungsordnung
                        – die Ausstellung einer Spendenquittung anzubieten.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     b) Im Blick auf eine künftige Anerkennung ehrenamtlicher Tätigkeiten hat die Gemeinde/Einrichtung auf Wunsch eine Bescheinigung
                        auszustellen, die über Dauer, Umfang und Qualität der Arbeit angemessen Auskunft gibt.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     5. Finanz- und Versicherungsangelegenheiten

                  
               

               
                  	
                     Selbstständige Verwaltung eines eigenen Etats für Sachkosten

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     a) Für die ehrenamtlich Tätigen ist, falls es für ihren Dienst erforderlich ist, vom Leitungsgremium im Haushalt ein eigener
                        Etatposten für Sachkosten vorzusehen, der von ihnen – im Rahmen der üblichen Bestimmungen – selbstständig verwaltet wird.
                     

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     b)  1 Die Kirchengemeinde/Einrichtung, in deren Auftrag die ehrenamtliche Arbeit geschieht, sorgt dafür, dass die Regelungen des
                        Versicherungsschutzes für Ehrenamtliche, wie er durch die Landeskirche in Sammelversicherungen abgeschlossen ist, beachtet
                        werden.  2 Eine Unterlassung geht zu Lasten der Gemeinde/der Einrichtung.
                     

                  
               

               
                  	
                     V. Anlage:
Formulare

                  
                  	
                     Die Lippische Landessynode nimmt die folgenden Muster von Formularen, die der Landeskirchenrat als Anhang zu den Leitlinien
                        zum Ehrenamt vorgeschlagen hat, zustimmend zur Kenntnis.
                     

                  
               

            
         

      

      
            Anlage 1

         

         
               1. Ausweis für ehrenamtliche Mitarbeit

            
[image: 672cf2e8b564c357995c4cff49e1efa9cb75e4d0]

      

      
            Anlage 2

         

         
               2. Auslagenersatz

            
[image: ebe104ad379303a2e3a7b389f0bc4b114d080a49]

      

      
            Anlage 3

         

         
               3. Bescheinigung über Mitarbeit
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         Kirchengesetz
über die Zugehörigkeit der ev. Gemeindeglieder
zu Kirchengemeinden ev.-ref. und ev.-luth.
Bekenntnisses (Parochialgesetz)
         

      

      
         vom 23. November 1982

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 7 S. 248)

      

      Die 27. ordentliche Landessynode hat in ihrer Sitzung am 23. November 1982 aufgrund des Artikels 14 Absatz 3 der Verfassung
         der Landeskirche das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:
      

      
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Lippische Landeskirche besteht aus ev.-ref. und ev.-luth. Kirchengemeinden.  2 Beide Bekenntnisse sind parochialrechtlich grundsätzlich gleichgestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zwischen den ev.-ref. und ev.-luth. Kirchengemeinden der Lippischen Landeskirche besteht gem. dem Beschluss der 24. ordentlichen
                     Landessynode vom 23. November 1970 Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Zustimmung der Landessynode zur Leuenberger Konkordie vom 5. Juni 1973 verpflichtet die ev.-ref. und ev.-luth. Kirchengemeinden,
                     ihr Zeugnis und ihren Dienst miteinander auszurichten und sich um die Stärkung und Vertiefung ihrer Gemeinschaft zu bemühen.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Gemeindezugehörigkeit der Kirchenmitglieder wird grundsätzlich durch ihren Bekenntnisstand bestimmt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für zuziehende Kirchenmitglieder mit der Konfessionsbezeichnung „ev.“ gilt grundsätzlich die folgende Ordnung:
                     
                        	
                           In dem Gebiet der früheren Alten Hansestadt Lemgo erfolgt die Zuordnung zu der ev.-luth. Kirchengemeinde des Wohnsitzes.

                        

                        	
                           In allen anderen Orten erfolgt die Zuordnung zu der ev.-ref. Kirchengemeinde des Wohnsitzes.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Landessynode erlässt zur Regelung von Einzelheiten und Ausnahmen durch Beschluss eine Anordnung zum Parochialrecht.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1983 in Kraft.1

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes treten das Kirchengesetz, die Regelung der evangelisch-protestantischen Parochialverhältnisse
                     betr., vom 24. Dezember 1889 i. d. F. vom 6. März 1930 und alle Vorschriften außer Kraft, die ihm widersprechen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Detmold, den 15. Dezember 1982

                           
                           	
                              Der Landeskirchenrat

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      

      1
            Begleit-Beschluss der 27. ordentlichen Landessynode zur Anordnung zum Parochialrecht der Lippischen Landeskirche (Ges. u.
                  VOBl., Bd. 8 S. 6)
Die 27. ordentliche Landessynode hat in ihrer Sitzung am 22. November 1982 den nachstehenden Begleitbeschluss zum Parochialrecht
               der Lippischen Landeskirche gefasst:
Der Beschluss der Landessynode vom 27. November 1979 über die Aussetzung des Versandes von Informationsschreiben an zuziehende
               „evangelische Gemeindeglieder“ in Orten, für die bisher Besonderheiten galten (Barntrup, Berlebeck, Heiden, Heiligenkirchen
               und Waddenhausen), bleibt bis zur endgültigen Entscheidung, längstens aber ein halbes Jahr bestehen.

                  
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Detmold, den 15. Dezember 1982

                        
                        	
                           Lippischer Landeskirchenrat

                        
                     

                  
               

            

         

      

   
      

      
         Anordnung
zum Parochialrecht
der Lippischen Landeskirche
         

      

      
         vom 22. November 1982

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 7 S. 248)
zuletzt geändert durch Beschluss vom 13. März 2007
(Ges. u. VOBl. Bd. 14 S. 37)
         

      

       1 Die Lippische Landeskirche als Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland steht auf dem Boden der Grundordnung der
         Evangelischen Kirche in Deutschland, wie sie am 13. Juli 1948 in Eisenach beschlossen und von der Lippischen Landessynode
         ausdrücklich am 17. August 1948 bejaht worden ist (Ges. u. VOBl. Bd. 4 S. 65).
      

       2 Ihre Kirchengemeinden lassen in Lehre, Leben und Ordnung ihr Bekenntnis in der gegliederten Einheit der Landeskirche wirksam
         werden (Verfassung der Lippischen Landeskirche vom 17. Februar 1931 – Ges. u. VOBl. Bd. 3 S. 1 –).
      

       3 Durch die in der Folgezeit mehrfach abgeänderte landesherrliche Verordnung, die Regelung der evangelisch-protestantischen
         Parochialverhältnisse betreffend, vom 7. Oktober 1857 (letzte Fassung vom 6. März 1930 – Ges. u. VOBl. Bd. 2 S. 351 –) wurde
         das Zusammenwirken der evangelisch-reformierten und der evangelisch-lutherischen Kirchengemeinden des ehemaligen Landes Lippe
         geordnet.
      

       4 Seither sind, u. a. als Folge des politischen Geschehens, durch den Zuzug evangelischer Christen aus bekenntnismäßig anders
         geordneten Gebieten Veränderungen in der bekenntnismäßigen Zusammensetzung der Kirchengemeinden der Lippischen Landeskirche
         entstanden.
      

       5 In Berücksichtigung dieser Tatsachen hat die lutherische Klasse im Jahr 1963 erklärt: „Aus freiwilliger Entschließung, zur
         praktischen Erprobung, ohne Rechtsverzicht auf die ihnen seit 1854 zustehenden Parochialrechte, begrenzen die evangelisch-lutherischen
         Gemeinden die Bezirke, innerhalb derer ihre Pfarrer zur pastoralen Betreuung ihrer Gemeindemitglieder verpflichtet sind. Sie
         erklären sich hierzu bereit aus Gründen brüderlicher Rücksichtnahme, aus der Erkenntnis, dass die vorhandenen kirchlichen
         Arbeitskräfte eine solche Begrenzung wünschenswert machen, und in der Erwartung, dass Synode und Kirchenleitung tatsächlichen
         Veränderungen durch Gründung von Pfarrstellen und Gemeinden Rechnung tragen. Außerhalb der Begrenzung soll die Parochialpflicht
         ruhen, sofern nicht besondere Wünsche an den lutherischen Pfarrer herangetragen werden.“
      

       6 Aufgrund dieser Erklärung hat die 23. ordentliche Landessynode eine Anordnung zur verbindlichen Anwendung des geltenden Parochialrechtes
         beschlossen, die nunmehr aufgrund des § 2 Abs. 3 Parochialgesetz vom 23. November 1982 in folgender Fassung gilt.
      

      
            1.

         

         
               (
               1
               )
                1 In einem Verzeichnis sind die Gebiete festgelegt, in denen
            
               	
                  eine ev.-ref. und ev.-luth. Kirchengemeinde das Parochialrecht ausüben,

               

               	
                  das lutherische Parochialrecht ruht,

               

               	
                  das reformierte Parochialrecht ruht.

               

            

         

          2 Das Verzeichnis ist Bestandteil dieser Anordnung.
         

         
               (
               2
               )
                1 Notwendige Änderungen des Verzeichnisses bezüglich der Zuordnung der Gebiete nach Abs. 1 werden vom Landeskirchenrat im Benehmen
            mit den betroffenen Kirchengemeinden und den zuständigen Klassenvorständen verfügt und im Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt
            gegeben.  2 Diese Verfahrensregelung gilt entsprechend für die nachträgliche Aufnahme von erläuternden Anmerkungen zu den im Verzeichnis
            aufgeführten einzelnen Gebieten.
         

         
               (
               3
               )
               Besondere Vereinbarungen zwischen Kirchenvorständen über die Ausübung ihrer derzeitigen Parochialrechte bedürfen der Genehmigung
            des Landeskirchenrates, der zuvor die zuständigen Klassenvorstände zu hören hat.
         

         
               (
               4
               )
                1 Über die Neueinrichtung von Stätten kirchlicher Verkündigung entscheidet der Landeskirchenrat nach Anhörung der beteiligten
            Kirchengemeinden und der zuständigen Klassenvorstände.  2 Hierdurch notwendig werdende Ergänzungen der erläuternden Anmerkungen zum Verzeichnis werden im Gesetz- und Verordnungsblatt
            bekannt gegeben.
         

      

      
            2.

         

         
               (
               1
               )
               In Kirchengemeinden nach Ziff. 1 Abs. 1 a) werden zuziehende Kirchenmitglieder mit der Konfessionsbezeichnung „ev.“ durch
            das Landeskirchenamt zunächst gem. § 2 des Parochialgesetzes zugeordnet, über die parochialrechtlichen Verhältnisse informiert und gebeten, falls sie mit dieser
            Zuordnung nicht einverstanden sind, ihre Zugehörigkeit zu der anderen Kirchengemeinde des Wohnsitzes innerhalb einer Frist
            von 4 Wochen nach Erhalt des Informationsschreibens zu erklären.
         

         
               (
               2
               )
               Gibt ein zugezogenes Kirchenmitglied mit der Konfessionsbezeichnung „ev.“ innerhalb der in Abs. 1 genannten Frist keine Erklärung
            ab, so verbleibt es bei der aufgrund des § 2 Parochialgesetz vorgenommenen Zuordnung, ohne dass das Kirchenmitglied das Recht
            verliert, sich später anders zu entscheiden.
         

      

      
            3.

         

         Durch die Zugehörigkeit zur Kirchengemeinde des Wohnsitzes wird ein etwaiger anderer Bekenntnisstand nicht aufgehoben.

      

      
            4.

         

         In Zweifelsfällen oder bei gegensätzlichen Auffassungen über die parochiale Zuordnung, die von den zuständigen Superintendenten
            und auch dem Landeskirchenamt nicht behoben werden können, entscheidet der Landeskirchenrat endgültig.
         

      

      
            5.

         

         Diese Anordnung tritt am 1. Januar 1983 in Kraft.

         Detmold, den 15. Dezember 1982

         Der Landeskirchenrat

      

      
            Anlage 1

         

         
               Beschluss der 27. ordentlichen Landessynode zur Anordnung zum Parochialrecht der Lippischen Landeskirche
(Ges. u. VOBl. Bd. 7 S. 250)
               

            

            Die 27. ordentliche Landessynode hat in ihrer Sitzung am 22. November 1982 den nachstehenden Begleitbeschluss zum Parochialrecht
               der Lippischen Landeskirche gefasst:
            

            Wenn eine Kirchengemeinde mit Zustimmung der Klasse erklärt, sie wolle – ausgehend von der Rechtssituation von 1963 – das
               Ruhen der Parochialpflicht bzw. des Parochialrechts auf weitere noch festzulegende Bezirke erstrecken, wird die Landessynode
               aus den hierdurch verringerten Gemeindegliederzahlen keine Konsequenzen für die Existenz der betroffenen Pfarrstellen ziehen.
            

            Detmold, den 15. Dezember 1982

            Der Landeskirchenrat

         

      

      
            Anlage 2

         

         
               Beschluss
vom 22. Oktober 1997
über die Neugestaltung des Verzeichnisses gemäß der Anordnung zum Parochialrecht der Lippischen Landeskirche vom 22. November
                  1982
(Ges. u. VOBl. Bd. 11 S. 303)
               

            

            Der Landeskirchenrat hat in seiner Sitzung am 22. Oktober 1997 der Neugestaltung des Verzeichnisses gemäß Ziffer 1 Absatz
               1 der Anordnung zum Parochialrecht vom 22. November 1982 in der vorgelegten Form und Fassung1 zugestimmt.
            

            Dieses Verzeichnis soll zukünftig bei offensichtlichen Unrichtigkeiten hinsichtlich der Zuordnung von Straßen ohne spezielle
               Beschlussfassung fortgeschrieben werden, es sei denn, es ist im Einzelfall die Beschlussfassung nach Artikel 7 Absatz 2 und
               Artikel 10 Absatz 3 Verfassung erforderlich.
            

            Im Auftrag des Landeskirchenrates bekannt gegeben.

            Detmold, den 19. November 1997

            Das Landeskirchenamt

         

      

      

      1
            Das Verzeichnis umfasst ca. 360 DIN-A4-Seiten. Aus diesem Grund wird es nicht im Ges. u. VOBl. veröffentlicht, kann aber jederzeit
               im Landeskirchenamt eingesehen werden. Interessierte Kirchengemeinden können auf Anforderung einen Abdruck für ihren Bereich
               erhalten.
            

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz
zur Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft
zwischen den Gliedkirchen der Evangelischen Kirche
in Deutschland
in der Bundesrepublik Deutschland und in Berlin (West)
         

      

      
         Vom 15. Oktober 1969

      

      
         (KABl. 1969 S. 177)

      

      Die Landessynode hat folgendes Kirchengesetz beschlossen:

      
                     Artikel 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der zwischen den Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland in der Bundesrepublik Deutschland und in Berlin (West)
                     abzuschließenden Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft wird zugestimmt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirchenleitung wird bevollmächtigt, die Vereinbarung unterschriftlich zu vollziehen.
                  

               

               
                     Artikel 2

                  

                  Der Vereinbarungstext wird nachstehend mit Gesetzeskraft veröffentlicht.

               

               
                     Artikel 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Kirchengesetz tritt an dem Tage in Kraft, an dem der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland die Vereinbarung im Amtsblatt
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland veröffentlicht und die Vereinbarung in Kraft setzt (vgl. VI der Vereinbarung).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Tag der Inkraftsetzung wird im Kirchlichen Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Westfalen bekannt gegeben.1

               

               
                     Artikel 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchenleitung wird bevollmächtigt, die zur Durchführung der Vereinbarung notwendigen Bestimmungen im Verordnungsweg zu
                     erlassen und zwischen einzelnen Gliedkirchen erforderliche Abmachungen in Verfolg dieser Vereinbarung zu treffen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die erlassenen Verordnungen und getroffenen Abmachungen sind durch die Kirchenleitung zu veröffentlichen.
                  

               

            

         

      

      
            Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft2
Vom 1. Februar 1970
(ABl. EKD S. 2)
            

         

         Die unterzeichneten Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland bestätigen im Einvernehmen mit dem Rat der Evangelischen
            Kirche in Deutschland die nachstehenden in der Evangelischen Kirche in Deutschland geltenden Grundsätze des Kirchenmitgliedschaftsrechtes
            und machen sie zum Inhalt dieser Vereinbarung.
         

         
               I.

            

            Innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutschland wird nach herkömmlichem evangelischem Kirchenrecht die Kirchenmitgliedschaft
               durch die Taufe, durch evangelischen Bekenntnisstand (Zugehörigkeit zu einem in der Evangelischen Kirche in Deutschland geltenden
               Bekenntnis) und durch Wohnsitz in einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland begründet.
            

            Der evangelische Bekenntnisstand ergibt sich in der Regel aus der Taufe in einer Gemeinde evangelischen Bekenntnisses, bei
               Taufen außerhalb der evangelischen Kirche aus der Erziehung in einem evangelischen Bekenntnis nach dem Willen der Erziehungsberechtigten
               oder aus der Aufnahme in die evangelische Kirche.
            

         

         
               II.

            

             1 Die Kirchenmitgliedschaft besteht zur Kirchengemeinde und zur Gliedkirche des Wohnsitzes.  2 Durch die Kirchenmitgliedschaft in einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland gehört das Kirchenmitglied der
               bestehenden Gemeinschaft der deutschen evangelischen Christenheit an (Artikel 1 Abs. 2 der Grundordnung der Evangelischen
               Kirche in Deutschland).3 3 Die sich daraus für das Kirchenmitglied ergebenden Rechte und Pflichten gelten im gesamten Bereich der Evangelischen Kirche
               in Deutschland.
            

            In dieser Gemeinschaft und in gegenseitiger Anerkennung bieten die Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland jedem
               Mitglied einer Gliedkirche den Dienst der Verkündigung, der Seelsorge und der Diakonie an und lassen es nach Maßgabe ihrer
               Ordnungen zum Heiligen Abendmahl zu.
            

         

         
               III.

            

            Innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutschland setzt sich bei einem Wohnsitzwechsel in den Bereich einer anderen Gliedkirche
               die Kirchengemeinschaft in der Gliedkirche des neuen Wohnsitzes fort.
            

             1 Zuziehende Evangelische haben das Recht, innerhalb eines Jahres zu erklären, dass sie einer anderen im Gebiet der Gliedkirche
               bestehenden evangelischen Kirche oder Religionsgemeinschaft angehören.  2 Die Erklärung hat die Wirkung, dass die Mitgliedschaft vom Zeitpunkt des Zuzuges an nicht fortgesetzt wird.
            

         

         
               IV.

            

            Die Gliedkirchen treffen im Benehmen mit der Evangelischen Kirche in Deutschland nähere Bestimmungen, insbesondere
               
                  	
                     über die Abgabe einer Erklärung gemäß Abschnitt III Abs. 2;

                  

                  	
                     darüber, dass in Gebieten, in denen verschiedene Bekenntnisse oder verschiedene Gliedkirchen bestehen, zuziehende Kirchenmitglieder
                        die Möglichkeit der Wahl einer Kirchengemeinde oder Gliedkirche ihres Bekenntnisses haben;
                     

                  

                  	
                     über die Rechtsstellung von Kirchenmitgliedern, die sich ohne Begründung eines neuen Wohnsitzes längere Zeit im Bereich einer
                        anderen Gliedkirche aufhalten;
                     

                  

                  	
                     über das Ruhen der Kirchenmitgliedschaft von Kirchenmitgliedern, die aus dem Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland
                        vorübergehend in das Ausland verziehen;
                     

                  

                  	
                     über die kirchlichen Wirkungen des Kirchenaustritts nach staatlichem Recht

                  

                  	
                     über Form und Wirkung des Übertritts von einer Kirche oder Religionsgemeinschaft zur anderen;

                  

                  	
                     über die Aufnahme von aus dem Ausland zuziehenden Evangelischen;

                  

                  	
                     über die Doppelmitgliedschaft und die Vermeidung von kirchlichen Doppelbesteuerungen infolge Wohnsitzes im Bereich mehrerer
                        Gliedkirchen.
                     

                  

               

            

            Die Evangelische Kirche in Deutschland wirkt darauf hin, dass die Bestimmungen der Gliedkirchen gemäß Buchstabe a bis h übereinstimmen.

         

         
               V.

            

            Die vertragschließenden Gliedkirchen bestätigen diese Vereinbarung mit kirchengesetzlicher Kraft.

         

         
               VI.

            

             1 Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland wird ermächtigt, die Vereinbarung und ihre Bestätigung durch die vertragschließenden
               Gliedkirchen im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland zu veröffentlichen und die Vereinbarung in Kraft zu setzen,
               sobald die Mehrheit der Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland in der Bundesrepublik Deutschland und in Berlin
               (West) die Vereinbarung unterzeichnet und bestätigt hat.4 2 Die Inkraftsetzung ist nicht von einer Regelung der im Abschnitt IV enthaltenen Punkte durch die Gliedkirchen abhängig.
            

         

      

      

      1
            Das Kirchengesetz ist am 1. Februar 1970 in Kraft getreten (s. KABl. 1970 S. 30).

         

      

      2
            S. auch Nr. 101.

         

      

      3
            Nr. 160.

         

      

      4
            Durch Feststellungsbeschluss des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 27./28. November 1969 (ABl. EKD 1970 S. 2) wurde die Vereinbarung zum 1. Februar 1970 in Kraft gesetzt.

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz 
über die Kirchenmitgliedschaft, 
das kirchliche Meldewesen 
und den Schutz der Daten der Kirchenmitglieder
(Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft)1

      

      
         Vom 10. November 1976

      

      
         (ABI. EKD 1976 S. 389)
(Inkrafttretungstermin 01.01.2004; Ges. u. VOBl. Bd. 13 S. 188)
         

      

      Änderungen

      
         
            
            
            
            
            
            
         
         
            
               	
                  Lfd. Nr.

               
               	
                  Ändernde(s)
Verordnung/Gesetz
                  

               
               	
                  Datum

               
               	
                  Fundstelle

               
               	
                  Geänderte
Paragrafen
                  

               
               	
                  Art der 
Änderung
                  

               
            

         
         
            
               	
                  1

               
               	
                  Erstes Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft (1. KMG-ÄnderungsG)

               
               	
                  8. November 2001

               
               	
                  Ges. u. VOBl Bd. 12 S. 318

               
               	
                  § 6 Abs. 2

               
               	
                  aufgehoben

               
            

            
               	
                  § 7

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  § 7 a

               
               	
                  eingefügt

               
            

            
               	
                  § 8 Abs. 2

               
               	
                  aufgehoben

               
            

            
               	
                  § 9 Abs. 1

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  Buchst. a

               
               	
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  § 9 Abs. 4

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  Überschrift zu Abschnitt IV

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  § 11

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  § 11 a

               
               	
                  eingefügt

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
               	
            

         
      

      
         Inhaltsübersicht2

      

      

      
         
            
            
         
         
            
               	
                  I.

               
               	
                  Allgemeine Bestimmungen

               
            

            
               	
               	
                  §  1

               
            

            
               	
               	
                  §  2

               
            

            
               	
                  II.

               
               	
                  Rechte und Pflichten

               
            

            
               	
               	
                  §  3

               
            

            
               	
               	
                  §  4

               
            

            
               	
               	
                  §  5

               
            

            
               	
                  III.

               
               	
                  Erwerb und Verlust der Kirchenmitgliedschaft

               
            

            
               	
               	
                  §  6

               
            

            
               	
               	
                  §  7

               
            

            
               	
               	
                  §  7 a

               
            

            
               	
               	
                  §  8

               
            

            
               	
               	
                  §  9

               
            

            
               	
               	
                  § 10

               
            

            
               	
                  IV.

               
               	
                  Auslandsaufenthalt

               
            

            
               	
               	
                  § 11

               
            

            
               	
               	
                  § 11 a

               
            

            
               	
                  V.

               
               	
                  Wahl der Gliedkirche und der Kirchengemeinde

               
            

            
               	
               	
                  § 12

               
            

            
               	
                  VI.

               
               	
                  Übertritt

               
            

            
               	
               	
                  § 13

               
            

            
               	
                  VII.

               
               	
                  Gemeindegliederverzeichnis

               
            

            
               	
               	
                  § 14

               
            

            
               	
                  VIII.

               
               	
                  Datennutzung

               
            

            
               	
               	
                  § 15

               
            

            
               	
                  IX.

               
               	
                  Kirchliches Meldeverfahren

               
            

            
               	
               	
                  § 16

               
            

            
               	
                  X.

               
               	
                  Datenaustausch

               
            

            
               	
               	
                  § 17

               
            

            
               	
                  XI.

               
               	
                  Datenschutz

               
            

            
               	
               	
                  § 18

               
            

            
               	
               	
                  § 19

               
            

            
               	
                  XII.

               
               	
                  Schlussbestimmungen

               
            

            
               	
               	
                  § 20

               
            

            
               	
               	
                  § 21

               
            

         
      

      Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland hat aufgrund von Artikel 10 Buchstabe b der Grundordnung3 folgendes Kirchengesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:
      

      
            I. Allgemeine Bestimmungen

         

         
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutschland sind Kirchenmitglieder die getauften evangelischen Christen, die ihren Wohnsitz
                     oder gewöhnlichen Aufenthalt im Bereich einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland haben, es sei denn, dass
                     sie einer anderen evangelischen Kirche oder Religionsgemeinschaft angehören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Kirchenmitgliedschaft besteht zur Kirchengemeinde und zur Gliedkirche des Wohnsitzes des Kirchenmitgliedes.  2 Das Recht der Gliedkirchen kann bestimmen, dass die Kirchenmitgliedschaft unter besonderen Voraussetzungen auch zu einer anderen
                     Kirchengemeinde begründet wird4

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Kirchenmitglied steht in der Gemeinschaft der deutschen evangelischen Christenheit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Durch seine Mitgliedschaft in einer Kirchengemeinde und in einer Gliedkirche gehört das Kirchenmitglied zugleich der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland an.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die sich daraus ergebenden Rechte und Pflichten gelten im Gesamtbereich der Evangelischen Kirche in Deutschland.
                  

               

            

         

      

      
            II. Rechte und Pflichten

         

         
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der Gemeinschaft der deutschen evangelischen Christenheit bieten die Gliedkirchen allen Kirchenmitgliedern den Dienst der
                     Verkündigung, der Seelsorge und der Diakonie an und lassen sie nach Maßgabe ihrer Ordnungen zum Heiligen Abendmahl zu.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Rahmen der kirchlichen Ordnungen nehmen die Kirchenmitglieder an der Gestaltung des kirchlichen Lebens teil und wirken
                     bei der Besetzung kirchlicher Ämter und bei der Bildung kirchlicher Organe mit.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchenmitglieder sollen sich am kirchlichen Leben beteiligen, kirchliche Ämter und Dienste übernehmen und zu Spenden
                     bereit sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie sind verpflichtet, den Dienst der Kirche durch Leistung gesetzlich geordneter kirchlicher Abgaben mitzutragen und zu fördern.
                  

               

               
                     § 5

                  

                   1 Die Kirchenmitglieder sind verpflichtet, die Daten und Angaben mitzuteilen, die für die Wahrnehmung des Auftrages der Kirche
                     in Verkündigung, Seelsorge und Diakonie erforderlich sind.  2 Sie sind verpflichtet, auch bei den staatlichen oder kommunalen Meldebehörden ihre Bekenntniszugehörigkeit anzugeben.
                  

               

            

         

      

      
            III. Erwerb und Verlust der Kirchenmitgliedschaft

         

         
                     § 65

                  

                   1 Die Kirchenmitgliedschaft wird durch die Taufe in einer Kirchengemeinde, die einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in
                     Deutschland angehört, erworben.  2 Die Taufe wird im Kirchenbuch öffentlich beurkundet.
                  

               

               
                     § 76

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Getaufte ohne Kirchenmitgliedschaft erwerben die Kirchenmitgliedschaft durch Aufnahme, Wiederaufnahme oder Übertritt.  2 Ein religionsunmündiges Kind, dessen Taufe nicht in einer zu einer Gliedkirche gehörenden Kirchengemeinde stattgefunden hat,
                     erwirbt die Kirchenmitgliedschaft durch die Erklärung der Erziehungsberechtigten über die Zugehörigkeit des Kindes zu einem
                     evangelischen Bekenntnis gegenüber der nach kirchlichem Recht zuständigen Stelle.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Sinne dieses Gesetzes ist
                     
                        	
                           Aufnahme der Erwerb der Kirchenmitgliedschaft durch eine zuvor aus einer anderen christlichen Kirche oder Religionsgemeinschaft
                              mit bürgerlicher Wirkung ausgetretene Person,
                           

                        

                        	
                           Wiederaufnahme das Zurückerlangen der Rechte und Pflichten aus der Kirchenmitgliedschaft durch eine zuvor aus einer Gliedkirche
                              der Evangelischen Kirche in Deutschland mit bürgerlicher Wirkung ausgetretene Person,
                           

                        

                        	
                           Übertritt der Erwerb der Kirchenmitgliedschaft unter Aufgabe der Mitgliedschaft in einer anderen christlichen Kirche oder
                              Religionsgemeinschaft ohne vorherigen Austritt mit bürgerlicher Wirkung, sofern nicht das staatliche Recht einen vorherigen
                              Austritt erfordert.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Den Erwerb der Kirchenmitgliedschaft durch Aufnahme oder Übertritt und das Zurückerlangen der Rechte und Pflichten aus der
                     Kirchenmitgliedschaft durch Wiederaufnahme regelt das Recht der Gliedkirchen7, sofern im Folgenden nichts anderes bestimmt ist.
                  

               

               
                     § 7 a8

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Entscheidung über Aufnahme und Wiederaufnahme erfolgt aufgrund einer Erklärung über die Herstellung der Kirchenmitgliedschaft
                     bzw. das Zurückerlangen der Rechte und Pflichten aus der Kirchenmitgliedschaft gegenüber der nach gliedkirchlichem Recht zuständigen
                     Stelle.  2 § 9 Abs. 3 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei der Aufnahme kann die Kirchenmitgliedschaft zur Kirchengemeinde des Wohnsitzes auch in jeder Stelle im Bereich der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland erworben werden, die nach jeweiligem gliedkirchlichen Recht zu diesem Zweck besonders errichtet worden
                     ist.  2 Satz 1 gilt für das Zurückerlangen der Rechte und Pflichten aus der Kirchenmitgliedschaft durch Wiederaufnahme entsprechend.
                      3 Aufnahme und Wiederaufnahme vollziehen sich nach dem Recht der Gliedkirche, in der die besonders errichtete Stelle gelegen
                     ist.  4 Soweit im Bereich des Wohnsitzes mehrere Gliedkirchen bestehen, weisen die Stellen darauf hin.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Gliedkirchen können durch gliedkirchliches Recht oder zwischenkirchliche Vereinbarungen mit Wirkung für den Geltungsbereich
                     der jeweiligen Bestimmungen weitergehende Regelungen über die Aufnahme und die Wiederaufnahme treffen.
                  

               

               
                     § 89

                  

                   1 Bei einem Wohnsitzwechsel in den Bereich einer anderen Gliedkirche setzt sich die Kirchenmitgliedschaft in der Gliedkirche
                     des neuen Wohnsitzes fort.  2 Dies gilt nicht, wenn das zuziehende Kirchenmitglied sich einer anderen evangelischen Kirche im Bereich der Gliedkirche seines
                     neuen Wohnsitzes anschließt und dies der nach kirchlichem Recht zuständigen Stelle innerhalb eines Jahres nach Zuzug nachweist.
                      3 In diesem Falle endet die Kirchenmitgliedschaft mit dem Zeitpunkt des Zuzugs.
                  

               

               
                     § 910

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zuziehende Evangelische, die keiner Gliedkirche angehören, erwerben die Kirchenmitgliedschaft durch Erklärung gegenüber der
                     nach kirchlichem Recht zuständigen Stelle,
                     
                        	
                           wenn sie früher Kirchenmitglieder waren und von dem Recht nach § 8 Satz 2 dieses Kirchengesetzes Gebrauch gemacht hatten;
                           

                        

                        	
                           wenn sie bisher Mitglieder einer evangelischen Kirche oder Religionsgemeinschaft im Ausland waren.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zuziehende Evangelische, die einer evangelischen Kirche oder Religionsgemeinschaft angehört haben, mit der eine Vereinbarung
                     über die Kirchenmitgliedschaft abgeschlossen worden ist, erwerben die Kirchenmitgliedschaft nach den Bestimmungen dieser Vereinbarung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Angaben gegenüber der staatlichen Meldebehörde gelten als Erklärung im Sinne von Absatz 1.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Bestimmung des § 8 Satz 2 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 10

                  

                  Die Kirchenmitgliedschaft endet
                     
                        	
                           mit Fortzug aus dem Geltungsbereich dieses Kirchengesetzes; § 11 bleibt unberührt.
                           

                        

                        	
                           durch Übertritt zu einer anderen Kirche oder Religionsgemeinschaft nach dem Recht der Gliedkirchen oder

                        

                        	
                           mit dem Wirksamwerden der nach staatlichem Recht11 zulässigen Austrittserklärung.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            IV.  Auslandsaufenthalt12

         

         
                     § 1113

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Gibt ein Kirchenmitglied seinen Wohnsitz im Inland nur vorübergehend auf, bleibt seine Kirchenmitgliedschaft bestehen.  2 Dies gilt auch, wenn sich das Kirchenmitglied einer evangelischen Kirche seines Aufenthaltsortes anschließt.  3 Für die Zeit der vorübergehenden Abwesenheit ist das Kirchenmitglied von seinen Pflichten gegenüber der Kirchengemeinde, der
                     Gliedkirche und der Evangelischen Kirche in Deutschland befreit und ist nicht wahlberechtigt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei Rückkehr in den Bereich einer anderen Gliedkirche setzt sich die Kirchenmitgliedschaft in der Gliedkirche des neuen Wohnsitzes
                     fort.  2 § 8 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 gelten auch für kirchliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die in einen Auslandsdienst
                     entsandt werden; ihre dienst- oder arbeitsrechtlichen Beziehungen zur Evangelischen Kirche in Deutschland oder einer ihrer
                     Gliedkirchen bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Gibt ein Kirchenmitglied seinen Wohnsitz im Inland vorübergehend oder endgültig auf, kann das Recht der Gliedkirchen ausnahmsweise
                     bestimmen, dass aufgrund ausdrücklicher Erklärung die Rechte und Pflichten aus der Kirchenmitgliedschaft bestehen bleiben,
                     wenn die Lage des Wohnsitzes im Ausland eine regelmäßige Teilnahme am Leben einer inländischen Kirchengemeinde zulässt und
                     ökumenische Belange nicht entgegenstehen.
                  

                   2 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.  3 Die Erklärung kann mit Wirkung für die Zukunft gegenüber der inländischen Kirchengemeinde widerrufen werden.  4 Der Widerruf bedarf der Schriftform.
                  

               

               
                     § 11 a14

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchenmitgliedschaft vorübergehend im Auslandseinsatz befindlicher Angehöriger der Bundeswehr und derer mit ihnen im
                     Ausland lebenden Familienmitglieder wird auch durch die Taufe im Rahmen der evangelischen Seelsorge in der Bundeswehr erworben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Personen nach Absatz 1, die getauft sind, können in entsprechender Anwendung von § 7 a Abs. 2 aufgrund einer Erklärung gegenüber einer Stelle der evangelischen Seelsorge in der Bundeswehr, die der Militärbischof oder
                     die Militärbischöfin zu diesem Zweck errichtet oder bevollmächtigt hat, durch Aufnahme die Kirchenmitgliedschaft erwerben
                     bzw. durch Wiederaufnahme die Rechte und Pflichten der Kirchenmitgliedschaft zurückerlangen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 In den Fällen der Absätze 1 und 2 entsteht die Kirchenmitgliedschaft zur Kirchengemeinde des bestehenden oder letzten inländischen
                     Wohnsitzes.  2 § 11 Abs. 1 gilt entsprechend.  3 Bei Rückkehr in den Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland setzt sich die Kirchenmitgliedschaft in der Gliedkirche
                     des Wohnsitzes fort.  4 § 8 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden.
                  

               

            

         

      

      
            V. Wahl der Gliedkirche und der Kirchengemeinde

         

         
                     § 12

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Soweit in Gebieten mehrere Gliedkirchen bestehen, treffen die beteiligten Gliedkirchen im Benehmen mit dem Rat der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland Regelungen darüber, dass zuziehende Kirchenmitglieder wählen können, welcher Gliedkirche sie angehören
                     wollen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In einer Gliedkirche, in der verschiedene Bekenntnisse bestehen, wird die Wahl der Kirchengemeinde des persönlichen Bekenntnisstandes
                     durch das Recht dieser Gliedkirche geregelt15

               

            

         

      

      
            VI. Übertritt

         

         
                     § 13

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei einem Übertritt zu einer anderen Kirche (§ 10 Nr. 2) endet die Kirchenmitgliedschaft mit dem Ablauf des Monats, in dem die Übertrittserklärung wirksam geworden ist, jedoch nicht
                     vor dem Beginn der Mitgliedschaft in der anderen Kirche.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Vorschriften des staatlichen Rechts bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Vereinbarungen der Gliedkirchen, die den Übertritt regeln, werden im Benehmen mit dem Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     getroffen.
                  

               

            

         

      

      
            VII. Gemeindegliederverzeichnis

         

         
                     § 14

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 In den Gliedkirchen wird für jede Kirchengemeinde ein Verzeichnis der Kirchenmitglieder geführt (Gemeindegliederverzeichnis).
                      2 Das Gemeindegliederverzeichnis enthält die Daten der Kirchenmitglieder mit ihren Familienangehörigen (Familienverbund).  3 Der Datenkatalog des Gemeindegliederverzeichnisses wird durch Rechtsverordnung festgestellt und fortgeschrieben16.  4 Die Rechtsverordnung erlässt der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland mit Zustimmung der Kirchenkonferenz.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Das Recht der Gliedkirchen bestimmt, welche kirchlichen Körperschaften und Stellen zur Führung der Gemeindegliederverzeichnisse
                     verpflichtet sind17.  2 Die Gliedkirchen treffen ferner nähere Bestimmungen über den Aufbau und die Organisation der Gemeindegliederverzeichnisse.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die persönlichen Daten der Kirchenmitglieder sind in den Gemeindegliederverzeichnissen zu berichtigen, wenn sie unrichtig
                     sind oder unrichtig werden.
                  

               

            

         

      

      
            VIII. Datennutzung

         

         
                     § 15

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die zur Führung der Gemeindegliederverzeichnisse bestimmten kirchlichen Körperschaften und Stellen sind berechtigt, den nach
                     dem Recht der Gliedkirche zuständigen kirchlichen Stellen die zur Wahrnehmung des Auftrages der Kirche erforderlichen Daten
                     zur Verfügung zu stellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sind Werke und Einrichtungen für die Erfüllung des Auftrages der Kirche in den Gliedkirchen verantwortlich, können ihnen die
                     Daten insoweit weitergegeben werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Recht der Gliedkirchen regelt die Einhaltung der Zweckbestimmung sowie das Verfahren der Datenweitergabe.
                  

               

            

         

      

      
            IX. Kirchliches Meldeverfahren

         

         
                     § 16

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Kirchenmitglied ist verpflichtet, sich bei der Begründung eines neuen oder eines weiteren Wohnsitzes bei der für den neuen
                     Wohnsitz zuständigen Kirchengemeinde oder der nach § 14 Abs. 2  bestimmten kirchlichen Stelle anzumelden.  2 Dieser Verpflichtung ist genügt, wenn sich das Kirchenmitglied unter Angabe der Religionszugehörigkeit bei der staatlichen
                     oder kommunalen Meldebehörde anmeldet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die kirchlichen Stellen fordern die in der Rechtsverordnung gemäß § 14 Abs. 1 Satz 3 aufgeführten Daten von dem Kirchenmitglied nur an, wenn sie die Daten von den staatlichen oder kommunalen Meldebehörden,
                     von der Kirchengemeinde des früheren Wohnsitzes des Kirchenmitgliedes oder aus eigenen Unterlagen nicht oder nur unvollständig
                     erhalten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Hat das Kirchenmitglied das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet, so sind seine gesetzlichen Vertreter oder seine Sorgeberechtigten
                     zur Angabe der Daten verpflichtet.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Kirchengemeinden oder die nach dem Recht der Gliedkirchen sonst zuständigen Stellen sind verpflichtet, die sich aus den
                     Kirchenbüchern ergebenden Daten über Taufen, Konfirmationen, Trauungen und Bestattungen sowie die Daten über Aufnahmen, Wiederaufnahmen,
                     Übertritte und Austritte von Kirchenmitgliedern umgehend der Stelle mitzuteilen, die das Gemeindegliederverzeichnis führt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Kirchengemeinden können den staatlichen oder kommunalen Meldebehörden die in der Rechtsverordnung gemäß § 14 Abs. 1 Satz 3 aufgeführten Daten der Kirchenmitglieder übermitteln, soweit das nach staatlichem Recht zulässig ist und kirchliche Datenschutzbestimmungen
                     dem nicht entgegenstellen.
                  

               

            

         

      

      
            X. Datenaustausch

         

         
                     § 17

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Gliedkirchen gewährleisten den für die Erfüllung des Auftrages der Kirche erforderlichen Datenaustausch.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Werden die Daten der Kirchenmitglieder mit Hilfe von Datenverarbeitungsanlagen gespeichert und verarbeitet, sind die Gliedkirchen
                     verpflichtet, ein einheitliches Programm der Datenverarbeitung für die Daten der Kirchenmitglieder zu entwickeln oder den
                     automatischen Datenträgeraustausch auf andere Weise sicherzustellen.
                  

               

            

         

      

      
            XI. Datenschutz18

         

         
                     § 18

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland und ihre Gliedkirchen sowie die ihrer Aufsicht unterstehenden Körperschaften, Werke
                     und Einrichtungen sind verpflichtet, die in den Gemeindegliederverzeichnissen enthaltenen persönlichen Daten der Kirchenmitglieder
                     gegen Missbrauch zu schützen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Weitergabe von Daten ist nur zulässig, wenn auch bei dem Empfänger ausreichende Maßnahmen gegen den Missbrauch der Daten
                     getroffen worden sind.
                  

               

               
                     § 19

                  

                  Die Kirchenmitgliedschaft wird vermutet, wenn die Daten des staatlichen oder kommunalen Melderegisters entsprechende Angaben
                     enthalten.
                  

               

            

         

      

      
            XII. Schlussbestimmungen

         

         
                     § 20

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Gliedkirchen erlassen für ihren Bereich die zur Ergänzung und Durchführung dieses Kirchengesetzes erforderlichen Bestimmungen.
                      2 Durchführungsbestimmungen der Evangelischen Kirche in Deutschland erlässt der Rat durch Rechtsverordnung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Änderungen der in den Abschnitten I bis III dieses Kirchengesetzes niedergelegten Grundsätze bedürfen der Zustimmung aller
                     Gliedkirchen.  2 Änderungen des Kirchengesetzes im Übrigen bedürfen der Zustimmung der Kirchenkonferenz mit einer Mehrheit von zwei Dritteln
                     ihrer gesetzlichen Mitgliederzahl.
                  

               

               
                     § 21

                  

                  Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1978 in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            S. auch Nr. 102.

         

      

      2
            Die Inhaltsübersicht ist nicht Bestandteil der Verordnung.

         

      

      3
            Nr. 130

         

      

      4
            S. Art. 14 Verf. (Nr. 10), §§ 1-7 Gemeindezugehörigkeitsverordnung (Nr. 105) und mehrere Vereinbarungen über die Gemeindezugehörigkeit
               in besonderen Fällen mit verschiedenen Gliedkirchen der EKD (Nr. 106 ff.)
            

         

      

      5
            § 6 Absatzbezeichnung (1) gestrichen, Abs. 2 aufgehoben durch Erstes Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes über die
               Kirchenmitgliedschaft vom 8. November 2001.
            

         

      

      6
            § 7 neu gefasst durch Erstes Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft vom 8. November
               2001.
            

         

      

      7
            Siehe auch Art. 14 Verf.  (Nr. 10)

         

      

      8
            § 7 a eingefügt durch Erstes Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft vom 8. November
               2001.
            

         

      

      9
            § 8 Absatzbezeichnung (1) gestrichen, Abs. 2 aufgehoben durch Erstes Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes über die
               Kirchenmitgliedschaft vom 8. November 2001.
            

         

      

      10
            § 9 Abs. 1 Buchstabe a, Abs. 4 geändert durch Erstes Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft
               vom 8. November 2001.
            

         

      

      11
            S. Kirchenaustrittsgesetz (Nr. 630).

         

      

      12
            Die Überschrift zu Abschnitt IV geändert durch Erstes Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft
               vom 8. November 2001.
            

         

      

      13
            § 11 neu gefasst durch Erstes Kirchengesetz ur Änderung des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft vom 8. November
               2001.
            

         

      

      14
            § 11 a eingefügt durch Erstes Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft vom 8. November
               2001.
            

         

      

      15
            S. Art. 14 Verf. (Nr. 10) und die §§ 2-4 Gemeindezugehörigkeitsverordnung (Nr. 105)

         

      

      16
            S. Verordnung über die in das Gemeindegliederverzeichnis aufzunehmenden Daten der Kirchenmitglieder mit ihren Familienangehörigen
               (Nr. 104).
            

         

      

      17
            S. Verordnung über die in das Gemeindegliederverzeichnis aufzunehmenden Daten der Kirchenmitglieder mit ihren Familienangehörigen
               (Nr.104).
            

         

      

      18
            Siehe Kirchengesetz über den Datenschutz der EKD (Nr. 108) und Verordnung zur Durchführung des Kirchengesetzes über den Datenschutz
               der EKD (Nr. 109).
            

         

      

   
      

      
         Bekanntmachung
der Neufassung der Verordnung über die in das
Gemeindegliederverzeichnis aufzunehmenden Daten
der Kirchenmitglieder mit ihren Familienangehörigen
vom 21. Juni 1985 in der Fassung vom 6. Dezember 2002
         

      

      
         vom 26. März 2003

      

      
         (ABl. EKD 2003 S. 129)

      

      Nach Beschlussfassung des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 6. März 2002 und der von der Kirchenkonferenz
         der Evangelischen Kirche in Deutschland am 26. März 2003 erteilten Zustimmung wird die Verordnung über die in das Gemeindeverzeichnis aufzunehmenden Daten der Kirchenmitglieder
         und ihrer Familienangehörigen neu bekannt gegeben. Sie tritt mit dem Datum der Bekanntmachung an die Stelle der bisherigen
         Fassung vom 13. Dezember 1994 (ABl. EKD 1995 S. 16).
      

      
         
            
            
         
         
            
               	
                  Hannover, den 3. April 2003

               
               	
                  Evangelische Kirche in Deutschland
– Kirchenamt –

               
            

         
      

      
            Anlage

         

         
               Verordnung
über die in das Gemeindegliederverzeichnis aufzunehmenden Daten
der Kirchenmitglieder mit ihren Familienangehörigen vom 21. Juni 1985
in der Fassung vom 6. Dezember 2002
Vom 26. März 2003
(Ges. u. VOBl. Bd. 13 S. 368)
               

            

            Gemäß § 14 Abs. 1 Satz 3 des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft, das Kirchliche Meldewesen und den Schutz der
               Daten der Kirchenmitglieder vom 10. November 1976 (ABl. EKD S. 389) wird mit Zustimmung der Kirchenkonferenz verordnet:
            

            
                     § 1

                  

                  Das Gemeindegliederverzeichnis muss vorsehen, dass folgende personenbezogene Daten der Kirchenmitglieder mit ihren Familienangehörigen
                     (Familienverbund) aufgenommen werden können.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Abschnitt 1
Meldedaten des Kirchenmitgliedes

                              
                           

                           
                              	
                                 1.1

                              
                              	
                                 Familiennamen

                              
                           

                           
                              	
                                 1.2

                              
                              	
                                 Geburtsname

                              
                           

                           
                              	
                                 1.3

                              
                              	
                                 Vorname

                              
                           

                           
                              	
                                 1.4

                              
                              	
                                 früherer Name

                              
                           

                           
                              	
                                 1.5

                              
                              	
                                 Doktorgrad

                              
                           

                           
                              	
                                 1.6

                              
                              	
                                 Ordensname/Künstlername

                              
                           

                           
                              	
                                 1.7

                              
                              	
                                 Geburtsdatum

                              
                           

                           
                              	
                                 1.8

                              
                              	
                                 Geburtsort

                              
                           

                           
                              	
                                 1.9

                              
                              	
                                 Geschlecht

                              
                           

                           
                              	
                                 1.10

                              
                              	
                                 Staatsangehörigkeit (en)

                              
                           

                           
                              	
                                 1.11

                              
                              	
                                 Gegenwärtige und letzte frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnungen

                              
                           

                           
                              	
                                 1.12

                              
                              	
                                 Tag des Ein- und Auszugs

                              
                           

                           
                              	
                                 1.13
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                                 Stellung in der Familie (Ehepartnerin oder -partner, Kind, Lebenspartnerin oder -partner einer eingetragenen Lebenspartnerschaft)

                              
                           

                           
                              	
                                 1.16

                              
                              	
                                 Datum der Eheschließung

                              
                           

                           
                              	
                                 1.17

                              
                              	
                                 Datum der Begründung der eingetragenen Lebenspartnerschaft

                              
                           

                           
                              	
                                 1.18

                              
                              	
                                 Datum der Beendigung der Ehe

                              
                           

                           
                              	
                                 1.19

                              
                              	
                                 Datum der Aufhebung der eingetragenen Lebenspartnerschaft

                              
                           

                           
                              	
                                 1.20

                              
                              	
                                 Übermittlungssperren

                              
                           

                           
                              	
                                 1.21

                              
                              	
                                 Sterbetag

                              
                           

                           
                              	
                                 1.22

                              
                              	
                                 Sterbeort

                              
                           

                           
                              	
                                 Abschnitt 2
Daten der Familienangehörigen (Eltern, Kinder, Ehegatten, Lebenspartner) des Kirchenmitglieds, die nicht derselben oder keiner
                                       öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaft angehören
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                                 Vornamen
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                                 frühere Namen
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                                 2.6
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                                 gegenwärtige Anschrift
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                                 Familienstand

                              
                           

                           
                              	
                                 2.12

                              
                              	
                                 Religionszugehörigkeit

                              
                           

                           
                              	
                                 2.13

                              
                              	
                                 Stellung in der Familie (Ehepartnerin oder -partner, Kind, Lebenspartnerin oder Partner einer eingetragenen Lebenspartnerschaft)

                              
                           

                           
                              	
                                 2.14

                              
                              	
                                 Übermittlungssperren

                              
                           

                           
                              	
                                 2.15

                              
                              	
                                 Sterbetag

                              
                           

                           
                              	
                                 

                                 Abschnitt 3
Kirchliche Daten des Kirchenmitgliedes

                              
                           

                           
                              	
                                 3.1

                              
                              	
                                 Taufdatum (einschließlich Erwachsenentaufe)

                              
                           

                           
                              	
                                 3.2

                              
                              	
                                 Taufort

                              
                           

                           
                              	
                                 3.3

                              
                              	
                                 Konfession bei der Taufe

                              
                           

                           
                              	
                                 3.4

                              
                              	
                                 Taufspruch (Bibelstelle)

                              
                           

                           
                              	
                                 3.5

                              
                              	
                                 Datum der Wiederaufnahme in die Kirche

                              
                           

                           
                              	
                                 3.6

                              
                              	
                                 Ort der Wiederaufnahme in die Kirche

                              
                           

                           
                              	
                                 3.7

                              
                              	
                                 Konfession vor der Wiederaufnahme in die Kirche

                              
                           

                           
                              	
                                 3.8

                              
                              	
                                 Datum des Übertritts in die Kirche

                              
                           

                           
                              	
                                 3.10

                              
                              	
                                 Konfession vor dem Übertritt in die Kirche

                              
                           

                           
                              	
                                 3.11

                              
                              	
                                 Datum der Beendigung der Kirchenmitgliedschaft
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                                 3.17

                              
                              	
                                 Firmungsort

                              
                           

                           
                              	
                                 3.18

                              
                              	
                                 Datum der kirchlichen Trauung

                              
                           

                           
                              	
                                 3.19

                              
                              	
                                 Ort der kirchlichen Trauung

                              
                           

                           
                              	
                                 3.20

                              
                              	
                                 Konfession bei der kirchlichen Trauung

                              
                           

                           
                              	
                                 3.21

                              
                              	
                                 Trauspruch (Bibelstelle), Dispens

                              
                           

                           
                              	
                                 3.22

                              
                              	
                                 Datum der kirchlichen Bestattung

                              
                           

                           
                              	
                                 3.23

                              
                              	
                                 Ort der kirchlichen Bestattung

                              
                           

                           
                              	
                                 3.24

                              
                              	
                                 Kirchliche Wahlausschließungsgründe

                              
                           

                           
                              	
                                 3.25

                              
                              	
                                 Kirchliche Ämter und Funktionen

                              
                           

                           
                              	
                                 3.26

                              
                              	
                                 Verteilbezirk

                              
                           

                           
                              	
                                 3.27

                              
                              	
                                 Telefonnummern (Telefonbucheintrag)

                              
                           

                           
                              	
                                 Abschnitt 4
Kirchliche Daten der Familienangehörigen (Eltern, Kinder, Ehegatten, Lebenspartner) des Kirchenmitgliedes, die nicht derselben
                                       oder keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaft angehören

                              
                           

                           
                              	
                                 4.1

                              
                              	
                                 Taufdatum

                              
                           

                           
                              	
                                 4.2

                              
                              	
                                 Taufort

                              
                           

                           
                              	
                                 4.3

                              
                              	
                                 Konfession bei der Taufe

                              
                           

                           
                              	
                                 4.4

                              
                              	
                                 Datum der Beendigung der Kirchenmitgliedschaft

                              
                           

                           
                              	
                                 4.5

                              
                              	
                                 Ort der Beendigung der Kirchenmitgliedschaft

                              
                           

                           
                              	
                                 4.6

                              
                              	
                                 Konfirmationsdatum

                              
                           

                           
                              	
                                 4.7

                              
                              	
                                 Firmungsdatum

                              
                           

                           
                              	
                                 4.8

                              
                              	
                                 Datum der kirchlichen Trauung

                              
                           

                           
                              	
                                 4.9

                              
                              	
                                 Konfession bei der kirchlichen Trauung

                              
                           

                           
                              	
                                 4.10

                              
                              	
                                 Datum der kirchlichen Bestattung

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 2

                  

                  Das Gemeindegliederverzeichnis darf im automatischen Verfahren mithilfe von Ordnungsmerkmalen geführt werden. Es darf keine
                     Aufzeichnungen persönlicher oder seelsorgerlicher Art enthalten, die in Ausübung des Seelsorgeauftrages erhoben worden sind
                     (Seelsorgedaten). Die Daten des § 1 Abschnitt 3 Nrn. 3.25 bis 3.27 werden nicht in den Datenaustausch gemäß § 17 Kirchengesetz
                     über die Kirchenmitgliedschaft einbezogen.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  Diese Verordnung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.

                  Zur vorstehenden Bekanntmachung wird darauf hingewiesen, dass die Gliedkirchen, soweit erforderlich, weitere Angaben über
                     diesen Datenkatalog hinaus (z. B. Beruf, Haushaltsvorstand) in ihre Gemeindgliederverzeichnisse aufnehmen können.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Detmold, den 22. Juli 2005

                           
                           	
                              Das Landeskirchenamt

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Verordnung
über die Gemeindezugehörigkeit in besonderen Fällen
– Gemeindezugehörigkeitsverordnung –
         

      

      
         vom 14. Dezember 1994

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 10 S. 456)
zuletzt geändert durch Beschluss vom 17. Februar 2015 
(Ges. u. VOBl. Bd. 16 S. 16)

      

      Der Landeskirchenrat hat in seiner Sitzung am 14. Dezember 1994 gemäß Artikel 106 Ziffer 13 der Verfassung der Landeskirche
         folgende Verordnung über die Gemeindezugehörigkeit in besonderen Fällen beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:
      

      
                     § 1
Gemeindegliedschaft in besonderen Fällen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Grundsätzlich richtet sich die Gemeindezugehörigkeit nach dem Wohnsitz.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ein Gemeindeglied kann in Ausnahmefällen auf schriftlichen Antrag die Gemeindegliedschaft in einer anderen als der Kirchengemeinde
                     seines Wohnsitzes erwerben oder in Fällen der Verlegung seines Wohnsitzes oder der Veränderung von Kirchengemeindegrenzen
                     die Gemeindegliedschaft zu seiner bisherigen Kirchengemeinde fortsetzen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die im Haushalt des Gemeindegliedes lebenden Familienangehörigen können beantragen, die Entscheidung auch auf ihre Gemeindezugehörigkeit
                     zu erstrecken.
                  

               

               
                     § 2
Voraussetzungen
                     

                  

                  Voraussetzung für die Gemeindegliedschaft in einer anderen als der Kirchengemeinde des Wohnsitzes ist eine erkennbare kirchliche
                     Bindung an die andere Kirchengemeinde und die Möglichkeit, nach den örtlichen Begebenheiten am kirchlichen Leben dieser Kirchengemeinde
                     teilnehmen zu können.
                  

               

               
                     § 3
Fortsetzung der Gemeindegliedschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Soll die Gemeindegliedschaft im Fall der Verlegung des Wohnsitzes oder der Veränderung von Kirchengemeindegrenzen in der bisherigen
                     Kirchengemeinde fortgesetzt werden, ist der Antrag bis zum Wohnungswechsel oder binnen eines Monats nach der Veröffentlichung
                     der Grenzveränderungen zu stellen.  2 Bei erneuter Verlegung des Wohnsitzes innerhalb der Lippischen Landeskirche bleibt eine derart begründete Gemeindegliedschaft
                     zur Wahlkirchengemeinde automatisch erhalten, wenn die Voraussetzungen nach § 2 weiter bestehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ein Antrag auf Fortsetzung der Gemeindegliedschaft, der verspätet eingeht, gilt als Antrag auf Erwerb der Gemeindegliedschaft.
                  

               

               
                     § 4
Zuordnung
                     

                  

                  Soll die Gemeindegliedschaft in einer anderen als der Kirchengemeinde des Wohnsitzes erworben werden, hat der Antrag bei einer
                     Kirchengemeinde mit mehr als einer Pfarrstelle die gewünschte Zuordnung zu einem bestimmten Pfarrbezirk zu enthalten.
                  

               

               
                     § 5
Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Über Anträge auf Fortsetzung oder Erwerb der Gemeindegliedschaft entscheidet grundsätzlich der Kirchenvorstand der Kirchengemeinde,
                     in der die Gemeindegliedschaft fortgesetzt oder erworben werden soll.  2 Die Entscheidung ist dem Gemeindeglied und der Kirchengemeinde des Wohnsitzes bekanntzugeben.  3 Die Entscheidung des Kirchenvorstandes ist dem Landeskirchenamt zum Zweck der Datenverarbeitung im Rahmen des kirchlichen
                     Meldewesens mitzuteilen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Lehnt der Kirchenvorstand den Antrag ab, kann gegen die Entscheidung innerhalb eines Monats Einspruch beim Landeskirchenamt
                     eingelegt werden.  2 Es entscheidet endgültig.
                  

               

               
                     § 6
Wegfall, Widerruf und Verzicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Gemeindegliedschaft in besonderen Fällen entfällt mit dem Fortzug aus dem Bereich der Lippischen Landeskirche, es sei
                     denn, ein Antrag auf Fortsetzung der Gemeindegliedschaft in besonderen Fällen wird stattgegeben gemäß dem Kirchengesetz zur
                     Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen zwischen den Gliedkirchen  der Evangelischen Kirche in Deutschland.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Entscheidung nach § 5 Abs. 1 S. 1 kann nach Anhörung der Beteiligten widerrufen werden, wenn ihre Voraussetzungen entfallen
                     sind.  2 § 5 Abs. 1 Satz 1 und Satz 3 gelten entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Ein Gemeindeglied kann auf die Gemeindegliedschaft in einer anderen als der Kirchengemeinde seines Wohnsitzes verzichten mit
                     der Folge, dass es Gemeindeglied der Kirchengemeinde seines Wohnsitzes wird.  2 Der Verzicht ist gegenüber dem Kirchenvorstand schriftlich zu erklären, an den der Antrag auf Fortsetzung bzw. Erwerb der
                     Gemeindezugehörigkeit zu richten ist.  3 Die Erklärung wird mit  Ablauf des Monats wirksam, in dem sie dem Kirchenvorstand zugegangen ist.  4 Der Kirchenvorstand hat die Kirchengemeinde des Wohnsitzes über den Verzicht zu unterrichten.
                  

               

               
                     § 7
Rechtsfolgen
                     

                  

                  Für die Zeit der Gemeindegliedschaft in einer anderen als der Kirchengemeinde des Wohnsitzes hat das Gemeindeglied nur in
                     jener Kirchengemeinde die Rechte und Pflichten eines Gemeindegliedes.
                  

               

               
                     § 8
Bisheriges Recht
                     

                  

                  Änderungen der Gemeindezugehörigkeit nach dem bisherigen Recht behalten ihre Gültigkeit.

               

               
                     § 9
Inkrafttreten
                     

                  

                   1 Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1995 in Kraft.
                  

                   2 Die Verordnung vom 13. November 1984 über die Gemeindezugehörigkeit in besonderen Fällen (Gemeindezugehörigkeitsverordnung)
                     (Ges. u. VOBl. Bd. 8 S. 74) wird gleichzeitig aufgehoben.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Detmold, den 14. Dezember 1994

                           
                           	
                              Der Landeskirchenrat

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Beschluss
zur Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen
über landeskirchliche Grenzen hinweg
         

      

      
         vom 20. Mai 2006

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 14 S. 39)

      

      Die 33. ordentliche Landessynode hat in ihrer Sitzung am 19./20. Mai 2006 den Beschluss des Landeskirchenrates vom 3. April
         2006 zur gliedkirchlichen Vereinbarung der EKD vom 7. Dezember 2005 über die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen über
         die landeskirchlichen Grenzen hinweg zustimmend zur Kenntnis genommen (Ges. u. VOBl. Bd. 13 S. 450).
      

      Die Vereinbarung über die Gemeindezugehörigkeit in besonderen Fällen vom 5. Juli 1995 (Ges. u. VOBl. Bd. 13 S. 370) zwischen
         der Evangelischen Kirche von Westfalen und der Lippischen Landeskirche tritt dadurch außer Kraft.
      

      Nachstehend wird der genaue Wortlaut der gliedkirchlichen Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen
         über die landeskirchlichen Grenzen hinweg bekannt gegeben:
      

      
            Anlage

         

         
               Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen

            

            Die Ev. Landeskirche Anhalts, Ev. Landeskirche in Baden, Ev.-Luth. Kirche in Bayern, Ev. Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische
               Oberlausitz, Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig, Bremische Evangelische Kirche, Ev.-luth. Landeskirche Hannovers, Ev.
               Kirche in Hessen und Nassau, Ev. Kirche von Kurhessen-Waldeck, Lippische Landeskirche, Ev.-Luth. Landeskirche Mecklenburgs,
               Nordelbische Ev.-Luth. Kirche, Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg, Ev. Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche), Pommersche
               Ev. Kirche, Ev.-reformierte Kirche, Ev. Kirche im Rheinland, Ev. Kirche der Kirchenprovinz Sachsen, Ev.-Luth. Landeskirche
               Sachsens, Ev.-Luth. Landeskirche Schaumburg-Lippe, Ev.-Luth. Kirche in Thüringen, Ev. Kirche von Westfalen und die Ev. Landeskirche
               in Württemberg schließen aufgrund von § 20 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 1 Abs. 2 Satz 2 des Kirchengesetzes der Evangelischen
               Kirche in Deutschland über die Kirchenmitgliedschaft, das kirchliche Meldewesen und den Schutz der Daten der Kirchenmitglieder
               (Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft) vom 10. November 1976 (ABl. EKD S. 389), geändert durch Gesetz vom 8. November
               2001 (ABl. EKD S. 486), die folgende Vereinbarung1:
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                     § 1
Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen
                     

                  

                   1 Kirchenmitglieder können nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen über die landeskirchlichen Grenzen hinweg auch die Kirchenmitgliedschaft
                     in einer anderen Kirchengemeinde als der Kirchengemeinde ihres Wohnsitzes erwerben oder in Fällen der Verlegung ihres Wohnsitzes
                     die Kirchenmitgliedschaft zu ihrer bisherigen Kirchengemeinde fortsetzen (Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen).  2 Wohnsitz ist die nach staatlichem Melderecht ausgewiesene Hauptwohnung.
                  

               

               
                     § 2
Voraussetzung
                     

                  

                  Voraussetzung für die Kirchenmitgliedschaft zu einer anderen als der Kirchengemeinde des Wohnsitzes ist eine erkennbare Bindung
                     an die andere Kirchengemeinde und die Möglichkeit, am Leben dieser Kirchengemeinde teilnehmen zu können.
                  

               

               
                     § 3
Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Entscheidung ergeht auf schriftlichen Antrag des Kirchenmitgliedes.  2 Familienangehörige können sich dem Antrag anschließen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Ein Antrag auf Fortsetzung der Kirchenmitgliedschaft aufgrund eines Wohnsitzwechsels ist binnen zwei Monaten nach Eintritt
                     der Veränderung zu stellen.  2 Ein Antrag auf Fortsetzung der Kirchenmitgliedschaft, der verspätet eingeht, gilt als Antrag auf Erwerb der Kirchenmitgliedschaft.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Über Anträge auf Erwerb oder Fortsetzung der Kirchenmitgliedschaft entscheiden die nach gliedkirchlichem Recht zuständigen
                     Stellen der Gliedkirche, in der die Kirchenmitgliedschaft erworben oder fortgesetzt werden soll.  2 Vor der Entscheidung ist das zuständige Organ der Kirchengemeinde des Wohnsitzes zu hören2.  3 Mit der Entscheidung ist bei Kirchengemeinden mit mehr als einem Pfarrbezirk auch die Zuordnung zu einem Pfarrbezirk zu treffen;
                     dem Wunsch des Kirchenmitgliedes ist insoweit zu entsprechen.  4 Das antragstellende Kirchenmitglied und die Kirchengemeinde des Wohnsitzes sind schriftlich zu informieren.  5 Kommunale Änderungsdaten sind von der Kirchengemeinde des Wohnsitzes an die aufnehmende Kirchengemeinde weiterzuleiten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Wird der Antrag abgelehnt, kann der Antragsteller gegen die Entscheidung innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe bei den dafür
                     nach gliedkirchlichem Recht zuständigen kirchlichen Stellen Einspruch einlegen.  2 Die Entscheidung ist endgültig.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Erwerb und die Fortsetzung der Kirchenmitgliedschaft in der aufnehmenden Kirchengemeinde wird mit der dem Antrag stattgebenden
                     Entscheidung wirksam.
                  

               

               
                     § 4
Rechtsfolgen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mit der Zugehörigkeit zur aufnehmenden Kirchengemeinde erwirbt das Kirchenmitglied auch zugleich die Kirchenmitgliedschaft
                     in der zuständigen Gliedkirche der EKD.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Das Kirchenmitglied hat in der aufnehmenden Kirchengemeinde alle Rechte und Pflichten eines Kirchenmitgliedes; dies gilt nicht
                     für die Pflicht zur Entrichtung der Kirchensteuer.  2 Die Verpflichtung zur Entrichtung von Kirchensteuern gegenüber den Körperschaften, die im Bereich der Kirchengemeinde des
                     Wohnsitzes jeweils Kirchensteuergläubigerin sind, bleibt unberührt.
                  

               

               
                     § 5
Wegfall und Verzicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen endet mit dem Wegzug aus der bisherigen Kirchengemeinde des Wohnsitzes, es
                     sei denn, einem Antrag auf Fortsetzung der Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen wird stattgegeben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Auf die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen kann ein Kirchenmitglied verzichten mit der Folge, dass es Kirchenmitglied
                     der Kirchengemeinde des Wohnsitzes wird.  2 Der Verzicht ist schriftlich gegenüber der Kirchengemeinde zu erklären, zu der die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen
                     besteht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Erklärung nach Abs. 2 wird mit Ablauf des Monats wirksam, in dem diese zugegangen ist.  2 Die Kirchengemeinde, zu der die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen besteht, unterrichtet schriftlich die Kirchengemeinde
                     des Wohnsitzes über die bei ihr eingegangene Verzichtserklänung des Kirchenmitgliedes.
                  

               

               
                     § 6
Inkrafttreten
                     

                  

                   1 Diese Vereinbarung tritt für die vertragschließenden Gliedkirchen nach der gemäß ihrem jeweiligen Recht erforderlichen Zustimmung
                     in Kraft.  2 Für Gliedkirchen, die zu einem späteren Zeitpunkt der Vereinbarung zustimmen, tritt die Vereinbarung mit der späteren Zustimmung
                     in Kraft.
                  

               

               
                     § 7
Übergangsregelung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die bisher zwischen den Gliedkirchen der EKD bestehenden Vereinbarungen über die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen
                     treten außer Kraft, sobald diese Vereinbarung innerkirchlich in Kraft getreten ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die nach den bisherigen Vereinbarungen begründeten Kirchenmitgliedschaften in besonderen Fällen bleiben bestehen.
                  

                  Detmold, 20. Mai 2006

               

            

         

      

      
            Der Landeskirchenrat

         

         Welche Landeskirchen der Vereinbarung bereits beigetreten sind, ist nachfolgender Aufstellung zu entnehmen:

         Anhalt, Zustimmung am 13. Dezember 2006, ab 1. Januar 2007 in Kraft – Baden, Zustimmung am 21. September 2006, ab 1. November 2006 in Kraft – Bayern, ab 1. Januar 2007 in Kraft – Braunschweig, Zustimmung am 19. Mai 2006, ab 15. Juli 2006 in Kraft – Bremen, Zustimmung im Mai 2006  – EKBO, Zustimmung am 12. Mai 2006, ab 1. Juli 2006 in Kraft – EKM, Zustimmung am 18. November 2006, ab 1. Januar 2007 in Kraft – Ev.-ref. Kirche, Zustimmung am 28. April 2006 – Hannover, Beschluss der Landessynode am 17. Juni 2006 – Hessen-Nassau, Zustimmung am 25. November 2006, ab 1. Januar 2007 in Kraft – Kurhessen-Waldeck, Zustimung durch Synode am 27. November 2008, ab 20. Dezember 2008 in Kraft  – Lippe, Zustimmung durch Synode am 20. Mai 2006, ab 15. Juni 2006 in Kraft- – Mecklenburg, Zustimmung im März 2006 – Nordelbien, Zustimmung durch Synode am 22. September 2006, ab 9. Oktober 2006 in Kraft – Oldenburg, Zustimmung am 17. November 2006, ab 1. Januar 2007 in Kraft – Pfalz, Zustimmung im November 2006 – Pommern, Zustimmung am 15. Dezember 2006 – Rheinland, Zustimmung am 11. Januar 2007, ab 1. April 2007 in Kraft – Sachsen, Zustimmung durch Synode am19. November 2007, ab 1. Januar 2008 in Kraft – Schaumburg-Lippe, Zustimmung am 13. Juni 2006 – Westfalen, Zustimmung am 17. November 2006, ab 1. Januar 2007 in Kraft – Württemberg, Zustimmung am 24. Oktober 2006, ab 1. Januar 2007 in Kraft.
         

      

      

      1
            Mit Ende des Jahres 2008 sind alle Gliedkirchen der EKD der Vereinbarung beigetreten (Ges. u. VOBl. Bd. 14 S. 329).

         

      

      2
            Zum 1. Januar 2016 haben die Lippische Landeskirche und die Evangelische Kirche von Westfalen den gegenseitigen Verzicht auf
               die Anwendung des Paragrafen 3 Abs. 3 S. 2 der EKD-Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen vereinbart.
               Bei Umpfarrungen entfällt somit das Anhörungsrecht der Wohnsitzkirchengemeinde.
            

         

      

   
      

      
         Verordnung 
über die Wiederaufnahme in die evangelische Kirche in Wiedereintrittsstellen der Lippischen Landeskirche - Wiederaufnahmeverordnung
            (WAVO) -
         

      

      
         vom 16. September 2004

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 13 S. 248)

      

      Der Landeskirchenrat hat in seiner Sitzung am 16. September 2004 gemäß Abschnitt 7.IV § 2 Abs. 5 S. 1 Lebensordnung, Artikel 106 Ziffer 11 Verfassung der Lippischen Landeskirche folgende Verordnung über die Wiederaufnahme in die evangelische Kirche in Wiedereintrittsstellen
         der Lippischen Landeskirche beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:
      

      
            § 1 
Wiedereintrittsstellen
            

         

         
               (
               1
               )
               Der Landeskirchenrat kann im Bereich der Lippischen Landeskirche zentrale Stellen zum Zwecke der Wiederaufnahme in die evangelische
            Kirche als Wiedereintrittsstellen anerkennen.
         

         
               (
               2
               )
               Voraussetzung für die Errichtung zentraler Stellen ist, dass
         

         
            
               	
                  sie von Pfarrerinnen oder Pfarrern geleitet werden;

               

               	
                  in ihnen zur Vorbereitung der Wiederaufnahme seelsorgerliche Gespräche von Pfarrerinnen und Pfarrern geführt oder angeboten
                     werden und
                  

               

               	
                  in ihnen die Ernsthaftigkeit des Wiederaufnahmebegehrens geprüft werden kann.

               

            

         

      

      
            § 2 
Wirkungen
            

         

         
               (
               1
               )
                1 Die Wiederaufnahme in die evangelische Kirche in einer Wiedereintrittsstelle erfolgt durch Wiederaufnahme in eine Kirchengemeinde,
            in der Regel für die Kirchengemeinde des Wohnsitzes.  2 Soll die Gemeindemitgliedschaft in einer anderen Kirchengemeinde als der des Wohnsitzes erworben werden, findet die Verordnung
            über die Gemeindezugehörigkeit in besonderen Fällen mit Ausnahme des § 5 Anwendung.
         

         
               (
               2
               )
               Weitergehende Regelungen des Kirchenmitgliedschaftsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland bleiben unberührt.
         

      

      
            § 3 
Verfahren
            

         

         
               (
               1
               )
                1 Für die Wiederaufnahme in einer Wiedereintrittsstelle gelten die Bestimmungen des 7. Abschnitts des Kirchengesetzes über die
            Ordnung des Lebens in der Gemeinde (Lebensordnung).  2 Die Entscheidung über den Antrag trifft die Pfarrerin oder der Pfarrer, die oder der für die Wiedereintrittsstelle zuständig
            ist.  3 Vor der Entscheidung kann eine Stellungnahme der Kirchengemeinde des Wohnsitzes eingeholt werden; in den Fällen des § 2 Abs.
            1 Satz 2 ist der Kirchenvorstand der anderen Kirchengemeinde als der des Wohnsitzes zu hören.  4 Ein Rechtsbehelf findet nicht statt.  5 Bei Ablehnung des Antrags auf Wiederaufnahme in einer Wiedereintrittsstelle bleibt das Wiederaufnahmeverfahren gemäß Abschnitt
            7.IV § 2 Lebensordnung unberührt.
         

         
               (
               2
               )
                1 Die Wiederaufnahme ist nach der Kirchenbuchordnung in das Verzeichnis der Aufnahmen und Wiederaufnahmen der aufnehmenden Kirchengemeinde
            einzutragen; sie gilt als in dem Zuständigkeitsbereich dieser Kirchengemeinde vollzogen.  2 In den Fällen des § 2 Abs. 1 Satz 2 erfolgt zusätzlich die Eintragung der Wiederaufnahme in das Verzeichnis der Aufnahmen und Wiederaufnahmen der
            Kirchengemeinde des Wohnsitzes ohne Nummer.
         

         
               (
               3
               )
               Die Wiedereintrittstelle meldet die Wiederaufnahme dem Landeskirchenamt. Die Regelungen über das kirchliche Meldewesen finden
            Anwendung.
         

         
               (
               4
               )
               Erfolgt die Wiederaufnahme für die Kirchengemeinde einer anderen Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland, meldet
            die Wiedereintrittstelle die Wiederaufnahme an das Landeskirchenamt zur Weitermeldung an die andere Gliedkirche.
         

      

      
            § 4 
Durchführungsbestimmungen
            

         

         Der Landeskirchenrat erlässt die zu Durchführung dieser Verordnung erforderlichen Bestimmungen.

      

      
            § 5 
Inkrafttreten
            

         

         Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

         
            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        Detmold, 16. September 2004

                     
                     	
                        Der Landeskirchenrat

                     
                  

               
            

         

      

      
            Anlage

         

         
            Durchführungsbestimmung
zur Verordnung über die Wiederaufnahme in die evangelische
Kirche in Wiedereintrittsstellen der Lippischen Landeskirche
– Wiederaufnahmeverordnung (WAVO) –
            

         

         vom 10. Mai 2005
(Ges. u. VOBl. Bd. 13 S. 358)
zuletzt geändert durch Verordnung vom 14. April 2015
(Ges. u. VOBl. Bd. 16 S. 18)1

         
Gem. § 4 der Verordnung über die Wiederaufnahme in die evangelische Kirche in Wiedereintrittsstellen der Lippischen Landeskirche
            – Wiederaufnahmeverordnung (WAVO) vom 16. September 2004 (Ges. u. VOBl. Bd. 13 S. 248) hat der Landeskirchenrat folgende Durchführungsbestimmungen
            beschlossen, die hiermit bekannt gegeben werden:
         

      

      
            1.

         

         Gem. § 1 der Verordnung über die Wiederaufnahme in die evangelische Kirche in Wiedereintrittsstellen der Lippischen Landeskirche
            erkennt der Landeskirchenrat folgende Stellen als zentrale Wiedereintrittsstellen an:
            
               	
                  Theologin oder Theologe im Landeskirchenamt

               

               	
                  Theologin oder Theologe in der Ehe-, Familien- und Lebensberatungsstelle

               

               	
                  Ev.-ref. Kirchengemeinde Diakonissenhaus

               

               	
                  Gemeinsame Wiedereintrittsstelle der ev.-ref. und der ev.-luth. Kirchengemeinde Bad Salzuflen

               

               	
                  Kirchengemeinde St. Nicolai Lemgo

               

               	
                  von den Kirchengemeinden mit Zustimmung der zuständigen Superintendentin oder des zuständigen Superintendenten oder von der
                     Landeskirche mit Zustimmung des Landeskirchenamts errichtete mobile Wiedereintrittsstellen an bestimmten Orten zu bestimmten
                     Anlässen, soweit sie die Voraussetzungen nach § 1 Abs. 2 Wiederaufnahmeverordnung erfüllen.
                  

               

               	
                  Ev.-ref. Kirchengemeinde Detmold-West

               

            

         

      

      
            2.

         

         Die Dauer der Anerkennung der in Ziffer 1 genannten zentralen Wiedereintrittsstellen bleibt so lange bestehen, bis der Landeskirchenrat
            sie durch Beschluss widerruft.
         

      

      
            3.

         

         Die Anerkennung der Wiedereintrittsstellen ist in geeigneter Weise bekannt zu machen.

         
            
               
               
            
            
               
                  	
                     Detmold, 22. Juli 2005

                  
                  	
                     Der Landeskirchenrat

                  
               

            
         

      

      

      1
            Die Verordnung tritt am 1. Mai 2015 in Kraft. (red. Hinweis)

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz über den Datenschutz der
Evangelischen Kirche in Deutschland 
(EKD-Datenschutzgesetz - DSG-EKD)
         

      

      
         In der Bekanntmachung der Neufassung vom 1. Januar 2013
(ABL. EKD 2013,S. 2; Ges. u. VOBl. Bd. 15, s. 223)
         

      

      
         Berichtigung vom 1. Februar 2013
(ABL. EKD 2013, S. 34; Ges. u. VOBl. Bd. 15 s. 251)
         

      

      mit den Bestimmungen aus „I. Allgemeine Regelungen“ der Datenschutzdurchführungsverordnung (DSVO) vom 18. September 20031

      

      

      Änderungen des Kirchengesetzes

      
         
            
            
            
            
            
            
         
         
            
               	
                  Lfd.
Nr.
                  

               
               	
                  Änderndes Recht

               
               	
                  Datum

               
               	
                  Fundstelle

               
               	
                  Paragrafen

               
               	
                  Art der 
Änderung
                  

               
            

         
         
            
               	1
               	Berichtigung: Bekanntmachung der Neufassung des EKD-Datenschutzgesetzes 
               	1. Februar 2013
               	
                  ABL. EKD. 2013 S.34

                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 S. 251 

               
               	
                  § 19 Abs. 2

                  

                  § 27 Abs. 4

               
               	geändert 
                  

                  

                  neu eingefügt

               
            

         
      

      
         Inhaltsübersicht

      

      

      
         
            
            
         
         
            
               	
                  § 1

               
               	
                  Zweck und Anwendungsbereich

               
            

            
               	
                  § 2

               
               	
                  Begriffsbestimmungen

               
            

            
               	
                  § 2 a

               
               	
                  Datenvermeidung und Datensparsamkeit

               
            

            
               	
                  § 3

               
               	
                  Erhebung, Verarbeitung und Nutzung

               
            

            
               	
                  § 3 a

               
               	
                  Einwilligung der Betroffenen

               
            

            
               	
                  § 4

               
               	
                  Datenerhebung

               
            

            
               	
                  § 5

               
               	
                  Datenspeicherung, -veränderung und -nutzung

               
            

            
               	
                  § 6

               
               	
                  Datengeheimnis

               
            

            
               	
                  § 7

               
               	
                  Unabdingbare Rechte der betroffenen Person

               
            

            
               	
                  § 7 a

               
               	
                  Videobeobachtung und Videoaufzeichnung (Viedeoüberwachung)

               
            

            
               	
                  § 7 b

               
               	
                  Mobile personenbezogene Speicher- und Bearbeitungsmedien

               
            

            
               	
                  § 8

               
               	
                  Schadensersatz durch kirchliche Stellen

               
            

            
               	
                  § 9

               
               	
                  Technische und organisatorische Maßnahmen, IT-Sicherheit

               
            

            
               	
                  § 9 a

               
               	
                  Datenschutzaudit

               
            

            
               	
                  § 10

               
               	
                  Einrichtung automatisierter Abrufverfahren

               
            

            
               	
                  § 11

               
               	
                  Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von personenbezogenen Daten im Auftrag

               
            

            
               	
                  § 12

               
               	
                  Datenübermittlung an kirchliche oder sonstige öffentliche Stellen

               
            

            
               	
                  § 13

               
               	
                  Datenübermittlung an sonstige Stellen

               
            

            
               	
                  § 14

               
               	
                  Durchführung des Datenschutzes

               
            

            
               	
                  § 15

               
               	
                  Auskunft an die betroffene Person

               
            

            
               	
                  § 15 a

               
               	
                  Benachrichtigung

               
            

            
               	
                  § 16

               
               	
                  Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten; Widerspruchsrecht

               
            

            
               	
                  § 17

               
               	
                  Anrufung der Beauftragten für den Datenschutz

               
            

            
               	
                  § 18

               
               	
                  Rechtsstellung der Beauftragten für den Datenschutz

               
            

            
               	
                  § 18 a

               
               	
                  Der oder die Beauftragte für den Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland

               
            

            
               	
                  § 18 b

               
               	
                  Beauftrage für den Datenschutz der Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland

               
            

            
               	
                  § 19

               
               	
                  Aufgaben der Beauftragten für den Datenschutz

               
            

            
               	
                  § 20

               
               	
                  Beanstandungsrecht der Beauftragten für den Datenschutz

               
            

            
               	
                  § 21

               
               	
                  Meldepflicht

               
            

            
               	
                  § 21 a

               
               	
                  Inhalt der Meldepflicht

               
            

            
               	
                  § 22

               
               	
                  Betriebsbeauftragte und örtlich Beauftragte für den Datenschutz

               
            

            
               	
                  § 23

               
               	
                  Zweckbindung bei personenbezogenen Daten die einem Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis unterliegen

               
            

            
               	
                  § 24

               
               	
                  Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung bei Dienst- und Arbeitsverhältnissen

               
            

            
               	
                  § 25

               
               	
                  Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten durch Forschungseinrichtungen

               
            

            
               	
                  § 26

               
               	
                  Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten durch die Medien

               
            

            
               	
                  § 27

               
               	
                  Ergänzende Bestimmungen

               
            

         
      

      
                     § 1
Zweck und Anwendungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zweck dieses Kirchengesetzes ist es, den Einzelnen davor zu schützen, dass er durch den Umgang mit seinen personenbezogenen
                     Daten in seinem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Dieses Kirchengesetz gilt für die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten durch die Evangelische Kirche
                     in Deutschland, ihre Gliedkirchen und ihre gliedkirchlichen Zusammenschlüsse sowie die ihnen zugeordneten kirchlichen und
                     diakonischen Werke und Einrichtungen ohne Rücksicht auf deren Rechtsform und rechtsfähige evangelische Stiftungen des bürgerlichen
                     Rechts (kirchliche Stellen).  2 Die Evangelische Kirche in Deutschland, ihre Gliedkirchen und ihre gliedkirchlichen Zusammenschlüsse haben sicherzustellen,
                     dass auch in den ihnen organisatorisch zugeordneten Werken und Einrichtungen dieses Kirchengesetz sowie Ausführungsbestimmungen
                     und seine ergänzenden Durchführungsbestimmungen Anwendung finden.  3 Die Evangelische Kirche in Deutschland und die Gliedkirchen führen jeweils für ihren Bereich eine Übersicht über die kirchlichen
                     Werke und Einrichtungen mit eigener Rechtspersönlichkeit, für die dieses Kirchengesetz gilt.  4 In die Übersicht sind Name, Anschrift, Rechtsform und Tätigkeitsbereich der kirchlichen Werke und Einrichtungen aufzunehmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Dieses Kirchengesetz ist nur eingeschränkt anwendbar:
                  

                  
                     
                        	
                           auf automatisierte Dateien, die ausschließlich aus verarbeitungstechnischen Gründen vorübergehend erstellt und nach ihrer
                              verarbeitungstechnischen Nutzung automatisch gelöscht werden; insoweit gelten nur die §§ 6 und 9;
                           

                        

                        	
                           auf nicht automatisierte Dateien, deren personenbezogene Daten nicht zur Übermittlung an Dritte bestimmt sind; insoweit gelten
                              nur die §§ 6, 9, 23 und 25.  2 Werden im Einzelfall personenbezogene Daten übermittelt, gelten für diesen Einzelfall die Vorschriften dieses Kirchengesetzes
                              uneingeschränkt.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Pfarrer und Pfarrerinnen sowie sonstige kirchliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen dürfen in Wahrnehmung ihres Seelsorgeauftrages
                     eigene Aufzeichnungen führen und verwenden; diese dürfen Dritten nicht zugänglich sein.  2 Die besonderen Bestimmungen über den Schutz des Beicht- und Seelsorgegeheimnisses sowie über die Amtsverschwiegenheit bleiben
                     unberührt.  3 Das Gleiche gilt für die sonstigen Verpflichtungen zur Wahrung gesetzlicher Geheimhaltungs- und Verschwiegenheitspflichten
                     oder von Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnissen, die nicht auf gesetzlichen Vorschriften beruhen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes gehen denen des Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetzes der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland vor, soweit bei der Ermittlung des Sachverhaltes personenbezogene Daten verarbeitet werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Soweit besondere Regelungen in anderen kirchlichen Rechtsvorschriften auf personenbezogene Daten einschließlich deren Veröffentlichung
                     anzuwenden sind, gehen sie den Vorschriften dieses Kirchengesetzes vor.
                  

                  

               

               
                     § 2
Begriffsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren
                     natürlichen Person (betroffene Person).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Automatisierte Verarbeitung ist die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten unter Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen.
                     Eine nicht automatisierte Datei ist jede nicht automatisierte Sammlung personenbezogener Daten, die gleichartig aufgebaut
                     und nach bestimmten Merkmalen zugänglich ist und ausgewertet werden kann.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Erheben ist das Beschaffen von personenbezogenen Daten über die betroffene Person.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Verarbeiten ist das Speichern, Verändern, Übermitteln, Sperren und Löschen personenbezogener Daten. Im Einzelnen ist, ungeachtet
                     der dabei angewendeten Verfahren:
                  

                  
                     
                        	
                           Speichern das Erfassen, Aufnehmen oder Aufbewahren personenbezogener Daten auf einem Datenträger zum Zwecke ihrer weiteren
                              Verarbeitung oder Nutzung,
                           

                        

                        	
                           Verändern das inhaltliche Umgestalten gespeicherter personenbezogener Daten,

                        

                        	
                           Übermitteln das Bekanntgeben von gespeicherten oder durch Datenverarbeitung gewonnener personenbezogener Daten an Dritte in
                              der Weise, dass
                           

                           
                              	
                                 die Daten an Dritte weitergegeben werden oder

                              

                              	
                                 Dritte zur Einsicht oder zum Abruf bereitgehaltene Daten einsehen oder abrufen,

                              

                           

                        

                        	
                           Sperren das Kennzeichnen gespeicherter personenbezogener Daten, um ihre weitere Verarbeitung oder Nutzung einzuschränken,

                        

                        	
                           Löschen das Unkenntlichmachen gespeicherter personenbezogener Daten.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Nutzen ist jede Verwendung personenbezogener Daten, soweit es sich nicht um Verarbeitung handelt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Anonymisieren ist das Verändern personenbezogener Daten derart, dass die Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse
                     nicht mehr oder nur mit einem unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft einer betroffenen Person zugeordnet
                     werden können.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Pseudonymisieren ist das Ersetzen des Namens und anderer Identifikationsmerkmale durch ein Kennzeichen zu dem Zweck, die Bestimmung
                     der betroffenen Person auszuschließen oder wesentlich zu erschweren.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Verantwortliche Stelle ist jede Person oder Stelle, die personenbezogene Daten für sich selbst erhebt, verarbeitet oder nutzt
                     oder dies durch andere im Auftrag vornehmen lässt.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Empfänger ist jede Person oder Stelle, die personenbezogene Daten erhält.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                        Dritte sind Personen und Stellen außerhalb der verantwortlichen Stelle. Dritte sind nicht die betroffene Person sowie diejenigen
                     Personen und Stellen, die im Geltungsbereich dieses Kirchengesetzes personenbezogene Daten im Auftrag erheben, verarbeiten
                     oder nutzen.
                  

                  
                        (
                        11
                        )
                        Besondere Arten personenbezogener Daten sind Angaben über rassische und ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiöse
                     und weltanschauliche Überzeugungen, Gewerkschaftszugehörigkeit, Gesundheit oder Sexualleben. Dazu gehört nicht die Zugehörigkeit
                     zu einer Kirche oder sonstigen Religionsgemeinschaft.
                  

                  
                        (
                        12
                        )
                        ( 12 ) Mobile personenbezogene Speicher- und Bearbeitungsmedien sind Datenträger,
                  

                  
                     
                        	
                           die an den Betroffenen ausgegeben werden,

                        

                        	
                           auf denen personenbezogene Daten über die Speicherung hinaus durch die ausgebende Stelle oder eine andere Stelle automatisiert
                              verarbeitet werden können und
                           

                        

                        	
                           bei denen der Betroffene diese Verarbeitung nur durch den Gebrauch des Mediums beeinflussen kann.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        13
                        )
                        Beschäftigte sind: 
                  

                  
                     
                        	
                           in einem Pfarrdienst- oder in einem kirchlichen Beamtenverhältnis stehende Personen, 

                        

                        	
                           Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, 

                        

                        	
                           zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigte, 

                        

                        	
                           Teilnehmende an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben sowie an Abklärungen der beruflichen Eignung oder Arbeitserprobungen
                              (Rehabilitationen), 
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen, 

                        

                        	
                           nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz, oder in vergleichbaren Diensten, Beschäftigte,

                        

                        	
                           Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbstständigkeit als arbeitnehmerähnliche Personen anzusehen sind, 

                        

                        	
                           Bewerbende für ein Beschäftigungsverhältnis sowie Personen, deren Beschäftigungsverhältnis beendet ist.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        14
                        )
                        Sicherheit beim Einsatz von Informationstechnik (IT-Sicherheit) umfasst den Schutz der mit Informationstechnik erhobenen und
                     verarbeiteten Daten insbesondere vor unberechtigtem Zugriff, vor unerlaubten Änderungen und vor der Gefahr des Verlustes,
                     um deren Vertraulichkeit, Integrität und Verfügbarkeit zu gewährleisten.
                  

               

               
                     § 2 a
Datenvermeidung und Datensparsamkeit
                     

                  

                   1 Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten und die Auswahl und Gestaltung von Datenverarbeitungssystemen
                     sind an dem Ziel auszurichten, so wenig personenbezogene Daten wie möglich zu erheben, zu verarbeiten oder zu nutzen.  2 Insbesondere sind personenbezogene Daten zu anonymisieren oder zu pseudonymisieren, soweit dies nach dem Verwendungszweck
                     möglich ist und keinen im Verhältnis zu dem angestrebten Schutzzweck unverhältnismäßigen Aufwand erfordert.
                  

               

               
                     § 3
Erhebung, Verarbeitung und Nutzung
                     

                  

                  Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten sind nur zulässig, wenn dieses Gesetz oder eine andere Rechtsvorschrift
                     sie erlaubt oder anordnet oder soweit die betroffene Person eingewilligt hat.
                  

               

               
                     § 3 a
Einwilligung der Betroffenen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Einwilligung der Betroffenen ist nur wirksam, wenn sie auf deren freier Entscheidung beruht.  2 Sie sind auf den vorgesehenen Zweck der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung sowie, soweit nach den Umständen des Einzelfalles
                     erforderlich oder auf Verlangen, auf die Folgen der Verweigerung der Einwilligung hinzuweisen.  3 Die Einwilligung bedarf der Schriftform, soweit nicht wegen besonderer Umstände eine andere Form angemessen ist.  4 Soll die Einwilligung zusammen mit anderen Erklärungen schriftlich erteilt werden, ist die Einwilligungserklärung im äußeren
                     Erscheinungsbild der Erklärung hervorzuheben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Im Bereich der wissenschaftlichen Forschung liegt ein besonderer Umstand im Sinne von Absatz 1 Satz 3 auch dann vor,  wenn
                     durch die Schriftform der bestimmte Forschungszweck erheblich beeinträchtigt würde.  2 In diesem Fall sind der Hinweis nach Absatz 1 Satz 2 und die Gründe, aus denen sich die erhebliche Beeinträchtigung des bestimmten
                     Forschungszwecks ergibt, schriftlich festzuhalten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Soweit besondere Arten personenbezogener Daten nach § 2 Abs. 11 erhoben, verarbeitet oder genutzt werden, muss sich die Einwilligung darüber hinaus ausdrücklich auf diese Daten beziehen.
                  

               

               
                     § 4
Datenerhebung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Erheben personenbezogener Daten ist zulässig, wenn ihre Kenntnis zur Erfüllung der Aufgaben der verantwortlichen kirchlichen
                     Stelle erforderlich ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Personenbezogene Daten sind bei der betroffenen Person zu erheben.  2 Ohne ihre Mitwirkung dürfen sie nur erhoben werden, wenn
                     
                        	
                           eine kirchliche oder staatliche Rechtsvorschrift dies vorsieht, zwingend voraussetzt oder

                        

                        	
                           die Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages die Erhebung erfordert und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass überwiegende
                              schutzwürdige Interessen verletzt werden, sofern
                              
                                 	
                                    die zu erfüllende Aufgabe ihrer Art nach eine Erhebung bei anderen Personen oder kirchlichen Stellen erforderlich macht oder

                                 

                                 	
                                    die Erhebung bei der betroffenen Person einen unverhältnismäßigen Aufwand erforderte oder

                                 

                                 	
                                    die betroffene Person einer durch Rechtsvorschrift festgelegten Auskunftspflicht nicht nachgekommen und über die beabsichtigte
                                       Erhebung der Daten unterrichtet worden ist.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Werden personenbezogene Daten bei der betroffenen Person erhoben, so ist sie auf Verlangen über den Erhebungszweck, über die
                     Rechtsvorschrift, die zur Auskunft verpflichtet, und über die Folgen der Verweigerung von Angaben aufzuklären.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Werden personenbezogene Daten statt bei der betroffenen Person bei einer nichtkirchlichen oder nicht-öffentlichen Stelle erhoben,
                     so ist die Stelle auf die Rechtsvorschrift, die zur Auskunft verpflichtet, sonst auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben hinzuweisen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Erheben besonderer Arten personenbezogener Daten nach § 2 Abs. 11 ist nur zulässig, soweit
                     
                        	
                           eine Rechtsvorschrift dies vorsieht,

                        

                        	
                           der Betroffene nach Maßgabe des § 3a Abs. 3 eingewilligt hat,
                           

                        

                        	
                           dies zum Schutze lebenswichtiger Interessen der betroffenen Person oder Dritter erforderlich ist, sofern die betroffene Person
                              aus physischen oder rechtlichen Gründen außerstande ist, ihre Einwilligung zu geben,
                           

                        

                        	
                           es sich um Daten handelt, die die betroffene Person offenkundig öffentlich gemacht hat,

                        

                        	
                           Grund zu der Annahme besteht, dass andernfalls die Wahrnehmung des Auftrages der Kirche oder die Glaubwürdigkeit ihres Dienstes
                              gefährdet würde,
                           

                        

                        	
                           dies zum Zweck der Gesundheitsvorsorge, der medizinischen Diagnostik, der Gesundheitsversorgung oder Behandlung oder für die
                              Verwaltung von Gesundheitsdiensten erforderlich ist und die Verarbeitung dieser Daten durch ärztliches Personal oder durch
                              sonstige Personen erfolgt, die einer entsprechenden Geheimhaltungspflicht unterliegen, oder
                           

                        

                     

                  

                  dies zur Durchführung wissenschaftlicher Forschung erforderlich ist, das wissenschaftliche Interesse an der Durchführung des
                     Forschungsvorhabens das Interesse der betroffenen Person an dem Ausschluss der Erhebung erheblich überwiegt und der Zweck
                     der Forschung auf andere Weise nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand erreicht werden kann.
                  

               

               
                     § 5
Datenspeicherung, -veränderung und -nutzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Speichern, Verändern oder Nutzen personenbezogener Daten ist zulässig, wenn es zur Erfüllung der in der Zuständigkeit
                     der verantwortlichen kirchlichen Stelle liegenden Aufgabe erforderlich ist und es für die Zwecke erfolgt, für die die Daten
                     erhoben worden sind.  2 Ist keine Erhebung vorausgegangen, dürfen die Daten nur für die Zwecke geändert oder genutzt werden, für die sie gespeichert
                     worden sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Speichern, Verändern oder Nutzen für andere Zwecke ist nur zulässig, wenn
                     
                        	
                           eine kirchliche Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend voraussetzt,

                        

                        	
                           eine staatliche Rechtsvorschrift dies vorsieht und kirchliche Interessen nicht entgegenstehen,

                        

                        	
                           die betroffene Person eingewilligt hat,

                        

                        	
                           offensichtlich ist, dass es im Interesse der betroffenen Person liegt und kein Grund zu der Annahme besteht, dass sie in Kenntnis
                              des anderen Zweckes ihre Einwilligung verweigern würde,
                           

                        

                        	
                           Angaben der betroffenen Person überprüft werden müssen, weil tatsächliche Anhaltspunkte für deren Unrichtigkeit bestehen,

                        

                        	
                           die Daten aus allgemein zugänglichen Quellen entnommen werden können oder die verantwortliche kirchliche Stelle sie veröffentlichen
                              dürfte, es sei denn, dass das schutzwürdige Interesse der betroffenen Person an dem Ausschluss der Zweckänderung offensichtlich
                              überwiegt,
                           

                        

                        	
                           Grund zu der Annahme besteht, dass andernfalls die Wahrnehmung des Auftrages der Kirche gefährdet würde,

                        

                        	
                           es zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Rechte einer anderen Person erforderlich ist oder

                        

                        	
                           es zur Durchführung wissenschaftlicher Forschung erforderlich ist, das wissenschaftliche Interesse an der Durchführung des
                              Forschungsvorhabens das Interesse der betroffenen Person an dem Ausschluss der Zweckänderung erheblich überwiegt und der Zweck
                              der Forschung auf andere Weise nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand erreicht werden kann.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Eine Verarbeitung oder Nutzung für andere Zwecke liegt nicht vor, wenn sie der Wahrnehmung von Visitations-, Aufsichts- und
                     Kontrollbefugnissen, der Rechnungsprüfung, der Revision oder der Durchführung von Organisationsuntersuchungen für die verantwortliche
                     kirchliche Stelle dient.  2 Das gilt auch für die Verarbeitung oder Nutzung zu Ausbildungs- und Prüfungszwecken durch die verantwortliche kirchliche Stelle,
                     soweit nicht überwiegende schutzwürdige Interessen der betroffenen Person entgegenstehen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Personenbezogene Daten, die ausschließlich zu Zwecken der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung oder zur Sicherstellung
                     eines ordnungsgemäßen Betriebes einer Datenverarbeitungsanlage gespeichert werden, dürfen nur für diese Zwecke verwendet werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Das Speichern, Verändern oder Nutzen von besonderen Arten personenbezogener Daten nach § 2 Abs. 11 für andere Zwecke ist nur zulässig, wenn
                     
                        	
                           die Voraussetzungen vorliegen, die eine Erhebung nach § 4 Abs. 5 Nr. 1 bis 5 zuließen oder
                           

                        

                        	
                           dies zur Durchführung wissenschaftlicher Forschung erforderlich ist, das kirchliche Interesse an der Durchführung des Forschungsvorhabens
                              das Interesse der betroffenen Person an dem Ausschluss der Zweckänderung erheblich überwiegt und der Zweck der Forschung auf
                              andere Weise nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand erreicht werden kann.  2 Bei dieser Abwägung ist im Rahmen des kirchlichen Interesses das wissenschaftliche Interesse an dem Forschungsvorhaben besonders
                              zu berücksichtigen.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 6
Datengeheimnis
                     

                  

                   1 Den mit dem Umgang von Daten betrauten Personen ist es untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu erheben, zu verarbeiten
                     oder zu nutzen (Datengeheimnis).  2 Diese Personen sind – soweit sie nicht aufgrund anderer kirchlicher Bestimmungen zur Verschwiegenheit  verpflichtet wurden
                     – bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das Datengeheimnis zu verpflichten.  3 Das Datengeheimnis besteht auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort.
                  

                  

               

               
                     § 7
Unabdingbare Rechte der betroffenen Person
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Rechte der betroffenen Person auf Auskunft (§ 15) und auf Berichtigung, Löschung oder Sperrung von Daten (§ 16) können nicht durch Rechtsgeschäft ausgeschlossen oder beschränkt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Sind die Daten der betroffenen Person automatisiert in der Weise gespeichert, dass mehrere Stellen speicherungsberechtigt
                     sind, und ist die betroffene Person nicht in der Lage, festzustellen, welche Stelle die Daten gespeichert hat, so kann sie
                     sich an jede dieser Stellen wenden.  2 Diese ist verpflichtet, das Vorbringen der betroffenen Person an die Stelle, die die Daten gespeichert hat, weiterzuleiten.
                      3 Die betroffene Person ist über die Weiterleitung und jene Stelle zu unterrichten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Personenbezogene Daten über die Ausübung eines Rechts der betroffenen Person, das sich aus diesem Kirchengesetz oder aus einer
                     anderen kirchlichen Vorschrift über den Datenschutz ergibt, dürfen nur zur Erfüllung der sich aus der Ausübung des Rechts
                     ergebenden Pflicht der verantwortlichen Stelle verwendet werden.
                  

               

               
                     § 7 a
Beobachtung öffentlich zugänglicher Räume mit optisch-elektronischen Einrichtungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Beobachtung öffentlich zugänglicher und besonders gefährdeter nicht öffentlich zugänglicher Bereiche innerhalb und außerhalb
                     von Dienstgebäuden mit optisch-elektronischen Einrichtungen (Videobeobachtung) ist nur zulässig, soweit sie in Ausübung des
                     Hausrechts der kirchlichen Stelle 
                  

                  
                     
                        	
                           zum Schutz von Personen und Sachen oder

                        

                        	
                           zur Überwachung von Zugangsberechtigungen

                        

                     
 
                  

                  erforderlich ist und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass schutzwürdige Interessen der Betroffenen überwiegen.  2 Während der Gottesdienste ist eine Videoüberwachung unzulässig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die nach Absatz 1 erhobenen Daten dürfen nur gespeichert werden (Videoaufzeichnung), wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen,
                     dass mit einer Verletzung der Rechtsgüter nach Absatz 1 künftig zu rechnen ist und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass
                     schutzwürdige Interessen der Betroffenen überwiegen.  2 Eine weitere Verarbeitung der erhobenen Daten ist zulässig für den Zweck, für den sie erhoben wurden.  3 Für einen anderen Zweck ist sie nur zulässig, soweit dies zur Verfolgung von Straftaten oder zur Abwehr von Gefahren für Leib,
                     Leben oder Freiheit einer Person oder für bedeutende Sach- oder Vermögenswerte erforderlich ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Videobeobachtung und Videoaufzeichnung sowie die verantwortliche Stelle sind durch geeignete Maßnahmen für die Betroffenen
                     erkennbar zu machen, soweit dies nicht offensichtlich ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Werden durch Videoüberwachung erhobene Daten einer bestimmten Person zugeordnet und verarbeitet, so ist diese über die jeweilige
                     Verarbeitung zu benachrichtigen.  2 Von der Benachrichtigung kann abgesehen werden 
                  

                  
                     
                        	
                           solange das öffentliche Interesse an der Strafverfolgung das Recht auf Benachrichtigung der betroffenen Person erheblich überwiegt
                              oder
                           

                        

                        	
                           wenn die Benachrichtigung im Einzelfall einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordert.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Aufzeichnungen einschließlich Kopien und daraus gefertigte Unterlagen sind spätestens nach einer Woche zu löschen oder zu
                     vernichten, soweit sie zum Erreichen des verfolgten Zwecks nicht mehr zwingend erforderlich sind.  2 Sie sind unverzüglich zu löschen, soweit schutzwürdige Interessen der Betroffenen einer weiteren Speicherung entgegenstehen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 § 9 Absatz 1 findet Anwendung.  2 Wird Videoüberwachung eingesetzt, sind technische und organisatorische Maßnahmen zu treffen, die geeignet sind zu gewährleisten,
                     dass
                  

                  
                     
                        	
                           nur Befugte die durch Videoüberwachung erhobenen Daten zur Kenntnis nehmen können (Vertraulichkeit),

                        

                        	
                            die durch Videoüberwachung erhobenen Daten bei der Verarbeitung unverfälscht, vollständig und widerspruchsfrei bleiben (Integrität),

                        

                        	
                            die durch Videoüberwachung erhobenen Daten zeitgerecht zur Verfügung stehen und ordnungsgemäß verarbeitet werden können (Verfügbarkeit),

                        

                        	
                           die durch Videoüberwachung erhobenen Daten ihrem Ursprung zugeordnet werden können (Authentizität),

                        

                        	
                            festgestellt werden kann, wer wann welche durch Videoüberwachung erhobenen Daten in welcher Weise verarbeitet hat (Revisionsfähigkeit).

                        

                     

                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Die datenverarbeitende Stelle legt in einer laufend auf dem neuesten Stand zu haltenden Dokumentation fest:
                  

                  
                     
                        	
                            den Namen und die Anschrift der datenverarbeitenden Stelle,

                        

                        	
                           den Zweck der Videoüberwachung,

                        

                        	
                           die Rechtsgrundlage der Videoüberwachung,

                        

                        	
                            den Kreis der Betroffenen,

                        

                        	
                           den Personenkreis, der Zugang zu den durch Videoüberwachung erhobenen Daten erhält,

                        

                        	
                            die Abwägung der mit der Videoüberwachung verfolgten Ziele mit den mit der Videoüberwachung konkret verbundenen Gefahren
                              für die Rechte der Betroffenen,
                           

                        

                        	
                           die technischen und organisatorischen Maßnahmen nach Absatz 6,

                        

                        	
                           die Art der Geräte, ihren Standort und den räumlichen Überwachungsbereich,

                        

                        	
                           die Art der Überwachung,

                        

                        	
                            die Dauer der Überwachung.

                        

                     

                  

                   2 Die datenverarbeitende Stelle kann die Angaben nach Satz 1 für mehrere gleichartige Videoüberwachungen in einer Dokumentation
                     zusammenfassen.  3 Die Betriebsbeauftragten und örtlichen Beauftragten führen die Dokumentation und halten sie zur Einsicht bereit.  4 Die Dokumentationen können bei der kirchlichen Stelle von jeder Person eingesehen werden; für die Angaben nach Satz 1 Nr.
                     7 und 8 gilt dies nur, soweit die Sicherheit der Videoüberwachung nicht beeinträchtigt wird.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Die Videoüberwachung ist mindestens alle zwei Jahre auf ihre weitere Erforderlichkeit zu überprüfen.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Beim Einsatz von Videokamera-Attrappen finden die Absätze 1, 3 und 8 entsprechende Anwendung.
                  

               

               
                     § 7 b
Mobile personenbezogene Speicher- und Bearbeitungsmedien
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Stelle, die ein mobiles personenbezogenes Speicher- und Verarbeitungsmedium ausgibt oder ein Verfahren zur automatisierten
                     Verarbeitung personenbezogener Daten, das ganz oder teilweise auf einem solchen Medium abläuft, auf das Medium aufbringt,
                     ändert oder hierzu bereit hält, muss die betroffene Person
                     
                        	
                           über ihre Identität und Anschrift,

                        

                        	
                           in allgemein verständlicher Form über die Funktionsweise des Mediums einschließlich der Art der zu verarbeitenden personenbezogenen
                              Daten,
                           

                        

                        	
                           darüber, wie sie ihre Rechte nach den §§ 15, 15 a und 16 ausüben kann, und
                           

                        

                        	
                           über die bei Verlust oder Zerstörung des Mediums zu treffenden Maßnahmen

                        

                        	
                           unterrichten, soweit die betroffene Person nicht bereits Kenntnis erlangt hat.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die nach Abs. 1 verpflichtete Stelle hat dafür Sorge zu tragen, dass die zur Wahrnehmung des Auskunftsrechts erforderlichen
                     Geräte oder Einrichtungen in angemessenem Umfang zum unentgeltlichen Gebrauch zur Verfügung stehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Kommunikationsvorgänge, die auf dem Medium eine Datenverarbeitung auslösen, müssen für den Betroffenen eindeutig erkennbar
                     sein.
                  

               

               
                     § 8
Schadensersatz durch kirchliche Stellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Fügt eine kirchliche Stelle der betroffenen Person durch eine nach den Vorschriften dieses Kirchengesetzes oder nach anderen
                     kirchlichen Vorschriften über den Datenschutz unzulässige oder unrichtige automatisierte Verarbeitung ihrer personenbezogenen
                     Daten einen Schaden zu, ist sie der betroffenen Person zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet.  2 Für die Verarbeitung der von staatlichen oder kommunalen Stellen sowie von Sozialleistungsträgern übermittelten personenbezogenen
                     Daten durch kirchliche Stellen, die nicht privatrechtlich organisiert sind, gilt diese Verpflichtung zum Schadensersatz unabhängig
                     von einem Verschulden; bei einer schweren Verletzung des Persönlichkeitsrechts ist der betroffenen Person der Schaden, der
                     nicht Vermögensschaden ist, angemessen in Geld zu ersetzen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Ansprüche nach Absatz 1 Satz 2 sind insgesamt bis zu einem Betrag in Höhe von 130 000 Euro begrenzt.  2 Ist aufgrund desselben Ereignisses an mehrere Personen Schadensersatz zu leisten, der insgesamt den Höchstbetrag von 130 000
                     Euro übersteigt, so verringern sich die einzelnen Schadensersatzleistungen in dem Verhältnis, in dem ihr Gesamtbetrag zum
                     Höchstbetrag steht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Sind bei einer automatisierten Verarbeitung mehrere Stellen speicherungsberechtigt und ist die geschädigte Person nicht in
                     der Lage, die speichernde Stelle festzustellen, so haftet jede dieser Stellen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Mehrere Ersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Auf das Mitverschulden der betroffenen Person ist § 254 und auf die Verjährung sind die §§ 199, 852 des Bürgerlichen Gesetzbuches
                     entsprechend anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Macht eine betroffene Person gegenüber einer kirchlichen Stelle einen Anspruch auf Schadensersatz wegen einer nach diesem
                     Kirchengesetz oder anderen Vorschriften über den Datenschutz unzulässigen oder unrichtigen automatisierten Datenverarbeitung
                     geltend und ist streitig, ob der Schaden die Folge eines von der verantwortlichen Stelle zu vertretenden Umstandes ist, so
                     trifft die Beweislast die verantwortliche Stelle.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Vorschriften, nach denen Ersatzpflichtige in weiterem Umfang als nach dieser Vorschrift haften oder nach denen andere für
                     den Schaden verantwortlich sind, bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 9
Technische und organisatorische Maßnahmen, It-Sicherheit
                     

                  

                   1 
                        (
                        1
                        )
                        Kirchliche Stellen, die selbst oder im Auftrag personenbezogene Daten erheben, verarbeiten oder nutzen, haben die technischen
                     und organisatorischen Maßnahmen zu treffen, die erforderlich sind, um die Ausführung der Vorschriften dieses Kirchengesetzes,
                     insbesondere die in der Anlage zu diesem Kirchengesetz genannten Anforderungen, zu gewährleisten.  2 Erforderlich sind Maßnahmen, deren Aufwand in einem angemessenen Verhältnis zu dem angestrebten Schutzzweck steht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Jede kirchliche Stelle ist verpflichtet, IT-Sicherheit zu gewährleisten.  2 Das Nähere regelt der Rat der EKD durch Rechtsverordnung mit Zustimmung der Kirchenkonferenz.
                  

               

               
                     § 9 a
Datenschutzaudit
                     

                  

                   1 Zur Verbesserung des Datenschutzes und der Datensicherheit können Anbieter von Datenverarbeitungssystemen und -programmen
                     und Daten verarbeitende Stellen ihr Datenschutzkonzept sowie ihre technischen Einrichtungen durch geeignete Stellen prüfen
                     und bewerten lassen sowie das Ergebnis der Prüfung veröffentlichen.  2 Näheres kann der Rat der EKD durch Rechtsverordnung  regeln.
                  

               

               
                     § 10
Einrichtung automatisierter Abrufverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens, das die Übermittlung personenbezogener Daten durch Abruf ermöglicht, ist
                     zulässig, soweit dieses Verfahren unter Berücksichtigung der schutzwürdigen Interessen der betroffenen Person und des kirchlichen
                     Auftrags der beteiligten Stellen angemessen ist.  2 Die Vorschriften über die Zulässigkeit des einzelnen Abrufs bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die beteiligten kirchlichen Stellen haben zu gewährleisten, dass die Zulässigkeit des Abrufverfahrens kontrolliert werden
                     kann.  2 Hierzu haben sie schriftlich festzulegen:
                     
                        	
                           Anlass und Zweck des Abrufverfahrens,

                        

                        	
                           Dritte, an die übermittelt wird,

                        

                        	
                           Art der zu übermittelnden Daten,

                        

                        	
                           nach § 9 erforderliche technische und organisatorische Maßnahmen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Über die Einrichtung von Abrufverfahren sind die jeweils zuständigen Beauftragten für den Datenschutz nach § 18 sowie die
                     Betriebsbeauftragten oder die örtlich Beauftragten für den Datenschutz nach § 22 unter Mitteilung der Festlegung nach Absatz
                     2 zu unterrichten.  2 Die Errichtung von automatisierten Abrufverfahren mit nicht-kirchlichen Stellen kann von der Genehmigung einer anderen kirchlichen
                     Stelle abhängig gemacht werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Verantwortung für die Zulässigkeit des einzelnen Abrufs trägt die Daten empfangende Stelle.  2 Die speichernde kirchliche Stelle prüft die Zulässigkeit der Abrufe nur, wenn dazu Anlass besteht.  3 Die speichernde kirchliche Stelle hat zu gewährleisten, dass die Übermittlung von personenbezogenen Daten zumindest durch
                     geeignete Stichprobenverfahren festgestellt und überprüft werden kann.  4 Wird ein Gesamtbestand von personenbezogenen Daten abgerufen oder übermittelt (Stapelverarbeitung), so bezieht sich die Gewährleistung
                     der Feststellung und Überprüfung nur auf die Zulässigkeit des Abrufs oder der Übermittlung des Gesamtbestandes.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für den Abruf allgemein zugänglicher Daten.  2 Allgemein zugänglich sind Daten, die jedermann, sei es ohne oder nach vorheriger Anmeldung, Zulassung oder Entrichtung eines
                     Entgelts, nutzen kann.
                  

                  

               

               
                     § 11
Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von personenbezogenen Daten im Auftrag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Werden personenbezogene Daten im Auftrag durch andere Stellen oder Personen erhoben, verarbeitet oder genutzt, ist die beauftragende
                     Stelle für die Einhaltung der Vorschriften dieses Kirchengesetzes und anderer Vorschriften über den Datenschutz verantwortlich.
                      2 Die in den §§ 7 und 8 genannten Rechte sind ihr gegenüber geltend zu machen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die beauftragte Stelle darf die Daten nur innerhalb der Mitgliedsstaaten der Europäischen Union erheben, verarbeiten oder
                     nutzen.  2 Die Evangelische Kirche in Deutschland kann die Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung in Staaten außerhalb der Europäischen
                     Union zulassen, wenn diese ein dem EKD-Datenschutzgesetz angemessenes gesetzliches oder vertraglich vereinbartes Datenschutzniveau
                     nachgewiesen haben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die beauftragte Stelle oder Person ist unter besonderer Berücksichtigung der Eignung der von ihr getroffenen technischen und
                     organisatorischen Maßnahmen sorgfältig auszuwählen.  2 Der Auftrag ist schriftlich zu erteilen, wobei insbesondere im Einzelnen festzulegen sind:
                  

                  
                     
                        	
                           der Gegenstand und die Dauer des Auftrags, 

                        

                        	
                           der Umfang, die Art und der Zweck der vorgesehenen Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von Daten, die Art der Daten und der
                              Kreis der Betroffenen,
                           

                        

                        	
                           die nach § 9 Absatz 1 zu treffenden technischen und organisatorischen Maßnahmen sowie ihre Kontrolle durch den Auftragnehmer,
                              
                           

                        

                        	
                           die Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten,

                        

                        	
                           die Verpflichtung der Beschäftigten des Auftragnehmers auf das Datengeheimnis nach § 6,

                        

                        	
                           die etwaige Berechtigung zur Begründung von Unterauftragsverhältnissen,

                        

                        	
                           die Kontrollrechte des Auftraggebers und die entsprechenden Duldungs- und Mitwirkungspflichten des Auftragnehmers,

                        

                        	
                           mitzuteilende Verstöße des Auftragnehmers oder der bei ihm beschäftigten Personen gegen Vorschriften zum Schutz personenbezogener
                              Daten oder gegen die im Auftrag getroffenen Festlegungen,
                           

                        

                        	
                           der Umfang der Weisungsbefugnis, die sich der Auftraggeber gegenüber dem Auftragnehmer vorbehält,

                        

                        	
                           die Rückgabe überlassener Datenträger und die Löschung beim Auftragnehmer gespeicherter Daten nach Beendigung des Auftrags.

                        

                     
 3 Der Auftraggeber hat sich vor Beginn der Datenverarbeitung und sodann regelmäßig von der Einhaltung der beim Auftragnehmer
                     getroffenen technischen und organisatorischen Maßnahmen zu überzeugen.  4 Das Ergebnis ist zu dokumentieren.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die beauftragte Stelle oder Person darf die Daten nur im Rahmen der Weisungen der beauftragenden Stelle erheben, verarbeiten
                     oder nutzen.  2 Ist sie der Ansicht, dass eine Weisung der beauftragenden Stelle gegen dieses Kirchengesetz oder andere Vorschriften über
                     den Datenschutz verstößt, hat sie die beauftragende Stelle unverzüglich darauf hinzuweisen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Sofern die kirchlichen Datenschutzbestimmungen auf die beauftragte Stelle oder Person keine Anwendung finden, ist die beauftragende
                     Stelle verpflichtet, sicherzustellen, dass die beauftragte Stelle diese Bestimmungen beachtet und sich der Kontrolle kirchlicher
                     Datenschutzbeauftragter unterwirft.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend, wenn die Prüfung oder Wartung automatisierter Verfahren oder von Datenverarbeitungsanlagen
                     durch andere Stellen im Auftrag vorgenommen wird und dabei ein Zugriff auf personenbezogene Daten nicht ausgeschlossen werden
                     kann.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann bestimmen,
                     dass vor der Beauftragung die Genehmigung einer kirchlichen Stelle einzuholen ist oder Muster-Vereinbarungen zu verwenden
                     sind.  2 Bei der Beauftragung anderer kirchlicher Stellen kann in den Rechtsvorschriften von Absatz 3 Satz 2 Nr. 33, 5, 7 und 9 und
                     Satz 4 abgesehen werden.
                  

                  

               

               
                     § 12
Datenübermittlung an kirchliche oder sonstige öffentliche Stellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Übermittlung von personenbezogenen Daten an kirchliche Stellen ist zulässig, wenn
                     
                        	
                           sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der übermittelnden oder der empfangenden kirchlichen Stelle liegenden Aufgaben
                              erforderlich ist und
                           

                        

                        	
                           die Zulässigkeitsvoraussetzungen des § 5 vorliegen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die übermittelnde kirchliche Stelle.  2 Erfolgt die Übermittlung auf Ersuchen der empfangenden kirchlichen Stelle, trägt diese die Verantwortung.  3 In diesem Falle prüft die übermittelnde kirchliche Stelle nur, ob das Übermittlungsersuchen im Rahmen der Aufgaben der Daten
                     empfangenden kirchlichen Stelle liegt, es sei denn, dass besonderer Anlass zur Prüfung der Zulässigkeit der Übermittlung besteht.
                      4 § 10 Abs. 4 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Daten empfangende kirchliche Stelle darf die übermittelten Daten für den Zweck verarbeiten oder nutzen, zu dessen Erfüllung
                     sie ihr übermittelt werden.  2 Eine Verarbeitung oder Nutzung für andere Zwecke ist nur unter den Voraussetzungen des § 5 Abs. 2 zulässig.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Sind mit personenbezogenen Daten, die nach Absatz 1 übermittelt werden dürfen, weitere personenbezogene Daten der betroffenen
                     oder einer anderen Person so verbunden, dass eine Trennung nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand möglich ist, so ist die
                     Übermittlung auch dieser Daten zulässig, soweit nicht berechtigte Interessen der betroffenen oder einer anderen Person an
                     deren Geheimhaltung offensichtlich überwiegen; eine Nutzung dieser Daten ist unzulässig.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Absatz 4  gilt entsprechend, wenn personenbezogene Daten innerhalb einer kirchlichen Stelle weitergegeben werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Personenbezogene Daten dürfen an Stellen anderer öffentlich-rechtlicher Religionsgesellschaften übermittelt werden, wenn das
                     zur Erfüllung der kirchlichen Aufgaben erforderlich ist, die der übermittelnden oder der empfangenden Stelle obliegen, und
                     sofern sichergestellt ist, dass bei der empfangenden Stelle ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen werden und nicht offensichtlich
                     berechtigte Interessen der betroffenen Person entgegenstehen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Personenbezogene Daten dürfen an Behörden und sonstige öffentliche Stellen des Bundes, der Länder und der Gemeinden und der
                     sonstigen Aufsicht des Bundes oder eines Landes unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts übermittelt werden,
                     wenn dies eine Rechtsvorschrift zulässt oder dies zur Erfüllung der kirchlichen Aufgaben erforderlich ist, die der übermittelnden
                     Stelle obliegen, und nicht offensichtlich berechtigte Interessen der betroffenen Person entgegenstehen.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         1 Die datenempfangenden Stellen nach Absatz 6 und 7 dürfen die übermittelten Daten nur für den Zweck verarbeiten oder nutzen,
                     zu dessen Erfüllung sie ihnen übermittelt werden.  2 Die übermittelnde Stelle hat sie darauf hinzuweisen.
                  

               

               
                     § 13
Datenübermittlung an sonstige Stellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Übermittlung von personenbezogenen Daten an sonstige Stellen oder Personen ist zulässig, wenn
                     
                        	
                           sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der übermittelnden kirchlichen Stelle liegenden Aufgaben erforderlich ist und die
                              Voraussetzungen vorliegen, die eine Nutzung nach § 5 zuließen, oder
                           

                        

                        	
                           eine Rechtsvorschrift dies zulässt oder

                        

                        	
                           die Daten empfangenden Stellen oder Personen ein berechtigtes Interesse an der Kenntnis der zu übermittelnden Daten glaubhaft
                              darlegen und die betroffene Person kein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der Übermittlung hat,
                           

                        

                     

                  

                  es sei denn, dass Grund zu der Annahme besteht, dass durch die Übermittlung die Wahrnehmung des Auftrags der Kirche gefährdet
                     würde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Übermitteln von besonderen Arten personenbezogener Daten nach § 2 Abs. 11 ist abweichend von Satz 1 Nr. 3 nur zulässig, soweit dies zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung rechtlicher Ansprüche
                     erforderlich ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die übermittelnde kirchliche Stelle; durch Kirchengesetz oder
                     durch kirchliche Rechtsverordnung kann die Übermittlung von der Genehmigung einer anderen kirchlichen Stelle abhängig gemacht
                     werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 In den Fällen der Übermittlung nach Absatz 1 Nr. 3 unterrichtet die übermittelnde kirchliche Stelle die betroffene Person
                     von der Übermittlung ihrer Daten.  2 Dies gilt nicht, wenn damit zu rechnen ist, dass sie davon auf andere Weise Kenntnis erlangt oder die Wahrnehmung des Auftrages
                     der Kirche gefährdet würde.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Daten empfangenden Stellen und Personen dürfen die übermittelten Daten nur für den Zweck verarbeiten oder nutzen, zu dessen
                     Erfüllung sie ihnen übermittelt werden.  2 Die übermittelnde Stelle hat sie darauf hinzuweisen.
                  

               

               
                     § 14
Durchführung des Datenschutzes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland und die Gliedkirchen sind jeweils für ihren Bereich für die Einhaltung eines ausreichenden
                     Datenschutzes verantwortlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Sie haben dafür zu sorgen, dass die ordnungsgemäße Anwendung der Datenverarbeitungsprogramme, mit deren Hilfe personenbezogene
                     Daten verarbeitet werden sollen, überwacht wird.
                  

                  

               

               
                     § 15
Auskunft an die betroffene Person
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der betroffenen Person ist auf Antrag Auskunft zu erteilen über
                     
                        	
                           die zu ihr gespeicherten Daten, auch soweit sie sich auf Herkunft oder empfangende Stellen dieser Daten beziehen,

                        

                        	
                           die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, an die die Daten weitergegeben werden, und

                        

                        	
                           den Zweck der  Speicherung.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 In dem Antrag soll die Art der personenbezogenen Daten, über die Auskunft erteilt werden soll, näher bezeichnet werden.  2 Sind die personenbezogenen Daten in Akten gespeichert, wird die Auskunft nur erteilt, soweit die betroffene Person Angaben
                     macht, die das Auffinden der Daten ermöglichen, und der für die Erteilung der Auskunft erforderliche Aufwand nicht außer Verhältnis
                     zu dem geltend gemachten Informationsinteresse steht.  3 Die verantwortliche Stelle bestimmt das Verfahren, insbesondere die Form der Auskunftserteilung, nach  pflichtgemäßem Ermessen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Auskunft kann nicht erteilt werden, soweit die Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung aufgrund einer speziellen Rechtsvorschrift
                     oder wegen überwiegender berechtigter Interessen Dritter geheim gehalten werden müssen und das Interesse der betroffenen Person
                     an der Auskunftserteilung zurücktreten muss oder wenn durch die Auskunft die Wahrnehmung des Auftrags der Kirche gefährdet
                     wird.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Auskunft ist unentgeltlich.
                  

                  

               

               
                     § 15 a
Benachrichtigung
                     

                  

                   1 Werden personenbezogene Daten ohne Kenntnis der betroffenen Person erhoben, so ist diese darüber zu unterrichten.  2 Dies gilt nicht, wenn
                     
                        	
                           die betroffene Person davon auf andere Weise Kenntnis erlangt hat,

                        

                        	
                           die Unterrichtung einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordert oder

                        

                        	
                           die Speicherung oder Übermittlung der erhobenen Daten durch Rechtsvorschrift ausdrücklich vorgesehen ist.

                        

                     

                  

                   3 Die betroffene Person ist auch bei regelmäßigen Übermittlungen von Daten über die Empfänger oder Kategorien von Empfängern
                     von Daten zu unterrichten, soweit sie nicht mit der Übermittlung an diese rechnen muss.
                  

               

               
                     § 16
Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten; Widerspruchsrecht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Personenbezogene Daten sind zu berichtigen, wenn sie unrichtig sind.  2 Wird festgestellt, dass personenbezogene Daten, die weder automatisiert verarbeitet noch in nicht automatisierten Dateien
                     gespeichert sind, unrichtig sind, oder wird ihre Richtigkeit von der betroffenen Person bestritten, so ist dies in geeigneter
                     Weise festzuhalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Personenbezogene Daten, die automatisiert verarbeitet oder in nicht automatisierten Dateien gespeichert sind, sind zu löschen,
                     wenn
                     
                        	
                           ihre Speicherung unzulässig ist oder

                        

                        	
                           ihre Kenntnis für die verantwortliche Stelle zur Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit liegenden Aufgaben nicht mehr erforderlich
                              ist.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        An die Stelle einer Löschung tritt eine Sperrung, soweit
                     
                        	
                           einer Löschung Rechtsvorschriften, satzungsmäßige oder vertragliche Aufbewahrungsfristen entgegenstehen,

                        

                        	
                           Grund zu der Annahme besteht, dass durch eine Löschung schutzwürdige Interessen der betroffenen Personen beeinträchtigt würden
                              oder
                           

                        

                        	
                           eine Löschung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich ist.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Personenbezogene Daten, die automatisiert verarbeitet oder in nicht automatisierten Dateien gespeichert sind, sind ferner
                     zu sperren, soweit ihre Richtigkeit von der betroffenen Person bestritten wird und sich weder die Richtigkeit noch die Unrichtigkeit
                     feststellen lässt.
                  

                  (4a)  1 Personenbezogene Daten dürfen nicht für eine automatisierte Verarbeitung oder Verarbeitung in nicht automatisierten Dateien
                     erhoben, verarbeitet oder genutzt werden, soweit die betroffene Person dem bei der verantwortlichen Stelle widerspricht und
                     eine Prüfung ergibt, dass das schutzwürdige Interesse der betroffenen Person wegen ihrer besonderen persönlichen Situation
                     das Interesse der verantwortlichen Stelle an dieser Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung überwiegt.  2 Satz 1 gilt nicht, wenn eine Rechtsvorschrift zur Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung verpflichtet.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Personenbezogene Daten, die weder automatisiert verarbeitet noch in einer nicht automatisierten Datei gespeichert sind, sind
                     zu sperren, wenn die kirchliche Stelle im Einzelfall feststellt, dass ohne die Sperrung schutzwürdige Interessen der betroffenen
                     Person beeinträchtigt würden und die Daten für die Aufgabenerfüllung nicht mehr erforderlich sind.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Gesperrte Daten dürfen ohne Einwilligung der betroffenen Person nur übermittelt oder genutzt werden, wenn
                     
                        	
                           es zu wissenschaftlichen Zwecken, zur Behebung einer bestehenden Beweisnot oder aus sonstigen im überwiegenden Interesse der
                              verantwortlichen kirchlichen Stelle oder Dritter liegenden Gründen unerlässlich ist und
                           

                        

                        	
                           die Daten hierfür übermittelt oder genutzt werden dürften, wenn sie nicht gesperrt wären, und die Wahrnehmung des kirchlichen
                              Auftrags nicht gefährdet wird.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Von der Berichtigung unrichtiger Daten, der Sperrung bestrittener Daten sowie der Löschung oder Sperrung wegen Unzulässigkeit
                     der Speicherung sind die kirchlichen Stellen zu verständigen, denen im Rahmen einer regelmäßigen Datenübermittlung diese Daten
                     zur Speicherung weitergegeben werden, wenn dies keinen unverhältnismäßigen Aufwand erfordert und zur Wahrung schutzwürdiger
                     Interessen der betroffenen Person erforderlich ist.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Vorschriften der kirchlichen Stellen, die das Archivwesen betreffen, bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 17
Anrufung der Beauftragten für den Datenschutz
                     

                  

                   1 
                        (
                        1
                        )
                        Jede Person kann sich an den zuständigen Beauftragten oder die zuständige Beauftragte für den Datenschutz wenden, wenn sie
                     der Ansicht ist, bei der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung ihrer personenbezogenen Daten durch kirchliche Stellen in ihren
                     Rechten verletzt worden zu sein.  2 Für die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von personenbezogenen Daten durch kirchliche Gerichte gilt dies nur, soweit diese
                     in eigenen Angelegenheiten als Verwaltung tätig werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Niemand darf wegen der Mitteilung von Tatsachen, die geeignet sind, den Verdacht aufkommen zu lassen, das kirchliche Datenschutzgesetz
                     oder eine andere Rechtsvorschrift über den Datenschutz sei verletzt worden, gemaßregelt oder benachteiligt werden.  2 Mitarbeitende der kirchlichen Stellen müssen für Mitteilungen an die Beauftragten für den Datenschutz nicht den Dienstweg
                     einhalten.
                  

               

               
                     § 18
Rechtstellung der Beauftragte für den Datenschutz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland, ihre Gliedkirchen und ihre gliedkirchlichen Zusammenschlüsse bestellen je für ihren
                     Bereich Beauftragte für den Datenschutz, soweit die Wahrnehmung nicht nach § 18b Absatz 1 übertragen worden ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Amtszeit soll mindestens vier, höchstens acht Jahre betragen und setzt sich bis zum Amtseintritt der Nachfolge fort.  2 Die erneute Bestellung ist zulässig.  3 Die Tätigkeit ist hauptamtlich auszuüben.  4 Nebentätigkeiten sind nur zulässig, soweit dadurch das Vertrauen in die Unabhängigkeit und Unparteilichkeit nicht gefährdet
                     wird und die Voraussetzungen der §§ 46 bis 48 des Kirchenbeamtengesetzes der EKD erfüllt sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Zu Beauftragten für den Datenschutz dürfen nur Personen bestellt werden, welche die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderliche
                     Fachkunde und Zuverlässigkeit besitzen.  2 Sie müssen die Befähigung zum Richteramt oder zum höheren Dienst besitzen.  3 Sie müssen einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland angehören.  4 Die beauftragte Person ist auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Amtspflichten und die Einhaltung der kirchlichen Ordnung
                     zu verpflichten. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Beauftragten für den Datenschutz stehen einer eigenen Behörde vor und sind in Ausübung ihres Amtes an Weisungen nicht
                     gebunden und nur dem kirchlichen Recht unterworfen.  2 Die Ausübung des Amtes geschieht in organisatorischer und sachlicher Unabhängigkeit.  3 Die Dienstaufsicht ist so zu regeln, dass dadurch die Unabhängigkeit nicht beeinträchtigt wird.  4 In der Ausübung ihres Amtes dürfen sie nicht behindert und wegen ihres Amtes als Beauftragte für den Datenschutz weder benachteiligt
                     noch begünstigt werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Eine Kündigung von Beauftragten für den Datenschutz im Arbeitsverhältnis ist während der Amtszeit nur zulässig, soweit Tatsachen
                     vorliegen, die zu einer Kündigung aus wichtigem Grund berechtigen.  2 Dies gilt für den Zeitraum von einem Jahr nach Beendigung des Amtes entsprechend. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Beauftragte für den Datenschutz im Kirchenbeamtenverhältnis können innerhalb der Amtszeit nur entlassen werden, wenn die Voraussetzungen
                     der §§ 76, 77, 79 oder  80 des Kirchenbeamtengesetzes der EKD vorliegen oder ein Disziplinargericht auf Entfernung aus dem
                     Dienst erkennt. 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Den Beauftragten für den Datenschutz wird die für die Erfüllung ihrer Aufgaben notwendige Sach- und Personalausstattung zur
                     Verfügung gestellt.  2 Die Haushaltsmittel sind im Haushaltsplan gesondert auszuweisen.  3 Die Besetzungen der Personalstellen erfolgen im Einvernehmen mit den Beauftragten für den Datenschutz. 4 4Die Mitarbeitenden unterstehen der Dienst- und Fachaufsicht der Beauftragten für den Datenschutz und können, falls sie mit
                     der beabsichtigten Maßnahme nicht einverstanden sind, nur im Einvernehmen mit den Beauftragten für den Datenschutz versetzt,
                     abgeordnet oder umgesetzt werden.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         1 Die Beauftragten für den Datenschutz treffen die Entscheidung über Aussagegenehmigungen für sich und ihre Mitarbeitenden in
                     eigener Verantwortung.  2 Die Beauftragten für den Datenschutz gelten als oberste Aufsichtsbehörde im Sinne des § 99 Verwaltungsgerichtsordnung.
                  

                  
                        (
                        91
                        )
                         1 Die Beauftragten für den Datenschutz bestellen aus dem Kreis ihrer Mitarbeitenden Vertreter oder Vertreterinnen.  2 Dies können daneben auch Beauftragte für den Datenschutz anderer Gliedkirchen oder der oder die Beauftragte für den Datenschutz
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland sein. 
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                         1 Beauftragte für den Datenschutz und ihre Mitarbeitenden sind verpflichtet, über die ihnen amtlich bekanntgewordenen Angelegenheiten
                     Verschwiegenheit zu bewahren.  2 Dies gilt nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach
                     keiner Geheimhaltung bedürfen.  3 Die Verpflichtung besteht auch nach Beendigung des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses.  4 Beauftragte für den Datenschutz und ihre Mitarbeitenden dürfen, auch wenn sie nicht mehr im Amt sind, über Angelegenheiten,
                     die der Verschwiegenheit unterliegen, ohne Genehmigung ihrer Dienstherren weder vor Gericht noch außergerichtlich aussagen
                     oder Erklärungen abgeben.
                  

               

               
                     § 18 a
Der oder die Beauftragte für den Datenschutz der Evangelischen kirche in Deutschland
                     

                  

                  Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland bestellt für den Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland und ihres
                     Evangelischen Werkes für Diakonie und Entwicklung sowie für die gesamtkirchlichen Werke und Einrichtungen eine oder einen
                     Beauftragten für den Datenschutz. 
                  

               

               
                     § 18b
Beauftragte für den Datenschutz der Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Gliedkirchen der EKD und ihre gliedkirchlichen Zusammenschlüsse bestellen einzeln oder gemeinschaftlich Beauftragte für
                     den Datenschutz, soweit deren Aufgaben nicht dem oder der Beauftragten für den Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     übertragen werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Gliedkirchen der EKD können bestimmen, dass für ihren diakonischen Bereich besondere Beauftragte für den Datenschutz bestellt
                     werden.
                  

               

               
                     § 19
Aufgaben der Beauftragten für den Datenschutz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Beauftragte für den Datenschutz wachen über die Einhaltung der Vorschriften über den Datenschutz.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Werden personenbezogene Daten in Akten verarbeitet oder genutzt, prüfen sie die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung, insbesondere
                     wenn betroffene Personen ihnen hinreichende Anhaltspunkte dafür darlegen, dass sie dabei in ihren Rechten verletzt worden
                     sind, oder den Beauftragten für den Datenschutz hinreichende Anhaltspunkte für eine derartige Verletzung vorliegen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Beauftragte für den Datenschutz können Empfehlungen zur Verbesserung des Datenschutzes geben und kirchliche Stellen in Fragen
                     des Datenschutzes beraten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Auf Anforderung der kirchenleitenden Organe haben die Beauftragten für den Datenschutz Gutachten zu erstatten und Stellungnahmen
                     zu Rechtsetzungsvorhaben, die sich auf den Schutz von personenbezogenen Daten auswirken, abzugeben.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Beauftragten für den Datenschutz berichten mindestens alle zwei Jahre den kirchenleitenden Organen über ihre Tätigkeit.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Die in § 1 bezeichneten kirchlichen Stellen sind verpflichtet, die Beauftragten für den Datenschutz bei der Erfüllung ihrer
                     Aufgaben zu unterstützen.  2 Auf Verlangen ist ihnen Auskunft sowie Einsicht in alle Unterlagen und Akten über die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener
                     Daten zu geben, insbesondere in die gespeicherten Daten und in die Datenverarbeitungsprogramme; ihnen ist jederzeit Zutritt
                     zu allen Diensträumen zu gewähren.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Kirchliche Gerichte unterliegen der Prüfung der Beauftragten für den Datenschutz nur, soweit sie in eigenen Angelegenheiten
                     als Verwaltung tätig werden.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Der Prüfung durch die Beauftragten für den Datenschutz unterliegen nicht:
                     
                        	
                           personenbezogene Daten, die dem Beicht- und Seelsorgegeheimnis unterliegen,

                        

                        	
                           personenbezogene Daten, die dem Post- und Fernmeldegeheimnis unterliegen,

                        

                        	
                           personenbezogene Daten, die dem Arztgeheimnis unterliegen,

                        

                        	
                           personenbezogene Daten in Personalakten,

                        

                     

                  

                  wenn die betroffene Person der Prüfung der auf sie bezogenen Daten im Einzelfall zulässigerweise gegenüber den Beauftragten
                     für den Datenschutz widerspricht.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         1 Die Beauftragten für den Datenschutz teilen das Ergebnis der Prüfung der zuständigen kirchlichen Stelle mit.  2 Damit können Vorschläge zur Verbesserung des Datenschutzes, insbesondere zur Beseitigung von festgestellten Mängeln bei der
                     Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten, verbunden sein. § 20 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                         1 Die Beauftragten für den Datenschutz arbeiten zusammen.  2 Sie haben die einheitliche Anwendung und Durchsetzung des kirchlichen Datenschutzrechtes sicherzustellen.  3 Sie sollen mit den staatlichen Beauftragten Erfahrungen austauschen.
                  

               

               
                     § 20
Beanstandungsrecht der Beauftragten für den Datenschutz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Stellen Beauftragte für den Datenschutz Verstöße gegen die Datenschutzbestimmungen oder sonstige Mängel bei der Verwendung
                     personenbezogener Daten fest, so beanstanden sie dies gegenüber den zuständigen kirchlichen Stellen und fordern zur Stellungnahme
                     innerhalb einer von ihnen zu bestimmenden Frist auf.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der oder die Beauftragte für den Datenschutz kann von einer Beanstandung absehen oder auf eine Stellungnahme verzichten, insbesondere
                     wenn es sich um unerhebliche oder inzwischen beseitigte Mängel handelt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Mit der Beanstandung kann der oder die Beauftragte für den Datenschutz Vorschläge zur Beseitigung der Mängel und zur sonstigen
                     Verbesserung des Datenschutzes verbinden.  2 Wird der Beanstandung nicht abgeholfen, so ist der oder die Beauftragte für den Datenschutz befugt, sich an das jeweilige
                     kirchenleitende Organ zu wenden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die gemäß Absatz 1 abzugebende Stellungnahme soll auch eine Darstellung der Maßnahmen enthalten, die aufgrund der Beanstandung
                     von den kirchlichen Stellen getroffen worden sind.
                  

               

               
                     § 21
Meldepflicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Verfahren automatisierter Verarbeitungen sind vor ihrer Inbetriebnahme von den kirchlichen Stellen dem oder der nach § 18
                     Absatz 1 Beauftragten für den Datenschutz nach Maßgabe von § 21a zu melden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Meldepflicht entfällt, wenn die kirchliche Stelle eine oder einen nach § 22 Absatz 1 Beauftragten bestellt hat oder bei
                     ihr in der Regel höchstens neun Personen ständig mit der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten beschäftigt
                     sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Soweit automatisierte Verarbeitungen besondere Risiken für die Rechte und Freiheiten der Betroffenen aufweisen, unterliegen
                     sie der Prüfung vor Beginn der Verarbeitung (Vorabkontrolle).  2 Eine Vorabkontrolle ist insbesondere durchzuführen, wenn 
                  

                  
                     
                        	
                           besondere Arten personenbezogener Daten (§ 2 Absatz 11) verarbeitet werden oder

                        

                        	
                           die Verarbeitung personenbezogener Daten dazu bestimmt ist, die Persönlichkeit der betroffenen Person zu bewerten einschließlich
                              ihrer Fähigkeiten, ihrer Leistung oder ihres Verhaltens, 
                           

                        

                     
 es sei denn, dass eine gesetzliche Verpflichtung oder eine Einwilligung der betroffenen Person vorliegt oder die Erhebung,
                     Verarbeitung oder Nutzung für die Begründung, Durchführung oder Beendigung eines rechtsgeschäftlichen oder rechtsgeschäftsähnlichen
                     Schuldverhältnisses mit der betroffenen Person erforderlich ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Zuständig für die Vorabkontrolle sind die nach § 22 Absatz 1 Beauftragten.  2 Diese haben sich in Zweifelsfällen an die nach § 18 Beauftragten für den Datenschutz zu wenden.
                  

               

               
                     § 21a
Inhalt der Meldepflicht
                     

                  

                   1 Sofern Verfahren automatisierter Verarbeitungen meldepflichtig sind, sind folgende Angaben zu machen: 
                  

                  
                     
                        	
                           Name und Anschrift der verantwortlichen Stelle sowie Namen der mit der Leitung der Datenverarbeitung beauftragten Personen,

                        

                        	
                           Zweckbestimmungen der Datenerhebung, -verarbeitung oder -nutzung,

                        

                        	
                           eine Beschreibung der betroffenen Personengruppen und der diesbezüglichen Daten oder Datenkategorien,

                        

                        	
                           Empfänger oder Kategorien von Empfängern, denen die Daten mitgeteilt werden können,

                        

                        	
                           Regelfristen für die Löschung der Daten,

                        

                        	
                           eine geplante Datenübermittlung in Drittstaaten,

                        

                        	
                           Rechtsgrundlage der Verarbeitung,

                        

                        	
                           eine allgemeine Beschreibung, die es ermöglicht, vorläufig zu beurteilen, ob die Maßnahmen nach § 9 Absatz 1 zur Gewährleistung
                              der Sicherheit der Verarbeitung angemessen sind.
                           

                        

                     

                  

                   2 § 21 Absatz 1 gilt für die Änderung der nach Satz 1 mitgeteilten Angaben sowie für den Zeitpunkt der Aufnahme und der Beendigung
                     der meldepflichtigen Tätigkeit entsprechend.
                  

               

               
                     § 22
Betriebsbeauftragte und örtlich Beauftragte für den Datenschutz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Bei kirchlichen Werken und Einrichtungen mit eigener Rechtspersönlichkeit sind Betriebsbeauftragte, bei den übrigen kirchlichen
                     Stellen sind örtlich Beauftragte für den Datenschutz schriftlich zu bestellen, wenn in der Regel mehr als neun Personen ständig
                     mit der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten beschäftigt sind.  2 Die Bestellung kann sich auf mehrere Werke, Einrichtungen und kirchliche Körperschaften erstrecken.  3 Die Vertretung ist zu regeln.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zu Beauftragten nach Absatz 1 dürfen nur Personen bestellt werden, die die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderliche Fachkunde
                     und Zuverlässigkeit besitzen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Beauftragten nach Absatz 1 sind den gesetzlich oder verfassungsmäßig berufenen Organen der Werke, Einrichtungen oder kirchlichen
                     Körperschaften unmittelbar zu unterstellen.  2 Sie sind im Rahmen ihrer Aufgaben weisungsfrei.  3 Sie dürfen wegen dieser Tätigkeit nicht benachteiligt werden.  4 Sie können Auskünfte verlangen und Einsicht in Unterlagen nehmen.  5 Sie sind bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen.  6 § 18 Absatz 10 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Kündigung eines Arbeitsverhältnisses ist nur zulässig, wenn Tatsachen vorliegen, die zur Kündigung aus wichtigem Grund
                     berechtigen.  2 Gleiches gilt für den Zeitraum eines Jahres nach Beendigung der Bestellung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Zur Erhaltung der zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Fachkunde hat die verantwortliche Stelle den Beauftragten nach
                     Absatz 1 die Teilnahme an Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen entsprechend dem Aufgabenbereich zu ermöglichen und die
                     erforderlichen Kosten zu tragen.  2 Die dazu notwendige Freistellung hat ohne Minderung der Bezüge oder des Erholungsurlaubes zu erfolgen.  3 Im Konfliktfall können die Beauftragten für den Datenschutz vermittelnd hinzugezogen werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Die Beauftragten nach Absatz 1 wirken auf die Einhaltung der Bestimmungen für den Datenschutz hin und unterstützen die kirchlichen
                     Werke und Einrichtungen bei der Sicherstellung des in ihrer Verantwortung liegenden Datenschutzes.  2 Zu diesem Zweck können sie sich in Zweifelsfällen an die für die Datenschutzkontrolle zuständige Stelle wenden.  3 Sie haben insbesondere
                  

                  
                     
                        	
                           die ordnungsmäßige Anwendung der Datenverarbeitungsprogramme, mit deren Hilfe personenbezogene Daten verarbeitet werden sollen,
                              zu überwachen;
                           

                        

                        	
                           die bei der Verarbeitung personenbezogener Daten tätigen Personen durch geeignete Maßnahmen mit den Bestimmungen über den
                              Datenschutz, bezogen auf die besonderen Verhältnisse ihres Aufgabenbereiches, vertraut zu machen.
                           

                        

                     
 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Zu Beauftragten nach Absatz 1 sollen diejenigen nicht bestellt werden, die mit der Leitung der Datenverarbeitung beauftragt
                     sind oder denen die Aufsicht über die Einhaltung eines ausreichenden Datenschutzes obliegt.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Die Bestellung von Beauftragten nach Absatz 1 ist dem oder der Beauftragten für den Datenschutz nach § 18 Absatz 1 und der
                     nach dem jeweiligen Recht für die Aufsicht zuständigen Stelle anzuzeigen.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Soweit bei kirchlichen Stellen keine Rechtsverpflichtung für die Bestellung von Personen als Betriebsbeauftragte oder als
                     örtlich Beauftragte besteht, hat die Leitung die Erfüllung der Aufgabe nach Absatz 6 in anderer Weise sicherzustellen.
                  

               

               
                     § 23
Zweckbindung bei personenbezogenen Daten, die einem Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis unterliegen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Personenbezogene Daten, die einem Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis unterliegen und die von der zur Verschwiegenheit verpflichteten
                     Stelle in Ausübung ihrer Berufs- oder Amtspflicht zur Verfügung gestellt worden sind, dürfen von der verantwortlichen Stelle
                     nur für den Zweck verarbeitet oder genutzt werden, für den sie ihr überlassen worden sind.  2 In die Übermittlung nach den §§ 12 und 13 muss die zur Verschwiegenheit verpflichtete Stelle einwilligen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für einen anderen Zweck dürfen die Daten nur verarbeitet oder genutzt werden, wenn die Änderung des Zwecks durch besonderes
                     Gesetz zugelassen ist.
                  

               

               
                     § 24
Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung bei Dienst- und Arbeitsverhältnissen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die kirchlichen Stellen dürfen Daten ihrer Beschäftigten nur erheben, verarbeiten oder nutzen, soweit dies zur Eingehung,
                     Durchführung, Beendigung oder Abwicklung des Beschäftigungsverhältnisses oder zur Durchführung organisatorischer, personeller
                     und sozialer Maßnahmen, insbesondere auch zu Zwecken der Personalplanung und des Personaleinsatzes, erforderlich ist oder
                     eine Rechtsvorschrift, ein Tarifvertrag oder eine Dienstvereinbarung dies vorsieht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eine Übermittlung der Daten von Beschäftigten an Stellen außerhalb des kirchlichen Bereichs ist nur zulässig, wenn kirchliche
                     Interessen nicht entgegenstehen und
                     
                        	
                           die empfangende Stelle ein überwiegendes rechtliches Interesse darlegt,

                        

                        	
                           Art oder Zielsetzung der dem oder der Beschäftigten übertragenen Aufgaben die Übermittlung erfordert oder

                        

                        	
                           offensichtlich ist, dass die Übermittlung im Interesse der betroffenen Person liegt und keine Anhaltspunkte vorliegen, dass
                              sie in Kenntnis des Übermittlungszwecks ihre Einwilligung nicht erteilen würde.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Übermittlung an künftige Dienstherren oder Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen ist nur mit Einwilligung der betroffenen Person
                     zulässig, es sei denn, dass eine Abordnung oder Versetzung vorbereitet wird, die der Zustimmung des oder der Beschäftigten
                     nicht bedarf.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Verlangt die kirchliche Stelle zur Eingehung oder im Rahmen eines Beschäftigungsverhältnisses medizinische oder psychologische
                     Untersuchungen und Tests, hat sie Anlass und Zweck der Begutachtung möglichst tätigkeitsbezogen zu bezeichnen.  2 Ergeben sich keine medizinischen oder psychologischen Bedenken, darf die kirchliche Stelle lediglich die Übermittlung des
                     Ergebnisses der Begutachtung verlangen; ergeben sich Bedenken, darf auch die Übermittlung der festgestellten möglichst tätigkeitsbezogenen
                     Risikofaktoren verlangt werden.  3 Im Übrigen ist eine Weiterverarbeitung der bei den Untersuchungen oder Tests erhobenen Daten ohne schriftliche Einwilligung
                     der betroffenen Person nur zu dem Zweck zulässig, zu dem sie erhoben worden sind.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Personenbezogene Daten, die vor der Eingehung eines Beschäftigungsverhältnisses erhoben wurden, sind unverzüglich zu löschen,
                     sobald feststeht, dass ein Beschäftigungsverhältnis nicht zustande kommt.  2 Dies gilt nicht, soweit überwiegende berechtigte Interessen der speichernden Stelle der Löschung entgegenstehen oder die betroffene
                     Person in die weitere Speicherung einwilligt.  3 Nach Beendigung eines Beschäftigungsverhältnisses sind personenbezogene Daten zu löschen, soweit diese Daten nicht mehr benötigt
                     werden.  4 § 16 Abs. 3 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Ergebnisse medizinischer oder psychologischer Untersuchungen und Tests der Beschäftigten dürfen automatisiert nur verarbeitet
                     werden, wenn dies dem Schutz des oder der Beschäftigten dient.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Soweit Daten der Beschäftigten im Rahmen der Maßnahmen zur Datensicherung nach der Anlage zu § 9 gespeichert werden, dürfen sie nicht zu anderen Zwecken, insbesondere nicht zu Zwecken der Verhaltens- oder Leistungskontrolle,
                     genutzt werden.
                  

               

               
                     § 25
Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten durch Forschungseinrichtungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung erhobene oder gespeicherte personenbezogene Daten dürfen nur für Zwecke der wissenschaftlichen
                     Forschung verarbeitet oder genutzt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Übermittlung personenbezogener Daten an andere als kirchliche Stellen für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung ist
                     nur zulässig, wenn diese sich verpflichten, die übermittelten Daten nicht für andere Zwecke zu verarbeiten oder zu nutzen
                     und die Vorschriften der Absätze 3 und 4 einzuhalten.  2 Der kirchliche Auftrag darf durch die Übermittlung nicht gefährdet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die personenbezogenen Daten sind zu anonymisieren, sobald dies nach dem Forschungszweck möglich ist.  2 Bis dahin sind die Merkmale gesondert zu speichern, mit denen Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer
                     bestimmten oder bestimmbaren Person zugeordnet werden können.  3 Sie dürfen mit den Einzelangaben nur zusammengeführt werden, soweit der Forschungszweck dies erfordert.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Veröffentlichung personenbezogener Daten, die zum Zwecke wissenschaftlicher Forschung übermittelt wurden, ist nur mit
                     Zustimmung der übermittelnden Stelle zulässig.  2 Die Zustimmung kann erteilt werden, wenn
                     
                        	
                           die betroffene Person eingewilligt hat oder

                        

                        	
                           dies für die Darstellung von Forschungsergebnissen über Ereignisse der Zeitgeschichte unerlässlich ist,

                        

                     

                  

                  es sei denn, dass Grund zu der Annahme besteht, dass durch die Veröffentlichung der Auftrag der Kirche gefährdet würde.

               

               
                     § 26
Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten durch die Medien
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Soweit personenbezogene Daten von kirchlichen Stellen ausschließlich zu eigenen journalistisch-redaktionellen oder literarischen
                     Zwecken erhoben, verarbeitet oder genutzt werden, gelten von den Vorschriften dieses Kirchengesetzes nur die §§ 6, 8 und 9.  2 Soweit personenbezogene Daten zur Herausgabe von Adressen-, Telefon- oder vergleichbaren Verzeichnissen erhoben, verarbeitet
                     oder genutzt werden, gilt Satz 1 nur, wenn mit der Herausgabe zugleich eine journalistisch-redaktionelle oder literarische
                     Tätigkeit verbunden ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Führt die journalistisch-redaktionelle Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten zur Veröffentlichung von
                     Gegendarstellungen der betroffenen Person, so sind diese Gegendarstellungen zu den gespeicherten Daten zu nehmen und für dieselbe
                     Zeitdauer aufzubewahren wie die Daten selbst.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Wird jemand durch eine Berichterstattung in seinem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt, so kann er Auskunft über die der Berichterstattung
                     zugrundeliegenden, zu seiner Person gespeicherten Daten verlangen.  2 Die Auskunft kann verweigert werden, soweit aus den Daten auf die berichtenden oder einsendenden Personen oder die Gewährsleute
                     von Beiträgen, Unterlagen und Mitteilungen für den redaktionellen Teil geschlossen werden kann.  3 Die betroffene Person kann die Berichtigung unrichtiger Daten verlangen.
                  

               

               
                     § 27
Ergänzende Bestimmungen, Rechtsweg
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung der Kirchenkonferenz Durchführungsbestimmungen
                     zu diesem Kirchengesetz und ergänzende Bestimmungen zum Datenschutz erlassen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Gliedkirchen können für ihren Bereich Durchführungsbestimmungen zu diesem Kirchengesetz und ergänzende Bestimmungen zum
                     Datenschutz erlassen, soweit sie dem Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland nicht widersprechen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Soweit personenbezogene Daten von Sozialleistungsträgern übermittelt werden, gelten zum Schutz dieser Daten ergänzend die
                     staatlichen Bestimmungen entsprechend.  2 Werden hierzu Bestimmungen gemäß Absatz 1 erlassen, ist vorher das Evangelische Werk für Diakonie und Entwicklung anzuhören.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        In Streitigkeiten aus der Anwendung der Regelungen über den kirchlichen Datenschutz ist der Rechtsweg zu den kirchlichen Verwaltungsgerichten
                     gegeben. 
                  

               

               
                     § 28
Inkrafttreten
                     

                  

                  Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1994 in Kraft2.
                  

               

            

         

      

      
            Anlage 
(zu § 9 Satz 1)

         

          1 Werden personenbezogene Daten automatisiert verarbeitet oder genutzt, ist die innerbehördliche oder innerbetriebliche Organisation
            so zu gestalten, dass sie den besonderen Anforderungen des Datenschutzes gerecht wird.  2 Dabei sind insbesondere Maßnahmen zu treffen, die je nach der Art der zu schützenden personenbezogenen Daten oder Datenkategorien
            geeignet sind,
            
               	
                  Unbefugten den Zutritt zu Datenverarbeitungsanlagen, mit denen personenbezogene Daten verarbeitet oder genutzt werden, zu
                     verwehren (Zutrittskontrolle),
                  

               

               	
                  zu verhindern, dass Datenverarbeitungssysteme von Unbefugten genutzt werden können (Zugangskontrolle),

               

               	
                  zu gewährleisten, dass die zur Benutzung eines Datenverarbeitungssystems Berechtigten ausschließlich auf die ihrer Zugriffsberechtigung
                     unterliegenden Daten zugreifen können, und dass personenbezogene Daten bei der Verarbeitung, Nutzung und nach der Speicherung
                     nicht unbefugt gelesen, kopiert, verändert oder entfernt werden können (Zugriffskontrolle),
                  

               

               	
                  zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten bei der elektronischen Übertragung oder während ihres Transports oder ihrer
                     Speicherung auf Datenträger nicht unbefugt gelesen, kopiert, verändert oder entfernt werden können, und dass überprüft und
                     festgestellt werden kann, an welche Stellen eine Übermittlung personenbezogener Daten durch Einrichtungen zur Datenübertragung
                     vorgesehen ist (Weitergabekontrolle),
                  

               

               	
                  zu gewährleisten, dass nachträglich überprüft und festgestellt werden kann, ob und von wem personenbezogene Daten in Datenverarbeitungssysteme
                     eingegeben, verändert oder entfernt worden sind (Eingabekontrolle),
                  

               

               	
                  zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten, die im Auftrag verarbeitet werden, nur entsprechend den Weisungen des Auftraggebers
                     verarbeitet werden können (Auftragskontrolle),
                  

               

               	
                  zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten gegen zufällige Zerstörung oder Verlust geschützt sind (Verfügbarkeitskontrolle),

               

               	
                  zu gewährleisten, dass zu unterschiedlichen Zwecken erhobene Daten getrennt verarbeitet werden können.

               

            

         

          3 Eine Maßnahme nach Satz 2 Nr. 2 bis 4 ist insbesondere die Verwendung von dem Stand der Technik entsprechenden Verschlüsselungsverfahren.
         

      

      

      1
            Nr. 109

         

      

      2
            Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten in der ursprünglichen Fassung. Die Änderungen bedingt durch das Änderungsgesetz
               des Kirchengesetzes über den Datenschutz der EKD sind zum 1. Januar 2013 in Kraft getreten.
            

         

      

   
      

      
         Verordnung
zur Durchführung des Kirchengesetzes
über den Datenschutz der EKD
(Datenschutzdurchführungsverordnung – DSVO)
         

      

      
         vom 9. Dezember 2003

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 13 S. 115)
zuletzt geändert durch die dritte Verordnung vom 16. Juni 2015 
(Ges. u. VOBl. Bd. 16 S. 32) 


      

      Auf Grund von § 27 Abs. 2 des Kirchengesetzes über den Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland (DSG-EKD) vom 12.
         November 1993 (ABl. EKD S. 505), geändert durch Kirchengesetz vom 7. November 2002 (ABl. EKD S. 381) hat der Landeskirchenrat
         in seiner Sitzung am 9. Dezember 2003 nachfolgende Verordnung beschlossen; zuletzt geändert am  16. Juni 2015 (Ges. u. VOBl.
         Bd. 16. S. 32)
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            I. Allgemeine Regelungen

         

         
                     § 1
Übersicht über die kirchlichen Werke und Einrichtungen mit eigener Rechtspersönlichkeit 
(zu § 1 Abs. 2 DSG-EKD)
                     

                  

                  Das Landeskirchenamt führt die Übersicht nach § 1 Abs. 2 DSG-EKD über die kirchlichen Werke und Einrichtungen mit eigener
                     Rechtspersönlichkeit.
                  

               

               
                     § 2
Verpflichtung auf das Datengeheimnis 
(zu § 6 DSG-EKD)
                     

                  

                  Die Verpflichtung auf das Datengeheimnis nach § 6 DSG-EKD ist nach einem der Formblätter der Anlage 1 vorzunehmen, soweit
                     die Personen nicht aufgrund anderer kirchlicher Bestimmungen zur Verschwiegenheit verpflichtet werden.
                  

               

               
                     § 2 a
Videobeobachtung und Videoaufzeichnung 
- Videoüberwachung
(zu § 7a DSG-EKD)
                     

                  

                  Die Dokumentation nach § 7a Abs. 7 DSG-EKD wird nach dem Formblatt der Anlage 2 geführt.
                  

               

               
                     § 3
Genehmigung der Einrichtung automatisierter Abrufverfahren 
(zu § 10 Abs. 3 DSG-EKD)
                     

                  

                  Die Einrichtung eines automatisierten Abrufverfahrens mit nichtkirchlichen Stellen nach § 10 Abs. 3 DSG-EKD bedarf der Genehmigung
                     durch das Landeskirchenamt.
                  

               

               
                     § 4
Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von personenbezogenen Daten im Auftrag 
(zu § 11 Abs. 7 DSG-EKD)
                     

                  

                  Die Muster-Vereinbarungen (Arbeitshilfen des Landeskirchenamtes) zur vertraglichen Gestaltung der Auftragsdatenverarbeitung
                     werden zur Anwendung empfohlen. Vor dem Abschluss von Verträgen zur Auftragsdatenverarbeitung soll die oder der örtlich Beauftragte
                     oder die oder der Betriebsbeauftrage für den Datenschutz beteiligt werden. 
                  

               

               
                     § 5
Aufsicht 
(zu § 14 DSG-EKD)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Einhaltung des Datenschutzes und die ordnungsgemäße Anwendung der Datenverarbeitungsprogramme, mit deren Hilfe personenbezogene
                     Daten verarbeitet werden sollen, werden – unbeschadet der allgemeinen Aufsicht durch das Landeskirchenamt – überwacht hinsichtlich
                     des Aufgabenbereiches
                     
                        	
                           der Kirchengemeinden vom Landeskirchenamt

                        

                        	
                           der kirchlichen Werke und kirchlichen Einrichtungen mit eigener Rechtspersönlichkeit sowie den rechtsfähigen evangelischen
                              Stiftungen des bürgerlichen Rechts von ihrem durch Kirchengesetz, durch Satzung, Vereinbarung oder Stiftungsurkunde für die
                              Aufsicht bestimmten Organ.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im landeskirchlichen Bereich übt der Landeskirchenrat die Aufsicht über die Einhaltung des Datenschutzes aus.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die kirchlichen Körperschaften, die kirchlichen Werke und kirchlichen Einrichtungen mit eigener Rechtspersönlichkeit sowie
                     die rechtsfähigen evangelischen Stiftungen des bürgerlichen Rechts sollen Dienst- und Organisationsanweisungen für den Einsatz
                     von Informationstechnik (IT), zur IT-Sicherheit und zur Durchführung des Datenschutzes erlassen.
                  

               

               
                     § 6
(aufgehoben)
                     

                  

                  

               

               
                     § 7
Kostenerstattung 
(zu § 15 Abs. 4 DSG-EKD)
                     

                  

                  Sofern im Rahmen des Auskunftsrechts nach § 15 Abs. 4 DSG-EKD zusätzlich Ablichtungen erstellt werden, dürfen die kirchlichen
                     Stellen eine angemessene Kostenerstattung entsprechend der Gebührenordnung für kirchliche Archive (Archivgebührenordnung)
                     berechnen.
                  

               

               
                     § 8
(aufgehoben)
                     

                  

                  

               

               
                     § 9
Betriebsbeauftragte für den Datenschutz und örtlich Beauftragte für den Datenschutz 
(zu § 22 DSG-EKD)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Vor der Bestellung gemeinsamer Betriebsbeauftragter für den Datenschutz nach § 22 Abs. 1 Satz 2 DSG-EKD hat jede beteiligte
                     kirchliche Stelle ihre Zustimmung zur Bestellung zu erklären.  2 Dabei können Vereinbarungen zum Arbeitsumfang und zur Finanzierung getroffen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Bestellung von Beauftragten nach Absatz 1 kann befristet oder unbefristet erfolgen.  2 Sie erfolgt schriftlich nach dem Muster der Anlage 3.  3 Die Bestellung kann nach Anhörung der betroffenen Beauftragten schriftlich widerrufen werden, wenn ein Interessenkonflikt
                     mit anderen Aufgaben oder sonst ein wichtiger Grund eintritt.  4 Die Bestellung und der Widerruf sind in geeigneter Form den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bekannt zu geben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Bestellung und der Widerruf von Beauftragten nach Absatz 1 ist der oder dem Beauftragten für den Datenschutz anzuzeigen.
                      2 Die Bestellung und der Widerruf von Betriebsbeauftragten für den Datenschutz ist zusätzlich dem Diakonischen Werk mitzuteilen.
                  

                   3 Die Bestellung und der Widerruf von örtlich Beauftragten für den Datenschutz ist zusätzlich der aufsichtführenden  Stelle
                     gemäß § 5 Abs. 1 Nummer 1 und 2 bekannt zu geben.
                  

               

               
                     § 9a
Rechtsweg
(zu § 27 Abs. 4 DSG-EKD)
                     

                  

                  In Streitsachen aus der Anwendung der Regelungen über den kirchlichen Datenschutz ist das Verwaltungsgericht der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland (EKD) zuständig. Die Klage ist ohne Vorverfahren zulässig, soweit es sich bei der kirchlichen Stelle
                     um eine juristische Person des Privatrechts oder und eine rechtsfähige evangelische Stiftung des bürgerlichen Rechts handelt.
                  

               

            

         

      

      
            II. Gemeindegliederdaten, Amtshandlungsdaten

         

         
                     § 10
Gemeindegliederdaten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die von den kommunalen Stellen übermittelten Meldedaten und die von kirchlichen Stellen erhobenen personenbezogenen Daten
                     dürfen für die Führung der Gemeindegliederverzeichnisse sowie für kirchliche Aufgaben verarbeitet und genutzt werden.  2 Die Bestimmungen des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft, der Verordnung über die in das Gemeindegliederverzeichnis
                     aufzunehmenden Daten der Kirchenmitglieder mit ihren Familienangehörigen sowie die Verordnung für die Führung eines Verzeichnisses
                     der Kirchenmitglieder sind zu beachten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die kirchlichen Stellen dürfen Namen, Vornamen und Anschriften von Gemeindegliedern an ihre Medien- und Presseverbände zum
                     Zwecke der Werbung für die Kirchengebietspresse übermitteln.  2 Die kirchliche Stelle kann schriftlich genehmigen, dass die übermittelten personenbezogenen Daten im Auftrag durch andere
                     Stellen oder Personen genutzt werden dürfen.  3 § 11 DSG-EKD und § 4 dieser Verordnung bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Medien- und Presseverbände dürfen den kirchlichen Stellen mitteilen, welche Gemeindeglieder Zeitungen oder Zeitschriften
                     der Kirchengebietspresse abonniert haben.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Weitergabe von personenbezogenen Daten von Gemeindegliedern zur gewerblichen Nutzung ist nicht zulässig.
                  

               

               
                     § 11
Veröffentlichung von Gemeindegliederdaten und Amtshandlungsdaten durch Kirchengemeinden
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kirchengemeinden dürfen Alters- und Ehejubiläen von Gemeindegliedern in Gemeindebriefen und anderen örtlichen kirchlichen
                     Publikationen mit Namen und Anschriften sowie Tag und Ort des Ereignisses veröffentlichen, soweit die Betroffenen im Einzelfall
                     nicht widersprochen haben.  2 Auf das Widerspruchsrecht sind die Betroffenen rechtzeitig vor der Veröffentlichung hinzuweisen.  3 Bei regelmäßigen Veröffentlichungen ist es ausreichend, wenn ein Hinweis auf das Widerspruchsrecht regelmäßig an derselben
                     Stelle wie die Veröffentlichung erfolgt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Kirchengemeinden dürfen kirchliche Amtshandlungen in Gemeindebriefen und anderen örtlichen kirchlichen Publikationen mit
                     Namen, Anschriften sowie Tag und Ort der vorgenommenen Amtshandlung veröffentlichen.  2 Die Veröffentlichung unterbleibt, wenn hierfür von den Betroffenen ein überwiegendes schutzwürdiges Interesse am Ausschluss
                     der Veröffentlichung geltend gemacht wird.  3 Die Veröffentlichung der Adressen der Betroffenen darf in Gemeindebriefen und anderen örtlichen kirchlichen Publikationen
                     vorgenommen werden, soweit die Betroffenen im Einzelfall nicht widersprochen haben.  4 Absatz 1 Satz 2 und 3 gelten entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die aus den kommunalen Melderegistern übermittelten Auskunfts- und Übermittlungssperren sowie das Widerspruchsrecht nach den
                     Absätzen 1 und 2 sind in die kirchlichen Gemeindegliederverzeichnisse aufzunehmen und zu beachten.  2 Personenbezogene Daten von Personen, für die Auskunftssperren nach § 51 Bundesmeldegesetz (BMG), ein bedingter Sperrvermerk
                     nach § 52 BMG oder Maßnahmen des Zeugenschutzes (§ 53 BMG) bestehen, dürfen für Veröffentlichungen nur genutzt werden, wenn
                     vorher das schriftliche Einverständnis der betroffenen Personen eingeholt wurde.  3 Dies gilt auch für Familienangehörige der betroffenen Personen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Veröffentlichung von Namen und Anschriften von Gemeindegliedern, ihrer Alters- und Ehejubiläen sowie von kirchlichen Amtshandlungsdaten
                     im Internet sind nur zulässig, wenn die Einwilligung der betroffenen Personen vorher schriftlich eingeholt wurde.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die in der Anlage 4 enthaltenen Hinweise und Erläuterungen sind zu beachten und die Muster zu verwenden.
                  

               

            

         

      

      
            III. Verkündigungsdienste

         

         
                     § 12
Seelsorgedaten
                     

                  

                   1 Seelsorgedaten sind personenbezogene Daten, die in Wahrnehmung des Seelsorgeauftrages bekannt werden.  2 Sie beschreiben persönliche, insbesondere familiäre, wirtschaftliche oder berufliche Angelegenheiten des Gemeindegliedes oder
                     anderer betroffener Personen.  3 Durch geeignete Maßnahmen ist sicherzustellen, dass die Seelsorgedaten Dritten nicht zugänglich sind.  4 Die Bestimmungen des Seelsorgegeheimnisgesetzes sind zu beachten. 
                  

               

               
                     § 13
Theologinnen und Theologen
                     

                  

                  Die zuständigen Stellen können für die in § 24 Abs. 1 DSG-EKD genannten Zwecke bei Pfarrerinnen und Pfarrern, Predigerinnen und Predigern, Vikarinnen und Vikaren, Bewerberinnen und Bewerbern
                     des Predigtamtes sowie bei den Theologiestudierenden personenbezogene Daten von Angehörigen erheben, verarbeiten und nutzen,
                     soweit dies im Rahmen der Aufgabenerfüllung erforderlich ist.
                  

               

            

         

      

      
            IV. Verzeichnisse über Personen und Dienste, Daten von Beschäftigten

         

         
                     § 14
Anschriftenverzeichnisse der kirchlichen Stellen und ihrer Amtsträger, Gesetz- und Verordnungsblatt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Anschriftenverzeichnisse, die Namen, Dienst- oder Amtsbezeichnungen, dienstliche Anschriften, Stellenbesetzungs-, Geburts-
                     und ggf. Ordinationsdaten von kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und sonstigen Inhaberinnen und Inhabern kirchlicher
                     Ämter und Ehrenämter enthalten, dürfen für die kirchliche und diakonische Arbeit unter Verwendung der vorliegenden Personendaten
                     hergestellt, verarbeitet und genutzt werden.  2 Privatanschriften können erhoben und für Anschriftenverzeichnisse genutzt werden, soweit dies für die Erreichbarkeit erforderlich
                     ist.  3 Die Daten der Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhestand dürfen mit Namen, Dienstbezeichnungen, letzten Tätigkeiten, Geburtsdaten
                     und Privatanschriften in Anschriftenverzeichnisse aufgenommen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Zusammenarbeit der kirchlichen Stellen, zur Information der ehrenamtlichen Mitglieder der kirchlichen Gremien, der
                     kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie der öffentlichen und sonstigen Stellen und Personen im Sinne der §§ 12 und 13 DSG-EKD dürfen die Anschriftenverzeichnisse übermittelt werden, soweit dies aus organisatorischen Gründen und zur Aufgabenerfüllung
                     erforderlich ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Kirchliche und diakonische Stellen dürfen die für die Erstellung dieser Verzeichnisse notwendigen personenbezogenen Daten
                     untereinander übermitteln.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Im Gesetz- und Verordnungsblatt dürfen die erforderlichen personenbezogenen Daten von den bei kirchlichen Stellen beschäftigten
                     Mitarbeitenden sowie von ehrenamtlich Tätigen veröffentlicht werden, wenn dies im kirchlichem Interesse liegt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Gesetz- und Verordnungsblätter dürfen mit den Angaben nach Absatz 4 in das über das Internet zugängliche Fachinformationssystem
                     Kirchenrecht eingestellt werden.
                  

               

               
                     § 15
Organe und Ausschüsse, Mitglieder, Personalangelegenheiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Personenbezogene Daten von Mitgliedern der Leitungsorgane der kirchlichen Stellen und ihrer Einrichtungen sowie von diesen
                     gebildeten Ausschüssen und Arbeitsgruppen können erhoben, verarbeitet und genutzt werden, soweit dies für die Arbeit der genannten
                     Gremien erforderlich ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die kirchlichen Stellen dürfen Namen, Geburtsdaten, Adressen sowie kirchliche Ämter und Funktionen von Mitgliedern ihrer Organe
                     und Ausschüsse zur Erfüllung kirchlicher Aufgaben an die aufsichtsführenden Stellen, im diakonischen Bereich an das Diakonische
                     Werk sowie die jeweiligen Fachverbände übermitteln.  2 Die kirchlichen Stellen dürfen Namen, Adressen sowie kirchliche Ämter und Funktionen von Mitgliedern ihrer Organe und Ausschüsse
                     an ihre Medien- und Presseverbände zur ausschließlichen Nutzung für die ihnen von der Kirche übertragenen Aufgaben übermitteln.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Personenbezogene Daten dürfen an  Mitglieder der Leitungsorgane der kirchlichen Stellen, ihrer Einrichtungen sowie von diesen
                     gebildeten Ausschüssen und Arbeitsgruppen übermittelt werden, soweit dies zu ihrer Aufgabenerfüllung erforderlich ist und
                     schützenswerte Interessen Einzelner nicht überwiegen.  2 Bei der Beratung und Entscheidung in Personalangelegenheiten ist die Anlage 5 zu beachten.
                  

               

               
                     § 16
Ehrenamtliche
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Personenbezogene Daten der in der kirchlichen oder in der diakonischen Arbeit ehrenamtlich Tätigen können von den zuständigen
                     Stellen für kirchliche Zwecke und zur Erfüllung des ehrenamtlichen Dienstauftrages erhoben, verarbeitet und genutzt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die kirchlichen Stellen dürfen Namen, Geburtsdaten, Adressen sowie kirchliche Ämter und Funktionen von ehrenamtlich Tätigen
                     zur Erfüllung kirchlicher Aufgaben an die aufsichtsführenden Stellen, im diakonischen Bereich an das Diakonische Werk sowie
                     die jeweiligen Fachverbände übermitteln.  2 Die kirchlichen Stellen dürfen Namen, Adressen sowie kirchliche Ämter und Funktionen von ehrenamtlich Tätigen an ihre Medien-
                     und Presseverbände zur ausschließlichen Nutzung für die ihnen von der Kirche übertragenen Aufgaben übermitteln.
                  

               

               
                     § 17
Einheitliche Datenverwaltungssysteme, Intranet
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Personenbezogene Daten aus den Bereichen Ausbildungs-, Prüfungs-, Personal-, Stellen-, Gremien- und Liegenschaftsverwaltung,
                     Anschriftenverzeichnisse, aus diakonischen Arbeitsbereichen sowie weiteren Bereichen, soweit dies aus organisatorischen Gründen
                     erforderlich ist, dürfen im Rahmen eines einheitlichen Datenverwaltungsprogramms einer kirchlichen Stelle sowie eines Intranets,
                     auf das mehrere kirchliche Stellen gemeinsam zugreifen können, erhoben, verarbeitet und genutzt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Es ist sicherzustellen, dass die gespeicherten personenbezogenen Daten in der jeweiligen kirchlichen Stelle nur den Personen
                     zugänglich gemacht werden, die sie für die Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen.  2 § 41 ist zu beachten.  3 Durch technische und organisatorische Maßnahmen ist sicherzustellen, dass der Schutz der verarbeiteten personenbezogenen Daten
                     gemäß §§ 9, 10 DSG-EKD gewährleistet ist und die Löschungsbestimmungen eingehalten werden.
                  

               

               
                     § 18
Archivwesen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Personenbezogene Daten von Benutzerinnen und Benutzern der kirchlichen Archive dürfen erhoben, verarbeitet und genutzt werden,
                     soweit dies für die Erfüllung der Aufgaben erforderlich ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Personenbezogene Daten der Benutzerinnen und Benutzer, die an wissenschaftlichen Themen oder Dissertationen arbeiten, dürfen
                     mit den Angaben zum Thema der Arbeit an den zentralen Nachweis wissenschaftlicher Themen und Bearbeiter in kirchlichen Archiven
                     übermittelt werden, soweit die Betroffenen im Einzelfall nicht widersprochen haben.
                  

               

               
                     § 19
Darlehen, Gehaltsvorschüsse, Unterstützungen
                     

                  

                  Die kirchlichen Stellen dürfen die für die Gewährung von Darlehen, Gehaltsvorschüssen und Unterstützungen erforderlichen personenbezogenen
                     Daten der Empfängerinnen und Empfänger, gegebenenfalls die der mithaftenden Familienangehörigen oder Bürgen, erheben, verarbeiten
                     und nutzen; dies gilt auch zur Sicherung und Tilgung der Forderungen und zur Vorlage von Verwendungsnachweisen.
                  

               

               
                     § 20
Krankheitsbeihilfen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die in Anträgen auf die Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Pflege-, Geburts- und Todesfällen enthaltenen personenbezogenen
                     Daten von Antragstellenden sowie ihrer Familienangehörigen dürfen nur von der für die Festsetzung der Beihilfe zuständigen
                     Stelle erhoben, verarbeitet und genutzt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei Wechsel des Anstellungsträgers der oder des Beihilfeberechtigten oder der für die Festsetzung der Beihilfe zuständigen
                     Stelle dürfen die für die Bearbeitung von Beihilfeanträgen notwendigen Daten übermittelt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die kirchlichen Stellen dürfen den mit der Bearbeitung von Beihilfen und Leistungen nach dem Pflegeversicherungsgesetz beauftragten
                     Stellen die notwendigen personenbezogenen Daten von Beihilfeberechtigten und deren Familienangehörigen für die Bearbeitung
                     von Beihilfeanträgen übermitteln.
                  

               

               
                     § 21
Versorgungskassen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die kirchlichen Versorgungskassen dürfen zur Bearbeitung und Zahlung von Versorgungsbezügen einschließlich der Zahlung von
                     Nachversicherungsbeiträgen und Versorgungsausgleichserstattungen sowie von Beihilfen in Krankheits-, Pflege-, Geburts- und
                     Todesfällen diejenigen personenbezogenen Daten der betroffenen Personen und deren Familienangehörigen erheben, verarbeiten
                     und nutzen, die für die Erhebung der Beiträge und für die Berechnung und Zahlung der Versorgungsbezüge sowie für die Gewährung
                     von Beihilfen und Leistungen nach dem Pflegeversicherungsgesetz erforderlich sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die kirchlichen Zusatzversorgungskassen dürfen zur Bearbeitung und Zahlung von Altersrenten, Erwerbsunfähigkeits- und Berufsunfähigkeitsrenten,
                     Hinterbliebenenrenten sowie weiterer Versicherungsleistungen diejenigen personenbezogenen Daten der kirchlichen Mitarbeiterinnen
                     und Mitarbeiter sowie der Empfängerinnen und Empfänger von Renten erheben, verarbeiten und nutzen, die für die Zahlung der
                     Umlagen und für die Berechnung und Zahlung der Renten, Sterbegelder sowie weiterer Versicherungsleistungen erforderlich sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Befugnis zur Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten erstreckt sich auch auf den Personenkreis, der
                     von der Anlage des Kassenvermögens der Versorgungs- und Zusatzversorgungskassen betroffen ist.
                  

               

            

         

      

      
            V. Bildungswesen, Aus-, Fort- und Weiterbildung

         

         
                     § 22
Schülerinnen und Schüler und deren Erziehungsberechtigte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Schulen und deren kirchliche oder diakonische Träger dürfen von den Schülerinnen und Schülern sowie von den Erziehungsberechtigten
                     personenbezogene Daten erheben, verarbeiten und nutzen, soweit deren Kenntnis für die Erfüllung der Aufgaben der Schule, des
                     Trägers und für die Internatsbetreuung erforderlich ist.  2 Die gespeicherten personenbezogenen Daten dürfen in der Schule nur den Personen zugänglich gemacht werden, die sie für die
                     Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Schülerinnen und Schüler sowie deren Erziehungsberechtigte sind zur Angabe der nach Abs. 1 Satz 1 erforderlichen Daten verpflichtet;
                     sie sind bei der Datenerhebung auf ihre Auskunftspflicht hinzuweisen.  2 Andere personenbezogene Daten dürfen nur mit Einwilligung der Betroffenen erhoben werden.  3 Minderjährige Schüler sind einwilligungsfähig, wenn sie die Bedeutung und Tragweite der Einwilligung und ihre rechtlichen
                     Folgen erfassen können und ihren Willen hiernach zu bestimmen vermögen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Verhaltensdaten von Schülerinnen und Schülern, Daten über gesundheitliche Auffälligkeiten und etwaige Behinderungen und Daten
                     aus psychologischen und ärztlichen Untersuchungen dürfen nicht automatisiert verarbeitet werden.  2 Daten über besondere pädagogische, soziale und therapeutische Maßnahmen und deren Ergebnisse dürfen nur erhoben und verarbeitet
                     werden, soweit für Schülerinnen und Schüler eine besondere schulische Betreuung in Betracht kommt.  3 Dies gilt auch für entsprechende außerschulische personenbezogene Daten, die der Schule amtlich bekannt geworden sind.  4 Es ist durch technische und organisatorische Maßnahmen sicherzustellen, dass der Schutz der verarbeiteten personenbezogenen
                     Daten gemäß § 9 DSG-EKD gewährleistet ist und die Löschungsbestimmungen eingehalten werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die in Abs. 1 Satz 1 genannten Daten dürfen einer kirchlichen Stelle, einer Schule, der Schulaufsichtsbehörde, dem Gesundheitsamt,
                     dem Jugendamt, dem Landesjugendamt, den Ämtern für Ausbildungsförderung, dem Landesamt für Ausbildungsförderung sowie an sonstige
                     Stellen außerhalb des kirchlichen Bereichs nur übermittelt werden, soweit sie von diesen Stellen zur Erfüllung der ihnen durch
                     Rechtsvorschrift übertragenen Aufgaben benötigt werden.  2 Dem schulpsychologischen Dienst dürfen personenbezogene Daten nur mit Einwilligung der Betroffenen übermittelt werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Verarbeitung  personenbezogener Daten von Schülerinnen und Schülern in privaten DV-Anlagen von Lehrerinnen und Lehrern
                     für dienstliche Zwecke bedarf der schriftlichen Genehmigung durch die Schulleitung.  2 Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn die Verarbeitung der personenbezogenen Daten nach Art und Umfang für die Erfüllung
                     der schulischen Aufgaben erforderlich ist und ein angemessener technischer Zugangsschutz nachgewiesen wird.  3 Die Lehrerinnen und Lehrer sind verpflichtet, der Schulleitung sowie der oder dem jeweiligen Beauftragten für den Datenschutz
                     alle Auskünfte zu erteilen, die für die datenschutzrechtliche Verantwortung erforderlich sind.
                  

               

               
                     § 23
Lehrerinnen und Lehrer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Schulen und deren kirchliche oder diakonische Träger dürfen von den Lehrerinnen und Lehrern, Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärtern
                     sowie Studienreferendarinnen und Studienreferendaren personenbezogene Daten erheben, verarbeiten und nutzen, soweit dies zur
                     Aufgabenerfüllung, insbesondere bei der Unterrichtsorganisation sowie in dienstrechtlichen, arbeitsrechtlichen oder sozialen
                     Angelegenheiten erforderlich ist.  2 § 22 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die in Abs. 1 Satz 1 genannten Daten dürfen kirchlichen Stellen, staatlichen Schulaufsichtsbehörden sowie weiteren Stellen
                     außerhalb des kirchlichen Bereichs nur übermittelt werden, soweit sie von diesen zur Erfüllung der ihnen durch Rechtsvorschrift
                     übertragenen Aufgaben benötigt werden.
                  

               

               
                     § 24
Religionspädagogische Einrichtungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Religionspädagogische Einrichtungen dürfen von den Personen, die Lehrgänge als Lehrende oder Teilnehmende besuchen, die für
                     die Veranstaltungen, Kurse und Prüfungen erforderlichen personenbezogenen Daten erheben, verarbeiten und nutzen, soweit dies
                     im Rahmen der Erfüllung der Aufgaben erforderlich ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die in Abs. 1 genannten personenbezogenen Daten dürfen für Zwecke der Aus-, Fort- und Weiterbildung an staatliche Schulaufsichtsbehörden,
                     Schulen und andere kirchliche Stellen übermittelt werden, soweit dies zur Aufgabenerfüllung dieser Stellen erforderlich ist.
                      2 Eine Veröffentlichung der personenbezogenen Daten bedarf der Einwilligung der Betroffenen.
                  

               

               
                     § 25
Theologiestudierende
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die zuständigen Stellen dürfen personenbezogene Daten der in die Liste der Theologiestudierenden eingetragenen Studierenden
                     erheben, verarbeiten und nutzen, soweit dies zur Förderung des Studiums, zur Begleitung und Beratung bei der Ausbildung, zu
                     Prüfungszwecken sowie zur Durchführung der in § 24 Abs. 1 DSG-EKD genannten Maßnahmen erforderlich ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Förderung, Begleitung und Beratung der Theologiestudierenden dürfen Name, Vorname, Adresse einschließlich Telefonnummer,
                     Fax-Nummer und E-Mail-Adresse sowie der Studienort an den Konventsrat übermittelt werden.
                  

               

               
                     § 26
Hochschulen
                     

                  

                  Die Fachhochschulen und Hochschulen in kirchlicher Trägerschaft dürfen von ihren Studienbewerberinnen und Studienbewerbern,
                     von den Hochschulangehörigen und von den sonst bei ihr Tätigen für die Teilnahme an Lehrveranstaltungen und für Prüfungen
                     sowie für die sonstige Nutzung der Einrichtungen der Hochschulen personenbezogene Daten erheben, verarbeiten und nutzen, soweit
                     dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist.
                  

               

               
                     § 27
Tagungen und sonstige kirchliche Veranstaltungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die kirchlichen Stellen können bei ihren Veranstaltungen personenbezogene Daten der Mitwirkenden und der Teilnehmenden erheben,
                     verarbeiten und nutzen, soweit dies für die Durchführung der Veranstaltung notwendig ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Teilnehmerlisten von Veranstaltungen dürfen allen Teilnehmerinnen und Teilnehmern übermittelt werden, soweit nicht eine
                     Betroffene oder ein Betroffener der Übermittlung ihrer oder seiner Daten widersprochen hat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die personenbezogenen Daten von Teilnehmerinnen und Teilnehmern dieser Veranstaltungen dürfen mit Einwilligung der Betroffenen
                     gespeichert und genutzt werden, soweit die kirchlichen Stellen diesen Personen weitere Schulungshinweise, Arbeits- und Informationsmaterial
                     sowie weitere Auskünfte über Veranstaltungen und Entwicklungen einzelner Fortbildungssachgebiete vermitteln oder zielgruppengerichtete
                     Einladungen zu weiteren kirchlichen Veranstaltungen ermöglichen wollen.
                  

               

               
                     § 28
Aus-, Fort- und Weiterbildung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchliche Stellen dürfen im Rahmen der von ihnen durchgeführten Maßnahmen der Aus-, Fort- und Weiterbildung personenbezogene
                     Daten der Mitwirkenden und Teilnehmenden erheben, verarbeiten und nutzen, soweit dies für die Erfüllung der Aufgaben erforderlich
                     ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die kirchlichen Stellen dürfen den Ausbildungsstätten bei Anmeldung zu Studium und Prüfung sowie bei Zuweisung zum fachtheoretischen
                     Unterricht personenbezogene Daten der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten auf Widerruf übermitteln soweit dies zur Aufgabenerfüllung
                     der Ausbildungsstätten erforderlich ist; das gleiche gilt für die für die praktische Ausbildung zuständigen Verwaltungsstellen
                     und die Prüfungsämter für Verwaltungslaufbahnen.  2 Für kirchliche Angestellte gilt Satz 1 entsprechend.
                  

               

            

         

      

      
            VI. Kirchliche Abgaben, Finanzwesen, Grundstückswesen

         

         
                     § 29
Steuerdaten der Gemeindeglieder
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Personenbezogene Daten, die in Ausübung der Berufs- und Amtspflicht von einer zur Wahrung des Steuergeheimnisses verpflichteten
                     Person übermittelt worden sind, dürfen nicht zu anderen Zwecken als zur Verwaltung der Kirchensteuer sowie zur Führung des
                     Gemeindegliederverzeichnisses und zum Abgleich der Meldedaten verarbeitet oder genutzt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Übermittlung der Steuerdaten der Gemeindeglieder zwischen den steuererhebenden Körperschaften, den kirchlichen Verwaltungsstellen
                     und den zuständigen Stellen der Kirchen ist zulässig, soweit dies zur ordnungsgemäßen Besteuerung und Verwaltung erforderlich
                     ist.
                  

               

               
                     § 30
Steuergeheimnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Wahrung des Steuergeheimnisses geht den Regelungen des Datenschutzes vor.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Diejenigen Personen, die mit der Bearbeitung von Steuersachen befasst sind oder von Steuersachen Kenntnis erlangen, sind zusätzlich
                     schriftlich zur Wahrung des Steuergeheimnisses zu verpflichten.
                  

               

               
                     § 31
Freiwilliges Kirchgeld
                     

                  

                   1 Soweit die Kirchengemeinden von den Gemeindegliedern freiwilliges Kirchgeld erheben, gilt § 29 sinngemäß.  2 Die für die Erhebung benötigten personenbezogenen Daten dürfen aus dem Gemeindegliederverzeichnis, im Übrigen nur bei den
                     betroffenen Gemeindegliedern erhoben und zweckentsprechend verarbeitet und genutzt werden.
                  

               

               
                     § 32
Dienstwohnungen und Werkmietwohnungen
                     

                  

                   1 Die kirchlichen Stellen dürfen, wenn sie Dienstwohnungen oder Werkmietwohnungen an Beschäftigte überlassen, die personenbezogenen
                     Daten der Wohnungsinhaberinnen und Wohnungsinhaber erheben, verarbeiten und nutzen, soweit dies zur Durchführung der Nutzungsverhältnisse
                     einschließlich der Abrechnungen erforderlich ist.  2 Diese Daten dürfen, soweit es zur ordnungsgemäßen Abwicklung der laufenden Vorgänge und zur Überprüfung erforderlich ist,
                     zwischen den beteiligten Stellen ausgetauscht werden.
                  

               

               
                     § 33
Nutzung von Grundstücken und Gebäuden
                     

                  

                  Die kirchlichen Stellen sowie von ihnen Beauftragte dürfen, sofern sie Dritten Grundstücke, Gebäude, Gebäudeteile und Wohnraum
                     zur Miete oder sonst zur Nutzung überlassen oder daran Rechte einräumen, personenbezogenen Daten der Nutzungsberechtigten
                     erheben, verarbeiten und nutzen, soweit dies zur verwaltungsmäßigen Abwicklung und Überprüfung erforderlich ist.
                  

               

               
                     § 34
Wohnungsbewerberinnen und Wohnungsbewerber, Mietbeihilfen
                     

                  

                   1 Die kirchlichen Stellen sowie ihre Beauftragten dürfen die  Daten von Wohnungsbewerberinnen und Wohnungsbewerbern und von
                     den Antragstellenden auf Mietbeihilfen und ähnliche Leistungen sowie von deren Familienangehörigen erheben, verarbeiten und
                     nutzen, soweit dies zur Aufgabenerfüllung erforderlich ist.  2 Eine Übermittlung dieser Daten ist nur mit Einwilligung der Betroffenen zulässig.
                  

               

               
                     § 35
Kirchliche Friedhöfe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Bewirtschaftung und Verwaltung der Friedhöfe und ihrer Einrichtungen sowie zur Festsetzung und Einziehung von Gebühren
                     dürfen von den Friedhofsträgern oder in ihrem Auftrage die zu den vorgenannten Zwecken erforderlichen personenbezogenen Daten
                     der Verstorbenen und der Nutzungsberechtigten erhoben, verarbeitet und genutzt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Rahmen der Zulassung und Überwachung der auf den Friedhöfen tätigen Gewerbetreibenden des Friedhofs- und Bestattungsgewerbes
                     dürfen von den Friedhofsträgern die erforderlichen personenbezogenen Daten erhoben, verarbeitet und genutzt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Friedhofsträger darf zum Zwecke der Bestattung die notwendigen Daten der oder des Verstorbenen sowie von Angehörigen an
                     die Pfarrerin oder den Pfarrer übermitteln, die oder der die Bestattung vornimmt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bei der Umbettung von Leichen dürfen den zuständigen Gesundheitsbehörden die notwendigen Daten der Verstorbenen übermittelt
                     werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Lässt sich ein Friedhofsträger bei Genehmigung von Grabmalen bezüglich deren Gestaltung von Sachverständigen beraten, so dürfen
                     den Sachverständigen zur Prüfung der vorgelegten Anträge die notwendigen personenbezogenen Daten übermittelt werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Zum Zwecke der Vollstreckung von Friedhofsgebühren dürfen den zuständigen Behörden die notwendigen personenbezogenen Daten
                     übermittelt werden.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Lage von Grabstätten darf Dritten auf entsprechende Nachfrage bekannt gegeben werden, wenn diese ein berechtigtes Interesse
                     glaubhaft machen und anzunehmen ist, dass schutzwürdige Belange der Verstorbenen und der Nutzungsberechtigten nicht beeinträchtigt
                     werden.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Zum Gedenken und zur Fürbitte dürfen in Sterbe- oder Totenbüchern, die in Kirchen oder sonstigen kirchlichen Gebäuden allgemein
                     zugänglich sind, Vornamen und Namen der verstorbenen Person sowie Geburts-. und Sterbedaten eingetragen werden. 
                  

               

            

         

      

      
            VII. Diakonische Arbeitsbereiche

         

         
                     § 36
Einrichtungen der Jugendhilfe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Soweit für den Betrieb von Einrichtungen der Jugendhilfe, insbesondere Tageseinrichtungen für Kinder, durch den Leistungserbringer
                     oder Träger die Erhebung, Verarbeitung, insbesondere Übermittlung, sowie Nutzung personenbezogener Daten erforderlich ist,
                     sind die Vorschriften über den Schutz personenbezogener Daten des Sozialgesetzbuches entsprechend anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Tageseinrichtungen für Kinder dürfen personenbezogene Daten der Kinder und deren Erziehungsberechtigter erheben, verarbeiten
                     und nutzen, soweit dies zur Erfüllung des Auftrags der Tageseinrichtungen und ihrer Fürsorgeaufgaben erforderlich ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Personenbezogene Daten, die für die Festsetzung der Elternbeiträge erforderlich sind, dürfen die Träger ausschließlich zu
                     diesem Zweck erheben, verarbeiten und nutzen.  2 Die Daten nach Satz 1 sind bei den Betroffenen selbst zu erheben; sie dürfen nicht an andere Stellen übermittelt werden, es
                     sei denn, eine kommunale Körperschaft benötigt sie zur Festsetzung oder Erhebung der Beiträge.  3 Unterlagen dürfen nur in dem Umfang übermittelt werden, soweit dies zur Festsetzung der Elternbeiträge erforderlich ist.  4 Auf die Pflicht zur Auskunft für die Berechnung, Übernahme und die Ermittlung oder den Erlass von Teilnahme- oder Kostenbeiträgen
                     nach dem Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB VIII) soll hingewiesen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Personenbezogene Daten der in den Einrichtungen nach Abs. 1 aufgenommenen Kinder dürfen mit Einverständnis der Erziehungsberechtigten
                     erhoben und durch den Träger oder die von ihm beauftragten Stellen verarbeitet und genutzt werden, sofern dies für Zwecke
                     der Gemeindearbeit erforderlich ist.  2 Das gleiche gilt für Zwecke des öffentlichen Schulwesens nach Maßgabe der hierfür geltenden Bestimmungen.
                  

               

               
                     § 37
Beratungsstellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Beratungsstellen dürfen diejenigen personenbezogenen Daten erheben, verarbeiten und nutzen, die für die jeweils beantragte
                     Beratung erforderlich sind.  2 Soweit personenbezogene Daten von Sozialleistungsträgern übermittelt werden oder die Anwendbarkeit von staatlichen Vorschriften
                     vereinbart wurde, gelten zum Schutz dieser Daten ergänzend die jeweiligen Teile des Sozialgesetzbuchs entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die personenbezogenen Daten über die Betroffene oder den Betroffenen, insbesondere alle Einzelangaben über persönliche und
                     sachliche Verhältnisse, über Familienangehörige und ihre Lebensverhältnisse (Sozialdaten) werden bei der oder dem Betroffenen
                     erhoben.  2 Informationen von der oder dem Betroffenen über Dritte, die nicht zur Familie gehören, dürfen nicht mithilfe von DV-Programmen
                     verarbeitet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Sozialdaten der oder des Betroffenen dürfen für Fallbesprechungen im Fachteam nur offenbart werden, wenn die oder der
                     Betroffene die Einwilligung erteilt hat.  2 Bei Verweigerung der Einwilligung dürfen die Sozialdaten der oder des Betroffenen nur in anonymisierter Form offenbart werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Beratungsdokumentation mit den Sozialdaten, die persönlichen Aufzeichnungen, der Tätigkeitsnachweis der Beraterin oder
                     des Beraters und die statistischen Unterlagen sind sicher aufzubewahren.  2 Die regelmäßigen Aufbewahrungsfristen sind zu beachten.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Nach Ablauf der Aufbewahrungsfristen, und wenn keine Haftungsansprüche aus der Beratungstätigkeit gegen die Beraterin oder
                     den Berater anhängig sind, wird die Beratungsdokumentation – ohne ärztliche und sonstige Schweigepflichtentbindungen – dem
                     zuständigen kirchlichen Archiv in anonymisierter Form zur Archivierung angeboten.  2 Soweit die Archivwürdigkeit der Unterlagen nicht vorliegt, werden sie vernichtet.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Verarbeitung und Nutzung der Sozialdaten in nichtanonymisierter Form für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung bedarf
                     der Zustimmung der oder des Betroffenen.
                  

               

               
                     § 38
Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Daten von Patientinnen und Patienten dürfen im Krankenhaus, in einer Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtung erhoben, verarbeitet
                     und genutzt werden, soweit dies im Rahmen des Behandlungsverhältnisses einschließlich der verwaltungsmäßigen Abwicklung und
                     Leistungsberechnung, zur Erfüllung der mit der Behandlung im Zusammenhang stehenden Dokumentationspflichten oder eines damit
                     zusammenhängenden Rechtsstreits erforderlich ist.  2 Zu diesen Daten zählen auch personenbezogene Daten Dritter, die dem Krankenhaus, der Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtung
                     im Zusammenhang mit der Behandlung und Pflege bekannt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Qualitätssicherung einschließlich Leistungsauswertung und -entwicklung im Krankenhaus und die Aus-, Fort- oder Weiterbildung
                     ist der Zugriff auf die Daten der Patientinnen und Patienten nur insofern zulässig, als diese Zwecke nicht mit anonymisierten
                     Daten erreicht werden können.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Verarbeitung und Nutzung der Daten von Patientinnen und Patienten durch den Sozialdienst und die Krankenhausseelsorge
                     ist zulässig, soweit dies für die soziale Betreuung und zur Erfüllung seelsorgerlicher Aufgaben erforderlich ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 An die Seelsorgerinnen und Seelsorger der für die Patientin oder den Patienten zuständigen Gemeinde dürfen zur Erfüllung seelsorgerlicher
                     Aufgaben Name, Vorname, Geburtsdatum, Bekenntnisstand, Wohnsitz und Aufnahmedatum übermittelt werden, sofern die Patientin
                     oder der Patient der Übermittlung nicht widersprochen hat oder Anhaltspunkte dafür bestehen, dass eine Übermittlung nicht
                     angebracht ist.
                  

                   2 Zu der Ermittlung der zuständigen Gemeinde können die Daten nach Satz 1 an die für das kirchliche Meldewesen zuständige Stelle
                     übermittelt und von dort an die Seelsorgerinnen und Seelsorger der für die Patientinnen und Patienten zuständigen Gemeinde
                     weitergeleitet werden.
                  

                   3 Die Patientin oder der Patient ist bei der Aufnahme darauf hinzuweisen, dass der  Übermittlung widersprochen werden kann.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Übermittlung der Daten von Patientinnen und Patienten an Stellen und Personen außerhalb des Krankenhauses und deren Nutzung
                     ist neben der Erfüllung von Pflichten aufgrund bestehender Rechtsvorschriften nur zulässig, soweit dies erforderlich ist zur
                     
                        	
                           Behandlung einschließlich der Mit-, Weiter- und Nachbehandlung, wenn die Patientin oder der Patient nach Hinweis auf die beabsichtigte
                              Übermittlung nicht etwas anderes bestimmt hat; § 73 Abs. 1b Satz 2 SGB V ist zu beachten;
                           

                        

                        	
                           Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für das Leben, die Gesundheit oder die persönliche Freiheit der Patientin oder des Patienten
                              oder Dritter;
                           

                        

                        	
                           Abrechnung und Durchsetzung von Ansprüchen aufgrund der Behandlung, zur Überprüfung der Leistungserbringung sowie zur Rechnungsprüfung;

                        

                        	
                           Unterrichtung von Angehörigen, soweit es zur Wahrung ihrer berechtigten Interessen erforderlich ist, schutzwürdige Belange
                              der Patientin oder des Patienten nicht beeinträchtigt werden und die Einholung der Einwilligung für die Patientin oder den
                              Patienten gesundheitlich nachteilig wäre oder nicht möglich ist.
                           

                        

                     

                  

                   2 Als Übermittlung gilt auch die Weitergabe der Daten von Patientinnen und Patienten zwischen Behandlungseinrichtungen verschiedener
                     Fachrichtungen in einem Krankenhaus (Fachabteilungen), sofern diese Fachabteilungen nicht unmittelbar mit Untersuchung oder
                     Behandlung und Pflege befasst sind.
                  

                   3 Die übermittelnde Stelle hat die Empfängerinnen oder Empfänger, die Art der übermittelten Daten und die betroffenen Patientinnen
                     und Patienten aufzuzeichnen.
                  

                   4 Die Daten empfangenden Stellen und Personen haben die übermittelten Daten der Patientinnen und Patienten in demselben Umfang
                     geheim zu halten wie das Krankenhaus selbst.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Das Krankenhaus darf sich zur Verarbeitung der Daten von Patientinnen und Patienten, zur Prüfung oder Wartung automatisierter
                     Verfahren oder von Datenverarbeitungsanlagen anderer Personen und Stellen nur dann bedienen, wenn die Einhaltung der geltenden
                     Datenschutzbestimmungen und der Geheimhaltungspflichten nach § 203 StGB gewährleistet ist.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Das Krankenhaus soll die Auskunft nach § 15 DSG-EKD über die die Patientin oder den Patienten betreffenden ärztlichen Daten und die Einsicht in die Behandlungsdokumentation
                     nur durch eine Ärztin oder einen Arzt vermitteln lassen.  2 Ein Anspruch auf Auskunft oder Einsichtnahme steht der Patientin oder dem Patienten nicht zu, soweit berechtigte Geheimhaltungsinteressen
                     Dritter, deren Daten zusammen mit denen der Patientin oder des Patienten aufgezeichnet sind, überwiegen.
                  

               

               
                     § 39
Sonstige diakonische Einrichtungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diakonische Einrichtungen, die nicht unter die §§ 36 – 38 fallen, dürfen personenbezogenen Daten der von ihnen betreuten oder
                     behandelten Personen, ihrer Angehörigen, Bevollmächtigten sowie ihrer rechtlichen Betreuerinnen und Betreuer erheben, verarbeiten
                     und nutzen, soweit dies im Rahmen des Behandlungs-, Betreuungs- oder sonstigen Vertragsverhältnisses einschließlich der verwaltungsmäßigen
                     Abwicklung und Leistungsberechnung, zur Erfüllung der mit der Behandlung im Zusammenhang stehenden Dokumentationspflichten
                     oder eines damit zusammenhängenden Rechtsstreits erforderlich ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Diakonische Einrichtungen nach Absatz 1 dürfen personenbezogene Daten der von ihnen betreuten oder behandelten Personen, ihrer
                     Angehörigen, Bevollmächtigten sowie ihrer rechtlichen Betreuerinnen und Betreuer an kirchliche Stellen übermitteln, soweit
                     dies für die verwaltungsmäßige Abwicklung oder Leistungsberechnung erforderlich ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Für seelsorgerliche Aufgaben ist die Übermittlung von Name, Vorname, Wohnsitz, Geburtsdatum, Bekenntnisstand an die Seelsorgerin
                     oder den Seelsorger der für die betreute oder behandelte Person zuständigen Gemeinde zulässig, sofern diese Person der Übermittlung
                     nicht widersprochen hat oder keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass eine Übermittlung nicht angebracht ist.  2 Sie ist bei Aufnahme des Behandlungs-, Betreuungs- oder sonstigen Vertragsverhältnisses darauf hinzuweisen, dass der Übermittlung
                     widersprochen werden kann.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Übermittlung personenbezogener Daten der betreuten oder behandelten Personen an Stellen und Personen außerhalb der diakonischen
                     Einrichtung und deren Nutzung richtet sich nach § 38 Absatz 5.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Für die Datenverarbeitung im Auftrag sowie für die Fernwartung gilt § 38 Absatz 6 entsprechend.
                  

               

               
                     § 40
Daten von Patientinnen und Patienten sowie Forschung, Krebsregister
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Verarbeitung der Daten von Patientinnen und Patienten aus kirchlichen Krankenhäusern und anderen diakonischen Einrichtungen
                     ist zu Zwecken der wissenschaftlichen Forschung nur zulässig, soweit die Patientin oder der Patient eingewilligt hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ohne Einwilligung dürfen diese Daten für eigene wissenschaftliche Forschungsvorhaben nur von den bei den kirchlichen Stellen
                     beschäftigten Personen, die der ärztlichen Schweigepflicht unterliegen, verarbeitet oder genutzt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Ohne Einwilligung dürfen diese Daten zum Zwecke einer bestimmten wissenschaftlichen Forschung an Dritte übermittelt, durch
                     diese verarbeitet oder genutzt werden, wenn
                     
                        	
                           der Zweck dies Forschungsvorhabens nicht auf andere Weise erreicht werden kann sowie

                        

                        	
                           das berechtigte Interesse der Allgemeinheit an der Durchführung des Forschungsvorhabens das Geheimhaltungsinteresse der Patientin
                              oder des Patienten erheblich überwiegt und
                           

                        

                        	
                           es entweder nicht möglich oder für die Patientin oder den Patienten aufgrund des derzeitigen Gesundheitszustandes nicht zumutbar
                              ist, eine Einwilligung einzuholen.
                           

                        

                     

                  

                   2 Die übermittelnde Stelle hat die Empfängerinnen oder Empfänger, Zweck des Forschungsvorhaben, die betroffenen Patientinnen
                     und Patienten und die Art der übermittelten Daten aufzuzeichnen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Sobald es der Forschungszweck gestattet, sind die personenbezogenen Daten zu anonymisieren oder zu pseudonymisieren. Merkmale,
                     mit deren Hilfe ein Personenbezug wieder hergestellt werden kann, sind gesondert zu speichern; sie sind zu löschen, sobald
                     der Forschungszweck es erlaubt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Veröffentlichungen von Forschungsergebnissen dürfen keinen Rückschluss auf die Personen zulassen, deren Daten verarbeitet
                     wurden, es sei denn, die Patientin oder der Patient hat in die Veröffentlichung ausdrücklich eingewilligt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Soweit die Bestimmungen dieser Verordnung auf die empfangenden Stellen oder Personen keine Anwendung finden, dürfen die Daten
                     von Patientinnen und Patienten nur übermittelt werden, wenn diese sich verpflichten
                     
                        	
                           die Daten nur für das von ihnen genannte Forschungsvorhaben zu verwenden,

                        

                        	
                           die Bestimmungen der Absätze 4 und 5 einzuhalten,

                        

                        	
                           der oder dem Beauftragten für den Datenschutz auf Verlangen Einsicht und Auskunft zu gewähren.

                        

                     

                  

                   2 Die Empfängerinnen oder Empfänger müssen nachweisen, dass die technischen und organisatorischen Voraussetzungen zur Erfüllung
                     der Verpflichtung nach Nummer 2 vorliegen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Für die Erhebung und Übermittlung von Daten für das Krebsregister gelten die jeweiligen bundes- bzw. landesrechtlichen Regelungen
                     entsprechend.
                  

               

               
                     § 41
Geltung weiterer Vorschriften
                     

                  

                   1 Neben den kirchlichen Datenschutzbestimmungen ist insbesondere der § 203 des Strafgesetzbuches zu beachten.  2 Soweit personenbezogene Daten von Sozialleistungsträgern übermittelt werden oder die Anwendbarkeit von staatlichen Vorschriften
                     vereinbart wurde, gelten zum Schutz dieser Daten ergänzend die jeweiligen Teile des Sozialgesetzbuches entsprechend.
                  

               

            

         

      

      
            VIII. Fundraising

         

         
                     § 42
Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Fundraising ist eine kirchliche Aufgabe mit dem Ziel der Beziehungspflege und der Ressourcenbeschaffung.  2 Kirchliche Stellen dürfen personenbezogene Daten von Gemeindegliedern und deren Angehörigen, von den in der kirchlichen oder
                     in der diakonischen Arbeit ehrenamtlich oder neben- oder hauptberuflich Tätigen und von an der kirchlichen und diakonischen
                     Arbeit interessierten Personen für das Fundraising erheben, verarbeiten und nutzen, soweit dies für die Durchführung des Fundraising
                     erforderlich ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die kirchlichen Stellen dürfen für das Fundraising die in ihrem Gemeindegliederverzeichnis und in den Kirchenbüchern enthaltenen
                     Daten von Kirchenmitgliedern und Familienangehörigen nutzen, soweit kein melderechtlicher Sperrvermerk diese Nutzung ausschließt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die kirchliche Stellen dürfen für das Fundraising Daten nutzen, die aus allgemein zugänglichen Quellen entnommen oder zu diesem
                     Zweck erworben werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Es ist durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass die Seelsorgedaten nach § 12 im Rahmen des Fundraisings Dritten nicht zugänglich sind.  2 Seelsorgedaten dürfen nur mit Einwilligung der betroffenen Person für das Fundraising verarbeitet und genutzt werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Personenbezogene Daten der von diakonischen Einrichtungen betreuten oder behandelten Personen (Patientendaten), ihrer Angehörigen,
                     Bevollmächtigten sowie ihrer rechtlichen Betreuerinnen und Betreuer dürfen nur mit deren Einwilligung erhoben, verarbeitet
                     oder genutzt werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Personenbezogene Daten dürfen nicht für eine automatisierte Verarbeitung erhoben, verarbeitet oder genutzt werden, soweit
                     die betroffene Person widerspricht (Teilnutzungssperre).
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die personenbezogenen Daten sind zu löschen, soweit nicht einer Löschung der kirchliche Auftrag des Fundraisings, Rechtsvorschriften
                     oder Aufbewahrungsfristen entgegenstehen.
                  

               

               
                     § 43
Datenverarbeitung im Auftrag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Bei der Datenverarbeitung im Auftrag ist § 11 DSG-EKD zu beachten.  2 Die Speicherung der personenbezogenen Daten hat mandantenbezogen zu erfolgen.  3 Mandant ist, in dessen Auftrag oder zu dessen Gunsten das Fundraising durchgeführt wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Personenbezogene Daten von Personen, für die Auskunftssperren wegen Gefahr für Leben, Gesundheit, persönliche Freiheit oder
                     ähnliche schutzwürdige Interessen bestehen, dürfen im Rahmen des Fundraisings an andere Stellen oder Personen nicht übermittelt
                     werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Eine Weitergabe der personenbezogenen Daten durch die beauftragte Stelle an Dritte ist auszuschließen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die oder der Betriebsbeauftragte für den Datenschutz oder die oder der örtlich Beauftragte für den Datenschutz der beauftragenden
                     kirchlichen Stelle ist frühzeitig über die Auftragsdatenverarbeitung zu informieren.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Werden personenbezogene Daten für das Fundraising im Auftrag durch andere Stellen oder Personen erhoben, verarbeitet oder
                     genutzt, ist vor einer Beauftragung die Genehmigung nach § 4 einzuholen.
                  

               

               
                     § 44
Datenübermittlung an kirchliche Stellen 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Personenbezogene Daten können an kirchliche Stellen übermittelt werden, wenn
                  

                  
                     
                        	
                           die empfangende kirchliche Stelle sie ausschließlich für das eigene Fundraising nutzt,

                        

                        	
                           die empfangende kirchliche Stelle sicherstellt, dass der Umfang und der Zeitpunkt des Fundraisings mit der übermittelnden
                              kirchlichen Stelle abgestimmt wird,
                           

                        

                        	
                           die empfangende kirchliche Stelle sicherstellt, dass die melderechtlichen Sperrvermerke und Teilnutzungssperren beachtet und
                              der übermittelnden kirchlichen Stelle mitgeteilt werden,
                           

                        

                        	
                           ausreichende technische und organisatorische Datenschutzmaßnahmen unter Beachtung des Schutzbedarfs der Anforderungen der
                              Anlage zu § 9 S. 1 DSG-EKD vorliegen, von denen sich im Zweifelsfall die übermittelnde kirchliche Stelle zu überzeugen hat
                              und
                           

                        

                        	
                           die Betriebsbeauftragten für den Datenschutz oder die örtlich Beauftragten für den Datenschutz der beteiligten kirchlichen
                              Stellen über Umfang und Zweck der Datenübermittlung informiert werden.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für das eigene Fundraising kirchlicher Stellen dürfen nur folgende Daten von Kirchenmitgliedern und ihren Familienangehörigen
                     aus dem kirchlichen Meldewesen übermittelt werden:
                  

                  
                     
                        	
                           Name und gegenwärtige Anschrift;

                        

                        	
                           Geburtsdatum, Geschlecht, Staatsangehörigkeit(en), Familienstand, Stellung in der Familie;

                        

                        	
                           Zahl und Alter der minderjährigen Kinder;

                        

                        	
                           Religionszugehörigkeit und Zugehörigkeit zu einer Kirchengemeinde;

                        

                        	
                           melderechtliche Sperrvermerke.

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            IX. Soziale Netzwerke

         

         
                     § 45
Soziale Netzwerke
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Soziale Netzwerke können von kirchlichen Stellen zur Information über die kirchliche und diakonische Arbeit und zur Beziehungspflege
                     mit Gemeindegliedern und deren Angehörigen, den in der kirchlichen oder in der diakonischen Arbeit ehrenamtlich oder beruflich
                     Tätigen und den an der kirchlichen und diakonischen Arbeit interessierten Personen genutzt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Mitarbeitende, die seitens der kirchlichen Stelle mit der Wahrnehmung der Kommunikation in sozialen Netzwerken beauftragt
                     sind, haben die für die dienstliche Nutzung erlassenen Verhaltensregeln (Social Media Guidelines), die datenschutzrechtlichen
                     Regelungen sowie weitere rechtliche Bestimmungen insbesondere zur Verschwiegenheit und zum Urheberschutz zu beachten.  2 Ehrenamtlich Tätige sind auf das Datengeheimnis nach § 6 DSG-EKD und zur Verschwiegenheit zu verpflichten.
                  

               

            

         

      

      
            X. Schlussbestimmungen

         

         
                     § 46
Ausführungsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Landeskirchenamt kann Ausführungsbestimmungen erlassen, insbesondere solche, die den Umfang der zu erhebenden und zu speichernden
                     personenbezogenen Daten sowie die Übermittlung betreffen und  solche über die Aufbewahrung, Aussonderung, Löschung und Vernichtung
                     der Dateien und Akten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Landeskirchenamt wird ermächtigt, die Anlagen zu dieser Verordnung zu ändern.
                  

               

               
                     § 47
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Detmold, den 16. Oktober 2007

                           
                           	
                              Der Landeskirchenrat

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      
            Anlage 1 zu § 2

         

         
               Verpflichtung von Mitarbeitenden auf das Datengeheimnis 

            

            (nach § 6 DSG-EKD1 i. V. m. § 2 DSVO)
            

            Frau/Herr

            ____________________

            wird unter Aushändigung des anliegenden Merkblattes wie folgt auf das Datengeheimnis verpflichtet:

            Es ist untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu erheben, zu verarbeiten oder zu nutzen (Datengeheimnis).

            Das Datengeheimnis besteht nach Beendigung Ihrer Tätigkeit fort.

            Verstöße gegen das Datengeheimnis können dienstrechtlich, arbeitsrechtlich, urheberrechtlich, strafrechtlich, disziplinarrechtlich
               und haftungsrechtlich geahndet werden.
            

            ____________________

            Ort, Datum

            ____________________

            Unterschrift der Mitarbeiterin, des Mitarbeiters

            ____________________

            Unterschrift der Vertreterin, des Vertreters der kirchlichen Stelle

            ____________________

            Original zur Personalakte

            Kopie an die Mitarbeiterin/an den Mitarbeiter

         

      

      
            Merkblatt für den Datenschutz 
in der Lippischen Landeskirche 
für Mitarbeitende
            

         

         In diesem Merkblatt erhalten Sie einige Informationen über den wesentlichen Inhalt des Datengeheimnisses und den Sinn der
            Verpflichtungserklärung. Die Erläuterungen und Hinweise müssen im jeweiligen Zusammenhang, der sich aus Anwendungsfragen aus
            der täglichen Arbeit sowie den jeweils geltenden Rechtsvorschriften ergibt, gesehen werden. 
         

         
                     Welche rechtlichen Grundlagen gelten für den Datenschutz?

                  

                  
                     
                        	
                           Zunächst gelten die allgemeinen Datenschutzbestimmungen. Die sind jeweils in ihrer geltenden Fassung
                              
                                 	
                                    das Kirchengesetz über den Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland (DSG-EKD),

                                 

                                 	
                                    die Verordnung zur Durchführung des Kirchengesetzes über den Datenschutz der EKD (DSVO),

                                 

                                 	
                                    das IT-Sicherheitskonzept der Lippischen Landeskirche in der jeweils aktuellen Fassung,

                                 

                                 	
                                    Dienst- und Organisationsanweisungen für den Einsatz und Betrieb in der Informations- und Kommunikationstechnik (IuK-Technik)
                                       sowie für die Durchführung des Datenschutzes und der Datensicherheit, soweit sie von den kirchlichen Körperschaften und Dienststellen
                                       erlassen wurden.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Außerdem gelten, den allgemeinen Regelungen zum Datenschutz vorgehende, bereichsspezifische Datenschutzbestimmungen, dies
                              sind
                              
                                 	
                                    besondere Bestimmungen über den Schutz des Beicht- und Seelsorgegeheimnisses, die Amtsverschwiegenheit sowie sonstige gesetzliche
                                       Geheimhaltungs- und Verschwiegenheitspflichten oder von Berufs- bzw. besonderen Amtsgeheimnissen, die nicht auf gesetzlichen
                                       Vorschriften beruhen
                                    

                                 

                                 	
                                    und besondere Regelungen in kirchlichen Rechtsvorschriften, die auf personenbezogene Daten einschließlich deren Veröffentlichung
                                       anzuwenden sind (z. B. § 20 Friedhofswesenverordnung).
                                    

                                 

                              

                           

                        

                     
 
                  

                  Sie finden diese Vorschriften in der Rechtssammlung aus w w w . k i r c h e n r e c h t - l i p p e . d e unter den Ordnungsziffern
                     108, 109.
                  

                  In gleicher Weise sind künftige Rechts- und Verwaltungsvorschriften sowie Veröffentlichungen der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     und der Lippischen Landeskirche zu den Bereichen IuK-Technik, Datenschutz und Datensicherheit zu beachten.
                  

               

               
                     Weshalb ist Datenschutz notwendig?

                  

                  Jeder Mensch hat das Recht, über die Erhebung und weitere Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten selbst zu bestimmen.
                     Der Datenschutz verfolgt daher das Ziel, jede einzelne Person davor zu schützen, dass sie durch Umgang mit ihren personenbezogenen
                     Daten in ihren Persönlichkeitsrechten beeinträchtigt wird.
                  

               

               
                     Was sind personenbezogene Daten?

                  

                  Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über persönliche Verhältnisse (z. B. Name, Geburtsdatum, Anschrift, Konfession,
                     Beruf, Familienstand) oder sachliche Verhältnisse (z. B. Grundbesitz, finanzielle Belastungen, Rechtsbeziehungen zu Dritten)
                     einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person (z. B. Gemeindeglieder oder kirchliche Mitarbeitende).
                  

                  Welche grundsätzlichen Regelungen gelten für den Datenschutz?

                  Zunächst gelten die Datenschutzregelungen für

                  
                     
                        	
                           Datensammlungen, die gleichartig aufgebaut und nach bestimmten Merkmalen zugänglich sind und ausgewertet werden können (nicht
                              automatisierte Dateien),
                           

                        

                        	
                           Akten und Aktensammlungen mit einigen Einschränkungen (z.B. §§ 16 Abs. 1 Satz 2, Abs. 5 DSG-EKD) und
                           

                        

                        	
                           automatisierte Verarbeitungen (§ 1 Abs. 2 DSG-EKD). Darunter versteht man die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten unter Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen
                              (IT, PC, Laptop ...).
                           

                        

                     

                  

                  Soweit die bereichsspezifischen Datenschutzbestimmungen keine anders lautenden Regelungen enthalten, gelten für den Schutz
                     personenbezogener Daten folgende Grundsätze:
                  

                  
                     
                        	
                           Eine Verarbeitung personenbezogener Daten und deren Nutzung ist nur zulässig, wenn das DSG-EKD oder eine Rechtsvorschrift
                              dies erlaubt oder anordnet oder soweit die betroffene Person eingewilligt hat.
                           

                        

                        	
                           Personenbezogene Daten dürfen nur für die rechtmäßige Erfüllung kirchlicher Aufgaben erhoben, verarbeitet und genutzt werden.
                              Maßgebend sind die herkömmlichen oder durch das kirchliche Recht bestimmten Aufgaben auf dem Gebiet der Verkündigung, Seelsorge,
                              Diakonie und Unterweisung sowie der kirchlichen Verwaltung (einschließlich Gemeinde- und Pfarrbüro).
                           

                        

                        	
                           Daten dürfen nur zu dem Zweck verwendet werden, für den sie erhoben oder gespeichert sind (Grundsatz der Zweckbindung). Andere
                              Verwendungen bedürfen einer rechtlichen Grundlage oder der Zustimmung der betroffenen Personen.
                           

                        

                        	
                           Auskünfte aus Datensammlungen sowie die Übermittlung von personenbezogenen Daten (Abschriften oder Ablichtungen von Listen
                              und Karteien, Kopien aus Akten sowie Duplizierungen von Disketten, Magnetbändern usw.) sind zulässig an kirchliche Stellen,
                              anderen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften sowie an Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen des Bundes, der
                              Länder, der Gemeinden etc., soweit eine Rechtsgrundlage für die Datenübermittlung vorhanden ist und sie zur Erfüllung kirchlicher
                              Aufgaben erforderlich sind (siehe auch § 12 DSG-EKD). Die Datenübermittlung an sonstige Stellen oder Personen ist nur in Ausnahmefallen statthaft (siehe auch § 13 DSG-EKD). Widersprüche von betroffenen Personen, die sich gegen eine Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung ihrer personenbezogenen
                              Daten richten, sind zu beachten - Ausnahmen regeln die kirchlichen Vorschriften sowie § 16 Abs. 4a DSG-EKD. Auskünfte zur geschäftlichen oder gewerblichen Verwendung der Daten dürfen ohne Einwilligung der betroffenen Person in keinem
                              Fall gegeben werden. Daten oder Datenträger dürfen nur kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zugänglich gemacht werden,
                              die auf Grund ihrer dienstlichen Aufgaben zum Empfang der Daten ermächtigt worden sind.
                           

                        

                        	
                           Alle Informationen, die Mitarbeitende auf Grund ihrer Arbeit an und mit Akten, Dateien, Listen und Karteien erhalten, sind
                              vertraulich zu behandeln.
                           

                           Diese Pflicht besteht auch nach Beendigung der Tätigkeit fort.

                        

                        	
                           Jede Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter trägt für vorschriftsgemäße Ausübung der jeweiligen Tätigkeit die volle datenschutzrechtliche
                              Verantwortung. Der Umgang mit Daten und Informationen erfordert ein hohes Maß an Verantwortungsbewusstsein. Die sorgsame und
                              vertrauliche Behandlung von Daten ist ein wichtiges Gebot im Rahmen der Informationsverarbeitung. Die Sammlung, Aufbereitung
                              und Verwendung personenbezogener Daten unterliegen einer erhöhten Schutzbedürftigkeit.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Welche Maßnahmen sind aus Gründen des Datenschutzes und zur Datensicherung zu treffen?

                  

                  
                     
                        	
                           Wenn mit einer IT-Anlage (z.B. PC) personenbezogene Daten eingegeben, verarbeitet oder genutzt werden, sind die technischen
                              und organisatorischen Maßnahmen zum Datenschutz und zur Datensicherheit zu beachten (z. B. zum Passwortschutz).
                           

                        

                        	
                           Eigenmächtige Änderungen der Hardware-Konfiguration - insbesondere der Einbau von Karten, und der Anschluss von Druckern oder
                              anderen Zusatzgeräten - sind ebenso wie die Verwendung privater Hardware und privater Datenträger nicht gestattet. Soweit
                              aus Gründen der Aufgabenerfüllung Daten von dritter Seite mittels eines Datenträgers auf den PC übernommen werden müssen,
                              ist durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass die auf dem Datenträger enthaltenen Daten nicht mit Viren befallen sind.
                           

                        

                        	
                           Es ist untersagt, Änderungen in der bestehenden Konfiguration vorzunehmen (insbesondere durch das Aufspielen zusätzlicher
                              Dateien und Programme), private Software zu verwenden, Programme weiterzugeben oder zu verändern und Benutzerkennungen und
                              Passwörter weiterzugeben.
                           

                        

                        	
                           Daten, Datenträger, Systemliteratur und Zubehör (z. B. Belege, Karteikarten, EDV-Listen, Magnetbänder, Magnetplatten, Disketten,
                              Schlüssel) sind stets sicher und verschlossen zu verwahren und vor jeder Einsicht oder sonstigen Nutzung durch Unbefugte zu
                              schützen.
                           

                        

                        	
                           Die Regelungen und Hinweise zum Datenschutz und zur Datensicherheit aus bestehenden Dienst- und Organisationsanweisungen sind
                              zu beachten.
                           

                        

                        	
                           Datenbestände, insbesondere Dateien, Listen und Karteien, die durch neue ersetzt und auch nicht aus besonderen Gründen weiterhin
                              benötigt werden (z. B. für Prüf- und Archivzwecke), müssen in einer Weise vernichtet oder gelöscht werden, die jeden Missbrauch
                              der Daten ausschließt.
                           

                        

                        	
                           Mängel, die bei der Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung auffallen, sind unverzüglich dem Vorgesetzten zu melden. Dies
                              gilt auch für den Fall, dass in den Bereichen Datenschutz und Datensicherheit unzureichende organisatorische und technische
                              Maßnahmen ergriffen wurden.
                           

                        

                        	
                           Auch der Beauftragte für den Datenschutz der EKD, dem die Aufgabe der Datenschutzaufsicht obliegt, kann kontaktiert werden.

                        

                     

                  

               

               
                     Welche strafrechtlichen Konsequenzen können mir im Einzelfall drohen?

                  

                  Bestimmte Handlungen, die einen Verstoß gegen das Datengeheimnis beinhalten, stellen Straftatbestände dar. Danach kann u.
                     A. mit Freiheitsstrafe oder mit Geldstrafe bestraft werden, wer
                  

                  
                     
                        	
                           unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder
                              Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihr oder ihm anvertraut wurde in Ausübung der Berufe Ärztin oder Arzt (oder Angehörige
                              oder Angehöriger eines anderen Heilberufs), Psychologin oder Psychologe, Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberaterin
                              sowie -berater sowie Beraterinnen und Berater für Suchtfragen in einer Beratungsstelle, Mitglieder einer anerkannten Beratungsstelle
                              nach dem Schwangerschaftskonfliktgesetz, Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter (§ 203 StGB „Verletzung von Privatgeheimnissen“),
                           

                        

                        	
                           Schriftstücke oder andere bewegliche Sachen, die sich in dienstlicher Verwahrung befinden oder ihm oder einem anderen dienstlich
                              in Verwahrung gegeben worden sind, zerstört, beschädigt, unbrauchbar macht oder der dienstlichen Verfügung entzieht (§ 133
                              StGB),
                           

                        

                        	
                           unbefugt sich oder einem anderen Zugang zu Daten, die nicht für ihn bestimmt und die gegen unberechtigten Zugang besonders
                              gesichert sind, unter Überwindung der Zugangssicherung verschafft (§ 202 a StGB „Ausspähen von Daten“),
                           

                        

                        	
                           wer Passwörter Dritten verkauft oder überlässt oder entsprechende Computerprogramme installiert (§ 202 c Vorbereiten des Ausspähens
                              und Abfangens von Daten),
                           

                        

                        	
                           fremdes Vermögen durch unbefugtes Einwirken auf einen Datenverarbeitungsvorgang schädigt (§ 263 a StGB „Computerbetrug“),

                        

                        	
                           rechtswidrig Daten löscht, unterdrückt, unbrauchbar macht oder verändert (§ 303 a StGB „Datenveränderung“),

                        

                        	
                           den Ablauf der Datenverarbeitung eines anderen oder eines Wirtschaftsunternehmens erheblich stört (§ 303 b StGB „Computersabotage“),

                        

                        	
                           unbefugt Verhältnisse eines anderen sowie Brief- oder Geschäftsgeheimnisse, die ihm als Amtsträger in Steuersachen bekanntgeworden
                              sind, offenbart oder verwertet (§ 355 StGB „Verletzung des Steuergeheimnisses“).
                           

                        

                        	
                           Schriftstücke oder andere bewegliche Sachen zerstört, beschädigt, unbrauchbar macht oder der dienstlichen Verfügung entzieht,
                              die sich in amtlicher Verwahrung einer Kirche oder anderen Religionsgesellschaft des öffentlichen Rechts befinden (§ 133 II
                              StGB „Verwahrungsbruch“)
                           

                        

                     

                  

                  Auch weitere Verschwiegenheitsvorschriften und Geheimhaltungspflichten (z.B. dienst- und arbeitsrechtliche Regelungen, Sozialgeheimnis,
                     Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis) sind zu beachten.
                  

               

               
                     Wo erhält man weitere Auskünfte?

                  

                  Wenn Sie weitere Fragen zum Datenschutz haben oder in einem Einzelfall eine Rechtsauskunft benötigen, wenden Sie sich an die
                     Dienstvorgesetzten oder an die örtlich Beauftragte oder den örtlich Beauftragten für den Datenschutz bzw. im Bereich der rechtlich
                     selbständigen Diakonie an die Betriebsbeauftragte oder den Betriebsbeauftragten für den Datenschutz. Den Namen und die Kontaktdaten
                     erhalten Sie über die kirchliche Stelle, die Sie für Ihre Aufgabe beauftragt.
                  

                  Die Aufgaben der Datenschutzaufsicht obliegt der oder dem Beauftragten für den Datenschutz der EKD. Weitere Informationen
                     und die Kontaktdaten erhalten Sie über das Internet unter w w w . d a t e n s c h u t z . e k d . d e .
                  

               

            

         

      

      
            Verpflichtung von ehrenamtlich Tätigen 
auf das Datengeheimnis
            

         

         (nach § 6 DSG-EKD2 i. V. m. § 2 DSVO)
         

         Frau/Herr

         ____________________

         wird unter Aushändigung des anliegenden Merkblattes wie folgt auf das Datengeheimnis verpflichtet:

         Es ist untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu erheben, zu verarbeiten oder zu nutzen (Datengeheimnis).

         Das Datengeheimnis besteht nach Beendigung Ihrer Tätigkeit fort.

         Verstöße gegen das Datengeheimnis können urheberrechtlich, strafrechtlich und haftungsrechtlich geahndet werden.

         ____________________

         Ort, Datum

         ____________________

         Unterschrift der Vertreterin, des Vertreters der kirchlichen Stelle 

         ____________________

         Unterschrift der ehrenamtlich tätigen Mitarbeiterin, des ehrenamtlich tätigen Mitarbeiters

         ____________________

         Original zur Personalakte

         Kopie an ehrenamtlich tätige Mitarbeiterin/an ehrenamtlich tätigen Mitarbeiter

      

      
            Merkblatt für den Datenschutz 
in der Lippischen Landeskirche 
für ehrenamtlich Tätige
            

         

         Wenn Sie ehrenamtlich in einer Kirchengemeinde, einem kirchlichen Verband oder einer diakonischen Einrichtung im Bereich der
            Lippischen Landeskirche mitarbeiten und dabei regelmäßig mit personenbezogen Daten umzugehen haben, muss diejenige Stelle,
            für die Sie tätig sind, Sie auf das Datengeheimnis verpflichten. In diesem Merkblatt erhalten Sie einige Informationen über
            den wesentlichen Inhalt des Datengeheimnisses und den Sinn der Verpflichtungserklärung.
         

         
                     Welchen Grund hat die Verpflichtung auf das Datengeheimnis?

                  

                  Wer seine persönlichen Daten einer kirchlichen Stelle anvertraut, hat einen Anspruch darauf, dass die kirchlichen Mitarbeiterinnen
                     und Mitarbeiter mit diesen Daten verantwortlich umgehen. Dies gilt etwa für den Umgang mit den Daten einer Gemeindegliederkartei,
                     aber auch für den Umgang mit den Inhalten eines seelsorgerlichen Gesprächs. Pfarrerinnen, Pfarrer, andere beruflich in der
                     Kirche Beschäftigte sowie die gewählten Mitglieder des Kirchenvorstandes der Kirchengemeinde sind zumeist durch Kirchengesetz,
                     Arbeitsrechtsregelung oder Arbeitsvertrag zur Verschwiegenheit verpflichtet. Für andere ehrenamtlich Mitarbeitende gelten
                     diese Bestimmungen nicht. An ihre Stelle tritt die Verpflichtung auf das Datengeheimnis.
                  

                  Die Verpflichtungserklärung sollte nicht als Ausdruck eines grundsätzlichen Misstrauens gegenüber Ehrenamtlichen missverstanden
                     werden. Sie ist vielmehr ein Qualitätsmerkmal für die ehrenamtlich geleistete Arbeit! Denn für die Betroffenen ist es oft
                     sehr wichtig, darüber Gewissheit zu haben, dass über ihre Daten Verschwiegenheit gewahrt wird. Ein gutes seelsorgerliches
                     Gespräch etwa wird ohne diese Gewissheit nicht zustande kommen. Dabei macht es keinen Unterschied, ob das Gespräch mit einer
                     Pfarrerin, einem Pfarrer oder einer ehrenamtlichen Kraft geführt wird.
                  

                  Alle personenbezogenen Informationen, die Sie auf Grund Ihrer Arbeit an und mit Akten, Dateien, Listen und Karteien und über
                     Gespräche erhalten, sind grundsätzlich vertraulich zu behandeln. Diese Pflicht besteht auch nach Beendigung der Tätigkeit
                     fort.
                  

               

               
                     Weshalb ist Datenschutz notwendig?

                  

                  Ziel des Datenschutzes ist es, jede einzelne Person davor zu schützen, dass sie durch Umgang mit ihren personenbezogenen Daten
                     in ihrem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt wird.
                  

                  Jeder Mensch hat das Recht, über die Erhebung und weitere Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten selbst zu bestimmen.
                     Auf dieser Grundlage regelt das Kirchengesetz über den Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD-Datenschutzgesetz
                     - DSG-EKD) unter welchen Voraussetzungen Daten erhoben, gespeichert und an Dritte weitergegeben werden dürfen. Die Rechte
                     der Betroffenen sind in diesem Gesetz näher beschrieben, ebenso ist festgelegt, wer im Rahmen der Datenschutzaufsicht über
                     die ordnungsgemäße Erhebung und Verarbeitung wacht.
                  

               

               
                     Was sind personenbezogene Daten?

                  

                  Als personenbezogene Daten geschützt sind alle Einzelangaben über die persönlichen und sachlichen Verhältnisse eines Menschen.
                     Dazu gehören z. B. der Name, das Geburtsdatum, die Anschrift, der Beruf, die Religionszugehörigkeit, Krankheiten sowie Bild-
                     und Filmmaterial über diesen Menschen. Wenn Sie etwa als Mitarbeiter oder Mitarbeiterin eines Besuchskreises Gespräche mit
                     einem Gemeindeglied führen, handelt es sich bei dem, was Ihr Gesprächspartner Ihnen über sich selbst oder über eine andere
                     Person erzählt, um personenbezogene Daten.
                  

                  Welche rechtlichen Grundlagen gelten für den Datenschutz?

                  Durch das Datengeheimnis wird es denjenigen Personen, die mit dem Umgang mit personenbezogenen Daten betraut sind, untersagt,
                     diese Daten unbefugt zu erheben, zu verarbeiten oder zu nutzen. Was dies im Einzelnen bedeutet, wird durch die jeweils geltenden
                     Datenschutzbestimmungen festgelegt. Im Bereich der Lippischen Landeskirche sind zurzeit insbesondere die folgenden grundlegenden
                     Bestimmungen zum Datenschutz zu beachten:
                  

                  
                     
                        	
                           das Kirchengesetz über den Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland (abgekürzt: DSG-EKD),

                        

                        	
                           die Verordnung zur Durchführung des Kirchengesetzes über den Datenschutz der EKD (DSVO).

                        

                     

                  

                  Sie finden diese und weitere Vorschriften und Datenschutz-Rundschreiben in der Online-Rechtssammlung der Lippischen Landeskirche
                     
                  

                  ( w w w . k i r c h e n r e c h t - l i p p e . d e ) 

                  unter den Ordnungsziffern 108, 109.

               

               
                     Was bedeutet „erheben“, „verarbeiten“ und „nutzen“ von Daten?

                  

                  Diese Begriffe beschreiben unterschiedliche Formen des Umgangs mit Daten. Dabei bedeutet „erheben“ das zielgerichtete Beschaffen
                     von Daten (z. B. durch mündliche oder schriftliche Befragung), während sich die Begriffe „verarbeiten“ und „nutzen“ auf die
                     Verwendung vorhandener Daten beziehen. Formen der Verarbeitung von Daten sind insbesondere die Speicherung auf einem Datenträger
                     (z. B. das Anlegen einer Liste), die Veränderung (inhaltliche Umgestaltung) von Daten, die Übermittlung an andere Personen
                     und das Löschen (Unkenntlichmachen) gespeicherter Daten. „Nutzen“ meint jede weitere Verwendung der Daten, die nicht unter
                     den Begriff der „Verarbeitung“ fällt.
                  

                  Wann ist der Umgang mit geschützten Daten „unbefugt“?

                  Grundsätzlich sind eine Erhebung, eine Verarbeitung personenbezogener Daten und deren Nutzung sind nur zulässig, wenn

                  
                     
                        	
                           das kirchliche Datenschutzrecht oder

                        

                        	
                           eine Rechtsvorschrift sie erlaubt oder anordnet

                           oder

                        

                        	
                           soweit die betroffene Person eingewilligt hat.

                        

                     

                  

                  Personenbezogene Daten dürfen nur für die rechtmäßige Erfüllung kirchlicher Aufgaben erhoben, verarbeitet und genutzt werden.
                     Maßgebend sind die durch das kirchliche Recht bestimmten oder herkömmlichen Aufgaben auf dem Gebiet der Verkündigung, Seelsorge,
                     Diakonie und Unterweisung sowie der kirchlichen Verwaltung (einschließlich Gemeinde- und Pfarrbüro).
                  

                  Die Pfarrerin oder der Pfarrer und die hauptamtlichen Mitarbeitenden können Sie aufklären, wie mit den personenbezogenen Daten
                     der betroffenen Personen im Rahmen Ihrer Aufgabe umzugehen ist.
                  

                  Es ist von Ihnen zu beachten, dass

                  
                     
                        	
                            Daten nur zu dem Zweck verwendet werden dürfen, für den sie erhoben oder gespeichert sind,

                        

                        	
                           Daten auch innerhalb der kirchlichen Stelle nur solchen Personen bekannt gegeben werden dürfen, die zum Empfang der Daten
                              ermächtigt und zur Verschwiegenheit verpflichtet sind,
                           

                        

                        	
                           Auskünfte aus bzw. Abschriften/Duplikate von Datensammlungen (Dateien) an Dritte nur erteilt bzw. angefertigt werden dürfen,
                              wenn eine Rechtsvorschrift dies ausdrücklich erlaubt oder Einwilligungserklärungen der betroffenen Person vorliegen.
                           

                        

                     

                  

                  Umgekehrt ist das Erheben oder Verwenden der Daten dann „unbefugt“, wenn dies zur Erfüllung Ihrer Aufgaben nicht wirklich
                     notwendig ist (es sei denn, der oder die Betroffene willigt ausdrücklich ein). Insbesondere haben Sie über alle personenbezogenen
                     Daten, die Sie aufgrund ihrer kirchlichen Tätigkeit in Erfahrung bringen, Verschwiegenheit zu wahren. So dürfen etwa Daten
                     in keinem Fall zum Zwecke der Werbung an Versicherungen, Zeitungen oder Firmen herausgegeben werden. Ebenso ist es nicht zulässig,
                     Familienmitglieder oder andere Personen über das Erfahrene zu informieren.
                  

                  Arbeiten Sie in einem Besuchsdienstkreis, ist es zulässig, erlebte Besuchssituationen in der Gruppe zu besprechen. Solche
                     Besprechungen sind zur begleitenden Fortbildung und seelischen Entlastung der Mitarbeitenden, gegebenenfalls auch zur Lösung
                     eines Problems, erforderlich. Die Verschwiegenheitspflicht trifft dann die Gruppe im Ganzen. Dennoch ist es empfehlenswert,
                     auch hier das Interesse der Besuchten an der Vertraulichkeit so weit wie möglich zu berücksichtigen. So sollte den Besuchten
                     die Arbeitsweise der Besuchsdienstgruppe bekannt sein. Bittet der Besuchte bei einem bestimmten Thema ausdrücklich um Stillschweigen,
                     sollte dies respektiert werden. In vielen Fällen wird es auch möglich sein, Besuchssituationen so zu schildern, dass ein Rückschluss
                     auf die betroffene Person nicht möglich ist. In diesem Fall der sog. Anonymisierung von Daten liegt keine Datenverarbeitung
                     im Sinne des EKD-Datenschutzgesetzes vor.
                  

                  Zulässig ist es darüber hinaus, im Rahmen der Besuchsdienstarbeit kurze persönliche Notizen über die Besuchten anzufertigen,
                     etwa um den jeweiligen Geburtstag nicht zu versäumen. Es ist aber nicht erforderlich und damit auch nicht zulässig, solche
                     Unterlagen ohne Einwilligung der Betroffenen an andere Mitglieder des Besuchsdienstkreises oder an Dritte weiterzugeben. Die
                     kirchliche Stelle hat darauf zu achten, dass Ihnen nur Daten derjenigen Personen zur Verfügung gestellt werden, die von ihnen
                     auch tatsächlich besucht werden. Komplette Adresslisten über alle Besuchten oder sogar „ungefilterte“ Auszüge aus der Gemeindegliederkartei
                     dürfen den einzelnen Ehrenamtlichen im Besuchsdienst nicht zur Verfügung stehen.
                  

               

               
                     Welche Maßnahmen sind aus Gründen des Datenschutzes und zur Datensicherung zu treffen?

                  

                  Neben den Vorschriften über das Erheben, Verarbeiten und Nutzen personenbezogener Daten enthält das Datenschutzrecht auch
                     die Verpflichtung kirchlicher Stellen, technische und organisatorische Maßnahmen zu treffen, um den Anforderungen der Datensicherheit
                     zu genügen. Das bedeutet auch für Sie, dass Sie im Rahmen des Zumutbaren dafür Sorge zu tragen haben, dass ein unbefugter
                     Zugriff Dritter auf die Daten nach Möglichkeit ausgeschlossen ist.
                  

                  Bitte bewahren Sie deshalb alle Informationen mit personenbezogenen Daten (z. B. Notizzettel, Karteikarten, USB-Sticks) stets
                     sicher und verschlossen auf!
                  

                  Falls Sie ausnahmsweise eine Speicherung von personenbezogenen Daten auf Ihrem privaten PC für notwendig halten, müssen Sie
                     dies vorher mit der kirchlichen Stelle absprechen, damit durch entsprechende technische und organisatorische Maßnahmen sichergestellt
                     ist, dass diese Daten gegen jede Einsichtnahme durch Unbefugte geschützt sind. Folgende Maßnahmen sind notwendig:
                  

                  - Benutzerkennung und Passwortschutz.

                  
                     
                        	
                           Familienangehörige oder andere Personen dürfen keinen Zugriff auf die kirchlichen Daten haben.

                        

                        	
                           Programm- und Browserversionen sind stets aktuell zu halten.

                        

                        	
                           Virenschutzprogramme (einschließlich Firewall) sind täglich zu aktualisieren.

                        

                        	
                           Vermeiden Sie unnötige Ansammlungen von personenbezogenen Daten.

                        

                        	
                           Nicht mehr benötigte Datenbeständige sind in einer Weise zu löschen, die jeden Missbrauch ausschließt.

                        

                        	
                           Sensible personenbezogene Daten auf einem PC; Laptop, Tablet etc. sind stets verschlüsselt zu speichern. Dies gilt auch für
                              Datensicherungen.
                           

                        

                        	
                           Datensicherungen sind regelmäßig durchzuführen.

                        

                     

                  

               

               
                     Wo erhält man weitere Auskünfte?

                  

                  Wenn Sie weitere Fragen zum Datenschutz haben oder in einem Einzelfall eine Rechtsauskunft benötigen, wenden Sie sich zunächst
                     an die örtlich Beauftragte oder den örtlich Beauftragten für den Datenschutz bzw. im Bereich der rechtlich selbständigen Diakonie
                     an die Betriebsbeauftragte oder den Betriebsbeauftragten für den Datenschutz. Den Namen und die Kontaktdaten erhalten Sie
                     über die kirchliche Stelle, die Sie für Ihre Aufgabe beauftragt.
                  

                  Die Aufgaben der Datenschutzaufsicht obliegt der oder dem Beauftragten für den Datenschutz der EKD.

                  Weitere Informationen und die Kontaktdaten erhalten Sie über das Internet unter

                  w w w . d a t e n s c h u t z . e k d . d e

               

            

         

      

      
            Anlage 2 zu § 2a

         

         
               Dokumentation von Maßnahmen zur Videoüberwachung3  
               

            

            nach § 7a Absatz 7 DSG-EKD4

            
               
                  	

                  	
                     1. Beschreibung der Maßnahme

                     1.1. Name und Anschrift der kirchlichen Stelle

                     ________________________________

                     1.2. Anschrift des videoüberwachten Gebäudes

                     ________________________________

                     1.3. Überwachte Gebäudeteile / Überwachte Außenflächen - Eigentumsverhältnisse

                     ________________________________

                     1.4. Kurzbeschreibung der Videoüberwachungsanlage (Komponenten, Anzahl der Kameras, Übertragungswege u. ä.)

                     ________________________________

                  

               

            

            
               
                  	

                  	
                     2. Zweck der Videoüberwachungsmaßnahme (siehe § 7a Absatz 1 DSG-EKD) 
                     

                     □ zum Schutz von Personen und Sachen (Personenkreis, Sachen sowie Gefährdungssituation darstellen)

                     ________________________________

                     □ zur Überwachung von Zugangsberechtigungen (konkretisieren: Zugang für welchen Bereich, wer ist berechtigt, wer soll / muss
                        am Zugang gehindert werden)
                     

                     ________________________________

                  

               

            

            
               
                  	

                  	
                     3. Rechtsgrundlage

                     □ § 7a Absatz 1 DSG-EKD 

                     (Videobeobachtung)

                     □ § 7a Absatz 2 DSG-EKD 

                     (Videoaufzeichnung)

                     □ § 7a Absatz 9 DSG-EKD 

                     (Videokamera-Attrappe)

                     □ ______________________________

                  

               

            

            
               
                  	

                  	
                     4. Kreis der Betroffenen

                     □ Besucher

                     □ Mitarbeitende

                     □ Mitarbeitende / Besucher anderer kirchlicher Stellen im Haus

                     □ Patienten

                     □ Passanten

                     □ sonstige Betroffene (bitte näher beschreiben)

                     ______________________________

                  

               

            

            
               
                  	

                  	
                     5. Personenkreis mit Zugang zu den durch die Videoüberwachung erhobenen Bilddaten5

                     □ Empfang

                     ______________________________

                     □ Mitarbeitende mit besonderen Funktionen

                     (Administratoren, externe Mitarbeitende eines Dienstleisters per Fernwartung, …)

                     ______________________________

                     □ Mitarbeitende im Sicherheitsdienst

                     ______________________________

                     □ Dienststellenleitung

                     ______________________________

                     □ sonstige Zugriffsberechtigte

                     ______________________________

                  

               

               
                  	

                  	
                     6.  Abwägung der mit der Videoüberwachung verfolgten Ziele mit den konkret verbundenen Gefahren für die Rechte der Betroffenen

                     6.1. Allgemeines

                     
                        	
                           Welche alternativen Maßnahmen zur Videoüberwachung wurden geprüft?

                           ______________________________

                        

                        	
                           Welche Interessen von Betroffenen können tangiert sein?

                           ______________________________

                        

                        	
                           Wie ist sichergestellt, dass die Videoüberwachung nicht höchstpersönliche Bereiche oder den Intimbereich der Betroffenen erfasst?

                           ______________________________

                        

                     

                  

                  	

                  	
                     6.2. Videobeobachtung

                     
                        
                           	
                              Welche Gründe rechtfertigen den Einsatz der Videoüberwachung?

                              ______________________________

                           

                           	
                              Sind Anhaltspunkte für ein Überwiegen der Interessen der Betroffenen ausgeschlossen?

                              ja, weil ____________________

                              nein, weil ____________________

                           

                           	
                              Wie werden die Interessen der Betroffenen wirksam geschützt (bitte Maßnahmenpaket beschreiben)?

                              ______________________________

                           

                        

                     

                     6.3. Videoaufzeichnung

                     
                        
                           	
                              Welche Rechtsgüter sollen geschützt werden?

                              ______________________________

                           

                           	
                              Warum kann der verfolgte Zweck durch eine bloße Videobeobachtung nicht erreicht werden?

                              ______________________________

                           

                           	
                              Welche Vorkommnisse in der Vergangenheit geben Anlass für eine Videoaufzeichnung (ggf. Nachweise als Anlage beifügen)?

                              ______________________________

                           

                           	
                              Welche Tatsachen rechtfertigen die Annahme, dass an dieser Stelle in Zukunft mit einer Verletzung von Rechtsgütern zu rechnen
                                 ist?
                              

                              ______________________________

                           

                           	
                              Sind Anhaltspunkte für ein Überwiegen der Interessen der Betroffenen ausgeschlossen?

                              ja, weil ____________________

                              nein, weil ____________________

                           

                           	
                              Wie lange werden die Daten gespeichert?

                              ______________________________

                           

                           	
                              Welche schutzwürdigen Interessen können einer Speicherung für den festgelegten Zeitraum entgegenstehen?

                              ______________________________

                           

                           	
                              Wie ist sichergestellt, dass die Löschung nach § 7 Absatz 5 DSG-EKD spätestens innerhalb einer Woche stattfindet?

                              ______________________________

                           

                           	
                              Wie ist eine vorzeitige Löschung im Einzelfall sichergestellt?

                              ______________________________

                           

                           	
                              Wie ist der Zugriff auf die Videoaufzeichnungen geregelt und wie wird er dokumentiert?

                              ______________________________

                           

                        

                     

                  

                  	

                  	
                     6.4. Verfahren zur weiteren Verarbeitung und betroffene Rechtsgüter (Zweckbindung)

                     □ Zweck, für den sie erhoben wurden

                     ______________________________

                     □ Verfolgung von Straftaten

                     ______________________________

                     □ Abwehr von Gefahren für Leib, Leben oder Freiheit einer Person

                     ______________________________

                     □ Abwehr von Gefahren für bedeutende Sach- oder Vermögenswerte

                     ______________________________

                     6.5. Videokamera-Attrappen

                     Welche Gründe führen zum Einsatz einer Videokamera-Attrappe?

                     ______________________________

                     6.6. Gründe für die weitere Erforderlichkeit der Videoüberwachung nach Ablauf von zwei Jahren (§ 7a Absatz 8 DSG-EKD)

                     ______________________________

                  

               

            

            
               
                  	

                  	
                     7. Art der Geräte, Standort und Überwachungsbereich

                     7.1. Art der Geräte

                     Kamera

                     (Hersteller, Typenbezeichnung sowie Darstellung der Leistungsmerkmale wie analog/digital, Lichtempfindlichkeit, Bildauflösung,
                        Erfassungswinkel, interner Speicher, Schwenk- / Neigefunktion (mechanisch bzw. digital), Audiofunktion (Mikro integriertes
                        bzw. extern), Signalverarbeitung, Alarmfunktion, Anbindung, mit / ohne Fernsteuerung etc.
                     

                     ______________________________

                     Netz

                     Darstellung der Netzverbindungen (z. B. Funk-, Kabelverbindung) und der Einbindung in vorhandene Netze und deren Schnittstellen:
                        WLAN, ISDN / DSL, Intranet, Internet, verschlüsselte / unverschlüsselte Datenübertragung
                     

                     ______________________________

                     Aufnahmegerät

                     analoger/digitaler Rekorder, PC, Server, … Hersteller, Typenbezeichnung und/bzw. Darstellung spez. Leistungsmerkmale wie Speicherkapazität,
                        Netzeinbindung, Audiofunktion, Zugriffsschutz, eingesetzte Videomanagementsoftware etc.
                     

                     ______________________________

                     Kodierer (Encoder)6

                     (Einbindung analoger Geräte) Hersteller, Typenbezeichnung, besondere Leistungsmerkmale

                     ______________________________

                     Monitor

                     Hersteller, Typenbezeichnung, besondere Leistungsmerkmale

                     ______________________________

                     Kreuzschiene (Umschaltbox) 7

                     Hersteller, Typenbezeichnung, besondere Leistungsmerkmale

                     ______________________________

                     Drucker

                     Hersteller, Typenbezeichnung, besondere Leistungsmerkmale

                     ______________________________

                     weitere Geräte

                     ______________________________

                     7.2. Standort der Geräte

                     (Beschreibung der Installationsorte der Kameras und sonstiger eingesetzter Systemkomponenten)

                     ______________________________

                     7.3. Räumlicher Überwachungsbereich

                     (Bildliche Darstellung des Überwachungsbereiches: bei mechanisch oder digital Schwenk- / Neige- / Zoom-Funktion u. ä. Darstellung
                        der max. Werte: Erfassungswinkel, Zoom etc.)
                     

                     ______________________________

                  

               

            

            
               
                  	

                  	
                     8. Technische und organisatorische Maßnahmen nach § 7a Absatz 6 DSG-EKD

                     
                        
                           
                              
                              
                              
                              
                           
                           
                              
                                 	
                                    Systemkomponente

                                 
                                 	
                                    Schutzziel

                                 
                                 	
                                    Gefahren

                                 
                                 	
                                    Maßnahmen

                                 
                              

                              
                                 	
                                    Kamera8

                                 
                                 	
                                    Vertraulichkeit9

                                 
                                 	
                                    

                                 
                                 	
                                    

                                 
                              

                              
                                 	
                                    Integrität10

                                 
                                 	
                                    

                                 
                                 	
                                    

                                 
                              

                              
                                 	
                                    Verfügbarkeit11

                                 
                                 	
                                    

                                 
                                 	
                                    

                                 
                              

                              
                                 	
                                    Authentizität12
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                                    Sonstige Geräte
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                     9. Art der Überwachung

                     □ Videobeobachtung ohne Aufzeichnung

                     („verlängertes Auge“ des Aufsichts- / Sicherheitspersonals)

                     □ Videobeobachtung mit anlassbezogener Aufzeichnungsmöglichkeit

                     („verlängertes Auge mit Gedächtnis im Einzelfall“)

                     □ Videobeobachtung mit Aufzeichnung

                     („verlängertes Auge“ mit durchgehender Aufzeichnung von Bilddaten im Hintergrundsystem)

                     □ Videobeobachtung ohne Beobachtung über Live-Monitor

                     („Black-Box-Verfahren“)

                     □ Videoaufzeichnung mit nachgehender Auswertung

                     □ Videokamera-Attrappe

                  

               

            

            
               
                  	

                  	
                     10. Dauer der Überwachung

                     □ während der Dienst- / Publikumszeiten

                     □ außerhalb der Dienst- / Publikumszeiten

                     □ täglich in der Zeit

                     von ________ bis ________ Uhr

                     von ________ bis ________ Uhr

                     □ 24 Stunden

                     □ sonstige Beobachtungs- / Aufnahmezeiten

                  

               

            

            
               
                  	

                  	
                     11. Nächster Prüfungstermin nach § 7a Absatz 8 DSG-EKD

                     (spätestens alle zwei Jahre)

                     ______________________________

                     ______________________________

                     ______________________________

                     (Datum, Unterschrift der oder des Betriebsbeauftragten oder örtlichen Beauftragten für den Datenschutz)

                     ______________________________

                     (Datum, Unterschrift für die datenverarbeitende Stelle)

                  

               

            

            

         

      

      
            Anlage 3 zu § 9

         

         
               Bestellung von Beauftragten nach § 22 Abs. 1 DSG-EKD und deren Stellvertretung 

            

            (§ 22 DSG-EKD i.V. mit § 9 DSVO)
            

            


            Frau/Herr

            ____________________

            (Vorname, Name)

            wird für

            ____________________

            (Name und Adresse der kirchlichen Stelle, bei gemeinsamen örtlichen Beauftragten oder Betriebsbeauftragten alle beteiligten
               kirchlichen Stellen aufführen)
            

            ab dem

            ____________________

            [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777] zur/zum örtlich Beauftragten für den Datenschutz (Kirchengemeinde)
            

            [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777] als Vertretung der oder des örtlich Beauftragten für den Datenschutz
            

            [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777] zur/zum Betriebsbeauftragten für den Datenschutz
            

            (Bei kirchlichen Werken und Einrichtungen mit eigener Rechtspersönlichkeit – z. B. diakonische Einrichtungen als e.V. oder
               GmbH, kirchliche Stiftungen)
            

            [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777] als Vertretung der oder des Betriebsbeauftragten für den Datenschutz bestellt.
            

            Die Bestellung erfolgt

            [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777] auf unbestimmte Zeit
            

            [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777] zeitlich befristet bis zum ____________________
            

            Im Rahmen der Datenschutzaufgaben sind Sie weisungsfrei und dürfen wegen dieser Tätigkeit nicht benachteiligt werden. Die
               Aufgaben ergeben sich aus dem kirchlichen Datenschutzrecht und werden in dem ausgehändigten Merkblatt „Datenschutz in der
               kirchlichen Stelle unter Einbindung von örtlich Beauftragten für den Datenschutz und Betriebsbeauftragten für den Datenschutz“
               unter Ziffer 6 näher beschrieben.
            

            Im Rahmen dieser Tätigkeit sind Sie unmittelbar

            ____________________

            (Bezeichnung des gesetzlich oder verfassungsmäßig berufenen Organs / bei gemeinsamen Beauftragten für alle beteiligten kirchlichen
               Stellen die Organe aufführen)
            

            unterstellt.

            ____________________

            Ort, Datum, Unterschrift (Leitung)

         

         
               Empfangsbestätigung

            

            Das Berufungsschreiben sowie ein Exemplar des Merkblatts „Datenschutz in der kirchlichen Stelle unter Einbindung von örtlich
               Beauftragten für den Datenschutz und Betriebsbeauftragten für den Datenschutz“ habe ich erhalten.
            

            ____________________

            Ort, Datum, Unterschrift der bestellten Person

            
               
                  
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                     
                     	
                        Exemplar an Mitarbeiterin/Mitarbeiter

                     
                  

                  
                     	
                        [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                     
                     	
                        Exemplar zur Personalakte

                     
                  

                  
                     	
                        [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                     
                     	
                        Exemplar an den Beauftragten für den Datenschutz der Evangelischen Kirche von Westfalen, der Evangelischen Kirche im Rheinland
                           und der Lippischen Landeskirche sowie der Diakonischen Werke
                        

                     
                  

                  
                     	
                        [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                     
                     	
                        Exemplar an

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                     
                     	
                        bei der Bestellung zur/zum örtlich Beauftragten für den Datenschutz an die aufsichtsführende Stelle

                     
                  

                  
                     	
                     	
                     	
                        (bei der Bestellung auf Ebene der Kirchengemeinden an das Landeskirchenamt der Lippischen Landeskirche)

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                     
                     	
                        bei der Bestellung zur/zum Betriebsbeauftragten für den Datenschutz an das Landeskirchenamt der Lippischen Landeskirche.

                     
                  

               
            

            

         

         
               Merkblatt
„Datenschutz in der kirchlichen Stelle unter Einbindung von örtlich Beauftragten für den Datenschutz und Betriebsbeauftragten
                  für den Datenschutz“
               

            

            1. Datenschutz in der kirchlichen Stelle: Verantwortung, Kontrolle und Unterstützung

            Die Verantwortung für den Datenschutz in der kirchlichen Stelle trägt die Leitung. Sie hat die Einhaltung der allgemeinen
               und bereichsspezifischen Datenschutzbestimmungen und die Rechtmäßigkeit der bei ihr durchzuführenden Verwaltungsverfahren
               sicherzustellen. Das bedeutet, dass sie auch Vorsorge für die Einhaltung datenschutzrechtlicher Bestimmungen treffen muss.
               Die oder der örtlich Beauftragte oder die oder Betriebsbeauftragte für den Datenschutz unterstützt die Leitung in dieser Aufgabe
               und kontrolliert die Umsetzung des Datenschutzes in der Verwaltungspraxis.
            

            Nicht selten wird diese Aufgabenverteilung zwischen Leitung und Datenschutzbeauftragten missverstanden. Weder ist der Datenschutz
               bei einer kirchlichen Stelle mit der Benennung einer oder eines Datenschutzbeauftragten automatisch sichergestellt, noch können
               die Beauftragten für den Datenschutz in ihren kirchlichen Stellen die Einhaltung datenschutzrechtlicher Vorschriften gewährleisten.
               Die örtlich Beauftragten und Betriebsbeauftragten für den Datenschutz können Verstöße gegen datenschutzrechtliche Bestimmungen
               feststellen und Abhilfe verlangen, sie können auch datenschutzfreundliche Verfahren anregen, aber sie haben in letzter Konsequenz
               keine Möglichkeit ihre Forderungen gegenüber den einzelnen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern durchzusetzen. Diese Aufgabe
               obliegt der Leitung. Sie haben die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ihrer Verwaltungen und Einrichtungen zu einer datenschutzfreundlichen
               Arbeitsweise anzuleiten. Eine Leitung, die aktiv Datenschutz betreibt, erfüllt so einen berechtigten Anspruch, den Gemeindeglieder,
               Eltern von in Kindertagesstätten betreuten Kindern, Patientinnen und Patienten von diakonischen Einrichtungen usw. an die
               jeweilige kirchliche Stelle richten.
            

            2. Welche kirchliche Stelle muss Beauftragte für den Datenschutz bestellen?

            Nach § 22 Abs. 1 des Kirchengesetzes über den Datenschutz in der Evangelischen Kirche in Deutschland (DSG-EKD) sollen bei
               kirchlichen Werken und Einrichtungen mit eigener Rechtspersönlichkeit Betriebsbeauftragte, bei den übrigen kirchlichen Stellen
               (Kirchengemeinden, Kirchenkreise, kirchliche Verbände) örtlich Beauftragte für den Datenschutz bestellt werden. Diese Soll-Bestimmung
               wird durch die Verordnung zur Durchführung des Kirchengesetzes über den Datenschutz konkretisiert. Die aus der Bestellung
               von Betriebsbeauftragten für den Datenschutz gewonnenen Erfahrungen aus der Vergangenheit haben gezeigt, dass kleinere Einrichtungen
               sowohl fachlich als auch personell Probleme haben, aus dem Kreis der Mitarbeitenden eine Person als Beauftragte für den Datenschutz
               zu bestellen. § 9 Abs. 1 DSVO legt daher fest, dass kirchliche Stellen der Verpflichtung zur Bestellung von Beauftragten für
               den Datenschutz zwingend nachzukommen haben, wenn mehr als sechs Personen mit der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener
               Daten befasst sind. Kleinere Kirchengemeinden, kirchliche Stiftungen oder diakonische Vereine dürften unter diese Ausnahmeregelung
               fallen.
            

            Im Zusammenhang mit der Bestellung von Beauftragten für den Datenschutz ist die Vertretung zu regeln. Bei kleineren kirchlichen
               Stellen dürfte es sich anbieten, dass ein von diesen Stellen berufener „gemeinsamer Beauftragter für den Datenschutz“ sich
               der Aufgabe annimmt. Für diesen Fall sollten über eine Vereinbarung der Aufgabenbereich und insbesondere die Kostenregelung
               festgeschrieben werden. Nähere Ausführungen zur Bestellung von Personen als „gemeinsamer Beauftragte für den Datenschutz“
               finden sich im Abschnitt 4 dieses Merkblatts.
            

            3. Welche Personen können zu örtlich Beauftragten oder zu Betriebsbeauftragten für den Datenschutz bestellt werden?

            Die gesetzliche Vorgabe von § 22 Abs. 2 DSG-EKD lautet: „Zu Beauftragten dürfen nur Personen bestellt werden, die die zur
               Erfüllung ihrer Aufgaben erforderliche Fachkunde und Zuverlässigkeit besitzen.“
            

            Die oder der örtlich Beauftragte oder die oder Betriebsbeauftragte für den Datenschutz muss danach in fachlicher und persönlicher
               Hinsicht für die Aufgabe geeignet sein.
            

            Zu den fachlichen Kenntnissen, die die oder der Beauftragte haben beziehungsweise erwerben sollte, gehört die Kenntnis der
               datenschutzrechtlichen Grundlagen. Dies sind insbesondere die allgemeinen Datenschutzbestimmungen nach dem Kirchengesetz über
               den Datenschutz in der EKD, nach den Durchführungsbestimmungen der Landeskirchen, die bereichsspezifischen Datenschutzbestimmungen
               und die für den jeweiligen Zuständigkeitsbereich einschlägigen weiteren besonderen datenschutzrechtlichen Regelungen. Außerdem
               sollen die Beauftragten gute Kenntnisse über die Organisation der kirchlichen Stelle und Verständnis für Fragen der Informationstechnik
               besitzen. Nur wenn den Beauftragten die Aufgaben, die Arbeitsweise und die Abläufe einschließlich der Datenströme in den Arbeitsbereichen
               vertraut sind, können sie ihre Beratungs- und Kontrollaufgaben effizient wahrnehmen. Des Weiteren sollten die Datenschutzbeauftragten
               über Grundkenntnisse der Datenverarbeitung und ein gewisses Maß an technischem Verständnis verfügen. Sie müssen den Aufbau,
               die Funktionsweise und die Anforderungen der eingesetzten Datenverarbeitungssysteme in ihren Grundzügen begreifen, um die
               eingesetzten Verfahren bewerten und sinnvolle Datensicherungs- und Datenschutzmaßnahmen vorschlagen zu können. In der Praxis
               werden nur wenige Personen von vornherein alle diese Voraussetzungen erfüllen. Hier wird die oder der Datenschutzbeauftragte
               seine Kenntnisse und Fähigkeiten weiterentwickeln müssen. Dazu sollte die Gelegenheit zur Teilnahme an geeigneten Fortbildungsveranstaltungen
               genutzt werden.
            

            Im Hinblick auf die persönliche Zuverlässigkeit der oder des Beauftragten ist neben anderen grundlegenden Charakterstärken
               vor allem wichtig, dass sie oder er über eine innere Unabhängigkeit verfügt und die Verpflichtung zur Verschwiegenheit ernst
               nimmt (siehe auch § 22 Abs. 3 Satz 4 i. V. mit § 18 Abs. 7 DSG-EKD). Beauftragte haben Zugang zu allen sensiblen, personenbezogenen
               Daten. Sie werden nur dann datenschutzgerecht und vertrauensvoll mit der Leitung sowie den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
               zusammenarbeiten können, wenn sie über diese Kenntnisse Verschwiegenheit bewahren.
            

            Für die oder den örtlich Beauftragten oder die oder den Betriebsbeauftragte für den Datenschutz selbst wird es eine besondere
               Schwierigkeit darstellen, sich eine innere Unabhängigkeit in der Bewertung der datenschutzrechtlich relevanten Sachverhalte
               zu erhalten. Wer die Aufgabe ernst nimmt, erfährt schnell, dass Datenschutz vielfach als lästig empfunden wird. Man wird die
               Beauftragten möglicherweise drängen, von Datenschutzforderungen Abstand zu nehmen. Da die oder der Beauftragte üblicherweise
               selbst Mitarbeiterin beziehungsweise Mitarbeiter der kirchlichen Stelle ist, die sie oder ihn beauftragt hat, ist sie oder
               er teilweise selbst betroffen von neuen Datenschutzmaßnahmen. Es ist deswegen im Interesse der Unabhängigkeit der Beauftragten
               darauf zu achten, dass eine Interessenkollision zwischen der Aufgabe als örtlich Beauftragte oder Beauftragter oder als Betriebsbeauftragte
               oder Betriebsbeauftragter für den Datenschutz und den sonstigen Aufgaben als Mitarbeiterin oder Mitarbeiter nicht entsteht.
            

            4. Wie kann eine Interessenkollision vermieden  werden?

            Die örtlich Beauftragten oder die Betriebsbeauftragten für den Datenschutz dürfen während ihrer Tätigkeit nicht mit Aufgaben
               betraut sein, deren Wahrnehmung zu Interessenkollisionen führen könnte. Es gilt das Prinzip, dass die oder der zu Kontrollierende
               nicht zum Kontrolleur werden kann. So sollen die Beauftragten beispielsweise nicht gleichzeitig leitende Aufgaben in den Bereichen
               der Informationstechnik wahrnehmen und es darf ihnen auch nicht die Aufsicht über die Einhaltung des Datenschutzes obliegen
               (siehe hierzu auch § 22 Abs. 5 DSG-EKD).
            

            Gerade in kleinen Stellen fehlen aber häufig sachkundige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nicht auch zugleich in datensensiblen
               Arbeitsbereichen tätig sind. In diesen Fällen bietet § 22 Abs. 1 Satz 2 DSG-EKD eine Lösung an. Es können mehrere Stellen
               gemeinsam eine oder einen Beauftragten bzw. eine Vertretung bestellen. In der Praxis sind hier verschiedene Varianten denkbar:
               
                  
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           •

                        
                        	
                           Mehrere gleichartige kirchliche Stellen benennen gemeinsam eine Beauftragte oder einen Beauftragten und eine Vertreterin oder
                              einen Vertreter. Ein solches Modell bietet sich besonders für Kirchengemeinden, kleinere kirchliche Verbände, kleinere diakonische
                              Einrichtungen und für kirchliche Stiftungen an. In dieser Weise könnte die Zusammenarbeit der kirchlichen Stellen untereinander
                              gefördert werden.
                           

                        
                     

                     
                        	
                           •

                        
                        	
                           Dieses Modell mag sich zum Beispiel für besonders große diakonischen Werke schon nicht mehr eignen, weil das Aufkommen an
                              personenbezogenen Daten aus den unterschiedlichsten Bereichen sehr beträchtlich sein kann. Hier könnte zwar ebenfalls wegen
                              der Gleichartigkeit der Struktur dieser diakonischen Stellen eine gemeinsame Betriebsbeauftragte oder ein gemeinsamer Betriebsbeauftragter
                              für den Datenschutz für mehrere diakonischen Werke bestellt werden. Aber statt einer gemeinsamen Vertreterin oder eines gemeinsamen
                              Vertreters würde es sich anbieten, in den einzelnen diakonischen Werken Vertreterinnen und Vertreter zu benennen, die der
                              oder dem Betriebsbeauftragten für den Datenschutz zuarbeiten.
                           

                        
                     

                  
               

            

            Insgesamt bietet das Gesetz hinreichende Lösungsansätze, um den Gegebenheiten vor Ort Rechnung zu tragen und zugleich Interessenkollisionen
               zu vermeiden. Zudem können Synergieeffekte durch das Zusammenwirken mehrerer Personen (beauftragte und vertretende Personen)
               genutzt werden, wenn zum Beispiel die oder der mehr rechtlich vorgebildete Beauftragte mit der oder dem technisch vorgebildeten
               vertretenden Beauftragten eng zusammenarbeitet.
            

            5. Die Datenschutzbeauftragten in der kirchlichen Stelle: Bestellung, Bekanntmachung, Stellung und Abberufung

            Ein Handschlag reicht zur Bestellung einer oder eines Beauftragten nicht aus. Die Übertragung von Verantwortung in diesem
               Umfang erfordert eine schriftliche Bestellung der oder des Beauftragten und der Vertreterinnen und Vertreter. Damit die Beauftragten
               ihre Aufgabe erfüllen können, müssen sie darüber hinaus auch den Beschäftigten bekannt gemacht werden (siehe auch die Anlage
               „Muster einer Bekanntmachung über die Bestellung von Beauftragten“). Die oder der Beauftragte sollte darüber hinaus im Geschäftsverteilung-
               und Organisationsplan der kirchlichen Stelle ausgewiesen sein.
            

            Eine unabhängige und organisatorisch herausgehobene Stellung ist für eine wirkungsvolle Tätigkeit der Beauftragten von entscheidender
               Bedeutung. Deshalb können sich die Beauftragten jederzeit unmittelbar an die Leitung der kirchlichen Stelle wenden und sind
               nur ihr gegenüber rechenschaftspflichtig. Organisatorisch bietet sich dort, wo die Größe der kirchlichen Stelle es erlaubt,
               die Zuordnung der oder des Beauftragten im engerem Wirkungskreis der Leitung bzw. Geschäftsführung an. Dies ermöglicht der
               Leitung, dass sie frühzeitig über Datensicherheitsbeeinträchtigungen, Gesetzesverstöße oder Verbesserungsvorschläge unterrichtet
               wird und entsprechend schnell reagieren kann. Es verhindert außerdem, dass die oder der Beauftragte einer Interessenkollision
               ausgesetzt ist.
            

            Die Beauftragten sind in der Wahrnehmung ihrer Aufgabe nach § 22 Abs. 3 Satz 2 DSG-EKD weisungsfrei. Sie können danach selbst
               über den Zeitpunkt und die Art und Weise des Tätigwerdens entscheiden. Dies umfasst die Entscheidung, ob sie eine datenschutzrechtliche
               Prüfung durchführen oder ob sie sie unterlassen ebenso wie die Freiheit, sich für die ihrer begründeten Überzeugung nach zutreffende
               Rechtsauffassung im Einzelfall zu entscheiden.
            

            Eine Benachteiligung der oder des Beauftragten wegen dieser Tätigkeit ist nach § 22 Abs. 3 Satz 3 DSG-EKD verboten. Dieses Benachteiligungsverbot ist weit gefasst. Es richtet sich nicht nur an die Leitung oder Geschäftsführung,
               sondern auch an die Mitarbeitenden und die Mitarbeitervertretung. Auch darf die Tätigkeit als Beauftragte oder Beauftragter
               keine negativen Auswirkungen auf die berufliche Entwicklung derjenigen haben, die diese Funktion ausüben. In engem Zusammenhang
               mit der Stellung von Beauftragten steht die Frage, ob eine Abberufung aus dieser Funktion möglich ist. Hier regelt § 9 Abs. 3 DSVO, dass die Bestellung schriftlich widerrufen werden kann, wenn ein Interessenkonflikt mit anderen Aufgaben oder
               sonst ein wichtiger Grund eintritt. Eine Abberufung darf deswegen nicht aus Gründen erfolgen, die offensichtlich eine Benachteiligung
               der oder des Datenschutzbeauftragten wegen seiner Aufgabenerfüllung bedeuten würden. Es sind in der Praxis Fälle denkbar,
               in denen eine Abberufung notwendig wird. Eine Abberufung kommt beispielsweise in Betracht, wenn die oder der Datenschutzbeauftragte
               mit neuen fachlichen Aufgaben betraut werden soll, die die Fortsetzung der Tätigkeit als Beauftragte oder Beauftragter nicht
               mehr zulassen. Vor der Entscheidung über den Widerruf ist die oder der Betriebsbeauftragte oder die oder der örtlich Beauftragte
               für den Datenschutz zu hören. Diese Regelung soll mit zur Stärkung der Stellung der Betriebsbeauftragten oder örtlichen Beauftragten
               beitragen.
            

            Mit dem Ausscheiden der oder des Beauftragten aus dem Dienst- oder Arbeitsverhältnis einer kirchlichen Stelle endet im Normalfall
               die Bestellung. Nur ausnahmsweise, wenn keine andere Person zur Verfügung steht, sollte für einen begrenzten Zeitraum überlegt
               werden, ob das Amt der oder des Beauftragten als so genannte „externe Datenschutzbeauftragung“ fortgeführt werden kann.
            

            6. Aufgaben der örtlich Beauftragten und Betriebsbeauftragten für den Datenschutz

            a. Datenschutz braucht Verbündete vor Ort

            Gesetze, Verordnungen, Erlasse und Dienstanweisungen zum Datenschutz sind notwendig, sie sind den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
               aber bei der täglichen Arbeit selten in allen Nuancen und Details präsent. Deshalb ist es wichtig, dass die Beauftragten für
               den Datenschutz werben, über ihn informieren, neue Datenverarbeitungsverfahren möglichst schon vor ihrer Einführung beurteilen
               und die Einhaltung des Datenschutzes kontrollieren.
            

            Die Datenschutzbeauftragten beraten und unterstützen die Leitung der kirchlichen Stelle und die Arbeitsbereiche, die personenbezogene
               Daten verarbeiten, in allen Fragen des Datenschutzes sowie der datenschutzgerechten Organisation. Hierzu gehören die Beratung
               und Mitwirkung bei der Erstellung eines Sicherheitskonzepts für die in der kirchlichen Stelle eingesetzte Informationstechnik,
               beim Verfassen von Richtlinien, Rundschreiben und Dienstvereinbarungen, bei der Ausgestaltung von Verträgen mit Auswirkungen
               für den Datenschutz (z.B. bei Datenverarbeitung im Auftrag).
            

            Die Datenschutzbeauftragten haben unmittelbaren Kontakt zu den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und schulen sie in Fragen
               des Datenschutzes.
            

            Zu den „Überwachungs-“Aufgaben gehören insbesondere die Prüfung der getroffenen technischen und organisatorischen Maßnahmen
               gemäß § 9 DSG-EKD, die Kontrolle der Einhaltung der Weisungen des Auftraggebers bei  Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener
               Daten im Auftrag, die Erstellung schriftlicher Ergebnisberichte über durchgeführte Kontrollen und die Auswertung von Protokolldateien.
            

            Um den Datenschutzbeauftragten diese Aufgabenerfüllung zu ermöglichen, sind sie durch das Gesetz mit Kompetenzen ausgestattet.
               Nach § 9 Abs. 5 DSVO kann die oder der Betriebsbeauftragte oder die oder der örtlich Beauftragte für den Datenschutz Auskünfte
               verlangen und Einsicht in Unterlagen nehmen, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben erforderlich ist. Hilfreich ist es in
               diesem Zusammenhang auch, wenn die Beauftragten an allen datenschutzrelevanten Vorgängen beteiliget werden und ihnen Planungen,
               die den Umgang mit personenbezogenen Daten betreffen, rechtzeitig bekannt gegeben werden. Den Beauftragten sind die Übersichten
               aller automatisierten Verfahren der Behörde, in denen personenbezogene Daten verarbeitet werden, nach Maßgabe des § 6 Abs.
               3 DSVO vorzulegen, soweit sie nicht selbst mit der Erstellung und Führung dieser Übersichten betraut werden.
            

            Eine enge Zusammenarbeit mit der Leitung der kirchlichen Stelle kann dadurch gefördert werden, indem man regelmäßig Gespräche
               führt, wie der Datenschutz tatsächlich praktiziert wird, welche Schwachpunkte bestehen und wie diese auszuräumen sind. Hilfreich
               sind auch schriftliche Protokolle und Berichte, die gegebenenfalls ganz oder auch auszugsweise auch an alle Mitarbeitenden
               bekannt gegeben werden können, damit diese für die Belange des Datenschutzes weiter sensibilisiert werden.
            

            b. Verfahrensverzeichnisse geben Überblick

            Das neue DSG-EKD legt in § 14 Abs. 2 fest, dass die kirchlichen Stellen für ihre Zuständigkeitsbereiche Übersichten über die
               eingesetzten Datenverarbeitungsprogramme zu führen haben. Die Verzeichnisse lösen die Meldungen über alle automatisiert geführten
               Dateien an das Dateienregister der gemeinsamen Beauftragten für den Datenschutz der Evangelischen Kirche von Westfalen, der
               Evangelischen Kirche im Rheinland und der Lippischen Landeskirche ab. Die Dezentralisierung und die Beschränkung auf DV-Verfahren
               soll eine einfache Führung der Übersichten, die ohne großen Aufwand aktuell gehalten werden kann, begünstigen. Auch der Nutzen
               dieser Übersichten als Kontrollinstrument vor Ort für die Beauftragten ist größer als bei einem zentral geführten Register.
            

            Das Verfahrensverzeichnis, das unmittelbar in den öffentlichen Stellen geführt wird, dient dazu, den Überblick darüber zu
               behalten, wo sich in der Behörde personenbezogene Daten befinden und wie sie behandelt werden. So können mögliche „Datenlecks“
               schneller gefunden und geschlossen werden.
            

            Dieses Verfahrensverzeichnis kann von jeder Person unentgeltlich eingesehen werden, wenn diese ein berechtigtes Interesse
               nachweisen kann (§ 21 Abs. 2 DSG-EKD i. V. mit § 6 Abs. 2 DSVO).
            

            c. Weitere Aufgaben der Beauftragten

            Der Beauftragte für den Datenschutz ist über die Einrichtung von automatisierten Abrufverfahren möglichst frühzeitig zu informieren.
               Mit Abrufverfahren kann z. B. einer anderen kirchlichen Stelle die Möglichkeit und Berechtigung geschaffen werden, auf einen
               zentralen Datenbestand zu Auskunftszwecken oder auch zur weiter gehenden Nutzung zuzugreifen.
            

            Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag bietet es sich an, den Beauftragten für den Datenschutz vor der schriftlichen
               Auftragserteilung einzubinden und ihm auch das Recht einzuräumen, sich von der Einhaltung der getroffenen technischen und
               organisatorischen Maßnahmen beim Auftragnehmer jederzeit überzeugen zu können.
            

            Da für die Abwicklung der Verwaltungsabläufe häufig Vordrucke verwendet werden, bietet es sich an, bei der Erstellung oder
               Veränderung von Vordrucken und Merkblättern die Beauftragten für den Datenschutz zu beteiligen. Der Beratungsschwerpunkt dürfte
               sich dabei auf die Zulässigkeit der Datenerhebung konzentrieren.
            

            Soweit Betroffene Auskunft über die von ihnen gespeicherten personenbezogenen Daten verlangen oder Anfragen zum Datenschutz
               in der kirchlichen Stelle haben, sollte die oder der Beauftragte für den Datenschutz beteiligt werden oder federführend mit
               der Abwicklung beauftragt werden.
            

            Die Schulung der Mitarbeitenden über die Bestimmungen über den Datenschutz unter Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse
               ihres Aufgabenbereiches obliegt dem Beauftragten für den Datenschutz. Dies kann beispielsweise wie folgt bestehen:
               
                  
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           •

                        
                        	
                           Einweisung neuer Mitarbeitender,

                        
                     

                     
                        	
                           •

                        
                        	
                           Schulung im Rahmen der allgemeinen Aus- und Fortbildung,

                        
                     

                     
                        	
                           •

                        
                        	
                           Vorträge oder Referate bei Dienstbesprechungen,

                        
                     

                     
                        	
                           •

                        
                        	
                           Ausgabe von Merkblättern,

                        
                     

                     
                        	
                           •

                        
                        	
                           Mitteilungen am Schwarzen Brett,

                        
                     

                     
                        	
                           •

                        
                        	
                           Berichte bei Mitarbeiterversammlungen,

                        
                     

                     
                        	
                           •

                        
                        	
                           Beiträge in Hauszeitschriften oder Mitteilungsblättern.

                        
                     

                  
               

            

            d. Weiterbildung und Zusammenarbeit helfen Datenschutzprobleme anzugehen

            Zur sachgemäßen Durchführung der Aufgaben sollte den Beauftragten für den Datenschutz die Möglichkeit zur Weiterbildung und
               zum Erfahrungsaustausch mit Kolleginnen und Kollegen aus anderen kirchlichen Stellen eröffnet werden. Die Landeskirchenämter,
               die Diakonischen Werke, der Datenschutzbeauftragte der Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen Kirche von Westfalen
               und der Lippischen Landeskirche bieten regelmäßig Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen an. Auch über das Internet sind
               insbesondere über die staatlichen Datenschutzbeauftragten umfangreiche Informationen zu nahezu allen datenschutzrechtlich
               relevanten Fragestellungen abrufbar. Die Kosten der Fort- und Weiterbildung sowie für die Anschaffung von Literatur hat die
               kirchliche Stelle zu tragen.
            

         

      

      
            Anlage zu Ziffer 5 des Merkblattes 
„Datenschutz in der kirchlichen Stelle unter Einbindung von örtlich Beauftragten für den Datenschutz und Betriebsbeauftragten
               für den Datenschutz“
            

         

         
               Muster einer Bekanntmachung über die Bestellung von Beauftragten nach § 22 Abs. 1 DSG-EKD und deren Stellvertretung

            

            (§ 22 DSG-EKD i.V. mit § 9 Abs. 4 DSVO)

            
                  Datenschutz – Bekanntmachung über die Bestellung von Beauftragten

               

               Frau / Herr

               ____________________

               (Vorname, Name, ggf. Organisationseinheit / Arbeitsbereich)

               wurde mit Wirkung vom ____________________

               [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777] zur / zum örtlich Beauftragten für den Datenschutz
               

               [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777] zur Vertretung der / des örtlich Beauftragten für den Datenschutz
               

               [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777] zur / zum Betriebsbeauftragten für den Datenschutz
               

               [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777] zur Vertretung der / des Betriebsbeauftragen für den Datenschutz
               

               bestellt und ist in dieser Eigenschaft unmittelbar der Leitung der kirchlichen Stelle unterstellt.

               Zu den Aufgaben gehören insbesondere die Beratung und Unterstützung aller Mitarbeitenden in allen Fragen des Datenschutzes
                  und die Prüfung der vor Ort getroffenen technischen und organisatorischen Datenschutzmaßnahmen.
               

               Frau / Herr ____________________ ist bei der Erfüllung der Aufgaben zu unterstützen:
                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              •

                           
                           	
                              Die notwendigen Auskünfte sind zu erteilen,

                           
                        

                        
                           	
                              •

                           
                           	
                              die Einsicht in Unterlagen ist zu gestatten, soweit dies zur Aufgabenerfüllung erforderlich ist,

                           
                        

                        
                           	
                              •

                           
                           	
                              Informationen über neue oder geänderte DV-Verfahren sowie über die Einführung oder Änderung von Regelungen und  Maßnahmen
                                 zur Verarbeitung personenbezogener Daten sind frühzeitig bekannt zu geben, damit eine Beratung aus Sicht des Datenschutzes
                                 ermöglicht wird.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter können sich in Datenschutzangelegenheiten jederzeit ohne Einhaltung des Dienstweges
                  an die örtlich Beauftragte oder den örtlich Beauftragten / an die Betriebsbeauftragte oder den Betriebsbeauftragten sowie
                  im Verhinderungsfall an die Vertretung wenden.
               

               ____________________

               (Ort, Datum, Unterschrift)

            

         

      

      
            Anlage 4 zu § 11

         

         
               Merkblatt zur Veröffentlichung von Alters-, Ehejubiläums- und Amtshandlungsdaten

            

            § 11 Abs. 1 der Verordnung zur Durchführung des Kirchengesetzes über den Datenschutz der EKD (DSVO) erlaubt den Kirchengemeinden,
               Alters- und Ehejubiläen von Gemeindegliedern in Gemeindebriefen und anderen örtlichen kirchlichen Publikationen mit Namen
               und Anschriften sowie Tag und Ort des Ereignisses zu veröffentlichen, soweit die Betroffenen im Einzelfall nicht widersprochen
               haben.
            

            Die Kirchengemeinde kann entweder die Betroffenen vor Veröffentlichung der Jubiläumsdaten einzeln schriftlich, mündlich oder
               auf anderem Wege auf die Möglichkeit hinweisen, der Veröffentlichung widersprechen zu können, oder im Gemeindebrief einen
               Hinweis auf das Widerspruchsrecht aufnehmen. Im letzteren Fall ist es ausreichend, wenn der Hinweis regelmäßig, mindestens
               einmal im Jahr, an derselben Stelle wie die Veröffentlichung der Jubiläumsdaten erfolgt.
            

            Für die Abkündigung von Amtshandlungen im Gottesdienst mit Namen, Anschrift, Tag und Ort der Amtshandlung besteht eine Rechtsgrundlage
               durch durch Art. 169 Abs. 4 Kirchenordnung der EkvW/§ 7 Lebensordnungsgesetz der EkiR/Abschnitt IV, § 8 Lebensordnungsgesetz
               der LLK. § 11 Abs. 2 DSVO enthält eine Erlaubnisnorm, die kirchlichen Amtshandlungen zusätzlich im Gemeindebrief und anderen
               örtlichen kirchlichen Publikationen zu veröffentlichen. Das Widerspruchsrecht der Betroffenen bezieht sich vorrangig darauf,
               dass eine Veröffentlichung der Anschriften unterbleibt. Nur in Ausnahmefällen, wenn die Betroffenen ein überwiegendes schutzwürdiges
               Interesse am Ausschluss der Veröffentlichung geltend machen, hat eine Veröffentlichung der kirchlichen Amtshandlungen in Gemeindebriefen
               und anderen örtlichen kirchlichen Publikationen zu unterbleiben.
            

            Eine Empfehlung zur Gestaltung des Hinweises auf das Widerspruchsrecht der Betroffenen in Gemeindebriefen enthält das Muster
               1 dieses Merkblatts. Die Medien- und Presseverbände sind angehalten, in ihren kirchlichen Publikationen, in denen solche Veröffentlichungen
               regelmäßig erfolgen, auf das in § 11 DSVO enthaltene Widerspruchsrecht hinzuweisen.
            

            Eine Weitergabe von Gemeindeglieder- und Amtshandlungsdaten an Tageszeitungen und sonstige nichtkirchliche Publikationen ist
               nur zulässig, wenn die Betroffenen ausdrücklich zustimmen.
            

            Die Widersprüche von Gemeindegliedern gegen eine Veröffentlichung ihrer Jubiläums- und Amtshandlungsdaten sind in Gemeindeglieder-Datenverwaltungsprogrammen
               aufzunehmen.
            

            Soweit von den kommunalen Meldebehörden Auskunfts- und Übermittlungssperren übermittelt worden sind, dürfen nach § 11 Abs.
               3 DSVO Veröffentlichungen nur erfolgen, wenn vorher das Einverständnis der betroffenen Person eingeholt wurde (siehe Muster
               2).
            

            Die Veröffentlichung von Namen und Anschriften von Gemeindegliedern, ihrer Alters- und Ehejubiläen sowie von kirchliche Amtshandlungsdaten
               im Internet sind nur zulässig, wenn die betroffenen Personen vorher schriftlich einer Veröffentlichung zugestimmt haben (siehe
               Muster 3). Vor der Unterzeichnung der Einwilligungserklärung sollte auf die Gefahren, die durch anderweitige, weltweite, nicht
               mehr kontrollierbare Nutzung der Daten durch Dritte möglich ist, hingewiesen werden.
            

         

         
               Muster 1 zum Merkblatt zur Veröffentlichung von Alters-, Ehejubiläums- und Amtshandlungsdaten

            

            Hinweis auf das Widerspruchsrecht von Gemeindegliedern gegen die Veröffentlichung ihrer Alters- und Ehejubiläumsdaten sowie
               der Amtshandlungsdaten in Gemeindebriefen und anderen örtlichen Publikationen (§ 11 Abs. 1 DSVO)
            

            Im (Gemeindebrief …) werden regelmäßig die Alters- und Ehejubiläen sowie kirchliche Amtshandlungen von Gemeindegliedern veröffentlicht.
               Sofern Sie mit der Veröffentlichung Ihrer Daten nicht einverstanden sind, können Sie Ihren Widerspruch schriftlich, mündlich
               oder auf anderem Wege bei der zuständigen Verwaltungsstelle (bitte genau bezeichnen einschließlich Adressangaben) oder bei
               der für Sie zuständigen Pfarrerin bzw. bei dem für Sie zuständigen Pfarrer erklären.
            

            Wir bitten, diesen Widerspruch möglichst frühzeitig, also vor dem Redaktionsschluss zu erklären, da ansonsten die Berücksichtigung
               Ihres Wunsches nicht garantiert werden kann.
            

            Bitte teilen Sie uns auch mit, ob dieser Widerspruch nur einmalig oder dauerhaft zu beachten ist.

         

         
               Muster 2 zum Merkblatt zur Veröffentlichung von Alters-, Ehejubiläums- und Amtshandlungsdaten

            

            Einwilligungserklärung zur Veröffentlichung von Gemeindegliederdaten und Amtshandlungsdaten (§ 11 Abs. 3 DSVO)

            (nur ausfüllen, wenn eine aus den kommunalen Melderegistern übermittelte Auskunfts- und Übermittlungssperre besteht)

            Frau/Herr

            ____________________

            erklärt:

            (Name, Vorname, Geburtsdatum)

            Ich bin mit der Veröffentlichung

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                     
                     	
                        aller Alters- und Ehejubiläen mit Namen und Anschriften sowie Tag und Ort des Ereignisses sowie

                     
                  

                  
                     	
                        [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                     
                     	
                        aller kirchlichen Amtshandlungen mit Namen, Anschriften sowie Tag und Ort der vorgenommenen Amtshandlung

                     
                  

               
            

            im (Gemeindebrief …) einverstanden.

            ____________________

            (Datum, Unterschrift)

         

         
               Muster 3 zum Merkblatt zur Veröffentlichung von Alters-, Ehejubiläums- und Amtshandlungsdaten

            

            Einwilligungserklärung zur Veröffentlichung von Gemeindegliederdaten und Amtshandlungsdaten im Internet (§ 11 Abs. 4 DSVO)

            Frau/Herr

            ____________________

            erklärt:

            (Name, Vorname, Geburtsdatum)

            Ich bin mit der Veröffentlichung

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                     
                     	
                        aller Alters- und Ehejubiläen mit Namen und Anschriften sowie Tag und Ort des Ereignisses sowie

                     
                  

                  
                     	
                        [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                     
                     	
                        aller kirchlichen Amtshandlungen mit Namen, Anschriften sowie Tag und Ort der vorgenommenen Amtshandlung

                     
                  

               
            

            im Internet auf der Homepage der ____________________(bitte Namen der kirchlichen Stelle angeben) ____________________einverstanden.

            Meine dort veröffentlichten personenbezogenen Daten sind weltweit abrufbar und von dritter Seite für andere Zwecke einschließlich
               Werbung nutzbar.
            

            ____________________

            (Datum, Unterschrift)

         

      

      
            Anlage 5 zu § 15

         

         
               Personalunterlagen und Datenschutz nach § 15 DSVO

            

            
                  Merkblatt zur Behandlung von Personalunterlagen in kirchlichen Gremien

               

               Zur Vorbereitung von Entscheidungen in Personalangelegenheiten (z. B. Einstellung von Stellenbewerberinnen und -bewerbern,
                  Veränderungen und Beendigung von Beschäftigungsverhältnissen) werden häufig allen Mitgliedern von kirchlichen Gremien schriftliche
                  Personalunterlagen zugesandt oder ausgehändigt. Niederschriften über entsprechende Sitzungen geben zum Teil den Verlauf der
                  Beratungen in vielen Details wieder und enthalten die Beratungsergebnisse. Den Mitgliedern der kirchlichen Gremien bleiben
                  die Personalunterlagen oft für die häusliche Archivierung überlassen.
               

               Personalunterlagen enthalten zum Teil sehr sensible Informationen, z. B. Zeugnisse, Personalbogen, dienstliche Beurteilungen,
                  Gesundheitszeugnisse und ärztliche Stellungnahmen, disziplinarrechtliche Vorgänge, Unterlagen über die finanziellen und familiären
                  Verhältnisse sowie über die Anerkennung einer Schwerbehinderung. Der Vertrauensschutz sowie die Fürsorgepflicht der kirchlichen
                  Stellen gegenüber ihren Beschäftigten und ihren Stellenbewerberinnen und Stellenbewerbern gebieten es, mit den Personalunterlagen
                  Dritten gegenüber sehr zurückhaltend umzugehen und sie nur insoweit zu offenbaren, als dies für Entscheidungen von kirchlichen
                  Gremien in Personalangelegenheiten sachgerecht und angemessen ist.
               

               Mögliche Beeinträchtigungen des Datenschutzes (Gefahren)

               Bei der Vielzahl der versandten Beratungsunterlagen und Niederschriften ist die Gefahr groß, dass Unterlagen in Personalangelegenheiten
                  Dritten zugänglich werden. Nicht immer werden Personalunterlagen in der kirchlichen Stelle oder im häuslichen Bereich sicher
                  und für Dritte, auch für Familienmitglieder, unzugänglich aufbewahrt. Zum Teil erhalten auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
                  Zugang zu Personalunterlagen, die aufgrund ihrer Aufgabenstellung die Informationen nicht oder nur in einem beschränkten Umfang
                  benötigen.
               

               Wenn Informationen über sensible Personaldaten Dritten zugänglich gemacht werden, kann dies zu einer schweren Verletzung des
                  allgemeinen Persönlichkeitsrechtes der betroffenen Person und zu weit reichenden Schadensersatzansprüchen führen. Dem Daten-
                  und Vertrauensschutz unterliegt nicht nur der beabsichtigte oder unbeabsichtigte tatsächliche Missbrauch, sondern jede denkbare
                  mögliche Beeinträchtigung.
               

               Verschwiegenheitspflicht / Datengeheimnis

               Alle Mitglieder von kirchlichen Gremien sind verpflichtet, grundsätzlich über Angelegenheiten der Seelsorge sowie über Personalangelegenheiten,
                  die ihrem Wesen nach vertraulich oder als solche ausdrücklich bezeichnet worden sind, dauernd, auch nach dem Ausscheiden aus
                  dem Amt Verschwiegenheit zu wahren.
               

               Den bei kirchlichen Stellen beschäftigten Personen ist es untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu verarbeiten oder zu
                  nutzen. Das Datengeheimnis besteht auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort. Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit ergibt
                  sich auch aufgrund spezieller arbeitsrechtlicher und datenschutzrechtlicher Regelungen.
               

               Verstöße gegen die Verschwiegenheitspflicht und das Datengeheimnis können haftungsrechtliche, dienst- oder arbeitsrechtliche
                  Folgen haben.
               

               Empfehlungen an die kirchlichen Stellen und Gremien

               [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777] Es ist sorgfältig zu prüfen, in welchem Umfang Personalunterlagen für eine Entscheidung erforderlich sind. Nach dem Prinzip
                  der Datensparsamkeit sind so wenig personenbezogene Daten wie möglich zu offenbaren. Bei Entscheidungen über Stellenbesetzungen
                  genügt in vielen Fällen ein tabellarischer Lebenslauf.
               

               
                  
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                        
                        	
                           Es ist abzuwägen, ob nicht ein mündlicher Vortrag allein ausreicht.

                        
                     

                     
                        	
                           [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                        
                        	
                           Personalunterlagen sind deutlich mit einem hervorgehobenen Aufdruck als streng vertrauliche Personalunterlagen zu kennzeichnen.

                        
                     

                     
                        	
                           [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                        
                        	
                           Es ist zu prüfen, ob Personalunterlagen, die im Rahmen einer Einladung versandt werden, anonymisiert werden. Anstelle einer
                              Anonymisierung kann auch eine pseudonyme Verarbeitung der Personalunterlagen vorgenommen werden. Dabei werden die identifizierenden
                              Angaben zu einer Person (z. B. Name, Anschrift, Aktenzeichen) unkenntlich gemacht bzw. durch andere Namen und Bezeichnungen
                              ersetzt. In der Sitzung können die Namen der Personen offenbart werden.
                           

                        
                     

                     
                        	
                           [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                        
                        	
                           Bei Entscheidungen in Beihilfeangelegenheiten sind die Unterlagen grundsätzlich zu anonymisieren.

                        
                     

                     
                        	
                           [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                        
                        	
                           Personalunterlagen, die Gremienmitglieder erhalten, dürfen nur im verschlossenen Umschlag weitergegeben werden. Bei der Adressierung
                              ist darauf zu achten, dass sie ausschließlich an das jeweilige Gremiumsmitglied, ggf. mit dem Hinweis „persönlich“, erfolgt.
                           

                        
                     

                     
                        	
                           [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                        
                        	
                           Bewerbungs- und Personalunterlagen sollten nach Beendigung der Sitzung zur sachgerechten Vernichtung wieder abgegeben werden.
                              Nicht mehr benötigte Personalunterlagen sind unverzüglich zu vernichten (z. B. mit einem Aktenvernichter der Sicherheitsstufe
                              3 nach DIN 32757).
                           

                        
                     

                     
                        	
                           [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                        
                        	
                           Bewerbungsunterlagen sind im Falle einer nicht zustande gekommenen Einstellung unverzüglich zurückzugeben oder zu vernichten.
                              Die Unterlagen dürfen von der kirchlichen Stelle nur aufbewahrt werden, wenn im Rahmen des Anstellungsgesprächs oder in der
                              Korrespondenz ausdrücklich die Einwilligung dazu erteilt wird. Es ist festzulegen, für welchen maximalen Zeitraum die Bewerbungsunterlagen
                              vorgehalten werden dürfen.
                           

                        
                     

                     
                        	
                           [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                        
                        	
                           Kirchliche Gremien, die sich regelmäßig mit Personalangelegenheiten befassen, sollten unter Beachtung dieser Empfehlungen
                              grundsätzliche Regelungen über die Behandlung von Personalunterlagen treffen.
                           

                        
                     

                  
               

               Empfehlungen an die Gremienmitglieder
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                           Personalunterlagen und Verhandlungsniederschriften sind sicher und für Dritte unzugänglich aufzubewahren.

                        
                     

                     
                        	
                           [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                        
                        	
                           Personalunterlagen sollten nach Abschluss des Beratungsverfahrens an die jeweilige kirchliche Stelle zurückgegeben werden
                              (z. B. am Ende einer Sitzung).
                           

                        
                     

                     
                        	
                           [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                        
                        	
                           Personalunterlagen sowie Verhandlungsniederschriften sind sachgerecht und sicher zu entsorgen (z. B. über einen Aktenvernichter)
                              oder der kirchlichen Stelle zur sachgerechten Vernichtung zu übergeben.
                           

                        
                     

                  
               

               

            

            
                  Merkblatt über den Datenschutz in der Lippischen Landeskirche

               

               Für den Datenschutz in der Lippischen Landeskirche sind zu beachten:

               Bereichsspezifische Datenschutzbestimmungen
                  
                     	
                        Besondere Bestimmungen über den Schutz des Beicht- und Seelsorgegeheimnisses, die Amtsverschwiegenheit sowie sonstige gesetzliche
                           Geheimhaltungs- und Verschwiegenheitspflichten oder von Berufs- bzw. besonderen Amtsgeheimnissen, die nicht auf gesetzlichen
                           Vorschriften beruhen.
                        

                     

                     	
                        Besondere Regelungen in kirchlichen Rechtsvorschriften, die auf personenbezogene Daten einschließlich deren Veröffentlichung
                           anzuwenden sind.
                        

                     

                  

               

               Allgemeine Datenschutzbestimmungen
                  
                     	
                        Kirchengesetz über den Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland (DSG-EKD) vom 12.11.1993 (ABl. EKD S. 505), geändert
                           durch das Erste Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes über den Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland
                           vom 7. November 2002 (ABl. EKD S. 381).
                        

                     

                     	
                        Verordnung zur Durchführung des Kirchengesetzes über den Datenschutz der EKD (DSVO) vom ____________________

                     

                     	
                        Dienst- und Organisationsanweisungen für den Einsatz und Betrieb in der  Informations- und Kommunikationstechnik (IuK-Technik)
                           sowie für die Durchführung des Datenschutzes und der Datensicherheit, soweit sie von den kirchlichen Körperschaften und Dienststellen
                           erlassen wurden, z. B. die Rechtsverordnung zur Ausstattung und über den Gebrauch von Kommunikationseinrichtungen in Diensträumen
                           der Pfarrhäuser (Kommunikationseinrichtungsverordnung) vom 12.2.2003
                        

                     

                  

               

               Grundsätze des Datenschutzes

               Soweit die bereichsspezifischen Datenschutzbestimmungen keine anders lautenden Regelungen enthalten, gelten für den Schutz
                  personenbezogener Daten folgende Grundsätze:
                  
                     	
                        Zweck des kirchlichen Datenschutzes ist es, den Einzelnen davor zu schützen, dass er durch den Umgang mit seinen personenbezogenen
                           Daten in seinem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt wird.
                        

                        Personenbezogene Daten dürfen nur für die rechtmäßige Erfüllung kirchlicher Aufgaben erhoben, verarbeitet und genutzt werden.
                           Maßgebend sind die durch das kirchliche Recht bestimmten oder herkömmlichen Aufgaben auf dem Gebiet der Verkündigung, Seelsorge,
                           Diakonie und Unterweisung sowie der kirchlichen Verwaltung (einschließlich Gemeinde- und Pfarrbüro).
                        

                        Eine Verarbeitung personenbezogener Daten und deren Nutzung sind grundsätzlich nur zulässig, wenn das DSG-EKD oder eine Rechtsvorschrift
                           sie erlaubt oder anordnet oder soweit die betroffene Person eingewilligt hat.
                        

                        Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über persönliche Verhältnisse (z. B. Name, Geburtsdatum, Anschrift, Konfession,
                           Beruf, Familienstand) oder sachliche Verhältnisse (z. B. Grundbesitz, finanzielle Belastungen, Rechtsbeziehungen zu Dritten)
                           einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person (z. B. Gemeindeglieder, kirchliche Mitarbeitende).
                        

                        Die Datenschutzregelungen gelten für
                           
                              
                                 
                                 
                              
                              
                                 
                                    	
                                       •

                                    
                                    	
                                       automatisierte Verarbeitungen, darunter versteht man die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten unter
                                          Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen,
                                       

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       •

                                    
                                    	
                                       Datensammlungen, die gleichartig aufgebaut sind und nach bestimmten Merkmalen zugänglich sind und ausgewertet werden können
                                          (nicht automatisierte Dateien),
                                       

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       •

                                    
                                    	
                                       Akten und Aktensammlungen mit einigen Einschränkungen (z. B. § 16 Abs. 1 Satz 2, Abs. 5 DSG-EKD).

                                    
                                 

                              
                           

                        

                        Einzelheiten, die auch den Umfang des kirchlichen Datenschutzes betreffen, sind dem DSG-EKD zu entnehmen (siehe insbesondere
                           §§ 1-5, 11-13, 23-26).
                        

                     

                     	
                        Auskünfte aus Datensammlungen sowie die Übermittlung von personenbezogenen Daten (Abschriften oder Ablichtungen von Listen
                           und Karteien, Kopien aus Akten sowie Duplizierungen von Disketten, Magnetbändern usw.) sind an kirchliche Stellen, andere
                           öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften sowie an Behörden und sonstige öffentliche Stellen des Bundes, der Länder, der
                           Gemeinden etc. zulässig, soweit sie insbesondere zur Erfüllung kirchlicher Aufgaben erforderlich sind (siehe auch § 12 DSG-EKD).
                           Die Datenübermittlung an sonstige Stellen oder Personen ist nur in Ausnahmefällen statthaft (siehe auch § 13 DSG-EKD). Widersprüche
                           von betroffenen Personen, die sich gegen eine Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung ihrer personenbezogener Daten richten, sind
                           zu beachten – Ausnahmen regeln die kirchlichen Vorschriften sowie § 16 Abs. 4a DSG-EKD. Auskünfte zur geschäftlichen oder
                           gewerblichen Verwendung der Daten dürfen ohne Einwilligung der betroffenen Person in keinem Fall gegeben werden. Daten oder
                           Datenträger dürfen nur kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zugänglich gemacht werden, die aufgrund ihrer dienstlichen
                           Aufgaben zum Empfang der Daten ermächtigt worden sind.
                        

                     

                     	
                        Alle Informationen, die eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter aufgrund ihrer/seiner Arbeit an und mit Akten, Dateien, Listen
                           und Karteien erhält, sind von ihr/ihm vertraulich zu behandeln. Diese Pflicht besteht auch nach Beendigung der Tätigkeit fort.
                        

                     

                     	
                        Jede Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter trägt für vorschriftsgemäße Ausübung der jeweiligen Tätigkeit die volle datenschutzrechtliche
                           Verantwortung. Der Umgang mit Daten und Informationen erfordert ein hohes Maß an Verantwortungsbewusstsein. Die sorgsame und
                           vertrauliche Behandlung von Daten ist ein wichtiges Gebot im Rahmen der Informationsverarbeitung. Die Sammlung, Aufbereitung
                           und Verwendung personenbezogener Daten unterliegen einer erhöhten Schutzbedürftigkeit.
                        

                        Soweit mit einem Personal Computer (PC) personenbezogene Daten eingegeben, verarbeitet oder genutzt werden, sind die technischen
                           und organisatorischen Maßnahmen zum Datenschutz und zur Datensicherheit zu beachten.
                        

                        Eigenmächtige Änderungen der Hardware-Konfiguration, insbesondere der Einbau von Karten, Anschluss von Druckern oder anderer
                           Zusatzgeräte sind ebenso wie die Verwendung privater Hardware und privater Datenträger nicht gestattet. Soweit aus Gründen
                           der Aufgabenerfüllung Daten von dritter Seite mittels eines Datenträgers auf den PC übernommen werden müssen, ist durch geeignete
                           Maßnahmen sicherzustellen, dass die auf dem Datenträger enthaltenen Daten nicht mit Viren befallen sind.
                        

                        Des Weiteren ist es untersagt
                           
                              
                                 
                                 
                              
                              
                                 
                                    	
                                       •

                                    
                                    	
                                       Änderungen in der bestehenden Konfiguration, insbesondere das Aufspielen zusätzlicher Dateien und Programme, vorzunehmen,

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       •

                                    
                                    	
                                       private Software zu verwenden,

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       •

                                    
                                    	
                                       Programme weiterzugeben oder zu verändern.

                                    
                                 

                              
                           

                        

                        Daten, Datenträger, Systemliteratur und Zubehör (z. B. Belege, Karteikarten, EDV-Listen, Magnetbänder, Magnetplatten, Disketten,
                           Schlüssel) sind stets sicher und verschlossen zu verwahren und vor jeder Einsicht oder sonstigen Nutzung durch Unbefugte zu
                           schützen.
                        

                        Die Regelungen und Hinweise zum Datenschutz und zur Datensicherheit aus bestehenden Dienst- und Organisationsanweisungen sind
                           zu beachten.
                        

                     

                     	
                        Datenbestände, insbesondere Dateien, Listen und Karteien, die durch neue ersetzt und auch nicht aus besonderen Gründen weiterhin
                           benötigt werden (z. B. für Prüf- und Archivzwecke), müssen in einer Weise vernichtet oder gelöscht werden, die jeden Missbrauch
                           der Daten ausschließt.
                        

                     

                     	
                        Mängel, die bei der Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung auffallen, sind unverzüglich den Vorgesetzten zu melden. Dies
                           gilt auch für den Fall, dass in den Bereichen Datenschutz und Datensicherheit unzureichende organisatorische und technische
                           Maßnahmen ergriffen wurden.
                        

                        Soweit vorhanden, können auch die oder der Betriebsbeauftragte für den Datenschutz, die oder der örtlich Beauftragte für den
                           Datenschutz, die DV-Benutzerbetreuung und sonstige mit dem Datenschutz befasste Stellen zur Beratung herangezogen werden.
                        

                     

                     	
                        Verstöße gegen das Datengeheimnis können dienst- bzw. arbeitsrechtlich, urheberrechtlich, disziplinarisch und haftungsrechtlich
                           geahndet werden.
                        

                        Bestimmte Handlungen, die einen Verstoß gegen das Datengeheimnis beinhalten, stellen Straftatbestände dar. Danach kann beispielsweise
                           mit Freiheitsstrafe oder mit Geldstrafe bestraft werden,
                           
                              
                                 
                                 
                              
                              
                                 
                                    	
                                       •

                                    
                                    	
                                       wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs-
                                          oder Geschäftsgeheimnis offenbart, dies betrifft insbesondere Ärztinnen und Ärzte, Angehörige eines anderen Heilberufs, z.
                                          B. aus dem Krankenpflegebereich, einschließlich ihre und ihrer berufsmäßig tätigen Gehilfen und Personen, die bei ihnen zur
                                          Vorbereitung auf den Beruf tätig sind (z. B. Auszubildende), Psychologinnen und Psychologen, Ehe-, Familien-, Erziehungs-
                                          oder Jugendberaterinnen und -berater sowie Beraterinnen und Berater für Suchtfragen in einer Beratungsstelle, Mitglieder einer
                                          anerkannten Beratungsstelle nach dem Schwangerschaftskonfliktgesetz, Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, Sozialpädagoginnen
                                          und Sozialpädagogen, Personen, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnehmen (§ 203 StGB „Verletzung
                                          von Privatgeheimnissen“),
                                       

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       •

                                    
                                    	
                                       wer sich oder einem Dritten unbefugt besonders gesicherte Daten aus fremden Datenbanksystemen verschafft (§ 202a StGB „Ausspähen
                                          von Daten“),
                                       

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       •

                                    
                                    	
                                       wer fremdes Vermögen durch unbefugtes Einwirken auf einen Datenverarbeitungsvorgang schädigt (§ 263a StGB „Computerbetrug“),

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       •

                                    
                                    	
                                       wer rechtswidrig Daten verändert oder beseitigt (§ 303a StGB „Datenveränderung“),

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       •

                                    
                                    	
                                       wer den Ablauf der Datenverarbeitung einer Behörde oder eines Wirtschaftsunternehmens stört (§ 303b StGB „Computersabotage“)
                                          und
                                       

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       •

                                    
                                    	
                                       wer unbefugt Verhältnisse in Steuersachen einschl. fremder Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse offenbart oder verwertet (§
                                          355 StGB „Verletzung des Steuergeheimnisses“).
                                       

                                    
                                 

                              
                           

                        

                        Auch weitere Verschwiegenheitsvorschriften und Geheimhaltungspflichten (z. B. dienst- und arbeitsrechtliche Regelungen, Sozialgeheimnis,
                           Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis) sind zu beachten.
                        

                     

                     	
                        Das Merkblatt informiert über einige wichtige Regelungen aus dem Datenschutzbereich. Die Erläuterungen und Hinweise müssen
                           im jeweiligen Zusammenhang, der sich aus Anwendungsfragen aus der täglichen Arbeit sowie den jeweils geltenden Rechtsvorschriften
                           ergibt, gesehen werden. Des Weiteren haben Sie sich auch über zukünftige Rechts- und Verwaltungsvorschriften, Dienst- und
                           Organisationsanweisungen zu den Bereichen IuK-Technik, Datenschutz und Datensicherheit zu informieren.
                        

                     

                  

               

            

         

      

      

      1
             Nr. 108

         

      

      2
             Nr. 108

         

      

      3
            Dieser Dokumentation lag das „Musterformular zur Dokumentation von Videoüberwachungsmaßnahmen öffentlicher Stellen in Ausübung
               ihres Hausrechts (§ 30 Abs. 7 HmbDSG)“ des Hamburgischen Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit zu Grunde.
               Im Rahmen der Überarbeitung nach dem kirchlichen Datenschutzrecht wurden Anpassungen vorgenommen.
            

         

      

      4
             Nr. 108

         

      

      5
            Wenn der Personenkreis externe Personen enthält (z. B. externe Mitarbeitende eines Dienstleisters per Fernwartung, Sicherheitsdienst)
               handelt es sich zugleich um eine Datenverarbeitung im Auftrag (siehe § 11 Absatz 6 DSG-EKD). Mit dem Dienstleister ist ein
               Vertrag unter Beachtung der Bestimmungen von § 11 Absatz 1 bis 5 DSG-EKD abzuschließen. ein entsprechendes Muster ist auf
               der Homepage des BfD EKD (https://datenschutz.ekd.de) in der Infothek zu finden. 
            

         

      

      6
            Der Kodierer ist ein System, das die aus der Videokamera übermittelten Daten in ein anderes Datenformat umwandelt, um Audio-/Videodateien
               für eine schnelle Übertragbarkeit zu komprimieren.
            

         

      

      7
            Eine Kreuzschiene (Umschaltbox) ist ein Steuergerät, mit dem bei Videoüberwachungsanlagen verschiedene Kamerapositionen in
               beliebiger Folge und Dauer an mehreren Monitorplätzen gleichzeitig angezeigt werden können.
            

         

      

      8
             Bei einer Kamera können die technischen und organisatorischen Maßnahmen beispielsweise wie folgt beschrieben werden:

            
               
                  
                     
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Systemkomponente

                        
                        	
                           Schutzziel

                        
                        	
                           Gefahr

                        
                        	
                           Maßnahme

                        
                     

                     
                        	
                           Kamera

                        
                        	
                           Vertraulichkeit

                        
                        	
                           Diebstahl, unberechtigter 

                           Zugriff, unberechtigtes 

                           Mitsehen … 

                        
                        	
                           Zugangssicherung, 

                           Zugriffsschutz, 

                           Berechtigungssystem 

                        
                     

                     
                        	
                           Integrität

                        
                        	
                           Unberechtigte Eingriffe, 

                           Veränderungen, Bildbearbeitung

                        
                        	
                           Protokollierung, 

                           Zugriffsschutz 

                        
                     

                     
                        	
                           Verfügbarkeit

                        
                        	
                           Vandalismus, Witterungseinflüsse, Diebstahl, Stromausfall

                        
                        	
                           Vandalismusschutz, Alarmfunktionen bei Ausfall

                        
                     

                     
                        	
                           Authentizität

                        
                        	
                           Unzulässige Eingriffe

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           Revisionsfähigkeit

                        
                        	
                           Unkontrollierbare Auswertung/Nutzung der Bilddaten für andere Zwecke

                        
                        	
                           Zugriffsschutz, Zugriffsprotokollierung 

                        
                     

                  
               
 
            

         

      

      9
            Definition der Begriffe enthält § 7a Abs. 6 Satz 2 DSG-EKD

         

      

      10
            Definition der Begriffe enthält § 7a Abs. 6 Satz 2 DSG-EKD

         

      

      11
            Definition der Begriffe enthält § 7a Abs. 6 Satz 2 DSG-EKD

         

      

      12
            Definition der Begriffe enthält § 7a Abs. 6 Satz 2 DSG-EKD

         

      

      13
            Definition der Begriffe enthält § 7a Abs. 6 Satz 2 DSG-EKD

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz über die Ausführung des Verwaltungsgerichtsgesetzes der EKD
(AG.VwGG.EKD)
         

      

      
         vom 1. und 2. Juli 2011

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 15 S. 25)
zuletzt geändert durch 
(Ges. u. VOBl. Bd. 15 S. 104)

      

      Die 35. ordentliche Landessynode hat in ihrer Sitzung am 1. und 2. Juli 2011 folgendes Kirchengesetz beschlossen:

      

      Kirchengesetz über die Ausführung des Verwaltungsgerichtsgesetzes der EKD

      (AG.VwGG.EKD)

       

      
            Abschnitt I
Grundlegung
            

         

         
                     § 1
Zustimmung zum Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD
                     

                  

                  Die Lippische Landeskirche und die Evangelisch-reformierte Kirche stimmen dem Kirchengesetz über die Verwaltungsgerichtsbarkeit
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland (Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD - VwGG.EKD) vom 10. November 2010 (ABl. EKD 2010 S. 320) zu.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt II
Kirchliches Verwaltungsgericht des ersten Rechtszuges
            

         

         
                     § 2
(Zu § 2 VwGG.EKD)
                     

                  

                  Als Verwaltungsgericht des ersten Rechtszuges wird das Verwaltungsgericht der Evangelischen Kirche in Deutschland bestimmt.
                     
                  

               

               
                     § 3
(Zu § 18 VwGG.EKD)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Erhebung der Klage zum  Kirchlichen Verwaltungsgericht setzt voraus, dass zuvor eine Widerspruchs- bzw. Beschwerdeentscheidung
                     des Landeskirchenrates ergangen ist.  2 Widerspruch bzw. Beschwerde sind nur innerhalb eines Monats seit Bekanntgabe der angefochtenen Entscheidung zulässig.  3 Die Klage muss innerhalb eines Monats nach Mitteilung der Widerspruchs- bzw. Beschwerdeentscheidung des Landeskirchenrates
                     erhoben werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Widerspruch ist bei der Stelle einzulegen, welche die angefochtene Entscheidung getroffen hat.  2 Hilft diese Stelle dem Widerspruch nicht ab, so ergeht ein Widerspruchsbescheid.  3 Diesen erlässt das Landeskirchenamt.  4 Richtet sich der Widerspruch gegen eine Entscheidung, die das Lippische Landeskirchenamt selbst getroffen hat, so entscheidet
                     der Lippische Landeskirchenrat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Klage ist ohne Widerspruchs- bzw. Beschwerdeverfahren zulässig, wenn der Landeskirchenrat entschieden hat oder Widerspruch
                     bzw. Beschwerde durch Gesetz ausgeschlossen sind.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt III
Schlussbestimmungen
            

         

         
                     § 4
Inkrafttreten, 
Übergangsbestimmungen, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Dieses Kirchengesetz tritt zum 1. Juli 2011 in Kraft.  2 Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz über die Gemeinsame Verwaltungsgerichtsbarkeit in der Lippischen Landeskirche und der
                     Evangelisch-reformierten Kirche (Synode evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern und Nordwestdeutschland) vom 26. November
                     2002 (Ges. u. VOBl. Bd. 12 S. 331), zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 22. November 2005 (Ges. u. VOBl. Bd. 13 S. 373),
                     außer Kraft:
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gerichtshängige Verfahren werden nach dem bisherigen Recht zu Ende geführt.
                  

                  

                  

                  Detmold, 12. Juli 2011

                  

                  Der Landeskirchenrat

               

               

            

         

      

      

   
      

      
         Grundordnung
der Evangelischen Kirche in Deutschland 
         

      

      
         Vom 13. Juli 1948

      

      
         (ABl. EKD 1948,  S. 233)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. November 2003 (ABl. EKD 2004 S. 1 ff) 1
zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 7. November 2012 (Ges. u. VOBl. Bd. 15, S. 201)
         

      

      
         
            
            
            
            
            
            
         
         
            
               	
                  Lfd. Nr.

               
               	
                  Änderndes Recht

               
               	
                  Datum

               
               	
                  Fundstelle

               
               	
                  Paragrafen

               
               	
                  Art der Änderung

               
            

         
         
            
               	
                  1

               
               	
                  Kirchengesetz 

               
               	
                  10. November 2005

               
               	
                  ABl.EKD 2005 S. 549

               
               	
                  Art. 2 Abs. 2 Satz 2

               
               	
                  angefügt

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  Art. 10 a

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  Art. 10 b

               
               	
                  eingefügt

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  Art. 17 Abs. 5

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  Art. 21 Abs. 3

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  Überschrift III a

               
               	
                  eingefügt

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  Art. 21 a

               
               	
                  eingefügt

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  Art. 24 Abs. 1

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  Art. 24 Abs. 2 Satz 2

               
               	
                  angefügt

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  Art. 28 Abs. 1 Satz 3

               
               	
                  angefügt

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  Art. 28 Abs. 2 Satz 2

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  Art. 28 Abs. 3

               
               	
                  eingefügt

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  Art. 28 Abs. 4

               
               	
                  neu nummeriert

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  Art. 28 a

               
               	
                  eingefügt

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  Art. 31 Abs. 1

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  Art. 31 Abs. 2 Nr. 1

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  Art. 31 Abs. 2 Nr. 2

               
               	
                  Wort ersetzt

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  Art. 31 Abs. 2 Nr. 3

               
               	
                  Wort ersetzt

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  Art. 31 Abs. 2 Nr. 4

               
               	
                  eingefügt

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  Art. 31 Abs. 2 Nr. 4 bis 8

               
               	
                  neu nummeriert

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  Art. 31 Abs. 4 Satz 2

               
               	
                  angefügt

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  Art. 31 Abs. 5

               
               	
                  angefügt

               
            

            
               	
                  2

               
               	
                  Kirchengesetz

               
               	
                  7. November 2012

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15, S. 201

               
               	
                  Art. 5 Satz 1

               
               	
                  Wort ersetzt

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Art. 9 Satz 1

               
               	
                  geänert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Art. 17 Abs. 3 und 4

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Art. 18

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Art. 22 Abs. 2 Satz 3

               
               	
                  angefügt

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Art. 24 Abs. 2 und 3

               
               	
                  angefügt

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Art. 24 Abs. 5

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Art. 26 Abs. 1 Satz 2

               
               	eingefügt
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Art. 26a Abs. 4 Satz 2

               
               	
                  eingefügt

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Art. 26a Abs. 4 neuer Satz 3

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Art. 26a Abs. 5

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Art. 28 Abs. 2 Satz 2

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Art. 28a Abs. 1 Satz 1

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Art. 29 Abs. 2 Satz 5

               
               	
                  neu eingefügt

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Art. 30 Abs. 2

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  art. 31 Abs. 5 Satz 2

               
               	
                  neu angefügt
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      Grundlage der Evangelischen Kirche in Deutschland ist das Evangelium von Jesus Christus, wie es uns in der Heiligen Schrift
         Alten und Neuen Testaments gegeben ist. Indem sie diese Grundlage anerkennt, bekennt sich die Evangelische Kirche in Deutschland
         zu dem Einen Herrn der einen heiligen allgemeinen und apostolischen Kirche.
      

      Gemeinsam mit der alten Kirche steht die Evangelische Kirche in Deutschland auf dem Boden der altkirchlichen Bekenntnisse.

      Für das Verständnis der Heiligen Schrift wie auch der altkirchlichen Bekenntnisse sind in den lutherischen, reformierten und
         unierten Gliedkirchen und Gemeinden die für sie geltenden Bekenntnisse der Reformation maßgebend.
      

      
            I. Grundbestimmungen

         

         
                     Artikel 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Deutschland ist die Gemeinschaft ihrer lutherischen, reformierten und unierten Gliedkirchen.  2 Sie versteht sich als Teil der einen Kirche Jesu Christi.  3 Sie achtet die Bekenntnisgrundlage der Gliedkirchen und Gemeinden und setzt voraus, dass sie ihr Bekenntnis in Lehre, Leben
                     und Ordnung der Kirche wirksam werden lassen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Zwischen den Gliedkirchen besteht Kirchengemeinschaft im Sinne der Konkordie reformatorischer Kirchen in Europa (Leuenberger
                     Konkordie).3 2 Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert darum das Zusammenwachsen ihrer Gliedkirchen in der Gemeinsamkeit des christlichen
                     Zeugnisses und Dienstes gemäß dem Auftrag des Herrn Jesus Christus.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Mit ihren Gliedkirchen bejaht die Evangelische Kirche in Deutschland die von der ersten Bekenntnissynode in Barmen getroffenen
                     Entscheidungen.4 2 Sie weiß sich verpflichtet, als bekennende Kirche die Erkenntnisse des Kirchenkampfes über Wesen, Auftrag und Ordnung der
                     Kirche zur Auswirkung zu bringen.  3 Sie ruft die Gliedkirchen zum Hören auf das Zeugnis der Brüder und Schwestern.  4 Sie hilft ihnen, wo es gefordert wird, zur gemeinsamen Abwehr kirchenzerstörender Irrlehre.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Durch seine Mitgliedschaft in einer Kirchengemeinde und in einer Gliedkirche gehört das Kirchenmitglied zugleich der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland an.5

               

               
                     Artikel 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland und ihrer Gliedkirchen muss auf der im Vorspruch und in Artikel 1 bezeichneten
                     Grundlage ruhen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die gesamtkirchliche Rechtsetzung darf das Bekenntnis der Gliedkirchen nicht verletzen; die Rechtsetzung der Gliedkirchen
                     darf dem gesamtkirchlichen Recht nicht widersprechen.  2 Das Bekenntnis ist nicht Gegenstand der Gesetzgebung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland steht in der Ordnung der Ökumene.6

               

               
                     Artikel 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland ist um ihres Auftrages willen unabhängig in der Aufstellung ihrer Grundsätze, in der
                     Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten und in der Verleihung und Aberkennung ihrer Ämter.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Regelung ihres Verhältnisses zum Staat bleibt einem Übereinkommen vorbehalten.
                  

               

               
                     Artikel 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der Evangelischen Kirche in Deutschland gilt für den Dienst der Verkündigung und der Sakramentsverwaltung:
                     
                        	
                           Die  in einer Gliedkirche ordnungsgemäß vollzogene Taufe wird in allen Gliedkirchen anerkannt.

                        

                        	
                           Es besteht Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft.

                        

                        	
                           Die in einer Gliedkirche ordnungsgemäß vollzogene Ordination wird in allen Gliedkirchen anerkannt; Ordinierte sind in allen
                              Gliedkirchen zum Dienst der Verkündigung, zur Vornahme von Taufen und Amtshandlungen zugelassen.
                           

                        

                        	
                           Ordnungsgemäß vollzogene Amtshandlungen werden in allen Gliedkirchen anerkannt.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die gliedkirchlichen Ordnungen und Vereinbarungen zwischen den Gliedkirchen bleiben unberührt.
                  

               

               
                     Artikel 5

                  

                   1 Die Ordnung des Verhältnisses der Gliedkirchen zueinander und zur Evangelischen Kirche in Deutschland ist eine Ordnung der
                     Geschwisterlichkeit.  2 Verhandlungen und Auseinandersetzungen sowie die Geltendmachung von Rechten und Pflichten zwischen ihnen sollen in diesem
                     Geiste stattfinden.
                  

               

            

         

      

      
            II. Aufgaben

         

         
                     Artikel 6

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland bemüht sich um die Festigung und Vertiefung der Gemeinschaft unter den Gliedkirchen,
                     hilft ihnen bei der Erfüllung ihres Dienstes und fördert den Austausch ihrer Kräfte und Mittel.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie wirkt dahin, dass die Gliedkirchen, soweit nicht ihr Bekenntnis entgegensteht, in den wesentlichen Fragen des kirchlichen
                     Lebens und Handelns nach übereinstimmenden Grundsätzen verfahren.
                  

               

               
                     Artikel 7

                  

                  Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert und unterstützt Einrichtungen und Arbeiten von gesamtkirchlicher Bedeutung,
                     insbesondere die wissenschaftliche Forschung auf den Gebieten der Theologie und des Kirchenrechts, die Kirchenmusik, die kirchliche
                     Kunst und die Herausgabe kirchlichen Schrifttums.
                  

               

               
                     Artikel 8

                  

                  Die Evangelische Kirche in Deutschland kann den Gliedkirchen für ihre Arbeit Anregungen geben, insbesondere für die Ordnungen
                     der Gliedkirchen, für die Zuordnung der kirchlichen Werke innerhalb einer Gliedkirche zu deren Leitung und für die Gestaltung
                     der kirchlichen Presse.
                  

               

               
                     Artikel 9

                  

                  Die Evangelische Kirche in Deutschland kann Richtlinien aufstellen insbesondere
                     
                        	
                           für die wissenschaftliche und praktische Ausbildung der Pfarrer und Pfarrerinnen sowie der übrigen kirchlichen Amtsträger
                              und Amtsträgerinnen;
                           

                        

                        	
                           für die Rechtsverhältnisse und für die wirtschaftliche Versorgung der Pfarrer und Pfarrerinnen sowie der übrigen kirchlichen
                              Amtsträger und Amtsträgerinnen;
                           

                        

                        	
                           für die Erhebung kirchlicher Abgaben;

                        

                        	
                           für die Verwaltung des kirchlichen Vermögens;

                        

                        	
                           für die Vereinheitlichung der kirchlichen Amtsbezeichnungen und die Benennung der kirchlichen Amtsstellen;

                        

                        	
                           für das Archiv- und Kirchenbuchwesen und für die kirchliche Statistik.

                        

                     

                  

               

               
                     Artikel 10

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland kann ihre Angelegenheiten und ihre Beziehungen zu Kirchen im Ausland durch Kirchengesetz
                     regeln, soweit hierfür wegen der Bedeutung der Sache ein Bedürfnis besteht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Einer kirchengesetzlichen Regelung bedarf es
                     
                        	
                           zur Änderung der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland und zur Änderung oder Aufhebung von Kirchengesetzen,

                        

                        	
                           soweit Staatskirchenverträge, die die Evangelische Kirche in Deutschland abschließt, Regelungsgegenstand sind,

                        

                        	
                           in den Fällen des Artikel 33 Absatz 2.

                        

                     

                  

               

               
                     Artikel 10 a

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Deutschland kann Kirchengesetze für Sachgebiete, die durch Kirchengesetz der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland für alle oder mehrere Gliedkirchen oder für einen oder mehrere gliedkirchliche Zusammenschlüsse und die ihnen
                     angehörenden Glied- oder Mitgliedskirchen einheitlich geregelt sind, mit Wirkung für die betroffenen Gliedkirchen oder gliedkirchlichen
                     Zusammenschlüsse und die ihnen angehörenden Glied- oder Mitgliedskirchen erlassen, wenn die Kirchenkonferenz durch Beschluss
                     nach Artikel 26 a Absatz 4 zustimmt.  2 Das Zustimmungserfordernis gilt nicht für Kirchengesetze nach Artikel 33 Absatz 2.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Deutschland kann Kirchengesetze für Sachgebiete, die noch nicht einheitlich durch Kirchengesetz
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland geregelt sind, mit Wirkung für die Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
                     und die ihnen angehörenden Glied- oder Mitgliedskirchen erlassen, soweit die Gesetzgebungskompetenz bei den Gliedkirchen oder
                     den gliedkirchlichen Zusammenschlüssen liegt, und zwar
                     
                        	
                           für alle Gliedkirchen, wenn alle Gliedkirchen dem Kirchengesetz zustimmen,

                        

                        	
                           für mehrere Gliedkirchen, wenn diese dem Kirchengesetz zustimmen oder

                        

                        	
                           für gliedkirchliche Zusammenschlüsse und die ihnen angehörenden Glied- oder Mitgliedskirchen, wenn der jeweilige gliedkirchliche
                              Zusammenschluss dem Kirchengesetz zustimmt.
                           

                        

                     

                  

                   2 Die Zustimmung ist gegenüber dem Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland zu erklären.  3 Sie kann auch nach Verkündung des Kirchengesetzes binnen eines Jahres erklärt werden, wenn nichts anderes bestimmt ist.  4 Die Frist beginnt mit dem Tage der Herausgabe des Amtsblatts der Evangelischen Kirche in Deutschland, das die Verkündung nach
                     Artikel 26 a Absatz 6 enthält.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 In einem Kirchengesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland nach Absatz 2 kann den betroffenen Gliedkirchen für sich oder
                     den gliedkirchlichen Zusammenschlüssen für sich und die ihnen angehörenden Glied- oder Mitgliedskirchen die Möglichkeit eingeräumt
                     werden, jederzeit dieses Kirchengesetz in der zurzeit gültigen Fassung außer Kraft zu setzen.  2 Für Gliedkirchen, die vor der Zustimmung zu einem Kirchengesetz aufgrund mitgliedschaftlicher Bindung das Kirchengesetz eines
                     gliedkirchlichen Zusammenschlusses angewendet haben, kann bestimmt werden, dass diese das Kirchengesetz für sich nur gemeinsam
                     außer Kraft setzen können.  3 Satz 1 und 2 gelten nicht für Teile von Kirchengesetzen und nicht für Kirchengesetze nach Artikel 33 Absatz 2.  4 Das Außer-Kraft-Setzen ist gegenüber dem Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland zu erklären.  5 Der Rat stellt durch Verordnung fest, dass und zu welchem Zeitpunkt das Kirchengesetz für die betroffene Gliedkirche oder
                     den gliedkirchlichen Zusammenschluss und die ihm angehörenden Glied- oder Mitgliedskirchen außer Kraft getreten ist.
                  

               

               
                     Artikel 10 b

                  

                   1 Kirchengesetze der Evangelischen Kirche in Deutschland können eine Ermächtigung zum Erlass ausführender Regelungen vorsehen.
                      2 Inhalt, Zweck und Ausmaß der erteilten Ermächtigung müssen im jeweiligen Kirchengesetz bestimmt werden.
                  

               

               
                     Artikel 11

                  

                  Die Gliedkirchen nehmen über die Bestellung des oder der Vorsitzenden ihrer Kirchenleitung mit dem Rat der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland Fühlung.
                  

               

               
                     Artikel 12

                  

                   1 Kirchengesetze und sonstige Ordnungen mit Gesetzeskraft legen die Gliedkirchen spätestens mit der Verkündung dem Rat der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland vor.  2 Sie sind abzuändern, wenn der Rat mitteilt, dass sie gegen gesamtkirchliche Ordnungen verstoßen.
                  

               

               
                     Artikel 13

                  

                  Alle Gliedkirchen gemeinsam oder einzelne von ihnen können der Evangelischen Kirche in Deutschland mit Zustimmung des Rates
                     einzelne Aufgaben übertragen oder die Entscheidung in Fragen überlassen, für welche die Gliedkirchen zuständig sind.
                  

               

               
                     Artikel 14

                  

                   1 Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert die Zusammenfassung der der Kirche aufgetragenen Arbeit an den verschiedenen
                     Gruppen von Gliedern der Kirche, insbesondere an den Männern, den Frauen und der Jugend, soweit sie über den Bereich der Gliedkirchen
                     hinausgeht und gesamtkirchlicher Ordnungen oder Organe bedarf.  2 Sie regelt die kirchliche Zuordnung dieser Arbeit so, dass die Mitarbeit freier Kräfte gewährleistet ist.
                  

               

               
                     Artikel 15

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Deutschland und die Gliedkirchen sind gerufen, Christi Liebe in Wort und Tat zu verkündigen.  2 Diese Liebe verpflichtet alle Glieder der Kirche zum Dienst und gewinnt in besonderer Weise Gestalt im Diakonat der Kirche;
                     demgemäß sind die diakonisch-missionarischen Werke Wesens- und Lebensäußerung der Kirche.7

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert die in ihrem Gesamtbereich arbeitenden Werke der Inneren Mission, ungeachtet
                     deren Rechtsform.  2 Ihre Verbindung mit der Kirche und den Gemeinden sowie die freie Gestaltung ihrer Arbeit werden in Vereinbarungen und entsprechenden
                     Richtlinien gesichert.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Das Hilfswerk der Evangelischen Kirche in Deutschland wird von der Evangelischen Kirche in Deutschland, den Gliedkirchen und
                     ihren Gemeinden getragen.  2 Es dient dem kirchlichen Wiederaufbau sowie der Linderung und Behebung der Notstände der Zeit.  3 Die Ordnung des Hilfswerkes bedarf eines Gesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland.
                  

               

               
                     Artikel 16

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Deutschland und die Gliedkirchen wissen, dass die Kirche Christi das Evangelium an die ganze Welt
                     zu bezeugen hat.  2 Im Gehorsam gegen den Sendungsauftrag ihres Herrn treiben sie das Werk der Äußeren Mission.  3 Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert die Arbeit der Äußeren Mission in Zusammenarbeit mit der von den Missionsgesellschaften
                     bestellten Vertretung.  4 Sie kann für diese Zusammenarbeit Grundsätze aufstellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Ebenso weiß sich die Evangelische Kirche in Deutschland zum Dienst an der evangelischen Diaspora gerufen.  2 Sie fördert die zur Erfüllung dieses Dienstes bestehenden Einrichtungen und die anderen kirchlichen Werke, soweit sie im Gesamtbereich
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland ihren Dienst tun.  3 Sie kann ihnen unter Wahrung ihrer sachlich erforderten Selbständigkeit für ihre Arbeit und ihre Ordnung Richtlinien geben.
                  

               

               
                     Artikel 178

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland arbeitet in der Ökumene mit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Deutschland ist Mitglied im Ökumenischen Rat der Kirchen, in der Konferenz Europäischer Kirchen
                     und in der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen.  2 Sie pflegt Beziehungen mit den weltweiten christlichen Gemeinschaften, mit ökumenischen Organisationen sowie mit anderen Kirchen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert den Dienst an evangelischen Christen und Christinnen deutscher Sprache oder
                     Herkunft im Ausland in partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit deren Kirchen und Gemeinden oder nimmt diesen Dienst in Gemeinschaft
                     mit anderen Kirchen wahr.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert in ihrem Bereich den Dienst der Gliedkirchen an Christen und Christinnen fremder
                     Sprache oder Herkunft in partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit den Kirchen der Heimatländer.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse sowie die kirchlichen Werke,
                     Verbände und Einrichtungen nehmen ihre ökumenischen Aufgaben unbeschadet ihrer unmittelbaren Beziehungen und Verpflichtungen
                     in gegenseitiger Fühlungnahme wahr.  2 Gemeinsam sind sie bemüht, das Bewusstsein ökumenischer Verantwortung zu stärken.
                  

               

               
                     Artikel 189

                  

                  Die Evangelische Seelsorge in der Bundeswehr und die Evangelische Seelsorge in der Bundespolizei sind je Gemeinschaftsaufgaben
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland und der ihr verbundenen Gliedkirchen.
                  

               

               
                     Artikel 19

                  

                   1 Die Evangelische Kirche in Deutschland vertritt die gesamtkirchlichen Anliegen gegenüber allen Inhabern öffentlicher Gewalt.
                      2 Sie erstrebt ein einheitliches Handeln ihrer Gliedkirchen auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens.
                  

               

               
                     Artikel 20

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In Erfüllung ihrer Aufgaben kann die Evangelische Kirche in Deutschland Ansprachen und Kundgebungen ergehen lassen, die leitenden
                     Stellen der Gliedkirchen zu Besprechungen versammeln und von ihnen Auskunft oder Stellungnahme einholen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Sie kann zur Erfüllung bestimmter Aufgaben Kollekten ausschreiben, die in allen Gliedkirchen einzusammeln sind.  2 Ihre Zahl soll jährlich nicht mehr als drei betragen.  3 Die Erhebung weiterer gesamtkirchlicher Kollekten kann sie den Gliedkirchen empfehlen.
                  

               

            

         

      

      
            III. Gliederung

         

         
                     Artikel 21

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland sind die bestehenden Landes- und Provinzialkirchen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Zusammenschluss, die Neubildung und die Auflösung von Gliedkirchen erfolgt im Benehmen mit der Evangelischen Kirche in
                     Deutschland.  2 Das Gleiche gilt, wenn sich Gliedkirchen ohne Aufgabe ihres rechtlichen Bestandes innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     zusammenschließen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Jede Gliedkirche steht, unbeschadet ihrer Zugehörigkeit zu einem konfessionell oder territorial bestimmten gliedkirchlichen
                     Zusammenschluss, im unmittelbaren Verhältnis zur Leitung der Evangelischen Kirche in Deutschland.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Bekenntnisverwandte kirchliche Gemeinschaften können der Evangelischen Kirche in Deutschland durch Vereinbarung angeschlossen
                     werden.  2 Die Vereinbarung bedarf der Bestätigung durch Kirchengesetz.10

               

            

         

      

      
            III a. Gliedkirchliche Zusammenschlüsse in der Evangelischen Kirche in Deutschland

         

         
                     Artikel 21 a

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gliedkirchliche Zusammenschlüsse können ihren Auftrag in der Evangelischen Kirche in Deutschland wahrnehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Nähere wird durch Vertrag geregelt.
                  

               

            

         

      

      
            IV. Organe und Amtsstellen

         

         
                     Artikel 22

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Organe der Evangelischen Kirche in Deutschland sind
                  

                  
                     	
                        die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland,

                     

                     	
                        die Kirchenkonferenz,

                     

                     	
                        der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland.

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Zur Beratung der leitenden Organe sind für bestimmte Sachgebiete kirchliche Kammern aus sachverständigen kirchlichen Persönlichkeiten
                     zu bilden.  2 Dabei ist die Ausgewogenheit der Geschlechterverhältnisse zu beachten.
                  

               

               
                     Artikel 23

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Synode hat die Aufgabe, der Erhaltung und dem inneren Wachstum der Evangelischen Kirche in Deutschland zu dienen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie beschließt Kirchengesetze nach Maßgabe des Artikel 26 a, erlässt Kundgebungen, bespricht die Arbeit der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland, erörtert Fragen des kirchlichen Lebens und gibt dem Rat Richtlinien.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Sie wählt in Gemeinschaft mit der Kirchenkonferenz gemäß Artikel 30 den Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland.
                  

               

               
                     Artikel 2411

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Synode besteht aus
                  

                  
                     	
                        106 Mitgliedern, die von den synodalen Organen der Gliedkirchen gewählt werden,
und
                        

                     

                     	
                        20 Mitgliedern, die vom Rat berufen werden.

                     

                  

                   2 Für jeden Synodalen und jede Synodale sind 2 Stellvertreter oder Stellvertreterinnen zu bestimmen.  3 Von den gewählten und berufenen Synodalen darf nicht mehr als die Hälfte Theologen und Theologinnen sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Verteilung der zu wählenden Synodalen auf die Gliedkirchen wird durch Gesetz geregelt.12 2 Jede Gliedkirche hat in der Synode mindestens zwei Sitze.  3 Bei der Wahl soll auf ein ausgewogenes Geschlechterverältnis geachtet werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Unter den vom Rat zu berufenden Synodalen sind besonders Persönlichkeiten zu berücksichtigen, die für das Leben der Gesamtkirche
                     und für die Arbeit der kirchlichen Werke Bedeutung haben.  2 Dabei ist die Ausgewogenheit des Geschlechterverhältnisses zu beachten. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Mitglieder der Synode sind an Weisungen nicht gebunden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die von den Gliedkirchen in die Kirchenkonferenz entsandten Vertreterinnen und Vertreter nehmen an den Beratungen der Synode
                     ohne Stimmrecht teil.  2 Artikel 30 Absatz 1 bleibt unberührt.
                  

               

               
                     Artikel 25

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Synode wird für 6 Jahre gebildet.  2 Ihre Amtszeit beginnt mit dem ersten Zusammentritt und endet mit dem ersten Zusammentritt der nächsten Synode, der frühestens
                     70 und spätestens 73 Monate nach Beginn der Amtszeit stattfinden soll.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Synode tritt in der Regel einmal im Jahr zu einer ordentlichen Tagung zusammen.  2 Sie ist außerdem einzuberufen, wenn der Rat oder 30 Synodale es verlangen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Sie wird mit einem Gottesdienst eröffnet.  2 Ihrer Tagung wird im Gottesdienst aller Gemeinden fürbittend gedacht.
                  

               

               
                     Artikel 26

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Synode wählt für ihre Amtsdauer aus ihrer Mitte ein Präsidium, bestehend aus dem oder der Präses, zwei Vizepräsides und
                     den Beisitzern oder Beisitzerinnen.  2 Bei der Wahl ist die Ausgewogenheit des Geschlechterverhältnisses zu bewahren.  3 Die Mitglieder des Präsidiums bleiben bis zur Wahl ihrer Nachfolger oder Nachfolgerinnen im Amt.  4 Der oder die Vorsitzende des Rates soll nicht gleichzeitig Präses der Synode sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Synode beschließt mit Stimmenmehrheit.  2 Sie ist beschlussfähig, wenn zwei Drittel der Synodalen anwesend sind.  3 Sie gibt sich eine Geschäftsordnung.13

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Erhebt der Rat gegen einen Beschluss der Synode Einwendungen, so hat die Synode über den Gegenstand in einer nicht am gleichen
                     Tage stattfindenden Sitzung erneut zu beschließen.  2 Erklären sich zwei Drittel der anwesenden Mitglieder der Synode für die Aufrechterhaltung des Beschlusses, so bleibt er bestehen.
                      3 Gegen Wahlen durch die Synode kann der Rat Einwendungen nicht erheben.
                  

               

               
                     Artikel 26 a

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Entwürfe zu Kirchengesetzen werden vom Rat, von der Kirchenkonferenz oder aus der Mitte der Synode eingebracht.  2 Sie sind mit einer Begründung zu versehen.  3 Vorlagen des Rates sind der Kirchenkonferenz, Vorlagen der Kirchenkonferenz dem Rat zur Stellungnahme zuzuleiten.  4 Der Rat legt der Synode alle Vorlagen mit den Stellungnahmen vor.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchengesetze bedürfen vor der Beschlussfassung der Beratung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Kirchengesetze, die die Grundordnung ändern oder die Gegenstände nach Artikel 10 Abs. 2 Buchstabe b betreffen, bedürfen einer Stimmenmehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder der Synode.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Kirchengesetze nach Artikel 10 Absatz 2 Buchstaben a und b sowie Artikel 10 a Absatz 1 und 2 bedürfen der Zustimmung der Kirchenkonferenz.  2 In Kirchengesetzen nach Artikel 10 Absatz 1 kann das Erfordernis der Zustimmung der Kirchenkonferenz vorgesehen werden.  3 Zustimmungsbedürftige Kirchengesetze werden nach ihrer Verabschiedung durch die Synode von dem oder der Präses unverzüglich
                     der Kirchenkonferenz zugeleitet.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Kirchengesetze, die die Grundordnung ändern, bedürfen in der Kirchenkonferenz einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen
                     Stimmenzahl.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Kirchengesetze sind im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland zu verkünden.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Kirchengesetze nach Artikel 10 Absatz 2 und Artikel 10 a Absatz 1 treten mit dem 14. Tage nach der Herausgabe des Amtsblattes in Kraft, wenn nicht jeweils etwas anderes bestimmt ist.  2 Kirchengesetze nach Artikel 10 a  Absatz 2 treten in Kraft, nachdem die betroffenen Gliedkirchen ihre Zustimmung erklärt haben.
                      3 Den  Zeitpunkt, zu dem diese Kirchengesetze in Kraft treten, bestimmt der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland durch
                     Verordnung.
                  

               

               
                     Artikel 27

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Werden in der Synode gegen eine Vorlage Bedenken erhoben mit der Begründung, dass sie dem lutherischen, dem reformierten oder
                     einem unierten Bekenntnis widerspreche, und können die Bedenken durch eine Aussprache in der Synode nicht behoben werden,
                     so versammeln sich die Angehörigen des Bekenntnisses zu einem Konvent.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Zugehörigkeit der Synodalen zu einem Konvent richtet sich nach dem Bekenntnisstand der Gliedkirchen, denen sie angehören.
                      2 Unierte Gliedkirchen können bestimmen, ob die von ihnen entsandten Synodalen dem unierten oder demjenigen Konvent beitreten
                     sollen, der ihrem persönlichen Bekenntnisstand entspricht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bestätigt der Konvent die Bedenken und können sie auch bei nochmaliger Beratung in der Synode nicht behoben werden, so kann
                     die Synode in dieser Frage nicht gegen die Stellungnahme des Konvents entscheiden.
                  

               

               
                     Artikel 28

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kirchenkonferenz hat die Aufgabe, über die Arbeit der Evangelischen Kirche in Deutschland und die gemeinsamen Anliegen
                     der Gliedkirchen zu beraten und Vorlagen oder Anregungen an die Synode und den Rat gelangen zu lassen.  2 Sie wirkt bei der Wahl des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland und bei der Gesetzgebung nach Maßgabe von Artikel 23 Absatz 3 und Artikel 26 a Absätze 1 und 4 mit.  3 Die Kirchenkonferenz kann der Synode über ihre Arbeit berichten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Kirchenkonferenz wird von den Kirchenleitungen der Gliedkirchen gebildet.  2 Jede Kirchenleitung entsendet zwei Vertreter oder Vertreterinnen, die nicht dem Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     angehören.  3 Die Verteilung der Stimmen in der Kirchenkonferenz wird durch Gesetz geregelt.14 4 Die Mitglieder des Rates nehmen an den Sitzungen ohne Stimmrecht teil.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kirchenkonferenz kann Ausschüsse bilden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Kirchenkonferenz wird von dem oder der Vorsitzenden des Rates geleitet.  2 Sie tritt auf Einladung des oder der Vorsitzenden des Rates nach Bedarf zusammen.  3 Auf Verlangen von drei Gliedkirchen muss sie einberufen werden.
                  

               

               
                     Artikel 28 a

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Vertreter und Vertreterinnen der zu einem gliedkirchlichen Zusammenschluss nach Artikel 21 a gehörenden Gliedkirchen in der Kirchenkonferenz bilden einen Konvent.  2 Nicht zu einem gliedkirchlichen Zusammenschluss gehörenden Gliedkirchen kann in diesen Konventen Gaststatus eingeräumt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können die Zuständigkeit zur Erfüllung bestimmter Aufgaben an sich ziehen.  2 Dies erfolgt durch Beschluss des Konvents des jeweiligen gliedkirchlichen Zusammenschlusses in der Kirchenkonferenz mit Zustimmung
                     der zuständigen Organe des gliedkirchlichen Zusammenschlusses.  3 Der Beschluss bedarf im Konvent einer Mehrheit von drei Vierteln der in diesem Konvent vertretenen Gliedkirchen, die mindestens
                     zwei Drittel der dem Konvent zuzurechnenden Kirchenglieder vertreten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Nach Absatz 2 erworbene Zuständigkeiten gelten nur für den jeweiligen gliedkirchlichen Zusammenschluss.  2 Die Zuständigkeit der Evangelischen Kirche in Deutschland im Übrigen bleibt unberührt.
                  

               

               
                     Artikel 29

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Rat hat die Aufgabe, die Evangelische Kirche in Deutschland zu leiten und zu verwalten.  2 Soweit die Befugnisse nicht anderen Organen beigelegt sind, ist er für alle Aufgaben der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     zuständig.  3 Der Rat vertritt die Evangelische Kirche in Deutschland nach außen.  4 Er kann Kundgebungen erlassen, wenn die Synode nicht versammelt ist.  5 Er legt der Synode auf jeder ordentlichen Tagung einen Rechenschaftsbericht vor, der zu besprechen ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Gegenstände, die durch Gesetz zu ordnen sind, können ausnahmsweise durch Verordnung des Rates geregelt werden, wenn die Sache
                     keinen Aufschub duldet, die Synode nicht versammelt und ihre Einberufung nicht möglich oder der Bedeutung der Sache nicht
                     entsprechend ist.  2 Die Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland darf durch Verordnung nicht geändert werden.  3 Verordnungen sind der Synode bei ihrem nächsten Zusammentritt vorzulegen.  4 Die Synode kann eine Verordnung des Rates ändern oder aufheben.  5 Verordnungen bedürfen der Zustimmung der Kirchenkonferenz, sofern sie Gegenstände betreffen, deren gesetzliche Regelung gemäß
                     Artikel 26 a Absatz 4 der Zustimmung der Kirchenkonferenz bedürfen. 6   Artikel 26 a Absatz 6 findet Anwendung.
                  

               

               
                     Artikel 3015

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Rat besteht aus 15 Mitgliedern.  2 14 Mitglieder werden von der Synode und der Kirchenkonferenz gemeinsam in geheimer Abstimmung mit Zweidrittelmehrheit gewählt.
                      3 Die Kirchenkonferenz kann Vorschläge machen.  4 Die Wahl findet in der zweiten Tagung der Synode statt.  5 Als weiteres Mitglied gehört der oder die Präses der Synode dem Rat an.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei der Wahl der Mitglieder des Reates ist die bekenntnismäßige und landschaftliche Gliederung der Evangelischen Kirche in
                     Deutschland zu berücksichtigen.  2 Die Ausgewogenheit des Geschlechterverhältnisses ist zu beachten. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der oder die Vorsitzende des Rates sowie der oder die stellvertretende Vorsitzende des Rates werden aus der Mitte der Ratsmitglieder
                     von der Synode und der Kirchenkonferenz gemeinsam in getrennten Wahlgängen mit Zweidrittelmehrheit gewählt.  2 Der Rat kann Vorschläge machen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Amtsdauer des Rates beträgt 6 Jahre.  2 Wiederwahl ist zulässig.  3 Die Mitglieder bleiben bis zur Wahl ihrer Nachfolger und Nachfolgerinnen im Amt.  4 Nach dem Ausscheiden eines Mitgliedes erfolgt Neuwahl gemäß Absatz 1 und 3.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland tritt nach Bedarf zu Sitzungen zusammen.  2 In den Sitzungen wird mit Stimmenmehrheit entschieden; bei Stimmengleichheit gibt der oder die Vorsitzende den Ausschlag.
                      3 Der Rat gibt sich eine Geschäftsordnung.16 4 Sie kann vorsehen, dass die Erledigung bestimmter Aufgaben einem engeren Ausschuss des Rates übertragen wird.
                  

               

               
                     Artikel 31

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Kirchenamt dient den Organen der Evangelischen Kirche in Deutschland sowie der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse nach
                     Artikel 21 a zur Erfüllung ihrer Aufgaben.  2 Es führt die Verwaltung und die laufenden Geschäfte nach Richtlinien oder Weisungen des Rates im Rahmen des kirchlichen Rechts
                     und der vertraglichen Regelungen gemäß Artikel 21 a.

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Kirchenamt hat insbesondere
                     
                        	
                           die Organe in der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen und für sie die Aufgaben einer Geschäftsstelle wahrzunehmen sowie
                              für die Geschäftsführung in den Kammern und Kommissionen zu sorgen,
                           

                        

                        	
                           an der ständigen Zusammenarbeit zwischen der Evangelischen Kirche in Deutschland, ihren Gliedkirchen und den gliedkirchlichen
                              Zusammenschlüssen sowie den kirchlichen Werken, Verbänden und Einrichtungen mitzuwirken,
                           

                        

                        	
                           Stellungnahmen und Auskünfte der Gliedkirchen, der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse sowie der kirchlichen Werke, Verbände
                              und Einrichtungen in Angelegenheiten von gesamtkirchlicher Bedeutung einzuholen,
                           

                        

                        	
                           durch Beratung und Information die Gliedkirchen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu unterstützen,

                        

                        	
                           Arbeiten und Planungen der Evangelischen Kirche in Deutschland einzuleiten und Entscheidungen der Organe, insbesondere auf
                              dem Gebiet der Rechtsetzung, vorzubereiten,
                           

                        

                        	
                           die ökumenischen Verbindungen der Evangelischen Kirche in Deutschland wahrzunehmen,

                        

                        	
                           die ihm kirchengesetzlich auf dem Gebiet der Auslandsarbeit und in anderen Bereichen zugewiesenen Aufgaben zu erfüllen,

                        

                        	
                           gesamtkirchliche Anliegen gegenüber staatlichen und anderen Stellen im Rahmen von Regelungen des Rates zu bearbeiten  und
                              sie zu vertreten, soweit die Vertretung nicht besonderen Bevollmächtigten übertragen ist,
                           

                        

                        	
                           die Öffentlichkeit über die Arbeit der Evangelischen Kirche in Deutschland zu unterrichten und im Rahmen von Regelungen des
                              Rates öffentliche Erklärungen abzugeben.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Das Kirchenamt wird von einem Kollegium unter Vorsitz eines Präsidenten oder einer Präsidentin geleitet und in Hauptabteilungen
                     gegliedert.  2 Der Rat erlässt Richtlinien für die Organisation und Geschäftsverteilung und gibt dem Kirchenamt eine Geschäftsordnung.17

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Präsident oder die Präsidentin, sowie die Leiter und Leiterinnen der Hauptabteilungen des Kirchenamtes werden vom Rat
                     im Benehmen mit der Kirchenkonferenz berufen.  2 Verträge nach Artikel 21 a Absatz 2 können vorsehen, dass und wie die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse bei der Berufung zu beteiligen sind.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Bei der Auswahl der Leiter und Leiterinnen der Hauptabteilungen und der Abteilungen des Kirchenamtes sowie der Referenten
                     und Referentinnen ist auf eine ausgewogene Berücksichtigung der unterschiedlichen Bekenntnisbindungen zu achten.  2 Die Ausgewogenheit des Geschlechterverhältnisses ist zu beachten.
                  

               

               
                     Artikel 3218

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Auslegung kirchlichen Rechts, das gegründet ist auf der Heiligen Schrift und den Bekenntnisschriften, erfolgt durch die
                     verfassungsmäßigen Organe der Evangelischen Kirche in Deutschland.  2 Unbeschadet der Einheit der verfassungsmäßigen Organe der Evangelischen Kirche in Deutschland haben die Kirchengerichte der
                     Evangelischen Kirche in Deutschland die Aufgabe der Streitschlichtung.  3 Die kirchliche Rechtsprechung in der Evangelischen Kirche in Deutschland ist Richtern und Richterinnen anvertraut.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland sind
                     
                        	
                           der Verfassungsgerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland,

                        

                        	
                           das Kirchengericht der Evangelischen Kirche in Deutschland als Kirchengericht erster Instanz und

                        

                        	
                           der Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland als Kirchengericht zweiter Instanz.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Durch Kirchengesetz kann die Evangelische Kirche in Deutschland für sich die Zuständigkeit von Kirchengerichten ihrer Gliedkirchen
                     und deren gliedkirchlichen Zusammenschlüssen begründen, soweit dies das Recht der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüssen
                     zulässt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Durch Kirchengesetz kann die Evangelische Kirche in Deutschland ihren Gliedkirchen, deren gliedkirchlichen Zusammenschlüssen
                     und für kirchliche und freikirchliche Einrichtungen, Werke und Dienste im Bereich der evangelischen Kirchen die Möglichkeit
                     eröffnen, die Zuständigkeit der Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland zu begründen.“
                  

               

               
                     Artikel 32 a

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Richter und Richterinnen des Verfassungsgerichtshofs der Evangelischen Kirche in Deutschland sowie je ein stellvertretendes
                     Mitglied werden auf gemeinsamen Vorschlag des Rates, der Kirchenkonferenz und des Präsidiums der Synode durch die Synode gewählt.
                      2 Die Richter und Richterinnen des Kirchengerichts und des Kirchengerichtshofs der Evangelischen Kirche in Deutschland werden
                     vom Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland berufen.  3 Sie sind an die Heilige Schrift und an ihr Bekenntnis sowie an das in der Kirche geltende Recht gebunden.  4 In diesem Rahmen üben sie ihr Amt unparteiisch und in richterlicher Unabhängigkeit aus.  5 Sie haben sich innerhalb und außerhalb ihres Amtes, auch bei politischer Betätigung, so zu verhalten, dass das Vertrauen in
                     ihre Unabhängigkeit nicht gefährdet wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Zu Richtern und Richterinnen der Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland können nur Kirchenmitglieder der
                     Evangelischen Kirche in Deutschland berufen werden, die zu kirchlichen Ämtern in einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland wählbar sind.  2 Nicht berufen werden können die Mitglieder der verfassungsmäßigen Organe der Evangelischen Kirche in Deutschland.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Richter und Richterinnen der Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland können gegen ihren Willen nur auf
                     kirchengesetzlich geordnetem Wege ihres Amtes enthoben oder an der Ausübung ihres Amtes gehindert werden.
                  

               

               
                     Artikel 32 b

                  

                  Der Verfassungsgerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland entscheidet über die Auslegung der Grundordnung aus Anlass
                     von Meinungsverschiedenheiten zwischen den verfassungsmäßigen Organen der Evangelischen Kirche in Deutschland oder eines anderen
                     durch Kirchengesetz Berechtigten, wenn der Antragsteller oder die Antragstellerin geltend macht, durch eine Maßnahme oder
                     Unterlassung des Antragsgegners oder der Antragsgegnerin in eigenen Rechten verletzt oder unmittelbar gefährdet zu sein.
                  

               

               
                     Artikel 32 c

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Hält ein Kirchengericht ein Kirchengesetz oder eine Verordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland, auf dessen oder deren
                     Gültigkeit es bei der Entscheidung ankommt, für mit der Grundordnung nicht vereinbar, so hat es das Verfahren auszusetzen
                     und die Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes der Evangelischen Kirche in Deutschland einzuholen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes der Evangelischen Kirche in Deutschland hat Gesetzeskraft.  2 Soweit ein Kirchengesetz oder eine Verordnung mit der Grundordnung für unvereinbar und daher für nichtig erklärt wird, ist
                     die Entscheidungsformel im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland zu veröffentlichen.
                  

               

            

         

      

      
            V. Besondere und Übergangsbestimmungen

         

         
                     Artikel 33

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Einnahmen und Ausgaben der Evangelischen Kirche in Deutschland sind für ein Jahr oder mehrere Jahre auf einen Haushaltsplan
                     zu bringen.  2 Ausgaben, die durch eigene Einnahmen nicht gedeckt sind, werden auf die Gliedkirchen umgelegt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Haushaltsplan sowie die Höhe und der Verteilungsmaßstab der Umlage werden durch Gesetz festgelegt.  2 Das Gleiche gilt für Anleihen und Sicherheitsleistungen, die nicht aus Mitteln des laufenden Rechnungsjahres gedeckt werden
                     können.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Über die Haushalts- und Kassenführung ist jährlich Rechnung zu legen.19

                   2 Die Rechnung wird von einem hierzu bestimmten Ausschuss geprüft.20 3 Aufgrund seines Berichts beschließt die Synode über die Entlastung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Nähere über das Haushalts-, Umlagen- und Kassenwesen wird durch eine Verordnung des Rates geregelt.21

               

               
                     Artikel 34

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Deutschland wird in Rechtsangelegenheiten durch den Rat vertreten.  2 Urkunden, welche die Evangelische Kirche in Deutschland Dritten gegenüber verpflichten sollen, und Vollmachten sind von dem
                     oder der Vorsitzenden des Rates oder dem oder der stellvertretenden Vorsitzenden des Rates zu vollziehen; das Siegel ist beizudrücken.
                      3 Dadurch wird die Rechtmäßigkeit der Beschlussfassung festgestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Rat kann die Vertretung allgemein oder im Einzelfall auf das Kirchenamt übertragen und dabei regeln, durch wen Urkunden,
                     welche die Evangelische Kirche in Deutschland Dritten gegenüber verpflichten sollen, und Vollmachten zu vollziehen sind.
                  

               

               
                     Artikel 35

                  

                   1 Die Evangelische Kirche in Deutschland als öffentlich-rechtliche Körperschaft ist Trägerin der Rechte und Verbindlichkeiten
                     des Deutschen Evangelischen Kirchenbundes und der  Deutschen Evangelischen Kirche.  2 Die Verfassung der Deutschen Evangelischen Kirche vom 11. Juli 1933 wird hiermit aufgehoben.  3 Im Übrigen bleibt das gesamtkirchliche Recht in Kraft, soweit es dieser Grundordnung nicht widerspricht.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Über den Zeitpunkt des Inkraftretens einzelner Artikel der Grundordnung siehe den EKD-Synodenbeschluss vom 10. November 2005,
               Artikel 4 (Schlussbestimmung), ABl. EKD 2005, S. 549, 551 und die Verordnung des Rates der EKD vom 9. Dezember 2006, ABl.
               EKD 2007, S. 1
            

         

      

      2
            Die Inhaltsübersicht ist nicht Bestandteil der Grundordnung.

         

      

      3
            S. Leuenberger Konkordie (Nr. 10.2.).

         

      

      4
            S. Theologische Erklärung der Bekenntnissynode von Barmen 1934 (Nr. 10.1).

         

      

      5
            S. auch Nr. 1.11 und Nr. 1.12 (Kirchenmitgliedschaftsgesetz).

         

      

      6
            S. Verfassung des Ökumenischen Rates der Kirchen (Nr. 10.4) und Satzung des Ökumenischen Rates der Kirchen (Nr. 10.4.1).

         

      

      7
            S. KG über das Diakonische Werk der EKD (Nr. 6.1 und Satzung des DW, Nr. 6.1.1) sowie KG über die Ordnung der Missionsarbeit
               vom 6. November 1975 (ABl.EKD 1975 S. 719), s. Nr. 6.2 und Nr. 6.2.1 (Satzung).
            

         

      

      8
            S. KG über die Mitarbeit der EKD in der Ökumene (Nr. 7.1), Auslandsfürsorgeverordnung (Nr. 7.2) sowie Verordnung über die
               Ruhestands- und Hinterbliebenenversorgung von Auslandspfarrern und anderen nicht beamteten Mitarbeitern (Nr. 7.3).
            

         

      

      9
            S. auch Militärseelsorgevertrag (Nr. 5.3), KG zur Regelung der Ev. Seelsorge in der Bundeswehr (Nr. 5.1) und Bundesgrenzschutzseelsorgegesetz
               der EKD (Nr. 5.9).
            

         

      

      10
            S. KG betreffend die Angliederung der Ev. Brüder-Unität in Deutschland an die EKD vom 12. Januar 1949 (ABl.EKD 1949 S. 3)
               und KG betreffend die Angliederung des Bundes ev.-ref. Kirchen Deutschlands an die EKD vom 25. Februar 1960 (ABl.EKD 1960
               S. 115), Nr. 2.1 und Nr. 2.2.
            

         

      

      11
            Artikel 24 Abs. 1 und 2  gilt erst für die Zusammensetzung der 11. Synode der EKD ab 2009. S. zur Sitzverteilung der 10. Synode
               KG über die Verteilung der von den Gliedkirchen zu wählenden Mitglieder der Synode der EKD vom 9. November 1995, ABl.EKD 1995
               S. 582, geändert durch KG vom 11. November 1999 (ABl.EKD 1999 S. 478), Nr. 1.2.
            

         

      

      12
            Nr. 1.2.

         

      

      13
            Geschäftsordnung der Synode der EKD, Nr. 1.3.

         

      

      14
            Nr. 1.4.

         

      

      15
            S. aber KG über die Zahl der Mitglieder des Rates der EKD vom 10. März 1966 (ABl.EKD 1966 S. 153) und § 4 KG der EKD zur Regelung
               von Fragen im Zusammenhang mit der Herstellung der Einheit der EKD (Nr. 1.1.1).
            

         

      

      16
            S. Geschäftsordnung für den Rat der EKD vom 25. Februar 1994 (ABl.EKD 1994 S. 205), Nr. 1.7.

         

      

      17
            Nr. 1.20.

         

      

      18
            S. auch Kirchengerichtsgesetz der EKD (Nr. 1.9).

         

      

      19
            Haushalts-, Kassen- und Rechnungslegung für die EKD vom 9. November 1994, Nr. 3.1.

         

      

      20
            KG über das Oberrechnungsamt der EKD vom 12. November 1993, Nr. 3.3.

         

      

      21
            Haushalts-, Kassen- und Rechnungslegung für die EKD vom 9. November 1994, Nr. 3.1.

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz
über rechtsfähige evangelische Stiftungen des 
privaten Rechts in der Lippischen Landeskirche
(Stiftungsgesetz – StiftG. LK) 
         

      

      
         vom 22. November 1977

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 6 S. 235)
i. d. F. der Kirchengesetze vom 4. Juni 1996 (Ges. u. VOBl. Bd. 11 S. 103)
zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 16. Juni 2015
(Ges. u. VOBl. Bd. 16 S. 11)1

      

      Die 26. ordentliche Landessynode hat in ihrer Sitzung am 22. November 1977 das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit
         verkündet wird:
      

      
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die rechtsfähigen evangelischen Stiftungen des privaten Rechts in der Lippischen Landeskirche gilt das „Kirchengesetz
                     über rechtsfähige Evangelische Stiftungen des privaten Rechts der Ev. Kirche von Westfalen“ (Stiftungsgesetz – StiftG EKvW)
                     in der jeweils geltenden Fassung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Wortlaut des westfälischen Kirchengesetzes ist im Gesetz und Verordnungsblatt bekannt zu machen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Änderungen des westfälischen Kirchengesetzes haben Landeskirchenrat und Rechts-  und Innenausschuss daraufhin zu prüfen, ob
                     sie für den Bereich der Lippischen Landeskirche von Bedeutung sind oder nicht.  2 Bedeutsame Änderungen sind der Landessynode zur Entscheidung darüber vorzulegen, ob die Änderungen auch für den Bereich der
                     Lippischen Landeskirche Gültigkeit behalten sollen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Abweichend von § 10 Stiftungsgesetz EKvW ist die Ordnung für die Vermögens- und Finanzverwaltung der Kirchengemeinden der
                     Lippische Landeskirche (Verwaltungsordnung) in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Abweichend von § 11 Abs. 1 Stiftungsgesetz EKvW werden die anerkannten Evangelischen Stiftungen in das Stiftungsverzeichnis
                     der Lippischen Landeskirche aufgenommen.
                  

                   1 
                        (
                        6
                        )
                        Den Widerspruchsbescheid nach § 12 Abs. 1 S. 2 Stiftungsgesetz EKvW erlässt abweichend von § 12 Abs. 2 S. 3 Stiftungsgesetz
                     EKvW der Landeskirchenrat.  2 Zuständig für Klagen gegen den Widerspruchsbescheid ist abweichend von § 12 Abs. 3 S. 1 Stiftungsgesetz EKvW das Kirchengericht
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland. 
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Anerkennung ev. Stiftungen und deren Aufhebung erfolgen durch den Landeskirchenrat; im Übrigen ist das Landeskirchenamt
                     zuständig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Ausführungsbestimmungen erlässt der Landeskirchenrat.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1978 in Kraft.

                  Stapelage, den 22. November 1977

                  Der Landeskirchenrat

               

            

         

      

      

      1
            Diese Änderung tritt am 1. Juli 2015 in Kraft (redaktioneller Hinweis)

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz über
rechtsfähige Evangelische Stiftungen
des bürgerlichen Rechts
(Stiftungsgesetz EKvW – StiftG EKvW)
         

      

      
         Vom 15. November 2007

      

      
         (KABl 2007 S. 417)
(Ges. u. VOBl Bd. 14 S. 214)
         

      

      
         Inhaltsübersicht1
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      Die Landessynode hat folgendes Gesetz beschlossen:

      
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieses Gesetz gilt für rechtsfähige Evangelische Stiftungen des bürgerlichen Rechts, die ihren Sitz im Gebiet der Evangelischen
                     Kirche von Westfalen haben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Evangelische Stiftungen im Sinne dieses Gesetzes werden vom Landeskirchenamt als Evangelische Stiftungen anerkannt, wenn sie
                     dem Auftrag der Kirche und ihrer Diakonie dienen.  2 Die Anerkennung wird im Kirchlichen Amtsblatt bekannt gemacht.
                  

               

               
                     § 2
Stiftungsaufsicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelischen Stiftungen unterliegen der Aufsicht des Landeskirchenamtes; es kann sich jederzeit über alle Angelegenheiten
                     der Evangelischen Stiftungen unterrichten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Landeskirchenamt führt die Aufsicht über Evangelische Stiftungen, die sich dem Diakonischen Werk der Evangelischen Kirche
                     von Westfalen angeschlossen haben, mit dessen Unterstützung und Beratung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Durch die Aufsicht soll sichergestellt werden, dass Evangelische Stiftungen ihren Aufgaben gemäß nach Maßgabe kirchlichen
                     und staatlichen Rechts verwaltet werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Stiftungsvorstand ist verpflichtet, dem Landeskirchenamt unverzüglich nach Ablauf des Geschäftsjahres eine Jahresabrechnung
                     mit einer Vermögensübersicht und einen Bericht über die Erfüllung der Stiftungszwecke vorzulegen.
                  

               

               
                     § 3
Satzungsänderung, Zusammenschluss, Auflösung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über eine Satzungsänderung, durch die der Stiftungszweck oder die Organisation der Evangelischen Stiftung nicht wesentlich
                     beeinträchtig wird, ist das Landeskirchenamt zu unterrichten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eine wesentliche Änderung des Stiftungszwecks, der Zusammenschluss der Evangelischen Stiftung mit einer anderen Stiftung oder
                     die Auflösung der Evangelischen Stiftung bedürfen der Zustimmung des Landeskirchenamts.
                  

               

               
                     § 4
Genehmigungspflichtige Vorhaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Genehmigung durch das Landeskirchenamt bedürfen
                     
                        	
                           die Beteiligung der Evangelischen Stiftung an einem wirtschaftlichen Unternehmen, insbesondere der Beitritt zu Handelsgesellschaften,
                              zu Gesellschaften mit beschränkter Haftung und zu Erwerbs-, Wirtschafts- und Wohnungsbaugesellschaften;
                           

                        

                        	
                           die Übertragung der Verwaltung der Evangelischen Stiftung an Dritte;

                        

                        	
                           die Veräußerung oder Belastung von Grundstücken oder sonstigen Vermögenswerten, wenn der Geschäftswert der beabsichtigten
                              Maßnahme ein Fünftel oder mehr des Stiftungsvermögens, mindestens aber 100.000 Euro beträgt.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über genehmigungspflichtige Vorhaben ist das Landeskirchenamt rechtzeitig zu unterrichten.
                  

               

               
                     § 5
Unterrichtung
                     

                  

                  Liegen dem Landeskirchenamt Anhaltspunkte dafür vor, dass bei der Verwaltung der Evangelischen Stiftung gegen gesetzliche
                     Bestimmung oder die Satzung verstoßen wurde, kann es hierzu Auskunft und die Vorlage von Unterlagen zur Einsichtnahme verlangen
                     sowie im erforderlichen Umfang eine weitergehende Prüfung vornehmen oder auf Kosten der Evangelischen Stiftung vornehmen lassen.
                  

               

               
                     § 6
Beanstandung, Anordnung, Ersatzvornahme
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Landeskirchenamt kann Beschlüsse und Maßnahmen der Stiftungsorgane, die dem im Stiftungsgeschäft oder in der Stiftungssatzung
                     zum Ausdruck gebrachten Willen der Stifterin oder des Stifters oder gesetzlichen Regelungen widersprechen, beanstanden und
                     verlangen, dass diese innerhalb einer von ihr bestimmten angemessenen Frist aufgehoben oder rückgängig gemacht werden.  2 Beanstandete Beschlüsse oder Maßnahmen dürfen nicht vollzogen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Unterlässt ein Stiftungsorgan eine rechtlich gebotene Maßnahme, kann das Landeskirchenamt anordnen, dass die Maßnahme innerhalb
                     einer von ihr bestimmten angemessenen Frist durchgeführt wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Kommt die Evangelische Stiftung einer Anordnung nach Absatz 1 oder 2 nicht fristgerecht nach, kann das Landeskirchenamt beanstandete
                     Beschlüsse aufheben und angeordnete Maßnahmen auf Kosten der Evangelischen Stiftung durchführen oder durchführen lassen.
                  

               

               
                     § 7
Abberufung und Bestellung von Organmitgliedern, Sachwalterbestellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Hat ein Mitglied eines Stiftungsorgans sich einer groben Pflichtverletzung schuldig gemacht oder ist es zur ordnungsgemäßen
                     Wahrnehmung seiner der Evangelischen Stiftung gegenüber bestehenden Pflichten nicht in der Lage, so kann das Landeskirchenamt
                     die Abberufung dieses Mitglieds und die Berufung eines neuen Mitglieds an dessen Stelle verlangen.  2 Es kann dem Mitglied die Wahrnehmung seiner Geschäfte einstweilen untersagen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kommt die Evangelische Stiftung binnen einer ihr gesetzten angemessenen Frist der nach Absatz 1 Satz 1 getroffenen Anordnung
                     nicht nach, so kann das Landeskirchenamt die Abberufung des Mitglieds verfügen und, soweit nicht gemäß §§ 86, 29 BGB die Zuständigkeit
                     des Amtsgerichts gegeben ist, eine andere Person an dessen Stelle berufen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Reichen die Befugnisse des Landeskirchenamts nach den §§ 5, 6 und 7 Absatz 1 oder 2 nicht aus, um eine dem Willen der Stifterin oder des Stifters und den Gesetzen entsprechende Verwaltung der Evangelischen
                     Stiftung zu gewährleisten oder wiederherzustellen, kann es die Durchführung der Beschlüsse und Anordnungen einer Sachwalterin
                     oder einem Sachwalter übertragen.  2 Deren Aufgabenbereich und Vollmacht sind in einer Bestellungsurkunde festzulegen.
                  

               

               
                     § 8
Geltendmachung von Ansprüchen
                     

                  

                  Erlangt das Landeskirchenamt von einem Sachverhalt Kenntnis, der Schadensersatzansprüche der Evangelischen Stiftung gegen
                     Mitglieder der Stiftungsorgane begründen könnte, so kann es der Stiftung eine vertretungsberechtigte Person zur Klärung und
                     Durchsetzung ihrer Ansprüche bestellen.
                  

               

               
                     § 9
Mitgliedschaft in Organen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In die Organe Evangelischer Stiftungen können berufen werden:
                     
                        	
                           Kirchenmitglieder im Sinne des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft der Evangelischen Kirche in Deutschland2, denen in Verbindung mit dem jeweiligen Recht der Gliedkirche das Wahlrecht zur Bildung kirchlicher Organe zusteht;
                           

                        

                        	
                           ordinierte Amtsträger.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Auf Einzelantrag kann das Landeskirchenamt von den Erfordernissen des Absatzes 1 Ausnahmen zulassen, sofern dies nach der
                     Stiftungssatzung nicht ausgeschlossen ist.
                  

               

               
                     § 10
Verwaltung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Verwaltung der Evangelischen Stiftung ist die Ordnung für die Vermögens- und Finanzverwaltung der Kirchengemeinden,
                     der Kirchenkreise und der Verbände von Kirchengemeinden und Kirchenkreisen in der Evangelischen Kirche von Westfalen (Verwaltungsordnung)
                     in der jeweils geltenden Fassung3 sinngemäß anzuwenden, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Evangelische Stiftungen, die ihren Auftrag nach Art eines Geschäftsbetriebes unter betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten
                     wahrnehmen, werden dann ordnungsgemäß verwaltet, wenn Bücher nach den Regeln der kaufmännischen Buchführung geführt, Jahresabschlüsse
                     aufgestellt und diese Jahresabschlüsse unter Einbeziehung der Buchführung durch einen Wirtschaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
                     (Abschlussprüfer) geprüft werden.  2 Die Prüfung muss nach den allgemein für die Jahresabschlussprüfung geltenden Grundsätzen durchgeführt werden und sich insbesondere
                     auf die Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswesens und der wirtschaftlichen Verhältnisse erstrecken.
                  

               

               
                     § 11
Stiftungsverzeichnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die anerkannten Evangelischen Stiftungen werden in das Stiftungsverzeichnis der Evangelischen Kirche von Westfalen aufgenommen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 In das Stiftungsverzeichnis sind folgende Angaben über die Evangelischen Stiftungen aufzunehmen:
                     
                        	
                           Name, Sitz und Zweck;

                        

                        	
                           Datum der Entstehung und der Anerkennung durch das Landeskirchenamt;

                        

                        	
                           vertretungsberechtigte Organe und Personen sowie die Art ihrer Vertretungsberechtigung;

                        

                        	
                           Namen der Mitglieder der Organe;

                        

                        	
                           zuständige staatliche Stiftungsaufsichtsbehörde.

                        

                     

                  

                   2 Dem Landeskirchenamt sind die Angaben zu den Buchstaben a) bis e) sowie deren Änderungen unverzüglich mitzuteilen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Eintragungen im Stiftungsverzeichnis begründen nicht die Vermutung ihrer Richtigkeit.  2 Die im Stiftungsverzeichnis erfassten Angaben sind allgemein zugänglich.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Landeskirchenamt stellt auf Antrag eine Bescheinigung darüber aus, wer nach Maßgabe der Satzung und der von der Evangelischen
                     Stiftung mitgeteilten Angaben zur Vertretung der Evangelischen Stiftung berechtigt ist.
                  

               

               
                     § 12
Rechtsmittel
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Gegen Entscheidungen des Landeskirchenamtes nach diesem Gesetz kann Widerspruch beim Landeskirchenamt eingelegt werden.  2 Hilft das Landeskirchenamt dem Widerspruch nicht ab, so ergeht ein Widerspruchsbescheid.  3 Diesen erlässt die Kirchenleitung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Nach Zustellung oder Bekanntgabe des Widerspruchsbescheides kann Klage bei der Verwaltungskammer erhoben werden.  2 Diese entscheidet endgültig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Einlegung eines Rechtsmittels hat keine aufschiebende Wirkung.
                  

               

               
                     § 13
Kirchliche Behörde
                     

                  

                  Die nach dem Stiftungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (StiftG NRW) vom 15. Februar 2005 in der jeweils geltenden Fassung zuständige kirchliche Behörde ist das Landeskirchenamt.

               

               
                     § 14
Verwaltungsvorschriften
                     

                  

                  Das Landeskirchenamt kann zu diesem Gesetz Verwaltungsvorschriften erlassen.

               

               
                     § 15
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieses Kirchengesetz tritt ab dem 1. Januar 2008 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gleichzeitig treten das Kirchengesetz über rechtsfähige Evangelische Stiftungen des privaten Rechts (StiftG EKvW) vom 4. November
                     1977 (KABl. 1977 S. 145) und die Verwaltungsvorschriften zum Kirchengesetz über rechtsfähige Evangelische Stiftungen des privaten
                     Rechts vom 19. Dezember 1978 (KABl. 1979 S. 43) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Die Inhaltsübersicht ist nicht Bestandteil dieser Satzung

         

      

      2
            Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft, das kirchliche Meldewesen und den Schutz der Daten der Kirchenmitglieder (Nr.
               103)
            

         

      

      3
            Verwaltungsordnung EKvW

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz
über den kirchenmusikalischen Dienst
in der Lippischen Landeskirche
- Kirchenmusikgesetz (KiMuG)
         

      

      
         vom 24. November 2015

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 16 S. 51)
         

      

      Die 36. ordentliche Landessynode hat am 23. und 24. November 2015 nachfolgendes Kirchengesetz beschlossen, das hiermit bekanntgegeben
         wird:
      

      
                     Präambel

                  

                   1 Die Kirchenmusik hat den Auftrag, bei der Verkündigung des Evangeliums, beim Gotteslob und beim gemeinsamen Gebet in Bitte,
                     Klage und Dank mitzuwirken.  2 Sie ist ein wesentliches Element des Lebens der Kirche und ihrer Gemeinden.  3 Die Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker nehmen diesen Auftrag wahr, indem sie musikalische Gaben und Kräfte in den Gemeinden
                     wecken und fördern sowie in Gottesdiensten, kirchenmusikalischen und anderen Veranstaltungen alte und neue geistliche Musik
                     zum Klingen bringen.  4 Zur Wahrnehmung dieses Auftrags werden geeignete Frauen und Männer, die durch Ausbildung darauf vorbereitet sind, beruflich
                     oder ehrenamtlich in den kirchenmusikalischen Dienst berufen.
                  

               

               
                     § 1
Allgemeine Aufgaben der Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker wirken an der öffentlichen Verkündigung und am Aufbau der Gemeinde sowie an der
                     Förderung der kirchenmusikalischen Bildung mit.  2 Ihre Aufgabe besteht in der Pflege und Weiterentwicklung sowie in der künstlerischen Leitung der gottesdienstlichen und sonstigen
                     Kirchenmusik.  3 Sie werden dabei von der kirchenmusikalischen Fachberatung der Lippischen Landeskirche unterstützt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker sind verpflichtet, sich fachlich fortzubilden.
                  

               

            

         

      

      
               Abschnitt I
Anstellung im kirchenmusikalischen Dienst
               

            

            
                     § 2
A-, B- und C-Kirchenmusikstellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 A- und B-Kirchenmusikstellen zeichnen sich aus durch einen besonderen künstlerischen, theologisch-liturgischen und multiplikatorisch-musikpädagogischen
                     Auftrag.  2 Sie sind in der Regel Kirchenmusikstellen mit voller tariflicher Arbeitszeit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        C-Kirchenmusikstellen zeichnen sich durch kirchenmusikalische Basisarbeit in der Fläche der Landeskirche aus. Sie sind Teilzeitstellen,
                     verbunden mit einem Auftrag für ein fest umrissenes Arbeitsgebiet.
                  

               

               
                     § 3
Konzeption und Einrichtung von Kirchenmusikstellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 In den Klassen und ihren Kirchengemeinden sollte es mindestens eine A- oder B-Kirchenmusikstelle geben.  2 Weitere A- oder B-Kirchenmusikstellen sollen gemäß der Größe und der Konzeption in den Kirchengemeinden eingerichtet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In den Klassen und ihren Kirchengemeinden soll es gemäß Größe und Konzeptionen hinreichend C-Kirchenmusikstellen geben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Landeskirchenrat kann einen Rahmen-Kirchenmusikstellenplan für das Gebiet der Landeskirche vorschlagen.
                  

               

            

         

      

      
                  Titel 1 
Anstellungsvoraussetzungen
                  

               

               
                     § 4
Anstellungsvoraussetzungen für A- und B-Kirchenmusikstellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bewerberinnen und Bewerber auf eine A- oder B-Kirchenmusikstelle müssen 
                  

                  
                     
                        	
                           eine Kirchenmusikausbildung einer Hochschule und das entsprechende Examen nachweisen und

                        

                        	
                           Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland oder Mitglied einer Kirche sein, mit der die Lippische
                              Landeskirche in Kirchengemeinschaft verbunden ist.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ein Examen gemäß Absatz 1 Ziffer 1 setzt für A-oder B-Kirchenmusikstellen eine Ausbildung mit einer Regelstudienzeit von acht
                     Semestern (Bachelor Kirchenmusik oder B-Diplom), von weiteren vier Semestern (Master Kirchenmusik oder A-Diplom im Aufbau-
                     oder Konsekutivstudiengang) oder von zehn Semestern bei der A-Ausbildung im grundständigen Studiengang voraus.
                  

               

               
                     § 5
Anstellungsvoraussetzungen für C-Kirchenmusikstellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Bewerberinnen und Bewerber auf eine C-Kirchenmusikstelle müssen die C-Prüfung nachweisen.  2 Sie sollen Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland oder Mitglied einer Kirche sein, mit der die
                     Lippische Landeskirche in Kirchengemeinschaft verbunden ist; sie müssen einer anderen Mitgliedskirche der Arbeitsgemeinschaft
                     christlicher Kirchen in Deutschland oder der Vereinigung Evangelischer Freikirchen angehören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eine C-Prüfung setzt eine in der Regel zweijährige seminaristische Ausbildung voraus.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 In C-Kirchenmusikstellen können, soweit C-Kirchenmusikerinnen oder C-Kirchenmusiker nicht zur Verfügung stehen, auch Personen
                     mit Befähigungsnachweis angestellt werden.  2 Ausnahmsweise ist die Anstellung von Personen ohne formale Qualifikation möglich.  3 Die Regelung des Absatzes 1 Ziffer 2 ist anzuwenden.
                  

               

               
                     § 6
Bewerbungsunterlagen
                     

                  

                  Einer Bewerbung auf eine Kirchenmusikstelle sind beizufügen:

                  
                     
                        	
                           eine beglaubigte Abschrift des Prüfungszeugnisses,

                        

                        	
                           ein Nachweis über die Kirchenmitgliedschaft,

                        

                        	
                           ein pfarramtliches Zeugnis und

                        

                        	
                           ein Lebenslauf.

                        

                     

                  

               

               
                     § 7
Gleichstellungsentscheidung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Im Ausnahmefall können sich auch Personen bewerben, die eine vergleichbare Prüfung oder Qualifikation nachweisen können.  2 Über die Gleichstellung entscheidet das Landeskirchenamt; es kann die Entscheidung von einer Vorstellung abhängig machen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die kirchenmusikalische Ausbildung muss der jeweiligen von dem Landeskirchenamt festgestellten Rahmenordnung entsprechen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Im Falle ausländischer Studienabschlüsse kann die Entscheidung im konkreten Fall von den durch die Rahmenordnungen festgelegten
                     Voraussetzungen abweichen; die Gleichstellung geschieht auf Vorschlag der kirchenmusikalischen Fachberatung der Lippischen
                     Landeskirche.
                  

               

            

         

      

      
                  Titel 2
Anstellungsverfahren
                  

               

               
                     § 8
Ausschreibung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Freie Kirchenmusikstellen müssen im Internet ausgeschrieben werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Freie A- oder B-Kirchenmusikstellen müssen zusätzlich in mindestens einer Fachzeitschrift ausgeschrieben.
                  

               

               
                     § 9
Mitwirkung der Fachberatung
                     

                  

                   1 Bei der Besetzung von Kirchenmusikstellen ist die kirchenmusikalische Fachberatung der Lippischen Landeskirche zu beteiligen.
                      2 Bei landeskirchlichen Kirchenmusikstellen ist darüber hinaus eine Fachperson aus einer anderen Landeskirche in die Bewerbungskommission
                     zu berufen.  3 Bei der Besetzung gemeindlicher Kirchenmusikerstellen im Nebenamt kann die erforderliche fachliche Begleitung im Benehmen
                     mit der kirchenmusikalischen Fachberatung durch den Inhaber einer A- oder B-Musikerstelle erfolgen.
                  

               

               
                     § 10
Auswahl, praktische Vorstellung und Einstellungsentscheidung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Anstellungskörperschaft prüft die eingegangenen Bewerbungen und trifft in Übereinstimmung mit ihrer Konzeption der kirchenmusikalischen
                     Arbeit eine Entscheidung über die engere Wahl.  2 Die Fachberatung ist zu hören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die in die engere Wahl genommenen Bewerberinnen und Bewerber werden zu einer praktischen Vorstellung in Gegenwart der Fachberatung
                     eingeladen.  2 Die Vorstellung umfasst unter Berücksichtigung des Stellenprofils die kirchenmusikalische Praxis sowie ein Gespräch.  3 Nach Maßgabe der örtlichen Gegebenheiten sollen vorhandene kirchenmusikalische Gruppen in die Vorstellung einbezogen werden;
                     ihnen soll Gelegenheit zur Äußerung gegeben werden.  4 Die Anstellungskörperschaft hat das Votum der Fachberatung in die Entscheidung einzubeziehen.
                  

               

            

         

      

      
                  Titel 3
Anstellung
                  

               

               
                     § 11
Anstellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Anstellung erfolgt auf Beschluss des Leitungsorgans der Anstellungskörperschaft. Der Abschluss, die Änderung und die Kündigung
                     von Arbeitsverträgen bedarf der vorherigen kirchenaufsichtlichen Genehmigung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Übrigen finden die in der Lippischen Landeskirche geltenden arbeitsrechtlichen Regelungen Anwendung.
                  

               

               
                     § 12
Einführung
                     

                  

                  Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker werden nach der Probezeit in einem Gottesdienst nach der geltenden agendarischen Ordnung
                     in ihren Dienst eingeführt
                  

               

               
                     § 13
Dienstbezeichnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker im Dienst der Landeskirche führen die Dienstbezeichnung „Landeskantorin“ bzw. „Landeskantor“
                     oder im Bereich der Bläserarbeit „Landesposaunenwartin“ bzw. „Landesposaunenwart“.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker in A-oder B-Kirchenmusikstellen führen die Dienstbezeichnung „Kantorin“ bzw.  2 „Kantor“.  3 Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusikern, die überragende Leistungen erbringen und deren Wirkung über den Bereich einer Kirchengemeinde
                     hinausgeht, kann der Titel „Kirchenmusikdirektorin“ oder „Kirchenmusikdirektor“ verliehen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusikern in C-Kirchenmusikstellen, die überragende Leistungen erbringen und sich in langjährigem
                     Dienst besonders bewährt haben, kann auf Antrag des Kirchenvorstandes der Titel „Kantor“ oder „Kantorin“ verliehen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Verleihung eines Titels Kantor erfolgt durch das Landeskirchenamt, die des Kirchenmusikdirektors durch den Landeskirchenrat.
                      2 Die Verleihung erfolgt jeweils im Benehmen mit der kirchenmusikalischen Fachberatung der Lippischen Landeskirche.
                  

               

            

         

      

      
               Abschnitt II
Kirchenmusikalische Fachberatung
               

            

            
                     § 14
Allgemeine Aufgabe der Fachberatung
                     

                  

                   1 Die kirchenmusikalische Fachberatung fördert die Ausübung des kirchenmusikalischen Dienstes.  2 Sie soll die Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker und die kirchlichen Körperschaften in allen kirchenmusikalischen Fragen
                     beraten und unterstützen.
                  

               

               
                     § 15
Fachberatung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die kirchenmusikalische Fachberatung wird von den Landeskantorinnen oder von den Landeskantoren und von der Landesposaunenwartin
                     oder dem Landesposaunenwart ausgeübt.  2 Weitere Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker können gebiets- oder funktionsbezogen an der Fachberatung beteiligt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Landeskirchenrat kann bestimmen, dass für die Besetzung dieser Stellen mit herausgehobener, landeskirchlicher Bedeutung
                     dem Landeskirchenamt ein besonderes Mitwirkungsrecht zuerkannt wird.
                  

               

               
                     § 16
Aufgaben der Fachberatung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zu den Aufgaben der kirchenmusikalischen Fachberatung der Lippischen Landeskirche gehören insbesondere die 
                  

                  
                     
                        	
                           Mitwirkung an der Konzeption der Kirchenmusik und die Förderung der Zusammenarbeit der verschiedenen Zweige der Kirchenmusik,

                        

                        	
                           Beobachtung des Standes und der Entwicklung des kirchenmusikalischen Lebens innerhalb der Landeskirche,

                        

                        	
                           Beteiligung bei Struktur- und Anstellungsfragen,

                        

                        	
                           Mitwirkung bei der Besetzung von Kirchenmusikstellen,

                        

                        	
                           Erarbeitung von Empfehlungen für die Pflege,

                        

                        	
                           Weiterentwicklung und Förderung der Kirchenmusik,

                        

                        	
                           Zusammenarbeit mit den kirchenmusikalischen Beauftragten der Klassen und Koordination ihrer Tätigkeit,

                        

                        	
                           Einberufung von Fachkonventen,

                        

                        	
                           Teilnahme an kirchenmusikalischen Prüfungen und Kolloquien,

                        

                        	
                           Beratung des Landeskirchenrates und des Landeskirchenamtes in allen kirchenmusikalischen Angelegenheiten,

                        

                        	
                           Beratung der Kirchenvorstände, Pfarrerinnen und Pfarrer, Superintendentinnen und Superintendenten, Klassenvorstände und Klassentage
                              in kirchenmusikalischen Fragen, 
                           

                        

                        	
                           Begleitung und fachliche Beratung der Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker einschließlich der Konventsarbeit,

                        

                        	
                           Verantwortung für Aus-, Fort- und Weiterbildung der Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker,

                        

                        	
                           Mitverantwortung für kirchenmusikalische Veranstaltungen der Landeskirche einschließlich der Öffentlichkeitsarbeit.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Landeskantorinnen oder Landeskantoren und die Landesposaunenwartin oder der Landesposaunenwart führen die Aufgaben im
                     Auftrag der Landeskirche und in Zusammenarbeit mit den kirchenmusikalischen Fachverbänden durch, arbeiten mit den gemäß § 17 Benannten zusammen und halten laufende Verbindung mit den kirchenmusikalischen Ausbildungsstätten und der außerkirchlichen
                     Musikpflege.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Landeskantorinnen oder Landeskantoren und die Landesposaunenwartin oder der Landesposaunenwart berichten regelmäßig dem
                     Landeskirchenrat und dem Landeskirchenamt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Landeskantorinnen oder Landeskantoren und die Landesposaunenwartin oder der Landesposaunenwart sind Mitglieder der Kammer
                     für Kirchenmusik.
                  

               

               
                     § 17
Spezielle Fachberatung
                     

                  

                  Für einzelne Aufgaben spezieller kirchenmusikalischer Fachberatung kann der Landeskirchenrat besondere Beauftragungen aussprechen.

               

               
                     § 18
Kirchenmusikkonvente
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Kirchenmusikkonvente (Konvente) sind regelmäßige Zusammenkünfte aller Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker und dienen
                     der fachlichen und geistlichen Zurüstung.  2 Die Konvente finden in der Regel jährlich statt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Teilnahme an den Kirchenmusikkonventen gehört zu den Dienstpflichten der Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die kirchenmusikalische Fachberatung der Lippischen Landeskirche lädt zu den Konventen ein. 
                  

               

            

         

      

      
               Abschnitt III
Übergangs- und Schlussbestimmungen
               

            

            
                     § 19
Ausführungsbestimmungen
                     

                  

                  Der Landeskirchenrat kann Ausführungsbestimmungen zu diesem Kirchengesetz erlassen.

               

               
                     § 20
Inkrafttreten und Außerkrafttreten
                     

                  

                  Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2016 in Kraft.

                  Gleichzeitig tritt das Kirchenmusikgesetz der Lippischen Landeskirche vom 25. November 1997 (Ges. u. VOBl. Bd. 11 Nr. 9 S.
                     266) außer Kraft.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Detmold, den 15. Dezember 2015

                              
                              	
                                 Lippische Landeskirche

                                 Der Landeskirchenrat

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz zur Regelung der Dienstverhältnisse der Pfarrerinnen und Pfarrer in der Evangelischen Kirche in Deutschland
            (Pfarrdienstgesetz der EKD – PfDG.EKD)
         

      

      Zweite Verordnung über das lnkrafttreten des Pfarrdienstgesetzes der EKD.

                  Vom 10. Dezember 2011 (ABl.EKD S. 349).

                  Aufgrund von Artikel 26 a Absatz 7 Satz 3 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland verordnet der Rat der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland:
                  

                  

               

               
                     § 1

                  

                  Das Pfarrdienstgesetz der EKD vom 10. November 2010 (ABI.EKD S. 307) tritt am 1. Januar 2012 in Kraft in der

                  
                     
                        	
                            Evangelischen Landeskirche Anhalts,

                        

                        	
                            Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz,

                        

                        	
                            Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck,

                        

                        	
                            Evangelisch-reformierten Kirche,

                        

                        	
                            Lippischen Landeskirche und

                        

                        	
                            in der Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland.

                        

                     

                  

                  

               

               
                     § 2

                  

                  (1) Das Pfarrdienstgesetz der EKD vom 10. November 2010 (ABI.EKD S. 307) tritt am 1. Juli 2012 in der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen
                     Kirche Deutschlands in Kraft.
                  

                  (2) Es tritt in den folgenden ihrer Gliedkirchen

                  
                     
                        	
                            am 1. Januar 2012 in Kraft:

                            in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.

                        

                        	
                            am 1. Juli 2012 in Kraft:

                            in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern,

                            in der Evangelisch-lutherischen Kirche in Braunschweig,

                            in der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers,

                            in der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens,

                            in der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Schaumburg-Lippe.

                        

                     

                  

               

               
                     § 3

                  

                  Diese Verordnung tritt am 16. Dezember 2011 in Kraft.

                  H a n n o v e r, den 10. Dezember 2011

                  Evangelische Kirche in Deutschland

                  - Kirchenamt -

                  Dr. A n k e

                  Präsident 

               

               Die jeweils aktuelle Fassung des Pfarrdienstgesetzes der EKD – PfDG.EKD finden Sie unter nachfolgendem Link:

                  Pfarrdienstgesetz der EKD – PfDG.EKD1

               

            

         

      

      

      1
            diesen Link finden Sie im Internet unter: www.kirchenrecht-ekd.de unter der Ordnungsnummer 4.0

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz zur Ausführung des Pfarrdienstgesetzes der EKD und zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften
- Ausführungsgesetz zum Pfarrdienstgesetz der EKD –
(AG.PfDG.EKD)
         

      

      
         vom  22. November 2011 (Ges. u. VOBl. Bd. 15 S. 90)

      

      
         zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 24. November 2015
(Ges. u. VOBl. Bd. 16 S. 50)
         

      

      Die 35. Landessynode hat während ihrer 3. Tagung am 22. November 2011 das folgende Kirchengesetz beschlossen:

      Kirchengesetz zur Ausführung des Pfarrdienstgesetzes der EKD und zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften

      

      
         
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd.
Nr.
                     

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle

                  
                  	
                     Paragrafen

                  
                  	
                     Art der
Änderung
                     

                  
               

            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     1. Gesetz zur Änderung Kirchengesetzes zur Ausführung des Pfarrdienstgesetzes der EKD und zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften
                        - Ausführungsgesetz zum Pfarrdienstgesetz der EKD - (AG.PfDG.EKD)
                     

                  
                  	
                     28. Oktober 2014

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 9 S. 356

                  
                  	
                     § 5 

                  
                  	
                     wird aufgehoben

                  
               

               
                  	
                     2

                  
                  	
                     Kirchengesetz zur Neuordnung der Kolloquien zur Übernahme in ein Pfarrdienstverhältnis auf Probe oder auf Lebenszeit

                  
                  	
                     24. November 2015

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl.  Bd. 16 Nr. 4 S.50

                  
                  	
                     § 3 a

                  
                  	
                     vollständig neu gefasst

                  
               

               
                  	
                     3

                  
                  	Teilnahme von Pfarrern im Teildienst in mehreren Gemeinden an Klassentagen und Pfarrkonventen
                     

                  
                  	
                     12. September 2017

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 9 S.206

                  
                  	
                     zu § 22 

                  
                  	
                     Fußnote gesetzt

                  
               

            
         

      

      
                     

                  

               

            

         

      

      
            Artikel 1
Ausführungsgesetz zum Pfarrdienstgesetz der EKD
            

         

         
                     § 1 
(zu § 2 Abs. 1, § 25 Abs. 2, § 115 PfDG.EKD)
                     

                  

                   1 Dienstherr der Pfarrerinnen und Pfarrer ist die Lippische Landeskirche.  2 Oberste Dienstbehörde und oberste Verwaltungsbehörde ist der Landeskirchenrat.
                  

               

               
                     § 2 
(zu § 4 PfDG.EKD)
                     

                  

                   1 Die Ordination wird vom Landeskirchenrat angeordnet und von der Landessuperintendentin oder dem Landessuperintendenten sowie
                     vertretungsweise von dem theologischen Mitglied des Synodalvorstandes vollzogen (Artikel 124 Ziffer 6 i. V. m. Artikel 94 Absatz 1 Ziffer 1 der Verfassung).  2 Die Ordination der lutherischen Kandidatinnen und Kandidaten wird von der lutherischen Superintendentin oder dem lutherischen
                     Superintendenten oder der Vertreterin oder dem Vertreter vollzogen (Artikel 127 der Verfassung).
                  

                  

               

               
                     § 3 
(zu § 7 Abs. 3 PfDG.EKD)
                     

                  

                   1 Der Landeskirchenrat erkennt Ordinationen nach Prüfung des Einzelfalls an.  2 Die Anerkennung von Ordinationen lutherischer Kirchen erfolgt im Einvernehmen mit der lutherischen Superintendentin oder dem
                     lutherischen Superintendenten.
                  

               

               
                     § 3a
zu § 9 Abs. 1 PfDG.EKD
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Berufung in ein Pfarrdienstverhältnis setzt einen Antrag an das Landeskirchenamt voraus.  2 Diesem sind neben den üblichen Unterlagen die Berichte der Mentorin oder des Mentors und des Predigerseminars über den Vorbereitungsdienst
                     sowie über die Ausbildung für den Bereich Schule beizufügen.  3 Aufgrund der eingereichten Unterlagen prüft das Landeskirchenamt die formalen Voraussetzungen des § 9 Abs. 1 und entscheidet über die Zulassung zu einem Kolloquium.  4 Sofern die Bewerberin / der Bewerber das Höchstalter des § 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 7 überschreitet, sollen hierfür bereits im Antrag Gründe angegeben und im Rahmen des Kolloquiums erörtert werden.  5 Die Zulassung zum Kolloquium von Bewerberinnen und Bewerbern, die ihr Vikariat nicht im Bereich der Lippischen Landeskirche
                     absolviert haben, kann von einem Vorgespräch mit dem Landeskirchenamt abhängig gemacht werden, an dem auch die Leiterin/ der
                     Leiter der Personalabteilung teilnimmt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gegenstand des Kolloquiums ist die Feststellung der weiteren Voraussetzungen zur Berufung in das Pfarrdienstverhältnis auf
                     Probe gem. § 9 PfDG.EKD.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 An dem Kolloquium nehmen neben der Bewerberin oder dem Bewerber folgende Personen teil:
                  

                  
                     
                        	
                           die Landessuperintendentin oder der Landessuperintendent,

                        

                        	
                           die oder der Vorsitzende des Ausschusses für die theologische Aus- und Fortbildung sowie Personalplanung und Personalentwicklung
                              oder die oder der Vorsitzende des Theologischen Ausschusses bzw. deren Vertreterinnen oder Vertreter,
                           

                        

                        	
                           die lutherische Superintendentin oder der lutherische Superintendent,

                        

                        	
                           eine Kirchenälteste oder ein Kirchenältester, die oder der vom Ausschuss für theologische Aus- und Fortbildung sowie Personalplanung
                              und Personalentwicklung der Pfarrerinnen und Pfarrer benannt wird,
                           

                        

                        	
                           die Leiterin oder der Leiter der Personalabteilung.

                        

                     

                  

                   2 Auf eine ausgewogene Besetzung durch Frauen und Männer soll geachtet werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Gesprächsgegenstände sind
                     
                        	
                           der theologische und berufliche Werdegang,

                        

                        	
                           die Motivation für den Pfarrberuf,

                        

                        	
                           Stärken und Schwächen,

                        

                        	
                           besondere Erfahrungen,

                        

                        	
                           Grundzüge der lippischen Kirchengeschichte,

                        

                        	
                           die konfessionelle Situation in der Lippischen Landeskirche.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Über das Kolloquium wird eine Niederschrift angefertigt, die Folgendes enthalten muss:
                     
                        	
                           Skizze des Gesprächsverlaufes,

                        

                        	
                           Beobachtungen zur Kommunikationsfähigkeit,

                        

                        	
                           Beobachtungen zur theologischen Reflexionsfähigkeit,

                        

                        	
                           Einschätzung der Eignung für den Pfarrberuf.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        6
                        )
                          1 Das Ergebnis des Kolloquiums wird dem Landeskirchenrat mitgeteilt.  2 Bei mehreren Bewerberinnen und Bewerbern wird eine Rangfolge erstellt.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die im Rahmen eines Kolloquiums zuerkannte Wahlfähigkeit gilt für die drei auf das Jahr des Kolloquiums folgenden Jahre.
                  

               

               
                     § 4 
(zu § 11 Abs. 1 und 2 PfDG.EKD)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Erfolgt eine Beauftragung mit der Verwaltung einer Pfarrstelle oder mit einem sonstigen pfarramtlichen Dienst in einer Kirchengemeinde,
                     so ist der Kirchenvorstand und die zuständige Superintendentin oder der zuständige Superintendent vorher zu hören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Der Auftrag ist in einer Dienstordnung zu regeln, die vom Landeskirchenamt im Benehmen mit dem Kirchenvorstand, der zuständigen
                     Superintendentin oder dem zuständigen Superintendenten und den Berufenen aufgestellt wird.  2 Wenigstens ein Aufgabenbereich ist ihnen in selbstständiger Verantwortung zu übertragen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         An kirchlichen Fortbildungskursen und Tagungen haben die Betroffenen nach Anweisung des Landeskirchenamtes teilzunehmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Zugehörigkeit der Berufenen zum Kirchenvorstand und Klassentag richtet sich nach den Vorschriften der Verfassung der
                     Lippischen Landeskirche.
                  

               

               
                     § 5 
(zu § 12 Abs. 4 PfDG.EKD)
                     

                  

                   1 Wird rückwirkend zum 22. November 2011 aufgehoben.
                  

               

               
                     § 6 
(zu § 14 Abs. 3 PfDG.EKD)
                     

                  

                  Das Pfarrdienstverhältnis auf Probe ist durch Entlassung zu beenden, wenn nicht in unmittelbarem Anschluss an das Pfarrdienstverhältnis
                     auf Probe ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit begründet wird.
                  

               

               
                     § 7 
(zu § 17 Abs. 2 PfDG.EKD)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Pfarrerinnen und Pfarrern ev.-ref. und unierten Bekenntnisses kann die Anstellungsfähigkeit erteilt werden, nachdem sie sich
                     einem Kolloquium unterzogen haben, das von der Landessuperintendentin oder dem Landessuperintendenten, der oder dem Präses
                     der Landessynode und der zuständigen Superintendentin oder dem zuständigen Superintendenten durchgeführt wird.  2 Das Kolloquium stellt den Bekenntnisstand und die Eignung für den Dienst in der Lippischen Landeskirche fest.  3 Die Zulassung zu dem Kolloquium verfügt das Landeskirchenamt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Für Pfarrerinnen und Pfarrer ev.-luth. Bekenntnisses gilt Abs. 1 entsprechend.  2 Das Kolloquium wird in diesem Fall von der lutherischen Superintendentin oder dem lutherischen Superintendenten, der theologischen
                     Kirchenrätin oder dem theologischen Kirchenrat und einem theologischen Mitglied des Klassenvorstandes durchgeführt.  3 Die Landessuperintendentin oder der Landessuperintendent hat das Recht, an dem Kolloquium beratend teilzunehmen. 
                  

               

               
                     § 8 
(zu § 25 Abs. 5 PfDG.EKD)
                     

                  

                  Für die theologischen Mitglieder des Landeskirchenamtes gilt das Kirchengesetz über die Rechtsverhältnisse der hauptamtlichen
                     Mitglieder des Landeskirchenamtes in der jeweils geltenden Fassung.
                  

               

               
                     § 9 
(zu § 27 PfDG.EKD)
                     

                  

                  Die Berufung in ein Pfarramt der Lippischen Landeskirche geschieht in Wahrung des Bekenntnisstandes der in ihr verbundenen
                     ev.-ref. und ev.-luth. Kirchengemeinden. 
                  

               

               
                     § 10 
(zu § 28 Abs. 4 PfDG.EKD)
                     

                  

                  Die Zuständigkeit zur Vornahme von Amtshandlungen und Gottesdiensten einschließlich möglicher Ausnahmen richtet sich nach
                     der Lebensordnung.
                  

               

               
                     § 11 
(zu § 31 Abs. 2 PfDG.EKD)
                     

                  

                  Über die Erteilung einer Aussagegenehmigung entscheidet das Landeskirchenamt.

               

               
                     § 12 
(zu § 35 Abs. 6 PfDG.EKD)
                     

                  

                  Für die Mandatsbewerbung und Mandatsausübung in einem der in § 35 Abs. 2 und 5 PfDG.EKD genannten politischen Ämter gelten die Vorschriften des Landesbeamtengesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen entsprechend.
                  

               

               
                     § 13
(zu § 36 PfDG.EKD)
                     

                  

                   1 Bei Gottesdiensten und Amtshandlungen trägt die Pfarrerin oder der Pfarrer in der Regel den Talar als vorgeschriebene Amtskleidung.
                      2 Das gleiche gilt bei besonderen Anlässen, soweit es dem Herkommen entspricht.
                  

               

               
                     § 14
(zu § 37 PfDG.EKD)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Eine Abwesenheit aus dienstlichen Gründen, die länger als zwei Tage währt, haben Pfarrerinnen und Pfarrer der oder dem Vorsitzenden
                     des Kirchenvorstandes und der Superintendentin oder dem Superintendenten rechtzeitig mitzuteilen.  2 Zur dienstlichen Abwesenheit von mehr als drei Tagen bedarf es der Zustimmung der Superintendentin oder des Superintendenten.
                      3 Verweigert diese oder dieser die Zustimmung, so entscheidet das Landeskirchenamt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer in übergemeindlichen Diensten haben eine dienstliche Abwesenheit dem Landeskirchenamt anzuzeigen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Superintendentinnen und Superintendenten haben eine dienstliche Abwesenheit einer Pfarrerin oder eines Pfarrers von mehr
                     als drei Tagen dem Landeskirchenamt anzuzeigen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Will eine Pfarrerin oder ein Pfarrer aus persönlichen Gründen länger als 48 Stunden bis zur Dauer von drei Tagen von ihrem
                     oder seinem Dienstsitz entfernt bleiben, so hat sie oder er dies der oder dem Vorsitzenden des Kirchenvorstandes und der Superintendentin
                     oder dem Superintendenten mitzuteilen.  2 Bei längerer Abwesenheit bedarf es eines Urlaubs, der auf den Erholungsurlaub anzurechnen ist.  3 Eine gelegentliche Abwesenheit (2–3 Tage) wird bis zur Gesamtdauer von 14 Tagen im Jahr auf den Erholungsurlaub nicht angerechnet.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1 Eine Dienstunfähigkeit aus Krankheitsgründen ist unverzüglich der oder dem Vorsitzenden des Kirchenvorstandes und der Superintendentin
                     oder dem Superintendenten anzuzeigen.  2 Dauert die Erkrankung länger als eine Woche, so hat die Pfarrerin oder der Pfarrer ein ärztliches Attest der Superintendentin
                     oder dem Superintendenten zuzuleiten.  3 In besonderen Fällen kann von dem Landeskirchenamt die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes verlangt werden.  4 Über die Erteilung von Genesungsurlaub oder eines Kuraufenthaltes entscheidet das Landeskirchenamt nach Vorlage eines ärztlichen
                     Attestes.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                          1 Pfarrerinnen und Pfarrer haben für den Fall ihrer Abwesenheit von ihrem Dienstsitz für eine Vertretung zu sorgen.  2 Sie können dabei die Vermittlung der Superintendentin oder des Superintendenten in Anspruch nehmen.  3 Im Falle der Dienstunfähigkeit einer Pfarrerin oder eines Pfarrers und bei Pfarrvakanzen regelt die Superintendentin oder
                     der Superintendent bis zur anderweitigen Anordnung des Landeskirchenamtes die Vertretung.  4 Pfarrerinnen und Pfarrer sind innerhalb der Landeskirche zu gegenseitiger Vertretung verpflichtet.  5 Bei Pfarrerinnen und Pfarrern im Teildienstverhältnis muss die Vertretung im Verhältnis zur Einschränkung des Dienstes gemindert
                     sein.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                          1 Die bei einer Vertretung während des jährlichen Erholungsurlaubs, einer Pfarrvakanz oder einer Erkrankung entstehenden Vertretungskosten
                     werden nach Vergütungsrichtlinien, die vom Landeskirchenrat festgesetzt werden, erstattet.  2 Darüber hinaus entstehende notwendige Auslagen sind zu erstatten.  3 Im Falle der dienstlichen Abwesenheit der Pfarrerin oder des Pfarrers trägt die Vertretungskosten diejenige Dienststelle,
                     die den Auftrag zur dienstlichen Abwesenheit erteilt bzw. genehmigt hat.
                  

               

               
                     § 15
(zu § 38 PfDG.EKD)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Über begründete Ausnahmen von der Residenzpflicht entscheidet der Landeskirchenrat im Benehmen mit dem Kirchenvorstand und
                     dem Klassenvorstand.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Genehmigung nach § 38 Abs. 3 Pfarrdienstgesetz der EKD erteilt das Landeskirchenamt nach Anhörung des Kirchenvorstands.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für Begründung, Inhalt und Beendigung der Dienstwohnungsverhältnisse der Pfarrerinnen und Pfarrer gilt die Verordnung über
                     die Dienstwohnungen der Pfarrerinnen und Pfarrer.
                  

               

               
                     § 16 
(zu § 39 PfDG.EKD)
                     

                  

                  Die Anzeige gem. § 39 Abs. 3 Pfarrdienstgesetz der EKD erfolgt gegenüber dem Landeskirchenamt, der Superintendentin oder dem Superintendenten und dem Kirchenvorstand. 
                  

               

               
                     § 17
(zu § 45 Abs. 1 PfDG.EKD)
                     

                  

                  Das Verfahren und die Rechtsfolgen richten sich nach dem Kirchengesetz über die Ordnung für Lehrverfahren in der Lippischen
                     Landeskirche.
                  

               

               
                     § 18
(zu § 49 Abs. 1 PfDG.EKD)
                     

                  

                   1 Für die Besoldung und Versorgung gilt das Kirchengesetz über die Besoldung und Versorgung der lippischen Amtsträger.  2 Die Beihilfe in Geburts-, Krankheits-, Pflege- und Todesfällen richtet sich nach der Beihilfenverordnung des Landes Nordrhein-Westfalen.
                      3 Für die Erstattung von Reisekosten gilt die Verordnung über die Reisekostenvergütung der Pfarrerinnen und Pfarrer, Kirchenbeamtinnen
                     und Kirchenbeamten in der Lippischen Landeskirche.  4 Die Erstattung von Umzugskosten richtet sich nach der Verordnung über die Umzugskosten der Pfarrer in der Lippischen Landeskirche.
                  

               

               
                     § 19
(zu § 52 PfDG.EKD)
                     

                  

                   1 Bei Teildienstverhältnissen im Umfang von 75% sollen in der Regel zwei Tage, bei Teildienstverhältnissen im Umfang von 50%
                     sollen in der Regel drei Tage in der Woche ohne dienstliche Verpflichtungen frei bleiben.  2 Abweichende Regelungen bedürfen der Genehmigung des Landeskirchenamtes.  3 Das Einvernehmen mit dem Kirchenvorstand und der zuständigen Superintendentin oder dem zuständigen Superintendenten ist einzuholen.
                  

               

               
                     § 20
(zu § 53 PfDG.EKD)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Erholungsurlaub der Pfarrerinnen und Pfarrer wird in einer Verordnung des Landeskirchenrates festgelegt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zur Teilnahme an kirchlichen Tagungen und zu missionarischem Dienst kann Pfarrerinnen und Pfarrern auf Antrag Sonderurlaub
                     neben dem Erholungsurlaub gewährt werden, der in der Regel insgesamt zwei Wochen nicht überschreiten soll.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Pfarrerinnen und Pfarrern kann aus wichtigen Gründen bis zu einem Jahr Sonderurlaub gewährt werden.  2 Im Falle eines besonderen dienstlichen Interesses kann die Besoldung belassen werden.  3 Für die Urlaubserteilung ist die Superintendentin oder der Superintendent zuständig, soweit der erbetene Urlaub 14 Tage im
                     Jahr nicht überschreitet.  4 Darüber hinausgehenden Urlaub erteilt das Landeskirchenamt.  5 Der Kirchenvorstand und die Superintendentin oder der Superintendent sind vorher zu hören.  6 Die Vorschriften der Pfarrfortbildungsverordnung bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 21
(zu § 54 Abs. 1 S. 2 PfDG.EKD)
                     

                  

                  Abweichend von § 54 Abs. 1 Satz 2 PfDG.EKD gelten im übrigen die Regelungen für Beamtinnen und Beamten des Landes NRW entsprechend, soweit sie nicht der Wahrnehmung
                     gottesdienstlicher Aufgaben entgegenstehen und soweit nicht im kirchlichen Recht anderes geregelt ist. 
                  

               

               
                      § 22 
(zu § 55 PfDG.EKD)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, an den Pfarrkonventen und der amtlichen Pfarrkonferenz teilzunehmen.1

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Landeskirche ist verpflichtet, Angebote der Pfarrfortbildung und der Supervision innerhalb und außerhalb der Landeskirche
                     zu machen und für die Durchführung die Kosten zu übernehmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Pfarrerinnen und Pfarrer sollen von dem Fortbildungsangebot regelmäßig Gebrauch machen.  2 Das Landeskirchenamt regelt in Absprache mit den Pfarrerinnen und Pfarrern die Teilnahme an Veranstaltungen der Fortbildung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer sollen jährlich Fortbildungsveranstaltungen bis zur Dauer von 14 Tagen besuchen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Eine länger dauernde Fortbildung oder ein Kontaktstudium kann der Landeskirchenrat auf Antrag gewähren.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Das Nähere regelt die Verordnung über die Pfarrfortbildung in der Lippischen Landeskirche.
                  

               

               
                     § 23
(zu § 57 PfDG.EKD)
                     

                  

                  Für Visitationen gilt das Kirchengesetz über die Visitationen der Kirchengemeinden in der Lippischen Landeskirche.

               

               
                     § 24
(zu § 58 PfDG)
                     

                  

                  Die Superintendentin oder der Superintendent, die Landessuperintendentin oder der Landessuperintendent und der Landeskirchenrat
                     sowie das Landeskirchenamt üben die Dienstaufsicht aus.
                  

               

               
                     § 25
(zu § 62 Abs. 2 PfDG.EKD)
                     

                  

                  Für die Einsicht in Ausbildungs- und Prüfungsakten gilt die Personalaktenordnung der Lippischen Landeskirche.

               

               
                     § 26
(zu § 67 PfDG.EKD)
                     

                  

                  Für Nebentätigkeiten gilt die Verordnung über die Nebentätigkeit der Pfarrerinnen und Pfarrer der Lippischen Landeskirche.

               

               
                     § 27
(zu § 68 PfDG.EKD)
                     

                  

                   1 Über die Ermäßigung des Dienstumfangs und Beurlaubungen auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers entscheidet der Landeskirchenrat.
                      2 Bei Inhaberinnen und Inhabern von Gemeindepfarrstellen bedarf die Entscheidung der Zustimmung des Kirchenvorstandes und des
                     Klassenvorstandes.
                  

               

               
                     § 28
(zu § 71 Abs. 4 PfDG.EKD)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Dienstverhältnis einer Pfarrerin oder eines Pfarrers mit vollem Dienstumfang kann auf Antrag in der Weise eingeschränkt
                     werden, dass die Pfarrerin oder der Pfarrer für einen Zeitraum von drei Jahren bei verringerter Besoldung den Dienst in vollem
                     Umfang versieht und im unmittelbaren Anschluss daran für die Dauer eines Jahres bei gleicher Besoldung vom Dienst freigestellt
                     wird (Sabbatjahr-Regelung).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Sabbatjahr-Regelung bedarf der vorherigen Zustimmung des Kirchen- und Klassenvorstandes.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Während der Gesamtzeit von vier Jahren erhält die Pfarrerin oder der Pfarrer 75% der jeweils zustehenden Besoldung.  2 Der Anspruch auf die Dienstwohnung bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Pfarrerin oder der Pfarrer gilt während der Gesamtzeit von vier Jahren als Inhaberin oder Inhaber der Pfarrstelle im
                     eingeschränkten Dienst.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Zeit der Sabbatjahr-Regelung ist im Umfang von 75% ruhegehaltfähig. In den Fällen der Absätze 6 und 7 ist die Zeit des
                     Dienstes in vollem Umfang ruhegehaltfähig und die Zeit der Freistellung nicht ruhegehaltfähig.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Sabbatjahr-Regelung kann nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes abgebrochen werden. In diesem Fall erhält die Pfarrerin
                     oder der Pfarrer eine einmalige Ausgleichszahlung.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                          1 Wird die Pfarrerin oder der Pfarrer während der Sabbatjahr-Regelung in den Ruhestand versetzt, erhält sie oder er eine einmalige
                     Ausgleichszahlung.  2 Verstirbt die Pfarrerin oder der Pfarrer während der Sabbatjahr-Regelung, erhalten die Hinterbliebenen die Ausgleichszahlung.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                          1 Die Ausgleichszahlung nach Abs. 6 S. 2 und Abs. 7 wird in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen der Summe der gezahlten Dienstbezüge
                     und der Summe der Dienstbezüge, die ohne die Freistellung zugestanden hätten, gezahlt.  2 Die Versorgungskassenbeiträge sind im Fall eines Abbruches der Sabbatjahr-Regelung ebenfalls nachzuberechnen und ggf. nachzuentrichten.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                          1 Auf Antrag kann ausnahmsweise eine entsprechende Sabbatjahr-Regelung mit einer anderen Gesamtzeit zugelassen werden.  2 Die Zeit der Freistellung muss sich an die Zeit des Dienstes innerhalb der Sabbatjahr-Regelung anschließen.
                  

               

               
                     § 29
(zu § 77 PfDG.EKD)
                     

                  

                  Vor der Abordnung einer Pfarrerin oder eines Pfarrers im Gemeindepfarrdienst sind der Kirchenvorstand und die Superintendentin
                     oder der Superintendent zu hören.
                  

               

               
                     § 30
(zu § 79 Abs. 2 PfDG.EKD)
                     

                  

                   1 Über die Versetzung beschließt der Landeskirchenrat auf Antrag des Kirchenvorstands, des Klassenvorstands oder des Landeskirchenamts.
                      2 Die Entscheidung bedarf der Zustimmung des Klassenvorstands.  3 Die Pfarrerin oder der Pfarrer und der Kirchenvorstand sind zu hören.  4 Mitglieder des Klassenvorstandes und des Landeskirchenrates, die der Kirchengemeinde angehören, in der die Pfarrerin oder
                     der Pfarrer ihren oder seinen Dienst ausübt, gelten als persönlich beteiligt im Sinne von § 6 Geschäftsordnung für die Landessynode, Organe und Gremien der Landeskirche, Klassen und Kirchengemeinden der Lippischen Landeskirche.
                  

               

               
                     § 31
(zu § 88 Abs. 3 PfDG.EKD)
                     

                  

                  Die Antragsaltersgrenze richtet sich nach den Bestimmungen des Landesbeamtengesetzes Nordrhein-Westfalen.

               

               
                     § 32
(zu § 91 Abs. 5 PfDG.EKD)
                     

                  

                  Das Landeskirchenamt kann entscheiden, dass im Einzelfall zur Ausräumung von Zweifeln an der Dienstunfähigkeit einer Pfarrerin
                     oder eines Pfarrers ein ärztliches Gutachten genügt. 
                  

               

               
                     § 33
(zu § 94 Abs. 1 PfDG.EKD)
                     

                  

                  Die Erfüllung von Wartezeiten richtet sich nach dem Kirchengesetz über die Besoldung und Versorgung der lippischen Amtsträger.

               

               
                     § 34
(zu § 101 Abs. 2 PfDG.EKD)
                     

                  

                  Im Interesse des Abbaus des Personalüberhangs im pfarramtlichen Dienst kann die Kirchenleitung durch Rechtsverordnung Bestimmungen
                     über die Zahlung von Abfindungen an Pfarrerinnen und Pfarrer, die die Entlassung aus dem kirchlichen Dienst beantragen, treffen.
                  

               

               
                     § 35
(zu § 105 PfDG.EKD)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Zuständigkeit der kirchlichen Verwaltungsgerichtsbarkeit richtet sich nach dem Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD (VwGG.EKD)
                     und dem Kirchengesetz über die Zustimmung zum Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD, über die Ausführung des Verwaltungsgerichtsgesetzes
                     der EKD sowie über die Gemeinsame Verwaltungsgerichtsbarkeit in der Lippischen Landeskirche und der Evangelisch-reformierten
                     Kirche (GVwGG).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In Streitigkeiten aus dem Pfarrdienstverhältnis ist vor Klageerhebung auch bei Leistungs- und Feststellungsklagen ein Vorverfahren
                     durchzuführen.
                  

               

               
                     § 36
(zu § 114 Abs. 4 PfDG.EKD)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Soll der pastorale Dienst nach der Ordination ehrenamtlich getan werden, ordnet der Landeskirchenrat in Absprache mit dem
                     Klassenvorstand gleichzeitig mit der Ordination an, in welcher Gemeinde das geschieht. Dazu muss ein Kirchenvorstandsbeschluss
                     der betreffenden Gemeinde darüber vorliegen, dass die ehrenamtliche pastorale Mitarbeit der Kandidatin oder des Kandidaten
                     in der Gemeinde erwünscht ist und ihr oder ihm Kanzelrecht eingeräumt wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die Superintendentin oder der Superintendent führt die Pfarrerin oder den Pfarrer im Ehrenamt zu Beginn ihres bzw. seines
                     Dienstes in einem Gottesdienst in der Gemeinde ein, in der der Dienst getan werden soll.  2 Die Einführung kann auch gleichzeitig mit der Ordination erfolgen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Die Pfarrerin oder der Pfarrer im Ehrenamt kann auf Einladung des Kirchenvorstands als Gast mit beratender Stimme an den Sitzungen
                     des Kirchenvorstandes teilnehmen.  2 Die Pfarrerin oder der Pfarrer im Ehrenamt soll mindestens einmal pro Quartal an den Sitzungen des Kirchenvorstandes teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Pfarrerin oder der Pfarrer im Ehrenamt ist nach vorheriger Absprache in den Predigtplan der Gemeinde zu integrieren.
                     Welche weiteren pastoralen Tätigkeiten die Pfarrerin oder der Pfarrer übernimmt und an welchen Sitzungen oder Besprechungen
                     sie oder er teilnimmt, entscheidet der Kirchenvorstand in Absprache mit der Pfarrerin oder dem Pfarrer im Ehrenamt. Die Absprachen
                     zwischen dem Kirchenvorstand und der Pfarrerin oder dem Pfarrer im Ehrenamt sollen in einer Dienstordnung festgehalten werden;
                     diese bedarf der Zustimmung der Superintendentin oder des Superintendenten und ist vom Landeskirchenamt zu genehmigen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1 Die Superintendentin oder der Superintendent lädt die Pfarrerinnen und Pfarrer im Ehrenamt zu den regelmäßigen Pfarrkonventen
                     der Klasse und zu den Klassentagen ein.  2 Die Pfarrerinnen und Pfarrer im Ehrenamt sollen mindestens zwei Mal im Jahr am Pfarrkonvent teilnehmen. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Superintendentin oder der Superintendent führt alle zwei Jahre ein Orientierungsgespräch mit den Pfarrerinnen und Pfarrern
                     im Ehrenamt.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                          1 Die Entsendung einer Pfarrerin oder eines Pfarrers im Ehrenamt zu einer Fortbildungsmaßnahme durch den Kirchenvorstand bedarf
                     der Zustimmung der Superintendentin oder des Superintendenten.  2 Die entstehenden Kosten werden von der Landeskirche übernommen.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                          1 Pfarrerinnen und Pfarrer im Ehrenamt haben Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen (Erstattung von Fahrt- und Telefonkosten
                     usw.).  2 Beauftragt eine Superintendentin oder ein Superintendent eine Pfarrerin oder einen Pfarrer im Ehrenamt mit pfarramtlichen
                     Vertretungsdiensten in einer anderen als der Gemeinde, in der sie ihren regelmäßigen Dienst tun, richtet sich die Vergütung
                     nach der Verordnung über die Vertretungskosten für pfarramtliche Vertretungen.
                  

               

               
                     § 37
(zu § 118 Abs. 5 S. 2 PfDG.EKD)
                     

                  

                  Der Landeskirchenrat kann aus dringenden kirchlichen Gründen vorsehen, dass Pfarrerinnen und Pfarrer vor Begründung eines
                     Pfarrdienstverhältnisses auf Lebenszeit ohne ihren Antrag im Teildienst beschäftigt werden können.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Das Landeskirchenamt hat in seiner Sitzung vom 12. September 2017 nachfolgenden Beschluss gefasst (AZ  5020-5 UND 211-19/3):
               In Ergänzung zu Art. 63 Nr. 2  lit. a) der Verfassung der Lippischen Landeskirche und § 22 Abs. 1 AG.PfDG.EKD wird festgelegt,
               dass Pfarrerinnen und Pfarrer, die auf Grund von Teildiensten Pfarrstellen in Gemeinden innehaben, die verschiedenen  Klassen
               zugeordnet sind, jeweils nur an einem Klassentag bzw. Pfarrkonvent teilnehmen. Die Teilnahme bestimmt sich dabei nach folgenden
               Maßstäben.
            

            
               
                  	
                      Sofern eine der Pfarrstellen die alleinige Pfarrstelle einer Gemeinde ist, wird die Pfarrerin / der Pfarrer – unabhängig
                        vom Umfang des Stellenanteils - der Klasse zugeordnet, in der diese Gemeinde zugeordnet ist.
                     

                  

                  	
                      Sofern die Teildienste unterschiedliche Dienstumfänge haben, wird die Pfarrerin / der Pfarrer der Klasse zugeordnet, in der
                        die Gemeinde mit dem größeren Dienstumfang zugeordnet ist.
                     

                  

                  	
                      Sofern beide Teildienste den gleichen Umfang haben, kann die Pfarrerin / der Pfarrer wählen, welcher Klasse sie / er sich
                        zuordnen möchte. Diese Entscheidung ist verbindlich beiden Superintendenten mitzuteilen. Eine Neuzuordnung erfolgt in diesem
                        Fall ausschließlich bei Wechsel einer der beiden Pfarrstellen oder nach Veränderung der Stellenumfänge entsprechend den zuvor
                        genannten Kriterien.
                     

                  

               

            

         

      

   
      

      
         Durchführungsbestimmungen
zum Pfarrdienstgesetz der EKD
(DBPfDG.EKD)
         

      

      
         vom 26. Juni 2012

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 15 S. 127)
zuletzt geändert durch Beschluss des Landeskirchenrates vom 25. Juni 2013 (Ges. u. VOBl. Bd. 15 S. 268)


      

      
         
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd.
Nr.
                     

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle

                  
                  	
                     Paragrafen

                  
                  	
                     Art der
Änderung
                     

                  
               

            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     Durchführungsbestimmungen zum Pfarrdienstgesetz der EKD (Kontaktstudium)

                  
                  	
                     25. Juni 2013

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 6 S. 268

                  
                  	
                     § 22 Abs. 5

                  
                  	
                     hinzugefügt

                  
               

            
         

      

      Gem. § 117 Abs. 1 Pfarrdienstgesetz der EKD i. V. m. Art. 106 Nr. 11 Verfassung erlässt der Landeskirchenrat folgende Durchführungsbestimmungen:

      
                  I. 
Durchführungsbestimmungen
                  

               

               

               
                        (
                        1
                        )
                        (zu § 38 Abs. 1 und 2 Pfarrdienstgesetz EKD / § 15 Abs. 1 Ausführungsgesetz zum Pfarrdienst der EKD)
                  

                  

                    1 Der Landeskirchenrat kann gem. § 15 Abs. 1 Ausführungsgesetz zum Pfarrdienstgesetz der EKD Ausnahmen von der Residenzpflicht zulassen, wenn die Erfüllung eines ordnungsgemäßen Dienstes in der Gemeinde dadurch nicht
                     beeinträchtigt wird und
                  

                  
                     
                        	
                           Inhaberinnen und Inhaber von Pfarrstellen in zwei Pfarrstellen tätig sind, insbesondere bei einer pfarramtlichen Verbindung,
                              oder
                           

                        

                        	
                           der Umfang der Pfarrstelle kleiner oder gleich 50 v.H. beträgt, der Kirchenvorstand zustimmt und der Wohnort nicht weiter
                              als 20 km vom Dienstort (Kirchengemeinde/Kirche/Gemeindehaus) entfernt ist, oder
                           

                        

                        	
                           wenn die Erfüllung der Residenzpflicht für die Inhaberin oder den Inhaber der Pfarrstelle zu einer unzumutbaren Härte führen
                              würde
                           

                        

                     
 2 Sofern die Voraussetzungen für eine Ausnahme von der Residenzpflicht entfallen, lebt die Residenzpflicht gem.  § 38 Pfarrdienstgesetz EKD wieder auf.
                  

               

               
                        (
                        2
                        )
                        (zu § 55 Pfarrdienstgesetz EKD / § 22 Abs. 5 Ausführungsgesetz zum Pfarrdienstgesetz der EKD)
                  

                  
                     
                        	
                            1 Pfarrerinnen und Pfarrer können ein einsemestriges Kontaktstudium an einer Universität oder Kirchlichen Hochschule in der
                              Bundesrepublik Deutschland oder im Ausland beantragen.  2 Voraussetzung für den Antrag ist
                           

                           
                              
                                 	
                                    ein Dienstverhältnis auf Lebenszeit, das ununterbrochen seit mindestens 7 Jahren besteht; bei privatrechtlich beschäftigten
                                       Theologinnen und Theologen ein unbefristetes Anstellungsverhältnis, das ununterbrochen seit 10 Jahren besteht; sowie
                                    

                                 

                                 	
                                    eine mindestens 3-jährige ununterbrochene Tätigkeit in der aktuellen Stelle und

                                 

                                 	
                                    der Abschluss des Kontaktstudiums mindestens 6 Jahre vor dem Eintritt in den Ruhestand.

                                 

                              

                           

                            3 Unterbrechungen des Dienst - oder Anstellungsverhältnisses wegen Mutterschutz, Elternzeit oder einer Beurlaubung gem. §§ 69
                              oder 70 Pfarrdienstgesetz EKD sind unschädlich.
                           

                            4 Eine erneute Zulassung zum Kontaktstudium kann frühestens nach Ablauf von zehn Jahren nach Abschluss des letzten Kontaktstudiums
                              beantragt werden.  5 Bewerberinnen und Bewerber, die noch nie ein Kontaktstudium absolviert haben, haben Vorrang.
                           

                        

                        	
                           Das Kontaktstudium dient dazu,

                           
                              
                                 	
                                    die berufliche Praxis zu reflektieren,

                                 

                                 	
                                    fachliche Schwerpunkte zu vertiefen,

                                 

                                 	
                                    wissenschaftliche Fragestellungen zu bearbeiten,

                                 

                                 	
                                    Abstand vom beruflichen Alltag zu gewinnen.

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            1 Für die Dauer der Vorlesungszeit wird Sonderurlaub für längstens vier Monate gewährt.  2 Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind verpflichtet, im unmittelbaren Anschluss an das Kontaktstudium dem Dienstherrn einen
                              schriftlichen Bericht vorzulegen.  3 Die Berichte dienen dem Landeskirchenrat zur Qualitätssicherung der Fortbildung, für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer tragen
                              sie zur individuellen und beruflichen Auswertung ihrer Erfahrungen und Erkenntnisse im Kontaktstudium bei (Evaluation).
                           

                        

                        	
                            1 Studiengebühren und Unterbringungskosten am Studienort werden auf Antrag in Höhe von 75 v.H., höchstens jedoch von EUR 1.000
                              pro Person, erstattet.  2 Fahrtkosten werden nicht erstattet.  3 Trennungsgeld wird nicht gewährt.
                           

                        

                        	
                            1 Dem schriftlichen Antrag auf ein Kontaktstudium sind beizufügen:
                           

                           
                              
                                 	
                                    Unterlagen für Beschreibung der Beweggründe und Zielsetzung,

                                 

                                 	
                                    Perspektive zum Vorhaben inhaltlicher Art,

                                 

                                 	
                                    Konzept für die Studiengestaltung,

                                 

                                 	
                                    Nachweise über besuchte Fortbildungen aus den letzten fünf Jahren,

                                 

                                 	
                                    Vertretungsplan für Gemeinde und ggf. Schule.

                                 

                              

                           

                            2 Der Antrag soll ein Jahr vor Semesterbeginn, spätestens jedoch bis 30. September für das Folgejahr gestellt werden.  3 Das Kontaktstudium soll in der Regel im Sommersemester durchgeführt werden.
                           

                        

                        	
                           Der Landeskirchenrat entscheidet

                           
                              
                                 	
                                    nach einem Votum der Superintendentin / des Superintendenten,

                                 

                                 	
                                    nach einer Stellungnahme des Kirchenvorstandes

                                 

                                 	
                                    nach einem Gespräch der Bewerberin oder des Bewerbers mit dem Landessuperintendenten.

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            1 Die Landeskirche stellt eine Vertretung im Umfang von 50 v.H. des Stellenumfangs, sofern personelle Kapazitäten im aktiven
                              Pfarrdienst oder im Probedienst vorhanden sind.  2 Kann keine Vertretung gestellt werden, ist zunächst zu prüfen, ob eine Pfarrerin oder ein Pfarrer i.R. die Vertretung übernehmen
                              kann (max. 50 v.H. des Stellenumfangs).  3 Sofern dies nicht möglich ist, muss das Kontaktstudium auf einen anderen Zeitpunkt verschoben werden.
                           

                        

                        	
                            1 Es besteht kein Rechtsanspruch auf Teilnahme an einem Kontaktstudium.  2 Die Teilnahme steht unter dem Vorbehalt der Verfügbarkeit von HH-Mitteln und der Gewährleistung einer geordneten pfarramtlichen
                              Versorgung.  3 Pro Jahr sollen maximal zwei Anträge genehmigt werden.
                           

                        

                     

                  

                  

               

            

            
                  II. 
Inkrafttreten
                  

               

               

               Diese Durchführungsbestimmungen treten am 1. Juli 2012 in Kraft.

               

               
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Detmold, 26. Juni 2012

                              
                              	
                                 Der Landeskirchenrat

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Muster einer Pfarrdienstordnung

      

      
         gemäß Artikel 18 Absatz 3 Verfassung 
für die Wahrnehmung pfarramtlicher Aufgaben in einer Pfarrstelle 
mit eingeschränktem Dienstumfang
(Ges. u. VOBl. Bd. 11 S. 342)
         

      

      In der Pfarrstelle ____________________ der ev.-ref./ev.-luth. Kirchengemeinde ____________________ wird der pfarramtliche Dienst im eingeschränkten Dienstumfang (z. B. 75 % oder 50 %) wahrgenommen. Grundlage dafür ist der
         Beschluss des Landeskirchenrates vom ____________________ Die Einschränkung des Dienstes in dieser Pfarrstelle erfolgte aufgrund der Punktzahl, die aufgrund der Angaben aus der Kirchengemeinde
         auf ____________________ festgesetzt worden ist.
      

      Es entspricht der Erfahrung und den statistischen Werten aus der Vergangenheit, dass in Pfarrstellen, in denen aufgrund einer
         geringeren Punktzahl der Dienstumfang reduziert ist, auch der mit anderen Gemeinden vergleichbare Arbeitsumfang entsprechend
         geringer ist als in Pfarrstellen, in denen der Dienst aufgrund der Punktzahl nicht eingeschränkt worden ist. Deshalb sind
         auch in einer Pfarrstelle, in der der Dienstumfang aufgrund der Punktzahl reduziert worden ist, alle pfarramtlichen Aufgaben
         in einem „Standardbereich“ wahrzunehmen, auch wenn nur Dienstbezüge in Höhe von 75 % bzw. 50 % gezahlt werden, weil der Arbeitsaufwand
         entsprechend geringer ist. Einzelheiten dazu sind in dem Merkblatt des Landeskirchenamtes zum Verständnis des pfarramtlichen
         Dienstes enthalten, das eine Anlage zu dieser Pfarrdienstordnung ist.
      

      Auf dieser Grundlage hat der Kirchenvorstand im Benehmen mit dem Pfarrstelleninhaber/der Pfarrstelleninhaberin und nach Anhörung
         des Superintendenten/der Superintendentin der Klasse ____________________ die Amtspflichten des Stelleninhabers/ der Stelleninhaberin wie folgt geregelt:
      

      Herr Pfarrer/Frau Pfarrerin ____________________ wohnhaft in ____________________ ist Inhaber/Inhaberin der Pfarrstelle ____________________ Die pfarramtlichen Aufgaben werden im einzelnen wie folgt festgelegt:
         
            	
               Pfarramtliche Aufgaben:
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              ●

                           
                           	
                              Gottesdienste mit Austeilung der Sakramente (Orte, Zeiten, Häufigkeit):

                           
                        

                        
                           	
                              ●

                           
                           	
                              Alle anfallenden Kasualien: u.a.
                                 
                                    	
                                       Taufen

                                    

                                    	
                                       Konfirmationen

                                    

                                    	
                                       Trauungen

                                    

                                    	
                                       Bestattungen

                                    

                                    	
                                       Ein- und Übertritte

                                    

                                 

                              

                              (jeweils im Vollzug und in der seelsorgerlichen Begleitung)

                           
                        

                        
                           	
                              ●

                           
                           	
                              Die Verantwortung für den kirchlichen Unterricht in dem in den Leitlinien der Landeskirche für den Kirchlichen Unterricht
                                 beschriebenen Umfang
                              

                           
                        

                        
                           	
                              ●

                           
                           	
                              Seelsorge durch Gespräche und Besuche, wobei die Geburtstagsbesuche ein besonderer Bestandteil dieses Dienstes sind, sowie
                                 seelsorgerliche Gespräche in Zeiten der Krankheit, in der Begleitung der Kasualien in menschlichen Krisensituationen
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

            	
               Sonstige pfarramtliche Aufgaben:
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              ●

                           
                           	
                              Verantwortliche Begleitung des Gemeindelebens insbesondere von Gemeindegruppen oder Projekten:

                           
                        

                        
                           	
                              ●

                           
                           	
                              Verwaltungstätigkeit:

                           
                        

                        
                           	
                              ●

                           
                           	
                              Sonstige Tätigkeiten:

                           
                        

                     
                  

               

            

            	
               In Anbetracht des reduzierten Dienstumfanges ist Herr Pfarrer/Frau Pfarrerin ____________________ berechtigt, den pfarramtlichen Dienst zeitlich so einzuteilen, dass die Wahrnehmung des Dienstes im zeitlich angemessenen
                  reduzierten Verhältnis zur Wahrnehmung eines uneingeschränkten Dienstes steht. Soweit in der Woche eine bestimmte Freistellung
                  von dem Pfarrstelleninhaber/von der Pfarrstelleninhaberin gewünscht wird, wird diese wie folgt geregelt:
               

               Bei Abwesenheit ist für die Gemeinde deutlich sichtbar anzubringen, in welchen Zeiten die Abwesenheit gegeben ist und wer
                  in dieser Zeit die Vertretung in der Gemeinde wahrnimmt.
               

            

            	
               Herr Pfarrer/Frau Pfarrerin ____________________ ist Mitglied des Kirchenvorstandes mit beschließender Stimme und Mitglied des Klassentages. Wird er/sie zum(r) Vorsitzenden
                  des Kirchenvorstandes oder zum(r) stellv. Vorsitzenden gewählt, hat er/sie dieses Amt wahrzunehmen. Er/Sie ist verpflichtet,
                  an den Pfarrkonventen und an der Amtlichen Pfarrkonferenz teilzunehmen.
               

            

            	
               Sonstiges:

            

         

      

      Eine Änderung der Pfarrdienstordnung ist vom Landeskirchenamt im Benehmen mit dem Kirchenvorstand, dem zuständigen Superintendenten/der
         zuständigen Superintendentin und Herrn Pfarrer/Frau Pfarrerin ____________________ zu beschließen.
      

      ____________________ (Ort), den ____________________ Der Kirchenvorstand

      
         
            
            
            
         
         
            
               	
                  ____________________

               
               	
                  ____________________

               
               	
                  ____________________

               
            

            
               	
                  Mitglied

               
               	
                  Vorsitzende(r)

               
               	
                  Mitglied

               
            

         
      

      Das Landeskirchenamt hat die vorstehende Pfarrdienstordnung in seiner Sitzung am ____________________ gem. Art. 18 Abs. 3 Verfassung genehmigt, nachdem zuvor das Benehmen mit dem Kirchenvorstand der ev.-ref./der ev.-luth. Kirchengemeinde
         ____________________, dem Superintendenten/der Superintendentin der (lutherischen) Klasse ____________________ und Herrn Pfarrer/Frau Pfarrerin ____________________ hergestellt worden ist.
      

      


      


      


      Detmold, den ____________________

      Das Landeskirchenamt

      
            Anlage

         

         
               Merkblatt
zum Verständnis des pfarramtlichen Dienstes
               

            

            
               
                  	1.1

                  	
                     „Der Auftrag der Kirche, in welchem ihre Freiheit gründet, besteht darin, an Christi statt und also im Dienst seines eigenen
                        Wortes und Werkes durch Predigt und Sakrament die Botschaft von der freien Gnade Gottes auszurichten an alles Volk“ (Barmen
                        These 6).
                     

                  

                  	1.2

                  	
                     Die Kirche lebt diesen Dienst in Gottesdienst (leiturgia), Zeugnis (martyria), Dienst (diakonia) und Gemeinschaft (koinonia).

                  

                  	1.3

                  	
                     Im Ordinationsgelübde versprechen Pfarrerinnen und Pfarrer, das Evangelium zu predigen (Predigtamt), die Sakramente auszuteilen
                        (u.a. im Gottesdienst), in der Seelsorge Menschen nachzugehen und sie zu begleiten. Daneben wird die Unterweisung als wesentlicher
                        Teil des Dienstes betont, die Mitverantwortung in der Gemeindeleitung erwähnt. In all dem wirkt die Pfarrerin/der Pfarrer
                        am Aufbau der Gemeinde mit. Der Dienst geschieht in Zusammenarbeit mit anderen und in Respekt vor den Gaben und Möglichkeiten
                        anderer: Älteste, Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, Amtsgeschwister…
                     

                  

                  	1.4

                  	
                     Analog wird der Dienst im Amt der Pfarrerin/des Pfarrers in den Artikeln 17ff. Verfassung geordnet. Hier erscheinen die Stichworte:
                        Dienst an Wort und Sakrament, Verkündigung des Evangeliums, Verwaltung der Sakramente, Unterweisung, Seelsorge. Zu den Dienstaufgaben
                        gehört die Leitung des öffentlichen Gottesdienstes, der Vollzug der Amtshandlungen, Haus- und Krankenbesuche, Entgegennahme
                        der Beichte, Förderung des kirchlichen Dienstes an der Jugend, den Männern und Frauen, Erfüllung des missionarischen Auftrags.
                        Ergänzend wird das Wahrnehmen gesamtkirchlicher Aufgaben, die Teilnahme an den Pfarrkonventen, die Teilnahme an der Amtlichen
                        Pfarrkonferenz, die Verantwortung für die Vermögensverwaltung genannt. Die Pfarrerin/der Pfarrer ist Mitglied des Kirchenvorstandes
                        und ggf. auch Vorsitzende/Vorsitzender.
                     

                  

                  	2.1

                  	
                     In der Konkretion bedeutet dies für den Standard des Dienstes einer Gemeindepfarrerin/eines Gemeindepfarrers im uneingeschränkten und im eingeschränkten Dienst, dass folgende Verpflichtungen begründet erwartet werden dürfen:
                        
                           
                              
                              
                           
                           
                              
                                 	
                                    (1)

                                 
                                 	
                                    Gottesdienste mit der Austeilung der Sakramente.

                                 
                              

                              
                                 	
                                    (2)

                                 
                                 	
                                    Alle anfallenden Kasualien: Taufen, Konfirmationen, Trauungen, Bestattungen, Ein- und Übertritte (jeweils im Vollzug und in
                                       der seelsorgerlichen Begleitung).
                                    

                                 
                              

                              
                                 	
                                    (3)

                                 
                                 	
                                    Die Verantwortung für den Kirchlichen Unterricht in dem in den Leitlinien für den Kirchlichen Unterricht beschriebenem Umfang.

                                 
                              

                              
                                 	
                                    (4)

                                 
                                 	
                                    Seelsorge durch Gespräche und Besuche, wobei die Geburtstagsbesuche, z. B. bei den 70-, 75-, 80jährigen, ein besonderer Bestandteil dieses Dienstes sind, sowie seelsorgerliche Gespräche in Zeiten
                                       der Krankheit, in der Begleitung der Kasualien, in menschlichen Krisensituationen, …
                                    

                                 
                              

                              
                                 	
                                    (5)

                                 
                                 	
                                    Verantwortliche Begleitung des Gemeindelebens, insbesondere von Gemeindegruppen oder Projekten.

                                 
                              

                              
                                 	
                                    (6)

                                 
                                 	
                                    Beteiligung an der Leitung der Gemeinde im Kirchenvorstand und in Dienstgesprächen. Teilnahme an Pfarrkonventen und Amtlichen
                                       Pfarrkonferenzen.
                                    

                                 
                              

                           
                        

                     

                  

               

            

            
               	2.2

               	
                  In dem so beschriebenen Dienst bleibt Zeit für Akzente der Gemeindearbeit, die verlässlich verabredet den Erfordernissen vor
                     Ort und den eigenen Gaben der Pfarrerin/des Pfarrers entsprechen. Hinzu kommen übergemeindlich oder zwischengemeindlich verabredete
                     Aufgaben.
                  

               

               	3.1

               	
                  Wo Pfarrerinnen und Pfarrer ihren Dienst ihrer Berufung und ihrem Auftrag entsprechend tun, kann das Maß des Einsatzes, der
                     Beanspruchung und der Belastung nur unzureichend zeitlich gemessen werden. Dieser grundsätzlichen Bestimmung wird auch durch
                     die Einführung des eingeschränkten Dienstes nicht widersprochen.
                  

               

               	3.2

               	
                  Gleichwohl bedeutet das unter Ziffer 2 Festgestellte für Pfarrstellen mit einem reduzierten Dienstumfang aufgrund geringerer
                     Punktezahl, die entsprechend einen geringeren Dienstumfang im pfarramtlichen Standard haben, dass
                     
                        	
                           die Wahrnehmung der pfarramtlichen Aufgaben zu einer deutlich geringeren zeitlichen Belastung führt, die sich im Rhythmus
                              der Woche in einem größeren Kontingent an freier Zeit niederschlagen wird,
                           

                        

                        	
                           diese freie Zeit, von Notfällen abgesehen, planbare Zeit ist an bestimmten Tagen in der Woche oder zu bestimmten Tageszeiten
                              im Laufe der Woche.
                           

                        

                     

                  

               

               	3.3

               	
                  Insgesamt wird die geordnete Kooperation zwischen Inhaberinnen und Inhabern von Pfarrstellen eine entscheidende Hilfe sein,
                     wobei der Kirchenvorstand und der/die zuständige Superintendent(in) zu beteiligen sind.
                  

               

               	3.4

               	
                  Das hohe Gut, dass die Pfarrerin/der Pfarrer in Bindung an ihr/sein Ordinationsgelübde ohne irgendwelche Zeitvorgaben in der
                     Gemeinde arbeitet, darf durch die Einführung des eingeschränkten Dienstes nicht angetastet werden.
                  

               

               	4.

               	
                  Nebentätigkeiten im Sinne von § 34 Pfarrerdienstgesetz, die von Pfarrerinnen oder Pfarrern ausgeübt werden, bedürfen der Einwilligung
                     durch das Landeskirchenamt bzw. der Anzeige an das Landeskirchenamt. Dabei ist im Einzelfall die zeitliche Einordnung in den
                     pfarramtlichen Dienst zu prüfen.
                  

               

            

            Detmold, den 10. September 1998

         

      

      

   
      

      
         Verordnung
über die Nebentätigkeit der Pfarrerinnen und Pfarrer
der Lippischen Landeskirche
(Pfarrnebentätigkeitsverordnung – PfNVO)
         

      

      
         vom 14. November 2001 (Ges. u. VOBl. Bd. 12 S. 210)

      

      
         (zuletzt geändert durch 
(Ges. u. VOBl. Bd. 15 S. 96)
         

      

      
         
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd.
Nr.
                     

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle

                  
                  	
                     Paragrafen

                  
                  	
                     Art der
Änderung
                     

                  
               

            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     Verordnung zur Änderung der Pfarrnebentätigkeitsverordnung

                  
                  	
                     6. November 2003

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl. Bd. 13 Nr. 5 S. 174

                  
                  	
                     § 5 Abs. 6

                  
                  	
                     Worte gestrichen

                  
               

               
                  	
                     2

                  
                  	
                     Verordnung zur Änderung der Pfarrnebentätigkeitsverordnung

                  
                  	
                     14. Dezember 2010

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 11 S. 488

                  
                  	
                     § 7 Satz 2 

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     3

                  
                  	
                     Verordnung zur Änderung der Pfarrnebentätigkeitsverordnung

                  
                  	
                     13. Dezember 2011

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 2 S. 96

                  
                  	
                     § 34  Abs. 4

                     § 1 Abs. 2, § 1 Abs. 1

                     

                     

                     § 2  Abs. 2 Angabe  § 39

                     § 3

                  
                  	
                     geändert durch § 67

                     aufgehoben, wird Satz 1 u. 2

                     

                     geändert in §§ 25 und 27

                      neu gefasst

                  
               

            
         

      

      Auf Grund des § 67 des Pfarrdienstgesetzes (PfDG) hat der Landeskirchenrat folgende Verordnung erlassen, die hiermit bekannt
         gegeben wird:
      

      
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                   1 Diese Verordnung gilt für Pfarrerinnen und Pfarrer, die in einem öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Dienstverhältnis
                     in der Lippischen Landeskirche stehen.  2 Sie gilt auch für Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand oder im Ruhestand.
                  

               

               
                     § 2
Begriffsbestimmung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Nebentätigkeit ist jede Tätigkeit innerhalb und außerhalb des kirchlichen Dienstes, die nicht zu den Amtspflichten (Art. 17ff.
                     Verfassung) gehören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Aufgaben, die nach §§ 25 und 27 PfDG übertragen werden, sind Teil des Hauptamtes.  2 Ihre Wahrnehmung ist keine Nebentätigkeit im Sinne dieser Verordnung.
                  

               

               
                     § 3
Einwilligung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Das Landeskirchenamt genehmigt die Nebentätigkeit nach Anhörung des Kirchenvorstands und des Klassenvorstands.  2 Die Genehmigung ist schriftlich zu beantragen.  3 Der Antrag muss Angaben enthalten über
                  

                  
                     
                        	
                            Art und Dauer der Nebentätigkeit,

                        

                        	
                            den zeitlichen Umfang in der Woche,

                        

                        	
                            den Auftraggeber und

                        

                        	
                            die Höhe der zu erwartenden Vergütung (§ 4).

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Genehmigungsfreie Nebentätigkeiten (§ 66 Pfarrdienstgesetz der EKD) sind vor Aufnahme der Nebentätigkeit dem Landeskirchenamt
                     über den Kirchenvorstand und die Superintendentin bzw. den Superintendenten schriftlich anzuzeigen; Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.
                      2 Eine einmalige genehmigungsfreie Nebentätigkeit bedarf keiner Anzeige.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Einwilligung erlischt bei einem Pfarrwechsel oder bei Überleitung in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis oder
                     bei der Begründung eines privatrechtlichen Angestelltenverhältnisses während einer Freistellung.
                  

               

               
                     § 4
Vergütung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Vergütung für eine Nebentätigkeit ist jede Gegenleistung in Geld und jeder geldwerte Vorteil, auch wenn kein Rechtsanspruch
                     darauf besteht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Als Vergütung gilt nicht der Ersatz von Auslagen einschließlich der Fahrtkosten sowie der Kosten für Verpflegung und Unterbringung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Pauschalierte Aufwandsentschädigungen sind in vollem Umfang als Vergütung anzusehen, soweit sie nicht nachweisbar pauschaler
                     Auslagenersatz sind.
                  

               

               
                     § 5
Abführungspflicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Werden Pfarrerinnen und Pfarrer für die Nebentätigkeit von ihren pfarramtlichen Aufgaben entlastet, so haben sie von ihrer
                     für die Nebentätigkeit erhaltenen Vergütung den Betrag abzuführen, der dem Anteil ihrer Besoldung für die Entlastung entspricht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Unbeschadet der Pflicht zur Abführung nach Absatz 1 ist die Vergütung für eine Nebentätigkeit im Bereich der evangelischen
                     Kirchen, der kirchlichen Werke, Verbände und Einrichtungen sowie des öffentlichen Dienstes und seiner unmittelbaren und mittelbaren
                     Einrichtungen abzuführen, soweit diese den Betrag 6 000 Euro (brutto) für das Kalenderjahr übersteigt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Betrag nach Absatz 2 erhöht sich um die Aufwendungen im Sinne von § 4 Absatz 2 für das Kalenderjahr, soweit diese nicht ersetzt werden und 600 Euro nicht übersteigen.  2 Werden Aufwendungen in höherem Umfang nachgewiesen, so werden für Verpflegung 25 Euro je Kalendertag, für Unterkunft 75 Euro
                     je Übernachtung und für Fahrten die bei Anwendung des kirchlichen Reisekostenrechts ersetzbaren Beträge, mindestens jedoch
                     600 Euro pro Kalenderjahr berücksichtigt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Betrag nach Absatz 2 erhöht sich bei Pfarrerinnen und Pfarrern im Teildienstverhältnis um die Differenz zwischen dem fiktiven
                     Bruttobetrag der Dienstbezüge bei Wahrnehmung des vollen Dienstumfanges und dem tatsächlichen Bruttobetrag der Dienstbezüge
                     für das Kalenderjahr.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der abzuführende Betrag ist bis zum 31. März des dem Abrechnungsjahr folgenden Jahres dem Landeskirchenamt zuzuleiten.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhestand.  2 Die versorgungsrechtlichen Bestimmungen über das Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit anderen Einkünften bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 6
Ausnahmen von der Abführungspflicht
                     

                  

                  § 5 Abs. 2 und 3 gilt nicht für Vergütungen für
                     
                        	
                           die Tätigkeit von Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern, die im unmittelbaren Zusammenhang mit ihrer Lehr- und Forschungstätigkeit
                              stehen,
                           

                        

                        	
                           die Lehr- und Unterrichtstätigkeit,

                        

                        	
                           die Teilnahme an Prüfungen,

                        

                        	
                           die Tätigkeit als Sachverständige bzw. Sachverständiger für ein Gericht oder die öffentliche Verwaltung,

                        

                        	
                           die Tätigkeit auf dem Gebiet der wissenschaftlichen Forschung,

                        

                        	
                           die Tätigkeit als nebenamtliche Richterin oder nebenamtlicher Richter,

                        

                        	
                           die Tätigkeit, die während eines Sonderurlaubs oder einer Freistellung unter Fortfall der Dienstbezüge ausgeübt wird.

                        

                     

                  

               

               
                     § 7
Aufstellung über Nebeneinnahmen
                     

                  

                   1 Die Pfarrerin oder der Pfarrer hat nach Ablauf jedes Kalenderjahres dem Landeskirchenamt eine Aufstellung über die im abgelaufenen
                     Jahr gewährten Vergütungen für Nebentätigkeiten innerhalb und außerhalb des kirchlichen Dienstes vorzulegen, wenn die Vergütungen
                     1 200 Euro (brutto) übersteigen.  2 In der Aufstellung ist jede Nebentätigkeit nach Art und Umfang der Vergütung aufzuführen.
                  

               

               
                     § 8
Genehmigungspflicht bei der Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal und Material der Anstellungskörperschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer bei der Ausübung einer Nebentätigkeit Einrichtungen, Personal oder Material der Anstellungskörperschaft
                     oder sonstiger kirchlicher Institutionen in Anspruch nehmen will, bedarf es deren Einwilligung.  2 Für die Inanspruchnahme ist ein angemessenes Entgelt zu entrichten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Einrichtungen sind die sächlichen Mittel, insbesondere die Diensträume und deren Ausstattung, mit Ausnahme von Bibliotheken.
                      2 Material sind die verbrauchbaren Sachen und die Energie.
                  

               

               
                     § 9
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2011 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Verordnung vom 12. März 1973 über die nebenamtliche Erteilung von evangelischem Religionsunterricht an öffentlichen und
                     privaten Schulen durch Pfarrer, Pfarrerinnen, Pfarrvikare und Pfarrvikarinnen (Ges. u. VOBl. Bd. 6, Seite 78) tritt mit Ablauf
                     des 31. Dezember 2001 außer Kraft.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Detmold, den 12. Dezember 2001

                           
                           	
                              Der Landeskirchenrat

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz über die Pfarrvertretung in der Lippischen Landeskirche
Pfarrvertretungsgesetz (PfarrVG)
         

      

      
         Vom 22. November 2011

      

      
         Die 35. ordentliche Landessynode hat anlässlich ihrer Sitzung am 22. November 2011 das folgende Kirchengesetz beschlossen,
            das hiermit verkündet wird:
(Ges. u. VOBl. Bd. 15 S. 99)
         

      

      

      
                     § 1

                  

                   1 Die gemeinsame Verantwortung für den Dienst der Kirche verbindet kirchenleitende Organe mit allen Ordinierten und Nichtordinierten
                     zu einer Dienstgemeinschaft.  2 Zur Wahrnehmung der Interessen der Pfarrerinnen und Pfarrer an der rechtlichen Gestaltung ihrer Dienstverhältnisse und an
                     den sie betreffenden Personalangelegenheiten wird eine Pfarrvertretung gebildet.  3 Die Bildung und die Arbeit der Pfarrvertretung sind Ausdruck der vertrauensvollen und partnerschaftlichen Zusammen-arbeit
                     im Rahmen der Dienstgemeinschaft.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  Die Pfarrvertretung nimmt die Interessen der ordinierten Theologinnen und Theologen, der Theologinnen und Theologen im Vorbereitungsdienst
                     und der Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe wahr.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Wahlberechtigt für die Pfarrvertretung sind Theologinnen und Theologen, die Inhaberinnen und Inhaber von Pfarrstellen sind
                     oder die in einem aktiven Beschäftigungsverhältnis zur Lippischen Landeskirche stehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Nicht wahlberechtigt sind 
                  

                  
                     
                        	
                            die Pfarrerinnen und Pfarrer, die beurlaubt sind,

                        

                        	
                            die Pfarrerinnen und Pfarrer, die sich im Ruhestand befinden,

                        

                        	
                            die theologischen Mitglieder des Landeskirchenamtes und des Landeskirchenrates.

                        

                     

                  

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Mitglieder der Pfarrvertretung üben ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt aus.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die Vorschriften über die Amtsverschwiegenheit gelten auch für die den Mitgliedern der Pfarr-vertretung in diesem Amt bekanntgewordenen
                     Angelegenheiten.  2 Über die Befreiung von der Schweigepflicht entscheidet der Landeskirchenrat im Einvernehmen mit der Pfarrvertretung.  3 Der Vorschriften des Datenschutzes bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Pfarrvertretung besteht aus den gemäß § 7 gewählten Mitgliedern.  2 Es werden je eine Stellvertreterin bzw. ein Stellvertreter gewählt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wählbar sind alle Theologinnen und Theologen, die gem. § 3 wahlberechtigt sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Abweichend von Abs. 2 sind nicht zur Pfarrvertretung wählbar
                  

                  
                     
                        	
                            die Superintendentinnen und Superintendenten und ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter,

                        

                        	
                            Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand,

                        

                        	
                            Theologinnen und Theologen im Vorbereitungsdienst und Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe.

                        

                     

                  

               

               
                     § 6

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder der Pfarrvertretung werden für die Dauer von vier Jahren gewählt.  2 Die Amtszeit aller Mitglieder beginnt mit der ersten Sitzung der Pfarrvertretung nach der Wahl.  3 Die Pfarrvertretung bleibt solange im Amt, bis eine neue Pfarrvertretung gewählt ist. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Mitgliedschaft in der Pfarrvertretung endet vorzeitig, wenn das Mitglied
                  

                  
                     
                        	
                            nicht mehr zu dem in § 3 Abs. 1 genannten Personenkreis gehört,

                        

                        	
                            gemäß § 5 Abs. 2 oder 3 die Wählbarkeit verliert,

                        

                        	
                            die Eigenschaft gem. § 7 Abs. 6 a) oder b) verliert, sofern es für die verlorene Funktion gewählt wurde,

                        

                        	
                            das Amt als Mitglied oder stellvertretendes Mitglied niederlegt.

                        

                     

                  

               

               
                     § 7

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Das Lippische Landeskirchenamt lädt alle Wahlberechtigten zur Wahl der Pfarrvertretung durch ein Rundschreiben ein.  2 Die Einladung muss vier Wochen vor der Wahl erfolgen und den Termin der Wahl bekanntgeben.  3 Unbeschadet des Abs. 3 sollen die Wahlberechtigten mit der Einladung aufgefordert werden, bis 14 Tage vor dem Wahltermin Kandidatinnen
                     und Kandidaten zu benennen.  4 Die Wahl erfolgt in einer Pfarrversammlung, die im Anschluss an die jährliche amtliche Pfarrkonferenz stattfinden soll.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die Pfarrversammlung beruft aus ihrer Mitte eine Versammlungsleiterin oder einen Versammlungsleiter zur Leitung der Wahl.
                      2 Sie bestimmt des Weiteren zwei Beisitzerinnen oder Beisitzer aus dem Kreis der Superintendentinnen und Superintendenten oder
                     ihrer Stellvertreterinnen und Stellvertreter als Wahlleiterinnen oder Wahlleiter.  3 Die Versammlungsleiterin oder der Versammlungsleiter und die zwei Beisitzerinnen oder Beisitzer bilden den Wahlausschuss.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Pfarrversammlung gibt durch Zuruf oder schriftlich Vorschläge zur Wahl ab. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Der Wahlausschuss prüft, ob die Wahlvorschläge dem geltenden Recht entsprechen.  2 Er hat zunächst darauf hin zu wirken, dass etwaige Mängel der Wahlvorschläge behoben werden.  3 Die Wahlvorschläge für jeden Wahlgang enthalten die Namen der Vorgeschlagenen in alphabetischer Reihenfolge und sollen mindestens
                     zwei Namen enthalten.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Mitglieder der Pfarrvertretung und drei Stellvertreterinnen oder Stellvertreter werden in freier, geheimer, gleicher
                     und unmittelbarer Wahl gewählt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                          1 Es werden drei Vertreterinnen und Vertreter gewählt, die sich folgendermaßen zusammensetzen:
                  

                  a) zwei Gemeindepfarrerinnen oder Gemeindepfarrer,

                  b) eine Pfarrerin oder ein Pfarrer, die oder der im Funktionspfarramt tätig ist.

                   2 Gleichzeitig werden drei Stellvertreterinnen oder Stellvertreter gewählt.  3 In der Pfarrvertretung muss mindestens eine Vertreterin oder ein Vertreter des reformierten und des lutherischen Bekenntnisses
                     vertreten sein.  4 Als Merkmal zur Bestimmung des Bekenntnisses gilt bei Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrern die Zuordnung der Pfarrstelle.
                      5 Bei Funktionspfarrämtern richtet sich das Bekenntnis nach der Ordination.  6 Bei kombinierten Diensten entscheidet die Zuordnung der Gemeindepfarrstelle.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                          1 Über die Wahlvorschläge wird in sechs Wahlgängen in geheimer Wahl abgestimmt:
                  

                  
                     
                        	
                            Wahlgang: Vertreterin oder Vertreter nach Abs. 6 a)

                        

                        	
                            Wahlgang: Stellvertreterin oder Stellvertreter für das im ersten Wahlgang gewählte Mitglied

                        

                        	
                            Wahlgang: Vertreterin oder Vertreter nach Abs. 6 b)

                        

                        	
                            Wahlgang: Stellvertreterin oder Stellvertreter für das im zweiten Wahlgang gewählte Mitglied

                        

                        	
                            Wahlgang: Vertreterin oder Vertreter nach Abs. 6 a)

                        

                        	
                            Wahlgang: Stellvertreterin oder Stellvertreter für das im dritten Wahlgang gewählte Mitglied.

                        

                     

                  

                   2 Die Stellvertreterin oder der Stellvertreter muss derselben Konfession angehören wie das Mitglied der Pfarrvertretung, das
                     sie oder er vertreten soll.
                  

                   3 Nach jeder Wahl eines Mitglieds bzw. seiner Stellvertretung ist für den folgenden Wahlgang festzustellen, ob die konfessionellen
                     Anforderungen gem. Abs. 6 S. 3 erfüllt sind oder erfüllt werden können.  4 Die Kandidatur ist gegebenenfalls auf die noch nicht vertretenen Bekenntnisse zu beschränken.  5 Finden sich keine Kandidatinnen oder Kandidaten des bisher nicht vertretenen Bekenntnisses oder der bisher nicht vertretenen
                     Bekenntnisse, findet die Wahl ohne Rücksicht auf das Bekenntnis statt.
                  

                   6 Eine Briefwahl findet nicht statt.  7 Je Wahlgang darf auf dem Stimmzettel höchstens ein Name angekreuzt bzw. genannt werden.  8 Die unbeobachtete Kennzeichnung der Stimmzettel ist zu gewährleisten.  9 Körperlich behinderte Wahlberechtigte können sich einer Person ihres Vertrauens bedienen.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                          1 Nach Beendigung jedes Wahlgangs stellt der Wahlausschuss unverzüglich fest, wie viele Stimmen auf die einzelnen Vorgeschlagenen
                     entfallen sind und ermittelt ihre Reihenfolge nach der Stimmenzahl.  2 Das Ergebnis ist in einem Protokoll festzuhalten, das vom Wahlausschuss zu unterzeichnen und dem Landeskirchenamt zuzuleiten
                     ist.  3 Die Auszählung der Stimmen ist für die Wahlberechtigten öffentlich.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                          1 Als Mitglieder der Pfarrvertretung und Stellvertreterinnen und Stellvertreter sind die Vorgeschlagenen gewählt, auf welche
                     die meisten Stimmen entfallen.  2 Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                         Ungültig sind Stimmzettel,
                  

                  
                     
                        	
                            auf denen mehr als ein Name angegeben worden ist oder aus denen sich der Wille der Wählerin oder des Wählers nicht zweifelsfrei
                              ergibt,
                           

                        

                        	
                            die einen Zusatz enthalten.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        11
                        )
                          1 Der Wahlausschuss gibt das Wahlergebnis unverzüglich dem Landeskirchenamt und den Wahlberechtigten in geeigneter Weise bekannt
                     und benachrichtigt die Gewählten schriftlich.  2 Die Wahl gilt als angenommen, sofern sie nicht binnen einer Woche nach Zugang der Benachrichtigung dem Wahlausschuss gegenüber
                     schriftlich abgelehnt wird.  3 Wird die Wahl abgelehnt, tritt an die Stelle der oder des Gewählten die Stellvertreterin oder der Stellvertreter.  4 Neue Stellvertreterin oder Stellvertreter wird die oder der Vorgeschlagene aus dem Wahlgang für die Wahl der Stellvertretung
                     mit der nächst niedrigeren Stimmenzahl.
                  

               

               
                     § 8

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Das Landeskirchenamt lädt die Pfarrvertretung unverzüglich nach Ablauf der Frist des § 7 Abs. 1 S. 2 zur ersten Sitzung ein.
                      2 Die Sitzung wird von ihrem dienstältesten Mitglied geleitet, bis die Pfarrvertretung aus ihrer Mitte die Vorsitzende oder
                     den Vorsitzenden und die stellvertretende Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden gewählt hat. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Nach dem ersten Zusammentreten der Pfarrvertretung gibt das Landeskirchenamt die Zusammensetzung per Rundschreiben bekannt.
                      2 Dies gilt entsprechend bei einer Ergänzung der Pfarrvertretung.
                  

               

               
                     § 9

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Scheidet ein Mitglied der Pfarrvertretung aus, rückt die Stellvertreterin oder der Stellvertreter gem. § 7 Abs. 9 nach.  2 Für die Stellvertreterin oder den Stellvertreter rückt die oder der Vorgeschlagene aus dem Wahlgang für die Wahl der Stellvertretung
                     mit der nächst niedrigeren Stimmenzahl nach.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Amtszeit der nachgewählten Mitglieder endet mit der Amtszeit der anderen Mitglieder der Pfarrvertretung. 
                  

               

               
                     § 10

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die Geschäftsführung der Pfarrvertretung gilt die Geschäftsordnung für die Landessynode, Organe und Gremien der Landeskirche,
                     Klassen und Kirchengemeinden der Lippischen Landeskirche entsprechend, soweit in diesem Kirchengesetz nichts anderes bestimmt
                     ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die oder der Vorsitzende bzw. die oder der stellvertretende Vorsitzende des Lippischen Pfarrvereins kann auf Einladung der
                     Pfarrvertretung als Gast mit beratender Stimme an den Sitzungen der Pfarrvertretung teilnehmen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die durch die Tätigkeit der Pfarrvertretung entstehenden notwendigen Kosten trägt die Landeskirche nach Maßgabe des landeskirchlichen
                     Haushaltes.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Die oder der Vorsitzende der Pfarrvertretung ist von ihrer oder seiner dienstlichen Tätigkeit freizustellen, wenn und soweit
                     es nach Umfang und Art der Dienststelle zur ordnungsgemäßen Durchführung ihrer Aufgaben erforderlich ist.  2 Für Vertretungen ist im Rahmen der allgemeinen Regelungen Sorge zu tragen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1 Die zur Ausübung des Amtes als Mitglied oder stellvertretendes Mitglied der Pfarrvertretung erforderlichen Reisen sind Dienstreisen.
                      2 Sie bedürfen der Genehmigung durch das Landeskirchenamt.
                  

               

               
                     § 11

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Pfarrvertretung hat das Recht, sich in allgemeinen Fragen, die den Dienst und die rechtliche Stellung der Theologinnen
                     und Theologen betreffen, mit Anträgen an das Landeskirchenamt und den Landeskirchenrat zu wenden.  2 Die Pfarrvertretung hält einmal jährlich eine Pfarrversammlung ab.  3 Diese soll im Anschluss an die amtliche Pfarrkonferenz stattfinden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Der Landeskirchenrat beteiligt die Pfarrvertretung bei der Vorbereitung von Gesetzen und Verordnungen, die die Dienstverhältnisse
                     der Theologinnen und Theologen betreffen.  2 Die Zuständigkeit anderer Gremien bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Pfarrvertretung führt mindestens zweimal jährlich ein Gespräch mit dem Landeskirchenrat oder dem Landeskirchenamt.
                  

               

               
                     § 12

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Pfarrvertretung ist auf Antrag der betroffenen Person bei folgenden Personalangelegenheiten zu hören:
                  

                  
                     
                        	
                            Abberufung oder Versetzung in den Wartestand,

                        

                        	
                            vorzeitige Versetzung in den Ruhestand ohne Antrag,

                        

                        	
                            ordentliche Kündigung des Angestelltenverhältnisses; die Beteiligung der Mitarbeitervertretung nach dem Mitarbeitervertretungsgesetz
                              bleibt davon unberührt;
                           

                        

                        	
                            Entlassung ohne Antrag oder Ausscheiden aus dem Dienst,

                        

                        	
                            Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses auf Probe,

                        

                        	
                            Versagung der Genehmigung zur Übernahme einer Nebentätigkeit,

                        

                        	
                            Versetzung auf eine andere Stelle, soweit nicht das Dienstrecht eine Versetzbarkeit ohne besondere Voraussetzungen vorsieht,

                        

                        	
                            bei Gewährung oder Versagung von Beihilfen, Unterstützung und sonstigen Zuwendungen, auf die kein Rechtsanspruch besteht,

                        

                        	
                            in Disziplinarverfahren, Lehrbeanstandungsverfahren und bei außerordentlichen Kündigungen von Angestelltenverhältnissen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Erhebt die Pfarrvertretung in einer in Abs. 1 genannten Personalangelegenheit Einwendungen, so hat das Landeskirchenamt die
                     beabsichtigte Maßnahme mit der Pfarrvertretung auf deren Verlangen mit dem Ziel einer Verständigung mündlich zu erörtern.
                      2 Das Landeskirchenamt hat über dieses Gespräch ein Protokoll zu führen, das dem Landeskirchenrat vorzulegen ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Kommt keine Einigung zustande, ist der Pfarrvertretung eine angemessene Frist zur Abgabe einer schriftlichen Stellungnahme
                     einzuräumen.  2 Diese ist zusammen mit dem Protokoll gemäß Abs. 2 S. 2 dem Landeskirchenrat für dessen Beratungen vorzulegen.  3 Der Landeskirchenrat beschließt in eigener Verantwortung und gibt der Pfarrvertretung die Entscheidung unter Angabe der Gründe
                     bekannt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Jede wahlberechtigte Theologin und jeder wahlberechtigte Theologe hat das Recht, ein Mitglied der Pfarrvertretung zu Dienst-
                     oder Personalgesprächen hinzuzuziehen.
                  

               

               
                     § 13

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Schwerbehinderte Pfarrerinnen und Pfarrer haben das Recht, eine Vertrauensperson sowie eine Stellvertretung zu wählen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Nähere zum Verfahren und zur Durchführung regelt der Landeskirchenrat.
                  

               

               
                     § 14

                  

                  Der Landeskirchenrat kann Ausführungsbestimmungen zu diesem Kirchengesetz erlassen.

               

               
                     § 15

                  

                  Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.
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            I.  Grundlegende Bestimmung

         

         Das Pfarramt ist ein geistliches Amt, das auf dem der Kirche von ihrem Herrn gegebenen Auftrag zur Verkündigung des Wortes
            Gottes und zur Verwaltung der Sakramente beruht. Zurüstung und Berufung haben ihre Voraussetzungen in der Zusage des Herrn:
            „Ihr werdet die Kraft des Heiligen Geistes empfangen und werdet meine Zeugen sein.“ (Apg. 1, 8) Aus dieser Verheißung entspringt
            die Verpflichtung, dass der Dienst  der Pfarrerinnen und Pfarrer gegründet sein muss im Gehorsam des Glaubens an Jesus Christus,
            wie die Heilige Schrift ihn bezeugt. Darum erwartet die Kirche von allen, die sich auf dieses Amt vorbereiten, dass sie ihr
            Leben unter dem Wort Gottes in lebendiger Verbindung mit der Gemeinde führen. Von dieser Grundlage her will das folgende Gesetz
            in seinen Regelungen verstanden sein.
         

         

            

         

      

      
            II. Allgemeine Bestimmungen

         

         
                     § 1
Ausbildungsgänge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Ausbildung für den Dienst  der Pfarrerinnen und Pfarrer in der Lippischen Landeskirche geschieht in einer theologisch-wissenschaftlichen
                     und einer praktischen Ausbildung und wird durch die Ablegung der Ersten und Zweiten theologischen Prüfungen (pro facultate
                     concionandi - pro ministerio) abgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gemeindeglieder mit einer abgeschlossenen nichttheologischen Hochschulbildung, die für ein Pfarramt geeignet erscheinen,
                     können vom Landeskirchenrat nach einer angemessenen theologischen Zurüstung zur Zweiten theologischen Prüfung zugelassen werden.
                     Vor der Zulassung zur Zweiten theologischen Prüfung ist das Theologische Prüfungsamt zu hören.
                  

               

               
                     § 2
Durchführung der theologischen Prüfungen
                     

                  

                  Die Prüfungen werden durch das Theologische Prüfungsamt abgenommen. Die Zusammensetzung des Theologischen Prüfungsamtes und
                     die Durchführung der beiden theologischen Prüfungen sowie der Zwischenprüfung werden vom Landeskirchenrat durch besondere
                     Prüfungsordnungen geregelt.
                  

               

            

         

      

      
            III.  Theologisches Studium und Erste theologische Prüfung

         

         
                     § 3
Theologisches Studium
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zur Ersten theologischen Prüfung kann zugelassen werden, wer ein ordnungsgemäßes Studium der evangelischen Theologie an einer
                     wissenschaftlichen Hochschule von mindestens acht Semestern, davon sechs Semester nach Ablegung der letzten Sprachenprüfung,
                     nachweist. Als Studium an einer wissenschaftlichen Hochschule gilt das Studium an dem evangelisch-theologischen Fachbereich
                     einer deutschen Hochschule, an einer evangelisch-kirchlichen Hochschule oder an einer anderen von dem Landeskirchenrat als
                     geeignet anerkannten vergleichbaren Hochschuleinrichtung1.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Landeskirchenamt kann, insbesondere aus Rücksicht auf einen sonstigen wissenschaftlichen Bildungsgang, von den vorgeschriebenen
                     Studienzeiten einen angemessenen Teil erlassen.
                  

               

               
                     § 4
Aufnahme in die „Liste der Studierenden der Theologie“
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Theologiestudierende, die beabsichtigen, in den Dienst der Lippischen Landeskirche zu treten, sollen bei Beginn ihres Studiums
                     die Aufnahme in die „Liste der Studierenden der Theologie“ bei dem Landeskirchenamt beantragen und folgende Unterlagen einreichen:
                  

                  
                     
                        	
                           Lebenslauf

                        

                        	
                           Pfarramtliches Zeugnis der zuständigen Gemeindepfarrerin oder des zuständigen Gemeindepfarrers im verschlossenen Umschlag

                        

                        	
                           Beglaubigte Kopie des Reifezeugnisses

                        

                        	
                           Beglaubigte Kopie der Immatrikulationsbescheinigung

                        

                        	
                           Eine Darlegung der Gründe, die die Antragstellerin oder den Antragsteller veranlasst haben, das Studium der Theologie aufzunehmen.

                        

                     

                  

                  Die Aufnahme in die Liste der Theologiestudierenden setzt ein Kolloquium voraus, an dem neben der Bewerberin oder dem Bewerber
                     folgende Personen teilnehmen:
                  

                  
                     
                        	
                           die Landessuperintendentin oder der Landessuperintendent,

                        

                        	
                           die oder der Vorsitzende des Ausschusses für die theologische Aus- und Fortbildung, Personalplanung und Personalentwicklung
                              oder die oder der Vorsitzende des Theologischen Ausschusses,
                           

                        

                        	
                           bei lutherischen Bewerberinnen oder Bewerbern zusätzlich: die lutherische Superintendentin oder der lutherische Superintendent.

                        

                     

                  

                  Das Landeskirchenamt entscheidet danach über die Eintragung in die „Liste der Studierenden der Theologie“.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Mit der Eintragung in die „Liste der Studierenden der Theologie“ wird kein Rechts-, sondern nur ein Beratungsverhältnis mit
                     der Lippischen Landeskirche begründet. Die Studierenden sind verpflichtet, an Beratungsgesprächen und an einer der jährlich
                     stattfindenden landeskirchlichen Tagungen für Theologiestudierende teilzunehmen. Die Studierenden sollen während ihres Theologiestudiums
                     möglichst auch den Kontakt zu ihrer Kirchengemeinde, zu ihrer Gemeindepfarrerin oder ihrem Gemeindepfarrer und der zuständigen
                     Superintendentin oder dem zuständigen Superintendenten halten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Landessuperintendentin oder der Landessuperintendent soll sich der Studierenden der Theologie beratend und fördernd annehmen.
                  

                  

               

               
                     § 5
Meldung zur Ersten theologischen Prüfung


                  

                  Die Meldung zur Ersten theologischen Prüfung ist frühestens nach Ablauf der in § 3 festgesetzten Studienzeit zulässig. Über
                     die Zulassung entscheidet das Landeskirchenamt.
                  

               

               
                     § 6
Erste theologische Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In der Ersten theologischen Prüfung wird festgestellt, ob die Kandidatin oder der Kandidat sich die notwendigen Kenntnisse
                     in den einzelnen Disziplinen erworben hat und die Fähigkeit zeigt, selbstständig theologisch zu arbeiten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Theologische Prüfungsamt legt dem Landeskirchenrat das Ergebnis der Ersten theologischen Prüfung vor. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Wenn das Theologische Prüfungsamt Bedenken hinsichtlich der Eignung  der Kandidatin oder des Kandidaten für den kirchlichen
                     Vorbereitungsdienst hat, so teilt es dies dem Landeskirchenrat mit.
                  

                  

               

            

         

      

      
            IV. Vorbereitungsdienst und Zweite theologische Prüfung

         

         
                     § 7
Aufnahme in den kirchlichen Vorbereitungsdienst
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Studierende, die ihre Erste theologische Prüfung bestanden haben, können durch Beschluss des Landeskirchenamtes in den kirchlichen
                     Vorbereitungsdienst aufgenommen und zur Vikarin oder zum Vikar berufen werden. Der Aufnahme geht ein Kolloquium voraus, an
                     dem folgende Personen teilnehmen:
                  

                  
                     
                        	
                           die Landessuperintendentin oder der Landessuperintendent,

                        

                        	
                           die oder der Vorsitzende des Ausschusses für die theologische Aus- und Fortbildung sowie Personalplanung und Personalentwicklung
                              oder die oder der Vorsitzende des Theologischen Ausschusses,
                           

                        

                        	
                           bei lutherischen Bewerberinnen und Bewerbern zusätzlich: die lutherische Superintendentin oder der lutherische Superintendent,

                        

                        	
                           die Leiterin oder der Leiter der Personalabteilung.

                        

                     

                  

                  Die Bewerberinnen und Bewerber müssen

                  
                     
                        	
                           vollberechtigtes Glied einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland und

                        

                        	
                           gesundheitlich für die Ableistung des Vorbereitungsdienstes geeignet sein.

                        

                     

                  

                  Die Vikarinnen und Vikare werden in der „Liste der Kandidatinnen und Kandidaten der Theologie“ geführt.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wer in einer anderen Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland die Erste theologische Prüfung abgelegt hat und
                     im Übrigen die Voraussetzungen nach Abs. 1 erfüllt, kann im Benehmen mit dieser Gliedkirche in den Vorbereitungsdienst aufgenommen
                     werden. Studierende, die eine der Ersten theologischen Prüfung gleichwertige theologische Hochschulprüfung abgelegt haben,
                     können in den Vorbereitungsdienst aufgenommen werden. In beiden Fällen ist eine Übernahme in den Vorbereitungsdienst nur möglich,
                     wenn das abgelegte Examen den Anforderungen nach diesem Kirchengesetz und der dazu erlassenen Prüfungsordnung entspricht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Antrag auf Aufnahme in den kirchlichen Vorbereitungsdienst muss innerhalb von  zwei Jahren nach dem Bestehen der Ersten
                     theologischen Prüfung oder der vergleichbaren Prüfung gestellt werden. Das Landeskirchenamt kann Ausnahmen zulassen. Es kann
                     dabei die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst von dem Ergebnis eines Kolloquiums abhängig machen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Landeskirchenrat kann Richtlinien für die Aufnahme in den kirchlichen Vorbereitungsdienst  erlassen.
                  

               

               
                     § 8
Öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Vikarinnen und Vikare stehen in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis auf Widerruf.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Dienstverhältnis wird durch die Aushändigung der Berufungsurkunde begründet. Die Berufung wird mit dem Tage der Aushändigung
                     der Urkunde wirksam, es sei denn, dass darin ein späterer Tag bestimmt ist. Eine Berufung auf einen zurückliegenden Zeitpunkt
                     ist unzulässig und insoweit unwirksam.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Berufungsurkunde muss außer dem Namen, dem Geburtsdatum und dem Geburtsort die ausdrückliche Erklärung enthalten, dass
                     die oder der Berufene in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis auf Widerruf und zur Vikarin oder  zum Vikar berufen
                     wird.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Im Übrigen finden auf die Berufung die §§ 21 - 23 Pfarrdienstgesetz der EKD Anwendung.
                  

               

               
                     § 9
Privat-rechtliches Dienstverhältnis
                     

                  

                  Aus besonderen Gründen kann im Einzelfall der Vorbereitungsdienst in einem privat-rechtlichen Dienstverhältnis abgeleistet
                     werden. Dabei kann der Landeskirchenrat von dem Vorliegen einzelner Berufungsvoraussetzungen absehen. Im Dienstvertrag sollen
                     die den Dienst der Vikarinnen und Vikare betreffenden Bestimmungen des kirchlichen Rechts, insbesondere dieses Kirchengesetzes,
                     für sinngemäß anwendbar erklärt werden, soweit sie nicht das Bestehen eines öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses zwingend
                     voraussetzen.
                  

               

               
                     § 10
Verpflichtung
                     

                  

                  Vikarinnen und Vikare werden innerhalb einer Frist von einem Monat nach erfolgter Berufung auf die gewissenhafte Einhaltung
                     der kirchlichen Ordnungen und die Erfüllung ihrer Obliegenheiten verpflichtet. Über die Verpflichtung, die durch die Landessuperintendentin
                     oder den Landessuperintendenten oder die theologische Kirchenrätin oder den theologischen Kirchenrat  in Gegenwart der juristischen
                     Kirchenrätin oder des juristischen Kirchenrates zu erfolgen hat, ist eine Niederschrift aufzunehmen.
                  

               

               
                     § 11
Vorbereitungsdienst
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Vorbereitungsdienst dauert einschließlich der Vorbereitungszeit auf das Zweite theologische Examen mindestens zwei Jahre
                     und sechs Monate, sofern der Landeskirchenrat ihn nicht in begründeten Ausnahmefällen auf Antrag verkürzt. In begründeten
                     Einzelfällen kann der Vorbereitungsdienst auf Antrag über den in Absatz 1 bezeichneten Zeitraum hinaus um höchstens ein Jahr
                     verlängert werden. Der Vorbereitungsdienst wird in der Regel im Gemeindevikariat, im Schulvikariat und im Predigerseminar
                     durchgeführt. Einzelheiten der praktischen Ausbildung regelt das Landeskirchenamt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Ausbildung hat die Aufgabe, die Vikarinnen und Vikare in alle Aufgaben des pfarramtlichen Dienstes einzuführen und sie
                     persönlich zu fördern. Für die Dauer des Vorbereitungsdienstes erhalten die Vikarinnen und Vikare Erlaubnis und Auftrag, im
                     Rahmen ihrer Ausbildung unter Anleitung und Verantwortung der Mentorin oder des Mentors bzw. der Leiterin oder des Leiters
                     des Predigerseminars zu predigen, bei Taufe und Abendmahl mitzuwirken, zu unterrichten, Amtshandlungen vorzunehmen und Seelsorge
                     zu üben (licentia concionandi).
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Landeskirchenamt kann im Einvernehmen mit den zuständigen Stellen Vikarinnen und Vikare auch in ein Vikariat in einer
                     anderen Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland oder in einer ihr angeschlossenen Auslandsgemeinde einweisen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         In besonderen Fällen kann das Landeskirchenamt Vikarinnen oder Vikare in einen diakonischen, ökumenisch-missionarischen oder
                     wissenschaftlichen Dienst im In- oder Ausland einweisen.
                  

                  

               

               
                     § 12
Gemeindevikariat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die Zeit des Gemeindevikariats werden die Vikarinnen oder Vikare einer in der Gemeindearbeit erfahrenen Pfarrerin oder
                     einem in der Gemeindearbeit erfahrenen Pfarrer (Mentorin oder Mentor) zugewiesen, die oder der sie in die verschiedenen Aufgaben
                     der pfarramtlichen Tätigkeit einführt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Vikarinnen und Vikare werden von der Mentorin oder dem Mentor durch Hospitation, durch Beteiligung am pfarramtlichen
                     Dienst und durch Übertragung von selbstständigen Aufgaben mit den Diensten einer Pfarrerin oder eines Pfarrers vertraut gemacht.
                     Die Mentorin oder der Mentor fördert die Vikarinnen und Vikare in ihrer theologischen Weiterbildung. Die Vikarinnen und Vikare
                     sollen zu den Sitzungen des Kirchenvorstandes hinzugezogen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Vikarinnen und Vikare haben an einer Einführung in das Kirchenrecht und die kirchliche Verwaltung teilzunehmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Nach Beendigung des Gemeindevikariats erstattet die Mentorin oder der Mentor dem Landeskirchenamt einen schriftlichen Bericht
                     über die Tätigkeit und Eignung der Vikarin oder des Vikars.
                  

                  

               

               
                     § 13
Schulvikariat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Während des Schulvikariates sollen die Vikarinnen und Vikare ihre Kenntnisse in Pädagogik und Katechetik praktisch und wissenschaftlich
                     erweitern und vertiefen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Einzelheiten des Schulvikariats / Pädagogischen Vikariats werden in Abstimmung mit dem Seminar für Pastorale Ausbildung
                     in Wuppertal geregelt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Nach Beendigung des Schulvikariates haben die Vikarinnen und Vikare über diesen Ausbildungsabschnitt einen ausführlichen
                     Bericht zu schreiben, der erkennen lässt, wie sie sich mit den Problemen des Unterrichtes und mit seinen Teil-Aufgaben vertraut
                     gemacht haben. Dieser Bericht ist dem Landeskirchenamt durch die Mentorin oder den Mentor zu überreichen, die oder der eine
                     Beurteilung über die Vikarin oder den Vikar beifügt.
                  

               

               
                     § 14
Predigerseminar
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Predigerseminar hat die Aufgabe,
                  

                  
                     
                        	
                           die Gemeinschaft der Vikarinnen und Vikare untereinander und mit den Lehrerinnen und Lehrern des Seminars in Gebet und Arbeit
                              als Gemeinschaft unter dem Wort einzuüben,
                           

                        

                        	
                           die theologische Erkenntnis der Vikarinnen und Vikare zu fördern,

                        

                        	
                           das Verständnis für die Gegenwartsaufgaben der Einzelgemeinden, der Gesamtkirche und der Ökumene zu vertiefen,

                        

                        	
                           die Vikarinnen und Vikare, soweit als möglich, in Verbindung mit den am Seminarort bestehenden Gemeinden in praktischer Betätigung
                              anzuleiten.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Einweisung in das gemeinsame Seminar für pastorale Aus- und Fortbildung (Predigerseminar) erfolgt durch das Landeskirchenamt.
                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Leiterin oder der Leiter des Predigerseminars erstattet dem Landeskirchenamt nach Beendigung der Ausbildung eine eingehende
                     Beurteilung über die Vikarinnen und Vikare. Diese Beurteilung muss vor allem Aufschluss über die charakterliche Haltung und
                     über die wissenschaftliche Befähigung der Vikarinnen und Vikare geben sowie über die Eignung für das Pfarramt.
                  

                  

               

               
                     § 15
Anleitung und Beratung der Vikarinnen und Vikare
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Anleitung und Beratung der Vikarinnen und Vikare erstreckt sich auf ihre wissenschaftliche und praktische Weiterbildung
                     sowie auf ihre Lebensführung. Hierbei tragen die Landessuperintendentin oder der Landessuperintendent und die Superintendentinnen
                     und Superintendenten eine besondere Verantwortung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Vikarinnen und Vikare sind verpflichtet, die ihnen übertragenen Aufgaben sorgfältig zu erledigen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Vikarinnen und Vikare haben in der Zeit, während der sie nicht im Predigerseminar sind,
                  

                  
                     
                        	
                           auf Aufforderung des Landeskirchenamtes an den landeskirchlichen Tagungen für Vikarinnen und Vikare teilzunehmen,

                        

                        	
                           auf Einladung der zuständigen Superintendentin oder des zuständigen Superintendenten an den Beratungen des Klassentages und
                              an den Pfarrkonventen der Klasse als Gast teilzunehmen.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 16
Dienstaufsicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Vikarinnen und Vikare unterstehen der allgemeinen Dienstaufsicht des Landeskirchenamtes.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Über die Vikarinnen und Vikare führt die besondere Dienstaufsicht
                  

                  
                     
                        	
                           während des Gemeindevikariats und des Schulvikariats die Superintendentin oder der Superintendent, in deren oder dessen Klasse
                              sie das Gemeindevikariat absolvieren,
                           

                        

                        	
                           während des Seminaraufenthaltes die Leiterin oder der Leiter des Predigerseminars.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         In allen anderen Fällen regelt das Landeskirchenamt die besondere Dienstaufsicht.
                  

               

               
                     § 17
Vernachlässigung der Ausbildung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Vikarinnen und Vikare, die ihre wissenschaftliche oder praktische Ausbildung vernachlässigen, ein der Kirche unwürdiges Verhalten
                     zeigen oder sich der kirchlichen Aufsicht nicht fügen, ist in milderen Fällen eine Mahnung zu erteilen. Sie wird von der Person
                     erteilt, die die besondere Dienstaufsicht führt (§ 16 Abs. 2 und 3). Sie kann auch vom Landeskirchenamt erteilt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In schwereren Fällen sind die Vikarinnen und Vikare mit einem Verweis zu belegen. Der Verweis wird durch das Landeskirchenamt
                     ausgesprochen. Der Verweis ist schriftlich zu begründen, zuzustellen und zur Personalakte zu nehmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Vikarinnen und Vikare sind in allen Fällen zuvor zu hören.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Gegen den Verweis kann beim Landeskirchenrat innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Zustellung Rechtsmittel eingelegt
                     werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Ein besonders schwerer Fall eines Verhaltens im Sinne der Absätze 1 und 2 oder die Erteilung eines zweiten Verweises kann
                     zur Entlassung aus dem Vorbereitungsdienst berechtigen (§ 22 Abs. 2 Buchst. d).
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Beharrliche und öffentliche Leugnung der in der Landeskirche geltenden Bekenntnisgrundlagen können ebenfalls zur Entlassung
                     führen.
                  

               

               
                     § 18
Meldung zur Zweiten theologischen Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Meldung zur Zweiten theologischen Prüfung ist frühestens  zwei Jahre und spätestens  vier Jahre nach Ablegung der Ersten
                     theologischen Prüfung zulässig, sofern nicht das Landeskirchenamt in begründeten Ausnahmefällen die Frist auf Antrag verlängert.
                     Dieser Antrag muss vor Ablauf der Vier-Jahres-Frist gestellt sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Über die Zulassung zur Zweiten theologischen Prüfung entscheidet das Landeskirchenamt.  Vikarinnen und Vikare, die ihre 
                     Meldung nicht innerhalb von  vier Jahren nach der bestandenen Ersten theologischen Prüfung abgegeben und einer Erinnerung
                     durch das Landeskirchenamt innerhalb eines halben Jahres nicht Folge geleistet  haben, können aus dem Vorbereitungsdienst
                     entlassen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Kandidatinnen und Kandidaten der Theologie aus einer anderen, der Evangelischen Kirche in Deutschland angehörenden Gliedkirche,
                     können mit deren Zustimmung zur Zweiten theologischen Prüfung zugelassen werden, wenn sie eine diesem Gesetz entsprechende
                     wissenschaftliche und praktische Vorbildung nachweisen.
                  

               

               
                     § 19
Zweite theologische Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In der Zweiten theologischen Prüfung wird festgestellt, ob die Kandidatin oder der Kandidat sich die für den Dienst in der
                     Kirche erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten angeeignet hat. Dieser Nachweis setzt die Erweiterung der im Ersten theologischen
                     Examen nachgewiesenen wissenschaftlichen Befähigung durch die im praktischen Vollzug des Vorbereitungsdienstes zusätzlich
                     erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten voraus.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Theologische Prüfungsamt legt dem Landeskirchenrat das Ergebnis der Zweiten theologischen Prüfung vor. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Wenn das Theologische Prüfungsamt Bedenken hinsichtlich der Eignung der Kandidatinnen und Kandidaten für den Probedienst
                     hat, so teilt es dies dem Landeskirchenrat mit. Das Landeskirchenamt verfügt die Aufnahme der  vom Theologischen Prüfungsamt
                     geprüften Kandidatinnen und Kandidaten der Theologie in die Liste der Kandidatinnen und Kandidaten des Pfarramtes.
                  

               

               
                     § 20
Beendigung des Vorbereitungsdienstes
                     

                  

                  Das Dienstverhältnis der Vikarinnen und Vikare endet außer durch Tod durch:Beendigung aufgrund einer Prüfungsentscheidung
                     (§ 21),Entlassung aus dem Vorbereitungsdienst (§ 22),Ausscheiden aus dem Vorbereitungsdienst (§ 23).
                  

               

               
                     § 21
Beendigung aufgrund einer Prüfungsentscheidung
                     

                  

                  Das Dienstverhältnis endet, sofern nicht zu einem früheren Zeitpunkt ein anderes Dienstverhältnis begründet wird, mit Ablauf
                     des Monats, in dem  den Vikarinnen und Vikaren schriftlich mitgeteilt wird, dass sie die Zweite theologische Prüfung bestanden
                     haben oder ihnen nach einem Nichtbestehen schriftlich mitgeteilt wird, dass sie zu einer Wiederholung der Prüfung nicht zugelassen
                     werden.
                  

               

               
                     § 22
Entlassung aus dem Vorbereitungsdienst
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Vikarinnen und Vikare können jederzeit ihre Entlassung aus dem Dienst verlangen. Das Verlangen ist auf dem Dienstwege schriftlich
                     zu erklären; es kann zurückgenommen werden, solange die Entlassungsverfügung der Antragstellerin oder dem Antragsteller noch
                     nicht zugestellt worden ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Landeskirchenrat kann Vikarinnen und Vikare  jederzeit durch Widerruf entlassen, wenn
                  

                  
                     
                        	
                           die Voraussetzungen für die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst gem. § 7 (1) b weggefallen sind,

                        

                        	
                           sich erweist, dass sie den Anforderungen des pfarramtlichen Dienstes nicht gerecht  werden,

                        

                        	
                           sie sich nicht innerhalb einer vorgeschriebenen oder auf Antrag verlängerten Frist zur Zweiten theologischen Prüfung gemeldet
                              haben oder
                           

                        

                        	
                           ein besonders schwerer Fall eines Verhaltens im Sinn von § 17 vorliegt oder bereits zwei Verweise erteilt waren.

                        

                     

                        (
                        3
                        )
                         Vor der Entscheidung über die Entlassung sind die Vikarinnen und Vikare, die Mentorin oder der Mentor, die Superintendentin
                     oder der Superintendent und die Leiterin oder der Leiter des Predigerseminars zu hören. Die Entscheidung ist schriftlich zu
                     begründen und  den Vikarinnen und Vikaren zuzustellen. Die Entscheidung über die Beschwerde unterliegt der kirchengerichtlichen
                     Nachprüfung nach dem  Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Über die Entlassung  erhalten die Vikarinnen und Vikare eine Urkunde, die den Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhältnisses
                     enthalten muss.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Eine erneute Aufnahme in den Vorbereitungsdienst ist möglich, wenn die Gründe, die zur Entlassung geführt haben, weggefallen
                     sind, in den Fällen des Absatzes 2 Buchst. d) jedoch frühestens ein Jahr nach dem Wirksamwerden der Entlassungsentscheidung.
                  

                  

               

               
                     § 23
Ausscheiden aus dem Vorbereitungsdienst
                     

                  

                  Die Vikarinnen und Vikare scheiden aus dem Vorbereitungsdienst aus, wenn sie aus der Kirche austreten oder einer anderen Religionsgemeinschaft
                     beitreten. §§ 97 Abs. 1 Nr. 1 und 101 Abs. 4 Pfarrdienstgesetz der EKD finden entsprechende Anwendung.
                  

               

               
                     § 24
Folgen der Beendigung des Vorbereitungsdienstes
                     

                  

                  Mit der Beendigung des Vorbereitungsdienstes erlöschen alle damit verbundenen Rechte und Anwartschaften i.S. der § 101 Abs.
                     2 Pfarrdienstgesetz der EKD sowie alle Pflichten mit Ausnahme der Verpflichtung zur Verschwiegenheit und des Anspruchs auf
                     Unfallfürsorge.
                  

               

            

         

      

      
            V.  Besondere Bestimmungen

         

         

         
                     § 25
Eheschließung
                     

                  

                  Die beabsichtigte und erfolgte Eheschließung ist der Landessuperintendentin oder dem Landessuperintendenten mitzuteilen.

               

               
                     § 26
Fürsorge
                     

                  

                  Vikarinnen und Vikare erhalten Bezüge, Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen und Unfallfürsorge nach Maßgabe
                     der landeskirchlichen Bestimmungen.
                  

               

               
                     § 27
Erholungsurlaub
                     

                  

                  Vikarinnen und Vikare haben während des Vorbereitungsdienstes Anrecht auf einen jährlichen Erholungsurlaub nach Maßgabe des
                     landeskirchlichen Rechts.
                  

               

               
                     § 28
Ausbildungsfremde Tätigkeiten
                     

                  

                  Wollen Vikarinnen und Vikare sich zeitweilig einer anderen Ausbildung oder Tätigkeit widmen, so bedarf es dazu eines vom Landeskirchenamt
                     bewilligten Urlaubs bzw. einer Genehmigung des Landeskirchenamtes.
                  

               

               
                     § 29
Besondere Vorschriften für die Führung des Dienstes
                     

                  

                  Soweit sich aus diesem Gesetz nicht etwas anderes ergibt, finden auf die dienstrechtlichen Verhältnisse der Vikarinnen und
                     Vikare die Vorschriften des Pfarrdienstgesetzes der EKD sinngemäße Anwendung.
                  

               

            

         

      

      
            VI. Übergangs- und Schlussbestimmungen

         

         

         
                     §  30
Ausführungsbestimmungen
                     

                  

                  Die zur Ausführung dieses Kirchengesetzes erforderlichen Bestimmungen werden vom Landeskirchenrat erlassen.
                  

               

               
                     Inkrafttreten, Außerkrafttreten

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz über die Ausbildung der Pfarrerinnen und Pfarrer in der Lippischen Landeskirche - Pfarrausbildungsgesetz
                     - vom 22. November 1985 (Ges. u. VOBl. Bd. 3 S. 128), zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 22. November 2011 (Ges. u.
                     VOBl. Bd. 15 S. 95) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      
            Anlage 

         

         

         
               Ausführungsbestimmungen zum Pfarrausbildungsgesetz

            

            
                     § 1 zu 
§ 4 Abs. 1 PfAG
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Gesprächsgegenstände sind:
                  

                  - der Werdegang und die Motivation zum Theologiestudium

                  - die bisherigen Erfahrungen mit der Kirche

                  - die gegenwärtigen Kontakte zu einer Kirchengemeinde oder einem kirchlichen Arbeits-feld

                  - die Vorstellungen von der Ausbildung zur Pfarrerin bzw. zum Pfarrer

                  - besondere Stärken und Schwächen

                  - besondere Erfahrungen

                  
                        (
                        2
                        )
                         Über das Kolloquium wird eine Niederschrift angefertigt, die Folgendes enthalten muss:
                  

                  - Skizze des Gesprächsverlaufes

                  - Einschätzung der Studierfähigkeit 

                  - Beobachtungen zur Kommunikationsfähigkeit 

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Niederschrift wird zu den Akten genommen, und es erfolgt entweder die Empfehlung an das Landeskirchenamt, die Bewerberin
                     oder den Bewerber in die Liste der Theologiestudieren-den aufzunehmen oder ein weiteres Gespräch (nur mit der Landessuperintendentin
                     oder dem Landessuperintendenten), in dem die Ablehnung begründet wird.
                  

               

               
                     § 2 
zu § 4 Abs. 2 und 3 PfAG
                     

                  

                  

                  Die Landessuperintendentin oder der Landessuperintendent und die lutherische Superintendentin oder der lutherische Superintendent
                     nehmen mindestens einmal jährlich an dem Konvent der lippischen Theologiestudierenden teil und stehen auf Wunsch auch für
                     Einzelgespräche zur Verfügung. Diese werden nicht protokolliert.
                  

               

               
                     § 3
zu § 7 Abs. 1 PfAG
                     

                  

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Gesprächsgegenstände sind:
                  

                  - der theologische und kirchliche Werdegang

                  - die Motivation für den Pfarrberuf

                  - Stärken und Schwächen

                  - besondere Erfahrungen

                  
                        (
                        2
                        )
                         Über das Kolloquium wird eine Niederschrift angefertigt, die Folgendes enthalten muss:
                  

                  - Skizze des Gesprächsverlaufes

                  - Beobachtungen zur Kommunikationsfähigkeit 

                  - Beobachtungen zur theologischen Reflexionsfähigkeit

                  - Einschätzung der Eignung für den Pfarrberuf

                  
                        (
                        3
                        )
                         Am Ende steht ggfs. die Empfehlung an das Landeskirchenamt, die Bewerberin oder den Bewerber in den Vorbereitungsdienst zu
                     übernehmen. Bei mehreren Bewerberinnen und Be-werbern wird eine Rangfolge erstellt.
                  

               

               
                     § 4 
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Ausführungsbestimmungen treten am 1. Januar 2013 in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Entsprechend dem Vertrag zwischen der Lippischen Landeskirche und dem Land Nordrhein-Westfalen vom 6. März 1958 (Artikel 9)
               sind in der Regel 6 Semester an einer deutschen Universität zu studieren. Der Kultusminister des Landes Nordrhein-Westfalen
               hat sich mit seinem Schreiben vom 18. August 1981 damit einverstanden erklärt, dass in den Fällen des Art. 9 Abs. 1 und Art.
               10 Abs. 1 des Vertrags des Landes Nordrhein-Westfalen mit der Lippischen Landeskirche vom 6. März 1958 von dem Erfordernis,
               6 Semester an einer deutschen Universität zu absolvieren, abgewichen werden kann, wenn der Antragstellende wenigstens 4 Semester
               evangelische Theologie an einer deutschen staatlichen Hochschule studiert hat.
            

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz
über die Besetzung der Pfarrstellen in
der Lippischen Landeskirche
– Pfarrstellenbesetzungsgesetz – PfBG –
         

      

      
         vom 23. November 1976

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 10 S. 112),
zuletzt geändert durch 
Kirchengesetz vom 24.11.2015 (Ges. u. VOBl. Bd. 16. S. 50)
         

      

      Die 26. ordentliche Landessynode hat in ihrer Sitzung am 23. November 1976 gemäß Artikel 12 Absatz 2 der Verfassung der Landeskirche das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:
      

      
            I. Allgemeine Bestimmungen

         

         
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Pfarrstellen können auch mit Bewerberinnen und Bewerbern eines anderen Bekenntnisses innerhalb der Evangelischen Kirche in
                     Deutschland als dem Bekenntnis der betroffenen Kirchengemeinde besetzt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Besetzung der Pfarrstellen in den Anstaltsgemeinden und in der Militärkirchengemeinde richtet sich nach dem für sie geltenden
                     Sonderrecht.  2 Ergänzend gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wählbar sind Bewerberinnen und Bewerber, die die Voraussetzung für eine Berufung gem. § 19 Pfarrdienstgesetz der EKD erfüllen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Bewerberinnen und Bewerber müssen sich schriftlich verpflichten, den Bekenntnisstand der Gemeinde zu achten und zu wahren.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchengemeinde hat das Recht, ihre Pfarrerinnen und Pfarrer selbst zu wählen, soweit dem nicht gesetzliche Bestimmungen
                     entgegenstehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In jedem dritten Besetzungsfall einer Gemeindepfarrstelle hat der Landeskirchenrat das Besetzungsrecht; er kann auf die Ausübung
                     dieses Rechtes verzichten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die erste Besetzung einer neugegründeten Gemeindepfarrstelle kann der Landeskirchenrat vornehmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Landeskirchenrat kann in dem Fall, in dem das Wahlrecht des Kirchenvorstandes gegeben ist, das Besetzungsrecht auch in
                     Anspruch nehmen, wenn eine Pfarrstelle frei geworden ist
                     
                        	
                           durch Versetzung der Inhaberin oder des Inhabers im kirchlichen Interesse nach den Bestimmungen des Pfarrdienstgesetzes der
                              EKD,
                           

                        

                        	
                           durch Versetzung der Inhaberin oder des Inhabers in den Wartestand,

                        

                        	
                           im Verlauf eines Disziplinarverfahrens,

                        

                        	
                           dadurch, dass die Inhaberin oder der Inhaber zur Vermeidung eines Disziplinarverfahrens auf die Pfarrstelle oder auf die in
                              der Ordination begründeten Rechte verzichtet hat.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Der Landeskirchenrat kann bzw. muss auch in den Fällen der §§ 3 Absatz 7, 17 Absatz 3 und 18 von seinem Besetzungsrecht Gebrauch machen.  2 Im Fall des § 12 Absatz 3 kann er von seinem Besetzungsrecht nur dann Gebrauch machen, wenn die zweite Ausschreibung ergebnislos gewesen ist.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 In allen anderen Fällen wählt der Kirchenvorstand im Benehmen mit dem Landeskirchenrat.  2 Der Landeskirchenrat bestätigt die Wahl und spricht die Berufung aus, wenn alle persönlichen und sachlichen Voraussetzungen
                     gegeben sind.
                  

               

            

         

      

      
            II. Ausschreibung einer Gemeindepfarrstelle

         

         
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Zeitpunkt des Freiwerdens einer Pfarrstelle und der Antrag auf Wiederbesetzung sind dem Landeskirchenamt vom Kirchenvorstand
                     auf dem Dienstweg schriftlich mitzuteilen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Landeskirchenrat entscheidet über die Freigabe einer Pfarrstelle zur Wiederbesetzung und über deren Ausschreibung auf
                     Antrag des Kirchenvorstandes augrund der jeweils geltenden Richtlinien zur Besetzung von Pfarrstellen im Gemeindepfarrdienst.
                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Zu besetzende Pfarrstellen sind auszuschreiben, Näheres regelt die jeweils geltende Richtlinie zur Besetzung von Gemeindepfarrstellen.
                      2 Für das Ausschreibungsverfahren kann der Landeskirchenrat Richtlinien erlassen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Kirchenvorstand kann dem Landeskirchenamt einen Ausschreibungstext vorschlagen.  2 Bei der Ausschreibung ist anzugeben, ob die Kirchengemeinde das Wahlrecht hat oder ob der Landeskirchenrat das Besetzungsrecht
                     wahrnimmt.  3 Die Ausschreibung soll auch Angaben zur Dienstwohnung machen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 In der Ausschreibung ist eine Meldefrist von 14 bis 28 Tagen festzusetzen.  2 Die Frist beginnt mit dem Tage, welcher auf den Tag der ergangenen Rundverfügung oder der Ausgabe der die Ausschreibung enthaltenden
                     Zeitschrift folgt.  3 Das Landeskirchenamt kann in begründeten Fällen nach der Meldefrist eingegangene Bewerbungen berücksichtigen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Die Bewerbungen sind über die zuständige Superintendentin oder den zuständigen Superintendenten bei dem Landeskirchenamt einzureichen.
                      2 Das Landeskirchenamt hat bei allen fristgerecht eingegangenen Bewerbungen die formalen Voraussetzungen des § 19 PfDG.EKD i. V. m. § 3a AG.PfDG.EKD vorzuprüfen.  3 Bewerbungen, die die formalen Voraussetzungen aufweisen, werden für das weitere Verfahren an den Kirchenvorstand weitergeleitet.
                      4 Will der Kirchenvorstand hiervon Bewerberinnen und Bewerber in die engere Auswahl nehmen, die nicht Pfarrerinnen oder Pfarrer
                     der Lippischen Landeskirche sind, teilt er diese Namen dem Landeskirchenamt mit, bevor das eigentliche Wahlverfahren gemäß
                     § 5 dieses Gesetztes aufgenommen wird.  5 Das Landeskirchenamt fordert diese Bewerberinnen und Bewerber auf, ein amtsärztliches Zeugnis über den Gesundheitszustand
                     vorzulegen, fordert die Personalakte bei der zuständigen Landeskirche zwecks Einsichtnahme an und bestimmt zur Feststellung
                     der Wahlfähigkeit der Bewerberinnen und Bewerb einen Termin für ein Kolloquium entsprechend § 3a AG.PfDG.EKD.  6 Liegen zum Termin des Kolloquiums das amtsärztliche Zeugnis oder die Personalakte noch nicht vor, kann die Wahlfähigkeit unter
                     Vorbehalt festgestellt werden.  7 § 19 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 findet nur bei einer erstmaligen Übernahme in ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit Anwendung, § 3a I S. 4 und § 5 AG.PfDG.EKD finden keine Anwendung.  8 Erst nach getroffener Feststellung über die Wahlfähigkeit der Bewerberinnen und Bewerber, die nicht Pfarrerinnen und Pfarrer
                     der Lippischen Landeskirche sind, wird das eigentliche Wahlverfahren nach § 5 dieses Gesetzes wieder aufgenommen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Ist nach der in Absatz 3 vorgesehenen Ausschreibung die Wahl ergebnislos geblieben, wird die Pfarrstelle ohne weitere Ausschreibung
                     durch den Landeskirchenrat besetzt.  2 Im Übrigen gilt § 20 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Die Kosten der Ausschreibung trägt das Landeskirchenamt, die übrigen Kosten des Besetzungsverfahrens die Kirchengemeinde.
                  

               

            

         

      

      
            III. Wahlverfahren bei der Besetzung einer Gemeindepfarrstelle

         

         
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Wahlrecht der Kirchengemeinde wird durch den Kirchenvorstand ausgeübt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bewerbungen derer, die die Wahlfähigkeit für den Bereich der Lippischen Landeskirche haben und derer, denen sie verliehen
                     werden kann, sind vom Landeskirchenamt über die Superintendentin oder den Superintendenten an den Kirchenvorstand weiterzuleiten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Landeskirchenamt und der Klassenvorstand beraten den Kirchenvorstand.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Sofern nicht mehr als drei Bewerbungen vorliegen, führt der Kirchenvorstand mit jeder wahlfähigen Bewerberin und mit jedem
                     wahlfähigen Bewerber ein Gespräch, in dem der kirchliche Zustand und die Wünsche der Gemeinde, der Dienst der Pfarrerin oder
                     des Pfarrers in ihr und die persönlichen Verhältnisse der Bewerberin oder des Bewerbers erörtert werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Ist nur eine Bewerberin oder ein Bewerber vorhanden und stellt der Kirchenvorstand durch Beschluss fest, dass sie oder er
                     für die Kirchengemeinde nicht geeignet erscheint, muss keine Wahl durchgeführt werden.  2 Die Ausschreibung ist damit ergebnislos.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Sind mehr als drei Bewerbungen vorhanden, so führt der Kirchenvorstand eine Vorauswahl durch und nimmt in der Regel bis zu
                     drei Bewerberinnen bzw. Bewerber in die engere Wahl. 2 Dieses geschieht in geheimer Wahl, wobei jede Kirchenälteste und jeder Kirchenältester höchstens drei Bewerberinnen oder Bewerber
                     wählen kann.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Gemeinde ist Gelegenheit zu geben, die vom Kirchenvorstand in die engere Wahl genommenen Bewerberinnen und Bewerber in
                     einer Predigt zu hören.  2 Darüber hinaus kann der Kirchenvorstand zu einer Katechese (Kindergottesdienst oder Konfirmandenunterricht) auffordern.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Ort und Zeitpunkt der Vorstellungspredigten und der Katechesen sind der Gemeinde an sämtlichen Predigtstätten am Sonntag davor
                     durch Kanzelabkündigung bekannt zu geben.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Jeder Bewerberin und jedem Bewerber sind die Reisekosten nach Maßgabe der geltenden landeskirchlichen Bestimmungen aus der
                     Ortskirchenkasse zu erstatten.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  Das Werben um Stimmen und die persönliche Beeinflussung durch Besuche in der betreffenden Kirchengemeinde oder in sonstiger
                     Weise ist den Bewerberinnen und Bewerbern nicht erlaubt.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Nach Abschluss der Vorstellungspredigten setzt die Superintendentin oder der Superintendent den Termin der Pfarrwahl im Einvernehmen
                     mit dem Kirchenvorstand fest.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dieser Termin ist an dem der Wahl vorhergehenden Sonntag in allen Gottesdiensten der Gemeinde an sämtlichen Predigtstätten
                     bekannt zu geben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Kirchenvorstand ist spätestens acht Tage vor dem Wahltermin zur Wahl schriftlich einzuladen.
                  

               

               
                     § 8

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Pfarrwahl findet in einer Sitzung des Kirchenvorstandes statt, die von der Superintendentin oder dem Superintendenten
                     mit einer Andacht und Gebet eröffnet wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei unabwendbarer Verhinderung kann eine Kirchenälteste oder ein Kirchenältester schriftlich wählen.  2 Die zum Wahltermin Verhinderten geben ihre Stimme vor der Wahl der Superintendentin oder dem Superintendenten im verschlossenen
                     Umschlag.  3 Sofern ein Mitglied des Kirchenvorstands gemäß Satz 1 schriftlich abstimmt, darf am selben Tage kein zweiter Wahlgang durchgeführt
                     werden.
                  

               

               
                     § 9

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Superintendentin oder der Superintendent leitet die Wahl.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie oder er stellt fest, ob die vorgeschriebenen Bekanntmachungen und Einladungen ordnungsgemäß erfolgt sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Superintendentin oder der Superintendent beruft im Einvernehmen mit dem Kirchenvorstand eine Kirchenälteste oder einen
                     Kirchenältesten zur Führung der Verhandlungsniederschrift sowie einer Stimmliste, die die Namen der Wahlberechtigten enthält.
                  

               

               
                     § 10

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Pfarrerin oder der Pfarrer einer anderen Kirchengemeinde, der oder dem während der Pfarrvakanz der Vorsitz im Kirchenvorstand
                     vom Landeskirchenamt übertragen wurde, hat bei der Wahl kein Stimmrecht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eine Pfarrerin oder ein Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe oder gegebenenfalls eine andere Pfarrerin oder ein anderer
                     Pfarrer, die oder der die Pfarrstelle verwaltet, sind nur dann stimmberechtigt, wenn sie nicht selbst zu den Bewerberinnen
                     oder Bewerbern für die zu besetzende Pfarrstelle gehören.
                  

               

               
                     § 11

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Wahl erfolgt in geheimer Wahl.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei der Wahl werden die Wahlberechtigten nach der in der Stimmliste aufgeführten Reihenfolge aufgerufen, einzeln an den Wahltisch
                     zu treten und ihren Stimmzettel abzugeben.  2 Die Stimmabgabe ist in der Stimmliste zu vermerken.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Stimmliste ist von der Stimmlistenführerin oder dem Stimmlistenführer mit Ort, Datum und Unterschrift zu versehen.
                  

               

               
                     § 12

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte des verfassungsmäßigen Mitgliederbestandes des Kirchenvorstandes erhält.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Wird diese Stimmzahl auch in einem zweiten unmittelbar darauf folgenden Wahlgang nicht erreicht, so ist innerhalb einer Frist
                     von mindestens drei Tagen und höchstens sechs Wochen ein neuer Wahltermin anzuberaumen.  2 § 8 Abs. 2 S. 2 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wird auch in diesem neuen Wahltermin die erforderliche Mehrheit nicht erreicht, so gilt die Wahl als ergebnislos.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Superintendentin oder der Superintendent gibt das Ergebnis der Wahl bekannt.
                  

               

               
                     § 13

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die von einer Kirchenältesten oder einem Kirchenältesten angefertigte Niederschrift über die Wahlhandlung ist von der Superintendentin
                     oder dem Superintendenten und den anwesenden Mitgliedern des Kirchenvorstandes zu unterzeichnen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Superintendentin oder der Superintendent übersendet die Niederschrift mit den dazugehörigen Wahlunterlagen und einem kurzen
                     Bericht dem Landeskirchenamt.
                  

               

               
                     § 14

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Wahlergebnis ist der Gemeinde an dem auf die Pfarrwahl folgenden Sonn oder Feiertag in den Gottesdiensten mit dem Hinweis
                     bekannt zu geben, dass jedes wahlberechtigte Gemeindeglied einen schriftlich begründeten Einspruch erheben kann, weil die
                     Gewählte oder der Gewählte nicht wahlfähig sei oder die Wahl auf der Verletzung der Vorschriften über das Wahlverfahren beruhe.
                      2 Der Einspruch ist spätestens eine Woche nach der Bekanntgabe des Wahlergebnisses beim Kirchenvorstand einzulegen, der ihn
                     mit seiner Stellungnahme dem Landeskirchenamt über den Klassenvorstand vorlegt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Einsprüche gegen die Wahl werden von dem Landeskirchenamt unter Hinzuziehung der Superintendentin oder des Superintendenten
                     in einer Sitzung des Kirchenvorstandes untersucht und dem Landeskirchenrat mit einem Gutachten des Landeskirchenamtes zur
                     Entscheidung vorgelegt.
                  

               

               
                     § 15

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Landeskirchenamt fordert – nach Erledigung etwaiger Einsprüche – die Gewählte oder den Gewählten auf, sich innerhalb einer
                     Frist von zwei Wochen über die Annahme der Wahl zu erklären.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Lehnt die oder der Gewählte die Wahl ab, so hat der Kirchenvorstand innerhalb einer angemessenen Frist eine neue Wahl vorzunehmen.
                  

               

               
                     § 16

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Landeskirchenamt berichtet dem Landeskirchenrat über das Ergebnis der Pfarrwahl und die durchgeführte Prüfung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Landeskirchenrat bestätigt die Wahl und beruft die Gewählte oder den Gewählten.  2 Der Dienstbeginn ist zwischen den Beteiligten abzustimmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Bei allen Beschlüssen des Landeskirchenrates, welche die Bestätigung einer Pfarrwahl und die Berufung einer Pfarrerin oder
                     eines Pfarrers auf die Pfarrstelle einer lutherischen Kirchengemeinde betreffen, haben die beiden lutherischen Mitglieder
                     des Landeskirchenrates je drei Stimmen.  2 Jedes Mitglied kann die Stimmen nur einheitlich für eine Person abgeben.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Bestätigung der Wahl oder die Berufung ist nur zu versagen, wenn
                     
                        	
                           in dem Wahlverfahren Fehler vorgekommen sind, die auf das Wahlergebnis Einfluss haben könnten,

                        

                        	
                           die oder der Gewählte durch Werben von Stimmen oder sonst auf unwürdige Weise auf die Wahl einzuwirken versucht hat (§ 6),

                        

                        	
                           die oder der Gewählte den Dienst in der Pfarrstelle zu einem Zeitpunkt antreten möchte, der nicht im kirchlichen Interesse
                              liegt.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 17

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Versagt der Landeskirchenrat die Bestätigung oder die Berufung einer Pfarrerin oder eines Pfarrers, so setzt er der Kirchengemeinde
                     zur Durchführung einer neuen Wahl eine angemessene Frist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Frist ruht, wenn der Kirchenvorstand gegen die Entscheidung, mit der der Landeskirchenrat die Bestätigung der Wahl versagt
                     hat, Klage beim Kirchlichen Verwaltungsgericht erhebt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Nimmt der Kirchenvorstand innerhalb der vorgeschriebenen Frist die Wahl nicht vor, so kann der Landeskirchenrat von seinem
                     Besetzungsrecht gemäß § 20 Gebrauch machen.
                  

               

               
                     § 18

                  

                  Hat der Kirchenvorstand innerhalb von sechs Monaten nach Ausschreibung der wiederzubesetzenden Pfarrstelle die Pfarrwahl nicht
                     vorgenommen, so kann der Landeskirchenrat von seinem Besetzungsrecht gemäß § 20 Gebrauch machen.
                  

               

               
                     § 19

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Superintendentin oder der Superintendent führt die berufene Pfarrerin oder den berufenen Pfarrer in einem Gottesdienst
                     unter Mitwirkung des Kirchenvorstandes aufgrund einer Beauftragung durch das Landeskirchenamt nach der vorgeschriebenen Agende
                     in das Amt ein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Superintendentin oder der Superintendent berichtet dem Landeskirchenrat über die vollzogene Einführung der Pfarrerin oder
                     des Pfarrers.
                  

               

            

         

      

      
            IV. Verfahren beim Besetzungsrecht des Landeskirchenrates bei Gemeindepfarrstellen

         

         
                     § 20

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Übt der Landeskirchenrat das Besetzungsrecht bei der Besetzung einer Pfarrstelle aus, so ist eine vorherige Ausschreibung
                     nicht unbedingt erforderlich.  2 Die Pfarrstelle ist im Benehmen mit dem Kirchenvorstand zu besetzen; der Landeskirchenrat soll in Aussicht genommene Kandidatinnen
                     und Kandidaten dem Kirchenvorstand rechtzeitig benennen.  3 Der Klassenvorstand ist im gesamten Besetzungsverfahren mit einzubeziehen, insbesondere bei der Beratung des Kirchenvorstandes.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im einzelnen gilt folgendes:
                     
                        	
                            1 Der Landeskirchenrat schlägt dem Kirchenvorstand wahlfähige Kandidatinnen und Kandidaten vor.  2 Der Kirchenvorstand führt die Gespräche gemäß § 5 und beteiligt dabei den Klassenvorstand.  3 Die Kandidatinnen und Kandidaten halten eine Vorstellungspredigt.  4 Darüber hinaus kann der Kirchenvorstand zu einer Katechese (Kindergottesdienst oder Konfirmandenunterricht) auffordern.
                           

                        

                        	
                           Nach Anhörung des Kirchenvorstandes und des Klassenvorstandes gibt der Landeskirchenrat dem Kirchenvorstand den Namen der
                              Kandidatin oder des Kandidaten bekannt, die bzw. der von ihm endgültig für die Berufung in Aussicht genommen wurde.
                           

                        

                        	
                            1 Erhebt der Kirchenvorstand mit der Mehrheit seiner gesetzlichen Stimmen gegen die in Aussicht Genommene oder den in Aussicht
                              Genommenen Bedenken, so hat der Kirchenvorstand einmal die Möglichkeit, die in Aussicht genommene Person ohne nähere Begründung
                              abzulehnen.  2 Erhebt der Kirchenvorstand mit der Mehrheit seiner gesetzlichen Stimmen beim zweiten Personalvorschlag des Landeskirchenrates
                              gegen die in Aussicht genommene Person ebenfalls Bedenken, so kann der Landeskirchenrat die Berufung nur mit Zustimmung des
                              Klassenvorstandes beschließen.
                           

                        

                        	
                           Gibt der Landeskirchenrat den Bedenken des Kirchenvorstandes statt, so kann er der Gemeinde einen neuen Vorschlag machen.

                        

                        	
                           Werden von der Mehrheit des Kirchenvorstandes keine Bedenken gegen die Berufung einer in Aussicht genommenen Kandidatin bzw.
                              eines Kandidaten vorgebracht, so kann der Landeskirchenrat die Berufung beschließen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei allen Beschlüssen des Landeskirchenrates gemäß den Absätzen 1 und 2 gilt § 16 Absatz 3 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Für das weitere Verfahren und die Bekanntmachung der Beschlüsse des Landeskirchenrates gelten die §§ 5 und 6, 10, 14, 16, 19 dieses Kirchengesetzes sinngemäß.
                  

               

            

         

      

      
            V. Verfahren bei der Besetzung landeskirchlicher Pfarrstellen

         

         
                     § 21

                  

                  Für die Besetzung landeskirchlicher Pfarrstellen gelten die Vorschriften für die Besetzung von Gemeindepfarrstellen sinngemäß,
                     insbesondere die §§ 3, 15 Absatz 1 und 16 Absatz 2.

               

            

         

      

      
            VI. Überleitungs- und Schlussbestimmungen

         

         
                     § 22

                  

                  Bei der Ausübung des Wahlrechts und des Besetzungsrechtes nach § 2 Absatz 1 und 2 gilt die am 1. Januar 1992 gegebene Besetzung als die erste Besetzung im Sinne dieser Vorschrift.
                  

               

               
                     § 23

                  

                  Die zur Ausführung dieses Kirchengesetzes erforderlichen Bestimmungen werden vom Landeskirchenrat im Verordnungswege erlassen.

               

               
                     § 24

                  

                  Alle diesem Gesetz entgegenstehenden Bestimmungen bleiben aufgehoben.

               

               
                     § 25

                  

                  Dieses Gesetz tritt am 1. Dezember 2015 in Kraft.

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Detmold, den 15. Dezember 2015

                           
                           	
                              Der Landeskirchenrat

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      
            Anlage 

         

         
               Beschluss
zur Besetzung von Gemeindepfarrstellen
vom 19. Mai 2006
(Ges. u. VOBl. Bd. 13 S. 448)
               

            

            Die 33. ordentliche Landessynode hat in ihrer Sitzung am 19./20. Mai 2006 folgenden Beschluss gefasst, der hiermit bekannt
               gegeben wird:
            

            Gemäß § 3 Abs. 2 Satz 4 Pfarrstellenbesetzungsgesetz beschließt die Landessynode für die Besetzung von Pfarrstellen für den
               Zeitraum ab 1. Juni 2006 eine Verhältniszahl von 1 : 2.500 für reformierte Pfarrstellen und von 1 : 2.375 für lutherische
               Pfarrstellen. Die Verhältniszahl bezieht sich auf den Gemeindegliederbestand vom 1. Juni 2006 und soll bis 31. Dezember 2012
               erfüllt sein. Die Anzahl der Pfarrstellen wird je Klasse ermittelt.
            

         

      

      

   
      

      
         Richtlinien zur Besetzung von Pfarrstellen im Gemeindepfarrdienst ab 3. Juni 2014

      

      
         vom 3. Juni 2014

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 9 S. 367)

      

      

         
                  I. Richtlinien

               

               

            

            
                     
                        	
                           Die Landeskirche verfolgt das Ziel, Pfarrstellen möglichst mit Dienstumfängen von 100 v.H. auszuschreiben.

                        

                        	
                           Der Stellenumfang von Pfarrstellen wird nur in Viertel Schritten festgelegt. Stellenanteile werden wie folgt gerundet:

                           
                              
                                 
                                    
                                    
                                    
                                    
                                 
                                 
                                    
                                       	
                                          Gemeindegliederzahl,
Ergebnis 
(vor Rundung) 
                                          

                                       
                                       	
                                          dividiert durch
Pfarrstellenanteil
(gerundet) 
                                          

                                       
                                       	
                                          REF: 2.500 
entspricht
ref.
                                          

                                       
                                       	
                                          LT: 2.375
Gemeindegliedern:
lt.
                                          

                                       
                                    

                                 
                                 
                                    
                                       	
                                          0 - 0,12

                                       
                                       	
                                          0,00

                                       
                                       	
                                          1 - 312

                                       
                                       	
                                          1 - 296

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          0,13 - 0,37

                                       
                                       	
                                          0,25

                                       
                                       	
                                          313-937

                                       
                                       	
                                          297 - 890

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          0,38 - 0,62

                                       
                                       	
                                          0,50

                                       
                                       	
                                          938 - 1.562

                                       
                                       	
                                          891 - 1.484

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          0,63 - 0,87

                                       
                                       	
                                          0,75

                                       
                                       	
                                          1.563 - 2.187

                                       
                                       	
                                          1.485 - 2.078

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          0,88 - 1,12

                                       
                                       	
                                          1,00

                                       
                                       	
                                          2.188 - 2.812

                                       
                                       	
                                          2.079 - 2.672

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          1,13 - 1,37

                                       
                                       	
                                          1,25

                                       
                                       	
                                          2.813 - 3.437

                                       
                                       	
                                          2.673 - 3.266

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          1,38 - 1,62

                                       
                                       	
                                          1,50

                                       
                                       	
                                          3.438 - 4.062

                                       
                                       	
                                          3.267 - 3.860

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          1,63 - 1,87

                                       
                                       	
                                          1,75

                                       
                                       	
                                          4.063 - 4.687

                                       
                                       	
                                          3.861 - 4.454

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          1,88 - 2,12

                                       
                                       	
                                          2,00

                                       
                                       	
                                          4.688 - 5.312

                                       
                                       	
                                          4.455 - 5.048

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          2,13 - 2,37

                                       
                                       	
                                          2,25

                                       
                                       	
                                          5.313 - 5.937

                                       
                                       	
                                          5.049 - 5.642

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          2,38 - 2,62

                                       
                                       	
                                          2,50

                                       
                                       	
                                          5.938 - 6.562

                                       
                                       	
                                          5.643 - 6.236

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          etc.

                                       
                                       	
                                          etc.

                                       
                                       	
                                          etc.

                                       
                                       	
                                          etc.

                                       
                                    

                                 
                              

                           

                        

                        	
                           Freie Pfarrstellen mit einem Umfang von unter 50 v.H. bedürfen keiner Ausschreibung. Sie können vom Landeskirchenrat gemäß
                              § 20 Pfarrstellenbesetzungsgesetz im Benehmen mit dem Kirchenvorstand und Klassenvorstand besetzt werden.
                           

                        

                        	
                            1 Gemeindepfarrstellen mit einem Dienstumfang von 50 v.H. oder mehr werden grundsätzlich innerhalb der Lippischen Landeskirche
                              ausgeschrieben.  2 Auf Antrag des Kirchenvorstandes und mit Zustimmung des Klassenvorstands kann die Pfarrstelle auch für den Gesamtbereich der
                              EKD ausgeschrieben werde. 
                           

                           Das Besetzungsrecht des Landeskirchenrates gemäß § 2 Absatz 2 Pfarrstellenbesetzungsgesetz ist dabei zu beachten. Es können sich alle Pfarrerinnen und Pfarrer bewerben, denen die Anstellungsfähigkeit in der lippischen
                              Landeskirche verliehen worden ist.
                           

                        

                        	
                           Zusatzaufträge an Inhaberinnen und Inhaber von Pfarrstellen sind zumutbar, wenn

                           
                              
                                 
                                    
                                       	
                                          •

                                       
                                       	
                                          die Pfarrerin oder der Pfarrer in der Regel nicht mehr als 2 Dienstaufträge erfüllen muss

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          •

                                       
                                       	
                                          die Pfarrerin oder der Pfarrer in der Regel nicht mehr als 3 Gottesdienste an einem Wochenende halten muss.

                                       
                                    

                                 
                              

                           

                           Bei Teilzeitaufträgen ist eine Konzentration von Aufgaben anzustreben. Auf individuelle Härten ist im Rahmen der allgemeinen
                              Fürsorgepflicht des Dienstherrn gem. § 47 Pfarrdienstgesetz EKD Rücksicht zu nehmen.
                           

                        

                        	
                            1 Pfarrerinnen und Pfarrer im Teildienst haben das Recht, sich auf Pfarrstellen mit einem vollen Dienstumfang zu bewerben.  2 Sie werden bei der Auswahl im Rahmen der Ausschreibung und der allgemeinen Grundsätze von Ermessensentscheidungen berücksichtigt.
                           

                        

                        	
                            1 Pfarrstellen mit weniger als 50 v.H. Dienstumfang werden aufgehoben, sofern die Stelleninhaberin oder der Stelleninhaber in
                              den Ruhestand tritt oder in eine andere Stelle wechselt (= kw-Vermerk).  2 Bei Stellenanteilen, die nicht mehr als 50 v.H. erreichen, ist eine verbindliche Kooperation mit Nachbargemeinden, eine pfarramtliche
                              Verbindung oder eine Fusion mit einer anderen Kirchengemeinde anzustreben oder der Stellenanteil von einer anderen Pfarrstelleninhaberin
                              oder einem anderen Pfarrstelleninhaber zu versorgen.  3 Über die pfarramtliche Verbindung entscheidet gemäß Artikel 11 der Verfassung die Landessynode.  4 Wird der Stellenanteil von einer anderen Pfarrstelleninhaberin oder einem anderen Pfarrstelleninhaber versorgt, entscheidet
                              darüber der Landeskirchenrat auf Antrag der beteiligten Kirchenvorstände und der Klassenvorstände mit Zustimmung der betreffenden
                              Pfarrerin bzw.  5 des betreffenden Pfarrers.
                           

                        

                        	
                            1 Bei der Festlegung des Stellenumfangs werden für den Zeitraum ab 1. Januar 2013 die von der Synode beschlossenen Verhältniszahlen
                              für eine volle Stelle (2.500 bzw. 2.375 für die Lutherische Klasse) als Richtzahl festgelegt.  2 Als Stichtag für die Bemessung des Dienstumfangs ist der Tag der Stellenausschreibung heranzuziehen.  3 Bei einer pfarramtlichen Verbindung von Pfarrstellen oder Vereinigung von Kirchengemeinden kann die Verhältniszahl befristet
                              um 25 v.H. gesenkt werden.
                           

                        

                        	
                           Die Freigabe zur Wiederbesetzung erfolgt im Benehmen mit dem Klassenvorstand.

                        

                        	
                            1 Gemäß § 20 Absatz 1 Pfarrstellenbesetzungsgesetz kann der Landeskirchenrat im Einvernehmen mit dem Kirchenvorstand und dem
                              Klassenvorstand auf eine Ausschreibung verzichten.  2 Bei Einvernehmen aller Beteiligten kann das Besetzungsverfahren nach § 20 Absatz 2 Pfarrstellenbesetzungsgesetz abgekürzt
                              werden.
                           

                        

                     

                  

               

            

            
                  II. Inkrafttreten

               

               Diese Richtlinien treten am 3. Juni 2014 in Kraft.

               

               
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Detmold, 3. Juni 2014

                              
                              	
                                 Der Landeskirchenrat

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz
über die Ordnung für Lehrverfahren in der
Lippischen Landeskirche
         

      

      
         vom 23. November 1976

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 6 S. 201)
zuletzt geändert durch 
(Ges. u. VOBl. Bd. 15 S. 95)
         

      

      Die 26. ordentliche Landessynode hat aufgrund von Artikel 130 Absatz 2 der Verfassung der Landeskirche i. V. m. § 45 Pfarrerdienstgesetz
         das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird.
      

      
                     § 1
Grundlegung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Es ist Auftrag der Kirche, die Botschaft von Jesus Christus, wie sie uns in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen
                     der Kirche jeweils neu bezeugt ist, den Menschen der Gegenwart auszurichten.  2 Damit trägt sie Verantwortung für die rechte Erfüllung dieses Auftrages in der Verkündigung des Evangeliums und der Verwaltung
                     der Sakramente, in theologischer Lehre und in jeder anderen Form der Vermittlung der christlichen Botschaft.  3 Die Kirche kann diese Verantwortung nur tragen, weil ihr die Verheißung ihres Herrn gegeben ist, sie durch seinen Geist in
                     alle Wahrheit zu leiten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirche nimmt ihre Verantwortung wahr, indem sie geeignete Verkündiger des Evangeliums zurüstet und beruft, sie begleitet
                     und ihnen hilft bei der sachgemäßen, gegenwartsnahen Auslegung der Botschaft, und indem sie Lehrauffassungen erkennt und abwehrt,
                     die mit dem biblischen Zeugnis unvereinbar sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die in der Ordination zu Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung Berufenen haben damit die Verpflichtung übernommen, das
                     Evangelium von Jesus Christus zu predigen, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den in ihrer Kirche geltenden Bekenntnissen
                     bezeugt ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Bezeugung der Christusbotschaft ist der ganzen Kirche, nicht nur den Ordinierten, aufgetragen; der Erfüllung dieses Auftrags
                     dienen alle Ämter der Kirche.  2 So haben auch die Gemeindeglieder, insbesondere die Mitglieder von Kirchenvorständen und Synoden, an der Verantwortung für
                     Lehre und Verkündigung teil.  3 Es ist die wichtigste Aufgabe aller Leitungsorgane, für die rechte Ausrichtung des Zeugnisauftrags der Kirche zu sorgen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Verantwortung der Kirche für Verkündigung und Lehre erfordert den Schutz von Gemeinde und Kirche vor einer zu beanstandenden
                     Verkündigung oder Lehre eines Ordinierten (Lehrbeanstandung), aber auch dessen Schutz vor unberechtigten Angriffen gegen seine
                     Verkündigung oder Lehre (Lehrschutz).
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Ein Lehrverfahren hat zu klären, ob Verkündigung und Lehre eines Ordinierten bei dem unverzichtbaren Bemühen um den Gegenwartsbezug
                     des Evangeliums mit dem entscheidenden Inhalt der biblischen Botschaft nach reformatorischem Verständnis unvereinbar sind.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Da die Kirche nicht über die Wahrheit des Evangeliums in zeitlos gültigen Lehrsätzen verfügt, sondern nur im immer neuen Hören
                     auf die Schrift nach der rechten Antwort für den Menschen unserer Zeit suchen kann, setzt ein Lehrverfahren ausführliche theologische
                     Gespräche mit dem Betroffenen voraus und muss sich auch selbst in Form eingehender Gespräche vollziehen.  2 Die Beauftragten können solche Gespräche nur im Wagnis der eigenen Glaubensentscheidung und in der Bemühung um gemeinsame
                     Lehrbezeugung führen und so ihre Entscheidung treffen.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Gegenstand des Verfahrens können nur Lehrauffassungen sein, die ein Ordinierter in Ausübung seines Amtes oder sonst öffentlich
                     zum Ausdruck gebracht hat und an denen er auch nach theologischer Beratung und Mahnung beharrlich festhält.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         1 Wird durch das Verfahren die Unvereinbarkeit von Verkündigung und Lehre des Betroffenen mit der Kirche aufgetragenen Botschaft
                     festgestellt, endet seine in der Ordination begründete Bevollmächtigung.  2 Diese Entscheidung hat keinen disziplinarrechtlichen Charakter, sie folgt vielmehr aus der Verantwortung der Kirche für die
                     Erfüllung ihres Auftrags.  3 Die Kirche nimmt jedoch die Gewissensentscheidung des Betroffenen ernst und lässt dies in der Regelung der Rechtsfolgen für
                     ihn deutlich werden.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                         1 Weil das Neue Testament eine Vielfalt von Möglichkeiten eröffnet, den entscheidenden Inhalt der einen Christusbotschaft auszusagen,
                     darf und will diese Ordnung nicht eine theologische Einförmigkeit erzwingen.  2 Sie soll vielmehr dazu helfen, die bei aller Mannigfaltigkeit notwendige Übereinstimmung in den Lehraussagen zu erhalten und
                     dagegen zu verteidigen, dass die der Kirche aufgetragene Botschaft in ihrem entscheidenden Inhalt entstellt und die Gemeinschaft
                     des Glaubens gefährdet wird.  3 Auch ein Lehrverfahren steht unter dem alleinigen Ziel, der Botschaft von Jesus Christus als dem einen Wort Gottes Geltung
                     zu verschaffen.
                  

               

            

         

      

      
            A. Theologisches Lehrgespräch

         

         
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Einem Lehrverfahren geht ein förmliches theologisches Lehrgespräch voraus.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ein förmliches theologisches Lehrgespräch setzt voraus, dass Tatsachen vorliegen, welche die Annahme rechtfertigen, dass ein
                     Ordinierter an nach § 1 zu beanstandenden Lehrauffassungen auch nach theologischer Beratung und Mahnung beharrlich festgehalten
                     hat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Über die Anordnung eines förmlichen theologischen Lehrgesprächs entscheidet der Landeskirchenrat von Amts wegen oder auf Antrag
                     des Kirchenvorstandes der Gemeinde oder des Leitungsorganes der Körperschaft, in deren Bereich der Betroffene Dienst tut,
                     sowie der Aufsicht führenden Stellen.  2 Zuvor gibt sie dem Betroffenen und dem Leitungsorgan oder der Aufsicht führenden Stelle Gelegenheit zu mündlicher oder schriftlicher
                     Stellungnahme.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Ein Ordinierter kann zu seinem Schutze die Entscheidung des Landeskirchenrates beantragen, ob ein förmliches theologisches
                     Lehrgespräch anzuordnen ist, wenn er anders keine Möglichkeit sieht, den gegen ihn öffentlich erhobenen Vorwurf auszuräumen,
                     er habe Lehrauffassungen vertreten, die mit dem entscheidenden Inhalt der biblischen Botschaft nach reformatorischem Verständnis
                     unvereinbar sind.
                  

               

               
                     § 3
Entscheidung des Landeskirchenrates
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Auf einen Antrag nach § 2 Abs. 3 oder Abs. 4 stellt der Landeskirchenrat entweder fest, dass der erhobene Vorwurf nicht die
                     Anordnung des förmlichen Lehrgesprächs begründet, oder er ordnet es zur Klärung des Vorwurfs an.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Beschluss des Landeskirchenrates ist zu begründen; dies gilt nicht für Anträge nach § 2 Abs. 4, wenn der Landeskirchenrat
                     zur Anordnung eines förmlichen theologischen Lehrgesprächs keinen zureichenden Anlass sieht.  2 Wird das förmliche theologische Lehrgespräch angeordnet, ist der zu klärende Vorwurf zu kennzeichnen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Beschluss ist dem Betroffenen, dem Kirchenvorstand der Gemeinde oder dem Leitungsorgan der Körperschaft, in deren Dienst
                     der Betroffene steht oder deren Dienstaufsicht er untersteht, sowie dem Antragsteller zuzustellen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Beschluss ist mit Rechtsmitteln nicht anfechtbar.
                  

               

               
                     § 4
Zweck des Lehrgesprächs
                     

                  

                  Zweck des förmlichen theologischen Lehrgesprächs ist es, den Sachverhalt zu klären, das Anliegen des Betroffenen zu erkennen
                     und – soweit erforderlich – zu versuchen, im gemeinsamen theologischen Bemühen die bei aller Mannigfaltigkeit notwendige Übereinstimmung
                     in den Lehraussagen wiederzugewinnen.
                  

               

               
                     § 5
Kommission für ein Lehrgespräch
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Landeskirchenrat – für lutherische Gemeinden mit Zustimmung des Klassenvorstandes – beauftragt mit der Teilnahme an einem
                     Lehrgespräch eine Kommission von 5 Sachkundigen, die der evangelischen Kirche angehören.  2 Mindestens einer von ihnen muss ein im Gemeindepfarramt stehender Theologe mit abgeschlossener Universitätsausbildung, mindestens
                     ein weiterer von ihnen muss Inhaber eines Lehrstuhls für evangelische Theologie, mindestens einer von ihnen muss ein nicht
                     hauptberuflich im kirchlichen Dienst stehendes Gemeindeglied mit der Befähigung zum Ältestenamt sein.  3 Nicht mehr als zwei von ihnen dürfen dem Landeskirchenrat angehören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit die mit der Teilnahme am Lehrgespräch Beauftragten ordiniert sind, muss die Mehrheit von ihnen in der gleichen Bekenntnisbindung
                     wie der Betroffene stehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Landeskirchenrat bestimmt den Einberufer aus den Mitgliedern der Kommission.  2 Diese wählt ihren Vorsitzenden und dessen Stellvertreter.  3 Auf Antrag der Kommission bestellt der Landeskirchenrat einen Protokollführer, der sich am Lehrgespräch nicht beteiligt.
                  

               

               
                     § 6
Gang des Gesprächs und Urlaub zur Vorbereitung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kommission beginnt das Gespräch mit dem Betroffenen spätestens 2 Monate nach der Beauftragung der Kommission.  2 Innerhalb des förmlichen theologischen Lehrgesprächs führt die Kommission Gespräche mit dem Betroffenen in dem Umfang, wie
                     es ihr zur Erfüllung ihrer Aufgabe erforderlich scheint.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Vorsitzende setzt Ort und Zeit der Gespräche fest und lädt die Beteiligten jeweils mit 2 Wochen Frist dazu ein.  2 Dem Betroffenen wird die Einladung zugestellt; er wird zugleich darauf hingewiesen, dass im Falle eines nicht durch triftige
                     Gründe entschuldigten Fernbleibens dem Verfahren auch ohne weiteres Gespräch Fortgang gegeben werden kann.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Landeskirchenrat kann dem Betroffenen, wenn dieser es beantragt, Urlaub zur Vorbereitung des förmlichen theologischen
                     Lehrgesprächs unter Fortgewährung seiner Dienstbezüge bewilligen, wenn nicht dringende Gründe entgegenstehen.
                  

               

               
                     § 7
Zuhörer, Beistände
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Lehrgespräch ist nicht öffentlich.  2 Der Landeskirchenrat kann bis zu zwei seiner Mitglieder als Zuhörer benennen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Betroffene kann einen theologischen und einen rechtskundigen Beistand sowie bis zu zwei am Lehrgespräch nicht teilnehmende
                     Zuhörer mitbringen.  2 Die Beistände müssen der evangelischen Kirche angehören.  3 Auch der für den Betroffenen zuständige Kirchenvorstand oder das Leistungsorgan, in dessen Dienst der Betroffene steht, können
                     zwei Zuhörer entsenden.
                  

               

               
                     § 8
Anwesenheit, Gesprächsleitung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Gespräche des förmlichen theologischen Lehrgesprächs können nur stattfinden, wenn außer dem Betroffenen alle Mitglieder
                     der Kommission anwesend sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Vorsitzende eröffnet und leitet die Gespräche.
                  

               

               
                     § 9
Niederschriften
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Über den wesentlichen Inhalt eines jeden Gesprächs ist möglichst während seines Verlaufes und sonst unverzüglich nach seinem
                     Abschluss durch den von dem Landeskirchenrat bestimmten Protokollführer oder durch einen vom Vorsitzenden Beauftragten eine
                     Niederschrift anzufertigen.  2 Diese ist spätestens innerhalb zweier Wochen nach Abschluss des jeweiligen Gespräches von allen Teilnehmern zu unterzeichnen.
                      3 Gibt die Niederschrift nach Auffassung eines Teilnehmers den Gesprächsverlauf nicht zutreffend wieder, so kann er seiner Unterschrift
                     einen entsprechenden Zusatz hinzufügen.  4 Verweigert der Betroffene die Unterschrift, ist dies in der Niederschrift festzustellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Dem Betroffenen ist eine Ausfertigung jeder Niederschrift alsbald nach ihrem Zustandekommen zuzustellen.  2 Er kann jeweils innerhalb einer Woche nach Zustellung jeder Niederschrift dem Vorsitzenden eine Stellungnahme einreichen,
                     die der Niederschrift beigefügt wird.
                  

               

               
                     § 10
Abschluss des Lehrgesprächs
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wenn die Aufgabe des Lehrgesprächs nach Überzeugung der Kommission erfüllt ist, beschließt die Kommission mit der Mehrheit
                     ihrer Mitglieder ihr Votum.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Das Votum geht dahin. dass der Betroffene in dem förmlichen theologischen Lehrgespräch in den vom Beschluss des Landeskirchenrates
                     bezeichneten Punkten eine gemäß § 1 zu beanstandende oder nicht zu beanstandende Lehre vertritt.  2 Das Votum ist zu begründen.  3 Dabei ist eine beanstandete Lehre als nach § 1 schriftwidrig zu kennzeichnen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Das Votum ist von sämtlichen zum Lehrgespräch Berufenen zu unterschreiben.  2 Wer überstimmt worden ist, kann der Unterschrift einen dies feststellenden Zusatz hinzufügen und innerhalb von drei Wochen
                     ein Sondervotum einreichen, das dem Votum beigefügt wird.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Vorsitzende legt das Votum mit den etwaigen Sondervoten und den Niederschriften über die geführten Gespräche dem Landeskirchenrat
                     vor.  2 Dieser stellt das Votum mit den etwaigen Sondervoten dem Betroffenen zu und gibt ihm Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb
                     eines Monats.
                  

               

               
                     § 11
Entscheidung des Landeskirchenrats nach Abschluss des Lehrgesprächs
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Nach Eingang aller Unterlagen entscheidet der Landeskirchenrat, ob ein Lehrverfahren eröffnet wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Landeskirchenrat kann die Entscheidung über die Eröffnung des Lehrverfahrens aussetzen und den Betroffenen befristet zu
                     besonderen theologischen Studien unter Belassung seiner Dienstbezüge beurlauben, wenn davon die Wiedergewinnung der bei aller
                     Mannigfaltigkeit notwendigen Übereinstimmung in den Lehraussagen erhofft werden kann.
                  

               

               
                     § 12
Entscheidung des Landeskirchenrates bei Nichterscheinen
                     

                  

                  Hat der Betroffene die Teilnahme am Lehrgespräch verweigert, ist er ohne zwingende Gründe nicht erschienen oder lehnt er es
                     ab, die gem. § 11 Abs. 2 vorgeschlagenen Studien durchzuführen, entscheidet der Landeskirchenrat darüber, ob das Verfahren
                     vor dem Spruchkollegium eröffnet werden soll.
                  

               

               
                     § 13
Beurlaubung
                     

                  

                  Hat der Landeskirchenrat die Eröffnung des Verfahrens vor dem Spruchkollegium beschlossen, kann er den Betroffenen bis zur
                     Beendigung des Verfahrens unter Belassung seiner Dienstbezüge beurlauben.
                  

               

               
                     § 14
Zustellung
                     

                  

                   1 Die Beschlüsse des Landeskirchenrates sind dem Betroffenen mit Begründung zuzustellen.  2 Wird das Verfahren vor dem Spruchkollegium eröffnet, hat der Beschluss die nach § 1 als schriftwidrig beanstandete Lehre zu bezeichnen und die Beanstandung zu begründen.
                  

               

            

         

      

      
            B. Verfahren vor dem Spruchkollegium

         

         
               I. Allgemeine Bestimmungen

            

            
                     § 15
Spruchkollegium
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Lehrverfahren findet vor einem Spruchkollegium statt.  2 Dieses wird durch die Landessynode im Voraus für ihre Amtszeit berufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Erforderlichenfalls sind mehrere Spruchkollegien zu bilden.
                  

               

               
                     § 16
Besetzung des Spruchkollegiums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Jedes Spruchkollegium verhandelt und entscheidet in folgender Besetzung:
                     
                        	
                           vier im Dienst einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland stehende Ordinierte, von denen je zwei dem lutherischen
                              und dem reformierten Bekenntnis angehören müssen, von denen mindestens zwei Theologen mit abgeschlossener Universitätsausbildung
                              und mindestens zwei Gemeindepfarrer sein müssen;
                           

                        

                        	
                           zwei in einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland zum Ältestenamt befähigte Gemeindeglieder, von denen eines
                              einer reformierten und das andere einer lutherischen Gemeinde angehören und mindestens eines die Befähigung zum Richteramt
                              haben muss;
                           

                        

                        	
                           ein Inhaber eines Lehrstuhls für evangelische Theologie.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Stellvertreter sind in der erforderlichen Anzahl zu berufen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Mitglieder jedes Spruchkollegiums, der Vorsitzende und sein Stellvertreter sowie die Reihenfolge der Stellvertreter und
                     der etwaigen Ersatzleute sind durch die Landessynode für die Dauer ihrer Amtszeit im Voraus zu bestimmen.
                  

               

               
                     § 17
Ausschließungsgründe
                     

                  

                  Von der Mitwirkung in dem Spruchkollegium ist ausgeschlossen:
                     
                        	
                           wer dem Landeskirchenrat angehört oder angehört hat, als die Einleitung des Lehrverfahrens beschlossen worden ist;

                        

                        	
                           wer am förmlichen theologischen Lehrgespräch mit dem Betroffenen beteiligt war;

                        

                        	
                           wer Ehegatte oder gesetzlicher Vertreter des Betroffenen ist oder gewesen ist;

                        

                        	
                           wer mit dem Betroffenen in gerader Linie verwandt, verschwägert oder durch Annahme an Kindes Statt verbunden, in der Seitenlinie
                              bis zum dritten Grade verwandt oder bis zum zweiten Grade verschwägert ist, auch wenn die Ehe, durch welche die Schwägerschaft
                              begründet war, nicht mehr besteht.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 18
Ablehnungsgründe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Betroffene und der Landeskirchenrat können Mitglieder des Spruchkollegiums wegen Besorgnis der Befangenheit ablehnen;
                     die Ablehnung ist nur binnen 2 Wochen nach Zustellung der Mitteilung gem. § 21, bei einem erst später eingetretenen oder bekannt
                     gewordenen Umstand nur unverzüglich nach seinem Bekanntwerden zulässig.  2 Die Ablehnung ist schriftlich zu begründen.  3 Das Spruchkollegium entscheidet darüber durch unanfechtbaren Beschluss, bei dem anstelle der abgelehnten Mitglieder deren
                     Stellvertreter mitwirken.  4 Das gleiche gilt, wenn Mitglieder des Spruchkollegiums, auch ohne abgelehnt worden zu sein, sich selbst für befangen erklären.
                      5 Das gleiche gilt, wenn ein Kollegiumsmitglied nicht den Bekenntnisstand des Betroffenen hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Lehrmeinungen eines Mitglieds, die von denen des Betroffenen abweichen, können als Ablehnungsgrund nicht geltend gemacht werden.
                  

               

               
                     § 19
Unabhängigkeit und Verpflichtung
                     

                  

                   1 Die Mitglieder des Spruchkollegiums führen ihr Amt in Unabhängigkeit.  2 Sie werden bei Amtsantritt verpflichtet.
                  

               

            

         

         
               II. Gang des Verfahrens

            

            
                     § 20
Eröffnungsbeschluss
                     

                  

                  Der Landeskirchenrat stellt seinen Eröffnungsbeschluss mit Begründung dem Betroffenen zu und übermittelt ihn zusammen mit
                     sämtlichen Vorgängen dem Vorsitzenden des Spruchkollegiums.
                  

               

               
                     § 21
Mitteilung der Besetzung des Spruchkollegiums
                     

                  

                  Der Vorsitzende teilt dem Betroffenen die Besetzung des Spruchkollegiums unter Hinweis auf die Bestimmungen des § 18 durch
                     Zustellung mit.
                  

               

               
                     § 22
Vorbereitung der Verhandlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Vorsitzende des Spruchkollegiums beauftragt eins oder einige seiner Mitglieder mit der Vorbereitung der Verhandlung und
                     mit etwa notwendigen Ermittlungen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Sollen Sachverständige oder Zeugen gehört werden, ist der Betroffene davon spätestens eine Woche zuvor in Kenntnis zu setzen.
                      2 Ihm ist gestattet, an Vernehmungen teilzunehmen und Fragen zu stellen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Nach Abschluss der Ermittlungen bestellt der Vorsitzende ein Mitglied zum Berichterstatter für die mündliche Verhandlung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Vorsitzende bestellt im Benehmen mit dem Vorsitzenden des Landeskirchenrates für die mündliche Verhandlung einen Protokollführer,
                     der dem Spruchkollegium nicht angehört.
                  

               

               
                     § 23
Stellungnahmen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dem Kirchenvorstand einer Gemeinde oder dem Leitungsorgan einer anderen Körperschaft, in deren Bereich der Betroffene Dienst
                     tut, und den Aufsicht führenden Stellen ist bei der Vorbereitung der mündlichen Verhandlung Gelegenheit zur Stellungnahme
                     zu geben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei den in § 38 und § 40 genannten Personen ist sinngemäß zu verfahren.
                  

               

               
                     § 24
Beistände, Gutachten, Akteneinsicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Landeskirchenrat kann am Lehrverfahren durch einen von ihm zu benennenden Vertreter teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Betroffene kann sich in jeder Lage des Verfahrens eines theologischen und eines rechtskundigen Beistandes seiner Wahl
                     bedienen.  2 Der Vorsitzende des Spruchkollegiums kann weitere Beistände zulassen.  3 Die Beistände müssen einer Gliedkirche der EKD angehören.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Dem Betroffenen ist Gelegenheit zu geben, mündlich oder schriftlich zum ermittelten Sachverhalt Stellung zu nehmen.  2 Der Betroffene kann Gutachten beibringen.  3 Auf Antrag ist ihm nach Eröffnung des Verfahrens vor dem Spruchkollegium Einsicht in die Akten des Verfahrens zu gewähren.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Vertreter des Landeskirchenrates, der Betroffene und dessen Beistände können Beweisanträge stellen.  2 Wird ihnen nicht entsprochen, so ist ein begründeter Ablehnungsbescheid zu geben.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Der Betroffene kann beantragen, dass das Spruchkollegium einen von dem Betroffenen ausgewählten Hochschullehrer der evangelischen
                     Theologie um ein Gutachten bittet.  2 Wird der Antrag binnen eines Monats nach Eröffnung des Lehrverfahrens gestellt, muss ihm entsprochen werden.  3 Erstattete der Hochschullehrer das Gutachten, so erhält der Betroffene eine Abschrift.
                  

               

               
                     § 25
Ladungsfristen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Vorsitzende des Kollegiums lädt die Beteiligten mit einer Frist von vier Wochen zur mündlichen Verhandlung ein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Hat das Spruchkollegium gem. § 24 Abs. 5 um ein Gutachten gebeten, kann die mündliche Verhandlung nur anberaumt werden, wenn
                     das erbetene Gutachten entweder vorliegt oder seit Abgang der Bitte um das Gutachten 3 Monate verstrichen sind.
                  

               

               
                     § 26
Anwesenheit und Fernbleiben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die mündliche Verhandlung kann nur bei ununterbrochener Anwesenheit sämtlicher Mitglieder des Spruchkollegiums stattfinden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist der Betroffene nach der Überzeugung des Spruchkollegiums entschuldigt ausgeblieben, wird ein neuer Verhandlungstermin
                     bestimmt und der Betroffene dazu erneut mit einer Frist von mindestens 2 Wochen eingeladen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Ist der Betroffene nach der Überzeugung des Spruchkollegiums unentschuldigt ausgeblieben, kann in seiner Abwesenheit verhandelt
                     werden.  2 In diesem Falle kann eine Entscheidung des Spruchkollegiums nicht vor Ablauf einer Woche verkündet werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Macht der Betroffene im Falle des Absatzes 3 innerhalb einer Woche glaubhaft, dass er durch Naturereignisse oder andere unabwendbare
                     Zufälle am Erscheinen in der Verhandlung verhindert gewesen ist, wird ein neuer Verhandlungstermin mit einer Frist von mindestens
                     2 Wochen bestimmt.
                  

               

               
                     § 27
Zuhörer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Verhandlung vor dem Spruchkollegium ist nicht öffentlich.  2 Der Vorsitzende eröffnet und leitet sie.  3 Er übt das Hausrecht aus.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Betroffene hat das Recht, zwei Zuhörer seiner Wahl mitzubringen.  2 Der für den Betroffenen zuständige Kirchenvorstand oder das Leitungsorgan der Körperschaft, in deren Dienst der Betroffene
                     steht, kann zwei Zuhörer entsenden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Über die Zulassung weiterer kirchlicher Amtsträger sowie von Hochschullehrern der Theologie als Zuhörer entscheidet der Vorsitzende.
                      2 Widerspricht der Betroffene, können über den in Abs. 2 genannten Personenkreis keine weiteren Zuhörer zugelassen werden.
                  

               

               
                     § 28
Gang der Verhandlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der mündlichen Verhandlung sind die beanstandeten Lehraussagen im Rahmen der gesamten Verkündigung und Lehre des Betroffenen
                     im Hinblick auf § 1 umfassend zu erörtern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die mündliche Verhandlung beginnt mit dem Vortrag des Berichterstatters über die Ergebnisse des bisherigen Verfahrens.  2 Sodann wird das Gespräch mit dem Betroffenen so lange geführt, bis das Spruchkollegium seinen Zweck für erreicht ansieht.
                      3 Die mündliche Verhandlung kann – wenn erforderlich – unterbrochen und vertagt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Spruchkollegium kann in der mündlichen Verhandlung Sachverständige und Zeugen hören.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Zum Schluss der mündlichen Verhandlung wird dem Vertreter des Landeskirchenrates, den Beiständen und zuletzt dem Betroffenen
                     das Wort zu ihren abschließenden Ausführungen erteilt.
                  

               

               
                     § 29
Niederschrift
                     

                  

                  Über den Gang der Verhandlung ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom Vorsitzenden und dem Protokollführer zu unterschreiben
                     ist Die Niederschrift muss den Gang der Verhandlung im wesentlichen wiedergeben sowie die im Laufe der Verhandlung gestellten
                     Anträge, die ergangenen Beschlüsse und das Ergebnis der Verhandlung enthalten.
                  

               

               
                     § 30
Feststellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Aufgrund der mündlichen Verhandlung stellt das Spruchkollegium in geheimer Beratung und Abstimmung innerhalb von 4 Wochen
                     nach Schluss der mündlichen Verhandlung fest, dass entweder
                     
                        	
                           die Verkündigung und Lehre des Betroffenen nach § 1 nicht zu beanstanden ist

                           oder

                        

                        	
                           die Verkündigung und Lehre des Betroffenen nach § 1 zu beanstanden ist

                           oder

                        

                        	
                           eine Entscheidung nicht getroffen werden konnte.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Spruchkollegium kann eine Feststellung zu Abs. 1 a) mit mindestens 4 Stimmen, eine Feststellung nach Absatz 1 b) nur mit
                     mindestens 5 Stimmen treffen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Wird keine dieser Mehrheiten erreicht, stellt das Spruchkollegium fest, dass eine Entscheidung nicht getroffen werden konnte.
                      2 Damit ist das Verfahren eingestellt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Feststellung ist alsbald nach der Beratung und Abstimmung niederzulegen und von allen Mitgliedern zu unterschreiben.  2 Wer überstimmt worden ist, kann seiner Unterschrift einen dies feststellenden Zusatz beifügen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Vorsitzende teilt diese Feststellung dem Betroffenen und dem Landeskirchenrat unverzüglich mit.
                  

               

               
                     § 31
Begründung und Zustellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Feststellung des Spruchkollegiums nach § 30 Abs. 1 ist innerhalb von 3 Monaten schriftlich zu begründen.  2 Dabei ist im Falle von Abs. 1 b) eine beanstandete Lehre zu kennzeichnen und ihre Beanstandung nach § 1 zu begründen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Begründung nach Abs. 1 ist von allen Mitgliedern des Spruchkollegiums zu unterschreiben.  2 Wer überstimmt worden ist oder der Begründung nicht zustimmt, kann innerhalb von 3 Wochen ein Sondervotum nachreichen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Vorsitzende stellt den Spruch nebst Begründung und etwa eingereichten Sondervoten dem Betroffenen und dem Landeskirchenrat
                     zu.  2 Die übrigen Beteiligten erhalten Abschriften.
                  

               

               
                     § 32
Rechtsmittel bei Verfahrensverstößen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Als Rechtsmittel gegen den Spruch stehen dem Betroffenen und dem Landeskirchenrat die Anrufung des Kirchlichen Verwaltungsgerichts
                     zu.  2 Die Anrufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung der Begründung gemäß § 31 Abs. 3 einzulegen und zu begründen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Anrufung kann nur darauf gestützt werden, dass die Vorschriften über:
                     
                        	
                           die Besetzung des Spruchkollegiums (§§ 15 Abs. 1 und 17 Abs. 1 bis 3),

                        

                        	
                           die Ausschließung und die Ablehnung wegen Befangenheit (§§ 17, 18),

                        

                        	
                           das rechtliche Gehör (§§ 24 bis 26 und 28 Abs. 4)

                        

                     

                  

                   2 verletzt worden sind und die Feststellung des Spruchkollegiums auf dieser Verletzung beruht.  3 Eine Entscheidung beruht nicht auf einer Verletzung einer Vorschrift über das Verfahren, wenn alle seit dem Verstoß durchgeführten
                     Verfahrensschritte wiederholt worden sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Ist die Anrufung nach Abs. 2 begründet, hebt das Kirchliche Verwaltungsgericht die Feststellung des Spruchkollegiums auf.
                      2 Damit ist das Lehrverfahren erneut vor dem Spruchkollegium anhängig.  3 Mitglieder, die bereits am ersten Lehrverfahren teilgenommen haben, sind von der Mitwirkung ausgeschlossen.
                  

               

               
                     § 33
Materielle Überprüfung der Feststellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Ist ein Spruch nach § 31 Abs. 3 a) oder b) ergangen, kann die Landessynode die Überprüfung des Lehrverfahrens anordnen, wenn
                     sie aufgrund neuer theologischer Gutachten überzeugt ist, dass die Feststellung des Spruchkollegiums der Überprüfung im Sinne
                     von § 1 bedarf.  2 Diese Anordnung der Landessynode bedarf einer Mehrheit von ⅔ bei Anwesenheit von mindestens ¾ der stimmberechtigten Synodalen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Ist die Überprüfung angeordnet, ist damit das Lehrverfahren erneut vor dem Spruchkollegium anhängig.  2 Mitglieder, die bereits an dem ersten Lehrverfahren teilgenommen haben, sind von der Mitwirkung ausgeschlossen.
                  

               

               
                     § 34
Folgen der neuen Feststellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die neue Feststellung nach § 33 Abs. 2 wirkt zugunsten der rechtlichen Stellung und der Bezüge des Betroffenen so, wie wenn
                     sie im Zeitpunkt der früheren Feststellung an deren Stelle ergangen wäre.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bezüge, auf die der Betroffene oder seine Hinterbliebenen danach noch Anspruch haben, sind nachzuzahlen.  2 Der in der Zwischenzeit bezogene Arbeitsverdienst sowie Zahlungen, die aufgrund der früheren Feststellung oder der durch die
                     Feststellung geschaffenen Verhältnisse geleistet sind, werden angerechnet.  3 Der Betroffene ist verpflichtet, über die von ihm inzwischen erhaltenen Bezüge Auskunft zu geben.  4 Hat der Betroffene nach der neuen Feststellung sein Amt nicht verloren, erhält er nach Rechtskraft dieser Feststellung, wenn
                     die Stelle inzwischen anderweitig besetzt worden ist, die diesem Amt entsprechenden Bezüge.  5 Er ist zur Dienstleistung und zur Übernahme eines neuen Amtes wie ein Geistlicher im Wartestand verpflichtet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Sind in der Zwischenzeit Umstände eingetreten, die unabhängig von der früheren Feststellung die rechtliche Stellung oder die
                     Bezüge des Betroffenen verändert hätten, behalten sie ihren Einfluss.
                  

               

               
                     § 35
Rechtsfolgen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Mit der Rechtskraft der Feststellung gem. § 30 Abs. 1 b) verliert der Betroffene die in der Ordination begründeten Rechte
                     und scheidet gemäß § 97 Abs. 1 Nr. 2 Pfarrdienstgesetz der EKD aus dem Dienst der Landeskirche aus.  2 Alle kirchlichen Beauftragungen erlöschen.  3 Die bisherigen Bezüge verbleiben dem Betroffenen bis zum Ablauf des zweiten Monats, der auf den Eintritt der Rechtskraft folgt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Landeskirchenamt stellt das Ausscheiden und den Zeitpunkt fest, an dem die Rechtswirkungen des Ausscheidens eingetreten
                     sind, und teilt dies dem Betroffenen mit.
                  

               

            

         

      

      
            C. Besondere Bestimmungen

         

         
                     § 36
Unterhaltsbeihilfe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kirche gewährt dem Betroffenen im Falle des § 35 eine Unterhaltsbeihilfe in der Höhe der im Zeitpunkt des Ausscheidens
                     aus dem Dienst erdienten Versorgungsbezüge.  2 Den versorgungsberechtigten Hinterbliebenen wird eine Unterhaltsbeihilfe gewährt, die den Witwen- bzw. Waisenbezügen entspricht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Unterhaltsbeihilfe wird hinsichtlich ihres Wegfalles oder Ruhens und hinsichtlich des Einflusses, den etwaige Bezüge aus
                     einem öffentlichen Dienst auf sie haben, wie ein Ruhegehalt behandelt.  2 Auf die Unterhaltsbeihilfe wird eigenes Einkommen angerechnet, soweit beides zusammen die Höhe der zuletzt erhaltenen Bezüge
                     übersteigt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Kirchenleitung kann dem Betroffenen mit seiner Zustimmung ein befristetes Übergangsgeld bis zur Höhe seiner bisherigen
                     Dienstbezüge gewähren, soweit dies erforderlich ist, um die Ausbildung für einen neuen Beruf durchzuführen, der der bisherigen
                     Stellung des Betroffenen entspricht.  2 Durch die Gewährung dieses Übergangsgeldes wird der Betroffene hinsichtlich seiner sämtlichen Ansprüche auf Unterhaltsbeihilfe
                     abgefunden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Erweisen sich der Betroffene oder seine versorgungsberechtigten Hinterbliebenen der Unterhaltsbeihilfe durch ein Verhalten
                     unwürdig, welches bei einem im Ruhestand befindlichen Kirchenbeamten zum Verlust oder zur Kürzung seiner Versorgungsbezüge
                     führen würde, kann ihm auf Antrag der Kirchenleitung durch nach seiner Anhörung ergehenden Beschluss des kirchlichen Disziplinargerichts
                     die Unterhaltsbeihilfe ganz oder teilweise entzogen werden.  2 Der Betroffene oder seine Hinterbliebenen werden nicht der Unterhaltsbeihilfe im Sinne von Satz 1 dadurch unwürdig, dass sie
                     die beanstandete Lehrmeinung aufrechterhalten und öffentlich vertreten.
                  

               

               
                     § 37
Verzicht
                     

                  

                  Verzichtet der Betroffene zur Vermeidung eines Lehrverfahrens auf die in der Ordination begründeten Rechte und nimmt der Landeskirchenrat
                     diesen Verzicht aus diesem Grunde an, gilt § 36 sinngemäß.
                  

               

               
                     § 38
Ordinierte anderer Körperschaften
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Wird ein Verfahren nach dieser Ordnung gegen einen im Dienst einer anderen öffentlichen Körperschaft, einer Anstalt, einer
                     Stiftung oder eines Vereins stehenden ordinierten Amtsträger durchgeführt und trifft das Spruchkollegium die Feststellung
                     gem. § 30 Abs. 1 b), verliert der Betroffene damit die in der Ordination begründeten Rechte.  2 Soweit er seinen Dienst aufgrund einer kirchlichen Bevollmächtigung versieht, erlischt diese.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über eine entsprechende Anwendung des § 36 befindet der Landeskirchenrat unter Berücksichtigung der Dienst- und Versorgungsverhältnisse
                     des Betroffenen.
                  

               

               
                     § 39
Ordinierte im Ruhe- oder Wartestand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Ein Lehrverfahren kann auch gegen einen Ordinierten durchgeführt werden, der sich im Ruhe- oder Wartestand befindet.  2 Die §§ 35 und 36 finden entsprechende Anwendung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wer sich noch in der Berufsausbildung befindet, fällt nicht unter dieses Gesetz.
                  

               

               
                     § 40
Zuständigkeit in besonderen Fällen
                     

                  

                  Für die Durchführung eines Lehrverfahrens gegen Betroffene, die nicht der Dienstaufsicht einer Gliedkirche der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland unterstehen, ist die Gliedkirche zuständig, in deren Bereich der Betroffene seinen Dienst tut oder in
                     dem er wohnt.
                  

               

               
                     § 41
Verhältnis zu anderen Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ein Sachverhalt nach § 1 kann nicht Gegenstand eines Disziplinarverfahrens sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Liegt außer einem Sachverhalt nach § 1 ein anderer Sachverhalt vor, der die Eröffnung eines Disziplinarverfahrens gegen den
                     Betroffenen rechtfertigt, entscheidet der Landeskirchenrat darüber, welches Verfahren den Vorrang hat, und stellt die Entscheidung
                     über die Eröffnung des anderen Verfahrens bis zur Erledigung des ersten zurück.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Versetzung eines Betroffenen im Interesse des Dienstes oder seine Versetzung in den Wartestand sind unzulässig, soweit
                     die Gründe dazu auf einem Sachverhalt nach § 1 beruhen.  2 Hat das Spruchkollegium nach § 30 Abs. 1a) oder c) entschieden, ist eine solche Maßnahme zulässig, wenn dem Betroffenen aufgrund
                     der örtlichen Verhältnisse auch bei voller Unterstützung durch den Landeskirchenrat kein gedeihliches Weiterwirken an dieser
                     Stelle mehr möglich ist.
                  

               

               
                     § 42
Weitere Einstellungsgründe
                     

                  

                  Ein Lehrverfahren ist, außer im Falle des § 30 Abs. 3, auch einzustellen,
                     
                        	
                           wenn der Betroffene aus dem Dienst der Landeskirche entlassen wird, ohne dass ihm die in der Ordination begründeten Rechte
                              belassen sind,
                           

                        

                        	
                           wenn der Betroffene aus dem Dienst der Landeskirche ausscheidet,

                        

                        	
                           wenn der Betroffene wegen Geisteskrankheit entmündigt worden ist,

                        

                        	
                           im Falle des Todes des Betroffenen.

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            D. Kosten- und Schlussvorschriften

         

         
                     § 43
Gebühren, Auslagen, Entschädigungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Durchführung des Lehrgesprächs und des Lehrverfahrens werden Gebühren nicht erhoben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die der Landeskirche entstehenden Auslagen werden von der Landeskirche getragen.  2 Sie können durch Beschluss des Spruchkollegiums ganz oder teilweise dem Betroffenen auferlegt werden, soweit er sie durch
                     sein Verhalten im Verfahren schuldhaft verursacht hat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Dem Betroffenen werden die zur Wahrnehmung seiner Rechte entstandenen Auslagen erstattet, soweit sie angemessen waren; darüber
                     entscheidet der Vorsitzende des Spruchkollegiums.  2 Die Hinzuziehung eines rechtskundigen und eines theologischen Beistandes ist stets angemessen.
                  

               

               
                     § 44

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft1.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mit dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes treten alle Vorschriften außer Kraft, die ihm widersprechen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        …2

                  
                        (
                        4
                        )
                        § 81 des Pfarrerdienstgesetzes vom 5. Juni 1973 (Ges. u. VOBl. Bd. 6 S. 65) erhält folgende Fassung:
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              (1) Der Pfarrer scheidet aus dem Dienst der Kirche aus:

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              a)

                           
                           	
                              wenn er aus der Kirche austritt oder zu einer anderen Religionsgemeinschaft übertritt,

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              b)

                           
                           	
                              wenn er auf die in der Ordination begründeten Rechte verzichtet,

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              c)

                           
                           	
                              wenn in einem Lehrverfahren festgestellt wird, dass seine Wirksamkeit in einem Pfarramt nicht mehr tragbar ist.

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2)  1 Mit dem Ausscheiden aus dem Dienst nach Absatz 1 verliert der Pfarrer das Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und zur
                                 Sakramentsverwaltung.  2 Er verliert ferner das Recht zur Führung der Amtsbezeichnung und etwaiger kirchlicher Titel sowie das Recht zum Tragen der
                                 Amtstracht.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (3) Scheidet ein Pfarrer aus dem Dienst der Kirche, weil er a) aus der Kirche austritt oder zu einer anderen Religionsgemeinschaft
                                 übertritt,
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              b)

                           
                           	
                               1 auf die in der Ordination begründeten Rechte verzichtet, so verliert er für sich und seine Angehörigen alle in dem bisherigen
                                 Dienstverhältnis begründeten besoldungs- und versorgungsrechtlichen Ansprüche und Anwartschaften.  2 Ein Unterhaltsbeitrag kann widerruflich gewährt werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (4) Scheidet ein Pfarrer aus dem Dienst der Kirche, weil in einem Lehrverfahren festgestellt ist, dass eine Verkündigung und
                                 Lehre nach § 1 der Ordnung für Lehrverfahren in der Lippischen Landeskirche vom 23. November 1976 (Ges. u. VOBl. Bd. 6 S.
                                 201) zu beanstanden ist, so ist ihm sowie seinen Angehörigen eine Unterhaltsbeihilfe gem. § 36 Abs. 1–4 der Ordnung für Lehrverfahren
                                 in der Lippischen Landeskirche zu gewähren.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (5) Soweit in Kirchengesetzen oder Verordnungen die Begriffe „Spruchkammer“ und „Lehrzuchtverfahren“ Verwendung gefunden haben,
                                 werden sie durch die Begriffe „Spruchkollegium“ und „Lehrverfahren“ ersetzt.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 45

                  

                  Ausführungsbestimmungen zu diesem Gesetz werden vom Landeskirchenrat erlassen.

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Stapelage, den 23. November 1976

                           
                           	
                              Der Landeskirchenrat

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      

      1
            In Kraft getreten am 1. Januar 1977.

         

      

      2
            Aufgehoben durch Kirchengesetz vom 28. 11. 2000 (Ges. u. VOBl. Bd. 12 Nr. 7)

         

      

   
      

      
         Verordnung
über den Erholungsurlaub der Pfarrerinnen und Pfarrer
der Lippischen Landeskirche
(Erholungsurlaubsverordnung EUV)
         

      

      
         vom 7. Januar 1975 (Ges. u. VOBl. Bd. 6 S. 155)

      

      
         zuletzt geändert durch 
(Ges. u. VOBl. Bd. 15 S. 97)
         

      

      
         
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd.
Nr.
                     

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle

                  
                  	
                     Paragrafen

                  
                  	
                     Art der
Änderung
                     

                  
               

            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     Verordnung zur Änderung der Erholungsurlaubsverordnung (EUV)

                  
                  	
                     16. September 2004

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl. Bd. 13 Nr. 7 S. 241

                  
                  	
                     § 3 Abs. 1 

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     2

                  
                  	
                     Verordnung zur Änderung der Erholungsurlaubsverordnung (EUV))

                  
                  	
                     13. Dezember 2011

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 2 S. 97

                  
                  	
                      § 8  Abs. 2 

                      §  9  Abs.  3 

                     § 9  Abs. 5

                     § 10

                      § 12 Abs. 1 S. 1 

                  
                  	
                     geändert

                     geändert

                     aufgehoben

                     neu gefasst

                     geändert

                  
               

            
         

      

      In Ausführung des § 14 Absatz 3 des Kirchengesetzes vom 5. Juni 1973 über die dienstrechtlichen Verhältnisse der Pfarrer in der Lippischen Landeskirche –
         Pfarrerdienstgesetz – i. d. F. vom 25. November 1997 (Ges. u. VOBl. Bd. 11 S. 306) hat der Lippische Landeskirchenrat in seinen
         Sitzungen am 5. Mai 1999 die folgende Verordnung beschlossen, die hiermit verkündet wird:
      

      
                     § 1
Urlaubsanspruch
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Pfarrer und Pfarrerinnen erhalten auf Antrag in jedem Urlaubsjahr Erholungsurlaub unter Fortzahlung der Dienstbezüge.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Urlaubsjahr ist das Kalenderjahr.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der beantragte Urlaub ist zu erteilen, wenn die ordnungsmäßige Wahrnehmung der Dienstobliegenheiten durch eine Vertretungsregelung
                     gewährleistet ist und nicht überwiegend dienstliche Interessen entgegenstehen.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  ____________________

               

               
                     § 3
Urlaubsdauer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Erholungsurlaub beträgt bis zum vollendeten 40. Lebensjahr 41 Kalendertage und nach vollendetem 40. Lebensjahr 42 Kalendertage
                     im Urlaubsjahr.  2 Maßgebend ist das Lebensjahr, das von dem Pfarrer der Pfarrerin vor Beendigung des Urlaubsjahres erreicht wird.1

                  
                        (
                        2
                        )
                        Schulpfarrer und -pfarrerinnen erhalten den ihnen zustehenden Erholungsurlaub während der Schulferien.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Tritt ein Pfarrer/eine Pfarrerin erst in der zweiten Hälfte des Urlaubsjahres in den Dienst ein und hat er vorher nicht im
                     kirchlichen oder in einem anderen öffentlichen Dienst gestanden, so steht ihm/ihr für dieses Urlaubsjahr nur 1/12 des Jahresurlaubs
                     für jeden vollen Monat der Dienstzugehörigkeit zu.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Hat der Pfarrer/die Pfarrerin im laufenden Urlaubsjahr im kirchlichen oder in einem anderen öffentlichen Dienst bereits Erholungsurlaub
                     erhalten, so ist dieser auf den zu gewährenden Jahresurlaub anzurechnen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Hat der Pfarrer/die Pfarrerin aus persönlichen Gründen einen Urlaub ohne Dienstbezüge erhalten, so wird ihm/ihr der nach dieser
                     Verordnung zustehende Urlaub um ein Zwölftel für jeden vollen in dieses Urlaubsjahr fallenden Monat des Urlaubs ohne Dienstbezüge
                     gekürzt.  2 Bruchteile von Urlaubstagen werden aufgerundet.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Ist erkennbar, dass der Pfarrer/die Pfarrerin schon vor Ende des Urlaubsjahres aus seinem/ihrem Amte ausscheidet, so steht
                     ihm/ihr für jeden in diesem Jahr geleisteten Dienstmonat nur ein Zwölftel des Jahresurlaubs zu.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  Schwerbehinderte Pfarrer/Pfarrerinnen erhalten einen Zusatzurlaub von 7 Kalendertagen im Urlaubsjahr.

               

               
                     § 5
Teilung und Übertragung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Pfarrer/Die Pfarrerin soll den ihm/ihr zustehenden Erholungsurlaub möglichst im Laufe des Urlaubsjahres voll in Anspruch
                     nehmen.  2 Der Urlaub kann auf Wunsch in Abschnitten genommen werden, jedoch ist im allgemeinen die Teilung in mehr als zwei Abschnitte
                     zu vermeiden.  3 Der Urlaub soll sich nicht über die hohen Feiertage erstrecken2.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei einer Erkrankung während des Urlaubs wird die Zeit der Dienstunfähigkeit auf den Erholungsurlaub nicht angerechnet, wenn
                     diese unverzüglich angezeigt und durch ärztliches, auf Verlangen amtsärztliches oder vertrauensärztliches Zeugnis, nachgewiesen
                     wird.  2 Ein Hinausschieben des Urlaubs aus diesem Grunde ist zu beantragen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Urlaub verfällt, wenn er nicht innerhalb von neun Monaten nach dem Ende des Urlaubsjahres in Anspruch genommen worden
                     ist.  2 Die Übertragung ist nur zulässig, wenn der Urlaub aus dienstlichen Gründen oder wegen Erkrankung des Pfarrers oder der Pfarrerin
                     nicht genommen werden konnte.
                  

               

               
                     § 6
Widerruf und Verlegung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Gewährung eines Erholungsurlaubs kann ausnahmsweise widerrufen werden, wenn durch die Abwesenheit des Pfarrers/der Pfarrerin
                     die ordnungsgemäße Wahrnehmung der Dienstobliegenheiten nicht gewährleistet ist.  2 Aufwendungen, die der Pfarrer/die Pfarrerin mit Rücksicht auf den gewährten Urlaub gehabt hat, sind ihm/ihr in angemessenem
                     Umfange zu ersetzen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wünscht der Pfarrer/die Pfarrerin aus wichtigen Gründen seinen/ihren Urlaub hinauszuschieben oder abzubrechen, so ist dem
                     zu entsprechen, wenn dies mit den Dienstobliegenheiten vereinbar ist.
                  

               

               
                     § 7
Heilkur, Badekur
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Urlaub für eine Heilkur ist auf den Erholungsurlaub nicht anzurechnen, wenn die Heilkur nach einem amtsärztlichen Zeugnis
                     zur Erhaltung oder Wiederherstellung der Dienstfähigkeit notwendig ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Urlaub für eine Nachkur, der sich der Pfarrer/ die Pfarrerin im Anschluss an die Heil- oder Badekur auf ärztliche Anordnung
                     unterzieht, ist auf den Erholungsurlaub des laufenden oder des nächsten Urlaubsjahres nur insoweit anzurechnen, als er zusammen
                     mit dem Urlaub für eine Heil- oder Badekur sechs Wochen überschreitet.
                  

               

               
                     § 8
Leitung von Freizeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Leitet ein Pfarrer/eine Pfarrerin eine Freizeit seiner/ihrer Kirchengemeinde, die vom Kirchenvorstand beschlossen ist, so
                     wird hierfür kein Erholungsurlaub angerechnet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Leitet ein Pfarrer/eine Pfarrerin eine übergemeindliche Freizeit, die von Werken und Verbänden veranstaltet wird, so kann
                     dem Pfarrer/der Pfarrerin gemäß § 19 Absatz 2 Ausführungsgesetz zum Pfarrerdienstgesetz der EKD neben dem Erholungsurlaub
                     auf Antrag Sonderurlaub gewährt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Absatz 2 findet keine Anwendung, wenn der Pfarrer/die Pfarrerin in dem gleichen Jahr neben seinem Erholungsurlaub für eine
                     Kur Sonderurlaub erhält.
                  

               

               
                     § 9
Urlaubsgesuch
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Erholungsurlaub ist bei den zuständigen Superintendenten/Superintendentinnen rechtzeitig – in der Regel mindestens 14
                     Tage vorher – zu beantragen.
                  

                   2 Der Superintendent/Die Superintendentin führt zum Nachweis des erhaltenen und noch zu erteilenden Erholungsurlaubs für jeden
                     Pfarrer/jede Pfarrerin eine Urlaubskartei.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 In dem Urlaubsgesuch sind die Dauer des beantragten Urlaubs, die Urlaubsanschrift und die Namen und Anschriften derer, die
                     die Vertretung übernommen haben, anzugeben.  2 Für die Beantragung des Urlaubs sind die vom Landeskirchenamt herausgegebenen Vordrucke zu verwenden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Um die Regelung der Vertretung hat sich der Pfarrer/die Pfarrerin, der/die in Urlaub gehen will, grundsätzlich selbst zu bemühen
                     (§ 14 Abs. 6 Ausführungsgesetz zum Pfarrdienstgesetz der EKD).
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Urlaub darf erst angetreten werden, wenn die Genehmigung dazu vorliegt.
                  

               

               
                     § 10
Geltungsbereich
                     

                  

                  Diese Verordnung gilt für Pfarrerinnen und Pfarrer, die in einem öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Dienstverhältnis
                     in der Lippischen Landeskirche stehen.
                  

               

               
                     § 11
Urlaubsanspruch der Vikare und Vikarinnen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Vikare/Vikarinnen erhalten einen Erholungsurlaub von 38 Kalendertagen im Urlaubsjahr, der über den Mentor/die Mentorin und
                     den zuständigen Superintendenten/die zuständige Superintendentin beim Landeskirchenamt schriftlich zu beantragen ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Besteht das Dienstverhältnis als Vikar/Vikarin nicht während des ganzen Urlaubsjahres, so steht dem Vikar/der Vikarin für
                     dieses Urlaubsjahr nur 1/12 des Jahresurlaubs für jeden vollen Monat der Dienstzugehörigkeit zu.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Im Übrigen gilt für Vikare/Vikarinnen diese Verordnung sinngemäß.
                  

               

               
                     § 12
Erteilung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Erholungsurlaub der Pfarrer/Pfarrerinnen und Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe wird durch den
                     jeweils zuständigen Superintendenten/die jeweils zuständige Superintendentin erteilt.  2 Verweigert der Superintendent oder die Superintendentin die Genehmigung des Erholungsurlaubs, so entscheidet das Landeskirchenamt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Erholungsurlaub der Superintendenten/ Superintendentinnen, der landeskirchlichen Pfarrer/Pfarrerinnen und der Vikare/Vikarinnen
                     wird durch das Landeskirchenamt erteilt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Bei der Entscheidung über das Urlaubsgesuch ist zu prüfen, ob der Genehmigung nicht überwiegend dienstliche Interessen entgegenstehen.
                      2 Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen, ob die Stellvertretung ausreichend geregelt ist.
                  

               

               
                     § 13

                  

                  Soweit das kirchliche Recht nichts anderes bestimmt, finden die Vorschriften über den Erholungsurlaub der Beamten und Beamtinnen
                     des Landes Nordrhein-Westfalen sinngemäß Anwendung.
                  

               

               
                     § 14
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am 1. Juni 1999 in Kraft.

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Detmold, den 5. Mai 1999

                           
                           	
                              Der Landeskirchenrat

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      

      1
            § 3 Abs. 1 mit Wirkung vom 1. Januar 2005 geändert (Ges. u. VOBl. Bd. 13 S. 241)

         

      

      2
            Auf Empfehlung der Superintendentenkonferenz hat der Landeskirchenrat in seiner Sitzung am 12. Juni 1980 folgenden Auslegungsbeschluss
               gefasst: „Es wird grundsätzlich daran festgehalten, dass für die Pfarrer an den großen Festtagen Anwesenheitspflicht besteht.
               Eine Ausnahme soll in begründeten Fällen, jedoch nur alle zwei Jahre, gewährt werden.“ (Az.: 211-20 Nr. 9 847[3])
            

         

      

   
      

      
         Verordnung
über die Vertretungskosten für pfarramtliche Vertretungen
– Vergütungsrichtlinien –
         

      

      
         vom 22. Mai 1998 (Ges. u. VOBl. Bd. 11 S. 336)

      

      
         Zuletzt geändert durch
(Ges. u. VOBl. Bd. 15 S. 126)
         

      

      
         
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd.
Nr.
                     

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle

                  
                  	
                     Paragrafen

                  
                  	
                     Art der
Änderung
                     

                  
               

            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Vertretungskosten für pfarramtliche Vertretungen  – Vergütungsrichtlinien
                        –
                     

                  
                  	
                     19. Februar 2008

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 5 S. 206

                  
                  	
                     § 3 II

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     2

                  
                  	
                     Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Vertretungskosten für pfarramtliche Vertretungen  – Vergütungsrichtlinien
                        –
                     

                  
                  	
                     5. Oktober 2010

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 11 S. 495

                  
                  	
                     § 1

                     § 2

                     § 3

                  
                  	
                     geändert

                     geändert

                     geändert

                  
               

               
                  	
                     3

                  
                  	
                     Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Vertretungskosten für pfarramtliche Vertretungen  – Vergütungsrichtlinien
                        –
                     

                  
                  	
                     21. Februar 2012

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 3 S. 126

                  
                  	
                     § 4 Abs. 1

                  
                  	
                     neu gefasst

                  
               

            
         

      

      Aufgrund von § 97 Pfarrdienstgesetz i. V. m. § 24 des Pfarrdienstgesetzes hat der Landeskirchenrat folgende Verordnung beschlossen, die hiermit verkündet wird:
      

      
                     § 1
Vertretungsverpflichtung und -berechtigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe, die die vorläufige Beauftragung zur öffentlichen Wortverkündigung
                     und Sakramentsverwaltung erhalten haben, sind zur unentgeltlichen gegenseitigen Vertretung verpflichtet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Superintendentin oder der Superintendent kann sie mit der Vertretung innerhalb der Klasse beauftragen.  2 Ist eine Vertretungsregelung innerhalb der Klasse ausnahmsweise nicht möglich, so kann auch eine benachbarte Pfarrerin oder
                     ein benachbarter Pfarrer, eine benachbarte Pfarrerin oder ein benachbarter Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe im gegenseitigen
                     Einvernehmen der beteiligten Superintendentinnen oder Superintendenten mit der Vertretung beauftragt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Soweit eine Vertretung nach § 1 Abs. 1 oder 2 nicht möglich ist, können einzelne Dienste auch anderen Ordinierten (z. B. Pfarrerinnen
                     oder Pfarrern i. W. oder i. R.), Mitarbeiterin-nen oder Mitarbeitern nach der Ordnung für die Ausbildung und den Dienst der
                     Mitarbei-terinnen und Mitarbeiter in Verkündigung, Seelsorge und Bildungsarbeit (VSBMO), Religionslehrerinnen und -lehrern
                     und Prädikantinnen und Prädikanten übertragen werden, sofern diese mit der Übertragung ein-verstanden sind.  2 Die gottesdienstliche Vertretung und die Vertretung bei Amtshandlungen darf nur Personen übertragen werden, denen das Recht
                     zur Wortverkündigung und ggf. Sakramentsverwaltung zuerkannt worden ist.
                  

               

               
                     § 2
Erstattung von Auslagen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Erstattung der Fahrtkosten für die Benutzung privateigener Verkehrsmittel erfolgt nach den Bestimmungen der Reisekostenverordnung.
                      2 Die gefahrenen Kilometer sind in das Fahrtenbuch einzutragen.  3 Sie werden für die Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer von den Kirchengemeinden und für die landeskirchlichen Pfarrerinnen
                     und Pfarrer sowie für die Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe vom Landeskirchenamt gezahlt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sonstige notwendige Auslagen (z. B. Telefongebühren, Kosten für Verpflegung und Unterkunft) werden gegen Beleg gemäß § 4 erstattet.
                  

               

               
                     § 3
Vergütung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Bei einer Vertretung während des jährlichen Erholungsurlaubes, einer Pfarrvakanz, einer dienstlichen Abwesenheit oder einer
                     Erkrankung erhalten Prädikantinnen und Prädikanten der Wortverkündigung sowie andere, die zu dem betreffenden Dienst nach
                     der in der Lippischen Landeskirche geltenden Ordnung berechtigt sind, neben dem Auslagenersatz eine Vergütung.  2 Der in § 1 Absatz 1 genannte Personenkreis sowie Pfarrerinnen und Pfarrer i. W. oder Pfarrerinnen und Pfarrer i. R. erhalten
                     keine Vergütung, aber Auslagenersatz.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Vergütung beträgt
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 für einen Gottesdienst, einschließlich Taufen oder Feier des Heiligen Abendmahls

                              
                              	
                                 40,00 €

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 für eine Taufe, Trauung oder Bestattung 

                              
                              	
                                 35,00 €

                              
                           

                           
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 für die Feier des Heiligen Abendmahls bei einem Hausbesuch oder aus ähnlichem Anlass 

                              
                              	
                                 20,00 €

                              
                           

                           
                              	
                                 4.

                              
                              	
                                 für Kirchlichen Unterricht pro Unterrichtsstunde

                              
                              	
                                 25,00 €

                              
                           

                           
                              	
                                 5.

                              
                              	
                                 für sonstige Dienste, wie z. B. Andachten, Jugendstunde, Leitung eines Gemeindekreises oder einer Bibelstunde 

                              
                              	
                                 25,00 €

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 4
Beantragung und Auszahlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In den Fällen des § 3 Absatz 1 anfallende Vergütungen, Fahrtkosten und sonstige notwendige Auslagen werden der Vertreterin
                     oder dem Vertreter auf Antrag von der Kirchengemeinde der vertretenen Pfarrerin oder des vertretenen Pfarrers erstattet. Nach
                     Ablauf von drei Monaten werden die Kosten für Auslagen und Vergütung aus dem Pfarrstellenbesoldungs- und -versorgungshaushalt
                     getragen. Die Erstattung erfolgt in diesem Fall durch das Landeskirchenamt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Fall der dienstlichen Abwesenheit der Pfarrerin oder des Pfarrers trägt die Vertretungskosten diejenige Dienststelle, die
                     den Auftrag zur dienstlichen Abwesenheit erteilt bzw. genehmigt hat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In allen übrigen Fällen sind die Vertretungskosten von den Vertretenen selbst zu zahlen, sofern nicht im Einzelfall eine andere
                     Regelung getroffen ist.
                  

               

               
                     § 5
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Verordnung tritt zum 1. Januar 2012 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gleichzeitig tritt die Verordnung vom 11. Dezember 1991 über die Vertretungskosten für pfarramtliche Vertretungen – Vergütungsrichtlinien
                     – außer Kraft.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Detmold, den 5. Oktober 2010

                           
                           	
                              Der Landeskirchenrat

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Verordnung
über die Pfarrfortbildung in der Lippischen Landeskirche
         

      

      
         vom 11. Januar 1984 (Ges. u. VOBl. Bd. 8 Nr. 4 S. 43)

      

      
         zuletzt geändert durch 
(Ges. u. VOBl. Bd. 15 Seite 96)
         

      

      
         
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd.
Nr.
                     

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle

                  
                  	
                     Paragrafen

                  
                  	
                     Art der
Änderung
                     

                  
               

            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     Verordnung zur Änderung der  Verordnung über die Pfarrfortbildung in der Lippischen Landeskirche

                  
                  	
                     4. November 1998

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl. Bd. 11 Nr. 14 S. 416

                  
                  	
                     § 4

                  
                  	
                     neu gefasst

                  
               

               
                  	
                     2

                  
                  	
                     Verordnung zur Änderung der  Verordnung über die Pfarrfortbildung in der Lippischen Landeskirche

                  
                  	
                     27. April 2010

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 10 S. 435

                  
                  	
                     § 2

                     § 4

                     § 5

                     § 6

                  
                  	
                     geändert

                     geändert

                     geändert

                     geändert

                  
               

               
                  	
                     3

                  
                  	
                     Verordnung zur Änderung der  Verordnung über die Pfarrfortbildung in der Lippischen Landeskirche

                  
                  	
                     13. Dezember 2011

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 2 S. 96

                  
                  	
                     Einleitung

                     § 1

                      § 3

                     §  4  Abs.  1  S.  1

                  
                  	
                     geändert

                     geändert

                     geändert

                     geändert

                  
               

            
         

      

      Der Lippische Landeskirchenrat hat im Hinblick auf § 55 des Pfarrdienstgesetzes (Pfarrfortbildung) folgende Verordnung erlassen,
         die hiermit verkündet wird:
      

      
                     § 1

                  

                  Die Pfarrfortbildung gemäß § 55 Pfarrdienstgesetz dient dazu, zur theologischen Verarbeitung kirchlicher Praxis anzuleiten
                     und Hilfen für die Führung des Amtes zu geben.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Fortbildung der Pfarrerinnen und Pfarrer wird durch ein eigenes Fortbildungsangebot und durch Angebote anderer Landeskirchen
                     und Einrichtungen ermöglicht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zu dem Fortbildungsangebot der Landeskirche gehören:
                  

                  
                     
                        	
                            Einmal im Jahr Amtliche Pfarrkonferenz. Die Teilnahme ist obligatorisch.

                        

                        	
                            Längere Fortbildungseinheiten in Verantwortung der Landessuperintendentin oder des Landessuperintendenten oder der Superintendentinnen
                              oder Superintendenten.
                           

                        

                        	
                            Jährliche Angebote zur Fortbildung in den ersten Amtsjahren.

                        

                        	
                            Gezielte Angebote in kürzeren Arbeitseinheiten zu verschiedenen Bereichen der pastoralen Arbeit (z.B. theologische Grundorientierung;
                              Ökumene; Mission, Diakonie; Sprechen und Singen; Leitung von Gremien …).
                           

                        

                        	
                            Angebote der landeskirchlichen Einrichtungen und Beauftragten.

                        

                     

                  

               

               
                     § 3

                  

                  Für die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen wird gemäß § 22 Abs. 4 des Ausführungsgesetzes zum Pfarrdienstgesetz der
                     EKD Sonderurlaub bis zur Dauer von 14 Tagen pro Kalenderjahr gewährt.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Pfarrerinnen und Pfarrer sollen von dem Fortbildungsangebot regelmäßig Gebrauch machen.  2 Während der ersten fünf Dienstjahre nach der Zweiten theologischen Prüfung wird die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen
                     für vierzehn Tage im Jahr verbindlich erwartet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Das Landeskirchenamt regelt in Absprache mit den Pfarrerinnen und Pfarrern die Teilnahme an Veranstaltungen der Fortbildung.
                      2 Die beabsichtigte Teilnahme an einer Fortbildungsveranstaltung ist auf dem Dienstweg über die Superintendentin oder den Superintendenten
                     beim Landeskirchenamt zu beantragen.  3 Soweit die Fortbildung nicht durch das Gemeinsame Pastoralkolleg in Villigst, durch Kompetenz-Zentren der EKD oder durch Fortbildungseinrichtungen
                     der VELKD durchgeführt wird, ist der Antrag jeweils besonders zu begründen.  4 Die Teilnahme an der Fortbildung bedarf der vorherigen Zustimmung durch das Landeskirchenamt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Die Planung der Fortbildung in einem Kalenderjahr ist auch Gegenstand des Gespräches im Pfarrkonvent.  2 Der Ertrag der Fortbildungsmaßnahmen sollte in der Regel im Pfarrkonvent anderen vermittelt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Regelmäßige Fortbildung ist ein Gesprächsgegenstand in den jährlichen Orientierungsgesprächen und im Rahmen der Visitation.
                      2 Hier wird die Motivation zur Fortbildung angesprochen.  3 Besondere individuelle Gaben und Stärken, die für die jeweilige Gemeinde und/oder Klasse von Belang sind, sollen gezielt gefördert
                     werden.  4 Wo es Weiterführung und Hilfe im Blick auf besondere Anforderungen des Berufes geben soll, ist dies gezielt anzusprechen und
                     zu verabreden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1 Die bewilligten und durchgeführten Fortbildungsmaßnahmen werden im Landeskirchenamt dokumentiert.  2 Vor Abrechnung der Maßnahme wird ein kurzer Bericht erwartet.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  Die Pfarrerin, der Pfarrer hat gemeinsam mit dem Kirchenvorstand und dem zuständigen Superintendenten für die Vertretung während
                     des Fortbildungsurlaubs zu sorgen.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Landeskirche trägt in der Regel die Kosten für die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen, die überwiegend im kirchlichen
                     Interesse liegen.  2 Dabei wird von den Teilnehmenden ein Eigenanteil für Unterkunft und Verpflegung von z. Zt. bis zu 10,– € pro Tag erhoben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Für Weiterbildung, die vorwiegend im kirchlichen Interesse liegt (z. B. klinische Seelsorgeausbildung), werden die Kosten
                     unter Berücksichtigung eines Eigenanteils von 10,– € pro Tag für Unterkunft und Verpflegung von der Landeskirche übernommen,
                     wobei die Gesamtkosten pro Jahr nicht 260,– € überschreiten dürfen.  2 Der eventuell überschreitende Betrag ist von der Pfarrerin oder dem Pfarrer  zu tragen.
                  

                   3 In besonders begründeten Ausnahmefällen kann vom Landeskirchenamt eine Erhöhung der Gesamtkosten bis zu 410,– € pro Jahr beschlossen
                     werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Für Fortbildungsvorhaben, die überwiegend im persönlichen Interesse liegen, werden keine Kosten erstattet.  2 Es kann der erforderliche Sonderurlaub gewährt werden.  3 Die notwendig werdenden Vertretungskosten werden von der Landeskirche übernommen (§ 4 Abs. 2  der Vergütungsrichtlinien).
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Erstattung der in den Abs. 1, 2 und 3 genannten Kosten bezieht sich nur auf tatsächlich entstandene und nachgewiesene
                     Kosten.  2 Die Gewährung von Reisekosten nach dem Reisekostenrecht des Landes Nordrhein-Westfalen ist ausgeschlossen.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  Die im Zusammenhang mit der Teilnahme an Fort- oder Weiterbildungsveranstaltungen entstehenden Fahrtkosten werden grundsätzlich
                     nur nach dem Tarif der Deutschen Bundesbahn 2. Klasse für An- und Abreise berücksichtigt.
                  

               

               
                     § 8

                  

                  Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1984 in Kraft.

                  Im Auftrag des Lippischen Landeskirchenrates bekannt gegeben.

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Detmold, den 11. Januar 1984

                           
                           	
                              Das Landeskirchenamt

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      
            Anlage

         

         
               Anlage zur Verordnung vom 11. Januar 1984 über die Pfarrerfortbildung
Beschluss
zur Verordnung vom 11. Januar 1984 über die Pfarrerfortbildung
in der Lippischen Landeskirche
vom 11. Mai 2004
(Ges. u VOBl. Bd. 13 S. 240)
               

            

            Der Landeskirchenrat hat in seiner Sitzung am 11. Mai 2004 folgenden Beschluss gefasst, der hiermit bekannt gegeben wird:

            Als Erläuterung der Verordnung vom 11. Januar 1984 über die Pfarrfortbildung in der Lippischen Landeskirche stellt der Landeskirchenrat
               in seiner Sitzung am 11. Mai 2004 Folgendes fest:
            

            
                     Zu § 2:

                  

                  1. Zu dem Fortbildungsangebot der Landeskirche gehören:
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 •

                              
                              	
                                 Einmal im Jahr Amtliche Pfarrkonferenz. Die Teilnahme ist obligatorisch.

                              
                           

                           
                              	
                                 •

                              
                              	
                                 Längere Fortbildungseinheiten (in der Regel in der Woche nach Pfingsten).

                              
                           

                           
                              	
                                 •

                              
                              	
                                 Jährliche Angebote zur Fortbildung in den ersten Amtsjahren.

                              
                           

                           
                              	
                                 •

                              
                              	
                                 Gezielte Angebote in kürzeren Arbeitseinheiten zu verschiedenen Bereichen der pastoralen Arbeit (z.B. theologische Grundorientierung;
                                    Ökumene; Mission, Diakonie; Sprechen und Singen; Leitung von Gremien …).
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 •

                              
                              	
                                 Angebote der landeskirchlichen Einrichtungen und Beauftragten.

                              
                           

                           
                              	
                                 •

                              
                              	
                                 Dezentrale Angebote in der Arbeit der Pfarrkonvente.

                              
                           

                        
                     

                  

                  2. Im Blick auf Angebote anderer Landeskirchen und Einrichtungen wird betont auf die entsprechenden Programme des Gemeinsamen
                     Pastoralkollegs, des Seelsorgeinstituts der Kirchlichen Hochschule Bethel und der Missionsakademie in Hamburg verwiesen. Anträge
                     auf Anerkennung der Fortbildung anderer Träger und Anbieter sind jeweils besonders zu begründen.
                  

               

               
                     Zu § 4:

                  

                  1. Die Beantragung von Fortbildungsmaßnahmen erfolgt auf dem Dienstweg über die Superintendentin / den Superintendenten beim
                     Landeskirchenamt.
                  

                  2. Die Planung der Fortbildung in einem Kalenderjahr ist auch Gegenstand des Gespräches im Pfarrkonvent. Der Ertrag der Fortbildungsmaßnahmen
                     sollte in der Regel im Pfarrkonvent anderen vermittelt werden.
                  

                  3. Regelmäßige Fortbildung ist ein Gesprächsgegenstand in den jährlichen Orientierungsgesprächen und im Rahmen der Visitation.
                     Hier wird die Motivation zur Fortbildung angesprochen. Besonderer individuelle Gaben und Stärken, die für die jeweilige Gemeinde
                     und/oder Klasse von Belang sind, sollen gezielt gefördert werden. Wo es Weiterführung und Hilfe im Blick auf besondere Anforderungen
                     des Berufes geben soll, ist dies gezielt anzusprechen und zu verabreden.
                  

                  4. Die bewilligten und durchgeführten Fortbildungsmaßnahmen werden im Landeskirchenamt dokumentiert. Vor Abrechnung der Maßnahme
                     wird ein kurzer Bericht erwartet.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Detmold, 11. Mai 2004

                           
                           	
                              Das  Landeskirchenamt

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Kirchenvertrag über die
Errichtung eines gemeinsamen Pastoralkollegs
         

      

      
         Vom 18. Juni 2009

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 14 S. 304)

      

      

      Inhaltsübersicht1

            
               
                  
                     
                        	
                           § 1

                        
                        	
                           Gegenstand der Kooperation und Auftrag

                        
                     

                     
                        	
                           § 2

                        
                        	
                           Name, Organisation und Leitung des gemeinsamen Pastoralkollegs

                        
                     

                     
                        	
                           § 3

                        
                        	
                           Dezernatskonferenz

                        
                     

                     
                        	
                           § 4

                        
                        	
                           Aufgaben der Dezernatskonferenz

                        
                     

                     
                        	
                           § 5

                        
                        	
                           Sitzungen, Beschlüsse der Dezernatskonferenz

                        
                     

                     
                        	
                           § 6

                        
                        	
                           Planungskonferenz

                        
                     

                     
                        	
                           § 7

                        
                        	
                           Fortbildung in den ersten Amtsjahren

                        
                     

                     
                        	
                           § 8

                        
                        	
                           Regionale Fortbildungsangebote

                        
                     

                     
                        	
                           § 9

                        
                        	
                           Finanzierung

                        
                     

                     
                        	
                           § 10

                        
                        	
                           Dauer des Vertrages, Kündigung, Freundschaftsklausel

                        
                     

                     
                        	
                           § 11

                        
                        	
                           Inkrafttreten

                        
                     

                     
                        	
                        	
                     

                  
               

            

            

            Die Evangelische Kirche im Rheinland,

            die Evangelische Kirche von Westfalen,

            die Lippische Landeskirche und

            die Evangelisch-reformierte Kirche

            schließen nachstehenden Vertrag:

            

            Präambel

             1  Das Institut für Aus-, Fort- und Weiterbildung in Haus Villigst ist eine unselbstständige Einrichtung der Evangelischen Kirche
               von Westfalen im Sinne von Artikel 156 der Kirchenordnung.  2  Integraler Bestandteil des Instituts ist der Bereich Pastoralkolleg.  3  Der nachfolgende Vertrag zwischen der Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen Kirche von Westfalen, der Lippischen
               Landeskirche und der Evangelisch-reformierten Kirche (Synode evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern und Nordwestdeutschland)
               regelt wie das gemeinsame Pastoralkolleg im Rahmen der fortbestehenden Gesamtstruktur des Instituts für Aus-, Fort- und Weiterbildung
               für die Trägerkirchen arbeitet.  4  Ziel ist es, das gemeinsame Pastoralkolleg als zukunftsfähiges Bildungszentrum in der Evangelischen Kirche in Deutschland
               zu entwickeln.  5  Die Arbeit des gemeinsamen Pastoralkollegs geschieht im Rahmen des gemeinsamen Konzeptes der Trägerkirchen für die pastorale
               Aus- und Fortbildung unter Berücksichtigung des unterschiedlichen konfessionellen Profils der Trägerkirchen und in Respekt
               vor den jeweiligen regionalen Gegebenheiten und Traditionen.
            

            
                     § 1
Gegenstand der Kooperation und Auftrag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1  Das Pastoralkolleg ist integraler Bestandteil des Instituts für Aus-, Fort- und Weiterbildung der Evangelischen Kirche von
                     Westfalen (IAFW).  2  Die Leitungs- und Arbeitsstrukturen sowie die Arbeit des IAFW sind in der Institutsordnung beschrieben, die von der Kirchenleitung
                     der Evangelischen Kirche von Westfalen entsprechend der in diesem Vertrag getroffenen Regelungen angepasst wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1  Im Rahmen der Kooperation hat das gemeinsame Pastoralkolleg den Auftrag:
                  

                  

                  
                     
                        	
                           zur theologischen Fort- und Weiterbildung von Pfarrerinnen und Pfarrern in den Trägerkirchen;

                        

                        	
                           zur Entwicklung und zum Angebot qualifizierender Langzeitfortbildungen und Weiterbildungen;

                        

                        	
                           zur Fortbildung der Pfarrerinnen und Pfarrer in den ersten Amtsjahren (FEA);

                        

                        	
                           zur Qualifikation von anderen beruflich und ehrenamtlich Mitarbeitenden in den Trägerkirchen;

                        

                        	
                           zur Beratung und Unterstützung von kirchlichen Körperschaften und kirchlichen Gruppen in Fragen der theologischen Fort- und
                              Weiterbildung.
                           

                        

                     

                  

                   2  Die Arbeitsfelder
                  

                  

                  Aus- und Fortbildung der Laienpredigerinnen und Laienprediger;

                  Ausbildung für den Predigtdienst und die Sakramentsverwaltung durch Mitarbeitende in Verkündigung, Seelsorge und Bildungsarbeit;

                  Supervision

                  des Pastoralkollegs der Evangelischen Kirche von Westfalen sind zurzeit nicht Gegenstand der Kooperation.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Im Rahmen seines Auftrags bietet das gemeinsame Pastoralkolleg Fort- und Weiterbildungen in den folgenden Handlungsfeldern
                     an:
                  

                  

                  
                     
                        	
                           Theologie und Spiritualität;

                        

                        	
                           Pastorale Grundfragen: Beruf und Identität;

                        

                        	
                           Verkündigung und Gottesdienst;

                        

                        	
                           Konfirmandenarbeit und Kirche in der Schule (vom Pädagogischen Institut verantwortet);

                        

                        	
                           Gruppen- und Bildungsarbeit;

                        

                        	
                           Beratung und Seelsorge;

                        

                        	
                           Gesellschaftliche Verantwortung, Diakonie und Sozialarbeit;

                        

                        	
                           Mission und Ökumene;

                        

                        	
                           Gemeindeaufbau, Gemeindeleitung und Kirchliche Verwaltung.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das gemeinsame Pastoralkolleg kooperiert mit den anderen Instituten, Ämtern und Einrichtungen der beteiligten Trägerkirchen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1  Das gemeinsame Pastoralkolleg arbeitet bundesweit mit den vergleichbaren Einrichtungen der Evangelischen Landeskirchen und
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland sowie der Katholischen (Erz-)Bistümer zusammen.  2  Es pflegt den Kontakt zu internationalen Bildungseinrichtungen im Rahmen der ökumenischen Beziehungen der Trägerkirchen.
                  

               

               
                     § 2
Name, Organisation und Leitung des gemeinsamen Pastoralkollegs
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1  Das gemeinsame Pastoralkolleg führt vorläufig den Namen „Gemeinsames Pastoralkolleg im Institut für Aus-, Fort- und Weiterbildung
                     der Evangelischen Kirche von Westfalen“.  2  Es hat seinen Hauptsitz in Schwerte-Villigst und ist am Standort Wuppertal im Theologischen Zentrum vertreten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1  Die Leiterin oder der Leiter des Instituts für Aus-, Fort- und Weiterbildung ist verantwortlich für die Durchführung der
                     Aufgaben des Instituts im Rahmen der Institutsordnung und übt unbeschadet der Zuständigkeiten der Landeskirchenämter die Dienst-
                     und Fachaufsicht über die Mitarbeitenden aus.  2  Sie oder er führt Jahresdienstgespräche mit allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Instituts.  3  Sie oder er ist zuständig für die Konzeptionsentwicklung, den Haushalt sowie für die Geschäftsführung, Personalführung und
                     Organisationsentwicklung des Instituts.  4  Sie oder er verantwortet die Arbeit gegenüber Kirchenleitung und Landeskirchenamt der Evangelischen Kirche von Westfalen
                     und vertritt das Institut nach außen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Unbeschadet der Gesamtverantwortung der Leiterin oder des Leiters des IAFW wird das gemeinsame Pastoralkolleg von der Bereichsleiterin
                     oder dem Bereichsleiter des Pastoralkollegs im IAFW zusammen mit der Dezernatskonferenz geleitet.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1  Die Bereichsleiterin oder der Bereichsleiter des Pastoralkollegs ist die ständige Stellvertreterin oder der ständige Stellvertreter
                     der Institutsleitung.  2  Gemeinsam mit der Institutsleitung nimmt sie oder er Leitungsverantwortung für das Institut für Aus-, Fort- und Weiterbildung
                     wahr.  3  Die Bereichsleitung ist zuständig für Planung, praktische Durchführung und Organisation der Pastoralkollegs, Koordinierung
                     des Personaleinsatzes, Leitung der regelmäßigen Bereichskonferenzen und Berichterstattung an die Dezernatskonferenz und die
                     Planungskonferenz.  4  Sie vertritt unbeschadet der Gesamtverantwortung der Institutsleitung das Pastoralkolleg nach außen.
                  

                  

               

               
                     § 3
Dezernatskonferenz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die Arbeit des gemeinsamen Pastoralkollegs wird eine Dezernatskonferenz gebildet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1  Die Dezernatskonferenz besteht aus sechs Mitgliedern.  2  Je zwei Mitglieder werden von den Kirchenleitungen der Evangelischen Kirche im Rheinland und der Evangelischen Kirche von
                     Westfalen berufen, je ein weiteres Mitglied entsenden der Lippische Landeskirchenrat und das Moderamen der Evangelischreformierten
                     Kirche.  3  Jede der in der Dezernatskonferenz vertretenen Trägerkirchen kann bei Vertretungsbedarf entsprechende Vertreter entsenden.
                      4  Das Stimmrecht kann übertragen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Leiterin oder der Leiter des IAFW und die Bereichsleiterin oder der Bereichsleiter des Pastoralkollegs nehmen mit beratender
                     Stimme an den Sitzungen der Dezernatskonferenz teil.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Amtszeit der Dezernatskonferenz beträgt vier Jahre.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1  Die Dezernatskonferenz wählt die Vorsitzende oder den Vorsitzenden sowie eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter
                     abwechselnd aus den Mitgliedern der Evangelischen Kirche von Westfalen und der Evangelischen Kirche im Rheinland.  2  Die Vorsitzende oder der Vorsitzende und die Stellvertreterin oder der Stellvertreter sollen verschiedenen Landeskirchen
                     angehören.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die oder der Vorsitzende leitet die Sitzungen.
                  

                  

               

               
                     § 4
Aufgaben der Dezernatskonferenz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1  Die Dezernatskonferenz hat die Aufsicht über die Arbeit des gemeinsamen Pastoralkollegs und ist in allen grundsätzlichen
                     Fragen nach Maßgabe dieses Vertrages mit Beschlussfassung zu beteiligen.  2  Sie arbeitet an der Konzeptionsentwicklung für das gemeinsame Pastoralkolleg mit und beschließt dessen jährliches Fortbildungsprogramm.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1  Die Berufung der Bereichsleiterin oder des Bereichsleiters des Pastoralkollegs sowie der Dozentinnen und Dozenten des gemeinsamen
                     Pastoralkollegs erfolgt durch das Landeskirchenamt der Evangelischen Kirche von Westfalen auf Vorschlag der Dezernatskonferenz,
                     die das Bewerbungsverfahren im Zusammenwirken mit der Institutsleitung durchführt.  2  Vor der Berufung ist die Zustimmung der anderen Trägerkirchen einzuholen.  3  Die Berufung erfolgt für die Dauer von acht Jahren.  4  Erneute Berufung ist möglich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1  Die Berufungs- und Anstellungsverträge werden nach dem Recht der Evangelischen Kirche von Westfalen geschlossen.  2  Soweit Personal auf Grund von Abordnungen oder Gestellungen tätig wird, ist das Recht der abordnenden oder gestellenden Kirche
                     anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Vor allen anderen personalrechtlichen Maßnahmen im öffentlich-rechtlichen oder privat-rechtlichen Dienstverhältnis der Mitarbeitenden
                     des gemeinsamen Pastoralkollegs ist die Dezernatskonferenz zu hören.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1  Der Dezernatskonferenz ist der Teilhaushaltsplan für das gemeinsame Pastoralkolleg rechtzeitig vor Beginn eines Haushaltsjahres
                     zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen.  2  Der Teilhaushaltsplan bedarf der Genehmigung der Trägerkirchen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                          1  Die Dezernatskonferenz kann die Vornahme von Kassenprüfungen für den Bereich des gemeinsamen Pastoralkollegs veranlassen.
                      2  Mit der Durchführung einer Kassenprüfung wird die Gemeinsame Rechnungsprüfungsstelle der Evangelischen Kirche von Westfalen
                     beauftragt.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                          1  Die Dezernatskonferenz nimmt die Jahresrechnung für das gemeinsame Pastoralkolleg ab.  2  Die Jahresrechnung ist alsbald nach dem Jahresabschluss aufzustellen und der Gemeinsamen Rechnungsprüfungsstelle der Evangelischen
                     Kirche von Westfalen zur Prüfung vorzulegen.  3  Die Jahresrechnung wird den Trägerkirchen zusammen mit dem Prüfungsbericht zur Erteilung der Entlastung vorgelegt.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                          1  Die Dezernatskonferenz achtet auf eine ordnungsgemäße Abwicklung der Verwaltungsgeschäfte.  2  Sie kann die hierfür erforderlichen Auskünfte und Unterlagen verlangen.  3  Soweit die Verwaltungsgeschäfte nicht direkt von den Verwaltungskräften des gemeinsamen Pastoralkollegs erledigt werden,
                     können diese der Verwaltung des IAFW oder der Tagungsstätte „Haus Villigst“ übertragen werden.  4  In diesem Fall ist eine Verwaltungsvereinbarung zu schließen, in der die zu erledigenden Arbeiten und die Vergütung festzulegen
                     sind.  5  Die Verwaltungsvereinbarung bedarf der Genehmigung der Trägerkirchen.
                  

                  

               

               
                     § 5
Sitzungen, Beschlüsse der Dezernatskonferenz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1  Die Dezernatskonferenz trifft sich in der Regel halbjährlich.  2  Die Sitzungstermine sollen für ein Jahr im Voraus festgelegt werden.  3  Auf Verlangen von mindestens drei Mitgliedern ist die Dezernatskonferenz unverzüglich zu einer außerordentlichen Sitzung
                     einzuberufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1  Den Einladungen zur Sitzung der Dezernatskonferenz, die zwei Wochen vor der Sitzung den Mitgliedern vorliegen sollen, ist
                     eine Tagesordnung beizufügen.  2  Die Kirchenleitungen der Trägerkirchen erhalten die Tagesordnung nachrichtlich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1  Die Sitzungen der Dezernatskonferenz sind nicht öffentlich.  2  Im Einzelfall können Gäste zugelassen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1  Beschlüsse der Dezernatskonferenz werden im Namen der Trägerkirchen gefasst.  2  Die Dezernatskonferenz ist beschlussfähig, wenn mindestens fünf Stimmen vertreten sind, darunter je eine Stimme aus der Evangelischen
                     Kirche im Rheinland und der Evangelischen Kirche von Westfalen.  3  Beschlüsse werden mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst.  4  Enthaltungen zählen zu den abgegebenen Stimmen.
                  

                  

               

               
                     § 6
Planungskonferenz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1  Die Vorplanung und die Reflexion der jährlichen Fortbildungsprogramme erfolgt durch eine gemeinsame Planungskonferenz der
                     Trägerkirchen.  2  Die Zusammensetzung der Planungskonferenz wird gesondert geregelt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1  Den Vorsitz in der Planungskonferenz führt die Bereichsleiterin oder der Bereichsleiter des Pastoralkollegs.  2  Die hauptamtlichen Dozentinnen und Dozenten des Pastoralkollegs nehmen an den Sitzungen teil.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1  Die Planungskonferenz trifft sich in der Regel einmal jährlich.  2  Die Sitzungstermine sollen für ein Jahr im Voraus festgelegt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Einladung mit einer Tagesordnung zur Sitzung der Planungskonferenz soll den Mitgliedern zwei Wochen vor der Sitzung vorliegen.
                  

                  

               

               
                     § 7
Fortbildung in den ersten Amtsjahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1  Das Angebot der Fortbildungsveranstaltungen ist verbunden mit einem integriertem Konzept für die Fortbildung in den ersten
                     fünf Amtsjahren der Pfarrerinnen und Pfarrer (FEA).  2  Die FEA begleitet den berufsbezogenen lebenslangen Lernprozess in seiner Anfangsphase.  3  Sie hat das Ziel, die für die eigenständige Wahrnehmung des pfarramtlichen Dienstes erforderlichen Handlungskompetenzen zu
                     entwickeln, zu fördern und zu vertiefen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die FEA umfasst auch Fortbildungsberatung, Supervision und fachliche Schwerpunktbildung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1  Grundlage für die Entwicklung einer gemeinsamen FEA sind zunächst die Ordnung der Fortbildung der Pfarrer und Prediger in
                     der Evangelischen Kirche von Westfalen vom 23. Juni 1976 (KABl. 1976 S. 78) und die Richtlinien für die Fortbildung in den
                     ersten Amtsjahren in der Evangelischen Kirche von Westfalen vom 23. August 2001 (KABl. 2001 S. 284).  2  Die bislang in den anderen Trägerkirchen in Geltung stehenden Richtlinien sind angemessen zu berücksichtigen.
                  

                  

               

               
                     § 8
Regionale Fortbildungsangebote
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1  Der Vertrag wird für die Dauer von acht Jahren geschlossen.  2  Er verlängert sich um jeweils vier Jahre, wenn er nicht von einer der Trägerkirchen spätestens zwölf Monate vor Ablauf der
                     Vertragslaufzeit gekündigt wird.  3  Die Kündigung ist gegenüber dem Landeskirchenamt der Evangelischen Kirche von Westfalen auszusprechen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Über Änderungen und Ergänzungen beschließen die Kirchenleitungen der Trägerkirchen nach Anhörung der Dezernatskonferenz.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Unbeschadet der originären Zuständigkeit jeder Trägerkirche für ihre pastorale Fortbildung sollen die Trägerkirchen Meinungsverschiedenheiten
                     über die Auslegung einer Bestimmung dieses Vertrages auf freundschaftliche Weise beseitigen.
                  

                  

               

               
                     § 11
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dieser Vertrag tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bis zum Jahr 2015 soll eine Evaluation der Erfahrungen mit dem gemeinsamen Pastoralkolleg erfolgen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         In Ergänzung zu diesem Vertrag treffen die Trägerkirchen für die praktische Durchführung der gemeinsamen Fortbildung ergänzende
                     Verabredungen4, die als Protokollnotiz bei Vertragsschluss vor liegen.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Die Inhaltsübersicht ist nicht Bestandteil dieses Vertrages.

         

      

   
      

      
         Ergänzende Verabredungen zum Kirchenvertrag über die Errichtung eines gemeinsamen Pastoralkollegs 
der Evangelischen Kirche im Rheinland, 
der Evangelischen Kirche von Westfalen, 
der Lippischen Landeskirche und 
der Evangelisch-reformierten Kirche


      

      
         Vom 18. Juni 2009


      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 14 S. 307)

      

      

       1  Der Arbeitsbereich Pastoralkolleg des Instituts für Aus-, Fort- und Weiterbildung der EKvW in Schwerte-Villigst und das rheinische
         Pastoralkolleg in Wuppertal werden zusammengeführt.  2  Deshalb schließen die Evangelische Kirche im Rheinland (EKiR), die Evangelische Kirche von Westfalen (EKvW), die Lippische
         Landeskirche (LLK) und die Evangelischreformierte Kirche (ERK) einen Vertrag über die gemeinsame Leitung und Unterhaltung
         des Pastoralkollegs1.  3  In Ergänzung zu diesem Vertrag treffen die Trägerkirchen für die praktische Durchführung folgende Verabredungen, die als
         Protokollnotiz bei Vertragsschluss vorliegen:
      

      

      1. Allgemeines

                   1  Der Einstieg in die gemeinsame pastorale Fort- und Weiterbildung soll zum 1. Januar 2010 erfolgen und geschieht im Rahmen
                     des gemeinsamen Konzeptes der Trägerkirchen für die pastorale Aus- und Fortbildung.  2  Die Trägerkirchen beauftragen die Dezernatskonferenz für das gemeinsame Pastoralkolleg und das Kuratorium des Seminars für
                     pastorale Ausbildung das Konzept gemeinsam weiterzuentwickeln und den Trägerkirchen zur Beschlussfassung vorzulegen.
                  

                  2. Fortbildung in den ersten Amtsjahren

                  2.1  1  In der EKvW stellen die FEA-Gespräche eine Fortbildungsberatung dar, die auf der Ordinationstagung beginnt und später als
                     Einzelberatung fortgeführt wird.  2  In den FEA-Gesprächen wird die Fortbildung insgesamt und auch die Wahl der Kompetenzbereiche (Theologisch-spirituelle Kompetenz,
                     Seelsorgliche Kompetenz, Pädagogische Kompetenz, Gottesdienstliche Kompetenz, Kybernetische Kompetenz und Ökumenische Kompetenz)
                     besprochen und geplant.  3  Im Rahmen der FEA sind die Theologinnen und Theologen verpflichtet, zusätzlich zehn Stunden Supervision zu nehmen (vgl. Richtlinien
                     für die Fortbildung in den ersten Amtsjahren in der Evangelischen Kirche von Westfalen vom 23. August 2001(KABl. 2001 S. 284).
                  

                  2.2  1  Die Evangelische Kirche im Rheinland hat die Absicht, die westfälischen FEA-Richtlinien im Grundsatz zu übernehmen und weiter
                     zu akzentuieren.  2  Entsprechend § 7 Abs. 32 des Vertrages soll für alle Trägerkirchen ein gemeinsames Konzept entwickelt werden.
                  

                  3. Integrierte Fortbildung unterschiedlicher kirchlicher Arbeitsfelder und Berufsgruppen

                   1  Die Trägerkirchen sprechen sich ausdrücklich dafür aus, dass das gemeinsame Pastoralkolleg auch Mitarbeitende aus anderen
                     kirchlichen Arbeitsfeldern und Berufsgruppen fortbildet, berät und begleitet.  2  Die Kollegs sollen nach Möglichkeit für kirchliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in dem betreffenden Handlungsfeld
                     arbeiten, geöffnet werden.
                  

                  4. Personelle Ausstattung des gemeinsamen Pastoralkollegs

                  4.1  1  Die im Vertrag beschriebenen Aufgabenfelder des gemeinsamen Pastoralkollegs ohne die Arbeitsfelder „Ausbildung zur Laienpredigt“;
                     „Ausbildung für den Predigtdienst und die Sakramentsverwaltung durch Mitarbeitende in Verkündigung, Seelsorge und Bildungsarbeit“
                     sowie „Supervision“ umfassen insgesamt 3,75 Dozentenstellen.  2  Hinzu kommt die bisher von der Evangelischen Kirche von Westfalen und der Evangelischen Kirche im Rheinland gemeinsam finanzierte
                     Seelsorgepfarrstelle.
                  

                  4.2 Mindestens eine Dozentur im gemeinsamen Pastoralkolleg wird mit einer Pfarrerin oder einem Pfarrer der Evangelischen Kirche
                     im Rheinland besetzt.
                  

                  4.3  1  Alle Dozentinnen und Dozenten haben ihren Dienstsitz in Villigst.  2  Jeweils diejenige oder derjenige, die oder der einen Kurs begleitet, kommt während des Kurses nach Wuppertal.  3  Die Präsenz im Theologischen Zentrum Wuppertal und die Einbindung der Einrichtungen des Theologischen Zentrums wird durch
                     die Beteiligung der Leitung des gemeinsamen Pastoralkollegs am Runden Tisch sichergestellt.
                  

                  4.4 Das Verfahren zur Wiederbesetzung der Stelle im bisherigen rheinischen Pastoralkolleg als neue Stelle im gemeinsamen Pastoralkolleg
                     soll unverzüglich nach Vertragsabschluss eingeleitet werden, damit die Besetzung möglichst bis zum 1. Januar 2010 erfolgen
                     kann.
                  

                  4.5 Von der Kooperation erfasste freie Stellen, die zur Wiederbesetzung freigegeben werden, sollen in den Trägerkirchen ausgeschrieben
                     werden.
                  

                  4.6 Den Trägerkirchen ist bewusst, dass sich im Stellenplan angesichts des Aufgabenzuwachses der Dozentinnen und Dozenten
                     nur mittel- bzw. langfristig Einsparungen erzielen lassen.
                  

                  4.7  1  Die Sekretariats- und Verwaltungsaufgaben werden zurzeit durch drei Verwaltungsstellen (darunter eine Vollzeitstelle am Standort
                     Wuppertal) wahrgenommen.  2  Die Trägerkirchen streben an, die Personalkosten in diesem Bereich zu reduzieren.
                  

                  5. Teilnahmebeiträge

                   1  Die Trägerkirchen verabreden, die Teilnahmebeiträge zu vereinheitlichen.  2  Zum 1. Januar 2010 soll der Teilnahmebeitrag für Kollegs in der Evangelischen Kirche von Westfalen und in der Evangelischen
                     Kirche im Rheinland auf einheitlich 80 Euro/Woche festgesetzt werden.  3  Darin sind die Unterbringung in einer kirchlichen Tagungsstätte und ein Honorar im Rahmen der kirchlichen Honorarrichtlinien
                     enthalten.  4  Mehrkosten wegen höherer Unterbringungskosten, Honorare oder wegen anderer besonderer Umstände (Langzeitkurs, qualifizierend,
                     Exkursion, Auslandskolleg usw.) werden auf die Teilnehmenden umgelegt.
                  

                  6. Planungskonferenz der Trägerkirchen

                   1  Vorplanung und Reflexion der jährlichen Fortbildungsprogramme erfolgt erstmalig für das Jahr 2011 durch die gemeinsame Planungskonferenz.
                      2  Für das Jahr 2010 gilt folgende Übergangsregelung: Zu der bisherigen Planungskonferenz in der EKvW werden Vertreterinnen
                     und Vertreter der Lippischen Landeskirche und zum bisherigen Botschaftertreffen der EKiR werden Vertreterinnen und Vertreter
                     der Evangelisch-reformierten Kirche eingeladen.
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      2
            Nr. 246

         

      

   
      

      
         Kirchenvertrag über die gemeinsame Ausbildung 
der Pfarrerinnen und Pfarrer
im Seminar für pastorale Ausbildung
         

      

      
         Vom 18. Juni 2009

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 14 S. 309)
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            Die Evangelische Kirche im Rheinland, die Evangelische Kirche von Westfalen, die Lippische Landeskirche und die Evangelisch-reformierte
               Kirche schließen nachstehenden Vertrag:
            

            
                     Präambel

                  

                   1  Das Seminar für pastorale Ausbildung in Wuppertal ist eine unselbstständige Einrichtung der Evangelischen Kirche im Rheinland.
                      2  Die Führung und Steuerung des Seminars erfolgt gemeinsam durch die Evangelische Kirche im Rheinland, die Evangelische Kirche
                     von Westfalen, die Lippische Landeskirche und die Evangelisch-reformierte Kirche (Synode evangelisch-reformierter Kirchen
                     in Bayern und Nordwestdeutschland).  3  Ziel ist es, die hohe Qualität der pastoralen Bildungsarbeit der vier Landeskirchen zu sichern und auszubauen.  4  Die Arbeit des Seminars geschieht im Rahmen des gemeinsamen Konzeptes für die Aus- und Fortbildung unter Berücksichtigung
                     des unterschiedlichen konfessionellen Profils der Trägerkirchen und in Respekt vor den jeweiligen regionalen Gegebenheiten
                     und Traditionen.
                  

                  

               

               
                     § 1
Aufgabe des Seminars
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1  Das Seminar für pastorale Ausbildung (Seminar) bildet Vikarinnen und Vikare der Trägerkirchen aus.  2  Die Gestaltung der Ausbildung erfolgt durch das Kuratorium nach den Regelungen der entsendenden Kirchen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Unbeschadet der Gesamtverantwortung des Seminars wird die Verantwortung für den Ausbildungsabschnitt „Schulpädagogik“ dem
                     Pädagogischen Institut der Evangelischen Kirche von Westfalen übertragen und am Standort Villigst durchgeführt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Weitere Aufgaben können durch gemeinsamen Beschluss der Trägerkirchen übertragen werden.
                  

                  

               

               
                     § 2
Kuratorium
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1  Es wird ein Kuratorium aus acht Mitgliedern gebildet.  2  Je drei Mitglieder werden von den Kirchenleitungen der Evangelischen Kirche im Rheinland und der Evangelischen Kirche von
                     Westfalen berufen, je ein weiteres Mitglied entsendet der Lippische Landeskirchenrat und das Moderamen der Evangelisch-reformierten
                     Kirche.  3  Jede der im Kuratorium vertretenen Kirchen kann bei Vertretungsbedarf entsprechende Vertreterinnen oder Vertreter entsenden.
                      4  Das Stimmrecht kann übertragen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Amtszeit des Kuratoriums beträgt vier Jahre.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1  Das Kuratorium wählt die Vorsitzende oder den Vorsitzenden sowie eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter abwechselnd
                     aus den Kuratoriumsmitgliedern der Evangelischen Kirche im Rheinland und der Evangelischen Kirche von Westfalen.  2  Vorsitzende oder Vorsitzender und Stellvertreterin oder Stellvertreter sollen verschiedenen Landeskirchen angehören.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die oder der Kuratoriumsvorsitzende führt die Geschäfte des Kuratoriums und leitet die Sitzungen.
                  

                  

               

               
                     § 3
Aufgaben des Kuratoriums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1  Das Kuratorium hat im Auftrag der Kirchenleitungen die Aufsicht und die Richtlinienkompetenz für die Arbeit des Seminars.
                      2  Es verantwortet die Konzeptions- und Organisationsentwicklung des Seminars und beschließt über die Zahl und die inhaltliche
                     Gestaltung der Lehrgänge.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1  Das Kuratorium hat für eine ordnungsgemäße Erledigung der notwendigen Verwaltungsgeschäfte Sorge zu tragen und diese zu beaufsichtigen.
                      2  Es kann die hierfür erforderlichen Auskünfte und Unterlagen verlangen.  3  Die Erledigung der Verwaltungsgeschäfte kann einer Verwaltungsstelle der Trägerkirchen oder einer von deren Einrichtungen
                     oder Untergliederung übertragen werden.  4  In diesem Fall ist eine Verwaltungsvereinbarung zu schließen, in der die zu erledigenden Verwaltungsarbeiten sowie die Vergütung
                     festzulegen sind und die der Genehmigung der Trägerkirchen bedarf.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1  Das Kuratorium entscheidet über die Berufung, Entlassung und alle anderen personal-rechtlichen Maßnahmen im öffentlich-rechtlichen
                     oder privatrechtlichen Dienstverhältnis der Direktorin oder des Direktors, der stellvertretenden Direktorin oder des stellvertretenden
                     Direktors, der Dozentinnen oder Dozenten und der weiteren Mitarbeitenden.  2  Bei der Berufung der Direktorin oder des Direktors, der stellvertretenden Direktorin oder des stellvertretenden Direktors,
                     sowie von Dozentinnen und Dozenten ist die Zustimmung der Kirchenleitungen einzuholen.  3  Die Berufungs- und Anstellungsverträge werden vom Kuratorium im Namen und in Vertretung der Trägerkirchen nach dem Recht
                     der Evangelischen Kirche im Rheinland geschlossen.  4  Soweit Personal auf Grund von Abordnungen oder Gestellungen tätig wird, ist das Recht der abordnenden oder gestellenden Kirche
                     anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1  Das Kuratorium beschließt rechtzeitig vor Beginn eines Haushaltsjahres einen Haushaltsplan und nimmt die Jahresrechnung ab.
                      2  Es veranlasst die Vornahme von Kassenprüfungen und die Prüfung der Jahresrechnung.  3  Es beauftragt damit eine unabhängige Prüfungsstelle.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1  Der Haushaltsplan bedarf der Genehmigung der Trägerkirchen.  2  Die Jahresrechnung wird den Trägerkirchen zusammen mit dem Prüfungsbericht zur Erteilung der Entlastung vorgelegt.
                  

                  

               

               
                     § 4
Sitzungen, Beschlüsse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1  Das Kuratorium trifft sich in der Regel halbjährlich.  2  Die Sitzungstermine sollen für ein Jahr im Voraus festgelegt werden.  3  Wenn zwei Mitglieder des Kuratoriums es verlangen, ist es zu einer außerordentlichen Sitzung unverzüglich einzuberufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1  Den Einladungen zur Sitzung des Kuratoriums, die zwei Wochen vor der Sitzung den Mitgliedern des Kuratoriums vorliegen sollen,
                     ist eine Tagesordnung beizufügen.  2  Die Kirchenleitungen der Trägerkirchen erhalten die Tagesordnung nachrichtlich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1  Die Sitzungen des Kuratoriums sind nichtöffentlich.  2  Im Einzelfall können Gäste zugelassen werden.  3  In Angelegenheiten die die Ausbildungsabschnitte „Schulpädagogik“ oder „Konfirmandenarbeit“ betreffen, ist die Direktorin
                     oder der Direktor des Pädagogischen Instituts der Evangelischen Kirche von Westfalen einzuladen.  4  Die Direktorin oder der Direktor erhält die Einladungen mit der Tagesordnung sowie die Protokolle über die Kuratoriumssitzungen
                     nachrichtlich.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1  Beschlüsse des Kuratoriums werden im Namen der Trägerkirchen gefasst.  2  Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn mindestens fünf Stimmen vertreten sind, darunter je eine Stimme aus der Evangelischen
                     Kirche im Rheinland und der Evangelischen Kirche von Westfalen.  3  Beschlüsse werden mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst.  4  Enthaltungen zählen zu den abgegebenen Stimmen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1  Dringlichkeitsentscheidungen kann die oder der Vorsitzende zusammen mit der Stellvertreterin oder dem Stellvertreter treffen.
                      2  Diese Entscheidungen sind dem Kuratorium in der nächsten Sitzung zur Genehmigung vorzulegen.  3  Es kann Dringlichkeitsentscheidungen aufheben, soweit nicht schutzwürdige Rechte anderer durch die Ausführung des Beschlusses
                     entstanden sind.
                  

                  

               

               
                     § 5
Seminarleitung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1  Das Seminar wird von der Direktorin oder dem Direktor geleitet.  2  Die Direktorin oder der Direktor wird durch die vom Kuratorium gemäß § 3 Absatz 3 Satz 2 bestimmte Stellvertreterin oder
                     Stellvertreter (stellvertretende Direktorin oder stellvertretender Direktor) vertreten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1  Die Direktorin oder der Direktor ist verantwortlich für die Durchführung der Aufgaben des Seminars im Rahmen dieses Vertrages.
                      2  Sie oder er übt unbeschadet der Zuständigkeit des Kuratoriums und des rheinischen Landeskirchenamtes die Dienst- und Fachaufsicht
                     über die Mitarbeitenden aus.  3  Sie oder er führt jährliche Mitarbeitendengespräche mit allen Mitarbeitenden des Seminars.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1  Die Direktorin oder der Direktor ist zuständig und verantwortlich für die Organisation und praktische Durchführung der Vikariatskurse,
                     den Haushalt des Seminars, die ordnungsgemäße Erledigung der Verwaltungsgeschäfte sowie für die Geschäftsführung und die Personalführung.
                      2  Sie oder er unterbreitet dem Kuratorium Vorschläge zur Konzeptions- und Organisationsentwicklung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Direktorin oder der Direktor vertritt unbeschadet der Zuständigkeiten von Kuratorium, Kirchenleitungen und Landeskirchenämtern
                     der Trägerkirchen das Seminar nach außen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Direktorin oder der Direktor verantwortet die Arbeit des Seminars gegenüber dem Kuratorium sowie den Kirchenleitungen
                     und den Landeskirchenämtern der Trägerkirchen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Direktorin oder der Direktor nimmt beratend an den Sitzungen des Kuratoriums teil, sofern das Kuratorium nicht anders
                     beschließt.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                          1  Das Kuratorium kann der Direktorin oder dem Direktor durch Beschluss weitere Aufgaben auch im Einzelfall übertragen.  2  Soweit die Direktorin oder der Direktor die Trägerkirchen im Rechtsverkehr vertreten soll, bedarf sie oder er einer von den
                     Trägern ausgefertigten und unterschriebenen Vollmachtsurkunde.
                  

                  

               

               
                     § 6
Finanzierung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Soweit durch gesonderte Vereinbarungen nichts anderes bestimmt ist, werden die Kosten für das Seminar wie folgt aufgeteilt:
                  

                  Evangelische Kirche im Rheinland 45 %

                  Evangelische Kirche von Westfalen 45 %

                  Lippische Landeskirche 5 %

                  Evangelisch-reformierte Kirche 5 %

                  
                        (
                        2
                        )
                          1  Die Jahresrechnung ist alsbald nach dem Jahresabschluss aufzustellen und vom Kuratorium bis zum 31. Januar des folgenden
                     Jahres der unabhängigen Prüfungsstelle zur Prüfung vorzulegen.  2  Unbeschadet der Regelung in § 3 Absatz 5 Satz 2 hat jeder Träger das Recht auf Einsichtnahme in die Jahresrechnung.
                  

                  

               

               
                     § 7
Anzahl der Ausbildungsplätze
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1  Im Seminar stehen im Regelfall ca. 20 Ausbildungsplätze pro Halbjahr zur Verfügung.  2  Sie werden im Verhältnis der Finanzierungsanteile der Trägerkirchen aufgeteilt: EKiR 9 Plätze, EKvW 9 Plätze, LLK 1 Platz,
                     ERK 1 Platz.  3  Andere Aufteilungen kann das Kuratorium im konkreten Fall beschließen.  4  Eine Überschreitung um wenige Plätze ist möglich.  5  Sollten in einem Jahrgang mehr Plätze benötigt werden, sind Einzelregelungen zutreffen.
                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1  Sofern die von den Trägerkirchen zu beanspruchenden Ausbildungsplätze nicht von diesen in Anspruch genommen werden, kann
                     das Kuratorium diese Ausbildungsplätze anderen Kirchen zur Verfügung stellen.  2  Diese sollen sich angemessen an den Gesamtkosten des Seminars beteiligen.  3  Die Höhe der Kostenbeteiligung ist in einer Vereinbarung mit dieser Kirche festzulegen.
                  

                  

               

               
                     § 8
Dauer des Vertrages, Kündigung, Freundschaftsklausel
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1  Der Vertrag wird für die Dauer von acht Jahren geschlossen.  2  Er verlängert sich um jeweils vier Jahre, wenn er nicht von einer der Trägerkirchen spätestens zwölf Monate vor Ablauf der
                     Vertragslaufzeit gegenüber dem Kuratorium schriftlich gekündigt wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Über Änderungen und Ergänzungen beschließen die Kirchenleitungen der Trägerkirchen nach Anhörung des Kuratoriums.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Unbeschadet der originären Zuständigkeit jeder Trägerkirche für ihre Aus- und Fortbildung sollen die Trägerkirchen Meinungsverschiedenheiten
                     über die Auslegung einer Bestimmung dieses Vertrages auf freundschaftliche Weise beseitigen.
                  

                  

               

               
                     § 9
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dieser Vertrag tritt am 1. Juli 2009 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zum gleichen Zeitpunkt tritt der zum 1. Januar 2004 zwischen der Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evangelisch-reformierten
                     Kirche, der Lippischen Landeskirche und der Evangelischen Kirche von Westfalen geschlossene Vertrag außer Kraft.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bis zum Jahr 2015 soll eine Evaluation der Erfahrungen mit dem gemeinsamen Seminar für pastorale Aus- und Fortbildung erfolgen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         In Ergänzung zu diesem Vertrag treffen die Trägerkirchen für die praktische Durchführung der gemeinsamen pastoralen Ausbildung
                     weitere Verabredungen, die als Protokollnotiz bei Vertragsabschluss vorliegen.
                  

                  

               

            

         

      

      

      1
            Die Inhaltsübersicht ist nicht Bestandteil dieser Satzung.

         

      

   
      

      
         Ergänzende Verabredungen zum Kirchenvertrag über die gemeinsame Ausbildung der Pfarrerinnen und Pfarrer
im Seminar für pastorale Ausbildung
der Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen Kirche von Westfalen, der Lippischen Landeskirche und der Evangelisch-reformierten
            Kirche
         

      

      
         Vom 18. Juni 2009

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 14 S. 311)

      

      

       1  Der Arbeitsbereich Predigerseminar des Instituts für Aus-, Fort- und Weiterbildung der Evangelischen Kirche von Westfalen
               und das Seminar für pastorale Ausbildung werden am Standort Wuppertal zusammengeführt.  2  Deshalb schließen die Evangelische Kirche im Rheinland (EKiR), die Evangelische Kirche von Westfalen (EKvW), die Lippische
               Landeskirche (LLK) und die Evangelisch-reformierte Kirche (ERK) einen Vertrag über die gemeinsame Leitung und Unterhaltung
               des Seminars für pastorale Ausbildung1 in Wuppertal.  3  In Ergänzung zu diesem Vertrag treffen die Trägerkirchen für die praktische Durchführung folgende Verabredungen, die als
               Protokollnotiz bei Vertragsschluss vorliegen:
            

            1. Allgemeines

                1  Der Einstieg in die gemeinsame Ausbildung der Pfarrerinnen und Pfarrer im Seminar für pastorale Ausbildung soll zum 1. Oktober
                  2009 erfolgen und geschieht im Rahmen des gemeinsamen Konzeptes der Trägerkirchen für die pastorale Aus- und Fortbildung.
                   2  Die Trägerkirchen beauftragen das Kuratorium des Seminars für pastorale Ausbildung und die Dezernatskonferenz für das gemeinsame
                  Pastoralkolleg das Konzept gemeinsam weiterzuentwickeln und den Trägerkirchen zur Beschlussfassung vorzulegen.
               

               

               2. Seminarleitung, personelle und sachliche Ausstattung

               2.1  1  Das Kuratorium beruft gemäß § 3 Absatz 32 des Vertrages die Direktorin oder den Direktor sowie die stellvertretende Direktorin oder den stellvertretenden Direktor.
                   2  Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass die Direktorin oder der Direktor und ihre oder seine Stellvertreterin
                  bzw. ihr oder sein Stellvertreter bevorzugt aus dem Kreis der Trägerkirchen kommen sollen.
               

               2.2  1  Im Seminar sind außer der Direktorin oder dem Direktor noch zwei Dozentinnen oder Dozenten tätig.  2  Die Praxis der Zahlung von Ephoralzulagen im Seminar wird zur Kenntnis genommen.
               

               2.3  1  Für den Neuanfang wird mindestens eine Dozentur mit einer Pfarrerin oder einem Pfarrer der EKvW besetzt.  2  Zum 1. Oktober 2009 tritt Pfarrerin Anke Gödersmann als westfälische Dozentin in das Team ein.
               

               2.4  1  Die im Seminar zu erledigenden Sekretariatsaufgaben werden durch eine Verwaltungsmitarbeiterin wahrgenommen.  2  Der Stundenumfang beträgt 33 Wochenstunden.  3  Bei Weggang der Studieninspektorin oder des Studieninspektors erhöht sich der Stundenumfang auf eine Vollzeitstelle (derzeit
                  38,5 Wochenstunden).
               

               2.5  1  Die Dienstleistungen im Bereich Haushalt, Personal und Liegenschaften erfolgen gemäß § 3 Absatz 2 Satz 43 des Vertrages auf der Grundlage einer Verwaltungsvereinbarung durch die gemeinsame Verwaltung des Theologischen Zentrums
                  Wuppertal.  2  Eine entsprechende Verwaltungsvereinbarung wird von der EKiR vorbereitet.
               

               2.6 Die Vertragsparteien halten an dem Ziel der Kostenreduktion fest.

               

               3. Ausbildungsinhalte

               3.1 Inhalte und Struktur der Kurswochen

               Gute Erfahrungen in der bisherigen westfälischen Vikariatsausbildung sollen nach Möglichkeit integriert werden.

               3.2 Seelsorge

                1  Im Rahmen der Seelsorgeausbildung führt das Seminar für pastorale Aus- und Fortbildung in Wuppertal einen fünfwöchigen fraktionierten
                  Seelsorgekurs durch (2 + 1 + 2 Kurswochen).  2  Die Seminarleitung stellt sicher, dass der Bereich der Krankenhausseelsorge verbindlich vorkommt.  3  Die Seelsorgepraxis erfolgt in den Zeiten zwischen den Kursblöcken in den Gemeinden vor Ort.
               

               3.3 Homiletik und Liturgik

                1  Angesichts der räumlichen Ausdehnung der vier Landeskirchen können die Dozentinnen und Dozenten des Seminars in den Ausbildungsgemeinden
                  keine Gottesdienstbesuche mit anschließendem Auswertungsgespräch durchführen.  2  Es soll aber darüber nachgedacht werden, ob alternativ eine Videobesprechung eines Gottesdienstes möglich und sinnvoll ist.
               

               3.4 Religionsunterricht in der Schule

                1  Die Verantwortung für die schulpädagogische Ausbildungsphase wird dem Pädagogischen Institut der EKvW (PI) übertragen und
                  in Villigst durchgeführt (§ 1 Absatz 24des Vertrages).  2  Die Einweisung der Vikarinnen und Vikare in das Schulvikariat erfolgt in Zusammenarbeit mit den Beauftragten der Trägerkirchen.
                   3  Die in diesem Ausbildungsabschnitt entstehenden externen Personal- und Sachkosten (PI) sind in den gemeinsamen Haushalt einzustellen.
               

               3.5 Konfirmandenunterricht und Konfirmandenarbeit

                1  Der Ausbildungsabschnitt „Konfirmandenunterricht und Konfirmandenarbeit“ wird am Standort Wuppertal in Kooperation mit dem
                  PI durchgeführt.5   2  Dazu ist es notwendig, dass die zuständigen Dozentinnen und Dozenten in Wuppertal und Villigst konzeptionell zusammenarbeiten.
                   3  Es ist sicherzustellen, dass die jeweiligen landeskirchlichen Spezifika hinreichend berücksichtigt werden (Einführung in
                  die landeskirchlichen Lehrpläne und Ordnungen für die Konfirmandenarbeit).  4  Die in diesem Ausbildungsabschnitt entstehenden externen Personal- und Sachkosten (PI) sind in den gemeinsamen Haushalt einzustellen.
               

               3.6 Gemeindeaufbau

               Der Ausbildungsabschnitt „Gemeindeaufbau“ wird am Standort Wuppertal angeboten.

               3.7 Kirchenmusik und Liturgik/Hymnologie

                1  Die Vikarinnen und Vikare sollen im Seminar kirchenmusikalisch kompetent begleitet werden.  2  Deshalb soll der bisherige „Villigster Standard“ in der Kirchenmusik auch in Zukunft sichergestellt werden.  3  Da der in der Arbeitsstelle Gottesdienst und Kirchenmusik des Instituts für Aus-, Fort- und Weiterbildung tätige Kirchenmusikdirektor
                  Matthias Nagel diese Aufgabe nur für eine kurze Übergangsphase und in einem zeitlich begrenztem Umfang wahrnehmen kann, soll
                  auf eine qualifizierte A-Kirchenmusikerin oder einen qualifizierten A-Kirchenmusiker zugegangen werden, die oder der im Rahmen
                  der Dienstanweisung u. a. „Kirchenmusik und Liturgik/Hymnologie“ am Seminar unterrichtet.  4  Die in diesem Ausbildungsabschnitt entstehenden externen Personal- und Sachkosten sind in den gemeinsamen Haushalt einzustellen.
               

               3.8 „Kirchenrecht und kirchliche Verwaltung“ und „Kirchengeschichte der Landeskirche“

                1  Die Trägerkirchen führen für die Vikarinnen und Vikare in den Themenbereichen „Kirchenrecht und kirchliche Verwaltung“ und
                  „Kirchengeschichte der Landeskirche“ getrennte Seminarveranstaltungen durch.  2  Weitere Zusatzkurse der Trägerkirchen bleiben möglich.  3  Die aus der Durchführung resultierenden Sach- und Personalkosten werden nicht in den gemeinsamen Haushalt eingestellt.
               

               3.9 Supervision

                1  Die Supervision ist Bestandteil der Ausbildung und wird im Rahmen der Kurswochen angeboten.  2  Die supervisorische Begleitung der Vikarinnen und Vikare erfolgt durch den westfälischen Konvent für Supervision und durch
                  Frau Damrath (voraussichtlich bis 2011).  3  Die dadurch entstehenden Kosten werden in den gemeinsamen Haushalt eingestellt.  4  In der EKvW wird die Supervision als ein unabhängiges Instrument verstanden und mit Supervisorinnen und Supervisoren durchgeführt,
                  die nicht an der Ausbildung beteiligt sind.  5  Die supervisorische Arbeit der Dozentinnen und Dozenten während der Kurswochen wird dadurch jedoch nicht eingeschränkt.  6  Das Team der Dozentinnen und Dozenten des Seminars koordiniert in regelmäßigen Abständen die Zusammenarbeit mit den externen
                  Supervisorinnen und Supervisoren.  7  Das Team der Dozentinnen und Dozenten wird dem Kuratorium einen Vorschlag unterbreiten, ob und in welchem Umfang es künftig
                  zwischen den Kursblöcken Supervisions- und Intervisionstage geben soll.  8  Dabei ist darauf zu achten, dass die Intervision nicht zu Lasten der Supervision geht.
               

               3.10 Termine für den Beginn des Vorbereitungsdienstes

               Nach dem derzeitigen Stand der Überlegungen sollen die Vikariatskurse zum 1. April und zum 1. Oktober des Jahres beginnen.

               3.11 Aus- und Fortbildung der Gemeindementorinnen und -mentoren

                1  Zurzeit bereiten die EKiR und die EKvW ihre Gemeindementorinnen und -mentoren in getrennten Veranstaltungen auf die Begleitung
                  einer Vikarin oder eines Vikars vor.  2  Lediglich an dem gemeinsamen Mentorentag in Wuppertal nehmen alle Gemeindementorinnen und -mentoren teil.  3  Es soll geprüft werden, ob die Gemeindementorinnen und -mentoren aller Trägerkirchen im Rahmen eines gemeinsamen Kursangebotes
                  fortgebildet werden können.  4  In diesem Fall besteht Einigkeit darüber, dass der bisherige „westfälische Fortbildungsstandard“ (verpflichtende Teilnahme
                  an mehrtätigen Fortbildungen und Tagungen, Information über das Ausbildungsprogramm, Erfahrungsaustausch und Methodentraining)
                  nicht unterschritten werden soll.
               

               3.12 Treffen der Vikarinnen und Vikare in Regionalgruppen

               Die bisher im Seminar für pastorale Aus- und Fortbildung in Wuppertal geübte Praxis das gemeinsame Lernen im Seminar in den
                  Gemeindepraxisphasen durch monatliche Treffen in Regionalgruppen zu ergänzen, wird mit Beginn der gemeinsamen Ausbildung nicht
                  weiter fortgeführt.
               

               3.13 Kostenbeteiligung der Vikarinnen und Vikare an den Kurskosten

                1  Es wird verabredet, dass künftig alle Vikarinnen und Vikare eine einheitliche Eigenbeteiligung zahlen (derzeit 8 Euro/Tag
                  bzw. 32 Euro pro Kurswoche).  2  Die Einnahmen aus den Eigenbeteiligungen fließen in den gemeinsamen Haushalt.
               

               3.14 Studienfahrt

                1  Im Rahmen der Ausbildung soll auch künftig eine gemeinsame Studienfahrt durchgeführt werden.  2  Das künftige Team der Dozentinnen und Dozenten unterbreitet dem Kuratorium dazu Vorschläge.  3  Im Kuratorium ist zur gegebenen Zeit auch über eine einheitliche Höhe der Eigenbeteiligung der Vikarinnen und Vikare und
                  der landeskirchlichen Zuschüsse zu beraten.
               

            

         

      

      

      1
            Nr. 248

         

      

      2
            Nr. 248

         

      

      3
            Nr. 248

         

      

      4
            Nr. 248

         

      

      5
            Hierzu wird auf die zwischen der Evangelischen Kirche im Rheinland und der Evangelischen Kirche von Westfalen am 7. März 2008
               verabredete Erläuterung zur geplanten Kooperation im Teilbereich „Konfirmandenunterricht und Konfirmandenarbeit“ verwiesen.
               Die Erläuterung hat folgenden Wortlaut:Erläuterung der geplanten Kooperationim Teilbereich „Konfirmandenunterricht und Konfirmandenarbeit“
               Im Protokoll der Sitzung der rheinisch/westfälischen Arbeitsgruppe zur Kooperation in der theologischen Aus- und Fortbildung
               vom 13. August 2007 heißt es unter Punkt 2.5 (S. 3): „Der Ausbildungsabschnitt KU wird am Standort Wuppertal in Kooperation
               mit dem PI der EKvW durchgeführt. Dabei ist sicherzustellen, dass für die westfälischen Vikarinnen und Vikare die westfälischen
               Spezifika (Ordnung für die Konfirmandenarbeit/Westfälischer Lehrplan etc.) hinreichend zur Geltung kommen.“ Im Bericht der
               Arbeitsgruppe an den Kooperationsausschuss (EKiR / EKvW) von August 2007 heißt es unter Punkt 1a:„Die Ausbildung in KU/KA
               wird am Standort Wuppertal in Kooperation mit dem PI der EKvW durchgeführt“.Dazu wird folgende Erläuterung gegeben:In der
               Arbeitsgruppe bestand die Auffassung, dass in dem Teilbereich „Konfirmandenunterricht und Konfirmandenarbeit“ eine besondere
               Kooperation zwischen dem Seminar für pastorale Aus- und Fortbildung in Wuppertal und dem Pädagogischen Institut in Villigst
               sachlich naheliegend und notwendig ist. Natürlich wird es ganz entscheidend darauf ankommen, wie diese Kooperation konkret
               umgesetzt werden kann. Diesbezüglich hatte die Arbeitsgruppe die Vorstellung, dass die zuständigen Dozentinnen und Dozenten
               in Wuppertal und Villigst konzeptionell zusammenarbeiten. Zu diesem Zweck wird neben der KA-Abteilung des PTI auch Herr Böhme-Lischewski
               vom PI in die Gestaltung und Durchführung der Kurse in Wuppertal mit einbezogen. Dazu ist das Einverständnis der übrigen beteiligten
               Landeskirchen einzuholen. Die Gesamtverantwortung für die Ausbildung bleibt beim Kuratorium. „Westfälische Spezifika“ könnten
               dadurch zur Geltung kommen, dass Herr Böhme-Lischewski in Villigst besondere Studientage durchführt, in denen es um eine Einführung
               in die westfälische Ordnung für die Konfirmandenarbeit und in den westfälischen Lehrplan geht. Einladung, Durchführung und
               Abrechnung liegen in diesem Fall in der Verantwortung des Pädagogischen Institutes Villigst.
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                     § 1
Geltungsbereich
(zu §§ 1, 2, 8 und § 58 Absatz 2 BVG-EKD)
Allgemeine Bestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dieses Gesetz dient der Ausführung des Besoldungs- und Versorgungsgesetzes der EKD (BVG-EKD) vom 12. November 2014  in der
                     Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen Kirche von Westfalen und der Lippischen Landeskirche.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Auf Lehrkräfte, deren Besoldung und Versorgung im Rahmen der Ersatzschulfinanzierung refinanziert wird, findet das BVG-EKD
                     keine Anwendung.  2 Ihre Besoldung und die Versorgung richten sich nach den Bestimmungen für die vergleichbaren Lehrkräfte des Landes, in dem
                     die kirchliche Schule liegt.  3 Es findet ebenfalls keine Anwendung auf die Beamtinnen und Beamten der Evangelischen Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe,
                     deren Besoldung und Versorgung entsprechend den Regeln der Ersatzschulfinanzierung refinanziert wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Für die Besoldung, Versorgung und die sonstigen dienstlichen Bezüge gilt das jeweilige Recht der Beamtinnen und Beamten des
                     Bundes sinngemäß, soweit das kirchliche Recht nichts anderes bestimmt.  2 Die Kirchenleitungen beziehungsweise der Landeskirchenrat können durch Beschluss neue Vorschriften des Bundes oder des Landes
                     zur Besoldung und Versorgung im kirchlichen Interesse innerhalb von sechs Wochen nach Veröffentlichung längstens für sechs
                     Monate nach Veröffentlichung vorläufig von der Anwendung ausschließen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Kirchenleitungen bzw. der Landeskirchenrat können je für ihren Bereich Regelungen zu Aufwandsentschädigungen im Vertretungsfall
                     treffen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Widersprüche und Klagen gegen Festsetzungen und Bewilligungen auf der Grundlage des BVG-EKD oder dieses Gesetzes oder entsprechend
                     anzuwendender staatlicher Bestimmungen haben keine aufschiebende Wirkung.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Der Anspruch auf Dienstbezüge und die sonstigen Bezüge nach dem Besoldungs- und Versorgungsgesetz der EKD und diesem Gesetz
                     besteht für Pfarrerinnen und Pfarrer gegenüber der Landeskirche, für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, soweit nichts anderes
                     bestimmt ist, gegen die Anstellungskörperschaft.  2 Der Anspruch der Kirchenbeamtinnen und -beamten auf Wartestandsbesoldung richtet sich gegen die Landeskirche.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, deren Stellen der Gemeinsamen Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchenbeamte angeschlossen
                     sind, trägt die Landeskirche die Versorgungsbezüge mit Ausnahme der Bezüge für den Sterbemonat und des Sterbegeldes beim Tod
                     im aktiven Dienst sowie der Unfallfürsorgeleistungen während des aktiven Dienstes und der Leistungen beim Ersatz von Sachschäden
                     und besonderen Aufwendungen, die durch einen während des aktiven Dienstes eingetretenen Dienstunfall entstanden sind.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         1 Pfarrerinnen und Pfarrer sowie Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind verpflichtet, den für sie zuständigen Stellen nach
                     den Absätzen 6 und 7 alle Ereignisse, die sich auf die Zahlung ihrer Bezüge auswirken könnten, unverzüglich anzuzeigen und
                     auf Verlangen Auskunft zu erteilen.  2 Dazu gehören insbesondere alle Änderungen des Familienstandes und der Verhältnisse, die die Zahlung des Familienzuschlages
                     beeinflussen, sowie die Änderung von Wohnsitz und Konten.  3 Sofern die Landeskirche die zuständige Stelle ist, sind die Auskünfte gegenüber dem Landeskirchenamt zu erteilen.  4 Die Sätze 1 bis 3 gelten für Vikarinnen und Vikare entsprechend.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Scheiden Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte, deren Stelle der Gemeinsamen Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchenbeamte
                     angeschlossen ist, aus dem Dienst aus, ohne dass für sie Ruhegehalt oder eine sonstige Versorgung auf Grund des Kirchenbeamtenverhältnisses
                     gezahlt wird, so übernimmt die Landeskirche die zur gesetzlichen Rentenversicherung nachzuentrichtenden Beiträge.
                  

               

               
                     § 2
(zu § 9 Absatz 1 BVG-EKD)
Höhe der Bezüge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Besoldungshöhe, die Zahl der Stufen sowie die vor einem Stufenaufstieg zurückzulegenden Zeiten, die bei der Stufenfestsetzung
                     als Erfahrungszeiten anzuerkennenden Zeiten, die Anpassung der Bezüge, die Minderung im Sinne von § 14a des Bundesbesoldungsgesetzes
                     (BBesG), Mindestversorgung und der Abzug im Sinne von § 50f des Beamtenversorgungsgesetzes (BeamtVG) richten sich nach dem
                     Recht des Landes Nordrhein-Westfalen, sofern dieses Gesetz oder eine andere kirchliche Bestimmung keine abweichende Regelung
                     trifft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei Pfarrerinnen und Pfarrern wird die Erfahrungsstufe bei der erstmaligen Berufung festgesetzt.  2 Beim Wechsel des Dienstherrn zwischen der Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen Kirche von Westfalen und der
                     Lippischen Landeskirche behält die Pfarrerin oder der Pfarrer die nach diesen Bestimmungen vorschriftsmäßig festgesetzte Erfahrungsstufe.
                      3 Pfarrerinnen und Pfarrer im Bereich der Evangelischen Kirche im Rheinland werden bei erstmaliger Berufung in ein Pfarrdienstverhältnis
                     auf Probe, im Bereich der Evangelischen Kirche von Westfalen und der Lippischen Landeskirche bei Berufung in ein Pfarrdienstverhältnis
                     um eine Erfahrungsstufe oberhalb der Erfahrungsstufe eingestuft, in die sie in Anwendung von § 29 Absatz 2 Satz 1 Landesbesoldungsgesetz
                     (LBesG NRW) einzustufen wären.  4 Satz 3 gilt in der Evangelischen Kirche von Westfalen und in der Lippischen Landeskirche nicht, soweit eine Pfarrerin oder
                     ein Pfarrer ein Dienstverhältnis durch Versetzung begründet und im Wege der Versetzung eine Erfahrungsstufe zu berücksichtigen
                     ist, die sich nach dem Besoldungsdienstalter bestimmt oder infolge der Überleitung von Dienstaltersstufen in Erfahrungsstufen
                     bestimmt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 § 30 Absatz 1 LBesG NRW findet bei Pfarrerinnen und Pfarrern mit der Maßgabe Anwendung, dass anstelle der Laufbahnbefähigung
                     die Anstellungsfähigkeit und anstelle von Zeiten, die nicht Voraussetzung für den Erwerb der Laufbahnbefähigung sind, Zeiten,
                     die nicht Voraussetzung für den Erwerb der Anstellungsfähigkeit sind, treten.  2 § 30 Absatz 1 Satz 3 LBesG NRW findet bei Pfarrerinnen und Pfarrern keine Anwendung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 § 29 Absatz 1 Satz 2 LBesG NRW findet mit der Maßgabe Anwendung, dass der Aufstieg in die nächsthöhere Stufe nur nach der
                     dienstlichen Erfahrung erfolgt.  2 § 29 Absatz 4 und 5 LBesG NRW finden keine Anwendung
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Zusätzlich zu den in § 30 Absatz 2 LBesG NRW genannten Zeiten wird bei Pfarrerinnen und Pfarrern der Aufstieg in den Stufen
                     durch folgende Zeiten nicht verzögert:
                  

                  
                     
                        	
                           Zeiten eines hauptberuflichen Dienstes, zu dem die Pfarrerin oder der Pfarrer aus dienstlichen Gründen beurlaubt wurde oder
                              nach § 21 des früheren Pfarrdienstgesetzes in den Wartestand versetzt oder als Pastorin oder Pastor im Hilfsdienst beurlaubt
                              war,
                           

                        

                        	
                           Zeiten eines hauptberuflichen Dienstes nach § 94 Absatz 3 Satz 2 des Pfarrdienstgesetzes der EKD,

                        

                        	
                           Zeiten der Wahrnehmung eines Mandats in einem Gesetzgebungsorgan, wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer anstelle der Zahlung
                              einer Versorgungsabfindung nach den staatlichen Abgeordnetengesetzen beantragt, diese Zeit ist als Dienstzeit im Sinne des
                              Besoldungs- und Versorgungsrechts zu berücksichtigen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         § 29 Absatz 6 LBesG NRW findet auch in den Fällen Anwendung, in denen eine Pfarrerin oder ein Pfarrer im Zusammenhang mit
                     einem Disziplinarverfahren oder einem Lehrbeanstandungsverfahren beurlaubt ist.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Pfarrerinnen und Pfarrer, die im Teildienst verwendet werden, erhalten im gleichen Verhältnis verringerte Dienstbezüge.  2 Die Gewährung der Dienstwohnung bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Die Besoldung, die Pfarrerinnen und Pfarrern nach Beendigung einer befristet übertragenen Stelle oder eines befristet übertragenen
                     Auftrages im Sinne des § 25 PfDG.EKD zusteht, wird um die Einkünfte vermindert, die sie aus einer Beschäftigung erhalten.
                  

               

               
                     § 3
(zu § 9 Absatz 2 BVG-EKD)
Anpassung der Versorgungsbezüge
                     

                  

                  Anstelle von § 70 BeamtVG findet § 84 Landesbeamtenversorgungsgesetz (LBeamtVG NRW) Anwendung.

               

               
                     § 4
(zu § 9 Absatz 3 BVG-EKD)
Vikarinnen und Vikare
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Vikarinnen und Vikare erhalten Vikariatsbezüge für die Zeit vom Tage ihrer Berufung zur Vikarin oder zum Vikar bis zum Ende
                     des Dienstverhältnisses als Vikarin oder Vikar.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Vikarinnen und Vikare erhalten einen Grundbetrag entsprechend den Bestimmungen des Bundesbesoldungsgesetzes über die Anwärterbezüge
                     in der für die Beamtenanwärterinnen und Beamtenanwärter des Landes Nordrhein-Westfalen mit einem späteren Eingangsamt nach
                     der Besoldungsgruppe A 13 mit Zulage geltenden Fassung.  2 Der Grundbetrag wird monatlich im Voraus gezahlt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für den Familienzuschlag gilt § 13 BVG-EKD entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Zu den Bestandteilen und zur Höhe der Bezüge der Anwärterinnen und Anwärter gilt das Recht des Landes Nordrhein-Westfalen
                     mit Ausnahme von § 79 LBesG NRW.
                  

               

               
                     § 5
(zu § 10 Nr. 1 BVG-EKD)
Vermögenswirksame Leistungen
                     

                  

                   1 Pfarrerinnen und Pfarrer sowie Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte erhalten eine vermögenswirksame Leistung in entsprechender
                     Anwendung der für die Beamtinnen und Beamten des Landes Nordrhein-Westfalen geltenden Bestimmungen.  2 Vikarinnen und Vikare erhalten eine vermögenswirksame Leistung in entsprechender Anwendung der für die Beamtenanwärterinnen
                     und Beamtenanwärter des Landes Nordrhein-Westfalen geltenden Bestimmungen.
                  

               

               
                     § 6
(zu § 10 Nr. 3 und Nr. 6 BVG-EKD)
Altersteildienst und Zuschläge bei begrenzter Dienstfähigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Zuschläge für den Altersteildienst richten sich nach der Altersteildienst-Ordnung (ATDO).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Hinsichtlich der nicht ruhegehaltfähigen Zuschläge bei begrenzter Dienstfähigkeit gelten die Vorschriften für die Beamtinnen
                     und Beamten des Landes Nordrhein-Westfalen entsprechend.
                  

               

               
                     § 7
(zu § 12 BVG-EKD)
Zuständigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für Entscheidungen nach dem Besoldungs- und Versorgungsgesetz der EKD und diesem Gesetz ist, sofern nichts anderes bestimmt
                     ist, das Landeskirchenamt als oberste Dienstbehörde zuständig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Festsetzungen und Bewilligungen sowie für die Entscheidungen auf Grund von Kann-Bestimmungen ist bei Pfarrerinnen
                     und Pfarrern das Landeskirchenamt zuständig, soweit nicht in diesem Gesetz oder durch sonstiges kirchliches Recht etwas anderes
                     bestimmt ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Für die Festsetzungen und Bewilligungen sowie für die Entscheidungen über Kann-Bestimmungen ist bei Kirchenbeamtinnen und
                     Kirchenbeamten die Anstellungskörperschaft zuständig, soweit nicht in diesem Gesetz oder durch sonstiges kirchliches Recht
                     etwas anderes bestimmt ist.  2 Soweit diese Maßnahmen Mitglieder des Landeskirchenamtes betreffen, ist die Kirchenleitung zuständig.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die nach § 1 Absatz 6 und Absatz 7 von der Landeskirche zu tragenden Versorgungsbezüge werden von der Gemeinsamen Versorgungskasse
                     für Pfarrer und Kirchenbeamte festgesetzt und gezahlt, soweit in der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse für Pfarrer
                     und Kirchenbeamte nichts anderes bestimmt ist.  2 Die Anzeigepflicht nach § 62 BeamtVG besteht gegenüber der Gemeinsamen Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchenbeamte.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 In Angelegenheiten der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten der Kirchenkreise, Kirchengemeinden und aus solchen Körperschaften
                     gebildeten Verbände ist in folgenden Fällen die Genehmigung des Landeskirchenamtes erforderlich, sofern die Entscheidung nicht
                     von diesem selbst getroffen wird:
                  

                  
                     
                        	
                           rückwirkende Einweisung in eine Planstelle,

                        

                        	
                           erste Stufenfestsetzung,

                        

                        	
                           Bewilligung von Zulagen, sofern sie nicht in den Besoldungsordnungen des Landesbesoldungsgesetzes geregelt sind.

                        

                     

                  

                   2 Genehmigungsvorbehalte auf Grund anderer Vorschriften bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 8
(zu §§ 17, 18, 6 Absatz 2, 23 Absatz 3, 56 Absatz 2 BVG-EKD)
Zuordnung der Ämter
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer auf Lebenszeit erhalten ein Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe 13 der Besoldungsordnung A.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Pfarrerinnen und Pfarrer im Probedienst in der Evangelischen Kirche im Rheinland und in der Evangelischen Kirche von Westfalen
                     erhalten von ihrer ersten Berufung in den Probedienst an ein Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe 12 der Besoldungsordnung A, jedoch mindestens 90 Prozent des Gehaltes, das ihnen bei einem Grundgehalt nach Absatz 1 zustehen würde.  2 Pfarrerinnen und Pfarrer im Probedienst der Lippischen Landeskirche erhalten ein Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe 13
                     der Besoldungsordnung A.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Pfarrerinnen und Pfarrer auf Lebenszeit der Evangelischen Kirche im Rheinland, denen eine unbefristete Pfarrstelle mit besonderem
                     Auftrag (mbA-Stellen) übertragen wurde oder die nach Ablauf des Probedienstes noch nicht in eine Pfarrstelle gewählt worden
                     sind und einen Auftrag nach § 25 Absatz 1 PfDG. 2 EKD wahrnehmen, erhalten eine Besoldung nach Absatz 2 vom ersten Tag der Berufung in das Pfarramt an. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Pfarrerinnen und Pfarrer im Probedienst der Evangelischen Kirche von Westfalen, die zur Wahrnehmung eines Auftrages im Sinne
                     von § 5 des früheren Hilfsdienstgesetzes zum Pfarrdienstgesetz der EKU oder § 4 Absatz 3 des Ausführungsgesetzes zum Pfarrdienstgesetz
                     der EKD weiter im Hilfsdienst oder Probedienst geblieben sind, erhalten für die Dauer der Wahrnehmung dieses Dienstes eine
                     nicht ruhegehaltfähige Zulage in Höhe der Differenz zwischen ihrer Besoldung und der Besoldung, die ihnen zustünde, wenn sie
                     als Pfarrerin oder Pfarrer auf Lebenszeit den Dienst wahrnehmen würden.  2 In begründeten Ausnahmefällen kann die Kirchenleitung die Ruhegehaltfähigkeit feststellen. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 In der Evangelischen Kirche im Rheinland erhalten Pfarrerinnen und Pfarrer im Probedienst, die mit der vollen Verwaltung einer
                     Pfarrstelle beauftragt sind (Pfarrverweserinnen und Pfarrverweser), für die Dauer der Beauftragung eine ruhegehaltfähige Zulage
                     in Höhe des Differenzbetrages zu der Besoldung, die ihnen bei einem Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe 13 der Besoldungsordnung
                     A zustehen würde.  2 Dasselbe gilt in der Evangelischen Kirche im Rheinland für Pfarrerinnen und Pfarrer gemäß Absatz 3, die mit der vollen Verwaltung
                     einer Pfarrstelle beauftragt sind.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Superintendentinnen und Superintendenten sowie in der Evangelischen Kirche im Rheinland und in der Evangelischen Kirche von
                     Westfalen die Assessorinnen und Assessoren erhalten während der Dauer ihres Amtes eine das Grundgehalt ergänzende Ephoralzulage,
                     deren Höhe sich aus Abschnitt I der Anlage ergibt.  2 Absatz 7 Satz 3 gilt entsprechend.  3 Zulagen nach Satz 1 gehören zu den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen, in der Evangelischen Kirche im Rheinland jedoch nur bis
                     zur Höhe der nächstniedrigeren Besoldungsgruppe.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Für Pfarrerinnen und Pfarrer, die Inhaberinnen oder Inhaber einer Pfarrstelle mit besonders hervorgehobener Funktion sind
                     oder denen zusätzlich ein besonderer Aufgabenbereich von den Leitungsorganen der Landeskirche oder des Kirchenkreises übertragen
                     worden ist, kann für die Dauer der Wahrnehmung dieser Funktion oder dieses Aufgabenbereiches
                  

                  
                     
                        	
                           das Grundgehalt nach einer höheren Besoldungsgruppe bemessen werden oder

                        

                        	
                           eine das Grundgehalt ergänzende ruhegehaltfähige Zulage vorgesehen werden.

                        

                     

                  

                   2 Die Zulage nach Satz 1 Nr. 2 muss
                  

                  
                     
                        	
                           nach der Funktionszulage nach Absatz 6 oder

                        

                        	
                           nach dem Unterschied zwischen dem Grundgehalt der Pfarrerinnen und Pfarrer und dem Grundgehalt, das sie bei Zuordnung zu einer
                              höheren Besoldungsgruppe erhalten würden, oder
                           

                        

                        	
                           nach einer Zulage, die Beamtinnen und Beamten des Landes Nordrhein-Westfalen im gleichen oder vergleichbaren Aufgabenbereich
                              zusteht,
                           

                        

                     

                  

                  bemessen werden.  3 Das Grundgehalt nach der höheren Besoldungsgruppe oder die Zulage wird für die Zeit vom Beginn des Monats bis zum Ende des
                     Monats gezahlt, in denen die Voraussetzungen nach Satz 1 vorliegen, längstens bis zum Ende des Anspruchs auf Besoldung.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         1 In der Evangelischen Kirche im Rheinland bedürfen Maßnahmen nach Absatz 7 der Genehmigung des Landeskirchenamtes.  2 Voraussetzung hierfür ist das Vorliegen eines Konzeptes, aus dem hervorgeht, dass Tätigkeiten wahrgenommen werden, die erheblich
                     über das Anforderungsprofil einer gemeindlichen oder kreiskirchlichen Pfarrstelle hinausgehen.  3 In der Evangelischen Kirche von Westfalen regelt die Kirchenleitung das Nähere durch Verordnung, soweit eine Regelung nicht
                     durch Kirchengesetz erfolgt; die Möglichkeit der Zuerkennung einer Zulage für hervorgehobene Stellen und Ämter und Einrichtungen
                     der Landeskirche durch die Kirchenleitung im Einzelfall bleibt dadurch unberührt.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         1 Den Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten stehen die Ansprüche auf Besoldung und Versorgung im gleichen Umfang zu wie den Landesbeamtinnen
                     und Landesbeamten des Landes Nordrhein-Westfalen in entsprechender Stellung, soweit nicht das kirchliche Recht etwas anderes
                     bestimmt.  2 Die Kirchenleitungen bzw. der Landeskirchenrat können für die Einordnung der Ämter der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten
                     in die Besoldungsgruppen der Besoldungsordnungen, die Amtsbezeichnungen und die Zahlung von Amts- und Stellenzulagen von den
                     Bestimmungen des Landes- und des Bundesbesoldungsgesetzes abweichende und ergänzende Regelungen treffen, soweit dies der kirchliche
                     Dienst erforderlich macht.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                         Für die Zuordnung der Ämter zu den Besoldungsgruppen und die Gewährung von Zulagen für die hauptamtlichen Mitglieder der
                     Kirchenleitung können die Landeskirchen je für ihren Bereich besondere Regelungen erlassen. 
                  

               

               
                     § 9
(zu § 21 BVG-EKD)
Mutterschutz und Elternzeit
                     

                  

                  Eine zugewiesene Dienstwohnung bleibt auch während der Elternzeit belassen.

               

               
                     § 10
(zu § 22 Absatz 5 BVG-EKD)
Wartestandsbesoldung
                     

                  

                   1 Auf die Wartestandsbesoldung werden Einkünfte aus Übergangsgeld nach § 47 BeamtVG und aus Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen
                     im Sinne von § 53 BeamtVG angerechnet.  2 Die Wartestandsbesoldung entspricht in den ersten sechs Monaten des Wartestandes den bisherigen Dienstbezügen.
                  

               

               
                     § 11
(zu § 23 Absatz 3 BVG-EKD)
Erfahrungszulage
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Pfarrerinnen und Pfarrer der Evangelischen Kirche im Rheinland, deren Grundgehalt in seiner Höhe der Besoldungsgruppe 13 der
                     Bundesbesoldungsordnung A entspricht, erhalten nach einer 12-jährigen hauptberuflichen Dienstzeit als Pfarrerin oder Pfarrer
                     auf Lebenszeit eine nicht ruhegehaltfähige Erfahrungszulage, deren Höhe sich aus Abschnitt II der Anlage ergibt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Auf die Dienstzeit nach Absatz 1 sind anzurechnen:
                  

                  
                     
                        	
                           die Zeit, in der die Pfarrerin oder der Pfarrer zur Wahrnehmung eines Auftrages im Sinne von § 5 des früheren Hilfsdienstgesetzes
                              oder § 19 Absatz 4 des Pfarrdienstgesetzes in der bis zum 30. Juni 2012 geltenden Fassung weiter im Hilfsdienst oder Probedienst
                              (Entsendungsdienst) geblieben ist,
                           

                        

                        	
                           die Zeit, in der die Pfarrerin oder der Pfarrer als Pfarrstellenverwalterin oder Pfarrstellenverwalter nach dem Kirchengesetz
                              über das Amt der Predigerin oder des Predigers in der Evangelischen Kirche von Westfalen oder als Gemeindemissionarin oder
                              Gemeindemissionar in der Evangelischen Kirche im Rheinland ein Grundgehalt entsprechend der Besoldungsgruppe A 13 erhalten
                              hat,
                           

                        

                        	
                           die Zeit, in der die Pfarrerin oder der Pfarrer als Pastorin oder Pastor im Hilfsdienst oder als Pfarrerin oder Pfarrer im
                              Probedienst (Entsendungsdienst) nach Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit während einer Freistellung aus dienstlichen Gründen
                              einen hauptberuflichen (mindestens die Hälfte eines uneingeschränkten Dienstes umfassenden) pfarramtlichen Dienst wahrgenommen
                              hat,
                           

                        

                        	
                           die Zeit, in der die Pfarrerin oder der Pfarrer einen hauptberuflich mindestens die Hälfte eines uneingeschränkten Dienstes
                              umfassenden pfarramtlichen Dienst als Inhaber einer Pfarrstelle in einem privatrechtlichen Dienstverhältnis zur Evangelischen
                              Kirche im Rheinland wahrgenommen hat.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Nicht als Dienstzeiten im Sinne von Absatz 1 gelten Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, einer Freistellung, eines
                     Wartestandes, eines Ruhestandes sowie Zeiten eines hauptberuflichen pfarramtlichen Dienstes in einer unbefristet übertragenen
                     landeskirchlichen Pfarrstelle mit besonderem Auftrag.  2 Abweichend von Satz 1 sind anzurechnen:
                  

                  
                     
                        	
                           Zeiten eines hauptberuflichen pfarramtlichen Dienstes während einer Freistellung aus dienstlichen Gründen,

                        

                        	
                           Zeiten eines hauptberuflichen pfarramtlichen Dienstes nach § 85 Absatz 2 oder § 94 Absatz 3 des Pfarrdienstgesetzes der EKD,

                        

                        	
                           Zeiten einer Kinderbetreuung bis zur Dauer von einem Jahr für jedes vor dem 1. April 1995 geborene Kind, von einem Jahr und
                              sechs Monaten für jedes nach dem 31. März 1995 geborene Kind.
                           

                        

                     

                  

                   3 Das Landeskirchenamt kann weitere Ausnahmen von Satz 1 zulassen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Elternzeiten während eines Dienstes nach Absatz 1, Absatz 2 oder Absatz 3 Satz 2 sind über die Zeit nach Absatz 3 Satz 2
                     Nr. 3 hinaus auf die Dienstzeit nach Absatz 1 anzurechnen, soweit die Pfarrerin oder der Pfarrer während der Elternzeit einen
                     hauptamtlichen pfarramtlichen Dienst wahrgenommen hat.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Der Anspruch auf Zuerkennung der Zulage ruht, solange die Pfarrerin oder der Pfarrer im Zusammenhang mit der Einleitung oder
                     Durchführung eines Disziplinarverfahrens beurlaubt oder vorläufig des Dienstes enthoben ist.  2 Dies gilt entsprechend, solange die Pfarrerin oder der Pfarrer in einem Lehrbeanstandungsverfahren beurlaubt ist.  3 Die Zeit des Ruhens wird auf die Dienstzeit zur Zuerkennung der Zulage nicht angerechnet, 
                  

                  
                     
                        	
                           wenn das Disziplinarverfahren zur Amtsenthebung oder Entfernung aus dem Dienst führt,

                        

                        	
                           wenn das Dienstverhältnis zur Vermeidung oder Erledigung des Disziplinar- oder Amtsenthebungsverfahrens durch Entlassung oder
                              Ausscheiden endet,
                           

                        

                        	
                           wenn das Dienstverhältnis infolge des Lehrbeanstandungsverfahrens durch Ausscheiden endet.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Zulage wird vom Ersten des Monats an gewährt, in den der Tag nach Ablauf der Dienstzeit gemäß Absatz 1 fällt.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Der Anspruch auf die Gewährung der Erfahrungszulage entfällt mit Ablauf des Monats, in dem der Pfarrerin oder dem Pfarrer
                     ein Anspruch auf Zahlung einer anderen, das Grundgehalt ergänzenden Zulage zusteht.  2 Dies gilt nicht für die Strukturzulage gemäß § 47 LBesG NRW.
                  

               

               
                     § 12
(zu § 23 Absatz 3 BVG-EKD)
Strukturzulage 
                     

                  

                   1 Pfarrerinnen und Pfarrer mit einem Grundgehalt nach den Besoldungsgruppen 12 oder 13 nach der Besoldungsordnung A erhalten
                     eine Strukturzulage entsprechend § 47 Buchstabe c LBesG NRW.  2 Dies gilt für Pfarrerinnen und Pfarrer im Probedienst erst vom Ersten des Monats an, in dem die Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit
                     wirksam wird.
                  

               

               
                     § 13
(zu § 23 Absatz 3 BVG-EKD)
Sonstige Zulagen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte in der Evangelischen Kirche im Rheinland, deren Beförderung vom Leitungsorgan beschlossen,
                     aber wegen Beförderungsstopps vom Landeskirchenamt nicht genehmigt wird, erhalten eine nicht ruhegehaltfähige Zulage in Höhe
                     des Unterschiedsbetrages zwischen der höheren und der bisherigen Besoldungsgruppe.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         § 61 LBesG findet entsprechend Anwendung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei Vorliegen der Voraussetzungen erhalten Pfarrerinnen und Pfarer eine Zulage nach § 51 LBesG.
                  

               

               
                     § 14
(zu §§ 24 f. BVG-EKD)
Dienstwohnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Sofern Pfarrerinnen und Pfarrern von der Anstellungskörperschaft eine Dienstwohnung zugewiesen ist, gelten die folgenden
                     Regelungen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Steht neben der Pfarrerin auch ihr Ehegatte oder neben dem Pfarrer auch seine Ehegattin in einem Dienstverhältnis als Pfarrer
                     oder Pfarrerin oder als Prediger oder Predigerin nach dem Kirchengesetz über das Amt des Predigers in der Evangelischen Kirche
                     von Westfalen, erhält nur einer der Eheleute eine Dienstwohnung.  2 In besonderen Fällen kann mit Einwilligung des Landeskirchenamtes
                  

                  
                     
                        	
                           beiden Ehegatten gemeinsam oder

                        

                        	
                           jedem der Eheleute

                        

                     

                  

                  eine Dienstwohnung zugewiesen werden.  3 In Fällen des Satzes 3 Nr. 1 gilt die Dienstwohnung als jedem der Eheleute zur Hälfte zugewiesen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Bei der Gewährung einer Dienstwohnung wird die Dienstwohnungsvergütung auf die Dienstbezüge angerechnet.  2 Daneben kann bestimmt werden, dass von der Pfarrerin oder dem Pfarrer Nebenkosten, eine Vergütung für die Garage und ein Anteil
                     an den Kosten für Schönheitsreparaturen zu tragen sind.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Art und Umfang der von der Pfarrerin oder dem Pfarrer zu tragenden Kosten für die Nutzung der Dienstwohnung und die weiteren
                     Dienstwohnungsregelungen bestimmt die Kirchenleitung durch Verordnung.
                  

               

               
                     § 15
(zu § 26 BVG-EKD)
Ruhegehaltfähige Dienstbezüge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge sind mit den Faktoren entsprechend § 5 Absatz 1 LBeamtVG NRW zu vervielfältigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei Anwendung des § 5 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 BeamtVG ist für Pfarrerinnen und Pfarrer, die aus einer Freistellung oder aus
                     einer Beurlaubung ohne Besoldung oder einem Wartestand ohne Wartestandsbesoldung in den Ruhestand treten oder versetzt werden,
                     das Grundgehalt maßgebend, das sie nach ihrer Erfahrungsstufe erhalten würden, wenn sie an dem Tage, an dem der Ruhestand
                     beginnt, erneut Anspruch auf Besoldung hätten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Tritt der Versorgungsfall nicht in unmittelbarem Anschluss an die Zahlung einer Zulage oder einer höheren Besoldungsgruppe,
                     die auf Grund der Wahrnehmung des Amtes oder der besonders herausgehobenen Funktion nach § 8 Absatz 6 oder 7 zustand, ein,
                     gehört der Unterschiedsbetrag zwischen den Dienstbezügen, die die Pfarrerin oder der Pfarrer unter Berücksichtigung des höheren
                     Grundgehaltes oder der Zulage erhalten hat, und den Dienstbezügen, die sie oder er nach § 8 Absatz 1 erhalten hätte, für jedes
                     volle Jahr, für das der Pfarrerin oder dem Pfarrer das erhöhte Grundgehalt oder die Zulage gezahlt worden ist, mit einem Achtel
                     bis zu ihrem vollen Betrag zu den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen (§ 5 Absatz 1 Nr. 3 BeamtVG).  2 Dabei bleibt die Zeit unberücksichtigt, für die die höhere Besoldung oder die Zulage während der Freistellungszeit eines Altersteildienstes
                     gezahlt und für den Altersteildienstzuschlag berücksichtigt worden ist.  3 Hat die Pfarrerin oder der Pfarrer verschiedene Zahlungen nach § 8 Absatz 6 oder 7 erhalten, ist maximal der volle Betrag
                     des höchsten Unterschiedsbetrages oder der höchsten Zulage ruhegehaltfähig. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Bei der Berechnung des Unterschiedsbetrages oder der Zulage finden ausschließlich die für die Landeskirche geltenden Besoldungstabellen
                     Anwendung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Enthält das staatliche Besoldungsrecht für eine Zulage nach § 8 Absatz 7 Satz 2 Nr. 3 eine besondere Regelung der Ruhegehaltfähigkeit dieser Zulage, findet statt des Absatzes 3 diese Regelung entsprechend Anwendung.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Haben Pfarrerinnen oder Pfarrer früher als Militär-, Gefängnis- oder Krankenhauspfarrerin oder -pfarrer im sonstigen öffentlichen
                     Dienst Dienstbezüge mit einem Grundgehalt oberhalb der Besoldungsgruppe, die ihnen nach landeskirchlichem Recht zusteht, erhalten,
                     so gilt Absatz 3 entsprechend für den Unterschiedsbetrag zwischen den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen, die ihrem Ruhegehalt
                     aus dem Pfarramt zugrunde zu legen sind, und den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen, die ihrem Ruhegehalt aus dem früheren Amt
                     als Beamtin oder Beamter im sonstigen öffentlichen Dienst zum Zeitpunkt des Eintritts des Versorgungsfalls zugrunde zu legen
                     wären.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Haben Pfarrerinnen oder Pfarrer aus einem Dienst nach § 24 Absatz 1 höhere Dienstbezüge als aus dem Pfarramt erhalten, so
                     gilt Absatz 3 entsprechend für den Unterschiedsbetrag zwischen den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen, die ihrem Ruhegehalt aus
                     dem Pfarramt zugrunde zu legen sind, und den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen, die ihrem Ruhegehalt aus dem Dienst nach § 24
                     Absatz 1 zum Zeitpunkt des Eintritts des Versorgungsfalls zugrunde zu legen wären.  2 Dies gilt für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte entsprechend.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Bei Anwendung des § 5 Absatz 2 BeamtVG ist für wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzte oder im Amt verstorbene
                     Pfarrerinnen oder Pfarrer, die bei Eintritt des Versorgungsfalles ein Grundgehalt entsprechend der Besoldungsgruppe A 13 erhalten
                     haben, diese Besoldungsgruppe maßgebend.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Bei Anwendung des § 5 Absatz 1 Satz 3 LBeamtVG NRW werden für den Be-reich der Evangelischen Kirchen von Westfalen anstelle
                     der dort genannten Faktoren folgende Faktoren angewandt:
                  

                  
                     
                        
                           
                              	
                                 1.    in den Besoldungsgruppen von A 2 bis A 6:

                              
                              	
                                 0,95238

                              
                           

                           
                              	
                                 2.    in den Besoldungsgruppen A 7 und A 8:

                              
                              	
                                 0,96385

                              
                           

                           
                              	
                                 3.    in den übrigen Besoldungsgruppen:

                              
                              	
                                 0,9756

                              
                           

                        
                     

                  

                  Für die Berechnung der Mindestversorgung gemäß § 16 Absatz 3 Satz 2 LBeamtVG NRW auf Grundlage der Besoldungsgruppe A 5 findet
                     der Faktor 0,95238 Anwendung.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                         Für den Bereich der Lippischen Landeskirche findet § 5 Absatz 1 Satz 3 LBeamtVG NRW mit der Maßgabe Anwendung, dass für Versorgungsempfänger
                     mit Besoldungsgruppen A 13 und höher der abweichende Faktor 0,9756 gilt und diese Versorgungsempfänger dafür für jedes Kind,
                     für das sie einen Familienzuschlag beziehen, eine Sonderzahlung in Höhe von 250 Euro in 12 gleichen Monatsraten mit den monatlichen
                     Bezügen erhalten. Gleiches gilt entsprechend für Versorgungsberechtigte ab der Besoldungsgruppe A 13, die einen Anspruch
                  

                  
                     
                        	
                            auf Witwen- oder Witwergeld haben, sofern das Kind nicht zum Bezug von Waisengeld berechtigt ist,

                        

                        	
                            auf Waisengeld 

                        

                     

                  

                  haben.

                  

               

               
                     § 16
(zu § 28, 56 Absatz 3 Nr. 1 BVG-EKD)
Ruhegehaltfähige Dienstzeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei Anwendung des § 6 Absatz 1 Satz 1 BeamtVG steht bei Pfarrerinnen und Pfarrern der ersten Berufung in das Beamtenverhältnis
                     die erste Berufung in das Dienstverhältnis als Vikarin oder Vikar, als Pfarrerin oder Pfarrer im Probedienst (Entsendungsdienst),
                     als Pfarrerin oder Pfarrer auf Lebenszeit, als Predigerin oder Prediger nach dem Kirchengesetz über das Amt des Predigers
                     in der Evangelischen Kirche von Westfalen oder in eine diesen Dienstverhältnissen entsprechende Tätigkeit gleich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei Anwendung des § 6 Absatz 1 Satz 2 Nr. 5 BeamtVG stehen bei Pfarrerinnen und Pfarrern die Freistellung ohne Besoldung nach
                     dem Pfarrdienstgesetz und der Wartestand ohne Wartegeld nach dem früheren Pfarrerdienstgesetz einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge
                     gleich.  2 Satz 1 gilt entsprechend für Kirchenbeamtinnen als frühere Pfarrerinnen und Kirchenbeamte als frühere Pfarrer.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Anrechnung von Ausbildungszeiten gemäß § 12 des BeamtVG erfolgt von Amts wegen.  2 Bei Verzögerung des Hochschulstudiums durch abzulegende Sprachprüfungen können bei Pfarrerinnen und Pfarrern für jede erfolgreich
                     abgelegte Sprachprüfung bis zu sechs Monate berücksichtigt werden.  3 Andere Ausbildungszeiten, die bei der Berufung zur Pfarrerin oder zum Pfarrer als Ersatz für die vorgeschriebene Hochschulausbildung
                     anerkannt worden sind, können ganz oder teilweise als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden.  4 Wird für die Berufung einer Kirchenbeamtin oder eines Kirchenbeamten eine theologische Ausbildung vorausgesetzt, so werden
                     bei der Festsetzung der ruhegehaltfähigen Dienstzeiten die gleichen Ausbildungszeiten wie bei einer Pfarrerin oder einem Pfarrer
                     berücksichtigt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Für die Anwendung des § 85 Absatz 1 und 4 BeamtVG gilt als Ausbildungszeit die Zeit des Hochschulstudiums der evangelischen
                     Theologie bis zu vier Jahren und die Prüfungszeit bis zu sechs Monaten.  2 Hat sich das Studium durch abzulegende Sprachprüfungen über die Zeit nach Satz 1 verzögert, so sollen als Studienzeit berücksichtigt
                     werden sechs sprachfreie Studiensemester und je zwei Studiensemester für Latein und Griechisch und ein Studiensemester für
                     Hebräisch sowie bis zu sechs Monate Prüfungszeit.  3 Die Berücksichtigung des Hochschulstudiums einschließlich der Prüfungszeit darf insgesamt sechs Jahre nicht übersteigen.
                  

               

               
                     § 17
(zu §§ 28,  56 BVG-EKD)
Ausländische Dienstzeiten
                     

                  

                  Im Ausland verbrachte Dienstzeiten, die nach § 11 BeamtVG oder nach § 28 Absatz 2 BVG-EKD als ruhegehaltfähige Dienstzeit
                     berücksichtigt werden können, dürfen nur berücksichtigt werden, wenn und soweit sich durch ihre Berücksichtigung keine höhere
                     Gesamtversorgung ergeben würde als die in § 55 Absatz 2 BeamtVG bezeichnete Höchstgrenze.
                  

               

               
                     § 18
(zu § 29 Absatz 2 BVG-EKD)
Minderung des Ruhegehaltes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         § 14 Absatz 3 BeamtVG findet nach Maßgabe der Absätze 2 bis 6 Anwendung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         § 14 Absatz 3 BeamtVG findet keine Anwendung
                  

                  
                     
                        	
                           auf Pfarrerinnen und Pfarrer, Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die Altersteildienst von mindestens vier Jahren geleistet
                              haben, wenn sie zugleich mit dem Antrag auf Bewilligung des Altersteildienstes unter Inanspruchnahme der Antragsaltersgrenze
                              nach § 88 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 des Pfarrdienstgesetzes bzw.  § 67 Absatz 1 Nr. 1 KBG.EKD die Versetzung in den Ruhestand
                              mit Ablauf des Monats, bei Pfarrerinnen und Pfarrern in einer Schulpfarrstelle mit Ablauf des Schuljahres oder Schulhalbjahres,
                              in dem sie das 63. Lebensjahr vollenden, beantragt haben,
                           

                        

                        	
                           auf Pfarrerinnen und Pfarrer, Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, deren für mindestens vier Jahre beantragter Altersteildienst
                              durch Versetzung in den Ruhestand infolge Dienstunfähigkeit oder durch Tod vorzeitig endet,
                           

                        

                        	
                           auf Pfarrerinnen und Pfarrer, Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die bis zum 16. November 1951 geboren und mindestens seit dem 16. November 2000 schwerbehindert im Sinne des Teils 2 SGB IX sind sowie nach
                              § 88 Absatz 1 Nr. 2 des Pfarrdienstgesetzes oder § 67 Absatz 1 Nr. 2 des Kirchenbeamtengesetzes in den Ruhestand versetzt
                              werden.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6 v.H. auch für jedes Jahr, um das die Pfarre-rin oder der Pfarrer, die Kirchenbeamtin
                     oder der Kirchenbeamte vor Ablauf des Mo-nats, in dem sie oder er das 63. Lebensjahr vollendet,
                  

                  
                     
                        	
                            nach § 88 Abs. 1 Nr. 2 PfDG.EKD oder § 67 Abs. 1 Nr. 2 KBG.EKD oder 

                        

                        	
                            wegen Dienstunfähigkeit, die nicht auf einem Dienstunfall beruht, 

                        

                     

                  

                  in den Ruhestand versetzt wird. Die Minderung darf 10,8 v.H. nicht übersteigen.

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6 vom Hundert auch für jedes Jahr, um das die Pfarrerin oder der Pfarrer, die Kirchenbeamtin
                     oder der Kirchenbeamte vor Ablauf des Monats, in dem sie oder er die für sie oder ihn geltende gesetzliche Altersgrenze erreicht,
                     in unmittelbarem Anschluss an den Wartestand in den Ruhestand tritt.  2 Die Minderung des Ruhegehalts darf 10,8 vom Hundert nicht übersteigen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Von dem für die Berechnung der Minderung maßgeblichen Zeitraum wird die Zeit abgesetzt, um die bei Eintritt des Ruhestandes
                     die ruhegehaltfähige Dienstzeit ohne Anwendung von § 85 BeamtVG 40 Jahre überschreitet.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Absätze 1 bis 5 gelten für künftige Hinterbliebene der jeweiligen Pfarrerinnen und Pfarrer, Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten
                     entsprechend.
                  

               

               
                     § 19
(zu § 32 BVG-EKD)
Versorgungszuschläge
                     

                  

                  Abweichend von §§ 50a bis 50e BeamtVG finden die §§ 59 bis 62 LBeamtVG NRW entsprechend Anwendung.

               

               
                     § 20
(zu §§ 35 bis 39 BVG-EKD)
Anrechnung von Renten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Anwendung der §§ 35 und 38 BVG-EKD wird ausgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Auf die nach den Vorschriften dieses Kirchengesetzes errechneten Versorgungsbezüge werden die Leistungen aus der gesetzlichen
                     Rentenversicherung, die ausschließlich auf Beitragszahlungen der Kirche beruhen, unbeschadet der Regelung des § 55 des BeamtVG
                     über das Zusammentreffen von kirchlichen Versorgungsbezügen mit Renten in voller Höhe angerechnet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Kinderzuschuss nach § 270 und der Waisenrentenzuschlag nach § 78 des Sechsten Buches des Sozialgesetzbuches zählen nicht
                     zu den Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung im Sinne des Absatzes 2.
                  

               

               
                     § 21
(zu § 46 BVG-EKD)
Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Soweit vor Inkrafttreten dieses Gesetzes Anspruch auf Zahlung von Familienzuschlag gem.  2 § 10 Absatz 8 der Pfarrbesoldungs- und -versorgungsordnung oder gemäß § 4 Absatz 3 Satz 4 der Kirchenbeamtenbesoldungs- und -versorgungsordnung jeweils in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden
                     Fassung oder nach § 40 Absatz 1 Nr. 4 Übergeleitetes Besoldungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (ÜBesG NRW) in der
                     am 30. Juni 2016 geltenden Fassung bestanden hat, finden diese Vorschriften auf den bestehenden Anspruch auch nach Inkrafttreten dieses
                     Gesetzes weiter Anwendung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer der Evangelischen Kirche im Rheinland, denen am 29. Februar 2008 nach der bis dahin geltenden Rechtslage
                     ein Grundgehalt nach Besoldungsgruppe A 14 zustand, erhalten dieses weiter.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Pfarrerinnen und Pfarrer der Evangelischen Kirche von Westfalen und der Lippischen Landeskirche, denen am 31. Dezember 2006
                     nach der bis dahin geltenden Rechtslage ein Grundgehalt nach Besoldungsgruppe A 14 zustand, erhalten dieses weiter.  2 Der Aufstieg in den Erfahrungsstufen endet mit Erreichen der 10. Stufe.  3 Soweit Pfarrerinnen und Pfarrer bereits die 11. oder 12. Stufe der Besoldungsgruppe A 14 erreicht haben, erhalten sie diese
                     Besoldung weiter.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Als ruhegehaltfähig gilt die Zeit, während der Pfarrerinnen, Pfarrer, Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte vor der Berufung
                     in das öffentlich-rechtliche Dienstverhältnis sich insgesamt länger als drei Monate in einem Gewahrsam (§ 1 Absatz 1 Nr. 1
                     in Verbindung mit § 9 des Häftlingshilfegesetzes in der bis zum 28. Dezember 1991 geltenden Fassung) befunden haben, sofern
                     sie zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits im kirchlichen Dienst waren.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Für bei Inkrafttreten dieses Gesetzes vorhandene Pfarrerinnen, Pfarrer, Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind die in einem
                     außerkirchlichen inländischen, öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis hauptberuflich verbrachten Zeiten ruhegehaltfähig.
                      2 Dies gilt auch, wenn keine Versorgungslastenteilung vereinbart wurde.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Soweit nach den §§ 69 bis 91 des Beamtenversorgungsgesetzes für die am 1. Januar 1977 und die am 1. Januar 1992 vorhandenen
                     Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger sowie für die am 31. Dezember 1991 vorhandenen Beamtinnen und Beamten Bestimmungen
                     des bisherigen Rechts weiterhin anzuwenden sind, finden diese für die unter dieses Gesetz fallenden vergleichbaren Personen
                     mit der Maßgabe Anwendung, dass auch die zu diesen Bestimmungen ergangenen Vorschriften der PfBVO bzw. der KBVO in der bis
                     zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung anzuwenden sind.  2 Soweit in den Übergangsbestimmungen des Beamtenversorgungsgesetzes auf die Dauer eines über den 31. Dezember 1998 oder den
                     1. Januar 1999 hinaus bestehenden Beschäftigungsverhältnisses abgestellt wird, tritt an die Stelle dieses Datums der 31. März
                     1999 oder der 1. April 1999.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Beim Zusammentreffen eines Ruhegehaltes mit Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen im Sinne des § 53 BeamtVG bemisst sich die
                     Höchstgrenze für Pfarrerinnen und Pfarrer, die nach § 10a des AG PfDG. 2 EKD der Evangelischen Kirche von Westfalen oder vergleichbarer Folgevorschriften nach dem 28. Februar 2009 in den Ruhestand
                     versetzt wurden, nach § 53 Absatz 2 Nr. 3 BeamtVG.  3 Dies gilt entsprechend für Pfarrerinnen und Pfarrer nach Satz 1, die vor dem 1. März 2009 in den Ruhestand versetzt worden
                     sind, wenn sie nach dem 28. Februar 2009 eine Beschäftigung oder Tätigkeit aufgenommen haben oder aufnehmen.
                  

               

               
                     § 22
(zu § 48 Absatz 1 BVG-EKD)
Altersgeld
                     

                  

                  Das Altersgeldgesetz des Bundes, die §§ 48 bis 55 BVG-EKD und sonstige Bestimmungen über das Altersgeld finden keine Anwendung.

               

            

            
                  Besondere Bestimmungen

               

               
                     § 23
Waisengeld
                     

                  

                  Das Waisengeld wird nach Vollendung des achtzehnten Lebensjahres bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen des § 61 Absatz
                     2 BeamtVG von Amts wegen gezahlt.
                  

               

               
                     § 24
Dienste in Einrichtungen und Werken
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Einer Pfarrerin oder einem Pfarrer oder einer Kirchenbeamtin oder einem Kirchenbeamten im Dienst von missionarischen, diakonischen
                     oder sonstigen kirchlichen Werken und Einrichtungen innerhalb der Landeskirche kann die Landeskirche Versorgung nach dem BVG-EKD
                     zusichern, soweit sie von ihr zu tragen ist.  2 Voraussetzung ist, dass zwischen der Landeskirche und dem Anstellungsträger, in dessen Dienst die Person tritt, eine schriftliche
                     Vereinbarung abgeschlossen wird, nach der die Landeskirche die Stelle der Pfarrerin oder des Pfarrers bei der Gemeinsamen
                     Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchenbeamte anschließt und der Anstellungsträger sich verpflichtet, die an die Versorgungskasse
                     zu entrichtenden Stellenbeiträge zu tragen.  3 Es ist darauf hinzuwirken, dass die Bezüge der Pfarrerin oder des Pfarrers oder der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten
                     entsprechend dem Besoldungsrecht nach diesem Gesetz geregelt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Absatz 1 Satz 1 gilt für Pfarrerinnen oder Pfarrer einer Anstaltskirchengemeinde, denen Leitungsaufgaben der Anstalt übertragen
                     sind, hinsichtlich der über die Dienstbezüge als Anstaltskirchengemeindepfarrerin oder -pfarrer hinausgehenden Bezüge entsprechend,
                     wenn die Anstalt sich verpflichtet, die Stellenbeiträge für die höheren Bezüge zu tragen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Absatz 1 kann in Ausnahmefällen auch für Pfarrerinnen und Pfarrer anderer kirchlicher Werke und Einrichtungen angewendet
                     werden, wenn dies im kirchlichen Interesse liegt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Nimmt eine Pfarrerin oder ein Pfarrer im Anschluss an einen Dienst nach Absatz 1, 2 oder 3 einen pfarramtlichen Dienst in
                     der Landeskirche auf, aus dem ihr oder ihm nur niedrigere Bezüge zustehen als zuletzt aus dem anderen Dienst, findet § 15
                     Absatz 3 Satz 1, 3 und 5 entsprechend Anwendung. 
                  

               

               
                     § 25
Anpassung von Zulagen
                     

                  

                  Der Abschnitt II der Anlage wird von der Kirchenleitung der Evangelischen Kirche im Rheinland im Abstand von in der Regel
                     drei Jahren überprüft und angepasst.
                  

               

            

         

      

      
            Anlage

         

         Abschnitt I

         Ephoralzulage (§ 8 Absatz 6 AG.BVG-EKD)

         In der Evangelischen Kirche im Rheinland:

         Superintendentinnen und Superintendenten erhalten eine Ephoralzulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen der ihnen zustehenden
            Regelpfarrbesoldung und der Besoldungsgruppe 16 der Bundesbesoldungsordnung A in der jeweiligen Stufe. Assessorinnen und Assessoren
            erhalten eine Ephoralzulage in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen der ihnen zustehenden Regelpfarrbesoldung und der Besoldungsgruppe
            A 15 der Bundesbesoldungsordnung A in der jeweiligen Stufe.
         

         In der Evangelischen Kirche von Westfalen:

         Superintendentinnen und Superintendenten erhalten eine Ephoralzulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen der ihnen zustehenden
            Regelpfarrbesoldung und der Besoldungsgruppe A 15 in der jeweiligen Stufe. Assessorinnen und Assessoren erhalten eine Ephoralzulage
            in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen der ihnen zustehenden Regelpfarrbesoldung und der Besoldungsgruppe A 14 in der jeweiligen
            Stufe. Die ständig stellvertretenden Superintendentinnen und Superintendenten nach § 7 Absatz 1 Buchstabe b Kirchenkreisleitungsgesetz
            sowie Assessorinnen und Assessoren in Kirchenkreisen mit mehr als 100.000 Gemeindegliedern erhalten eine Ephoralzulage in
            Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen der ihnen zustehenden Regelpfarrbesoldung und der Besoldungsgruppe A 14 zuzüglich der
            Hälfte des Unterschiedsbetrags zur Besoldungsgruppe A 15 in der jeweiligen Stufe.
         

         In der Lippischen Landeskirche:

         Die Zulage für die Superintendentinnen und Superintendenten beträgt monatlich 438,86 Euro.

         Abschnitt II

         Die Zulage nach § 11 AG.BVG-EKD beträgt monatlich 321,00 Euro.

      

      

      1
            Redaktioneller Hinweis: 
Das Kirchengesetz zur Neuregelung des Rechts der Besoldung und Versorgung in der Lippischen Landeskirche und zur Änderung
               dienstrechtlicher Bestimmungen vom 17. November 2016 (Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 7 S. 134) legt im Artikel 7 zum Inkrafttreten Folgendes fest: „Das Ausführungsgesetz zum Besoldungs- und Versorgungsgesetz der EKD
               tritt an dem Tag in Kraft, den der Rat der EKD für das Inkrafttreten des Besoldungs- und Versorgungsgesetzes für die Lippische
               Landeskirche bestimmt.“ 
Mit Verordnung vom 28. April 2017 hat der Rat der EKD das Inkrafttreten für den 01. Juli 2017 festgelegt (KAbl. 2017/06 S. 141 - 164).

         

      

   
      

      
         Gesetz
betreffend die Errichtung einer gemeinsamen
Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchenbeamte
der Evangelischen Kirche im Rheinland,
der Evangelischen Kirche von Westfalen
und der Lippischen Landeskirche
als Anstalt des öffentlichen Rechts
         

      

      
         Vom 16. Juli 1971

      

      
         (GV. NW. 1971 S. 194; KABl. 1972 S. 2)

      

      Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

      
                     § 1

                  

                  Die „Gemeinsame Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchenbeamte der Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen Kirche
                     von Westfalen und der Lippischen Landeskirche“, die durch die Landeskirchen errichtet wird, ist mit ihrer Errichtung durch
                     die Landeskirchen eine rechtlich selbstständige kirchliche Einrichtung in der Rechtsform einer Anstalt des öffentlichen Rechts.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  Die Versorgungskasse kann Kirchenbeamte haben.

               

               
                     § 3

                  

                   1 Der kirchliche Errichtungsakt1 und die Satzung der Versorgungskasse2 bedürfen der Genehmigung durch den Kultusminister des Landes Nordrhein-Westfalen3.  2 Das gleiche gilt für Satzungsänderungen, soweit sie den Zweck, die Aufgabe und die Vertretung der Kasse betreffen. Sonstige
                     Änderungen sind dem Kultusminister anzuzeigen.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  Landesrechtliche Vorschriften für Religionsgemeinschaften, die den Rechtsstatus einer Körperschaft des öffentlichen Rechts
                     besitzen, gelten auch für die als Anstalt des öffentlichen Rechts errichtete Versorgungskasse.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  Das Gesetz tritt am 31. Juli 1971 in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Siehe Notverordnung über die Errichtung einer Gemeinsamen Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchenbeamte der EKiR, der EKvW
               und der Lippischen Landeskirche (Nr. 320).
            

         

      

      2
            Siehe Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchenbeamte der EKiR, der EKvW und der Lippischen Landeskirche
               (Nr. 322).
            

         

      

      3
            Der Kultusminister des Landes NW hat mit Erlass vom 13. Dezember 1971 – IV B 2 – 06 – 42 – 666/71 – den kirchlichen Errichtungsakt
               und die Satzung der Versorgungskasse genehmigt.
            

         

      

   
      

      
         Satzung der
Gemeinsamen Versorgungskasse für
Pfarrer und Kirchenbeamte
der Evangelischen Kirche im Rheinland,
der Evangelischen Kirche von Westfalen
und der Lippischen Landeskirche
         

      

      
         in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Dezember 2014

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 15 S. 367),

      

      Änderungen1

      
         
            
            
            
            
            
            
         
         
            
               	
                  Lfd.
Nr.
                  

               
               	
                  Änderndes Recht

               
               	
                  Datum

               
               	
                  Fundstelle
Ges. u. VOBl.
                  

               
               	
                  Geänderte
Paragrafen
                  

               
               	
                  Art der
Änderung
                  

               
            

         
         
            
               	
                  1

               
               	
                  Siebte Änderung der Satzung

               
               	
                  13./14./12./17. Dezember 2002

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 13 S. 24

               
               	
                  § 1 Abs. 2 S. 3

               
               	
                  angefügt

               
            

            
               	
               	
                  § 3 Abs. 1 S. 2

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
               	
                  § 12

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  § 13 Abs. 3

               
               	
                  angefügt

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  § 18 Abs. 4 u. 5

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  § 23

               
               	
                  gestrichen

               
            

            
               	
                  2

               
               	
                  Achte Änderung der Satzung

               
               	
                  14. November 18. Oktober/10. Oktober 2003

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 13 S. 188

               
               	
                  § 11 Abs. 1 u. 4

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
               	
                  § 12 Abs. 1

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
               	
                  § 13 Abs. 1

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
               	
                  § 13 Abs. 2

               
               	
                  gestrichen

               
            

            
               	
               	
                  § 14

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
               	
                  § 16 Abs. 1-3

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  § 17 Abs. 3 u. 4

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  § 18 Abs. 4

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  § 18 Abs. 5

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  3

               
               	
                  Neunte Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse

               
               	
                  30. April 2004/19. Februar 2004/9. Dezember 2003

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 13 S. 315

               
               	
                  § 1 Abs. 2 S. 3

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
               	
                  § 3

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
               	
                  § 4 Abs. 1 – 6

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
               	
                  § 4 Abs. 7

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
               	
                  § 5 Abs. 2, 3, 4 und 5

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  4

               
               	
                  10. Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse

               
               	
                  7. Dezember 2004/16. Dezember 2004/7. Dezember 2004

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 13 S. 338

               
               	
                  § 3 Abs. 1 S. 1

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
               	
                  § 3 Abs. 1 S. 2

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
               	
                  § 3 Abs. 2 S. 2

               
               	
                  eingefügt

               
            

            
               	
               	
                  § 3 Abs. 2 S. 2

               
               	
                  neu nummeriert

               
            

            
               	
               	
                  § 4 Abs. 3 S. 1

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  § 13 Abs. 1

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  § 18 Abs. 4 S. 1 u. 2

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  5

               
               	
                  11. Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchenbeamte

               
               	
                  14. Dezember 2005/17. Dezember 2005/6. Dezember 2005

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 13 S. 465

               
               	
                  § 3 Abs. 1 S. 3

               
               	
                  eingefügt

               
            

            
               	
               	
                  § 3 Abs. 1 S. 3 – 7

               
               	
                  neu nummeriert

               
            

            
               	
               	
                  § 3 Abs. 1 S. 4

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
               	
                  § 3 Abs. 1 S. 5

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
               	
                  § 3 Abs. 2 S. 3

               
               	
                  eingefügt

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  § 3 Abs. 2 S. 3

               
               	
                  neu nummeriert

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  § 4 Abs. 4 Nr. 1

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
               	
               	
               	
               	
                  § 5 Abs. 6

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  6

               
               	
                  12. Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchenbeamte

               
               	
                  5. Dezember 2006/21. September 2006/19. September 2006

               
               	
                  Ges. u. VOBl Bd. 14 S. 63

                  

                  

               
               	
                  § 18 Abs. 1 Ziffer 1

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  § 18 Abs. 5 S. 6 - 9

               
               	
                  eingefügt

               
            

            
               	
                  § 18a

               
               	
                  eingefügt

               
            

            
               	
                  § 19

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  § 20 Abs. 1 S. 1

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  § 20 Abs. 2

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  § 21 S. 1

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  7

               
               	
                  13. Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchenbeamte

               
               	
                  14. Februar 2008/19. Februar 2008/9. Mai 2008

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Band 14 Nr. 6 Seite 254

               
               	
                  

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  8

               
               	
                  14. Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchenbeamte

               
               	
                  

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Band 14 Nr. 10 Seite 407

               
               	
                  

               
               	
                  

               
            

            
               	
                  9

               
               	
                  15. Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchenbeamte

               
               	
                  07. September 2010, 15. Juli 2011 u. 14. September 2010

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Band 15 Nr. 2 Seite 121

               
               	
                  § 1 Abs. 2 S. 3

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  § 11 Abs. 1 S. 3 u. 4

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  § 12 Abs 2 S. 1

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  § 16 Abs. 3 S. 2

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  § 18 Abs. 5 S. 2

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  § 18 Abs. 8 S. 2 u. 3

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  § 19 Abs. 1

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  10

               
               	
                  16. Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchenbeamte

               
               	
                  15. Dezember 2012, 20. Oktober 2011 u. 10. Oktober 2011

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Band 15 Nr. 9 Seite 367

               
               	
                  § 3 Abs. 4

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  § 4 Abs. 4 Ziffer 5

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  § 5 Abs. 1 Ziffer 3

               
               	
                  geändert

               
            

         
      

      


      Auf Grund des § 1 Abs. 3 der Notverordnung über die Errichtung einer gemeinsamen Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchenbeamte
         der Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen Kirche von Westfalen und der Lippischen Landeskirche vom 26. August
         / 7. Oktober / 10. Oktober 1971 (KABl. R. 1972 S. 10 / KABl. W. 1972 S. 3 / Ges. u. VOBl. L. Bd. 6 S. 26)2 wird folgende Satzung erlassen:
      

      
         Inhaltsübersicht3

      

      

      
         
            
            
         
         
            
               	
                  I.

               
               	
                  Aufbau und Verwaltung

               
            

            
               	
                  § 1

               
               	
                  Rechtsnatur, Zweck und Sitz der Kasse

               
            

            
               	
                  § 2

               
               	
                  Organe

               
            

            
               	
                  § 3

               
               	
                  Vorstand

               
            

            
               	
                  § 4

               
               	
                  Verwaltungsrat

               
            

            
               	
                  § 5

               
               	
                  Gemeinsame Vorschriften für die Mitglieder der Organe

               
            

            
               	
                  § 6

               
               	
                  Aufsicht

               
            

            
               	
                  § 7

               
               	
                  Geschäftsjahr

               
            

            
               	
                  II.

               
               	
                  Finanzverfassung

               
            

            
               	
                  § 8

               
               	
                  Mittel  der Kasse

               
            

            
               	
                  § 9

               
               	
                  Vermögensverwaltung

               
            

            
               	
                  § 10

               
               	
                  Rechnungslegung

               
            

            
               	
                  III.

               
               	
                  Leistungen der Versorgungskasse

               
            

            
               	
                  § 11

               
               	
                  Versorgungsbezüge

               
            

            
               	
                  § 12

               
               	
                  Nachversicherung, Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung, Versorgungsausgleich

               
            

            
               	
                  § 13

               
               	
                  Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen

               
            

            
               	
                  § 14

               
               	
                  Festsetzungen und Rechtsbehelfe

               
            

            
               	
                  § 15

               
               	
                  Ersatzansprüche

               
            

            
               	
                  IV.

               
               	
                  Stellen und Beiträge

               
            

            
               	
                  § 16

               
               	
                  An- und Abmeldung

               
            

            
               	
                  § 17

               
               	
                  Beitragspflicht

               
            

            
               	
                  § 18

               
               	
                  Höhe der Beiträge

               
            

            
               	
                  § 19

               
               	
                  Sicherungsbeiträge

               
            

            
               	
                  § 19

               
               	
                  Sicherungsbeiträge

               
            

            
               	
                  § 20

               
               	
                  Festsetzung und Fälligkeit der Beiträge

               
            

            
               	
                  § 21

               
               	
                  Nachzahlung und Erstattung von Beiträgen

               
            

            
               	
                  § 22

               
               	
                  Gegenseitigkeitsabkommen

               
            

            
               	
                  V.

               
               	
                  Übergangs- und Schlussbestimmungen

               
            

            
               	
                  § 23

               
               	
                  Übergangsvorschriften 
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                  Inkrafttreten

               
            

         
      

      
            I. Aufbau und Verwaltung

         

         
                     § 14
Rechtsnatur, Zweck und Sitz der Kasse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Versorgungskasse ist eine rechtlich selbstständige kirchliche Einrichtung in der Rechtsform einer Anstalt des öffentlichen
                     Rechts5.  2 Die Versorgungskasse führt ein Dienstsiegel.  3 Siegelbild und Umschrift sind in den Amtsblättern der Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen Kirche von Westfalen
                     und der Lippischen Landeskirche zu veröffentlichen.  4 Die Versorgungskasse hat das Recht, Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte zu ernennen6.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Kasse hat den Zweck, die Erfüllung der Versorgungsansprüche zu sichern, die Pfarrerinnen, Pfarrern, Predigerinnen, Predigern,
                     Pastorinnen und Pastoren im Hilfsdienst, Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten sowie deren Hinterbliebenen kraft Gesetzes oder
                     auf Grund besonderer, nach Maßgabe des kirchlichen Versorgungsrechts getroffener Vereinbarung gegen die Landeskirchen zustehen.
                      2 Zu den Versorgungsansprüchen in diesem Sinne gehört auch der Anspruch auf Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen.
                      3 Darüber hinaus ist die Kasse für die Bearbeitung der Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen für im aktiven Dienst
                     tätige Pfarrerinnen und Pfarrer, Predigerinnen und Prediger, Pastorinnen und Pastoren im Hilfsdienst, Vikarinnen und Vikare,
                     Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sowie alle beihilfeberechtigten privatrechtlich angestellten Mitarbeitenden zuständig,
                     soweit ihr diese Aufgabe von der jeweiligen Landeskirche übertragen wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kasse hat ihren Sitz in Dortmund.
                  

               

               
                     § 2
Organe
                     

                  

                  Die Organe der Kasse sind:
                     
                        	
                           der Vorstand,

                        

                        	
                           der Verwaltungsrat.

                        

                     

                  

               

               
                     § 37
Vorstand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Verwaltungsrat bestimmt die Anzahl des ausschließlich aus hauptamtlichen Mitgliedern bestehenden Vorstandes.  2 Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern.  3 Für die Vorstandsmitglieder wird eine Verhinderungsvertretung berufen.  4 Die Vorstandsmitglieder und die Verhinderungsvertretung sollen die Befähigung zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienst
                     besitzen oder ein Studium der Wirtschaftswissenschaften mit einer Hochschulprüfung abgeschlossen haben oder über besondere
                     Kenntnisse im Bank- oder Versicherungswesen verfügen.  5 Die Vorstandsmitglieder und die Verhinderungsvertretung werden in gemeinsamer Sitzung der Verwaltungsräte der Kasse und der
                     Kirchlichen Zusatzversorgungskasse Rheinland-Westfalen gewählt.  6 Erforderlich ist, dass die Mehrheit der anwesenden Mitglieder des jeweiligen Verwaltungsrates zustimmt.  7 Wiederwahl ist zulässig.  8 Die Wahl bedarf der Bestätigung durch die rheinische und die westfälische Kirchenleitung sowie den lippischen Landeskirchenrat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Vorstand leitet die Kasse gemeinschaftlich nach Maßgabe der Satzung.  2 Die Vorstandsmitglieder vertreten sich gegenseitig.  3 Ist ein Vorstandsmitglied länger als 21 Tage an der Ausübung des Amtes gehindert, erfolgt die Vertretung durch die Verhinderungsvertretung.
                      4 Näheres regelt die Geschäftsordnung; sie bedarf der Genehmigung des Verwaltungsrates.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Vorstand vertritt die Kasse gerichtlich und außergerichtlich.  2 Erklärungen, welche die Kasse anderen gegenüber verpflichten sollen, und Vollmachten sind namens der  Kasse von zwei Mitgliedern
                     des Vorstandes zu unterzeichnen und mit dem Dienstsiegel zu versehen.  3 In Angelegenheiten des laufenden Geschäftsbetriebes kann die Kasse durch ein Vorstandsmitglied allein vertreten werden.  4 Der Vorstand kann für bestimmte Bereiche des laufenden Geschäftsbetriebes Mitarbeitende als Bevollmächtige bestellen.  5 Näheres regelt die Geschäftsordnung.  6 Bei Rechtsgeschäften zwischen der Kasse und den Vorstandsmitgliedern wird die Kasse durch die Vorsitzenden der Verwaltungsräte
                     vertreten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Vorstand stellt den Jahresabschluss und die Allgemeine Richtlinie für das Management der Kapitalanlagen (einschließlich
                     Spezielle Richtlinien, Verfahrens- und Organisationsanweisungen) auf.
                  

               

               
                     § 48
Verwaltungsrat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Verwaltungsrat besteht aus acht Mitgliedern.  2 Für jedes Mitglied ist eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter zu berufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die rheinische und die westfälische Kirchenleitung berufen je drei Mitglieder, und zwar
                     
                        	
                           eine auf Lebenszeit berufene Pfarrerin oder einen auf Lebenszeit berufenen Pfarrer,

                        

                        	
                           eine Kirchenbeamtin oder einen Kirchenbeamten,

                        

                        	
                           ein Mitglied, das weder Pfarrerin oder Pfarrer noch Kirchenbeamtin oder Kirchenbeamter ist.

                        

                     

                  

                   2 Der lippische Landeskirchenrat beruft zwei Mitglieder, und zwar
                     
                        	
                           eine Pfarrerin oder einen Pfarrer,

                        

                        	
                           ein weiteres Mitglied.

                        

                     

                  

                   3 Wiederberufung ist zulässig.  4 Eine Abberufung ist zulässig.  5 Scheidet ein Mitglied oder ein stellvertretendes Mitglied vorzeitig aus, so ist für den Rest der Amtszeit eine Neuberufung
                     vorzunehmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte die Vorsitzende oder den Vorsitzenden sowie eine erste stellvertretende Vorsitzende
                     oder einen ersten stellvertretenden Vorsitzenden und eine zweite stellvertretende Vorsitzende oder einen zweiten stellvertretenden
                     Vorsitzenden.  2 Er ist beschlussfähig, wenn außer der oder dem Vorsitzenden oder einer oder einem der stellvertretenden Vorsitzenden mindestens
                     vier Mitglieder anwesend sind.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Verwaltungsrat hat folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           Festlegung der Anzahl, Wahl der Mitglieder des Vorstandes sowie Berufung und Abberufung der Verhinderungsvertretung gemeinsam
                              mit dem Verwaltungsrat der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse Rheinland-Westfalen (§ 3 Abs. 1),

                        

                        	
                           Feststellung des Jahresabschlusses,

                        

                        	
                           Bestellung einer Wirtschaftsprüferin oder eines Wirtschaftsprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses,

                        

                        	
                           Genehmigung der Geschäftsordnung für den Vorstand,

                        

                        	
                           Genehmigung der Allgemeinen Richtlinie für das Management der Kapitalanlagen (ohne Spezielle Richtlinien, Verfahrens- und
                              Organisationsanweisungen),
                           

                        

                        	
                           Festsetzung der Beiträge,

                        

                        	
                           Feststellung des Gesamtbetrages,

                        

                        	
                           Feststellung des Beihilfesicherungsbeitrages.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Der Verwaltungsrat wird mindestens viermal im Jahr einberufen.  2 Wenn mindestens drei Mitglieder die Einberufung einer Sitzung unter schriftlicher Angabe der Beratungsgegenstände beantragen,
                     ist zu einer besonderen Sitzung einzuladen, die innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrages stattfinden muss.  3 Die Einladung zur Sitzung erfolgt spätestens zwei Wochen vorher unter Angabe der Beratungsgegenstände.  4 In dringenden Fällen kann von der Einhaltung der Frist abgesehen werden. 5 In besonders eilbedürftigen Fällen ist eine Beschlussfassung im Wege eines Umlaufbeschlusses zulässig.  6 Die Eilbedürftigkeit ist in der Beschlussvorlage besonders zu begründen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Die oder der Vorsitzende oder eine oder einer der stellvertretenden Vorsitzenden leitet die Sitzung.  2 Über die Sitzung wird eine Niederschrift gefertigt.  3 Diese Niederschrift ist von der oder dem Vorsitzenden und einem weiteren Mitglied zu unterzeichnen.  4 Die Mitglieder des Vorstandes nehmen beratend an den Sitzungen teil.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Ist ein Verwaltungsratsmitglied an dem Gegenstand der Beratung persönlich beteiligt, darf es bei der Verhandlung und Beschlussfassung
                     nicht anwesend sein.  2 Es ist auf sein Verlangen vorher zu hören.
                  

               

               
                     § 59
Gemeinsame Vorschriften für die Mitglieder der Organe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mitglied des Vorstandes und des Verwaltungsrates kann nur sein, wer
                     
                        	
                           für diese Aufgabe fachlich befähigt ist,

                        

                        	
                           die Befähigung zum Amt einer Presbyterin oder eines Presbyters in der Evangelischen Kirche im Rheinland oder in der Evangelischen
                              Kirche von Westfalen oder einer oder eines Kirchenältesten in der Lippischen Landeskirche besitzt oder ordinierte Theologin
                              oder ordinierter Theologe in einer dieser Kirchen ist
                           

                           und

                        

                        	
                           das 67. Lebensjahr nicht vollendet hat.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die gleichzeitige Mitgliedschaft in beiden Organen ist nicht zulässig.  2 Bei Wegfall der Voraussetzung nach Absatz 1 Nr. 3 endet die Mitgliedschaft im Verwaltungsrat mit Ablauf des Kalenderjahres,
                     in dem das 65. Lebensjahr vollendet wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Amtszeit der Mitglieder des Verwaltungsrates beträgt fünf Jahre.  2 Nach Ablauf der Amtszeit bleiben die bisherigen Mitglieder bis zur ersten Sitzung des Organs in seiner neuen Zusammensetzung
                     im Amt.  3 Die Amtszeit der Mitglieder des Vorstandes wird durch übereinstimmende Beschlüsse der Verwaltungsräte der Kasse und der Kirchlichen
                     Zusatzversorgungskasse Rheinland-Westfalen im Einzelfall festgesetzt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Verwaltungsrat entscheidet mit den Stimmen von mehr als der Hälfte der anwesenden Mitglieder.  2 Wird eine geheime Abstimmung beantragt, so ist dem zu entsprechen. 3 Umlaufbeschlüsse bedürfen einer Mehrheit von drei Vierteln der Mitglieder des Verwaltungsrates.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Mitglieder des Verwaltungsrates erhalten für die Teilnahme an einer Sitzung Reisekosten nach den für die Beamtinnen und
                     Beamten des Landes Nordrhein-Westfalen10 geltenden Bestimmungen und anstelle des Tagegeldes ein Sitzungsgeld.  2 Etwaiger Verdienstausfall wird erstattet.  3 Ihnen kann nach näherer Bestimmung durch den Verwaltungsrat eine Entschädigung für Zeitversäumnis und Arbeitsaufwand gewährt
                     werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Die Organmitglieder haben bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Kaufmanns anzuwenden.
                      2 Eine Haftung der Organmitglieder für leichte Fahrlässigkeit ist ausgeschlossen.
                  

               

               
                     § 6
Aufsicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Leitungen der Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen Kirche von Westfalen und der Lippischen Landeskirche
                     führen die Aufsicht über die Kasse.  2 Die Aufsicht erstreckt sich insbesondere darauf, dass sich die Tätigkeit der Organe nicht gegen kirchliche oder staatliche
                     Vorschriften, die Satzung oder die Belange der Kasse oder ihrer Trägerkirchen richtet.  3 Die Kirchenleitungen sind berechtigt, gemeinsam Beschlüsse der Organe, die hiergegen verstoßen, aufzuheben.  4 Je nach Auftrag der Kirchenleitungen haben die Prüferinnen und Prüfer der landeskirchlichen Rechnungsprüfungsämter das Recht
                     zur Einsichtnahme in alle Geschäftsunterlagen der Kasse.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Ist ein Organ der Kasse für längere Zeit gehindert oder weigert es sich, den gesetzlichen oder satzungsmäßigen Verpflichtungen
                     nachzukommen, so bestellen die Kirchenleitungen gemeinsam für die Dauer der Hinderung oder Weigerung Bevollmächtigte.  2 Diese nehmen die Aufgaben der Organe der Kasse nach Maßgabe der Satzung  wahr.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Jahresabschluss wird den Kirchenleitungen zur Erteilung der Entlastung vorgelegt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Kirchenleitungen treten zur Erfüllung der ihnen nach der Notverordnung vom 26. August, 7. Oktober und 10. Oktober 197111 sowie dieser Satzung obliegenden Aufgaben zu gemeinsamer verbindlicher Beschlussfassung zusammen, wenn bei getrennter Beschlussfassung
                     keine Übereinstimmung erzielt werden konnte.  2 Die rheinische und die westfälische Kirche entsenden je sechs, die lippische Kirche entsendet zwei Mitglieder.
                  

               

               
                     § 7
Geschäftsjahr
                     

                  

                  Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

               

            

         

      

      
            II. Finanzverfassung

         

         
                     § 8
Mittel der Kasse
                     

                  

                   1 Die Mittel der Kasse werden durch Beiträge und Vermögenserträge aufgebracht.  2 Sie dienen zur Bestreitung der von der Kasse zu erfüllenden Verpflichtungen, zur Deckung der Verwaltungskosten und zur Bildung
                     von Rücklagen.
                  

               

               
                     § 9
Vermögensverwaltung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Vermögen der Kasse ist getrennt von den Vermögen der beteiligten Landeskirchen zu verwalten und darf nur für die satzungsmäßigen
                     Zwecke verwendet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Das Vermögen ist so anzulegen, dass ein angemessener Ertrag gewährleistet ist und die Anlagen ethischen Gesichtspunkten gerecht
                     werden.  2 Es muss für die satzungsmäßige Verwendung rechtzeitig verfügbar sein.  3 Das Anlagerisiko ist nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu verteilen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für die Bewertung des Kassenvermögens gelten die Bewertungsvorschriften des Handelsgesetzbuches entsprechend.
                  

               

               
                     § 10
Rechnungslegung
                     

                  

                  Die Kasse hat nach Ablauf eines jeden Geschäftsjahres einen Jahresabschluss über die Aufwendungen und Erträge sowie über das
                     Vermögen (Gewinn- und- Verlust-Rechnung, Bilanz) aufzustellen.
                  

               

            

         

      

      
            III. Leistungen der Versorgungskasse

         

         
                     § 1112
Versorgungsbezüge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kasse zahlt die Versorgungsbezüge, die von der zuständigen Landeskirche für Pfarrerinnen, Pfarrer, Predigerinnen, Prediger,
                     Pastorinnen und Pastoren im Hilfsdienst, Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sowie deren Hinterbliebene auf Grund gesetzlicher
                     Bestimmungen zu tragen sind.  2 Dies gilt entsprechend für Versorgungsbezüge, die anderen Personen und deren Hinterbliebenen von der zuständigen Landeskirche
                     zugesichert sind.
                  

                   3 Zu den Versorgungsbezügen in diesem Sinne gehören nicht:
                     
                        	
                           die Bezüge für den Sterbemonat und das Sterbegeld beim Tod im aktiven Dienst,

                        

                        	
                           die Unfallfürsorgeleistungen während des aktiven Dienstes sowie die Erstattung von Sachschäden und besonderen Aufwendungen,
                              die durch einen während des aktiven Dienstes geschehenen Dienstunfall entstanden sind,
                           

                        

                        	
                           die Unterhaltsbeiträge für Mitarbeitende, die sich zur Wahl in ein Gesetzgebungsorgan stellen,

                        

                        	
                           Ruhegehälter und Unterhaltsbeiträge vor Ablauf des Monats, in dem die Mitarbeitenden das 63. Lebensjahr (60. Lebensjahr bei
                              Vorliegen einer Schwerbehinderung) vollendet haben, es sei denn, dass der Versorgungsfall wegen anerkannter Dienstunfähigkeit
                              oder wegen Todes im aktiven Dienst eingetreten ist,
                           

                        

                        	
                           Sonderzahlungen,

                        

                        	
                           Ruhegehälter auf Grund von Vorruhestandsregelungen bis zum Ablauf des Monats, in dem das 65. Lebensjahr vollendet wird, soweit
                              die zu Grunde liegende  Vorruhestandregelung keine Minderung der Versorgungsbezüge wegen des  vorzeitigen Ruhestandes vorsieht,
                           

                        

                        	
                           Ruhegehälter auf Grund von Vorruhestandsregelungen bis zum Ablauf des Monats, in dem das 63. Lebensjahr vollendet wird, soweit
                              die zu Grunde liegende Vorruhestandsregelung die gesetzliche Minderung der Versorgungsbezüge wegen deren vorzeitigen Gewährung
                              vorsieht,
                           

                        

                        	
                           das Wartegeld und das Übergangsgeld.

                        

                     

                  

                   4 Übernimmt die Kasse auf Wunsch einer Landeskirche Zahlungen nach Satz 3 Nr. 4 bis 8, so sind diese von der Landeskirche zu
                     erstatten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Voraussetzung für die Zahlung der Versorgungsbezüge nach Absatz 1 aus Mitteln der Kasse ist, dass die Mitarbeitenden, auf
                     deren Dienstverhältnis die Versorgungszahlung beruht, zum Zeitpunkt der Versetzung oder des Eintritts in den Ruhestand oder
                     im Todeszeitpunkt bei der Kasse angemeldet waren und für sie Beiträge entrichtet wurden, sofern wegen einer Freistellung nicht
                     Beitragsfreiheit vorgelegen hat.  2 Waren die Mitarbeitenden für einen anderen Dienst freigestellt und hat der die Bezüge zahlende Dienstgeber keine Beiträge
                     an die Kasse entrichtet, sind die Voraussetzungen für die Zahlung der Versorgung aus Mitteln der Kasse ebenfalls erfüllt,
                     wenn sich der Dienstgeber aufgrund gesetzlicher oder vertraglicher Regelungen an den Versorgungsbezügen beteiligt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kasse zahlt aus ihren Mitteln auch die Erstattungsbeträge, die von der zuständigen Landeskirche im Rahmen der Verteilung
                     der Versorgungslasten in entsprechender Anwendung des § 107 b des Beamtenversorgungsgesetz (BeamtVG), einer inhaltsgleichen
                     oder inhaltsähnlichen Vorschrift zu tragen sind, soweit die Voraussetzungen des Absatzes 2 zum Zeitpunkt des Dienstherrnwechsels
                     vorgelegen haben.
                  

               

               
                     § 1213
Nachversicherung, Versorgungsausgleich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Endet das Dienstverhältnis einer nach § 16 Abs. 1 oder 2 angemeldeten Person und ist sie deshalb aufgrund gesetzlicher Bestimmungen nachzuversichern, so übernimmt die Kasse für den
                     Zeitraum, in dem die oder der Betroffene bei der Kasse angemeldet war, die hierfür zu entrichtenden Beiträge.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Ist bei der Regelung des Versorgungsausgleichs aus Anlass der Ehescheidung einer nach § 16 Abs. 1 oder 2 angemeldeten Person oder einer Versorgungsempfängerin oder eines Versorgungsempfängers gemäß § 1587 b Abs. 2 des Bürgerlichen
                     Gesetzbuches in der bis zum 31. August geltenden Fassung eine Rentenanwartschaft in der gesetzlichen Rentenversicherung begründet
                     worden, oder wurden aus diesem Anlass Anrechte nach dem Versorgungsausgleichsgesetz vom 3. April 2009 bei einem Rentenversicherungs-
                     oder Versorgungsträger übertragen oder begründet, so zahlt die Kasse die Aufwendungen, die dem Rentenversicherungsträger oder
                     Versorgungsträger entstehen, soweit der Anstellungs- oder Versorgungsträger der oder des Betroffenen zur Übernahme dieser
                     Aufwendungen verpflichtet ist.
                  

                   2 War die oder der Betroffene im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Entscheidung über den Versorgungsausgleich bei der Kasse nicht
                     angemeldet, werden die Aufwendungen nach Satz 1 von  der Kasse getragen, wenn die von ihr zu tragenden Versorgungsbezüge für
                     die oder den Betroffenen nach den Bestimmungen des Beamtenversorgungsgesetzes über die Kürzung von Versorgungsbezügen nach
                     der Ehescheidung oder auf Grund einer Vereinbarung mit der oder dem Betroffenen zu kürzen sind.
                  

               

               
                     § 1314
Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kasse zahlt die Beihilfe in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen, die von der zuständigen Landeskirche für die Versorgungsempfängerinnen
                     und Versorgungsempfänger auf Grund gesetzlicher Bestimmungen zu tragen oder zugesichert sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Kasse bearbeitet die Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen sowie die Unfallfürsorgeleistungen für im aktiven
                     Dienst tätige Pfarrerinnen und Pfarrer, Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, Predigerinnen und Prediger, Pastorinnen und Pastoren
                     im Hilfsdienst, Vikarinnen und Vikare sowie alle beihilfeberechtigten privatrechtlich angestellten Mitarbeitenden, soweit
                     ihr diese Aufgabe von der jeweiligen Landeskirche übertragen wird.  2 Die Kosten einschließlich der Verwaltungskosten werden von der Landeskirche erstattet.
                  

               

               
                     § 1415
Festsetzungen und Rechtsbehelfe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Bei Eintritt des Versorgungsfalles setzen die Landeskirchenämter die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge und die ruhegehaltfähige
                     Dienstzeit, den Ruhegehaltssatz und die Zuschläge nach den §§ 50 a, 50 b, 50 c, 50 e BeamtVG fest.  2 Sie sind auch für die Festsetzung späterer Änderungen der ruhegehaltfähigen Dienstzeit sowie des Ruhegehaltssatzes zuständig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kasse setzt im Auftrag der zuständigen Landeskirche die Versorgungsbezüge fest und stellt der Versorgungsempfängerin oder
                     dem Versorgungsempfänger den Bescheid zu.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Abweichend von Absatz 2 werden Versorgungsbezüge, die auf Grund von Ermessensentscheidungen gewährt werden, von der zuständigen
                     Landeskirche festgesetzt und der Kasse mitgeteilt.  2 Die Kasse stellt den Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfängern den Bescheid zu.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend für die Beihilfen nach § 13.

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Einlegung von Rechtsbehelfen richtet sich nach den Bestimmungen der zuständigen Landeskirche über die kirchliche Verwaltungsgerichtsbarkeit.
                      2 Die Frist für die Einlegung eines Rechtsbehelfs ist gewahrt, wenn er rechtzeitig bei der Kasse eingereicht ist.  3 Die Kasse kann dem Rechtsbehelf abhelfen.  4 Hilft sie ihm nicht ab, so legt sie ihn der zuständigen Landeskirche zur Entscheidung vor.
                  

               

               
                     § 15
Ersatzansprüche
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Erhält die Landeskirche auf Grund eines abgetretenen Schadenersatzanspruches Leistungen, die ihre Versorgungspflicht berühren,
                     so sind diese an die Kasse abzuführen, soweit aus deren Mitteln Versorgungsleistungen an die betreffenden Versorgungsempfängerinnen
                     und Versorgungsempfänger gezahlt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Erhält eine Landeskirche für eine Versorgungsempfängerin oder einen Versorgungsempfänger Versorgungsleistungen von Dritten,
                     so findet Absatz 1 entsprechend Anwendung.  2 Dies gilt jedoch nicht, soweit die Zahlung der Versorgungsleistungen auf Beitragszahlungen der Landeskirche an Dritte beruht.
                  

               

            

         

      

      
            IV. Stellen und Beiträge

         

         
                     § 16
An- und Abmeldung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Landeskirchen melden alle in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zur Landeskirche, zu ihren Kirchenkreisen,
                     Kirchengemeinden und Verbänden stehenden Personen, die in einem Dienstverhältnis auf Probe, auf Lebenszeit oder auf Zeit stehen,
                     bei der Kasse an.  2 Satz 1 gilt für die Beamtinnen und Beamten der Fachhochschule entsprechend.  3 Der Anmeldezeitpunkt muss mit dem Zeitpunkt der Berufung in das Dienstverhältnis übereinstimmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Landeskirchen können weitere Personen nach Maßgabe des kirchlichen Versorgungsrechts anmelden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Abmeldung von der Kasse erfolgt mit Ausnahme des Satzes 2 nur bei Versetzung oder Eintritt in den Ruhestand, im Todesfall
                     und bei einer Entlassung aus dem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis.  2 Personen, die aufgrund einer Vorruhestandsregelung in den Ruhestand versetzt wurden, werden grundsätzlich mit Ablauf des Monats,
                     in dem sie das 65. Lebensjahr vollenden, abgemeldet; Personen, bei denen die zu Grunde liegende Vorruhestandsregelung die
                     gesetzliche Minderung wegen vorzeitiger Gewährung vorsieht, mit Ablauf des Monats, in dem sie das 63. Lebensjahr vollenden.
                  

                   Die Notwendigkeit einer Übergangsregelung für den Sonderdienst wird von den Landeskirchen noch überprüft.

               

               
                     § 17
Beitragspflicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die nach § 16 angemeldeten Personen sind Beiträge nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 zu entrichten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Beiträge sind zu tragen:
                  

                  
                     
                        	
                           von den Körperschaften nach § 16 Abs. 1 für die jeweils angemeldeten Personen,
                           

                        

                        	
                           von der zuständigen Landeskirche für die nach § 16 Abs. 2 angemeldeten Personen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Beitragspflicht entsteht
                  

                  
                     
                        	
                            bei Personen nach § 16 Abs. 1 ab dem Ersten des Monats, für den die Anmeldung erfolgt,
                           

                        

                        	
                            bei Personen nach § 16 Abs. 2 ab dem Ersten des Monats, ab dem eine Anwartschaft auf Versorgung nach kirchlichem Versorgungsrecht zugesichert ist.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Beitragspflicht ruht für jeden vollen Monat einer vollständigen Freistellung, es sei denn, die Freistellung ist ruhegehaltfähige
                     Dienstzeit im Sinne des kirchlichen Versorgungsrechts.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Beitragspflicht endet mit Ablauf des Monats nach einer gemäß § 16 Abs. 3 erfolgten Abmeldung, frühestens jedoch ein Jahr vor dem Ablauf des Monats, in dem der Kasse die Abmeldung zugeht.“
                  

               

               
                     § 18
Höhe der Beiträge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Der Beitrag besteht aus einer versorgungs- und einer beihilfebezogenen Komponente.  2 Er wird vom Verwaltungsrat festgesetzt.  3 Die Festsetzung bedarf der Zustimmung der Kirchenleitungen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die versorgungsbezogene Komponente richtet sich nach folgenden
                  

                  Bemessungsgrundlagen:

                  
                     
                        	
                            bei Pfarrerinnen und Pfarrern, Pastorinnen und Pastoren im Sonderdienst, Predigerinnen und Predigern nach dem individuellen
                              Endgrundgehalt ihrer Besoldungsgruppe, mindestens nach dem Endgrundgehalt der Besoldungsgruppe A 13 Bundesbesoldungsordnung
                              oder einer entsprechenden kirchengesetzlichen Regelung, einschließlich der allgemeinen Stellenzulage und zuzüglich des Familienzuschlags
                              der Stufe 1,
                           

                        

                        	
                            bei Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten nach dem Endgrundgehalt ihrer jeweiligen Besoldungsgruppe, einschließlich der allgemeinen
                              Stellenzulage und zuzüglich des Familienzuschlags der Stufe 1,
                           

                        

                        	
                            bei Personen mit einer Versorgungszusicherung nach § 16 Abs. 2 in sinngemäßer Anwendung der Nummer 1 oder 2 nach den Bezügen, die der Versorgungszusicherung zugrunde gelegt sind.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Besondere ruhegehaltfähige Zulagen nach besoldungsrechtlichen Bestimmungen sind zusätzlich zu berücksichtigen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Höhe des Beitragsanteils für die versorgungsbezogene Komponente wird regelmäßig, spätestens alle drei Jahre auf der Grundlage
                     eines Versicherungsmathematischen Gutachtens überprüft und gegebenenfalls neu festgesetzt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die versorgungsbezogene Komponente erhöht sich um einen Zuschlag für jedes volle Jahr, um das das Eintrittsalter (Lebensalter
                     im Zeitpunkt der Anmeldung) das Alter von 35 Jahren übersteigt und darüber hinaus um einen zusätzlichen Zuschlag für jedes
                     volle Jahr, um das das Eintrittsalter das Alter von 45 Jahren übersteigt.
                  

                   2 Der Zuschlag beträgt:
                  

                  
                     
                        	
                            2,3 Prozentpunkte bei Personen nach Absatz 2 Nr. 1, sowie bei Lehrkräften im Kirchenbeamtenverhältnis in einer  Besoldungsgruppe
                              der Besoldungsordnung A
                           

                        

                        	
                            3,3 Prozentpunkte bei Personen nach Absatz 2 Nr. 1 in einer Besoldungsgruppe der Besoldungsordnung B und

                        

                        	
                            3,3 Prozentpunkte bei Personen nach Absatz 2 Nr. 2 und 3.

                        

                     

                  

                   3 Der zusätzliche Zuschlag beträgt:
                  

                  
                     
                        	
                            3,1 Prozentpunkte bei Personen nach Absatz 2 Nr. 1, sowie bei Lehrkräften im Kirchenbeamtenverhältnis in einer  Besoldungsgruppe
                              der Besoldungsordnung A
                           

                        

                        	
                            4,6 Prozentpunkte bei Personen nach Absatz 2 Nr. 1 in einer Besoldungsgruppe der Besoldungsordnung B und

                        

                        	
                            4,6 Prozentpunkte bei Personen nach Absatz 2 Nr. 2 und 3.

                        

                     

                  

                   4 Für die Sätze 2 und 3 gilt Absatz 4 entsprechend.  5 Bei der Berechnung des Eintrittsalters sind die Zeiträume in Abzug zu bringen, für die eine andere Stelle sich an den Versorgungsbezügen,
                     die aus Mitteln der Kasse zu zahlen sind, aufgrund eines Gesetzes oder eines Vertrages beteiligt.  6 Die Sätze 1 bis 4 gelten nicht bei Wiederanmeldungen von Personen, die vor dem 1. Januar 2009 beurlaubt waren.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Wird für die angemeldete Person der jährliche Unterschiedsbetrag nach § 48 Pfarrbesoldungs- und -versorgungsordnung (PfBVO) bzw. § 26 Kirchenbeamtenbesoldungs- und -versorgungsordnung (KBVO) nicht an die Kasse abgeführt, erhöht sich die
                     versorgungsbezogene Komponente um einen besonderen Zuschlag in Höhe von 0,8 Prozentpunkten.  2 Ab Beginn des Jahres, in dem die neunte auf den 31. Dezember 2002 folgende allgemeine Anpassung der Besoldung wirksam wird,
                     erhöht sich der besondere Zuschlag mit Wirkung vom 1. Januar jeden Kalenderjahres um 0,2 Prozentpunkte, bis er 3,0 % beträgt.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Die beihilfebezogene Komponente orientiert sich an den Gesamtkosten der Beihilfe des Vorvorjahres.  2 Sie wird in Form eines Prozentsatzes festgelegt.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         1 Bei nicht vollbeschäftigten Personen bemisst sich der Beitrag nach dem Verhältnis der Ruhegehaltfähigkeit während der Teilzeitbeschäftigung
                     zur Ruhegehaltfähigkeit einer Vollzeitbeschäftigung.  2 Personen, die auf Grund einer Vorruhestandsregelung, die keine Minderung der Versorgungsbezüge wegen deren vorzeitigen Gewährung
                     vorsieht, in den Ruhestand versetzt wurden, gelten über den Beginn des Ruhestandes hinaus bis zum Ablauf des Monats, in dem
                     sie das 65. Lebensjahr erreichen, als im Umfang von 70 Prozent teilzeitbeschäftigt.  3 Personen, die auf Grund einer Vorruhestandsregelung in den Ruhestand versetzt wurden, die die gesetzliche Minderung der Versorgungsbezüge
                     wegen deren vorzeitigen Gewährung vorsieht, die jener bei Eintritt in den Ruhestand mit Vollendung des 63. Lebensjahres entspricht,
                     gelten über den Beginn des Ruhestandes hinaus bis zum Ablauf des Monats in dem sie das 63. Lebensjahr vollenden, als im Umfang
                     von 70 Prozent teilzeitbeschäftigt.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         1 Ein höherer Beitrag ist vom Ersten des Monats zu entrichten, in den das maßgebliche Ereignis für den höheren Beitrag fällt.
                      2 Ein niedrigerer Beitrag ist ab dem Monat zu entrichten, in dem die geänderten Voraussetzungen erstmals an allen Tagen des
                     Monats vorgelegen haben.
                  

               

               
                     § 19
Sicherungsbeiträge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für Versorgungsbezüge im Sinne von § 11, die aus Mitteln der Kasse zu tragen sind, wird ein Versorgungssicherungsbeitrag erhoben.  2 Der gemeinsame Versorgungssicherungsbeitrag der drei beteiligten Landeskirchen ergibt sich aus dem versicherungsmathematischen
                     Gutachten, mindestens aber aus der Differenz zwischen dem Gesamtbetrag, der von den drei Landeskirchen auf der Grundlage des
                     versicherungsmathematischen Gutachtens für das jeweilige Kalenderjahr zu leisten ist, und der nach § 18 gezahlten versorgungsbezogenen Komponente.  3 Der Gesamtbetrag soll nicht weniger als 20 Prozent des im Gutachten zugrunde gelegten Kirchensteueraufkommens aller drei Landeskirchen
                     betragen.  4 Der Gesamtbetrag wird vom Verwaltungsrat festgestellt und bedarf der Zustimmung der Landeskirchen.  5 Die drei Kirchenleitungen tragen den Versorgungssicherungsbeitrag anteilig, und zwar jeweils im Verhältnis entsprechend dem
                     Anteil der an ihre Versorgungsempfänger aus Mitteln der Kasse gezahlten Versorgungsleistungen des Vorvorjahres.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Für Beihilfekosten im Sinne von § 13, die aus Mitteln der Kasse zu tragen sind, wird ein Beihilfesicherungsbeitrag erhoben.  2 Er wird als Zuschlag zum Versorgungssicherungsbeitrag erhoben.  3 Die Höhe des Zuschlages wird vom Verwaltungsrat festgestellt und bedarf der Zustimmung der Landeskirchen. 
                  

               

               
                     § 2016
Festsetzung und Fälligkeit der Beiträge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kasse stellt – auf Grundlage der vom Verwaltungsrat festgesetzten Beiträge (§ 18 Abs. 1) – die Festsetzung der zuständigen
                     Stelle zu.  2 § 14 Abs. 5 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Beiträge nach § 18 sind am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November jeden Jahres fällig; für den die Versorgungsbezüge gezahlt werden. 2 Die Sicherungsbeiträge werden jährlich im Nachhinein festgestellt und am 31. Januar des Folgejahres fällig. 3Im laufenden
                     Kalenderjahr sind zum 21. eines jeden Monats Abschläge in der von der Kasse festgesetzten Höhe zu leisten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei nicht rechtzeitigem Eingang der Beiträge kann die Kasse Verzugszinsen in Höhe von 6 % jährlich erheben.
                  

               

               
                     § 2117
Nachzahlung und Erstattung von Beiträgen
                     

                  

                   1 Sind zu entrichtende Beiträge nicht oder unrichtig erhoben worden, so sind sie neu festzusetzen.  2 Die Berichtigung beschränkt sich auf das laufende Geschäftsjahr und fünf zurückliegende Geschäftsjahre; dies gilt nicht, wenn
                     die Beiträge in Ermangelung zutreffender Angaben nicht oder nicht richtig berechnet werden konnten.  3 Der Unterschiedsbetrag zwischen den berichtigten und den tatsächlich entrichteten Beiträgen ist nachzuzahlen oder zu erstatten.
                  

               

               
                     § 22
Gegenseitigkeitsabkommen
                     

                  

                  Mit Zustimmung der Landeskirchen kann die Kasse mit anderen Landeskirchen oder Versorgungskassen oder deren Zusammenschlüssen
                     Gegenseitigkeitsabkommen über die Überleitung von Beiträgen oder den Verzicht darauf abschließen.
                  

               

               
                     § 23
Übergangsvorschriften
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger, die bereits vor dem 1. Januar 2009 Anspruch auf Versorgungsleistungen
                     gehabt haben, gelten als angemeldet im Sinne des § 11 Abs. 2.  2 Personen, die am 31. Dezember 2008 auf einer Stelle nach der bis zum 31. Dezember 2008 geltenden Satzung gemeldet waren, bedürfen
                     keiner erneuten Anmeldung nach § 16.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gegebenenfalls erforderliche Vermögensumschichtungen, damit die Anlagen der Versorgungskasse ethischen Gesichtspunkten im
                     Sinne von § 9 Abs. 2 Satz 1 gerecht werden, sollen unter Berücksichtigung wirtschaftlicher Effizienzgesichtspunkte in einer angemessenen Übergangsfrist
                     stattfinden.
                  

               

            

         

      

      
            V. Übergangs- und Schlussbestimmungen

         

         
                     § 24
Satzungsänderungen
                     

                  

                   1 Über Satzungsänderungen beschließen die Kirchenleitungen nach Anhörung des Vorstandes und des Verwaltungsrates.  2 Soweit sie den Zweck, die Aufgabe und die Vertretung der Kasse betreffen, bedürfen sie der Genehmigung durch das zuständige
                     Ministerium des Landes Nordrhein-Westfalen.  3 Sonstige Änderungen der Satzung sind dem zuständigen Ministerium anzuzeigen.
                  

               

               
                     § 25
Inkrafttreten
                     

                  

                  Die Satzung tritt am 1. Januar 1972 in Kraft.18

                  

                  Diese Satzungsänderung tritt am 15. September 2010 in Kraft. Hiervon abweichend tritt Nr. 3 (§§ 5 Abs. 1 Ziffer 3) am 1. Januar
                     2012 in Kraft.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	Düsseldorf, 15. Dezember 2012
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Evangelische Kirche im Rheinland
Die Kirchenleitung
                                 

                              
                           

                        
                     

                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	Bielefeld, 20. Oktober 2011
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Evangelische Kirche von Westfalen
Die Kirchenleitung
                                 

                              
                           

                        
                     

                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	Detmold, 10. Oktober 2011
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      

      1
            Die Änderungen der Satzung ab der Siebten Änderung sind zusätzlich durch Fußnoten bei den einzelnen Paragrafen kenntlich gemacht

         

      

      2
            Nr. 320

         

      

      3
            Die Inhaltsübersicht ist nicht Bestandteil der Satzung.

         

      

      4
            § 1 Abs. 2 Satz 3 angefügt durch die Siebte Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse vom 13./14. Dezember/12. Dezember/ 17. Dezember 2002; Abs. 2 Satz 3 geändert durch die Neunte Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse vom 30.
               April 2004/19. Februar 2004/9. Dezember 2003.
            

         

      

      5
            Siehe auch § 1 des Gesetzes betreffend die Einrichtung einer gemeinsamen Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchenbeamte …
               (Nr. 321)
            

         

      

      6
            Siehe auch § 2 des Gesetzes betreffend die Einrichtung einer gemeinsamen Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchenbeamte …
               (Nr. 321)
            

         

      

      7
            § 3 Abs. 1 Satz 2 geändert durch die Siebte Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse vom 13./14. Dezember/ 12..Dezember/
               17. Dezember 2002; § 3 neu gefasst durch die Neunte Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse vom 30. April 2004/19.
               Februar 2004/9. Dezember 2003; § 3 Abs. 1 Satz 1 neu gefasst, § 3 Abs. 1 Satz 2 geändert, Abs. 2 Satz 2 eingefügt, Satz 2
               wird Satz 3 durch die 10. Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse vom 7./16. Dezember 2004; § 3 Abs. 1 Satz
               3 eingefügt, Sätze 3-7 neu nummeriert, Satz 4 geändert, Satz 5 geändert, § 3 Abs. 2 Satz 3 eingefügt, Satz 3 neu nummeriert
               durch 11. Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchenbeamte vom 14./17./6. Dezember 2005; § 3 Abs. 4 geändert durch die 16. Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse vom 10./20.
               Oktober 2011/15. Dezember 2012. 
            

         

      

      8
            § 4 Abs. 1 bis 6 geändert, Abs. 7 neu gefasst durch die Neunte Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse vom 30. April 2004/19. Februar 2004/9. Dezember 2003; § 4 Abs. 3 Satz 1 geändert durch die 10. Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse vom 7./16. Dezember 2004;
               § 4 Abs. 4 Nr. 1 geändert durch 11. Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchenbeamte vom
               14./17./6. Dezember 2005; § 4 Abs. 4 Ziffer 5 geändert durch die 16. Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse
               vom 10./20. Oktober 2011/15. Dezember 2012.
            

         

      

      9
            § 5 Abs. 2 bis 5 geändert durch die Neunte Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse vom 30. April 2004/19. Februar 2004/9. Dezember 2003; § 5 Abs. 6 neu gefasst durch 11. Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchenbeamte
               vom 14./17./6. Dezember 2005; § 5 Abs. 1 Ziffer 3 geändert durch die 16. Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse
               vom 10./20. Oktober 2011/15. Dezember 2012.
            

         

      

      10
            Nr. 370

         

      

      11
            Nr. 320

         

      

      12
            § 11 Abs. 1 Satz 1 geändert, Satz 3 Ziffern 3., 4. und 5. angefügt und Abs. 4 geändert durch die Achte Änderung der Satzung
               der Gemeinsamen Versorgungskasse vom 14. November/18. Dezember/ 10. Oktober 2003.
            

         

      

      13
            § 12 Überschrift geändert, Abs. 2 gestrichen, Abs. 3 und 4 werden 2 und 3, der bisherige Abs. 4 wird geändert durch die Siebte
               Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse vom 13./14. Dezember/ 12. Dezember/ 17. Dezember 2002, Abs. 1 geändert
               durch die Achte Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse vom 14. November/ 18. Dezember/ 10. Oktober 2003.
            

         

      

      14
            § 13 Abs. 3 angefügt durch die Siebte Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse vom 13./14. Dezember/ 12. Dezember/ 17. Dezember 2002, Abs. 1 Satz 2 geändert, Satz 3 angefügt, Übergangsregelung zu Satz 2 (alt) gestrichen, Abs. 2 gestrichen
               und Abs. 3 wird Abs. 2 durch die Achte Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse vom 14. November/ 18. Dezember/
               10. Oktober 2003; § 13 Abs. 1 neu gefasst durch die 10. Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse vom 7./16. Dezember
               2004
            

         

      

      15
            § 14 Abs. 1 Satz 1 und 2, Abs. 5 geändert durch die Achte Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse vom 14.November/
               18. Dezember/ 10. Oktober 2003.
            

         

      

      16
            § 20 Abs. 1 S. 1 geändert, Abs. 2 geändert durch 12. Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse für Pfarrer und
               Kirchenbeamte vom 5. Dezember 2006/21. September 2006/19. September 2006.
            

         

      

      17
            § 21 S. 1 geändert durch 12. Änderung der Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchenbeamte vom 5. Dezember 2006/21. September 2006/19. September 2006.

         

      

      18
            Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten der Satzung vom 26. August/ 7. Oktober/ 10. Oktober 1971. Das Inkrafttreten der
               späteren Änderungen ergibt sich aus der jeweiligen Satzungsänderung.
            

         

      

   
      

      
         Verordnung
über die
Dienstwohnungen der Pfarrerinnen und Pfarrer
(Pfarrdienstwohnungsverordnung – PfDWV)
         

      

      
         vom 20. Juni 2000 (Ges. u. VOBl. Bd. 12 Nr. 6 S. 80)

      

      
         zuletzt geändert durch die Verordnung vom 17. Januar 2017 mit Wirkung 1. Januar 2017
(Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 8 S. 169)
         

      

      

      Änderungen

      
         
            
            
            
            
            
            
         
         
            
               	
                  Lfd.
Nr.
                  

               
               	
                  Änderndes Recht

               
               	
                  Datum

               
               	
                  Fundstelle

               
               	
                  Paragrafen

               
               	
                  Art der
Änderung
                  

               
            

         
         
            
               	
                  1

               
               	
                  Verordnung zur Änderung der
Pfarrdienstwohnungsverordnung
                  

               
               	
                  14. April 2015

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd 16 Nr. 2 S. 16

               
               	
                  § 2 Abs. 3 Satz 1

                  § 6 Abs. 2 Satz 1

               
               	
                  geändert

                  geändert

               
            

            
               	
                  2

               
               	
                  Verordnung zur Änderung der
Pfarrdienstwohnungsverordnung
                  

               
               	
                  17. Januar 2017

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 8 S. 169

               
               	
                  § 7 Abs. 3 Satz 3

                  § 7 Abs. 3 Satz 4

                  § 7 Abs. 3 Satz 5

               
               	
                  geändert

                  neu gefasst

                  geändert

               
            

         
      

      Aufgrund von § 1 des Kirchengesetzes vom 21. November 1977 über die Besoldung und Versorgung der lippischen Amtsträger i.
         V. m. § 9 Pfarrbesoldungs- und -versorgungsordnung (Ges. u. VOBl. Bd. 12 S. 71) erlässt der Landeskirchenrat folgende Verordnung,
         die hiermit bekannt gemacht wird:
      

      
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                   1 Diese Verordnung regelt die Begründung, den Inhalt und die Beendigung der Dienstwohnungsverhältnisse der Pfarrerinnen und
                     Pfarrer.  2 Ihre Bestimmungen gelten entsprechend für die Pfarrer und Pfarrerinnen im privatrechtlichen Dienstverhältnis.
                  

               

               
                     § 2
Dienstwohnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dienstwohnungen sind Häuser und Wohnungen, die Pfarrerinnen und Pfarrern nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen ausdrücklich
                     als Dienstwohnung unter Anrechnung der Dienstwohnungsvergütung, der Nebenkosten, der Vergütung für die Garage und eines Anteils
                     an den Kosten der Schönheitsreparaturen auf die Dienstbezüge zugewiesen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dienstwohnungen werden in der Regel in einem Pfarrhaus, wo ein solches nicht vorhanden ist, in einem anderen kircheneigenen
                     Gebäude oder in einem angemieteten Gebäude oder Gebäudeteil gewährt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Zu einer Dienstwohnung gehören die Räume, die für Wohnzwecke der Pfarrerin oder des Pfarrers, des Ehegatten oder der Ehegattin,
                     der Lebenspartnerin oder des Lebenspartners im Sinne des Gesetzes über die Eingetragene Lebenspartnerschaft (LPartG) und der Kinder sowie der sonstigen in die Wohnung aufgenommenen Personen bestimmt sind.  2 Zur Dienstwohnung gehören auch im Zusammenhang mit ihr zugewiesene Gartenflächen sowie Garagen und Einstellplätze für private
                     Fahrzeuge.
                  

               

               
                     § 3
Zuweisung der Dienstwohnung, Bezugspflicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Pfarrerinnen und Pfarrern wird in der Regel eine Dienstwohnung von der Körperschaft, bei der ihre Pfarrstelle besteht, zugewiesen.
                      2 Bei Pfarrerinnen und Pfarrern, die eine Pfarrstelle ohne einen räumlich begrenzten Bereich (Funktionspfarrstelle) innehaben,
                     kann von der Zuweisung einer Dienstwohnung abgesehen werden.  3 Soll in anderen Fällen von der Zuweisung einer Dienstwohnung abgesehen werden, bedarf dies der Einwilligung des Landeskirchenrates.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Steht neben der Pfarrerin oder dem Pfarrer auch der Ehegatte oder die Ehegattin in einem Pfarrdienstverhältnis, wird nur einem
                     der Eheleute eine Dienstwohnung zugewiesen.  2 In besonderen Fällen kann mit Einwilligung des Landeskirchenrates
                     
                        	
                           beiden Eheleuten gemeinsam oder

                        

                        	
                           jedem der Eheleute

                        

                     

                  

                  eine Dienstwohnung zugewiesen werden.  3 In Fällen des Satzes 2 Nr. 1 gilt die Dienstwohnung als jedem der Eheleute zur Hälfte zugewiesen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, die ihnen zugewiesene Dienstwohnung zu beziehen und zu bewohnen.  2 Der Landeskirchenrat kann in begründeten Einzelfällen Ausnahmen hiervon zulassen und die Zuweisung einer Dienstwohnung aufheben.
                      3 Ausnahmen können in Betracht kommen, wenn z. B.
                  

                  
                     
                        	
                            ein Pfarrhaus nicht vorhanden ist und eine andere geeignete Wohnung nicht als Dienstwohnung bereitgestellt werden kann, oder

                        

                        	
                            allein stehenden Pfarrerinnen und Pfarrern eine Dienstwohnung zugewiesen wird, die baulich nicht personengerecht verändert
                              werden kann oder eine bauliche Veränderung für die Kirchengemeinde finanziell unzumutbar wäre und wenn die Kirchengemeinde
                              keine andere geeignete Wohnung zuweisen kann.
                           

                        

                        	
                           der Umfang der Pfarrstelle nicht mehr als  50 v.H. beträgt,

                        

                        	
                           die Inhaberin oder der Inhaber einer Gemeindepfarrstelle innerhalb der nächsten 24 Monate in den Ruhestand versetzt wird;
                              die Residenzpflicht bleibt unberührt.
                           

                        

                        	
                           die Verpflichtung, die Dienstwohnung zu beziehen oder die bezogene Dienstwohnung zu behalten, eine besondere Härte bedeutet
                              und die Beeinträchtigung dienstlicher Belange bei Abwägung mit den besonderen persönlichen Verhältnissen der Pfarrstelleninhaberin
                              oder des Pfarrstelleninhabers hingenommen werden kann.
                           

                        

                     

                  

                   4 Die Genehmigung der Ausnahme kann befristet werden.  5 Bei Wegfall der Voraussetzungen für eine Befreiung lebt die Pflicht, eine Dienstwohnung zu beziehen und zu bewohnen, wieder
                     auf.  6 Den Antrag auf Befreiung von der Dienstwohnungspflicht kann in der Regel nur die Pfarrerin oder der Pfarrer stellen.  7 Der Kirchenvorstand kann den Antrag stellen, wenn die Vorhaltung eines Pfarrhauses bzw. einer Dienstwohnung für eine Pfarrstelle
                     im Teildienst mit unzumutbaren wirtschaftlichen Aufwendungen verbunden ist.  8 Unzumutbare wirtschaftliche Aufwendungen sind anzunehmen, wenn die Kirchengemeinde verpflichtet ist, ein Haushaltssicherungskonzept
                     aufzustellen.  9 Jede Pfarrstellenausschreibung muss konkrete Angaben zur Dienstwohnungspflicht enthalten.  10 Wird anstelle eines Pfarrhauses eine andere Wohnung als Dienstwohnung bereitgestellt, ist die Zuweisung des Amtsteiles durch
                     den Kirchenvorstand gesondert zu regeln.
                  

               

               
                     § 4
Angemessenheit der Dienstwohnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Lage, Größe und Ausstattung der Dienstwohnung sollen den dienstlichen Notwendigkeiten, der Amtsstellung und den örtlichen
                     Verhältnissen entsprechen.  2 Ein Anspruch auf eine bestimmte Größe der Dienstwohnung besteht nicht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist eine Dienstwohnung nach der Anzahl der Zimmer unter Berücksichtigung der Familienangehörigen und der sonstigen in die
                     Wohnung aufgenommenen Personen so groß, dass der Umfang einer angemessenen Dienstwohnung wesentlich überschritten wird, so
                     kann der Umfang der Dienstwohnung auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers verringert werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Nicht zugewiesener Raum darf von der Pfarrerin oder dem Pfarrer nicht genutzt werden.  2 Der Raum kann einer anderweitigen Verwendung zugeführt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die außerhalb des festgelegten Umfangs verfügbaren Räume werden nach Anhörung der Dienstwohnungsinhaber durch den Kirchenvorstand
                     vermietet, der Ertrag fließt in die Kirchenkasse.  2 Kommt ein Einverständnis nicht zustande, entscheidet das Landeskirchenamt.
                  

               

               
                     § 5
Begründung und Dauer des Dienstwohnungsverhältnisses, Nutzungsentgelt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Dienstwohnungsverhältnis ist öffentlich-rechtlicher Natur.  2 Es wird dadurch begründet, dass die Körperschaft die Dienstwohnung der Pfarrerin oder dem Pfarrer durch Verfügung zuweist.
                      3 In der Verfügung wird die Dienstwohnung nach Lage und Größe beschrieben.  4 Ein Mietvertrag ist nicht abzuschließen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Das Dienstwohnungsverhältnis beginnt in der Regel mit dem Tage des Dienstbeginns in der Pfarrstelle.  2 Steht die Dienstwohnung zu diesem Zeitpunkt noch nicht zur Verfügung oder ist sie zu diesem Zeitpunkt noch nicht in einem
                     gebrauchsfähigen Zustand oder ist der Bezug der Dienstwohnung aus sonstigen Gründen zu einem späteren Zeitpunkt notwendig,
                     ist der Zeitpunkt für den Beginn des Dienstwohnungsverhältnisses auf einen entsprechend späteren Tag festzulegen.  3 Der Tag, mit dem das Dienstwohnungsverhältnis beginnt, ist in der Zuweisungsverfügung anzugeben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Das Dienstwohnungsverhältnis endet mit dem Tag, zu dessen Ablauf die Zuweisung der Dienstwohnung aufgehoben wird, spätestens
                     mit dem Ausscheiden aus der Pfarrstelle.
                  

                   2 Mit dem Ende des Dienstwohnungsverhältnisses ist die Dienstwohnung zu räumen.  3 Für die Räumung der Dienstwohnung ist auf Antrag eine angemessene Frist zu gewähren.  4 In der Regel ist eine Frist von bis zu drei Monaten nach Ende des Dienstwohnungsverhältnisses angemessen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Stirbt die Pfarrerin oder der Pfarrer, endet das Dienstwohnungsverhältnis mit dem Ablauf des Sterbemonats.  2 Den Angehörigen, die die Wohnung mitbewohnen, ist eine Räumungsfrist von drei Kalendermonaten nach Ablauf des Sterbemonats
                     zu gewähren.  3 Diensträume (§ 11) sind nach entsprechender Aufforderung unverzüglich freizumachen.
                  

                   4 Sind Angehörige nach Satz 2 nicht vorhanden, so sind die Erben aufzufordern, die  Dienstwohnung innerhalb des auf den Sterbemonat
                     folgenden Kalendermonats freizumachen.  5 Unterbleibt die Freimachung bis zum Ablauf der Frist nach Satz 4, kann die Anstellungskörperschaft die Wohnung auf Kosten
                     der Erben freimachen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 In der Zeit der vorübergehenden weiteren Nutzung nach dem Ende des Dienstwohnungsverhältnisses sind ein monatliches Nutzungsentgelt
                     und die übrigen in dieser Verordnung festgelegten Kosten zu zahlen.
                  

                   2 Das Nutzungsentgelt bemisst sich während der Fristen nach Absatz 3 Satz 3 und Absatz 4 Satz 2 nach der zuletzt angerechneten
                     Dienstwohnungsvergütung gemäß § 7. Verzögert sich die Räumung der Dienstwohnung über diese Fristen hinaus, bemisst sich das Nutzungsentgelt für die weitere
                     Zeit nach dem örtlichen Mietwert.
                  

                   3 Satz 1 gilt nicht für die Zeit zum Freimachen der Dienstwohnung nach Absatz 4 Satz 4.  4 Verzögert sich das Freimachen der Dienstwohnung über diese Zeit hinaus, gelten die Sätze 1 und 3 für die weitere Zeit entsprechend.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Ist die Pfarrerin oder der Pfarrer an der fristgerechten Räumung der Dienstwohnung gehindert, weil die zukünftige Dienstwohnung
                     noch nicht beziehbar ist, so bemisst sich dass zu zahlende Nutzungsentgelt abweichend von Absatz 5 nach der bisherigen Dienstwohnungsvergütung.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Zieht eine künftige Pfarrerin oder ein künftiger Pfarrer vorzeitig in die künftige Dienstwohnung ein, so ist bis zu deren
                     Zuweisung ein Nutzungsentgelt in Höhe der Dienstwohnungsvergütung zu zahlen, die für die Zeit nach der Zuweisung der Dienstwohnung
                     festzusetzen ist.  2 Neben dem Nutzungsentgelt sind ferner die übrigen in dieser Verordnung festgelegten Kosten zu zahlen.
                  

               

               
                     § 6
Nutzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Pfarrerin oder der Pfarrer hat zu Beginn des Dienstwohnungsverhältnisses keinen Anspruch auf eine vollständig renovierte
                     Wohnung.  2 Die Dienstwohnung ist in gebrauchsfähigem Zustand zu übergeben.  3 Sie darf grundsätzlich nur zu Wohnzwecken genutzt werden.  4 Sie ist schonend und pfleglich zu behandeln.  5 Bei der Räumung ist die Dienstwohnung in angemessenem Zustand besenrein zurückzugeben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Pfarrerin oder der Pfarrer kann neben dem Ehegatten oder der Ehegattin, der Lebenspartnerin oder des Lebenspartners Lebenspartnerinnen
                     oder Lebenspartner im Sinne des Gesetzes über die Eingetragene Lebenspartnerschaft (LPartG) und den Kindern weitere Personen in die Wohnung aufnehmen, wenn sie oder er zu deren Unterstützung rechtlich oder sittlich
                     verpflichtet ist und der Aufnahme dieser Personen nicht besondere Gründe entgegenstehen.  2 Die Aufnahme sonstiger Personen kann von der Körperschaft ausnahmsweise gestattet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Pfarrerin oder der Pfarrer hat die Zugangswege und die an das Dienstwohnungsgrundstück angrenzenden Fußgängerflächen sauber
                     zu halten und auf die Verkehrssicherheit zu achten, insbesondere Schnee zu räumen und bei Glätte zu streuen.  2 Ist die Dienstwohnung von der Körperschaft angemietet, hat die Pfarrerin oder der Pfarrer die Verkehrssicherungspflichten
                     aus dem Mietverhältnis wahrzunehmen.
                  

               

               
                     § 7
Dienstwohnungsvergütung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für die Dienstwohnung wird der Pfarrerin oder dem Pfarrer eine Dienstwohnungsvergütung auf die Dienstbezüge angerechnet.  2 Dies gilt auch, solange die Pfarrerin oder der Pfarrer sich weigert, die Dienstwohnung zu beziehen, ohne dass eine Ausnahme
                     nach § 3 Absatz 3 zugelassen ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Dienstwohnungsvergütung bemisst sich nach dem örtlichen Mietwert, in Fällen des § 3 Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 für jeden der Eheleute nach dessen Hälfte.  2 Bei der Festsetzung des örtlichen Mietwertes bleiben die Nebenkosten, die Vergütung für die Garage und die Kosten für Schönheitsreparaturen
                     unberücksichtigt.
                  

                   3 Der örtliche Mietwert ist bei jeder Neuzuweisung der Dienstwohnung zu überprüfen und festzusetzen.  4 Er ist ferner alle drei Jahre zu überprüfen und sofern sich eine Änderung ergibt, zum Beginn des nächsten Kalendermonats neu
                     festzusetzen.
                  

                   5 Besteht eine Vereinbarung mit der staatlichen Finanzverwaltung über die steuerliche Bewertung der Dienstwohnungen, ist der
                     auf der Grundlage dieser Vereinbarung ermittelte örtliche Mietwert zugrunde zu legen; Satz 2 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Dienstwohnungsvergütung darf die höchste Dienstwohnungsvergütung nach der Anlage nicht übersteigen.  2 In Fällen des § 3 Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 darf die Dienstwohnungsvergütung für jeden der Eheleute die Hälfte der für ihn maßgeblichen höchsten Dienstwohnungsvergütungen
                     nach der Anlage nicht übersteigen.
                  

                   3 Die höchste Dienstwohnungsvergütung wird auf der Grundlage des Dienstwohnungsmessbetrages ermittelt.  4 Zur Ermittlung des Dienstwohnungsmessbetrages werden das monatliche Grundgehalt und die Zulagen mit dem Faktor 0,9756 vervielfältigt.
                  

                   5 Hinzu kommt der mit dem Faktor 0,9641 vervielfältigte Familienzuschlag für Verheiratete mit zwei Kindern (ohne Berücksichtigung
                     der Konkurrenzregeln).  6 Dabei bleibt der Anteil des Familienzuschlages für mehr als zwei Kinder und ihm entsprechende Leistungen unberücksichtigt.
                  

                   7 Bei einer Verwendung im Teildienstverhältnis ist der entsprechend verminderte Bruttodienstbezug zugrunde zu legen.  8 Dies gilt nicht in Fällen des § 3 Absatz 2 Satz 2 Nr. 1. Das Landeskirchenamt kann in Ausnahmefällen auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers und nach Anhörung der Körperschaft
                     bestimmen, dass der örtliche Mietwert reduziert wird, wenn seine Höhe für die Dienstwohnungsinhaberin/den Dienstwohnungsinhaber
                     unter sozialen Gesichtspunkten nicht tragbar erscheint.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Eine Änderung der höchsten Dienstwohnungsvergütung aufgrund eines veränderten Bruttodienstbezuges ist mit Wirkung vom Ersten
                     des auf die Besoldungsänderung folgenden Monats vorzunehmen.  2 Bei einer rückwirkenden Erhöhung des Bruttodienstbezuges gilt als Tag der Besoldungsänderung der Zeitpunkt ihres Inkrafttretens.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Während der Elternzeit oder einer anderen Beurlaubung und einer Freistellung ohne Dienstbezüge ist die Dienstwohnungsvergütung
                     nach den Absätzen 1 bis 3 zu entrichten.  2 Dabei wird der Bruttodienstbezug für den letzten vollen Kalendermonat vor dem Beginn der Elternzeit, der anderen Beurlaubung
                     oder der Freistellung zugrunde gelegt.  3 Dieser Bruttodienstbezug erhöht sich bei künftigen allgemeinen Gehaltsanhebungen in gleichem prozentualen Umfang wie die Pfarrbesoldung.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Wird die Nutzung der Dienstwohnung durch Instandsetzungsarbeiten oder bauliche Veränderungen in unzumutbarer Weise eingeschränkt,
                     ist die Dienstwohnungsvergütung für diese Zeit auf Antrag entsprechend zu mindern.  2 Dies gilt nicht bei Schönheitsreparaturen.
                  

               

               
                     § 8
Instandhaltung und bauliche Veränderungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für die bauliche Instandhaltung der Dienstwohnung ist die Anstellungskörperschaft zuständig.  2 Sie ist berechtigt, laufende Instandsetzungsarbeiten sowie bauliche Veränderungen, die zur Erhaltung des Hausgrundstückes
                     oder der Dienstwohnungsräume, zur Abwehr drohender Gefahren oder zur Beseitigung von Schäden oder aus sonstigen Gründen notwendig
                     werden, auch ohne Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfarrers auszuführen.  3 Die Pfarrerin oder der Pfarrer ist rechtzeitig vorher zu verständigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Pfarrerin oder der Pfarrer darf auf eigene Kosten Um- und Einbauten sowie Änderungen der Ausstattung und Einrichtung der
                     Dienstwohnung mit schriftlicher Einwilligung der Anstellungskörperschaft (fachgerecht) durchführen.  2 Aufsichtliche Genehmigungsvorbehalte und die geltenden Pfarrhausrichtlinien bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Sofern auf Kosten der Körperschaft bauliche Veränderungen durchgeführt worden sind, die den Nutzungswert der Dienstwohnung
                     steigern, ist der  Mietwert mit Wirkung vom Ersten des Monats an, der dem Monat folgt, in dem die Veränderung abgeschlossen
                     ist, entsprechend anzupassen.
                  

               

               
                     § 9
Schönheitsreparaturen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Körperschaft führt innerhalb des von der Landeskirche festgesetzten Fristenplanes die notwendigen Schönheitsreparaturen
                     im Benehmen mit der Pfarrerin oder dem Pfarrer durch.  2 Ausnahmen können vom Landeskirchenrat zugelassen werden.
                  

                   3 Schönheitsreparaturen sind die erforderlichen Maler- und Tapezierarbeiten.  4 Zu ihnen gehören insbesondere das Anstreichen oder Tapezieren der Wände und Decken innerhalb der Wohnung, das Anstreichen
                     der Türen und Fenster von innen, der Heizkörper, der Heizrohre und anderer über Putz liegender Versorgungsleitungen sowie
                     der Einbauschränke.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Pfarrerin oder der Pfarrer trägt die Hälfte der notwendigen und angemessenen Kosten der Schönheitsreparaturen.  2 Die Beteiligungspflicht der Pfarrerin oder des Pfarrers wird dadurch erfüllt, dass von den Dienstbezügen monatlich die Hälfte
                     des Wertes einbehalten wird, der ohne diese Beteiligung zusätzlich lohnsteuerlich für Schönheitsreparaturen zu berücksichtigen
                     wäre.  3 Die vereinnahmten Mittel sind einer Rücklage für Schönheitsreparaturen zuzuführen.  4 Bei einem Teildienstverhältnis kann in Ausnahmefällen der nach Satz 2 einzubehaltende Wert entsprechend dem Anteil der Diensteinschränkung
                     vermindert werden.  5 In den Fällen des § 3 Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 wird von jedem der Eheleute die Hälfte des nach Satz 2 einzubehaltenden Wertes einbehalten.
                  

               

               
                     § 10
Nebenkosten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Pfarrerin oder der Pfarrer trägt neben der Dienstwohnungsvergütung die Kosten, die aus der Nutzung der Dienstwohnung entstehen,
                     insbesondere die Kosten
                     
                        	
                           der Heizung und Warmwasserversorgung,

                        

                        	
                           des Strom- und Gasverbrauchs,

                        

                        	
                           des Wasserverbrauchs,

                        

                        	
                           für Abwasser,

                        

                        	
                           für Müllabfuhr,

                        

                        	
                           für Kabelanschlüsse.

                        

                     

                  

                   2 In Fällen des § 3 Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 beträgt der von jedem der beiden Eheleute zu tragende Anteil die Hälfte der Nebenkosten nach Satz 1.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Körperschaft trägt die übrigen Nebenkosten der Dienstwohnung.  2 Dazu gehören insbesondere Beiträge für die Gebäudeversicherung, Straßenreinigungsgebühren, Anliegerbeträge und etwaige Grundsteuern.
                  

               

               
                     § 11
Diensträume
                     

                  

                   1 Zur ausschließlich dienstlichen Nutzung bestimmte Räume, insbesondere Amts-, Warte-, Büro-, Archiv- und Gemeinderäume (Diensträume),
                     gehören nicht zur Dienstwohnung.  2 Sie sind bei der Ermittlung des Mietwertes außer Betracht zu lassen.  3 Die auf diese Räume entfallenden Kosten sind von der Körperschaft zu tragen.1

               

               
                     § 12
Garagen
                     

                  

                   1 Eine vorhandene Garage oder ein vorhandener Einstellplatz/Carport für Kraftfahrzeuge kann als Zubehör zur Dienstwohnung zugewiesen
                     werden.  2 Für die Überlassung ist eine angemessene Vergütung in Höhe vergleichbarer ortsüblicher Garagenmieten neben der Dienstwohnungsvergütung
                     zu zahlen. § 7 Absatz 2 Satz 5 Halbsatz 1 gilt sinngemäß.
                  

               

               
                     § 13
Gärten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Ein vorhandener Garten (Haus-, Vor-, Ziergarten) ist als Zubehör zur Dienstwohnung zuzuweisen.  2 Er ist von der Pfarrerin oder dem Pfarrer in ordnungsgemäßem Zustand zu erhalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Größere Maßnahmen zur Erhaltung oder Instandsetzung von Außenanlagen, Zäunen und Hecken sowie zur Erhaltung oder zum Ersatz
                     des Baum- oder Strauchbestandes werden von der Körperschaft auf ihre Kosten durchgeführt.
                  

               

               
                     § 14
Übergangsbestimmung
                     

                  

                  Hat der Erziehungsurlaub vor dem 1. Januar 2001 begonnen und dauert er an diesem Tage fort, richtet sich die Dienstwohnungsvergütung
                     nach § 19 Abs. 2 Satz 2 bis 7 PfBVO in der bis zum 31. Dezember 2000 gültigen Fassung, soweit dies günstiger ist.
                  

               

               
                     § 15
Durchführungsbestimmungen
                     

                  

                  Das Landeskirchenamt kann Bestimmungen zur Durchführung dieser Verordnung erlassen.

               

               
                     § 16
Abrechnungsverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Im Rahmen der zentralen Abwicklung der Besoldung der Gemeindepfarrerinnen/pfarrer trägt die Lippische Landeskirche aus ihrem
                     Haushalt alle Bestandteile der Besoldung gemäß § 4 Absatz 2 PfBVO und führt die im Verrechnungsweg einbehaltenen Dienstwohnungsvergütungen,
                     Vergütungen für die Garagen und die Beträge für die Beteiligung an den Kosten der Schönheitsreparaturen monatlich an die Kirchengemeinden
                     ab.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Versteuerung geldwerter Vorteile, die sich aus der Anwendung dieser Verordnung ergibt, erfolgt ausschließlich durch das
                     Landeskirchenamt (Zentrale Gehaltsabrechnungsstelle) aufgrund einer Mitteilung der Körperschaft.
                  

               

               
                     § 17
Inkrafttreten, Ergänzende Vorschriften, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2001 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Entgegenstehende Bestimmungen treten mit Ablauf des 31. Dezember 2000 außer Kraft; insbesondere:
                     
                        	
                           § 11 der Richtlinien für die dienstliche Benutzung von Kraftfahrzeugen und Fahrrädern in der Lippischen Landeskirche (Kraftfahrzeugrichtlinien
                              vom 14. Dezember 1983 (Ges. u. VOBl. Bd. 11 S. 76)
                           

                        

                        	
                           Abschnitt I Absätze 1 und 2 der Ordnung für den Neubau, den Umbau und die Ausstattung von Pfarrdienstwohnungen vom 13. April
                              1983 (Ges. u. VOBl. Bd. 8 S. 11)
                           

                        

                        	
                           die Ordnung für die Benutzung und Unterhaltung von Pfarrdienstwohnungen vom 13. April 1983 (Ges. u. VOBl. Bd. 8 S. 15).

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Als ergänzende Vorschriften sind die Bestimmungen folgender Regelungen anzuwenden, soweit sie im Einzelnen dieser Verordnung
                     nicht widersprechen:
                     
                        	
                           Ordnung für den Neubau, den Umbau und die Ausstattung von Pfarrdienstwohnungen vom 13.04.1983 (Ges. u. VOBl. Bd. 8 S. 11)

                        

                        	
                           Beschluss des Landeskirchenamtes vom 13.12.1983 i.d.F. vom 12.07.1995 (Az.: 510-6 Nr. 10173) sowie

                        

                        	
                           Vereinbarung über die lohnsteuerliche Bewertung der Dienstwohnungen der Geistlichen mit der staatlichen Finanzverwaltung in
                              der jeweils gültigen Fassung.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            Anlage

         

         Anlage zu § 7 Abs. 3 Pfarrdienstwohnungsverordnung:

         Die anzurechnende Dienstwohnungsvergütung darf den sich aus der nachstehenden Aufstellung ergebenden Betrag nicht übersteigen
            (höchste Dienstwohnungsvergütung) – Ges. u. VOBl. Bd. 12 S. 209 –:
         

         
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Bei einem Dienstwohnungsmessbetrag

                  
                  	
                     höchste Dienstwohnungsvergütung

                  
                  	
                     Bei einem Dienstwohnungsmessbetrag

                  
                  	
                     höchste Dienstwohnungsvergütung

                  
               

               
                  	
                     von €

                  
                  	
                     bis €

                  
                  	
                     €

                  
                  	
                     von €

                  
                  	
                     bis €

                  
                  	
                     €

                  
               

            
            
               
                  	
                  	
                     1175,99

                  
                  	
                     191

                  
                  	
                     2758

                  
                  	
                     2808,99

                  
                  	
                     461

                  
               

               
                  	
                     1176

                  
                  	
                     1227,99

                  
                  	
                     199

                  
                  	
                     2809

                  
                  	
                     2859,99

                  
                  	
                     467

                  
               

               
                  	
                     1228

                  
                  	
                     1278,99

                  
                  	
                     208

                  
                  	
                     2860

                  
                  	
                     2910,99

                  
                  	
                     473

                  
               

               
                  	
                     1279

                  
                  	
                     1329,99

                  
                  	
                     217

                  
                  	
                     2911

                  
                  	
                     2961,99

                  
                  	
                     480

                  
               

               
                  	
                     1330

                  
                  	
                     1380,99

                  
                  	
                     225

                  
                  	
                     2962

                  
                  	
                     3012,99

                  
                  	
                     486

                  
               

               
                  	
                     1381

                  
                  	
                     1431,99

                  
                  	
                     234

                  
                  	
                     3013

                  
                  	
                     3063,99

                  
                  	
                     492

                  
               

               
                  	
                     1432

                  
                  	
                     1482,99

                  
                  	
                     243

                  
                  	
                     3064

                  
                  	
                     3114,99

                  
                  	
                     498

                  
               

               
                  	
                     1483

                  
                  	
                     1533,99

                  
                  	
                     252

                  
                  	
                     3115

                  
                  	
                     3165,99

                  
                  	
                     504

                  
               

               
                  	
                     1543

                  
                  	
                     1584,99

                  
                  	
                     260

                  
                  	
                     3166

                  
                  	
                     3216,99

                  
                  	
                     510

                  
               

               
                  	
                     1585

                  
                  	
                     1635,99

                  
                  	
                     269

                  
                  	
                     3217

                  
                  	
                     3267,99

                  
                  	
                     516

                  
               

               
                  	
                     1636

                  
                  	
                     1686,99

                  
                  	
                     278

                  
                  	
                     3268

                  
                  	
                     3318,99

                  
                  	
                     523

                  
               

               
                  	
                     1687

                  
                  	
                     1737,99

                  
                  	
                     286

                  
                  	
                     3319

                  
                  	
                     3369,99

                  
                  	
                     529

                  
               

               
                  	
                     1738

                  
                  	
                     1788,99

                  
                  	
                     295

                  
                  	
                     3370

                  
                  	
                     3420,99

                  
                  	
                     535

                  
               

               
                  	
                     1789

                  
                  	
                     1839,99

                  
                  	
                     304

                  
                  	
                     3421

                  
                  	
                     3471,99

                  
                  	
                     541

                  
               

               
                  	
                     1840

                  
                  	
                     1890,99

                  
                  	
                     312

                  
                  	
                     3472

                  
                  	
                     3522,99

                  
                  	
                     547

                  
               

               
                  	
                     1891

                  
                  	
                     1941,99

                  
                  	
                     321

                  
                  	
                     3523

                  
                  	
                     3573,99

                  
                  	
                     553

                  
               

               
                  	
                     1942

                  
                  	
                     1992,99

                  
                  	
                     330

                  
                  	
                     3574

                  
                  	
                     3624,99

                  
                  	
                     559

                  
               

               
                  	
                     1993

                  
                  	
                     2043,99

                  
                  	
                     338

                  
                  	
                     3625

                  
                  	
                     3675,99

                  
                  	
                     566

                  
               

               
                  	
                     2044

                  
                  	
                     2094,99

                  
                  	
                     347

                  
                  	
                     3676

                  
                  	
                     3726,99

                  
                  	
                     572

                  
               

               
                  	
                     2095

                  
                  	
                     2145,99

                  
                  	
                     356

                  
                  	
                     3727

                  
                  	
                     3777,99

                  
                  	
                     578

                  
               

               
                  	
                     2146

                  
                  	
                     2196,99

                  
                  	
                     365

                  
                  	
                     3778

                  
                  	
                     3828,99

                  
                  	
                     584

                  
               

               
                  	
                     2197

                  
                  	
                     2247,99

                  
                  	
                     373

                  
                  	
                     3829

                  
                  	
                     3879,99

                  
                  	
                     590

                  
               

               
                  	
                     2248

                  
                  	
                     2298,99

                  
                  	
                     382

                  
                  	
                     3880

                  
                  	
                     3930,99

                  
                  	
                     596

                  
               

               
                  	
                     2299

                  
                  	
                     2349,99

                  
                  	
                     391

                  
                  	
                     3931

                  
                  	
                     3981,99

                  
                  	
                     602

                  
               

               
                  	
                     2350

                  
                  	
                     2400,99

                  
                  	
                     399

                  
                  	
                     3982

                  
                  	
                     4032,99

                  
                  	
                     608

                  
               

               
                  	
                     2401

                  
                  	
                     2451,99

                  
                  	
                     408

                  
                  	
                     4033

                  
                  	
                     4083,99

                  
                  	
                     615

                  
               

               
                  	
                     2452

                  
                  	
                     2502,99

                  
                  	
                     417

                  
                  	
                     4084

                  
                  	
                     4134,99

                  
                  	
                     621

                  
               

               
                  	
                     2503

                  
                  	
                     2553,99

                  
                  	
                     425

                  
                  	
                     4135

                  
                  	
                     4185,99

                  
                  	
                     627

                  
               

               
                  	
                     2554

                  
                  	
                     2604,99

                  
                  	
                     434

                  
                  	
                     4186

                  
                  	
                     4236,99

                  
                  	
                     633

                  
               

               
                  	
                     2605

                  
                  	
                     2655,99

                  
                  	
                     443

                  
                  	
                     4237

                  
                  	
                     4287,99

                  
                  	
                     639

                  
               

               
                  	
                     2656

                  
                  	
                     2706,99

                  
                  	
                     449

                  
                  	
                     4288

                  
                  	
                     4338,99

                  
                  	
                     645

                  
               

               
                  	
                     2707

                  
                  	
                     2757,99

                  
                  	
                     455

                  
                  	
                     je weitere 51 €

                  
                  	
                      6

                  
               

            
         

         
            
               
               
            
            
               
                  	
                     Detmold, den 14. April 2015

                  
                  	
                     Der Landeskirchenrat

                  
               

            
         

      

      

      1
            Das Landeskirchenamt hat am 1. Dezember 1998 nach Beratung in der Superintendentenkonferenz folgenden Beschluss gefasst:

            „Die Kirchengemeinden werden gebeten, vom 1. Januar 1999 an den Inhabern und Verwaltern von Gemeindepfarrstellen den Amtsteil
               einschl. aller Nebenkosten, auch für Strom, Beheizung und Reinigung, unentgeltlich zur Verfügung zu stellen.
            

            Soweit dies aus technischen Gründen z. Z. nicht möglich ist, sind die anfallenden Kosten durch die Kirchengemeinden dem Pfarrstelleninhaber/der
               Pfarrstelleninhaberin bzw. dem Pfarrstellenverwalter/der Pfarrstellenverwalterin zu erstatten, wobei der Monatsbetrag 50 Euro
               nicht übersteigen sollte.“
            

         

      

   
      

      
         Durchführungsbestimmungen
zur Pfarrdienstwohnungsverordnung
(DBPfDWV)
         

      

      
         vom 28. November 2000 (Ges. u. VOBl. Bd. 12 S. 119)

      

      
         zuletzt geändert durch Beschluss vom 26. Juni 2012
(Ges. u. VOBl. Bd. 15 S. 128)
         

      

      
         
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd.
Nr.
                     

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle

                  
                  	
                     Paragrafen

                  
                  	
                     Art der
Änderung
                     

                  
               

            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     Änderung der Durchführungsbestimmungen zur Pfarrdienstwohnungsverordnung

                  
                  	
                      16. April 2002 

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl. Bd. 12 Nr. 11 S. 257

                  
                  	
                     Nr 2

                     Nr 7

                     Nr. 8

                     Nr. 9

                     Nr. 10 Abs.  2 

                  
                  	
                     geändert

                     geändert

                     geändert

                     geändert

                     wird Satz 3 angefügt

                  
               

               
                  	
                     2

                  
                  	
                     Änderung der Durchführungsbestimmungen zur Pfarrdienstwohnungsverordnung

                  
                  	
                     16. September 2004

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl Bd. 13 Nr. 7 S. 241

                  
                  	
                     Nr. 10 Abs. 2

                  
                  	
                     neu gefasst

                  
               

               
                  	
                     3

                  
                  	
                     Änderung der Durchführungsbestimmungen zur Pfarrdienstwohnungsverordnung

                  
                  	
                     26. Juni 2012

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 2 S. 128

                  
                  	
                     zu § 3

                  
                  	
                     geändert

                  
               

            
         

      

      Aufgrund von § 15 der Verordnung über die Dienstwohnungen der Pfarrerinnen und Pfarrer (Pfarrdienstwohnungsverordnung – PfDWVO)
         vom 20. Juni 2000 (Ges. u. VOBl. Bd. 12 S. 80) erlässt das Landeskirchenamt folgende Durchführungsbestimmungen:
      

      1. Zu § 2 Absätze 2 und 3 PfDWVO

       1 Die Dienstwohnung (§ 2 PfDWVO) und die Diensträume (§ 11 PfDWVO) sind eindeutig von einander zu trennen.  2 Dazu dienen ein eigener Zugang zur Dienstwohnung sowie Ausstattungen, durch die die nutzungsabhängigen Kosten für die Dienstwohnung
         von denen für die Diensträume getrennt ermittelt werden können.  3 Die Körperschaft hat über den Umfang der Dienstwohnung und den etwa vorhandenen Hausgärten ein Wohnungsblatt zu führen (§
         33 Absatz 2 Verwaltungsordnung).
      

       4 Ist beabsichtigt, „sonstige Personen“ in die Dienstwohnung auf zu nehmen, ist in § 6 Absatz 2 der Pfarrdienstwohnungsverordnung zu beachten.
      

      2. Zu § 3 PfDWVO

      
            (
            1
            )
              1 Gemeinden, die alleine oder in einer pfarramtlichen Verbindung einen Dienstumfang der Pfarrstelle von mindestens 100 v. H.
         erreichen, sollen mindestens ein Pfarrhaus bzw. eine Pfarrdienstwohnung zur Verfügung stellen.  2 Für Vereinigungen von Kirchengemeinden gilt dies entsprechend.
      

      
            (
            2
            )
              1 Gemeinden, in denen das Pfarrhaus zusammen mit der Kirche eine architektonische Einheit bildet, sollen sich bemühen, das Pfarrhaus
         als Dienstwohnung für die Pfarrerin oder den Pfarrer zu erhalten.  2 Soweit dies nicht möglich ist, soll die Gemeinde darauf hinwirken, dass das Pfarrhaus an kirchliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
         (z.B. Küsterinnen oder Küster) oder der Kirche nahestehende Personen vermietet wird.
      

      
            (
            3
            )
              1 Sofern die Pfarrerin oder der Pfarrer von der Pflicht, in einer Dienstwohnung zu wohnen, befreit wurde, ist die Kirchengemeinde,
         in der sie oder er Dienst tut, verpflichtet, ein angemessenes Amtszimmer zur Verfügung zu stellen, das der Pfarrerin oder
         dem Pfarrer zur ausschließlichen Nutzung zur Verfügung steht.  2 Die Möbelierung und die erforderlichen Kommunikationseinrichtungen (Internetfähiger PC, Telefon) sind von der Kirchengemeinde
         auf deren Kosten zur Verfügung zu stellen.  3 Auch in einer Privatwohnung muss die Pfarrerin oder der Pfarrer in dienstlichen Angelegenheiten telefonisch und per E-Mail
         erreichbar sein.  4 Die dafür anfallenden zusätzlichen Kosten übernimmt die Kirchengemeinde.  5 Sofern Befreiung von der Dienstwohnungspflicht erteilt wird, ist die Pfarrerin oder der Pfarrer verpflichtet, die Einrichtung
         eines dienstlichen Telefonanschlusses in der Wohnung zu dulden.  6 Die Kirchengemeinde ist verpflichtet, die Einrichtungskosten sowie die laufenden Kosten für den Dienstanschluss zu übernehmen.
      

      
            (
            4
            )
             1 Die Zuweisung einer Wohnung als Dienstwohnung erfolgt durch die Körperschaft in Form einer Verfügung (Anlage).  2 Bewohnt ein Pfarrerehepaar am 1. Januar 2001 gemeinsam eine Dienstwohnung, ist ab diesem Zeitpunkt die tatsächlich erfolgte
         formelle Zuweisung an einen der Eheleute oder an jeden der Eheleute maßgebend.  3 Im letzteren Fall gilt die Dienstwohnung als jedem der Eheleute zur Hälfte zugewiesen.
      

       4 Die Körperschaft kann die bisherige Zuweisung aus Anlass der Einführung der Pfarrdienstwohnungsverordnung mit Einwilligung
         des Landeskirchenamtes ändern (§ 3 Absatz 2 Satz 2 PfDWVO).
      

      
            (
            5
            )
             1 Ist eine Dienstwohnung einem der Eheleute bereits zugewiesen und soll sie dem anderen der Eheleute zu einem späteren Zeitpunkt
         ebenfalls zugewiesen werden, ist die Zuweisung als gemeinsame Dienstwohnung mit Einwilligung des Landeskirchenamtes beiden
         Eheleuten gegenüber vor zu nehmen.  2 Endet für einen der Eheleute das Dienstwohnungsverhältnis (§ 5 Absätze 3 und 4 PfDWVO), gilt die Dienstwohnung unmittelbar
         anschließend als dem anderen der Eheleute in vollem Umfang zugewiesen; dies ist ihm schriftlich mitzuteilen.
      

      
            (
            6
            )
             1 Stehen beide Eheleute im Dienst verschiedener Anstellungskörperschaften und soll ihnen gemeinsam eine Dienstwohnung zugewiesen
         werden, setzt die Einwilligung des Landeskirchenamtes dazu das Einverständnis beider Anstellungskörperschaften voraus.  2 Die beiden Anstellungskörperschaften treffen eine Vereinbarung über die Beteiligung der Anstellungskörperschaft, die die Dienstwohnung
         nicht zur Verfügung stellt, an den laufenden Kosten der Dienstwohnung.
      

      3. Zu § 5 PfDWVO

      
            (
            1
            )
             1 Die Körperschaft übergibt der Pfarrerin oder dem Pfarrer die Dienstwohnung an Ort und Stelle und fertigt darüber eine Niederschrift.
          2 Entsprechendes gilt für die Rücknahme der Wohnung (§ 33 Absatz 3 Verwaltungsordnung).
      

      
            (
            2
            )
             1 Wird eine Dienstwohnung in einem angemieteten Gebäude oder Gebäudeteil gewährt (§ 2 Absatz 2 PfDWVO), so ist der Mietvertrag
         einschließlich der Regelungen über die Zahlung von Nebenkosten nur zwischen der Körperschaft und dem Vermieter ab zu schließen.
          2 Soweit die Pfarrerin oder der Pfarrer Kosten für die Dienstwohnung zu tragen hat, besteht diese Verpflichtung nur gegenüber
         der Körperschaft.  3 Vertragliche Vereinbarungen über die Nutzung der Wohnung oder über Zahlungen an den Vermieter sind zwischen diesem und der
         Pfarrerin oder dem Pfarrer abzuschließen.
      

      4. Zu § 6 Absatz 3 PfDWVO

       1 Die Pfarrerin oder der Pfarrer kann die Aufgaben nach § 6 Absatz 3 PfDWV auch Dritten übertragen.  2 Die Kosten hierfür trägt die Pfarrerin oder der Pfarrer.
      

      5. Zu § 7 Absatz 2 PfDWVO

      Der örtliche Mietwert ist in Beachtung der mit der staatlichen Finanzverwaltung jeweils gültigen Vereinbarung zu ermitteln.

      6. Zu § 7 Absatz 3 Unterabsatz 2 und Absatz 5 PfDWVO

       1 Beim Bruttodienstbezug sind alle Zulagen zu berücksichtigen, z. B. allgemeine Zulage, Amtszulage, Superintendentenzulage,
         Stellenzulage, Ausgleichszulage, Überleitungszulage, Altersteildienstzuschlag (§ 2 Absatz 4 ATDO).  2 Für die Dienstwohnungsvergütung, die während der Elternzeit, einer anderen Beurlaubung oder einer Freistellung zu entrichten
         ist, wird stets der Bruttodienstbezug zu Grunde gelegt, der für den letzten Kalendermonat vor Beginn der Elternzeit, der Beurlaubung
         oder der Freistellung maßgebend war.  3 Dies gilt unabhängig davon, ob und in welchem Umfang während dieser Zeit ein pfarramtlicher oder ein anderer Dienst wahrgenommen
         wird.
      

      7. Zu § 7 Absatz 3 Unterabsatz 4 Satz 2 PFDWVO

      Ein Ausnahmefall liegt insbesondere vor,
         
            	
               wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer im eingeschränkten Dienst die Dienstwohnung allein bewohnt,

            

            	
               wenn die Summe aus den Dienstbezügen der Pfarrerin oder des Pfarrers im eingeschränkten Dienst und den Einkünften der in die
                  Wohnung aufgenommenen Familienmitglieder und weiteren Personen den Bruttodienstbezug nicht erreicht, der für die Pfarrerin
                  oder den Pfarrer im uneingeschränkten Dienst maßgeblich wäre.
               

            

         

      

      8. Zu § 8 Absatz 2 PfDWVO

      
            (
            1
            )
            Damit die bauliche Instandhaltung der Dienstwohnung gewährleistet werden kann, hat die Pfarrerin oder der Pfarrer entstehende
         Schäden und auftretende Mängel unverzüglich schriftlich der Anstellungskörperschaft zu melden.
      

      
            (
            2
            )
             1 Bei der schriftlichen Einwilligung zu Um- oder Einbauten ist auch fest zu legen, ob die Pfarrerin oder der Pfarrer bei der
         Räumung der Dienstwohnung auf Verlangen der Anstellungskörperschaft den früheren Zustand auf eigene Kosten wieder her zu stellen
         hat.  2 Ein Anspruch auf Wertersatz für Um- und Einbauten besteht nicht.  3 Soll bei wertsteigernden Verbesserungen der Wohnung auf Kosten der Pfarrerin oder des Pfarrers beim Auszug von der Anstellungskörperschaft
         ausnahmsweise Wertersatz geleistet werden, so darf der Wertersatz nur den Restwert umfassen.
      

      9. Zu § 9 PfDWVO

      
            (
            1
            )
            Schönheitsreparaturen sind nur die in § 9 Absatz 1 PfDWVO genannten Maßnahmen.
      

      
            (
            2
            )
             1 Grundsätzlich lässt die Körperschaft die Schönheitsreparaturen in Pfarrdienstwohnungen im Benehmen mit der Pfarrerin oder
         dem Pfarrer durchführen (§ 9 Absatz 1 PfDWVO).  2 Die Pfarrerin oder der Pfarrer ist an der Planung zu beteiligen.  3 Grundlage sind die jeweiligen landeskirchlichen Bestimmungen über Anstriche, Tapezierungen, Fliesen, Platten und Bodenbeläge
         in Pfarrdienstwohnungen (RS 11.2.3).
      

      
            (
            3
            )
             1 Der Kirchenvorstand kann mit der Dienstwohnungsinhaberin oder dem -inhaber schriftlich vereinbaren, dass sie oder er die erforderlichen
         Arbeiten selbst fachgerecht ausführt.  2 Die zu schließende Vereinbarung bedarf der vorherigen Zustimmung des Landeskirchenamtes.  3 Die Dienstwohnungsinhaberin oder der -inhaber hat durch nicht fachgerechte Arbeiten oder Verwendung ungeeigneter Materialien
         entstehende Schäden der Kirchengemeinde zu ersetzen.  4 Soll die Vereinbarung wieder aufgehoben werden, bedarf  dies der vorherigen Zustimmung des Landeskirchenamtes.  5 Im Übrigen ist die Rundverfügung des Landeskirchenamtes vom 11. September 2000, Az.: 510-6 Nr. 21220 (3.1) zu beachten.
      

      
            (
            4
            )
            Werden bei Renovierung auf Verlangen oder im Einvernehmen mit der Pfarrerin oder dem Pfarrer teurere Materialien verwendet
         oder teurere Verfahren angewandt als sie die landeskirchlichen Bestimmungen vorsehen, trägt die Pfarrerin oder der Pfarrer
         die Mehrkosten.
      

      
            (
            5
            )
             1 Werden wegen des schlechten bauphysikalischen Zustandes der Dienstwohnung (z. B. wegen Nässe, Pilzbefall, Rissbildung, Putzablösung
         an Decken und Wänden) Instandsetzungsarbeiten durchgeführt, so sind die dabei anfallenden Maler- und Tapezierarbeiten keine
         Schönheitsreparaturen.  2 Die Gesamtkosten für Instandsetzungsarbeiten trägt die Körperschaft.
      

      
            (
            6
            )
             1 Der Wert, der im Regelfall als gelderwerter Vorteil lohnsteuerlich für Schönheitsreparaturen zu berücksichtigen ist (§ 9 Absatz
         2 Satz 2 PfDWVO) ergibt sich aus der Festsetzung des Wertes der Schönheitsreparaturen aufgrund der Vereinbarung mit der staatlichen
         Finanzverwaltung unter Berücksichtigung des tatsächlich im Verrechnungsweg gezahlten Betrages in Höhe von 50 %.  2 Die Regelung für Pfarrerinnen und Pfarrer im eingeschränkten Dienst (vgl. auch Nr. 7) und für die Fälle des § 3 Absatz 2 Satz
         2 Nr. 1 Pfarrdienstwohnungsverordnung ist zu beachten.
      

       3 Sofern eine Dienstwohnungsinhaberin oder ein -inhaber nach § 9 Absatz 1 PfDWVO ausnahmsweise und mit vorheriger Zustimmung
         des Landeskirchenamtes die Schönheitsreparaturen selbst ausführt, entsteht kein geldwerter Vorteil und demzufolge keine Versteuerungspflicht.
      

      10. Zu § 10 PfDWVO

      
            (
            1
            )
            Ist die Dienstwohnung angemietet, so sind von der Pfarrerin oder dem Pfarrer unabhängig von den durch die Körperschaft an
         den Vermieter zu leistenden Zahlungen für Nebenkosten nur die in § 10 Absatz 1 PfDWVO bestimmten Nebenkosten zu tragen.
      

      
            (
            2
            )
             1 Auf die von ihr oder ihm zu tragenden Nebenkosten hat die Pfarrerin oder der Pfarrer auf Verlangen der Anstellungskörperschaft
         an diese Abschlagszahlungen zu leisten.  2 Die Kosten sind jährlich abzurechnen.  3 Die Abrechnung ist der Pfarrerin oder dem Pfarrer spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Ende des Abrechnungszeitraumes
         mitzuteilen.  4 Nach Ablauf dieser Frist ist die Geltendmachung einer Nachforderung durch die Anstellungskörperschaft ausgeschlossen, es sei
         denn, die Anstellungskörperschaft hat die verspätete Geltendmachung nicht zu vertreten.  5 Die Anstellungskörperschaft ist zu Teilabrechnungen nicht verpflichtet.  6 Einwendungen gegen die Abrechnung hat die Pfarrerin oder der Pfarrer der Anstellungskörperschaft spätestens bis zum Ablauf
         des zwölften Monats nach Zugang der Abrechnung mitzuteilen.  7 Nach Ablauf dieser Frist kann die Pfarrerin oder der Pfarrer Einwendungen nicht mehr geltend machen, es sei denn, die Pfarrerin
         oder der Pfarrer hat die verspätete Geltendmachung nicht zu vertreten.
      

       8 Im Ausnahmefall kann die Pfarrerin oder der Pfarrer in Absprache mit der Körperschaft für diese auch direkte Zahlungen an
         die Leistungserbringer (z. B. an die Lieferanten von Heizöl, Gas oder Strom) vornehmen.  9 Nummer 3 Absatz 2 Satz 3 sind zu beachten.
      

      11. Zu § 10 Absatz 1 Nr. 1 PfDWV

      
            (
            1
            )
             1 Zu den von der Pfarrerin oder dem Pfarrer zu tragenden Heizungs- und Warmwasserversorgungskosten gehören die Kosten
         
            	
               der Brennstoffe und ihrer Lieferung,

            

            	
               die Lieferung von Fernwärme und Fernwarmwasser,

            

            	
               des Betriebsstroms,

            

            	
               der Zählermiete,

            

            	
               der Bedienung, Wartung und Reinigung der Anlagen einschließlich der Abgasanlage,

            

            	
               der Reinigung der Betriebsräume,

            

            	
               der Schornsteinreinigung und der Immissionsmessungen,

            

            	
               der Prüfung der Betriebsbereitschaft und der Betriebssicherheit einschließlich der Korrektur der Einstellungen durch Fachpersonal,

            

            	
               der Verwendung einer Ausstattung zur Verbrauchserfassung (Messeinrichtung) einschließlich der Berechnung der Kostenverteilung.

            

         

      

       2 Die Körperschaft trägt die Kosten der Reinigung und der Beschichtung der Öltanks, der Reparaturen und Umbauten der Anlagen
         sowie des Kaufs und der Installation von Messeinrichtungen.
      

      
            (
            2
            )
             1 Ist die Dienstwohnung an eine Heizungsanlage angeschlossen, aus der mehrere Wohnungen versorgt werden, so werden die Kosten
         in der Regel zu 70 % nach dem erfassten Wärmeverbrauch und zu 30 % nach der Wohnfläche verteilt.  2 Dies gilt für Warmwasserversorgungsanlagen entsprechend.
      

      
            (
            3
            )
             1 Ist die Dienstwohnung an eine Heizungsanlage angeschlossen, aus der auch andere nicht zu Wohnzwecken dienende Räume versorgt
         werden, so ist der Verbrauch für die Dienstwohnung durch eine Messeinrichtung zu erfassen.  2 Dies gilt für Warmwasserversorgungsanlagen entsprechend.
      

       3 Ergeben sich hierbei trotz sparsamer Wärme- und Warmwasserentnahme für die Pfarrerin oder den Pfarrer empfindliche Härten,
         so kann das Entgelt mit Zustimmung des Landeskirchenamtes auf einen Betrag gemindert werden, der sich bei der Berechnung nach
         Absatz 4 ergeben würde.
      

      
            (
            4
            )
             1 Ist eine Dienstwohnung an eine Heizungsanlage gemäß Absatz 3 angeschlossen, bei der noch keine Messeinrichtung installiert
         ist oder die Installation einer Messeinrichtung unverhältnismäßig hohe Kosten erfordern würde, so werden die Kosten für die
         Heizung und die Warmwasserversorgung nach §§ 13 und 14 der Dienstwohnungsverordnung des Landes Nordrhein-Westfalen berechnet.
          2 Dabei ist die Wohnfläche mit höchstens 156 qm zu Grunde zu legen.
      

      12. Zu § 10 Absatz 1 Nrn. 2 und 3 PfDWV

      
            (
            1
            )
            Zu den Kosten des Strom-, Gas- und Wasserverbrauchs gehören auch Grundgebühren sowie Gebühren für Zähler und Zwischenzähler.
      

      
            (
            2
            )
            Zu den Kosten des Wasserverbrauchs gehören auch die Kosten des Betriebes einer hauseigenen Wasserversorgungsanlage und einer
         Wasseraufbereitungsanlage einschließlich der Aufbereitungsstoffe.
      

      
            (
            3
            )
             1 Für die Dienstwohnung und die Diensträume sind jeweils eigene Zähler vorzusehen.  2 Dasselbe gilt, wenn die Dienstwohnung mit anderen nicht zu Wohnzwecken dienenden Räumen zusammenhängt.
      

      
            (
            4
            )
            Ist die Dienstwohnung eine von mehreren Wohnungen eines ausschließlich zu Wohnzwecken dienenden Gebäudes, so wird der Wasserverbrauch
         nach § 3 der Betriebskostenverordnung1 umgelegt, falls nicht jede Wohnung einen eigenen Wasserzähler besitzt.
      

      13. Zu § 10 Absatz 1 Nr. 4 PfDWV

      
            (
            1
            )
             1 Die Pfarrerin oder der Pfarrer trägt die Kosten für die Entwässerung, die durch die Nutzung der Dienstwohnung entstehen.  2 Demgemäß gehören zu den Kosten, die sie oder er zu tragen hat, die Gebühren für die Hausentwässerung, nicht aber die Gebühren
         für die Grundstücksentwässerung (Oberflächenwasserabführung), sofern letztere gesondert in Rechnung gestellt werden.
      

      
            (
            2
            )
            Unter diesen Bedingungen gehören zu den Abwasserkosten auch die Kosten für den Betrieb einer entsprechenden nicht öffentlichen
         Entwässerungsanlage und einer Entwässerungspumpe.
      

      14. Zu § 10 Absatz 1 Nr. 5 PfDWV

      Zu den Kosten der Müllabfuhr gehören die Gebühren für die öffentliche Müllabfuhr oder entsprechend nicht öffentliche Maßnahmen
         sowie die Kosten für die Reinigung der Müllbehälter.
      

      15. Zu § 10 Absatz 1 Nr. 6 PfDWV

      
            (
            1
            )
            Neben den laufenden monatlichen Gebühren für den Anschluss an ein Breitbandkabelnetz gehören die Kosten für den Betriebsstrom
         und die Prüfung der Betriebsbereitschaft einschließlich der Einstellung durch Fachpersonal zu den von der Pfarrerin oder dem
         Pfarrer zu tragenden Kosten.
      

      
            (
            2
            )
            Die Kosten des Betriebes einer Gemeinschaftsantenne einschließlich des Nutzungsentgeltes für eine nicht zu demselben Gebäude
         gehörende Antennenanlage sind von der Pfarrerin oder dem Pfarrer zu  tragen.
      

      
            (
            3
            )
            Die Kosten der Errichtung einer Antennenanlage oder einer Gemeinschaftsantenne sowie des Anschlusses an das Breitbandkabelnetz
         trägt die Körperschaft.
      

      16. Zu § 12 PfDWV

      
            (
            1
            )
            Die Festsetzung der Höhe der Vergütung für die Garage erfolgt aufgrund der mit der staatlichen Finanzverwaltung getroffenen
         Vereinbarung.
      

      
            (
            2
            )
            In den örtlichen und steuerlichen Mietwert der Dienstwohnung ist der Wert der Garage nicht einzurechnen.
      

      
            (
            3
            )
            Wird die Garage für ein Dienstfahrzeug zur Verfügung gestellt, so gilt sie nicht als Zubehör zur Dienstwohnung; eine Vergütung
         für die Garage ist nicht zu zahlen.
      

      17. Zu § 16 PfDWV

      
            (
            1
            )
             1 Der Pfarrstellenbesoldungsanteil dient der Refinanzierung der Mehrkosten der Umstrukturierung der Besoldung der Gemeindepfarrerinnen
         und -pfarrer.  2 Er wird erstmalig zum 01. Januar 2001 festgesetzt.  3 Berechnungsgrundlage ist die Höhe der Dienstwohnungsvergütung und die Vergütung für die Garage(n).  4 Er bleibt grundsätzlich für einen Zeitraum von 3 Jahren unverändert, es sei denn, dass sich in diesem Zeitraum wesentliche
         Veränderungen ergeben, die Auswirkungen auf die Höhe der aufzubringenden Pfarrstellenbesoldungsmittel haben (z.B. im Fall
         der Wiederbesetzung einer Pfarrstelle nach längerer Vakanz oder Nichtwiederbesetzung einer Pfarrstelle für einen längeren
         Zeitraum).
      

      
            (
            2
            )
            Steht eine Dienstwohnung zur Verfügung, ist sie aber mit Genehmigung des Landeskirchenamtes von der Pfarrstelleninhaberin/dem
         -inhaber nicht bewohnt oder steht keine Dienstwohnung zur Verfügung, wird der Berechnung des Pfarrstellenbesoldungsanteiles
         die durchschnittliche Dienstwohnungsvergütung und die durchschnittliche Vergütung für die Garage aller Dienstwohnungsinhaberinnen/-inhaber
         aller Kirchengemeinden fiktiv zu Grunde gelegt.
      

      18. Inkrafttreten

      Diese Durchführungsbestimmungen treten am 01. Januar 2001 in Kraft.

      
         
            
            
         
         
            
               	
                  Detmold, den 21. November 2000

               
               	
                  Das Landeskirchenamt

               
            

         
      

      
            Anlage 1

         

         Der Kirchenvorstand der ev.-ref./ev.-luth. Kirchengemeinde ____________________ Ort, Datum

         


         


         


         Frau Pfarrerin ____________________ / Herrn Pfarrer ____________________

         


         


         


         Pfarrdienstwohnung für den Pfarrbezirk, ____________________ (Ort), ____________________ (Straße)

         


         


         


         Beschluss des Kirchenvorstandes vom ____________________

         


         


         


         Sehr geehrte ____________________,

         


         der Kirchenvorstand hat in seiner Sitzung am ____________________ beschlossen, Ihnen als Inhaber der Pfarrstelle ____________________ die o.g. Pfarrdienstwohnung mit Wirkung vom ____________________ als Dienstwohnung nach Maßgabe der Bestimmungen der Verordnung über die Dienstwohnungen der Pfarrerinnen und Pfarrer (Pfarrdienstwohnungsverordnung
            – PfDWV) vom 20. Juni 2000 (Ges. u. VOBl. Bd. 6 Seite 80) zuzuweisen. Der Zuweisungsbeschluss lautet im Einzelnen wie folgt:
         

         


         


         


         Herrn Pfarrer Mustermann wird durch Beschluss des Kirchenvorstandes vom ____________________ die Pfarrdienstwohnung der ev.-ref./ev.-luth. Kirchengemeinde ____________________ (Ort) in ____________________ (Ort und Straße) mit einer Wohnfläche von ____________________ qm gemäß Wohnflächenberechnung vom ____________________ zugewiesen. Dazu kommt/kommen eine Garage/zwei Garagen bzw. ein Carport/Doppelcarport.

         


         


         


         Nicht zum Wohnteil gehört der Amtsteil (Amtszimmer, Gemeindebüro, Warteraum und Toilette, Fluranteil und ____________________) mit einer Größe von ____________________ qm.

         


         


         


         Oder:

         


         


         


         Herrn Pfarrer Mustermann ist die Pfarrdienstwohnung der ev.-ref./ev.luth. Kirchengemeinde ____________________ (Ort) in ____________________ (Ort und Straße) mit einer Wohnfläche von ____________________ qm zugewiesen. Dazu kommt/en eine Garage/zwei Garagen bzw. ein Carport/Doppelcarport. Nicht zum Wohnteil gehören die in der
            Wohnflächenberechnung besonders gekennzeichneten Räume mit einer Gesamtgröße von ____________________ qm und der Amtsteil (Amtszimmer, Gemeindebüro, Warteraum und Toilette, Fluranteil und ____________________) zur Größe von ____________________ qm.
         

         Zu Ihrer Information teilen wir Ihnen auch die Grunddaten der Dienstwohnung mit:
            
               	
                  Baujahr des Gebäudes: ____________________

               

               	
                  Wertverbessernde Renovierungen sind im Jahr ____________________ durchgeführt worden
                     
                        	
                           Durchgeführte Maßnahmen:

                        

                        	
                           Gesamtkosten der Maßnahmen:

                        

                     

                  

               

               	
                  Zur Pfarrdienstwohnung gehören ____________________ Garage(n) oder Carport(s)

               

               	
                  Die anrechenbare Wohnfläche nach DIN 283 beträgt ____________________ qm; im Einzelnen verweisen wir auf die beigefügte Wohnflächenberechnung

               

               	
                  Das Amtszimmer und die zum Amtszimmer gehörenden Räume von ____________________ qm (siehe im Einzelnen Flächenberechnung vom ____________________ – Anlage) gehören nicht zur Wohnfläche der Dienstwohnung.

               

               	
                  Die Dienstwohnung verfügt über eine besondere Ausstattung in folgenden Bereichen:

                  ____________________

               

            

         

         Dieses Schreiben ergeht in zweifacher Ausfertigung. Bitte geben Sie dem Kirchenvorstand ein Exemplar mit Ihrer Unterschrift
            versehen zurück und bescheinigen Sie bitte, an welchem Tag die Dienstwohnung bezogen und voll bewohnbar war.
         

         


         


         


         


         


         


         Mit freundlichen Grüßen

         (Vors. des Kirchenvorstandes)

         


         


         


         


         


         


         Die Pfarrdienstwohnung wurde am ____________________ bezogen und ist vom ____________________ an voll bewohnbar.

         


         


         


         
            
               
               
            
            
               
                  	
                     Ort ____________________, Datum ____________________

                  
                  	
                     (Dienstwohnungsinhaberin/-inhaber)

                  
               

            
         

      

      
            Anlage 2

         

         
               Pfarrdienstwohnungsverordnung vom 20. Juni 2000 (PfDWV)
hier: Durchführung von Schönheitsreparaturen durch die Dienstwohnungsinhaber
und -innen
Rd.-Vfg. des Landeskirchenamtes vom 11. September 2000
AZ: 510-6 Nr. 21 220 (3.1)
– Auszug –
               

            

            Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Schwestern und Brüder,

            dazu möchten wir folgende Hinweise geben:

            1. Es bleibt dem Kirchenvorstand vor Ort überlassen, ob er auf Antrag eines Dienstwohnungsinhabers bzw. einer Dienstwohnungsinhaberin
               von dieser generellen Ausnahmeregelung Gebrauch machen will oder nicht. Dabei ist eine wichtige Frage, ob die Antragstellerin/der
               Antragsteller nach Einschätzung des Kirchenvorstandes in der Lage ist, die Schönheitsreparaturen auch fachgerecht durchführen
               zu können, woran der Kirchengemeinde als Eigentümerin liegen muss. Wenn diese Frage eindeutig bejaht wird, kann dem Antrag
               entsprochen werden.
            

            Diese Vereinbarung muss zum Inhalt haben, dass alle Schönheitsreparaturen während der Inhaberschaft der Pfarrstelle und damit
               während der Wohnzeit in der Dienstwohnung vom Dienstwohnungsinhaber/der Dienstwohnungsinhaberin selbst durchgeführt wird.
               Die Regelung muss auf Dauer angelegt sein, weil die Pfarrhausrichtlinien und die Richtlinien hinsichtlich der Höchstpreise
               und Fristen für Anstriche und Tapezierungen (Anlage) unterschiedliche Regelungen und Kosten für die Durchführung von Anstrichen
               und Tapezierungen vorsehen.
            

            Welche Arbeiten unter den Begriff „Schönheitsreparaturen“ fallen, regelt § 9 Abs. 1 PfDWV wie folgt:

            „Schönheitsreparaturen sind die erforderlichen Maler- und Tapezierarbeiten. Zu ihnen gehören insbesondere das Anstreichen
               oder Tapezieren der Wände und Decken innerhalb der Wohnung, das Anstreichen der Türen und Fenster von Innen, der Heizkörper,
               der Heizrohre und anderer über Putz liegender Versorgungsleitungen  sowie der Einbauschränke.“
            

            2. In der schriftlich zu schließenden Vereinbarung sind auch mögliche Veränderungen vorsorglich zu regeln. Eine Veränderung
               kann z. B. dadurch entstehen, dass ein Dienstwohnungsinhaber/eine Dienstwohnungsinhaberin nach einer Zeit von Jahren in eine
               andere Pfarrstelle gewählt wird und demzufolge aus der Dienstwohnung auszieht. In diesem Fall stellt sich die Frage, in welchem
               Zustand die Dienstwohnung an den Kirchenvorstand zu übergeben ist und ob dann noch Schönheitsreparaturen im Sinne der Verordnung
               durchzuführen sind oder nicht. Die gleiche Frage stellt sich im Fall eines Ablebens eines Dienstwohnungsinhabers/einer Dienstwohnungsinhaberin.
            

            Nach § 6 Abs. 1 Dienstwohnungsverordnung hat der Pfarrer/die Pfarrerin zu Beginn des Dienstwohnungsverhältnisses keinen Anspruch
               auf eine vollständig renovierte Wohnung. Hier stellt sich die Frage, welche Schönheitsreparaturen durchzuführen sind, die
               der Ausziehende durchführen müsste, und welche Schönheitsreparaturen von der Kirchengemeinde durchzuführen sind, wenn der
               neue/die neue Dienstwohnungsinhaber(in) die Schönheitsreparaturen nicht selbst durchführen will.
            

            Insgesamt ist also im Fall des Abschlusses einer derartigen Vereinbarung darauf zu achten, dass der einzelne Dienstwohnungsinhaber/die
               Dienstwohnungsinhaberin keinen vermögensrechtlichen und damit keinen geldwerten Vorteil erlangt.
            

            3. Wenn eine entsprechende schriftliche Vereinbarung geschlossen wird, bedarf diese der vorherigen Zustimmung des Landeskirchenamtes.
               Ebenso bedarf die Absicht, eine geschlossene Vereinbarung ausnahmsweise wieder aufzuheben, der vorherigen Zustimmung des Landeskirchenamtes.
               Diese Zustimmungserfordernisse sind aus steuerrechtlichen Gründen nötig, da das Landeskirchenamt im steuerrechtlichen Sinne
               Betriebsstätte für die Kirchengemeinden ist und die Lohnsteueraußenprüfung im Landeskirchenamt durchgeführt wird. Wenn eine
               Vereinbarung hier nicht geprüft den Lohnsteueraußenprüfern vorgelegt werden kann, behält sich die Lohnsteueraußenprüfung die
               Nachprüfung vor Ort vor. Um möglicherweise entstehende nachträgliche Steuernachforderungen von Anfang an zu vermeiden, bitten
               wir um Verständnis für die vorgesehenen Genehmigungspflichten der genannten Vereinbarungen.
            

            4. Wenn eine Vereinbarung vom Landeskirchenamt genehmigt ist, hat dies zur Folge, dass die Dienstwohnungsinhaberin/der Dienstwohnungsinhaber
               keinen laufenden Beitrag zu den Kosten der Schönheitsreparaturen zu leisten hat, wie dies im § 9 Absatz 2 PfDWV vorgesehen
               ist. Der Dienstwohnungsinhaber/die Dienstwohnungsinhaberin muss demzufolge keinen 50%igen Anteil des pauschalen Quadratmeterpreises
               an die Kirchengemeinde zahlen und auch nicht die anderen 50 % des pauschalen Quadratmeterpreises durch die ZGAST versteuern
               lassen. Allerdings muss sie/er die Schönheitsreparaturen nach der landeskirchlichen Regelung über Höchstpreise und Fristen
               für Anstrich und Tapezierungen fachgerecht und fristgerecht auf eigene Kosten durchführen.
            

            5. Die vorstehende Regelung ist, soweit uns bekannt ist, weder im Dienstwohnungsrecht des Staates noch im Dienstwohnungsrecht
               der Gliedkirchen vorgesehen. Deshalb gibt es auch keine Muster für mögliche Vereinbarungen vor Ort. Wir bitten deshalb darum,
               im Bedarfsfall vor Ort sehr sorgfältig mit einer derartigen Regelung umzugehen. Da diese Möglichkeit erstmalig ab 01.01.2001
               praktiziert werden kann, werden wir Sie auch vorher noch mit der Oberfinanzdirektion Münster abstimmen, damit es aus diesem
               Grund später nicht steuerliche Probleme geben kann.
            

            Die Durchführungsbestimmungen zur Dienstwohnungsverordnung, in der auch die oben genannte Regelung enthalten sein wird, werden
               wir Ende November dieses Jahres bekannt geben, nachdem die Abstimmung mit der Oberfinanzdirektion Münster erfolgt ist.
            

            Mit freundlichen Grüßen

            gez. Unterschrift

         

      

      

   
      

      
         Beschluss
über die Gewährung von Beihilfen in Krankheits-,
Geburts- und Todesfällen sowie von Unterstützungen
         

      

      
         vom 30. März 1955

      

      
         (Synodalprotokoll 1955 S. 6)

      

       1 Die 21. ordentliche Landessynode hat am 30. März 1955 beschlossen, dass für die Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Geburts-
            und Todesfällen und für Unterstützungen vom 1. April 1955 an im Bereich der Lippischen Landeskirche die staatlichen Beihilfe-
            bzw. Unterstützungsgrundsätze Anwendung finden.  2 Zugleich hat die Landessynode beschlossen, dass die Beihilfen und Unterstützungen vom Landeskirchenamt festgesetzt werden.
         

          3 Nachstehend wird die Verordnung des Landes Nordrhein-Westfalen über die Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und
            Todesfällen (Beihilfenverordnung – BVO) vom 27. März 1975 in der zz. gültigen Fassung bekannt gemacht, die für Mitarbeiterinnen
            und Mitarbeiter im Beamtenverhältnis gilt.  4 Sie entspricht der Rechtslage ab 1. Januar 2005.
         

          5 Die Verordnung des Landes Nordrhein-Westfalen über die Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen an
            Angestellte, Arbeiter und Auszubildende (BVO Ang), die nach § 40 BAT-KF und nach § 46 MTArb-KF für die Angestellten und Arbeiter
            in der Lipp.  6 Landeskirche gilt, wird hier nicht abgedruckt.  7 Im Bedarfsfall kann die jeweils gültige Fassung im Landeskirchenamt in Detmold angefordert werden.
         

      

      

   
      

      
         Verordnung über die Reisekostenvergütung
der Pfarrerinnen und Pfarrer, Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten
in der Lippischen Landeskirche
(Reisekostenverordnung der Lippischen Landeskirche)
         

      

      
         vom 15. November 2005 (Ges. u. VOBl. Bd. 13 S. 381)

      

      
         zuletzt geändert durch Beschluss vom 16. Februar 2010
(Ges. u. VOBl. Bd. 14 S. 436)
         

      

      Aufgrund von § 2 des Kirchengesetzes vom 14. Juni 1951 (Ges. u. VOBl. Bd. 4 Seite 104) hat der Landeskirchenrat der Lippischen
               Landeskirche folgende Verordnung über die Reisekostenvergütung für Pfarrerinnen und Pfarrer, Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis
               auf Probe, Vikarinnen und Vikare, Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte beschlossen:
            

            
                  Abschnitt 1
Allgemeine Vorschriften
                  

               

               
                     § 1

                  

                   1 Für die Pfarrerinnen und Pfarrer, Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe, Vikarinnen und Vikare, Kirchenbeamtinnen
                     und Kirchenbeamte gilt das Gesetz über die Reisekostenvergütung für die Beamten und Richter des Landes Nordrhein-Westfalen
                     (Landesreisekostengesetz – LRKG NW) in der jeweils geltenden Fassung, soweit im lippischen Recht nicht etwas anderes geregelt
                     ist.  2 Unberührt davon bleibt die Regelung über die Erstattung von Auslagen aus Anlass der Teilnahme an den Sitzungen synodaler Gremien
                     und der Klassentage (Ges. u. VOBl. Bd. 12 S. 103) in der jeweils geltenden Fassung und die Verordnung für die dienstliche
                     Benutzung von Kraftfahrzeugen und Fahrrädern (Kraftfahrzeugverordnung – KfzVO) in der jeweils geltenden Fassung.
                  

               

            

            
                  Abschnitt 2
Spezielle Bestimmungen der Lippischen Landeskirche
                  

               

               
                     § 2
Dauer der Dienstreise
                     

                  

                  § 4 Abs. 2 LRKG NW findet keine Anwendung.

               

               
                     § 3
ist aufgehoben
                     

                  

               

               
                     § 4
Tagegeld für Verpflegungsmehraufwendungen, Aufwandsvergütung
                     

                  

                   1 Abweichend von § 7 LRKG NW (Tagegeld für Verpflegungsmehraufwendungen, Aufwandsvergütung) beschließt der Landeskirchenrat Folgendes:
                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Tagegeld beträgt für eine Dienstreise je Kalendertag
                  

                  bei einer Dauer von mindestens 8 Stunden 6 €

                  bei einer Dauer von mindestens 14 Stunden 12 €

                  bei einer Dauer von 24 Stunden 24 €.

                   2 Bei mehreren Dienstreisen an einem Kalendertag sind die Abwesenheitszeiten an diesem Tag zusammenzurechnen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Erhalten Dienstreisende von Amts wegen unentgeltlich eine Hauptmahlzeit (Mittag- und/oder Abendessen), so wird kein Tagegeld
                     gezahlt.  2 Erhalten Dienstreisende von Amts wegen unentgeltlich ein Frühstück, so wird das Tagegeld um 30 vom Hundert gekürzt.  3 Kein Tagegeld wird gewährt, soweit die Verpflegung in den erstattungsfähigen Nebenkosten (Tagungsgebühr) enthalten ist.
                  

               

               
                     § 5
Kostenerstattung bei Auslandsdienstreisen
                     

                  

                  Abweichend von § 15 LRKG NW (Kostenerstattung bei Auslandsdienstreisen) beschließt der Landeskirchenrat, dass die Reisekostenabrechnung bei Auslandsdienstreisen
                     nach den in § 4 dieser Verordnung geltenden Bestimmungen erfolgt.
                  

               

               
                     § 6
Freizeiten
                     

                  

                   1 Ergänzend zu den Bestimmungen des LRKG NW beschließt der Landeskirchenrat, dass die Bestimmungen der Reisekostenverordnung der Lippischen Landeskirche für die Zeit
                     der Durchführung einer Freizeit keine Anwendung finden.  2 Pfarrerinnen oder Pfarrer, Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe, Vikarinnen und Vikare, Kirchenbeamtinnen
                     und Kirchenbeamte erhalten für die Dauer und im Rahmen der Freizeit freie Fahrt, freie Unterkunft und Verpflegung.
                  

               

            

            
                  Abschnitt 3
Änderung von Rechtsvorschriften
                  

               

               
                     § 7
Änderung der Kraftfahrzeugverordnung
                     

                  

                  § 6 der Kraftfahrzeugverordnung der Lippischen Landeskirche erhält folgende Fassung:

                  „§ 6 Kostenerstattung für die Benutzung privateigener Kraftfahrzeuge und Fahrräder

                  Für die dienstliche Benutzung privateigener Kraftfahrzeuge und Fahrräder sind Fahrtkosten nach Maßgabe der Reisekostenverordnung
                     der Lippischen Landeskirche zu erstatten.“
                  

               

            

            
                  Abschnitt 4
Übergangs- und Schlussvorschriften
                  

               

               
                     § 8
Inkrafttreten/Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Diese Reisekostenverordnung tritt zum 1.1.2006 in Kraft.  2 Für Dienstreisen und Dienstgänge, die vor dem 1.1.2006 angetreten und an diesem Tag oder später beendet worden sind, verbleibt
                     es bei der Abrechnung nach den bisherigen Bestimmungen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zum 31.12.2005 tritt die Verordnung vom 10.9.1997 über die Reisekostenvergütung der Pfarrerinnen und Pfarrer sowie der Kirchenbeamtinnen
                     und Kirchenbeamten in der Lippischen Landeskirche außer Kraft.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Detmold, 15. November 2005

                           
                           	
                              Der Landeskirchenrat

                           
                        

                     
                  

                  Die jeweils aktuelle Fassung des Landesreisekostenrechtes finden Sie unter nachfolgendem Link:

                  LRKG NW1

               

            

         

      

      

      

      1
            diesen Link finden Sie im Internet unter: https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_text_anzeigen?v_id=2320031009101236743

         

      

   
      

      
         Verordnung
über die Umzugskosten der Pfarrer
in der Lippischen Landeskirche
– Umzugskostenverordnung –
         

      

      
         vom 3. September 1973

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 6 S. 121)
zuletzt geändert durch
(Ges. u. VOBl. Bd. 15 S. 97)
         

      

      In Ausführung des § 14 Abs. 2 des Kirchengesetzes vom 5. Juni 1973 über die dienstrechtlichen Verhältnisse der Pfarrer in der Lippischen Landeskirche –
         Pfarrdienstgesetz – (Ges. u. VOBl. Bd. 6 S. 65) erlässt der Lippische Landeskirchenrat folgende Verordnung, die hiermit verkündet
         wird:
      

      
                     § 1

                  

                   1 Jeder Pfarrer erhält bei Antritt des Pfarramtes einer Kirchengemeinde (landeskirchliche Pfarrstelle) eine Umzugskostenvergütung
                     bestehend aus Umzugskostenentschädigung, Reiseentschädigung und Einrichtungsbeihilfe.  2 Das gleiche gilt, wenn einem Pfarrer während seiner Amtszeit aus dienstlichen Gründen eine andere Wohnung durch die Kirchengemeinde
                     (Landeskirche) zugewiesen wird. 3 Ein Anspruch auf Erstattung der Umzugskosten besteht auch bei einer Versetzung im Interesse des Dienstes (§ 79 Pfarrdienstgesetz
                     der EKD) und bei einer Wiederverwendung von Pfarrerinnen und Pfarrern im Ruhestand (§ 95 Pfarrdienstgesetz der EKD).
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Umzugskostenentschädigung besteht in der Erstattung der Beförderungskosten des Umzugsgutes des Pfarrers und seiner Familie
                     von der alten bis zur neuen Wohnung, einschließlich der verkehrsüblichen Nebenkosten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Umzug ist mit dem nachweislich geringsten Kostenaufwand durchzuführen.  2 Auch darf nur ein Laderaum von höchstens 20 m Möbelwagen oder der entsprechende Raum in Eisenbahnwagen berechnet werden; ist
                     mehr Raum benutzt, so ist die Entschädigung im Verhältnis zu dem zugebilligten Raum herabzusetzen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der umziehende Pfarrer hat vor der Vergebung des Umzugs von zwei Spediteuren schriftliche Angebote über die Ausführung des
                     Umzuges anzufordern.  2 Bei der Vergebung ist das billigste (wirtschaftlichste) Angebot zu wählen, wenn nicht zwingende Gründe eine Abweichung rechtfertigen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Beförderungskosten sind nach dem kürzesten Eisenbahn- oder Landweg zu berechnen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Zu den verkehrsüblichen Nebenkosten gehören die Löhne für einen Packer und die erforderlichen Transportarbeiter, einschließlich
                     Reisekosten und tarifmäßiger Trinkgelder, die Leihgebühren für Kisten, Körbe, Säcke und sonstiges Packmaterial sowie die Prämie
                     für eine angemessene Versicherung des Umzugsgutes während des Transportes.  2 Als angemessen gilt eine Versicherungssumme, die den Betrag der Feuerversicherung nicht übersteigt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Sämtliche Auslagen sind durch Belege, aus denen die Zahl und Größe der benutzten Möbelwagen und Eisenbahnwagen hervorgehen
                     muss, nachzuweisen.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Reiseentschädigung besteht in dem Ersatz der Fahrtkosten für die Reise des Pfarrers, seiner Familie und der Hausangestellten
                     vom bisherigen zum neuen Wohnort.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Es werden die Fahrtkosten der zweiten Eisenbahnwagenklasse einschließlich etwaiger Schnellzugzuschläge sowie die Kosten der
                     Beförderung des für die Reise notwendigen Gepäcks erstattet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für Reisen auf Landwegen werden die nachgewiesenen notwendigen Auslagen erstattet, sofern ein öffentliches, regelmäßig verkehrendes
                     Beförderungsmittel nicht vorhanden ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Wird die Reise mit eigenem Kraftfahrzeug durchgeführt, wird eine Fahrtkostenentschädigung für jeden Kilometer von 0,16 € gezahlt.
                      2 Damit sind die Reisekosten für alle Familienangehörigen abgegolten.
                  

               

               
                     § 4

                  

                   1 Die Höhe der Einrichtungsbeihilfe (u. a. für den Neuankauf von Gardinen) richtet sich nach dem Familienstand des Empfängers.
                      2 Sie beträgt
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              ohne Familie

                           
                           	
                              205,– €

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              mit Familie

                           
                           	
                              422,– €.

                           
                        

                     
                  

                   3 Die Einrichtungsbeihilfe erhöht sich für jedes Kind, für das der Empfänger Kinderzuschlag bezieht, um 64,– €.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  Unter Familie im Sinne dieses Kirchengesetzes sind Ehefrau und Kinder zu verstehen, ferner Eltern, andere nahe Verwandte und
                     Pflegekinder, soweit der Pfarrer ihnen in seinem Hausstand Wohnung und Unterhalt aufgrund gesetzlicher oder sittlicher Verpflichtung
                     gewährt.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Bei Umzügen innerhalb der Lippischen Landeskirche trägt die Umzugskostenvergütung die Kirchengemeinde, in die der Pfarrer
                     berufen wird.  2 Das gleiche gilt für Umzüge innerhalb der Kirchengemeinde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei Umzügen von außerhalb des Kreises Lippe wird die Umzugskostenvergütung zu 50 % von der Kirchengemeinde und zu 50% von
                     der Landeskirche getragen.  2 In besonders gelagerten Fällen kann die Landeskirche mehr als 50 % der Kosten übernehmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei landeskirchlichen Pfarrstellen trägt die Landeskirche die Umzugskostenvergütung.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ein Verzicht auf die Umzugskostenvergütung ist unzulässig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Verlässt der Pfarrer seine bisherige Dienststelle vor Ablauf von fünf Jahren, so hat die neue Anstellungsgemeinde der bisherigen
                     die dieser entstandenen Umzugskosten zu erstatten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Leistungen aus Anlass eines Umzuges, die das in dieser Verordnung bestimmte Maß übersteigen, bedürfen der Genehmigung des
                     Landeskirchenamtes.
                  

               

               
                     § 8

                  

                   1 Ruhestandspfarrern sowie deren Hinterbliebenen ist die Umzugskostenvergütung gemäß § 1 zu gewähren, wenn sie innerhalb einer
                     von der Kirchengemeinde (Landeskirche) bestimmten angemessenen Frist die Dienstwohnung räumen oder räumen werden.  2 Diese trägt die Landeskirche.
                  

               

               
                     § 9

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kandidaten des Pfarramtes, Kandidatinnen des Pfarramtes, Pfarrer und Pfarrerinnen mit Beschäftigungsauftrag erhalten nach
                     Maßgabe dieses Gesetzes eine Umzugskostenvergütung, wenn der Umzug auf schriftliche Anordnung oder mit schriftlicher Zustimmung
                     des Landeskirchenamtes erfolgt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kandidaten des Pfarramtes und Kandidatinnen des Pfarramtes wird eine Einrichtungsbeihilfe gemäß § 4 nur gewährt, wenn sie
                     einen eigenen Hausstand unterhalten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die vorstehenden Bestimmungen gelten sinngemäß für Vikare, wenn der Umzug dienstlich angeordnet worden ist.
                  

               

               
                     § 10

                  

                  Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt in Kraft1.
                  

               

            

         

      

      

      1
            In Kraft getreten am 1. Januar 1974.

         

      

   
      

      
         Verordnung
für die dienstliche Benutzung von Kraftfahrzeugen
und Fahrrädern
Kraftfahrzeugverordnung – KfzVO)1

      

      
         vom 12. Dezember 2001

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 12 S. 218)
zuletzt geändert durch Verordnung vom 3. Juni 2014
(Ges. u. VOBl. Bd. 16 S. 13)
         

      

      Der Landeskirchenrat hat in seiner Sitzung am 30. Oktober 2012 gem. Artikel 13 Abs. 4 i. V. m. Artikel 106 Ziffer 11 der Verfassung gem. § 2 des Kirchengesetzes vom 14. Juni 1951 (Ges. u. VOBl. Bd. 4 S. 104)
         folgende Verordnung beschlossen, die hiermit bekannt gegeben wird:
      

      
                     § 1
Grundsatz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Kraftfahrzeuge sollen für dienstliche Fahrten nur dann benutzt werden, wenn dadurch in erheblichem Umfang Zeit oder Kosten
                     erspart werden oder wenn die Benutzung aus besonderen Gründen im dienstlichen Interesse notwendig ist.  2 In der Regel sollen für dienstliche Fahrten die öffentlichen Verkehrsmittel oder Fahrräder benutzt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Bestimmungen über die Genehmigung von Dienstreisen kirchlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden durch diese Verordnung
                     nicht berührt.
                  

               

               
                     § 2
Begriffe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kraftfahrzeuge im Sinne dieser Verordnung sind Personenkraftwagen (zur Beförderung von höchstens 8 Personen zzgl. Fahrer),
                     Omnibusse, Kleinbusse, Kombinationskraftwagen, Nutzfahrzeuge, Motorräder und Motorfahrräder.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für dienstliche Fahrten können kircheneigene und private Kraftfahrzeuge (§ 3), kircheneigene und privateigene Fahrräder (§ 4) oder gemietete Kraftfahrzeuge (§ 5) benutzt werden.
                  

               

               
                     § 3
Benutzung kircheneigener Kraftfahrzeuge und Fahrräder
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Kircheneigene Kraftfahrzeuge und Fahrräder (Dienstkraftfahrzeuge, Dienstfahrräder) sind Kraftfahrzeuge und Fahrräder, die
                     im Eigentum einer kirchlichen Körperschaft stehen und auf deren Kosten unterhalten und betrieben werden.  2 Sie dürfen grundsätzlich nur dienstlich benutzt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die kircheneigenen Kraftfahrzeuge und Fahrräder werden kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern durch die Leitungsorgane
                     der Körperschaften oder deren Beauftragte zum ständigen Dienstgebrauch oder für einzelne Dienstfahrten zugewiesen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Dienstfahrten mit Dienstkraftfahrzeugen sind in einem Fahrtenbuch nachzuweisen.  2 Für die Aufzuzeichnen gilt § 8 Abs. 2 entsprechend.  3 Das Fahrtenbuch ist nach jeder Fahrt von der Fahrzeugführerin oder dem Fahrzeugführer zu unterschreiben.  4 Ist das Fahrtenbuch abgeschlossen, ist es der Jahresrechnung beizufügen und 10 Jahre aufzubewahren.  5 Das Fahrtenbuch kann auch elektronisch geführt werden, sofern eine vom Finanzamt anerkannte manipulationssichere Software
                     verwendet wird.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Ein Dienstkraftfahrzeug kann in Ausnahmefällen mit Genehmigung des Leitungsorgans für private Fahrten einer Mitarbeiterin
                     oder eines Mitarbeiters benutzt werden.  2 In diesen Fällen ist zur Abgeltung aller Betriebskosten für jeden gefahrenen Kilometer eine Entschädigung zu zahlen:
                     
                        	
                           Krafträder, Personen- oder Kombinationswagen EUR 0,45 

                        

                        	
                           Lastkraftwagen und Kleinbusse EUR 0,90

                        

                        	
                           Omnibus EUR 1,35

                        

                     

                  

                   3 Das Leitungsorgan kann im Einzelfall eine höhere Entschädigung festlegen.  4 Außerdem hat die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter ggf. sonstige Kosten insb. Transportkosten und Parkgebühren oder Garagenmiete
                     zu erstatten.
                  

               

               
                     § 4
Benutzung privateigener Kraftfahrzeuge und privateigener Fahrräder
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 In Einzelfällen können kirchliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für dienstliche Fahrten privateigene Kraftfahrzeuge benutzen,
                     wenn zuvor das Leitungsorgan der Körperschaft oder eine von ihm beauftragte Person zugestimmt hat.  2 Die Zustimmung kann regelmäßig wiederkehrende Dienstfahrten umfassen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Für dienstliche Fahrten können privateigene Fahrräder benutzt werden, wenn eine Haftpflichtversicherung besteht, die bei Dienstfahrten
                     entstehende Schäden abdeckt.  2 Einer besonderen Zustimmung bedarf es dazu nicht.
                  

               

               
                     § 5
Benutzung gemieteter Kraftfahrzeuge
                     

                  

                   1 In Einzelfällen können kirchliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für dienstliche Fahrten mit Zustimmung des Leitungsorgans
                     ihrer Körperschaft auch angemietete Kraftfahrzeuge benutzen.  2 Die Kosten für diese Fahrten trägt die Körperschaft.
                  

               

               
                     § 6
Kostenerstattung für die Benutzung privateigener Kraftfahrzeuge und Fahrräder
                     

                  

                  Für die dienstliche Benutzung privateigener Kraftfahrzeuge und Fahrräder sind Fahrtkosten nach Maßgabe der Reisekostenverordnung
                     der Lippischen Landeskirche zu erstatten.
                  

               

               
                     § 7
Anschaffungsdarlehn
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für den Erwerb eines auf sie zuzulassenden Kraftfahrzeuges kann Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von ihrer Körperschaft,
                     Pfarrerinnen und Pfarrern sowie Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe vom Landeskirchenamt ein Darlehn
                     gewährt werden, wenn aufgrund der Art ihres Dienstes zu erwarten ist und sie sich dazu bereit erklären, dass sie mit dem Fahrzeug
                     gelegentlich auch dienstliche Fahrten erledigen.  2 Bei Inhaberinnen und Inhabern sowie Verwalterinnen und Verwaltern von Gemeindepfarrstellen rechnen zu den dienstlichen Fahrten
                     auch die regelmäßigen Fahrten zu Gottesdiensten, kirchlichem Unterricht, Amtshandlungen und regelmäßig wiederkehrenden wöchentlichen
                     Veranstaltungen sowie zu Besuchen bei Gemeindegliedern, auch in Krankenhäusern, Altenheimen usw.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Unter den Voraussetzungen des Abs. 1 kann das Landeskirchenamt den in Abs. 1 genannten Personen ein Darlehen für die Umrüstung
                     des Kraftfahrzeuges auf Gasbetrieb gewähren.  2 Dem Landeskirchenamt sind die Kosten durch Vorlage einer Werkstattrechnung nachzuweisen.  3 Es kann jeweils nur ein Darlehen zur gleichen Zeit beansprucht werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Das Darlehn beträgt
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 a)

                              
                              	
                                 für Kraftfahrzeuge, die für gelegentliche Dienstfahrten bis zu einer Jahreswegstrecke von mindestens 500 bis 1.000 Kilometern
                                    zur Verfügung gestellt werden,
                                 

                              
                              	
                                 bis zu EUR 7.500,00 

                              
                           

                           
                              	
                                 und

                              
                           

                           
                              	
                                 b)

                              
                              	
                                 für Kraftfahrzeuge, die nicht nur gelegentlich für Dienstfahrten, sondern regelmäßig mit einer Jahreswegstrecke von mehr als
                                    1.000 Kilometer zur Verfügung gestellt werden, 
                                 

                              
                              	
                                 bis zu EUR 15.000,00.

                              
                           

                        
                     

                  

                   1 Das Darlehn kann zinsfrei gewährt werden.  2 Es darf den Kaufpreis nicht übersteigen.  3  Es ist grundsätzlich innerhalb von vier Jahren in gleichen monatlichen Raten zu tilgen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Darlehn darf nur gewährt werden, wenn die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter eine entsprechende Schuldanerkennungserklärung
                     gem. Anlage erteilt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Das Darlehn wird zurückgefordert, wenn die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter aus dem Dienst ausscheidet.  2 Sofern eine Rückzahlung nicht möglich oder zumutbar ist, kann auch eine verkehrsübliche Verzinsung des Restdarlehns erfolgen.
                  

               

               
                     § 8
Nachweis der gefahrenen Kilometer und Abrechnungsverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Dienstfahrten mit privateigenen Kraftfahrzeugen sind grundsätzlich durch die bei der Reisekostenabrechnung geforderten Angaben
                     nachzuweisen.  2 Dazu gehören auch die Dienstfahrten zu Tagungen und Sitzungen synodaler Gremien und Ausschüsse, die gesondert abgerechnet
                     werden.2

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Dienstfahrten mit privateigenen Kraftfahrzeugen, die nicht nach Abs. 1 abgerechnet werden, sind in das Fahrtenbuch einzutragen.
                      2 Es muss laufend geführt werden und folgende Angaben enthalten:
                     
                        	
                           Kilometerstand zu Beginn und am Ende eines jeden Kalenderjahres,

                        

                        	
                           Reiseziel, Zweck der Reise, Tag sowie die zurückgelegten Dienstkilometer anhand des Kilometerzählers und ggf. die Namen der
                              mitgenommenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.
                           

                        

                     

                  

                   3 Das Fahrtenbuch kann auch elektronisch geführt werden, wenn die in Buchstaben a und b genannten Angaben darin enthalten sind
                     und sofern eine vom Finanzamt anerkannte manipulationssichere Software verwendet wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Das Leitungsorgan der Körperschaft, die Superintendentin oder der Superintendent oder das Landeskirchenamt können jederzeit
                     verlangen, dass die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter das Fahrtenbuch unterschrieben und mit Angabe des Datums zur Prüfung
                     vorlegen.  2 Das Fahrtenbuch ist mit dokumentenechten Stiften auszufüllen, Löschungen dürfen nicht vorgenommen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Fahrtenbücher, die vom Landeskirchenamt abgerechnet werden, sind dem Landeskirchenamt bis spätestens 1. März des Folgejahres
                     vorzulegen.  2 Für Fahrtenbücher, die nach dem 1. März des Folgejahres vorgelegt werden, entfällt grundsätzlich eine Erstattung der Kilometervergütung.
                  

               

               
                     § 9
Meldung von Unfällen
                     

                  

                   1 Ist ein kircheneigenes oder privateigenes Kraftfahrzeug während einer Dienstfahrt an einem Unfall beteiligt, hat die Mitarbeiterin
                     oder der Mitarbeiter oder die Pfarrerin oder der Pfarrer sich entsprechend dem Merkblatt (Anlage) zu verhalten.  2 Der Unfall ist der Anstellungskörperschaft unverzüglich unter Mitteilung der Angaben gem. Anlage zu melden.
                  

               

               
                     § 10
aufgehoben
                     

                  

                  

               

               
                     § 11
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2002 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Richtlinien für die dienstliche Benutzung von Kraftfahrzeugen und Fahrrädern in der Lippischen Landeskirche (Kraftfahrzeugrichtlinien)
                     vom 14. Dezember 1983 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2000 außer Kraft.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Detmold, den 3. Juni 2014

                           
                           	
                              Der Landeskirchenrat

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      

      1
            Siehe hierzu auch das Rundschreiben des Landeskirchenamtes vom 23.01.2002, Az: 211-18 Nr. 681 (1.5).

         

      

      2
            Das Landeskirchenamt stellt dafür Vordrucke zur Verfügung.

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz über das Verfahren zur Regelung der Arbeitsverhältnisse der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im kirchlichen
            Dienst
(Arbeitsrechtsregelungsgesetz – ARRG)
         

      

      
         Vom 27. Mai 2002

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 12 S. 230)


      

      Änderungen
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd. Nr.

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle

                  
                  	
                     Geänderte
Paragrafen
                     

                  
                  	
                     Art der 
Änderung
                     

                  
               

            
            
               
                  	
                     1 

                  
                  	
                     Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes über das Verfahren zur Regelung der Arbeitsverhältnisse der Mitarbeiterinnen
                        und Mitarbeiter im kirchlichen Dienst
                     

                  
                  	
                     22. November 2011

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl. Bd. 15 S. 114

                  
                  	
                     § 5 Abs.1 Satz 3

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     § 5 Abs. 2 Satz 3

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     § 5 Abs. 2 Satz 4

                  
                  	
                     angefügt

                  
               

               
                  	
                     § 5 Abs. 2 Satz 4 

                  
                  	
                     neu nummeriert

                  
               

               
                  	
                     § 13 Abs. 1 Satz 1 + 3

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     § 15 Abs. 6

                  
                  	
                     neu gefasst

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 16 Abs. 3 Satz 2 

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 16 Abs. 5 Satz 2

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 16 Abs. 6 Satz 1

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 16 Abs. 7 Satz 1

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     2

                  
                  	
                     Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes über die Verfahren zur Regelung der Arbeitsverhältnisse der Mitarbeiterinnen
                        und Mitarbeiter im kirchlichen Dienst
                     

                  
                  	
                     26. November 2013

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl. Bd. 15 S. 279

                  
                  	
                     § 3 Abs. 2

                  
                  	
                     neu gefasst

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 3 Abs.3 - 4

                  
                  	
                     angefügt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 5 Abs. 3

                  
                  	
                     gestrichen

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 5 Abs. 3

                  
                  	
                     neu gefasst

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 6 Abs. 1 Satz 1

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 6 Abs. 2

                  
                  	
                     gestrichen

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 6 Abs. 3 - 5

                  
                  	
                     neu nummeriert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 6 Abs. 2

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 6 Abs. 4

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 9 Abs. 1 Satz 3

                  
                  	
                     gestrichen

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 9 Abs. 2 Satz 1

                  
                  	geändert
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 15 Abs. 2

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 15 Abs. 5 Satz 1

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 16 Abs. 2 Satz 2

                  
                  	
                     neu gefasst

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 16 Abs. 3 Satz 2

                  
                  	
                     neu gefasst

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 16 Abs. 5 Satz 2

                  
                  	
                     neu gefasst

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 16 Abs. 6

                  
                  	
                     gestrichen

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 16 Abs. 7

                  
                  	
                     neu nummeriert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 23 Abs. 1 Satz 2

                  
                  	
                     angefügt

                  
               

               
                  	
                     3

                  
                  	
                     Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzesüber die Verfahren zur Regelung der Arbeitsverhältnisse der Mitarbeiterinnen
                        und Mitarbeiter im kirchlichen Dienst (Arbeitsrechtsregelungsgesetz – ARRG)
                     

                  
                  	
                     21. November 2017
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            Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen
            

         

         
                     § 1
Grundsatz
                     

                  

                   1 Der Dienst in der Kirche ist durch den Auftrag der Verkündigung des Evangeliums in Wort und Tat bestimmt.  2 Der Gehorsam gegenüber diesem Auftrag erfordert eine vertrauensvolle, partnerschaftliche Zusammenarbeit von kirchlichen Leitungsorganen
                     sowie von kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und findet auch in der Gestaltung des kirchlichen Arbeitsrechts seinen
                     Ausdruck.
                  

               

               
                     § 2
Bildung und Aufgaben der
Rheinisch-Westfälisch-Lippischen Arbeitsrechtlichen Kommission
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Ordnung und Fortentwicklung der Arbeitsbedingungen der Angestellten, Arbeiterinnen und Arbeiter sowie der privatrechtlich
                     angestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Ausbildung wird für den Bereich der Evangelischen Kirche im Rheinland,
                     der Evangelischen Kirche von Westfalen und der Lippischen Landeskirche sowie des Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe
                     e.V. eine Rheinisch-Westfälisch-Lippische Arbeitsrechtliche Kommission (ARK-RWL) gebildet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Arbeitsrechtliche Kommission hat die Aufgabe, Regelungen zu treffen, die den Inhalt, die Begründung und die Beendigung
                     von Arbeitsverhältnissen betreffen (Arbeitsrechtsregelungen).
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Arbeitsrechtliche Kommission wirkt darüber hinaus bei sonstigen Regelungen von arbeitsrechtlicher Bedeutung beratend mit.
                  

               

               
                     § 3
Verbindlichkeit der Arbeitsrechtsregelungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die von der Arbeitsrechtlichen Kommission nach § 2 Absatz 2 und die von der Rheinisch-Westfälisch-Lippischen Arbeitsrechtlichen Schiedskommission nach § 19 beschlossenen Arbeitsrechtsregelungen sind verbindlich und wirken normativ.  2 Die Arbeitsrechtsregelungen treten mit dem darin bestimmten Datum in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In den Arbeitsverträgen ist die Anwendung der von der Arbeitsrechtlichen Kommission und der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission
                     nach § 19 beschlossenen Arbeitsrechtsregelungen in der jeweils gültigen Fassung zu vereinbaren.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für die privatrechtlich organisierten Mitglieder des Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe
                     e. V. nach Maßgabe des § 16 des Kirchengesetzes über die Grundsätze zur Regelung der Arbeitsverhältnisse der Mitarbeiterinnen
                     und Mitarbeiter in der Evangelischen Kirche in Deutschland und ihrer Diakonie (Arbeitsrechtsregelungsgrundsätzegesetz – ARGG-EKD).
                      2 Der Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e. V. sieht in seiner Satzung vor.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Arbeitsrechtliche Kommission kann beschließen, dass ein Mitglied eines Diakonischen Werkes in freier Trägerschaft die
                     von der Arbeitsrechtlichen Kommission des Diakonischen Werkes der Evangelischen Kirche in Deutschland nach den Vorgaben des
                     Arbeitsrechtsregelungsgrundsätzegesetzes beschlossenen Arbeitsrechtsregelungen (Arbeitsvertragsrichtlinien - AVR) anwendet.
                      2 Kommt ein Beschluss nach Satz 1 nach zweimaliger Abstimmung in der Arbeitsrechtlichen Kommission nicht zu Stande, kann die
                     Arbeitsrechtliche Schiedskommission im Verfahren nach § 15 Absatz 5 angerufen werden.  3 Die Arbeitsrechtliche Schiedskommission entscheidet endgültig.
                  

               

               
                     § 4
Kirchlicher Dienst
                     

                  

                  Kirchlicher Dienst im Sinne dieses Kirchengesetzes ist die berufliche Beschäftigung sowie die Beschäftigung zur Ausbildung
                     bei einer öffentlich-rechtlichen kirchlichen Körperschaft im Bereich der Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen
                     Kirche von Westfalen und der Lippischen Landeskirche, beim Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e. V. sowie bei einem
                     anderen Rechtsträger, der dem Diakonischen Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e. V. angeschlossen ist.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 2
Arbeitsrechtliche Kommission
            

         

         
                     § 5
Zusammensetzung der Arbeitsrechtlichen Kommission
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Arbeitsrechtlichen Kommission gehören achtzehn Mitglieder an.  2 Neun Mitglieder werden als Vertreterinnen und Vertreter der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im kirchlichen Dienst entsandt.
                      3 Neun Mitglieder werden als Vertreterinnen und Vertreter der kirchlichen Arbeitgeber entsandt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Für jedes Mitglied wird eine bestimmte Stellvertreterin oder ein bestimmter Stellvertreter bestellt.  2 Im Vertretungsfall nimmt das stellvertretende Mitglied alle Rechte und Pflichten eines ordentlichen Mitgliedes wahr.  3 Die entsendenden Stellen (§§ 6 und 7) können für die von ihnen entsandten stellvertretenden Mitglieder allgemein oder für die einzelne Sitzung eine von Satz 1
                     abweichende Regelung treffen.  4 Eine abweichende Regelung kann für einzelne Sitzungen auch zwischen den entsendenden Stellen der Vertreterinnen und Vertreter
                     der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (§ 6) und zwischen den entsendenden Stellen der kirchlichen Arbeitgeber (§ 7) getroffen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Mehr als die Hälfte der Vertreterinnen und Vertreter nach § 6 und mehr als die Hälfte der Vertreterinnen und Vertreter nach
                     § 7 müssen im kirchlichen Dienst tätig sein.  2 Kommt zwischen den entsendenden Stellen keine Einigung zu Stande, muss jeweils mehr als die Hälfte der Vertreterinnen und
                     Vertreter einer entsendenden Stelle im kirchlichen Dienst tätig sein.
                  

               

               
                     § 6
Vertreterinnen und Vertreter der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter im kirchlichen Dienst
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Vertreterinnen und Vertreter der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im kirchlichen Dienst werden durch die Mitarbeitervereinigungen
                     und Gewerkschaften entsandt, in denen mindestens dreitausend Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus dem Bereich der Evangelischen
                     Kirche im Rheinland, der Evangelischen Kirche von Westfalen und der Lippischen Landeskirche sowie des Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe
                     e. V. zusammengeschlossen sind.  2 Die Anzahl der Vertreterinnen und Vertreter, die von den einzelnen Mitarbeitervereinigungen entsandt werden, richtet sich
                     nach dem zahlenmäßigen Verhältnis der in diesen Vereinigungen zusammengeschlossenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.  3 Stichtag für die Feststellung der Zahlen nach Satz 1 und 2 ist der Tag, der drei Monate vor Beginn der jeweiligen Amtszeit
                     der Arbeitsrechtlichen Kommission liegt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Mitarbeitervereinigungen und Gewerkschaften einigen sich auf die Zahl der von jeder einzelnen Mitarbeitervereinigung und
                     Gewerkschaft nach Absatz 1 zu entsendenden Vertreterinnen und Vertreter.  2 Kommt bis spätestens drei Monate vor Ablauf der bisherigen Amtszeit (§ 8 Abs. 1 Satz 1) eine Einigung nicht zustande, entscheidet die oder der Vorsitzende der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission auf Grund der
                     Mitgliederzahlen, die ihr oder ihm gegenüber glaubhaft zu machen sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Entscheidung, welche Vertreterinnen und Vertreter in die Arbeitsrechtliche Kommission entsandt werden, wird der oder dem
                     bisherigen Vorsitzenden der Arbeitsrechtlichen Kommission mitgeteilt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Scheidet eine Mitarbeitervereinigung oder Gewerkschaft aus der Mitarbeit in der Arbeitsrechtlichen Kommission aus, werden
                     für die von ihr entsandten ausscheidenden Vertreterinnen und Vertreter von den verbleibenden Mitarbeitervereinigungen und
                     Gewerkschaften für den Rest der Amtszeit nach Maßgabe der Absätze 1 bis 4 neue Vertreterinnen oder Vertreter entsandt.
                  

               

               
                     § 7
Vertreterinnen und Vertreter der kirchlichen Arbeitgeber
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für die kirchlichen Arbeitgeber entsenden die Evangelische Kirche im Rheinland und die Evangelische Kirche von Westfalen jeweils
                     zwei Vertreterinnen oder Vertreter, der Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e. V. für den Bereich der Evangelischen
                     Kirche im Rheinland und für den Bereich der Evangelischen Kirche von Westfalen jeweils zwei Vertreterinnen oder Vertreter,
                     die Lippische Landeskirche und der Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e. V. eine gemeinsame Vertreterin oder einen
                     gemeinsamen Vertreter aus dem Bereich der Lippischen Landeskirche.  2 Satz 1 gilt entsprechend für die Entsendung der als stellvertretende Mitglieder zu entsendenden Vertreterinnen und Vertreter.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        § 6 Absatz 4 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 8
Amtszeit, Amtsdauer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Amtszeit der Arbeitsrechtlichen Kommission beträgt vier Jahre.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Mitglieder werden für die Dauer einer Amtszeit, bei einer Nachentsendung für den Rest der laufenden Amtszeit der Arbeitsrechtlichen
                     Kommission entsandt.  2 Sie bleiben bis zur Übernahme der Amtsgeschäfte durch die neu in die Arbeitsrechtliche Kommission entsandten Mitglieder im
                     Amt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die erneute Entsendung der bisherigen ordentlichen und stellvertretenden Mitglieder ist zulässig.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Das Amt eines ordentlichen Mitgliedes oder eines stellvertretenden Mitgliedes endet vor Ablauf der Amtszeit, wenn eine der
                     Voraussetzungen für die Mitgliedschaft entfällt oder wenn es sein Amt niederlegt oder von der entsendenden Stelle abberufen
                     wird.  2 In diesem Fall wird von der Stelle, die die Ausgeschiedene oder den Ausgeschiedenen entsandt hatte, für den Rest der Amtszeit
                     der Arbeitsrechtlichen Kommission unverzüglich ein neues ordentliches oder stellvertretendes Mitglied entsandt.  3 Bis zur Entsendung des neuen ordentlichen Mitgliedes nimmt dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter die frei gewordene
                     Stelle ein.  4 Bei deren oder dessen Verhinderung kann für eine einzelne Sitzung ein anderes stellvertretendes Mitglied dazu bestimmt werden,
                     die freie Stelle einzunehmen.  5 Satz 4 gilt entsprechend beim Ausscheiden eines stellvertretenden Mitgliedes bis zur Entsendung des neuen stellvertretenden
                     Mitgliedes.
                  

               

               
                     § 9
Rechtsstellung der Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Arbeitsrechtliche Kommission ist unabhängig.  2 Ihre Mitglieder sind in ihren Entscheidungen an Weisungen nicht gebunden.  3 In der Ausübung ihres Amtes dürfen die Mitglieder nicht behindert werden.  4 Die ordentlichen und die stellvertretenden Mitglieder dürfen wegen ihrer Tätigkeit in der Arbeitsrechtlichen Kommission weder
                     benachteiligt noch begünstigt werden.  5 Sie führen ihr Amt unentgeltlich; notwendige Auslagen und entgangener Arbeitslohn werden ihnen erstattet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Einem ordentlichen Mitglied oder einem stellvertretenden Mitglied der Arbeitsrechtlichen Kommission, das im kirchlichen Dienst
                     beschäftigt wird, darf nur gekündigt werden, wenn ein Grund zur außerordentlichen Kündigung vorliegt oder wenn die Dienststelle
                     ganz oder teilweise aufgelöst wird und die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter aus betrieblichen Gründen nicht anderweitig
                     beschäftigt werden kann.  2 Wird die Dienststelle aufgelöst, ist die Kündigung frühestens zum Zeitpunkt der Auflösung zulässig, es sei denn, dass wegen
                     zwingender betrieblicher Gründe zu einem früheren Zeitpunkt gekündigt werden muss.  3 Satz 1 gilt entsprechend für die Kündigung von ehemaligen ordentlichen Mitgliedern und stellvertretenden Mitgliedern der Arbeitsrechtlichen
                     Kommission innerhalb eines Jahres nach Beendigung ihres Amtes.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Den im kirchlichen Dienst beschäftigten Mitgliedern der Arbeitsrechtlichen Kommission ist die für ihre Tätigkeit in der Arbeitsrechtlichen
                     Kommission notwendige Zeit ohne Minderung ihrer Bezüge oder ihres Erholungsurlaubs innerhalb der allgemeinen Arbeitszeit zu
                     gewähren.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die als Vertreterinnen und Vertreter der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im kirchlichen Dienst entsandten ordentlichen Mitglieder,
                     die im kirchlichen Dienst beschäftigt werden, sind auf ihren Antrag zur Wahrnehmung ihrer Tätigkeit in der Arbeitsrechtlichen
                     Kommission von ihrer übrigen dienstlichen Tätigkeit jeweils bis zur Hälfte der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit freizustellen.
                      2 Die Freistellung erfolgt jeweils bis zum Ablauf der Amtszeit der Arbeitsrechtlichen Kommission.  3 Den Anstellungsträgern werden die Bruttopersonalkosten für freigestellte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die dem Anteil
                     der Zeit der Freistellung zu der mit den freigestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern jeweils vereinbarten wöchentlichen
                     Arbeitszeit entsprechen, auf Anforderung erstattet.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Tätigkeit in der Arbeitsrechtlichen Kommission gilt als Dienst im Sinne der Unfallfürsorgebestimmungen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Zur Tätigkeit in der Arbeitsrechtlichen Kommission gehören insbesondere die Teilnahme an deren Sitzungen sowie an den Sitzungen
                     ihrer Fachgruppen, Ausschüsse und Arbeitsgruppen und die Vorbereitung darauf sowie die damit verbundene notwendige Reisezeit.
                  

               

               
                     § 10
Fachgruppen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Innerhalb der Arbeitsrechtlichen Kommission werden zwei Fachgruppen gebildet, die aus jeweils zehn Mitgliedern bestehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Fachgruppe I besteht aus den vier von der Evangelischen Kirche im Rheinland und der Evangelischen Kirche von Westfalen
                     entsandten ordentlichen Mitgliedern und dem von der Lippischen Landeskirche dem Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe
                     e. V. gemeinsam entsandten ordentlichen Mitglied oder stellvertretenden Mitglied sowie fünf von den Mitarbeitervereinigungen
                     bestimmten ordentlichen Mitgliedern.  2 Die Mitarbeitervereinigungen können anstelle eines der von ihnen zu bestimmenden Mitglieder ein stellvertretendes Mitglied
                     bestimmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Fachgruppe II besteht aus den vier von dem Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e.V.  für den Bereich der Evangelischen
                     Kircheim Rheinland und für den Bereich der Evangelischen Kirche von Westfalen entsandten ordentlichen Mitgliedern und dem
                     von der Lippischen Landeskirche und dem Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e.V. gemeinsam entsandten ordentlichen
                     Mitglied oder stellvertretenden Mitglied sowie fünf von den Mitarbeitervereinigungen bestimmten ordentlichen Mitgliedern.
                      2 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die zu Mitgliedern der Fachgruppen bestellten ordentlichen Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission werden von den für
                     sie bestellten stellvertretenden Mitgliedern vertreten.  2 Die zu Mitgliedern der Fachgruppen bestellten stellvertretenden Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission werden von den
                     Mitgliedern vertreten, zu deren Stellvertreterin oder Stellvertreter sie bestellt sind.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Entscheidung der Mitarbeitervereinigungen sowie die Entscheidung der Lippischen Landeskirche und des Diakonisches Werk
                     Rheinland-Westfalen-Lippe e. V., welche Vertreterinnen oder Vertreter für die jeweilige Fachgruppe bestimmt werden, werden
                     der oder dem Vorsitzenden der Arbeitsrechtlichen Kommission mitgeteilt.  2 Hat ein vorzeitig ausgeschiedenes ordentliches oder stellvertretendes Mitglied einer Fachgruppe angehört, tritt das nach § 6 Absatz 5 oder § 8 Absatz 4 nachentsandte ordentliche oder stellvertretende Mitglied auch in der Fachgruppe an dessen Stelle.
                  

               

               
                     § 11
Geschäftsführung der Arbeitsrechtlichen Kommission
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Arbeitsrechtliche Kommission wird von ihrer oder ihrem bisherigen Vorsitzenden zu ihrer ersten Sitzung eingeladen und
                     bis zur Wahl der oder des Vorsitzenden geleitet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Arbeitsrechtliche Kommission wählt aus der Mitte ihrer ordentlichen Mitglieder jeweils für die Dauer eines Jahres eine
                     Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine stellvertretende Vorsitzende oder einen stellvertretenden Vorsitzenden.  2 Die oder der Vorsitzende ist im jährlichen Wechsel aus der Gruppe der als Vertreterinnen und Vertreter der Mitarbeiterinnen
                     und Mitarbeiter im kirchlichen Dienst entsandten Mitglieder oder aus der Gruppe der anderen Mitglieder der Arbeitsrechtlichen
                     Kommission zu wählen.  3 Die oder der stellvertretende Vorsitzende ist aus der jeweils anderen Gruppe zu wählen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Kommission werden durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden nach Bedarf unter Angabe
                     der Tagesordnung einberufen und geleitet.  2 Sitzungen müssen einberufen werden, wenn es von mindestens sechs ordentlichen Mitgliedern unter Angabe der Beratungsgegenstände
                     beantragt wird.  3 Die erforderlichen Arbeitsunterlagen sind möglichst mit der Einladung zu versenden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Jedes Mitglied hat das Recht, Punkte zur Beratung in der Arbeitsrechtlichen Kommission vorzuschlagen und Anträge zu stellen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Arbeitsrechtliche Kommission ist beschlussfähig, wenn mindestens vierzehn ihrer Mitglieder einschließlich der oder des
                     Vorsitzenden anwesend sind.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Die Arbeitsrechtliche Kommission beschließt in Angelegenheiten des § 2 Absatz 2, soweit nicht in diesem Kirchengesetz etwas anderes bestimmt ist, mit den Stimmen von mindestens vierzehn der anwesenden
                     Mitglieder.  2 In anderen Angelegenheiten beschließt sie mit den Stimmen von mehr als der Hälfte der anwesenden Mitglieder.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Über die Beratungen und die Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission ist ein Protokoll zu fertigen.  2 Das Protokoll ist von der oder dem Vorsitzenden und von der Schriftführerin oder dem Schriftführer zu unterzeichnen.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         1 Die Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Kommission sind nicht öffentlich.  2 Sachkundige Beraterinnen und Berater können zu einzelnen Tagesordnungspunkten hinzugezogen werden.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Zur Regelung weiterer Einzelheiten der Geschäftsführung gibt sich die Arbeitsrechtliche Kommission eine Geschäftsordnung,
                     die der Zustimmung von mehr als der Hälfte der anwesenden Mitglieder bedarf.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                         1 Für ihre Tätigkeit steht der Arbeitsrechtlichen Kommission eine Geschäftsstelle zur Verfügung.  2 Das Nähere regelt die Arbeitsrechtliche Kommission in der Geschäftsordnung.
                  

                  
                        (
                        11
                        )
                         1 Die Kosten, die für die ordentlichen und die stellvertretenden Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission entstehen, werden
                     von den entsendenden Stellen (§§ 6 und 7) getragen.  2 Die Kosten der Geschäftsführung der Arbeitsrechtlichen Kommission, die Kosten für die Erstattung der Personalkosten freigestellter
                     Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (§ 9 Abs. 4) und die Kosten für die Unterstützung der Mitarbeitervereinigungen (§ 13) tragen die Landeskirchen und der Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e. V., sie verständigen sich über die zu tragenden
                     Anteile.  3 Satz 2 gilt entsprechend für die Kosten, die für die auf Vorschlag der entsendenden Stellen von der Arbeitsrechtlichen Kommission
                     hinzugezogenen sachkundigen Beraterinnen und Berater durch deren Tätigkeit entstehen.
                  

               

               
                     § 12
Geschäftsführung der Fachgruppen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die jeweilige Fachgruppe wird von der oder dem Vorsitzenden der Arbeitsrechtlichen Kommission zu ihrer ersten Sitzung eingeladen
                     und bis zur Wahl ihrer oder ihres Vorsitzenden geleitet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Wahl der oder des Vorsitzenden sowie die Einberufung und Leitung der Sitzungen der Fachgruppe gilt § 11 Absatz 2 und 3 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Jedes Mitglied der Fachgruppe hat das Recht, im Zusammenhang mit den der Fachgruppe zugewiesenen Angelegenheiten Anträge zu
                     stellen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Fachgruppe ist beschlussfähig, wenn mindestens acht Mitglieder einschließlich der oder des Vorsitzenden der Fachgruppe
                     anwesend sind.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Fachgruppe beschließt in ihr zur Entscheidung zugewiesenen Angelegenheiten nach § 2 Absatz 2 mit den Stimmen von mindestens acht der anwesenden Mitglieder.  2 Die so beschlossenen Arbeitsrechtsregelungen gelten als von der Arbeitsrechtlichen Kommission beschlossene Arbeitsrechtsregelungen;
                     § 15 Abs. 4 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        In anderen Angelegenheiten beschließt die Fachgruppe mit den Stimmen von mehr als der Hälfte der anwesenden Mitglieder.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Für die Protokollführung, die Nichtöffentlichkeit der Sitzungen und die Hinzuziehung sachkundiger Beraterinnen oder Berater
                     gilt § 11 Absatz 7 und 8 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Für ihre Tätigkeit steht der Fachgruppe die Geschäftsstelle der Arbeitsrechtlichen Kommission zur Verfügung.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         1 Die Kosten, die für die Tätigkeit der ordentlichen und der stellvertretenden Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission
                     in der Fachgruppe entstehen, werden von den entsendenden Stellen (§§ 6 und 7) getragen.
                  

                   2 Die Kosten der Geschäftsführung der Fachgruppe I sowie die Kosten, die für die auf Vorschlag der entsendenden Stellen von
                     der Fachgruppe hinzugezogenen sachkundigen Beraterinnen und Berater durch deren Tätigkeit entstehen, werden von der Evangelischen
                     Kirche im Rheinland und der Evangelischen Kirche von Westfalen zu gleichen Teilen getragen.  3 Die Kosten der Geschäftsführung der Fachgruppe II sowie die Kosten, die für die auf Vorschlag der entsendenden Stellen von
                     der Fachgruppe hinzugezogenen sachkundigen Beraterinnen und Berater durch deren Tätigkeit entstehen, werden von dem Diakonisches
                     Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e. V. getragen.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                        Weitere Einzelheiten der Geschäftsführung der Fachgruppe können in der Geschäftsordnung nach § 11 Absatz 9 bestimmt werden.
                  

               

               
                     § 13
Unterstützung der Mitarbeitervereinigungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die in der Arbeitsrechtlichen Kommission vertretenen Mitarbeitervereinigungen erhalten zusammen im Kalenderjahr eine finanzielle
                     Unterstützung in Höhe des Jahrestabellenentgelts der Stufe 4 der Entgeltgruppe 13 BAT-KF.  2 Diese Mittel sind für die Tätigkeit der von ihnen in die Arbeitsrechtliche Kommission entsandten ordentlichen Mitglieder und
                     stellvertretenden Mitglieder und für die Inanspruchnahme fachlicher Beratung durch sachverständige Personen zu verwenden.
                      3 Die ordnungsgemäße Verwendung der Mittel wird dem Rechnungsprüfungsamt der Rechnungsprüfungsstelle Düsseldorf der Evangelischen
                     Kirche im Rheinland nachgewiesen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Mitarbeitervereinigungen erhalten die Unterstützung durch Überweisung an diejenige unter ihnen, die am stärksten in der
                     Arbeitsrechtlichen Kommission vertreten ist.  2 Sie verständigen sich über die Anteile der Unterstützung, die jede von ihnen erhält.  3 Kommt bis spätestens drei Monate nach der Überweisung eine Einigung nicht zustande, entscheidet der oder die Vorsitzende der
                     Verwaltungskammer der Evangelischen Kirche im Rheinland.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 3
Verfahren der Arbeitsrechtsregelung
            

         

         
                     § 14
Tätigwerden der Arbeitsrechtlichen Kommission
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Im Rahmen ihrer Zuständigkeit wird die Arbeitsrechtliche Kommission tätig auf Grund
                     
                        	
                           von Anträgen der in ihr vertretenen Landeskirchen, des Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e. V. und Mitarbeitervereinigungen,

                        

                        	
                           von Anträgen ihrer Mitglieder,

                        

                        	
                           eigenen Beschlusses,

                        

                        	
                           von Zurückverweisungen durch die Arbeitsrechtliche Schiedskommission nach § 15 Absatz 6 Satz 2.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Fachgruppen werden tätig, wenn ihnen von der Arbeitsrechtlichen Kommission Angelegenheiten zur Vorberatung oder zur Entscheidung
                     zugewiesen werden.  2 Eine solche Zuweisung erfolgt in der Regel
                     
                        	
                           an die Fachgruppe I, wenn der von der Angelegenheit betroffene Arbeitsbereich ausschließlich oder überwiegend aus kircheneigenen
                              Mitteln oder Steuermitteln finanziert wird,
                           

                        

                        	
                           an die Fachgruppe II, wenn der von der Angelegenheit betroffene Arbeitsbereich ausschließlich oder überwiegend aus anderen
                              Mitteln finanziert wird.
                           

                        

                     

                  

                   3 Die Zuweisung kann mit Rahmenbedingungen verbunden werden.
                  

               

               
                     § 15
Verfahren bei Arbeitsrechtsregelungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die aufgrund von Beschlüssen der Arbeitsrechtlichen Kommission oder ihrer Fachgruppen verbindlichen Arbeitsrechtsregelungen
                     (§ 2 Absatz 2) werden den in der Arbeitsrechtlichen Kommission vertretenen Landeskirchen, dem Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe
                     e. V. und Mitarbeitervereinigungen von der oder dem Vorsitzenden der Arbeitsrechtlichen Kommission oder in deren oder dessen
                     Auftrag zugeleitet.  2 Die Landeskirchen und der Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e. V. machen die Arbeitsrechtsregelungen nach Maßgabe
                     der für ihren jeweiligen Bereich maßgeblichen Regelungen bekannt.  3 Sie können Regelungen über eine gemeinsame Bekanntmachung treffen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Haben in einer Angelegenheit im Sinne von § 2 Absatz 2, die nicht einer Fachgruppe zur Entscheidung zugewiesen ist, bei der erstmaligen Abstimmung in der Arbeitsrechtlichen Kommission
                     mindestens neun, jedoch weniger als vierzehn Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission für die vorgeschlagene  Arbeitsrechtsregelung
                     gestimmt, hat  die Arbeitsrechtliche Kommission auf Verlangen von mindestens fünf ihrer Mitglieder, die an der Beratung teilgenommen
                     haben, in derselben oder der nächsten Sitzung erneut über die Angelegenheit zu beraten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Haben in einer Angelegenheit im Sinne von § 2 Absatz 2, die einer Fachgruppe zur Entscheidung zugewiesen ist, bei der Abstimmung in der Fachgruppe mindestens fünf, jedoch weniger
                     als acht Mitglieder der Fachgruppe für die vorgeschlagene Arbeitsrechtsregelung gestimmt, hat die Fachgruppe auf Verlangen
                     von mindestens vier ihrer Mitglieder, die an der Beratung teilgenommen haben, in derselben oder der nächsten Sitzung erneut
                     über die Angelegenheit zu beraten.  2 Haben nach dieser erneuten Beratung mindestens fünf, jedoch weniger als acht Mitglieder der Fachgruppe für die vorgeschlagene
                     Arbeitsrechtsregelung gestimmt, hat die Arbeitsrechtliche Kommission in ihrer nächsten Sitzung über die Angelegenheit zu beraten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Ist eine Angelegenheit im Sinne von § 2 Absatz 2 einer Fachgruppe zur Entscheidung zugewiesen worden, wird die von der Fachgruppe beschlossene Arbeitsrechtsregelung der oder
                     dem Vorsitzenden der Arbeitsrechtlichen Kommission und den entsendenden Stellen (§§ 6 und 7) zugeleitet.  2 Die Arbeitsrechtliche Kommission entscheidet über die Arbeitsrechtsregelung, sofern von ihr gesetzte Rahmenbedingungen nicht
                     eingehalten worden sind oder eine der entsendenden Stellen innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Wochen eine erneute Beratung
                     in der Arbeitsrechtlichen Kommission beantragt hat.  3 Andernfalls hat die Arbeitsrechtliche Kommission die Verbindlichkeit der von der Fachgruppe beschlossenen Arbeitsrechtsregelung
                     festzustellen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Haben nach der erneuten Beratung gemäß Absatz 2 oder der Beratung gemäß Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4 Satz 2 in der Arbeitsrechtlichen Kommission mindestens neun, jedoch weniger als vierzehn Mitglieder
                     der Arbeitsrechtlichen Kommission für die vorgeschlagene Arbeitsrechtsregelung gestimmt, kann von mindestens fünf Mitgliedern
                     der Arbeitsrechtlichen Kommission, die an der Beratung teilgenommen haben, innerhalb einer Ausschlussfrist von einem Monat
                     die Arbeitsrechtliche Schiedskommission angerufen werden.  2 Die in der Arbeitsrechtlichen Kommission vertretenen Landeskirchen,der Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e. V. und
                     Mitarbeitervereinigungen werden über die Anrufung der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission unterrichtet.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Die Arbeitsrechtliche Schiedskommission entscheidet endgültig.  2 Sie kann die Angelegenheit an die Arbeitsrechtliche Kommission zurückverweisen und dabei Empfehlungen für deren Beratung und
                     Entscheidung geben.  3 Sie kann dabei eine Frist zur Entscheidung der Arbeitsrechtlichen Kommission setzen.  4 Über eine nach den Sätzen 2 und 3 an sie zurückverwiesene Angelegenheit entscheidet die Arbeitsrechtliche Kommission endgültig.
                      5 Nach Ablauf einer nach Satz 3 gesetzten Frist trifft die Arbeitsrechtliche Schiedskommission innerhalb von drei Monaten eine
                     Entscheidung, solange eine Entscheidung nicht durch die Arbeitsrechtliche Kommission getroffen worden ist.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Die Arbeitsrechtliche Schiedskommission kann nach Absatz 5 Satz 1 nur zu einer vorgeschlagenen Arbeitsrechtsregelung insgesamt
                     angerufen werden.  2 Eine Anrufung nur zu einem Teil einer vorgeschlagenen Arbeitsrechtsregelung ist unzulässig.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         1 Die Frist nach Absatz 4 Satz 2 beginnt mit dem Tag nach Zugang der Mitteilung der Arbeitsrechtlichen Kommission über die beschlossene
                     Arbeitsrechtsregelung bei der entsendenden Stelle.  2 Die Anrufungsfrist nach Absatz 5 Satz 1 beginnt mit dem Tag nach der Sitzung der Arbeitsrechtlichen Kommission, in der über
                     die Arbeitsrechtsregelung abgestimmt worden ist.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         1 Der Antrag nach Absatz 4 Satz 2 ist mit entsprechender Begründung und einem konkreten Antrag an die Geschäftsstelle der Arbeitsrechtlichen
                     Kommission zu richten.  2 Die Anrufung nach Absatz 5 Satz 1 ist mit entsprechender Begründung und einem konkreten Antrag für die Entscheidung der Arbeitsrechtlichen
                     Schiedskommission an deren Geschäftsstelle zu richten.  3 Es darf nur ein Antrag gestellt werden, über den in der vorgebrachten Sache zuletzt in der Arbeitsrechtlichen Kommission abgestimmt
                     worden ist.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 4
Arbeitsrechtliche Schiedskommission
            

         

         
                     § 16
Bildung und Zusammensetzung
der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Zur Entscheidung in Fällen des § 15 Absatz 5 wird eine gemeinsame Arbeitsrechtliche Schiedskommission für Rheinland, Westfalen und Lippe (ARS-RWL) aus einer oder einem
                     Vorsitzenden und zehn Beisitzerinnen oder Beisitzern gebildet.  2 Für jedes ordentliche Mitglied wird eine erste Stellvertreterin oder ein erster Stellvertreter und eine zweite Stellvertreterin
                     oder ein zweiter Stellvertreter bestellt.  3 Im Vertretungsfall nimmt das stellvertretende Mitglied alle Rechte und Pflichten eines ordentlichen Mitgliedes wahr.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die ordentlichen und die stellvertretenden Mitglieder dürfen nicht der Arbeitsrechtlichen Kommission angehören.  2 Ordentliches Mitglied oder stellvertretendes Mitglied kann nur sein, wer Glied einer Kirche ist, die der Arbeitsgemeinschaft
                     Christlicher Kirchen in Deutschland angehört oder deren Gastmitglied ist oder dem Internationalen Kirchenkonvent (Rheinland-Westfalen)
                     angehört und das 75. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Fünf Beisitzerinnen und Beisitzer werden von den Mitarbeitervereinigungen nach § 6 Absatz 1 entsandt.  2 Kommt eine Einigung nicht zu Stande entscheidet die Präsidentin oder der Präsident des Kirchengerichtshofs der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Fünf Beisitzerinnen und Beisitzer werden von den in § 7 Absatz 1 genannten Stellen entsandt, und zwar von der Evangelischen Kirche im Rheinland und der Evangelischen Kirche von Westfalen
                     je eine Beisitzerin oder ein Beisitzer, vom Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e. V. zwei Beisitzerinnen oder Beisitzer
                     und von der Lippischen Landeskirche und dem Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e. V. eine gemeinsame Beisitzerin
                     oder ein Beisitzer, aus dem Bereich der Lippischen Landeskirche.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die oder der Vorsitzende und die oder der stellvertretende Vorsitzende werden durch übereinstimmende Beschlüsse der entsendenden
                     Stellen (§§ 6 und 7) gewählt.  2 Kommen übereinstimmende Beschlüsse nicht zu Stande, werden sie von der Präsidentin oder dem Präsidenten des Kirchengerichtshofs
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland bestimmt.  3 Sie müssen die Befähigung zum Richteramt haben und dürfen weder beruflich im kirchlichen Dienst oder im Dienst einer der in
                     der Arbeitsrechtlichen Kommission vertretenen Mitarbeitervereinigungen stehen noch dem Leitungsorgan einer kirchlichen Körperschaft,
                     des Diakonischen Werkes Rheinland-Westfalen-Lippe e.V. oder eines privatrechtlich organisierten Mitglieds des Diakonischen
                     Werkes Rheinland-Westfalen-Lippe e.V. oder eines anderen Trägers kirchlicher oder diakonischer Einrichtungen angehören.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Die oder der Vorsitzende des Richterkollegiums des Verwaltungsgerichts der Evangelischen Kirche im Rheinland sorgt für die
                     Durchführung des Verfahrens zur Bildung der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission.  2 Sie oder er kann sich der Geschäftsstelle nach § 19 Absatz 6 bedienen.
                  

               

               
                     § 17
Amtszeit, Amtsdauer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Amtszeit der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission beträgt vier Jahre.  2 Sie stimmt mit der Amtszeit der Arbeitsrechtlichen Kommission zeitlich überein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die ordentlichen und stellvertretenden Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission werden für eine Amtszeit bestellt.
                      2 Sie bleiben bis zur Bildung der neuen Arbeitsrechtlichen Schiedskommission im Amt.  3 Hat die Arbeitsrechtliche Schiedskommission am Ende einer Amtszeit ihre Beratung über eine anhängige Sache noch nicht abgeschlossen,
                     entscheidet sie über diese Sache in ihrer bisherigen Besetzung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die erneute Bestellung der bisherigen ordentlichen und stellvertretenden Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission
                     ist zulässig.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Das Amt eines ordentlichen oder eines stellvertretenden Mitgliedes endet vor Ablauf der Amtszeit, wenn eine der Voraussetzungen
                     für die Mitgliedschaft entfällt oder wenn es sein Amt niederlegt.  2 Das Amt  einer Beisitzerin oder eines Beisitzers sowie einer stellvertretenden Beisitzerin oder eines stellvertretenden Beisitzers
                     endet ferner, wenn sie oder er von der entsendenden Stelle abberufen wird.  3 In diesen Fällen wird für den Rest der Amtszeit ein neues ordentliches oder stellvertretendes Mitglied bestellt.  4 Bis zu dessen Bestellung nimmt das bereits entsandte stellvertretende Mitglied die frei gewordene Stelle ein.
                  

               

               
                     § 18
Rechtsstellung der Mitglieder
der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission
                     

                  

                   1 Die Arbeitsrechtliche Schiedskommission ist unabhängig.  2 Für die Rechtsstellung ihrer Mitglieder gilt § 9 Abs. 1 bis 3, 5 und 6 entsprechend.
                  

               

               
                     § 19
Verfahren und Geschäftsführung
der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Arbeitsrechtliche Schiedskommission hat die Grundsätze des fairen Verfahrens zu beachten.  2 Sie ist bei ihrer Entscheidung gemäß § 15 Absatz 6 Satz 1 an den gestellten Antrag insoweit gebunden, als sie ihn nicht überschreiten darf.  3 Sie kann Einzelheiten in einer Geschäftsordnung regeln.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission sind nicht öffentlich.  2 Die Arbeitsrechtliche Kommission sowie ihre Mitglieder, die die Arbeitsrechtliche Schiedskommission angerufen haben, und die
                     entsendenden Stellen (§§ 6 und 7) sind anzuhören.  3 Sachkundige Beraterinnen und Berater können zu einzelnen Tagesordnungspunkten hinzugezogen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Arbeitsrechtliche Schiedskommission beschließt mit Stimmenmehrheit in geheimer Beratung.  2 An der Abstimmung nehmen alle elf Mitglieder teil, die an der Beratung teilgenommen haben; Stimmenthaltung ist nicht zulässig.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Wird in einer Sitzung der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission eine der entsendenden Stellen (§§ 6 und 7) oder die Arbeitsrechtliche Kommission vertreten, so ist die Beauftragung dazu auf Verlangen der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission
                     schriftlich nachzuweisen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Entscheidungen der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission werden den in der Arbeitsrechtlichen Kommission vertretenen Landeskirchen
                     und dem Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e. V. zugeleitet und von diesen nach Maßgabe der für ihren jeweiligen
                     Bereich maßgeblichen Regelungen bekannt gemacht.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission steht für ihre Tätigkeit eine Geschäftsstelle zur Verfügung, die beim Landeskirchenamt
                     Detmold errichtet wird.  2 Die Geschäftsstelle bestellt die Schriftführerin oder den Schriftführer für die Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Die Kosten für die ordentlichen und stellvertretenden Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission und für die hinzugezogenen
                     sachkundigen Beraterinnen und Berater werden von der Evangelischen Kirche im Rheinland und der Evangelischen Kirche von Westfalen
                     zu gleichen Teilen getragen.  2 Die Kosten für die Geschäftsführung der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission werden von der Lippischen Landeskirche getragen.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 5
Schlussbestimmungen
            

         

         
                     § 20
Nachprüfung der Mitgliedschaft
                     

                  

                  Bestehen Bedenken, ob bei einem Mitglied oder stellvertretenden Mitglied die Voraussetzungen für die Mitgliedschaft bestehen,
                     entscheidet bei Mitgliedern und stellvertretenden Mitgliedern der Arbeitsrechtlichen Kommission die Arbeitsrechtliche Schiedskommission,
                     bei Mitgliedern und stellvertretenden Mitgliedern der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission die Verwaltungskammer der Evangelischen
                     Kirche im Rheinland.
                  

               

               
                     § 21
Fortbestand des geltenden kirchlichen Arbeitsrechts
                     

                  

                  Das bei Inkrafttreten dieses Arbeitsrechtsregelungsgesetzes im Gesamtbereich der Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen
                     Kirche von Westfalen und der Lippischen Landeskirche sowie des Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e. V. auf der Grundlage
                     der bisherigen Arbeitsrechtsregelungsgesetze der drei Landeskirchen geltende kirchliche Arbeitsrecht bleibt für den Gesamtbereich
                     in Kraft, soweit nicht von der Arbeitsrechtlichen Kommission oder von der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission etwas anderes
                     bestimmt wird.
                  

               

               
                     § 22
Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die erste Amtszeit der Arbeitsrechtlichen Kommission nach diesem Arbeitsrechtsregelungsgesetz beginnt mit dessen Inkrafttreten;
                     sie dauert bis 31. Dezember 2006.  2 Bis zur Konstituierung der neuen Arbeitsrechtlichen Kommission werden ihre Aufgaben von der bisherigen Arbeitsrechtlichen
                     Kommission in unveränderter Besetzung wahrgenommen.  3 In dieser Zeit frei werdende Plätze in der bisherigen Arbeitsrechtlichen Kommission werden nach den Bestimmungen der bisherigen
                     Arbeitsrechtsregelungsgesetze besetzt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die oder der Vorsitzende der bisherigen Arbeitsrechtlichen Kommission beruft die erste Sitzung der neuen Arbeitsrechtlichen
                     Kommission ein und leitet sie bis zur Wahl der oder des Vorsitzenden.  2 Die Mitteilungen nach § 6 Absatz 4 und § 7 Absatz 2über die in die neue Arbeitsrechtliche Kommission entsandten Vertreterinnen und Vertreter sind der oder dem Vorsitzenden der
                     bisherigen Arbeitsrechtlichen Kommission zuzuleiten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die erstmalige Zuweisung von Angelegenheiten an die Fachgruppen nach § 14 Absatz 2 kann erfolgen, wenn die Mitteilung nach § 10 Absatz 5 der oder dem Vorsitzenden der neuen Arbeitsrechtlichen Kommission vorliegt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die bei Inkrafttreten dieses Arbeitsrechtsregelungsgesetzes laufende Amtszeit der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission endet
                     mit Ablauf des 31. Dezember 2006.  2 Frei werdende Plätze werden nach den Bestimmungen dieses Arbeitsrechtsregelungsgesetzes neu besetzt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Wird an anderer Stelle auf das bisherige Arbeitsrechtsregelungsgesetz oder einzelne seiner Bestimmungen Bezug genommen, treten
                     das neue Arbeitsrechtsregelungsgesetz und dessen entsprechende Bestimmungen an deren Stelle.
                  

               

               
                     § 23
Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Dieses Arbeitsrechtsregelungsgesetz gilt für den Bereich der Lippischen Landeskirche und die Mitglieder des Diakonisches Werk
                     Rheinland-Westfalen-Lippe e. V. auf ihrem Gebiet  2 Die von der Arbeitsrechtlichen Kommission und der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission beschlossenen Arbeitsrechtsregelungen
                     sind für alle kirchlichen Körperschaften und für alle Mitglieder des Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e. V. in
                     freier Trägerschaft verbindlich. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Mit diesem Arbeitsrechtsregelungsgesetz übereinstimmende Arbeitsrechtsregelungsgesetze werden für den Bereich der Evangelischen
                     Kirche im Rheinland und die Mitgliedern des Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e. V. auf ihrem Gebiet sowie für den
                     Bereich der Evangelischen Kirche von Westfalen und die Mitgliedern des Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e. V. auf
                     ihrem Gebiet erlassen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Wird das rheinische oder das westfälische Arbeitsrechtsregelungsgesetz außer Kraft gesetzt, scheiden mit der Außer-Kraft-Setzung
                     die von der Evangelischen Kirche im Rheinland  entsandten Mitglieder und zwei von dem Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe
                     e.V. und stellvertretenden Mitglieder oder zwei von der Evangelischen Kirche von Westfalen und zwei von dem Diakonisches Werk
                     Rheinland-Westfalen-Lippe e.V. entsandte und stellvertretende Mitgliede aus der Arbeitsrechtlichen Kommission aus.  2 In diesem Fall gilt das lippische Arbeitsrechtsregelungsgesetz bis zu einer Änderung, längstens für eine Dauer von zwei Jahren,
                     mit folgenden Maßgaben:
                     
                        	
                            1 Die von den Mitarbeitervereinigungen entsandten bisherigen Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder der Arbeitsrechtlichen
                              Kommission bleiben in ihrem Amt.  2 Für die ausgeschiedenen Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission, die von der ausgeschiedenen
                              Landeskirche und dem Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e. V. für diese Landeskirche entsandt worden sind, werden
                              von den verbleibenden Landeskirchen und Diakonischen Werken durch übereinstimmende Beschlüsse neue Mitglieder und stellvertretende
                              Mitglieder entsandt, § 6 Absatz 4 gilt entsprechend.
                           

                        

                        	
                            1 Die Arbeitsrechtliche Schiedskommission bleibt in ihrer bisherigen Besetzung bestehen.  2 Tritt eine Beisitzerin oder ein Beisitzer aus dem Bereich der ausgeschiedenen Landeskirche oder des Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe
                              e. V. von ihrem oder seinem Amt zurück, wird die Entsendung einer Beisitzerin oder eines Beisitzers, die oder der nach § 16
                              Absatz 3 entsandt ist, von den Mitarbeitervereinigungen aufgehoben, einigen sich die Mitarbeitervereinigungen nicht, entscheidet
                              die oder der Vorsitzende der Verwaltungskammer der Evangelischen Kirche im Rheinland.  3 Dies gilt beim Ausscheiden einer stellvertretenden Beisitzerin oder eines stellvertretenden Beisitzers entsprechend.  4 Die Zahlen der Beisitzerinnen und Beisitzer in § 16 Abs. 1, 3 und 4 werden entsprechend verringert.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 24
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 2002 in Kraft, jedoch nicht vor Inkrafttreten gleicher Arbeitsrechtsregelungsgesetze
                     der Evangelischen Kirche im Rheinland und der Evangelischen Kirche von Westfalen.1

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gleichzeitig tritt das lippische Kirchengesetz über das Verfahren zur Regelung der Arbeitsverhältnisse der Mitarbeiter im
                     kirchlichen Dienst (Arbeitsrechts-Regelungsgesetz – ARRG) vom 23. November 1979 (Ges. u. VOBl Bd. 12 S. 52) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Die Evangelische Kirche im Rheinland und die Evangelische Kirche von Westfalen haben ein gleiches Arbeitsrechtsregelungsgesetz
               beschlossen, das ebenfalls am 1. Juli 2002 in Kraft tritt.
            

         

      

   
      

      
         Bundes-Angestellten-Tarifvertrag
in kirchlicher Fassung1
(BAT-KF)
         

      

      
         Vom 22. Oktober 20072

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 14 S. 68)
zuletzt geändert durch die Arbeitsrechtsregelung vom 17. Mai 2017
(Ges. u. VOBl. Band 16 S. 192)
         

      

      Änderungen

      
         
            
            
            
            
            
            
         
         
            
               	
                  Lfd.
Nr.
                  

               
               	
                  Änderndes Recht

               
               	
                  Datum

               
               	
                  Fundstelle

               
               	
                  Paragrafen

               
               	
                  Art der
Änderung
                  

               
            

         
         
            
               	
                  1

               
               	
                  ARR zur Einführung von Kurzarbeit

               
               	
                  31. Januar 2008

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 5 S. 201

               
               	
                  Protokollerklärung zu § 6 Abs. 1

               
               	
                  eingefügt

               
            

            
               	
                  2

               
               	
                  ARR zur Änderung der Anlage 1 zum BAT-KF

               
               	
                  31. Januar 2008

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 5 S.200

               
               	
                  Anlage 1 (410-1)

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  3

               
               	
                  ARR zur Änderung des TV-Ärzte-KF

               
               	
                  2. April 2008

               
               	
                  

               
               	
                  Anlage 6 (1100-6) TV-Ärzte-KF
                  

               
               	
                  vom Abdruck wird abgesehen 3

               
            

            
               	
                  § 6 Abs 7

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  § 8 Abs. 3 Satz 9

               
               	
                  gestrichen

               
            

            
               	
                  § 8 Abs. 4-5

               
               	
                  angefügt

               
            

            
               	
                  § 15 Abs. 1

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  § 21 Abs. 5

               
               	
                  angefügt

               
            

            
               	
                  Anlage A 2

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
            

            
               	
                  

               
               	
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Anlage 7 (1100-7) TVÜ-Ärzte-KF
                  

               
               	
                  vom Abdruck wird abgesehen

               
            

            
               	
                  § 5 Abs. 1 Satz 2

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  Protokollerklärung

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
            

            
               	
                  4

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR

               
               	
                  8. Mai 2008

               
               	
                  

               
               	
                  Inhaltsverzeichnis 

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  § 6 Abs. 4

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  § 6 Abs. 8

               
               	
                  angefügt

               
            

            
               	
                  § 8 Abs. 7 Satz 2

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  § 17 Abs. 2

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  § 18 Überschrift 

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  § 20 Abs. 1 Satz 3

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  Protokollerklärung zu § 35

               
               	
                  angefügt

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Anlage 6 (1100-6) TV-Ärzte-KF
                  

               
               	
                  vom Abdruck wird abgesehen

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  § 6 Abs. 4 Satz 3

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  § 6 Abs. 5

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Protokollerklärung zu § 7

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  § 15 Abs. 1

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  § 21 Abs. 1-3

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  § 22 Abs. 2

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  § 26 Abs. 2-3

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  § 30 Abs. 4

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Anlage 7 (1100-7) TVÜ-Ärzte-KF
                  

               
               	
                  vom Abdruck wird abgesehen

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  § 5 Abs. 1 Satz 1

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Protokollerklärung zu § 7 

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Protokollerklärung zu § 5

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
            

            
               	
                  5

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  11. Juni 2008

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 6 S. 229

               
               	
                  Protokollerklärung zu § 14 Abs. 4

               
               	
                  angefügt

               
            

            
               	
                  § 28 Abs. 1 Buchstabe b

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
            

            
               	
                  6

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR 

               
               	
                  21. August 2008

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 6 S. 230, 251

               
               	
                  § 8 Abs. 2

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  § 12 Abs. 2

               
               	
                  angefügt

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  § 14 Abs. 4

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  § 15 

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  § 20 Abs. 1 S. 3

               
               	
                  eingefügt

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Protokollerklärung zu § 20 Abs. 1

               
               	
                  eingefügt

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Anlage 4a (410-4a)

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Anlage  4b (410-4b)

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Anlage 4c (410-4c)

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Anlage 5 (410-5)

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
            

            
               	
                  7

               
               	
                  ARR zur Änderung des kirchlichen Arbeitsrechts

               
               	
                  15. Oktober 2008

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 7 S. 282

               
               	
                  § 24 Abs. 3

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
            

            
               	
                  8

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  15. Oktober 2008

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 7 S. 282

               
               	
                  § 3 Abs. 6

               
               	
                  angefügt

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  § 10 Abs. 4

               
               	
                  angefügt

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  § 13 Teil A Abs. 2 a

               
               	
                  eingefügt

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  § 19 Abs. 2 S. 4

               
               	
                  geänert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  § 19 Abs. 3 S. 2 Nr. 1 Buchst. c und Nr. 2

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  § 21 Abs. 2 S. 2 + 3

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  § 21 Abs. 2 S. 4

               
               	
                  angefügt

               
            

            
               	
                  9

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  18 Februar 2009

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 8 S. 333

               
               	
                  § 24 Abs. 3

                  § 24 Abs. 3

               
               	
                  geändert

                  geändert

               
            

            
               	
                  10

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF, MTArb-KF und anderer ARR vom 21. August 2008

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
            

            
               	
                  11

               
               	
                  ARR zur Änderung des TV-Ärzte-KF

               
               	
                  25. März 2009

               
               	
                  

               
               	
                  Anlage 6 (1100-6) TV-Ärzte-KF
                  

               
               	
                  vom Abdruck wird abgesehen

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  § 6 Abs. 6 Unterabs. 2

               
               	
                  angefügt

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  § 8 Abs. 2 Satz 2

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  § 8 Abs. 2 Satz 3+4

               
               	
                  angefügt

               
            

            
               	
                  12

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF, MTArb-KF und des TV-Ärzte-KF

               
               	
                  25. August  2009

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 9 S. 349

               
               	
                  § 28 Abs. 3 Satz 2

               
               	
                  eingefügt

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  § 28 Abs. 3 Satz 2 

               
               	
                  eingefügt

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  (1100-6) TV-Ärzte-KF
                  

               
               	
                  vom Abdruck wird abgesehen

               
            

            
               	
                  13

               
               	
                  ARR zur Änderung des TV-Ärzte-KF

               
               	
                  24. September 2009

               
               	
                  

               
               	
                  Protokollerklärung zu § 28 Abs. 3 (1100-6) TV-Ärzte-KF
                  

               
               	
                   vom Abdruck wird abgesehen

               
            

            
               	14
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des kirchlichen Arbeitsrechts

               
               	
                  27. Oktober 2009

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 9 S. 351

               
               	
                  § 24 Abs. 3

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  15

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des kirchlichen Arbeitsrechts

               
               	
                  27. Oktober 2009

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 9 S. 351

               
               	
                  § 8 Abs. 5

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  16

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  24. Februar 2010

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 10 S. 408

               
               	
                  § 14 Abs. 4

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  17

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  21. April 2010

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 10 S. 409

               
               	
                  § 32 Abs. 1 Buchstabe a

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  18

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  26. Mai 2010

               
               	
                  Ges. u. VObl. Bd. 14 Nr. 10 S. 410

               
               	
                  § 3

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  19

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  23. Juni 2010

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd.14 Nr. 10 S. 410

               
               	
                  § 8 Abs. 1 Buchst. a

                  § 10 Abs. 1 Satz 1

                  § 12 Abs. 2

                  § 13 Überschrift

                  § 13 Teil C

                  § 14 Abs. 4 Satz 2

                  § 14 Abs. 4 Satz 3

                  §19 Abs. 2

                  § 30 Abs. 2

                  § 31 Abs. 1 u. 2

                  Anlage 1 (410-1)

                  Allgemeiner Entgeltgruppenplan 2.10

                  Anlage 4 (410-4d)

                  Anlage 8 (410-8)

               
               	
                  geändert

                  geändert

                  geändert

                  geändert

                  angefügt

                  neu gefasst

                  geändert

                  geändert

                  geändert

                  geändert

                  gestrichen

                  

                  angefügt

                  angefügt

               
            

            
               	
                  20

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF, MTArb-KF, anderer ARR

               
               	
                  2. Juli 2010

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 10 S. 415 

               
               	
                  § 8 Abs. 2-4

                  § 14 Abs. 4

                  § 15

                  Anlagen 4a - 4d

                  (410-4a)

                  (410-4b)

                  (410-4c)

                  (410-4d)

                  (410-5)

               
               	
                  neu gefasst

                  geändert

                  geändert

                  neu gefasst

                  

                  

                  

                  

                  

                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  21

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  14. September 2010

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 11 S. 461

               
               	
                  § 11 Abs. 1

                  § 26 Abs. 1 u. 2

                  § 30 Abs. 3

                  § 31 Abs. 3

                  Anlage 4d (410-4d)

               
               	
                  geändert

                  geändert

                  geändert

                  geändert

                  geändert

               
            

            
               	
                  22

               
               	
                  ARR zur Änderung des Entgeltgruppenplanes zum BAT-KF für Angestellte im Sozial- und Erziehungsdienst und der Übergangsregelungen
                     zur Überleitung der Angestellten im Sozial- und Erziehungsdienst 
                  

               
               	
                  14. September 2010

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 11 S. 462

               
               	
                  Anlage 8 (410-8)

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  23

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  27. Oktober 2010

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 11 S. 463

               
               	
                  § 24 Abs. 3

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  24

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF und anderer ARR

               
               	
                  27. Oktober 2010

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 11 S. 463

               
               	
                  § 8 Abs. 1 

                  § 8 Abs. 2 Satz 2

                  § 8 Abs. 2 Satz 2 - 3

                  § 8 Abs. 8 Satz 3

                  § 10 Abs. 1

                  § 12 Abs. 2

                  § 13 Überschrift

                  § 13 Teil C Überschrift

                  Protokollnotiz  § 13 Teil C Abs. 2

                  Protokollnotiz § 13 Teil C Abs. 4

                  § 13 Teil D

                  § 14 Abs. 4 Satz 2

                  § 14 Abs. 4 Satz 3

                  § 19 Abs. 2

                  § 30 Abs. 2

                  § 31 Abs. 1-2

                  Anlage 1 Berufsgruppen 2.11, 2.12, 2.13, 2.30, 2.33, 2.34, 2.41, 2.42 (Anlage 410-1)
                  

                  Anlage 1
(410-1)

                  Anlage 4d
(410-4d)

                  Anlage 4e
(410-4e)

                  Anlage 5 Teil 3 - 4
(410-5)

                  Anlage 8
(410-8)

                  Anlage 9 
(410-9)

               
               	
                  geändert

                  eingefügt

                  neu nummeriert

                  angefügt

                  neu gefasst

                  neu gefasst

                  geändert

                  geändert

                  neu gefasst

                  angefügt

                  angefügt

                  neu gefasst

                  geändert

                  geändert

                  geändert

                  geändert

                  gestrichen

                  

                  

                  geändert

                  

                  geändert

                  angefügt

                  

                  angefügt

                  

                  neu gefasst

                  

                  angefügt

               
            

            
               	
                  25

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  24. November 2010

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 11 S. 478

               
               	
                  § 25

                  Anlage 6
(1100-6)
§ 25
                  

               
               	
                  neu gefasst

                  neu gefasst vom Abdruck wird abgesehen

               
            

            
               	
                  26

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  24. November 2010

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 11 S. 480

               
               	
                  § 8 Abs. 3
Abs. 4 
Abs. 5 - 8
                  

               
               	
                  geändert
gestrichen
neu nummeriert
                  

               
            

            
               	
                  27

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  19. Januar 2011

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 11 S. 481

               
               	
                  § 40

                  Anlage 10

                  (410-10)

               
               	
                  geändert

                  angefügt

               
            

            
               	
                  28

               
               	
                  ARR zur Änderung des Allgemeinen Entgeltgruppenplanes zum BAT-KF

               
               	
                  19. Januar 2011

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 11 S. 485

               
               	
                  Anlage 1 

                  (410-1)

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  29

               
               	
                  ARR zur Änderung des Allgemeinen Entgeltgruppenplanes zum BAT-KF

               
               	
                  19. Januar 2011

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 11 S. 485

               
               	
                  Anlage 1 

                  (410-1)

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  30

               
               	
                  ARR zur Änderung der ARR  zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und des TV-Ärzte-KF  und zur Änderung der ARR zur Änderung
                     des BAT-KF und des MTArb-KF 
                  

               
               	
                  24. November 2010

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 11 S. 480, S. 478

                  

               
               	
                  § 8 Abs. 3 

                  § 25 Überschrift

                  § 25 Abs. 3 Unterabs. 1 Buchst. a-c

                  Anlage 6 §25

               
               	
                  geändert

                  geändert

                  geändert

                  vom Abdruck wird abgesehen

               
            

            
               	
                  31

               
               	
                  ARR zur Änderung der Anlage 6 zum BAT-KF

               
               	
                  16. März 2011

               
               	
                  

               
               	
                  Anlage 6

                  § 14 Abs. 2

                  § 15 Abs. 1 Satz 2

                  Anlage A

                  Anlage A 2

               
               	
                  vom Abdruck wird abgesehen

               
            

            
               	
                  32

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF

               
               	
                  13. April 2011

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 1  S. 56

               
               	
                  § 8 Abs. 1 Buchst. d

                  Anlage 6

               
               	
                  geändert

                  vom Abdruck wird abgesehen

               
            

            
               	
                  33

               
               	
                  ARR zur Änderung der Anlage 6 zum BAT-KF

               
               	
                  20. Juli 2011

               
               	
                  

               
               	
                  Anlage 6

                  § 7 Abs. 1 Satz 2

                  § 8 Abs. 1

                  § 8 Abs. 3 Satz 4 

                  § 18 Satz 2

                  § 26 Abs. 7

                  Anlage A

               
               	
                  vom Abdruck wird  abgesehen

               
            

            
               	
                  34

               
               	
                  ARR zur Änderung der Anlage 6 zum BAT-KF

               
               	
                  19. Oktober 2011

               
               	
                  

               
               	
                  Anlage 6 

                  § 18 Satz 2

               
               	
                  vom Abdruck wird  abgesehen

               
            

            
               	
                  35

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  19. Oktober 2011

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 2  S. 116

               
               	
                  § 8 Abs. 2 Satz 2

                  § 8 Abs. 6 Satz 1

                  § 8 Abs. 7 Satz 1-2

               
               	
                  geändert

                  geändert

                  geändert

               
            

            
               	
                  36

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  19. Oktober 2011

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 2  S. 115

               
               	
                  § 26 Abs. 5 (BAT-KF)

                  § 26 Abs. 5 (MTArb-KF)

                  Anlage 6

               
               	
                  geändert

                  geändert

                  vom Abdruck wird abgesehen

               
            

            
               	
                  37

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

                  Arbeitsrechtsregelung

                  zur Änderung des BAT-KF, der Ordnung zur Regelung der Rechtsverhältnisse und der Vergütung für die Maßnahmeteilnehmenden in
                     Qualifizierungs- und Beschäftigungsgesellschaften, Arbeitsmarktinitiativen, arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und Projekten
                     sowie Integrationsfirmen sowie einer Neuregelung für Integrationsprojekte
                  

               
               	
                  23. November 2011

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 2  S. 116

               
               	
                  § 1 Abs. 1 Buchst. c+f

                  § 1 Abs. 1 Buchst. g-h

               
               	
                  geändert

                  angefügt

               
            

            
               	
                  38

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  14. März 2012

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 3  S. 148

               
               	
                  § 24 Abs. 3 (BAT-KF)

                  § 24 Abs. 3 (MTArb-KF)

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  39

               
               	
                  ARR zur Änderung der Anlage 6 des BAT-KF (TV-Ärzte-KF) 

               
               	
                  14. März 2012

               
               	
                  

               
               	
                  Anlage 6 

                  § 7 Abs. 3

                  § 29 Abs. 3

               
               	
                  vom Abdruck wird abgesehen

               
            

            
               	
                  40

               
               	
                  ARR zur Änderung der Anlage 6 des BAT-KF (TV-Ärzte-KF) 

               
               	
                  16. Mai 2012

               
               	
                  

               
               	
                  Anlage 6

                  Anlage A

                  § 18 Satz 2

               
               	
                  vom Abdruck wird abgesehen

               
            

            
               	
                  41

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  16. Mai 2012

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 3  S. 149

               
               	
                  § 24 Abs. 4 

                  Protokollnotiz zu §  24 Abs. 4

               
               	
                  neu eingefügt

                  neu angefügt

               
            

            
               	
                  42

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  16. Mai 2012

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 3  S. 151

               
               	
                  § 8 Abs. 2 Satz 3

                  § 14 Abs. 4 Satz 3

                  § 15 Satz 1

                  § 25 Abs. 1 

                  Anlage 1 Berufsgruppen 1.4, 4.1, 4.4, 4.5 (410-1)

                  

                  Anlage 2 (410-2)

                  Abschnitte A u. B Überschriften 

                  Vorbemerkung Abschnitt B

                  Abschnitt B Überschrift 

                  Anlage 4a (410-4a)

                  Anlage 4b (410-4b)

                  Anlage 4c (410-4c)

                  Anlage 4d (410-4d)

                  Anlage 4e (410-4e)

                  § 25 Abs. 1

               
               	
                  geändert

                  geändert

                  geändert

                  geändert

                  geändert

                  

                  

                  geändert

                  geändert

                  geändert

                  geändert

                  neu gefasst

                  neu gefasst

                  neu gefasst

                  neu gefasst

                  neu gefasst

                  geändert

               
            

            
               	
                  43

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  20. Juni 2012

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 3  S. 155 
                  

               
               	
                  § 13 Teil A., Abs. 1, S. 1

                  

                  Anlage 4a (410-4a)

                  Anlage 4b (410-4b)

                  Anlage 4c (410-4c)

                  Anlage 4d (410-4d)

                  Anlage 4e (410-4e)

                  Anlage 5 (410-5)

               
               	
                  geändert

                  

                  neu gefasst

                  neu gefasst

                  neu gefasst

                  neu gefasst

                  neu gefasst

                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  44

               
               	
                  ARR zur Änderung des Entgeltgruppenplans zum BAT-KF für Stammkräfte in Qualifizierungs- und Beschäftigungsgesellschaften,
                     Arbeitsmarktinitiativen, arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und Projekten
                  

               
               	
                  20. Juni 2012

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 3  S. 180 

               
               	
                  Anlage 3 (410-3)

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  45

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  19. September 2012

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 4  S. 237 
                  

               
               	
                  § 24 Abs. 3 (BAT-KF)

                  § 24 Abs. 3 (MTArb-KF)

               
               	
                  geändert 

               
            

            
               	
                  46

               
               	
                  ARR zur Änderung des Pflegeentgeltgruppenplans zum BAT-KF (PEGP-BAT-KF)

               
               	
                  19. September 2012

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 4  S. 237

               
               	
                  Anlage 2 (410-2)

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  47

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF

               
               	
                  19. September 2012

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 4  S. 237

               
               	
                  Anlage 1 (410-1)

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  48

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  19. September 2012

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 4  S. 239 

               
               	
                  § 26 Abs. 2 (BAT-KF)

                  § 26 Abs. 2 (MTArb-KF)

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  49

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  19. September 2012

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 4  S. 240 

               
               	
                  § 22 (BAT-KF)

                  § 22 (MTArb-KF)

               
               	
                  geändert 

               
            

            
               	
                  50

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  19. September 2012

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 4  S. 240

               
               	
                  § 6

               
               	
                  Absatz 9 neu eingefügt

               
            

            
               	
                  51

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  14. Februar 2013

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 5  S. 259

               
               	
                  § 26 Abs. 5

                  § 35

                  

                  § 40 Abs. 4 Satz 4

               
               	
                   geändert

                  Protokollerklärung geändert

                  geändert

               
            

            
               	
                  52

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  13. März 2013

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd.15 Nr.  5  S. 260

               
               	
                  § 24 Abs. 3

               
               	
                   geändert

               
            

            
               	
                  53

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  13. März 2013

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 5  S. 261

               
               	
                  § 25 Abs. 2 Satz 4

                  § 25 Abs. 2 Satz 5

                  Anlage 6 §25

               
               	
                  neu gefasst

                  gestrichen

                  vom Abdruck wird abgesehen

               
            

            
               	
                  54

               
               	
                  ARR zur Änderung des Allgemeinen Entgeldgruppenplanes zum BAT-KF

               
               	
                  13. März 2013

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 5 S. 261

               
               	
                  Anlage 1 (410-1)

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  55

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF

               
               	
                  24. Mai 2013

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 6 S. 270

               
               	
                  Anlage 8 (410-8) Anmerkung 7
                  

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  56

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF

               
               	
                  19. Juni 2013

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 6 S. 270

               
               	
                  Anlage 1 (410-1) Berufsgruppe 3
                  

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  57

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF

               
               	
                  18. September 2013

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 7 S. 295

               
               	
                  Anlage 1 (410-1) Berufsgruppe 5.1
                  

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  58

               
               	
                  Beschluss der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission für Rheinland-Westfalen-Lippe zur beantragten Arbeitsrechtsregelung Änderung
                     der Anlage 6 des BAT-KF (TV-Ärzte-KF)
                  

               
               	
                  31. März 2014

               
               	
                  

               
               	
                  Anlage 6

                  Anlage A

                  § 7 Abs. 1 Buchst. b

                  § 8 Abs. 3 Satz 4

                  § 18 Satz 2

                  § 25 Abs. 1

               
               	
                  vom Abdruck wird abgesehen

               
            

            
               	
                  59

               
               	
                  ARR zur Änderung der Anlage 6 zum BAT-KF 

               
               	
                  30. April 2014

               
               	
                  

               
               	
                  Anlage 6

                  § 14 Abs. 2

                  § 15 Abs. 1 Satz 2

               
               	
                  vom Abdruck wird abgesehen

               
            

            
               	
                  60

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF

               
               	
                  17. Juni 2014

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 8 S. 349

               
               	
                  Anlage 8 (410-8)  
                  

                  Anmerkung 8

               
               	
                  geändert

                  angefügt

               
            

            
               	
                  61

               
               	
                  ARR zur Änderung der Anlage 6 des BAT-KF (TV-Ärzte-KF)

               
               	
                  26. Juni 2014

               
               	
                  

               
               	
                  Anlage 6 

                  § 7 Abs. 1

                  § 25 Abs. 1

               
               	
                  vom Abdruck wird abgesehen

               
            

            
               	
                  62

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  29. August 2014

               
               	
                  Ges. u. VOBl.  Bd. 15 Nr. 9 S. 409-411

               
               	
                  § 8 Abs. 2 Satz 3

                  § 8 Abs. 3

                  § 14 Abs. 4 S. 3

                  § 15 S. 1

                  § 25 Abs. 1 Satz 2

                  § 25 Abs. 1 Satz 3

                  § 25 Abs. 1 Sätze 4-10

               
               	
                  geändert

                  geändert

                  geändert

                  geändert

                  geändert

                  gestrichen

                  neu nummeriert

               
            

            
               	
                  63

               
               	Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF
               	
                  10. September 2014

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 9 S. 412

               
               	
                  Anlage 4 a (410-4a)

                  Anlage 4 b (410-4b)

                  Anlage 4 c (410-4c)

                  Anlage 4 d (410-4d)

                  Anlage 4 e (410-4e)

                  Anlage 5 (410-5)

                  § 25 Abs. 1 Satz 2

                  § 25 Abs. 1 Satz 3

                  § 25 Abs. 1 Sätze 4 - 9

               
               	
                  neu gefasst

                  neu gefasst

                  neu gefasst

                  neu gefasst

                  neu gefasst

                  neu gefasst

                  geändert

                  gestrichen

                  neu nummeriert

               
            

            
               	
                  64

               
               	
                  ARR zur Änderung des kirchlichen Arbeitsrechts

               
               	
                  10. Dezember 2014

               
               	
                  

               
               	
                  § 24 Abs. 3 

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  65

               
               	
                  ARR zur Änderung der Anlage 6 zum BAT-KF

               
               	
                  10. Dezember 2014

               
               	
                  

               
               	
                  Anlage 6 

                  § 25 Abs. 1

               
               	
                  vom Abdruck wird abgesehen

               
            

            
               	
                  66

               
               	
                  ARR zur Änderung des Bundes-Angestellten-Tarifvertrags in kirchlicher Fassung und der Ordnung zur Regelung der Rechtsverhältnisse
                     und der Vergütung für die Maßnahmeteilnehmenden in Qualifizierungs- und Beschäftigungsgesellschaften, Arbeitsmarktinitiativen,
                     arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und Projekten
                  

               
               	
                  25. Juni 2015

               
               	
                  

               
               	
                  § 13 Teil B Abs. 1

                  § 13 Teil B Abs. 6

                  Anlage 3 (410-3)

                  Überschrift

                  Vorbemerkung 1

                  Berufsgruppe 1

                  Anmerkungen

                  Berufsgruppe 2

                  Anlage 4b (410-4b)

               
               	
                  geändert

                  angefügt

                  geändert

                  geändert

                  geändert

                  geändert

                  geändert

                  angefügt

                  geändert

               
            

            
               	67
               	
                  ARR zur Änderung von § 24 BAT-KF und § 24 MTArb-KF

               
               	
                  17. August 2015

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 3 S. 45

               
               	
                  § 24 Abs. 4 Satz 1

                  Protokollerklärung zu § 24  Abs. 4

               
               	
                  geändert

                  gestrichen

               
            

            
               	
                  68

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und der Ordnung zur Sicherung von Mitarbeitern bei Rationalisierungsmaßnahmen

               
               	
                  26. August 2015

               
               	
                  

               
               	
                  § 8 Abs. 1 Buchst. a

                  § 19 Abs. 2 Satz 1

                  § 22

                  § 40 Abs. 4 Satz 3

               
               	
                  geändert

                  geändert

                  geändert

                  geändert

               
            

            
               	
                  69

               
               	
                  ARR zur Änderung des Tarifvertrages für Ärztinnen und Ärzte Kirchliche Fassung (TV-Ärzte-KF) Anlage 6 zum BAT-KF

               
               	
                  16. Dezember 2015

               
               	
                  

               
               	
                  Anlage 6

                  

                  § 18 Abs. 2

                  Anlage A 1

                  Anlage A 2

               
               	
                  vom Abdruck wird abgesehen

               
            

            
               	
                  70

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF

               
               	
                  16. Dezember 2015

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 5 S. 70

               
               	
                  §14 Abs. 4 Satz 3 

                  §19 Abs. 2 Satz 1

                  Anlage 4e (410-4e)

                  Anlage 5 (410-5)

                  Anlage 9 (410-9)

               
               	
                  geändert

                  geändert

                  neu gefasst

                  neu gefasst

                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  71

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF

               
               	
                  16. Dezember 2015

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 5 S. 71

               
               	
                  §13 Teil C Abs. 4 S. 2

                  § 14 Abs. 4 Satz 3

                  §19 Abs. 2 Satz 1

                  Anlage 4d (410-4d)

                  Anlage 5 (410-5)

                  Anlage 8 (410-8)

               
               	
                  neu gefasst

                  geändert

                  geändert

                  neu gefasst

                  geändert

                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  72

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF

               
               	
                  16. Dezember 2015

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 5  S. 80

               
               	
                  §19  Abs. 4 

                  § 19 

               
               	
                  eingefügt

                  aus Abs. 4 wird Abs. 5

               
            

            
               	
                  73

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF

               
               	
                  16. Dezember 2015

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 5 S. 84

               
               	
                  Anlage 1 (410-1)

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  74

               
               	
                  ARR zur Änderung der ARR zur Änderung des BAT-KF vom 16. Dezember 2015

               
               	
                  17. Februar 2016

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 7 S. 147

                  Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 7 S. 148

               
               	
                  Anlage 8 (410-8)

                  

                  Anlage 9 (410-9)

               
               	
                  geändert

                  

                  geändert

               
            

            
               	
                  75

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF –Allgemeiner Entgeltgruppenplan zum BAT-KF – Anlage 1 zum BAT-KF

               
               	
                  17. Februar 2016

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 7 S. 149

               
               	
                  Anlage 1 (410-1)

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  76

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF und anderer ARR

               
               	
                  10. Mai 2016

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 6 S. 112

               
               	
                  § 8 Abs. 2 Satz 3

                  und  Abs. 3 Satz 1

                   §14 Abs. 4 Satz 3 

                   § 15 Satz 1 

                  Anlage 4a (410-4a)

                  Anlage 4b (410-4b)

                  Anlage 4c (410-4c)

                  Anlage 4d (410-4d)

                  Anlage 4e (410-4e)

                  Anlage 5 (410-5)

               
               	
                  geändert

                  

                  geändert

                  geändert

                  neu gefasst

                  neu gefasst

                  neu gefasst

                  neu gefasst

                  neu gefasst

                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  77

               
               	
                  Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF Jahressonderzahlung bei Altersrente

               
               	
                  10. Mai 2016

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 6  S. 124

               
               	
                  § 19 Absatz 4 Nr.1

                  Protokollerklärung zu § 19 Abs. 4 Nr. 1

               
               	
                  geändert

                  eingefügt

               
            

            
               	
                  78

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF und anderer ARR

               
               	
                  10. Mai 2016

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 6 S. 112

               
               	
                  § 8 Abs. 2 Satz 3

                  § 8 Abs. 3 Satz 1

                  §14 Abs. 4 Satz 3 

                  § 15 Satz 1

               
               	
                  geändert

                  geändert

                  geändert

                  geändert

               
            

            
               	
                  79

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF und der KüsterO – Arbeitszeitregelungen

               
               	
                  26. Oktober 2016

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 8 S. 186

               
               	
                  § 5 Abs. 6 Satz 2

                  § 5 Abs. 9

                  § 6

                  § 6a

                  § 7 Abs. 6 Satz 1 und 2

                  § 8 Abs. 8

                  § 40 Abs. 1

                  § 40 Abs. 2 Satz 1

                  Anlage 6 
§ 5 Abs. 5
                  

               
               	
                  angefügt

                  angefügt

                  neu gefasst

                  eingefügt

                  geändert

                  angefügt

                  geändert

                  geändert

                  vom Abdruck wird abgesehen

               
            

            
               	
                  80

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF und anderer Arbeitsrechtsregelungen

               
               	
                  26. Oktober 2016

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 8 S. 189

               
               	
                  Anlage 5 (410-5)

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  81

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF – Allgemeiner Entgeltgruppenplan zum BAT-KF – Anlage 1 zum BAT-KF

               
               	
                  9. November 2016

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 7 S. 150

               
               	
                  Anlage 1 (410- 1)

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  82

               
               	
                  ARR zur Änderung des Kirchlichen Arbeitsrechts – Ausschlussfristen

               
               	
                  14. Dezember 2016

               
               	
                  

               
               	
                  § 36

                  Anlage 6 § 33 

               
               	
                  neu gefasst

                  vom Abdruck wird abgesehen

               
            

            
               	
                  83

               
               	
                  ARR zur Änderung des Kirchlichen Arbeitsrechts – Ausschlussfristen –Korrektur

               
               	
                  22. Februar 2017
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            Präambel

         

          1 Der kirchliche Dienst ist durch den Auftrag der Verkündigung des Evangeliums in Wort und Tat bestimmt.  2 Nach ihren Gaben, Aufgaben und Verantwortungsbereichen tragen die kirchlichen Mitarbeitenden, wie es in der „Richtlinie des
            Rates der EKD nach § 9 Buchstabe b Grundordnung über die Anforderungen der privatrechtlichen beruflichen Mitarbeit in der
            EKD und des Diakonischen Werkes der EKD“ in der Fassung vom 1. Juli 2005 bestimmt ist, zur Erfüllung dieses Auftrags bei.
             3 Ihr gesamtes Verhalten im Dienst und außerhalb des Dienstes muss der Verantwortung entsprechen, die sie als Mitarbeitende
            im Dienst der Kirche übernommen haben.  4 Es wird von ihnen erwartet, dass sie die freiheitlich demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes bejahen.
         

      

      
            Abschnitt I
Geltungsbereich
            

         

         
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Diese Arbeitsrechtsregelung gilt für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer – nachfolgend Mitarbeitende genannt –, die im Bereich
                     der Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen Kirche von Westfalen und der Lippischen Landeskirche sowie ihrer
                     Diakonischen Werke tätig sind.
                  

                   2 Diese Arbeitsrechtsregelung gilt nicht für
                     
                        	
                           Chefärztinnen oder Chefärzte, wenn ihre Arbeitsbedingungen einzelvertraglich besonders vereinbart sind oder werden,

                        

                        	
                           Auszubildende, Schülerinnen/Schüler in der Gesundheits- und Krankenpflege, Gesundheits- und Kinderkrankenpflege, Entbindungspflege
                              und Altenpflege, sowie Volontärinnen/Volontäre und Praktikantinnen/Praktikanten,
                           

                        

                        	
                           Mitarbeitende, die unter die Ordnung zur Regelung der Rechtsverhältnisse und der Vergütung für die Maßnahmeteilnehmenden in
                              Qualifizierungs- und Beschäftigungsgesellschaften, Arbeitsmarktinitiativen, arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und Projekten
                              fallen,
                           

                        

                        	
                           Lektorinnen/Lektoren, Verwalterinnen/Verwalter von Stellen wissenschaftlicher Assistenten, wissenschaftliche Hilfskräfte und
                              Lehrbeauftragte an Hochschulen, Akademien und wissenschaftlichen Forschungsinstituten sowie künstlerische Lehrkräfte an Kunsthochschulen,
                              Musikhochschulen und Fachhochschulen für Musik,
                           

                        

                        	
                           Pfarrerinnen/Pfarrer, Pfarrvikarinnen/Pfarrvikare, Predigerinnen/Prediger, Gemeindemissionarinnen/Gemeindemissionare und Vikarinnen/Vikare,
                              die im privatrechtlichen Dienstverhältnis beschäftigt werden,
                           

                        

                        	
                           Personen, die in kirchlichen Einrichtungen lediglich zu Erziehungszwecken, aus therapeutischen oder karitativen Gründen beschäftigt
                              werden, wenn dies vor Aufnahme der Beschäftigung schriftlich vereinbart worden ist,
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, die unter die Arbeitsrechtsregelung für besondere Beschäftigungsverhältnisse in Qualifizierungs- und Beschäftigungsgesellschaften,
                              Arbeitsmarktinitiativen, arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen oder Projekten fallen,
                           

                        

                        	
                           Mitarbeitende, mit denen auf der Grundlage der Arbeitsrechtsregelung für Integrationsprojekte einzelvertraglich die Anwendung
                              eines Tarifvertrages vereinbart worden ist.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Übrigen gelten die arbeitsrechtlichen Bestimmungen, die in anderen in der Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen
                     Kirche von Westfalen und der Lippischen Landeskirche sowie ihren Diakonischen Werken geltenden Arbeitsrechtsregelungen für
                     Küsterinnen/Küster, Kirchenmusikerinnen/Kirchenmusiker, Mitarbeitende in Verkündigung, Seelsorge, Diakonie und Bildungsarbeit
                     sowie weitere Mitarbeitende geregelt sind, in der jeweils geltenden Fassung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Arbeitsverhältnisse der Ärztinnen und Ärzte, sowie der Zahnärztinnen und Zahnärzte an Krankenhäusern richten sich ausschließlich
                     nach Anlage 6 (TV-Ärzte-KF).  2 Die Überleitung der vorhandenen Mitarbeitenden richtet sich ausschließlich nach der Anlage 7 (TVÜ-Ärzte-KF).
                  

               

               
                     § 2
Arbeitsvertrag, Nebenabreden, Probezeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Arbeitsvertrag wird schriftlich abgeschlossen; der/dem Mitarbeitenden ist eine Ausfertigung auszuhändigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Mehrere Arbeitsverhältnisse zu demselben Arbeitgeber dürfen nur begründet werden, wenn die jeweils übertragenen Tätigkeiten
                     nicht in einem unmittelbaren Sachzusammenhang stehen.  2 Andernfalls gelten sie als ein Arbeitsverhältnis.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden.  2 Eine Nebenabrede kann gesondert gekündigt werden, soweit dies durch kirchliche Arbeitsrechtsregelung vorgesehen oder einzelvertraglich
                     vereinbart ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die ersten sechs Monate der Beschäftigung gelten als Probezeit, soweit nicht eine kürzere Zeit vereinbart ist.  2 Bei Übernahme von Auszubildenden im unmittelbaren Anschluss an das Ausbildungsverhältnis in ein Arbeitsverhältnis in derselben
                     Dienststelle oder demselben Betrieb entfällt die Probezeit.
                  

               

               
                     § 35
Allgemeine Arbeitsbedingungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitarbeitenden haben über Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch gesetzliche Vorschriften vorgesehen oder vom Arbeitgeber
                     angeordnet ist, Verschwiegenheit zu wahren; dies gilt auch über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses hinaus.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Mitarbeitenden dürfen von Dritten Belohnungen, Geschenke, Provisionen oder sonstige Vergünstigungen in Bezug auf ihre
                     Tätigkeit nicht annehmen.  2 Ausnahmen sind nur mit Zustimmung des Arbeitgebers möglich.  3 Werden den Mitarbeitenden derartige  Vergünstigungen angeboten, haben sie dies dem Arbeitgeber unverzüglich anzuzeigen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben die Mitarbeitenden ihrem Arbeitgeber rechtzeitig vorher schriftlich anzuzeigen.  2 Der Arbeitgeber kann die Nebentätigkeit untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn diese geeignet ist, die Erfüllung der
                     arbeitsvertraglichen Pflichten der Mitarbeitenden oder berechtigte Interessen des Arbeitgebers zu beeinträchtigen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Arbeitgeber ist bei begründeter Veranlassung berechtigt, die/den Mitarbeitende/n zu verpflichten, durch ärztliche Bescheinigung
                     nachzuweisen, dass sie/er zur Leistung der arbeitsvertraglich geschuldeten Tätigkeit in der Lage ist.  2 Auf Verlangen der/des Mitarbeitenden ist der Arbeitgeber verpflichtet, eine ärztliche Untersuchung durchführen zu lassen,
                     wenn die/der Mitarbeitende besonderen Ansteckungsgefahren ausgesetzt war.  3 Bei der beauftragten Ärztin/dem beauftragten Arzt kann es sich um eine Betriebsärztin/einen Betriebsarzt handeln, soweit sich
                     die Betriebsparteien nicht auf eine andere Ärztin/einen anderen Arzt geeinigt haben.  4 Die Kosten dieser Untersuchung trägt der Arbeitgeber.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Der Arbeitgeber ist berechtigt, von Mitarbeitenden in der Kinder- und Jugendhilfe, in der sonstigen Beaufsichtigung, Betreuung,
                     Erziehung oder Ausbildung Minderjähriger oder in einer Tätigkeit, die in einer vergleichbaren Weise geeignet ist, Kontakt
                     zu Minderjährigen aufzunehmen, bei der Einstellung und in regelmäßigen Abständen ein erweitertes Führungszeugnis gemäß § 30
                     a des Bundeszentralregistergesetzes zu verlangen. Die hierfür entstehenden Kosten trägt der Arbeitgeber.“
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Die Mitarbeitenden haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollständigen Personalakten.  2 Sie können das Recht auf Einsicht auch durch eine/n hierzu schriftlich Bevollmächtigte/n ausüben lassen.  3 Das Recht auf Akteneinsicht schließt das Recht auf Kopien aus den Personalakten ein.  4 Über Beschwerden und Behauptungen tatsächlicher Art, die für sie ungünstig sind oder ihnen nachteilig werden können, müssen
                     Mitarbeitende vor Aufnahme in die Personalakten gehört werden.  5 Ihre Äußerung ist zu den Personalakten zu nehmen.  6 Unterlagen über seelsorgerliche Angelegenheiten gehören nicht zu den Personalakten.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Schadenshaftung der Mitarbeitenden ist bei dienstlich oder betrieblich veranlassten Tätigkeiten auf Vorsatz und grobe
                     Fahrlässigkeit beschränkt.
                  

               

               
                     § 4
Versetzung, Abordnung, Zuweisung, Personalgestellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Mitarbeitende können aus dienstlichen oder betrieblichen Gründen versetzt oder abgeordnet werden.  2 Sollen Mitarbeitende an eine Dienststelle oder einen Betrieb außerhalb des bisherigen Arbeitsortes versetzt oder voraussichtlich
                     länger als drei Monate abgeordnet werden, so sind sie vorher zu hören.
                  

                  Protokollerklärungen zu Absatz 1:
                     
                        	
                           Abordnung ist die Zuweisung einer vorübergehenden Beschäftigung bei einer anderen Dienststelle oder einem anderen Betrieb
                                 desselben oder eines anderen Arbeitgebers unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhältnisses.

                        

                        	
                           Versetzung ist die Zuweisung einer auf Dauer bestimmten Beschäftigung bei einer anderen Dienststelle oder einem anderen Betrieb
                                 desselben Arbeitgebers unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhältnisses.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Mitarbeitenden kann im dienstlichen/betrieblichen oder kirchlichen Interesse mit ihrer Zustimmung vorübergehend eine mindestens
                     gleich vergütete Tätigkeit bei einem Dritten zugewiesen werden.  2 Die Zustimmung kann nur aus wichtigem Grund verweigert werden.  3 Die Rechtsstellung der Mitarbeitenden bleibt unberührt.  4 Bezüge aus der Verwendung nach Satz 1 werden auf das Entgelt angerechnet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Werden Aufgaben der Mitarbeitenden zu einem Dritten verlagert, ist auf Verlangen des Arbeitgebers bei weiter bestehendem Arbeitsverhältnis
                     die arbeitsvertraglich geschuldete Arbeitsleistung bei dem Dritten zu erbringen (Personalgestellung).  2 § 613a BGB sowie gesetzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt.  3 Die Vorschriften des Mitarbeitervertretungsgesetzes6 über Versetzung sind entsprechend anzuwenden.
                  

                  Protokollerklärung zu Absatz 3:

                   1 Personalgestellung ist – unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhältnisses – die auf Dauer angelegte Beschäftigung bei
                        einem Dritten.  2 Die Modalitäten der Personalgestellung werden zwischen dem Arbeitgeber und dem Dritten vertraglich geregelt.

               

               
                     § 5
Qualifizierung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Ein hohes Qualifikationsniveau und lebenslanges Lernen liegen im gemeinsamen Interesse von Mitarbeitenden und Arbeitgebern.
                      2 Qualifizierung dient der Steigerung von Effektivität und Effizienz des kirchlichen und diakonischen Dienstes, der Nachwuchsförderung
                     und der Steigerung von beschäftigungsbezogenen Kompetenzen.  3 Qualifikation in diesem Sinn ist als Teil der Personalentwicklung zu verstehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Vor diesem Hintergrund stellt Qualifizierung nach dieser Arbeitsrechtsregelung ein Angebot dar, aus dem für die Mitarbeitenden
                     kein individueller Anspruch außer nach Absatz 4 abgeleitet, aber das durch Dienstvereinbarung nach dem Mitarbeitervertretungsgesetz7 wahrgenommen und näher ausgestaltet werden kann.  2 Entsprechendes gilt für Dienstvereinbarungen im Rahmen der mitarbeitervertretungsrechtlichen Möglichkeiten.  3 Weitergehende Mitbestimmungsrechte werden dadurch nicht berührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Qualifizierungsmaßnahmen sind
                     
                        	
                           die Fortentwicklung der fachlichen, methodischen und sozialen Kompetenzen für die übertragenen Tätigkeiten (Erhaltungsqualifizierung),

                        

                        	
                           der Erwerb zusätzlicher Qualifikationen (Fort- und Weiterbildung),

                        

                        	
                           die Qualifizierung zur Arbeitsplatzsicherung (Qualifizierung für eine andere Tätigkeit; Umschulung) und

                        

                        	
                           die Einarbeitung bei oder nach längerer Abwesenheit (Wiedereinstiegsqualifizierung).

                        

                     

                  

                   2 Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme wird dokumentiert und den Mitarbeitenden schriftlich bestätigt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Mitarbeitende haben – auch in den Fällen des Absatzes 3 Satz 1 Buchstabe d – Anspruch auf ein regelmäßiges Gespräch mit der
                     jeweiligen Führungskraft, in dem festgestellt wird, ob und welcher Qualifizierungsbedarf besteht.  2 Dieses Gespräch kann auch als Gruppengespräch geführt werden.  3 Wird nichts anderes geregelt, ist das Gespräch jährlich zu führen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Kosten einer vom Arbeitgeber veranlassten Qualifizierungsmaßnahme – einschließlich Reisekosten – werden, soweit sie nicht
                     von Dritten übernommen werden, grundsätzlich vom Arbeitgeber getragen.  2 Ein möglicher Eigenbeitrag wird durch eine Qualifizierungsdienstvereinbarung geregelt.  3 Die Betriebsparteien sind gehalten, die Grundsätze einer fairen Kostenverteilung unter Berücksichtigung des betrieblichen
                     und individuellen Nutzens zu regeln.  4 Ein Eigenbeitrag der Mitarbeitenden kann in Geld und/oder Zeit erfolgen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Zeiten von vereinbarten Qualifizierungsmaßnahmen gelten als Arbeitszeit. Im Übrigen gilt § 6 Absatz 8.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Gesetzliche Förderungsmöglichkeiten können in die Qualifizierungsplanung einbezogen werden.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Für Mitarbeitende mit individuellen Arbeitszeiten sollen Qualifizierungsmaßnahmen so angeboten werden, dass ihnen eine gleichberechtigte
                     Teilnahme ermöglicht wird.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                          1 Bei Mitarbeitenden im Erziehungsdienst werden – soweit gesetzliche Regelungen bestehen, zusätzlich zu diesen gesetzlichen
                     Regelungen – im Rahmen der regelmäßigen durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit im Kalenderjahr 19,5 Stunden für Zwecke
                     der Vorbereitung und Qualifizierung verwendet.  2 Bei Teilzeitmitarbeitenden gilt Satz 1 entsprechend mit der Maßgabe, dass sich die Stundenzahl nach Satz 1 in dem Umfang,
                     der dem Verhältnis ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit zu der regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer
                     Vollzeitmitarbeitender entspricht, reduziert.  3 Im Erziehungsdienst tätig sind insbesondere Mitarbeitende als Kinderpflegerin/Kinderpfleger bzw.  4 Sozialassistentin/Sozialassistent, Heilerziehungspflegehelferin/Heilerziehungs-pflegehelfer, Erzieherin/Erzieher, Heilerziehungspflegerin/Heilerziehungspfleger,
                     im handwerklichen Erziehungsdienst, als Leiterinnen/Leiter oder ständige Vertreterinnen/Vertreter von Leiterinnen/Leiter von
                     Kindertagesstätten oder Erziehungsheimen sowie andere Mitarbeitende mit erzieherischer Tätigkeit in der Erziehungs- oder Eingliederungshilfe.
                      5 Soweit Berufsbezeichnungen aufgeführt sind, werden auch Mitarbeitende erfasst, die eine entsprechende Tätigkeit ohne staatliche
                     Anerkennung oder staatliche Prüfung ausüben.  6 Mitarbeitende im handwerklichen Erziehungsdienst müssen in Einrichtungen tätig sein, in denen auch Kinder oder Jugendliche
                     mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten zum Zwecke der Erziehung, Ausbildung oder Pflege betreut werden, und für Kinder
                     oder Jugendliche erzieherisch tätig sein.
                  

                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt II
Arbeitszeit
            

         

         
                     § 68
Regelmäßige Arbeitszeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt ausschließlich der Pausen durchschnittlich 39 Stunden wöchentlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für Mitarbeitende in Krankenhäusern beträgt die regelmäßige Arbeitszeit 38,5 Stunden wöchentlich. Als Krankenhäuser gelten:
                  

                  
                     
                        	
                           Krankenhäuser, einschließlich psychiatrischer Fachkrankenhäuser,

                        

                        	
                           medizinische Institute von Krankenhäusern oder

                        

                        	
                           sonstige Einrichtungen (z. B. Reha-Einrichtungen, Kureinrichtungen), in denen die betreuten Personen in ärztlicher Behandlung
                              stehen, wenn die Behandlung durch in den Einrichtungen selbst beschäftigte Ärztinnen oder Ärzte stattfindet.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für die Berechnung des Durchschnitts der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit ist das Kalenderjahr zu Grunde zu legen.
                     
                  

                  Für Fehltage (z. B. unverschuldete Arbeitsunfähigkeit und Arbeitsbefreiung nach § 28 oder anderen entsprechenden Regelungen)
                     wird die dienstplanmäßige Arbeitszeit, in Ermangelung derselben die durchschnittliche tägliche Arbeitszeit der Mitarbeitenden
                     pro Fehltag angerechnet. Für Urlaubstage wird die durchschnittliche tägliche Arbeitszeit der Mitarbeitenden angerechnet. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Ruhepausen können in Schichtbetrieben auf Kurzpausen von angemessener Dauer aufgeteilt werden. Die Zeit dieser Pausen wird
                     als Arbeitszeit gerechnet. Nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit müssen die Mitarbeitenden eine ununterbrochene Ruhezeit
                     von mindestens elf Stunden haben. Die Ruhezeit kann zweimal pro Woche um bis zu zwei Stunden verkürzt werden, wenn die Art
                     der Arbeit dies erfordert und die Kürzung der Ruhezeit innerhalb von dreizehn Wochen ausgeglichen wird.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Der Arbeitgeber soll für jeden Mitarbeitenden ein Arbeitszeitkonto einrichten und verwalten. Auf dem Arbeitszeitkonto ist
                     die geleistete Arbeitszeit gutzuschreiben.
                  

                  Dem rechtzeitigen Antrag der Mitarbeitenden auf Zeitausgleich vom Arbeitszeitkonto soll entsprochen werden, soweit dienstliche
                     bzw. betriebliche Verhältnisse oder Interessen anderer Mitarbeitenden, die unter sozialen Gesichtspunkten Vorrang genießen,
                     nicht entgegenstehen.
                  

                  Ein Zeitguthaben bzw. eine Zeitunterschreitung von bis zu 100 Stunden wird in das nächste Kalenderjahr übertragen. Bei nicht
                     vollbeschäftigten Mitarbeitenden ist die in Satz 4 genannte Zahl entsprechend dem Verhältnis der vereinbarten durchschnittlichen
                     regelmäßigen Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit eines entsprechenden vollbeschäftigten Mitarbeitenden zu kürzen. Verbleibende
                     Stunden des tatsächlichen Zeitguthabens der/des Mitarbeitenden werden mit dem auf eine Stunde entfallenden Entgelt (§ 12)
                     zuzüglich dem Zuschlag für Überstunden (§ 8 Absatz 1 Buchstabe a) vergütet. Verbleibende Stunden der tatsächlichen Zeitunterschreitung
                     werden gestrichen. Im Zusammenhang mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses ist ein Zeitguthaben ganz oder teilweise durch
                     Entgelt nach Satz 6 oder durch zusammenhängende Freizeit unter Fortzahlung dieser Bezüge auszugleichen. Die Bestimmungen des
                     Mindestlohngesetzes bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Mitarbeitenden sind im Rahmen begründeter betrieblicher/dienstlicher Notwendigkeiten zur Leistung von Sonntags-, Feiertags-,
                     Nacht-, Wechselschicht-, Schichtarbeit sowie – bei Teilzeitbeschäftigung aufgrund arbeitsvertraglicher Regelung oder mit ihrer
                     Zustimmung – zu Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft, Überstunden und Mehrarbeit verpflichtet. 
                  

                  Mitarbeitende, die regelmäßig an Sonn- und Feiertagen arbeiten müssen, erhalten innerhalb von zwei Wochen zwei arbeitsfreie
                     Tage, hiervon soll ein freier Tag auf einen Sonntag fallen. Die dienstplanmäßige bzw. betriebsübliche Arbeitszeit an einem
                     Sonntag ist durch eine entsprechende zusammenhängende Freizeit an einem Werktag oder ausnahmsweise an einem Wochenfeiertag
                     der nächsten oder der übernächsten Woche auszugleichen. Erfolgt der Ausgleich an einem Wochenfeiertag, wird für jede auszugleichende
                     Arbeitsstunde der auf eine Stunde entfallende Anteil des Tabellenentgelts der jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe gezahlt.
                     Die dienstplanmäßige bzw. betriebsübliche Arbeitszeit an einem Wochenfeiertag soll auf Antrag der/des Mitarbeitenden durch
                     eine entsprechende zusammenhängende Freizeit an einem Werktag der laufenden oder der folgenden Woche unter Fortzahlung des
                     Entgelts und der in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen ausgeglichen werden, wenn die dienstlichen oder betrieblichen Verhältnisse
                     es zulassen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Soweit es die betrieblichen/dienstlichen Verhältnisse zulassen, wird die/der Mitarbeitende am 24. Dezember und am 31. Dezember
                     unter Fortzahlung des Entgelts nach § 12 von der Arbeit freigestellt. Kann die Freistellung nach Satz 1 aus betrieblichen/dienstlichen
                     Gründen nicht erfolgen, ist entsprechender Freizeitausgleich innerhalb von drei Monaten zu gewähren. Die regelmäßige Arbeitszeit
                     vermindert sich für jeden gesetzlichen Feiertag sowie für den 24. Dezember und 31. Dezember, sofern sie auf einen Werktag
                     fallen, um die dienstplanmäßig ausgefallenen Stunden.
                  

                  Protokollerklärung zu Absatz 7 Satz 3:

                  Die Verminderung der regelmäßigen Arbeitszeit betrifft die Mitarbeitenden, die wegen des Dienstplans am Feiertag frei haben
                     und deshalb ohne diese Regelung nacharbeiten müssten.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Bei Dienstreisen gilt die Zeit der dienstlichen Inanspruchnahme am auswärtigen Geschäftsort als Arbeitszeit. Für die tatsächliche
                     Reisezeit werden bis zu vier Stunden pro Reisetag als Arbeitszeit zusätzlich angerechnet. Unterschreiten die angerechneten
                     Zeiten nach Satz 1 und Satz 2 die dienstplanmäßige, in Ermangelung derselben die durchschnittliche tägliche Arbeitszeit um
                     höchstens ein Drittel, so wird die dienstplanmäßige Arbeitszeit, in Ermangelung derselben die durchschnittliche tägliche Arbeitszeit
                     angerechnet.
                  

                  Der besonderen Situation von Teilzeitbeschäftigten ist Rechnung zu tragen. 

                  
                        (
                        9
                        )
                         Mit den Mitarbeitenden kann die Errichtung eines Langzeitkontos vereinbart werden. In diesem Fall ist die Mitarbeitervertretung
                     zu beteiligen und eine Dienstvereinbarung abzuschließen und – bei Insolvenzfähigkeit des Arbeitgebers – eine Regelung zur
                     Insolvenzsicherung zu treffen.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                         In Krankenhäusern und anderen Einrichtungen zur stationären oder ambulanten Behandlung, Pflege und Betreuung von Personen
                     kann die tägliche Arbeitszeit im Schichtdienst und im Wechselschichtdienst auf bis zu 12 Stunden ausschließlich der Pausen
                     verlängert werden. In unmittelbarer Folge dürfen nicht mehr als vier Schichten und innerhalb von zwei Kalenderwochen nicht
                     mehr als acht Schichten mit einer über zehn Stunden hinaus verlängerten Arbeitszeit geleistet werden. Solche Schichten können
                     nicht mit Bereitschaftsdienst kombiniert werden. Schichten mit einer über zehn Stunden hinaus verlängerten Arbeitszeit setzen
                     eine
                     
                        	
                           Prüfung alternativer Arbeitszeitmodelle,

                        

                        	
                           Belastungsanalyse gemäß § 5 Arbeitsschutzgesetz und

                        

                        	
                           ggf. daraus resultierende Maßnahmen zur Gewährleistung des Gesundheitsschutzes voraus.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        11
                        )
                         Wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfang Bereitschaftsdienst fällt, kann unter den Voraussetzungen einer
                  

                  
                     
                        	
                           Prüfung alternativer Arbeitszeitmodelle,

                        

                        	
                           Belastungsanalyse gemäß § 5 Arbeitsschutzgesetz und 

                        

                        	
                           ggf. daraus resultierender Maßnahmen zur Gewährleistung des Gesundheitsschutzes

                        

                     

                  

                  im Rahmen des § 7 Absatz 1 Nr. 1 und 4, Absatz 2 Nr. 3 Arbeitszeitgesetz die tägliche Arbeitszeit im Sinne des Arbeitszeitgesetzes
                     abweichend von §§ 3, 5 Absatz 1 und 2 und 6 Absatz 2 Arbeitszeitgesetz über acht Stunden hinaus auf 24 Stunden verlängert werden, wenn mindestens die acht
                     Stunden überschreitende Zeit als Bereitschaftsdienst abgeleistet wird.
                  

                  In Einrichtungen der stationären Kinder- und Jugendhilfe sowie Behindertenhilfe kann die Arbeitszeit auf bis zu 24 Stunden
                     verlängert werden, wenn mindestens die 16 Stunden überschreitende Zeit als Bereitschaftsdienst abgeleistet wird. Dabei muss
                     die Arbeitszeit nach längstens zehn Stunden durch einen Bereitschaftsdienst von mindestens acht Stunden unterbrochen werden.
                  

                  
                        (
                        12
                        )
                         Wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfang Bereitschaftsdienst fällt, kann mit schriftlicher Zustimmung
                     der/des Mitarbeitenden im Rahmen des § 7 Absatz 2a und Absatz 7 Arbeitszeitgesetz und innerhalb der Grenzwerte nach Absatz
                     11 eine Verlängerung der täglichen Arbeitszeit über acht Stunden hinaus auch ohne Ausgleich erfolgen. Die wöchentliche Arbeitszeit
                     darf dabei durchschnittlich im Kalenderjahr bis zu 60 Stunden betragen.
                  

                  
                        (
                        13
                        )
                         Erfordert die Tätigkeit am Bildschirm ständigen (fast dauernden) Blickkontakt zum Bildschirm oder laufenden Blickwechsel
                     zwischen Bildschirm und Vorlage, ist innerhalb einer jeden Stunde einer solchen Tätigkeit Gelegenheit zur Unterbrechung dieser
                     Tätigkeit zu gewähren. Unterbrechungen nach Satz 1 entfallen, wenn Pausen und sonstige Arbeitsunterbrechungen sowie Tätigkeiten,
                     die die Beanspruchungsmerkmale nach Satz 1 nicht aufweisen, anfallen. Die Unterbrechungen dürfen nicht zusammengezogen und
                     nicht an den Beginn oder das Ende der täglichen Arbeitszeit des Mitarbeiters gelegt werden. Die Arbeitsunterbrechung wird
                     frühestens nach jeweils fünfzigminütiger Dauer der Beschäftigung i. S. v. Satz 1 gewährt, wenn zu erwarten ist, dass die Beschäftigung mindestens weitere fünfzig Minuten andauern wird; sie darf zehn
                     Minuten nicht übersteigen. Unterbrechungen nach Satz 1 werden auf die Arbeitszeit angerechnet.
                  

                  

               

               
                     § 6a
9Kurzarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Bei einem erheblichen Arbeitsausfall im Sinne des § 170 SGB III kann der Arbeitgeber nach Abschluss einer Dienstvereinbarung
                     gemäß § 36 MVG die arbeitsvertraglich vereinbarte Arbeitszeit für die gesamte Einrichtung oder für Teile davon kürzen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die Mitarbeitervertretung ist über die beabsichtigte Einführung von Kurzarbeit umfassend zu informieren.  2 Die betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind mindestens eine Woche vorher über die geplanten Maßnahmen zu unterrichten.
                      3 Dies soll in einer Mitarbeiterversammlung erfolgen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Dienstvereinbarung muss unter anderem Folgendes regeln:
                  

                  
                     
                        	
                           persönlicher Geltungsbereich; Arbeitnehmer, die sich in einer Ausbildung oder einem Praktikum befinden, sind in die Kürzung
                              nur insoweit einzubeziehen, als das Ausbildungsziel durch die Kürzung nicht gefährdet wird,
                           

                        

                        	
                           Beginn und Dauer der Kurzarbeit; dabei muss zwischen dem Abschluss der Dienstvereinbarung und dem Beginn der Kurzarbeit ein
                              Zeitraum von einer Woche liegen,
                           

                        

                        	
                           Lage und Verteilung der Arbeitszeit.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         In Einrichtungen ohne Mitarbeitervertretung ist die Kurzarbeit mit jeder betroffenen Mitarbeiterin, jedem betroffenen Mitarbeiter
                     gesondert zu vereinbaren.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Vor der Einführung von Kurzarbeit sind Zeitguthaben nach § 6 unbeschadet der Regelung des § 170 Absatz 4 SGB III abzubauen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                          1 Für die Berechnung des Entgelts gemäß Abschnitt III des BAT-KF und des Entgelts im Krankheitsfall gemäß § 21 BAT-KF gilt §
                     18 BAT-KF entsprechend.  2 Für die Anwendung sonstiger Bestimmungen des BAT-KF sowie für die Jahressonderzahlung bleibt die Kürzung der arbeitsvertraglich
                     vereinbarten Arbeitszeit und die sich daraus ergebende Minderung des Entgelts außer Betracht.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                          1 Der Arbeitgeber hat den Arbeitsausfall der zuständigen Agentur für Arbeit nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften anzuzeigen
                     und einen Antrag auf Kurzarbeitergeld zu stellen.  2 Der Arbeitgeber hat der Mitarbeitervertretung die für eine Stellungnahme erforderlichen Informationen zu geben. 
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Die Arbeitsrechtliche Kommission Rheinland, Westfalen, Lippe ist über Beginn und Ende von Kurzarbeit zu informieren.
                  

               

               
                     § 7 10
Sonderformen der Arbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Wechselschichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmäßigen Wechsel der täglichen Arbeitszeit in Wechselschichten
                     vorsieht, bei denen Mitarbeitende durchschnittlich längstens nach Ablauf eines Monats erneut zur Nachtschicht herangezogen
                     werden.  2 Wechselschichten sind wechselnde Arbeitsschichten, in denen ununterbrochen bei Tag und Nacht, werktags, sonntags und feiertags
                     gearbeitet wird.  3 Nachtschichten sind Arbeitsschichten, die mindestens zwei Stunden Nachtarbeit umfassen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Schichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmäßigen Wechsel des Beginns der täglichen Arbeitszeit
                     um mindestens zwei Stunden in Zeitabschnitten von längstens einem Monat vorsieht, und die innerhalb einer Zeitspanne von mindestens
                     13 Stunden geleistet wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Bereitschaftsdienst leisten Mitarbeitende, die sich auf Anordnung des Arbeitgebers außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit
                     an einer vom Arbeitgeber bestimmten Stelle aufhalten, um im Bedarfsfall die Arbeit aufzunehmen.  2 Bereitschaftsdienst darf nur angeordnet werden, wenn zu erwarten ist, dass zwar Arbeit anfällt, erfahrungsgemäß aber die Zeit
                     ohne Arbeitsleistung überwiegt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Rufbereitschaft leisten Mitarbeitende, die sich auf Anordnung des Arbeitgebers außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit an einer
                     dem Arbeitgeber anzuzeigenden Stelle aufhalten, um auf Abruf die Arbeit aufzunehmen.  2 Rufbereitschaft darf angeordnet werden, wenn nur in Ausnahmefällen Arbeit anfällt.  3 Rufbereitschaft wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass Mitarbeitende vom Arbeitgeber mit einem Mobiltelefon oder einem vergleichbaren
                     technischen Hilfsmittel ausgestattet sind.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 21 Uhr und 6 Uhr.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Überstunden sind die Arbeitsstunden, die die oder der Mitarbeitende über den dienstplanmäßigen oder betriebsüblichen Umfang
                     hinaus geleistet hat, soweit sie die regelmäßige Arbeitszeit (§ 6 Absätze 1 bis 3 und 5) in der Woche überschreiten und später als am Vorvortag angeordnet sind.  2 Sie werden als Arbeitszeit im Sinne von § 6 Absätze 1 bis 3 und 5 angerechnet.  3 Im Übrigen wird der Zeitzuschlag für Überstunden (§ 8 Abs. 1 Satz 2 Buchst. a) gezahlt, soweit nicht § 8 Satz 4 angewendet wird.  4 Überstunden sind auf dringende Fälle zu beschränken und möglichst gleichmäßig auf die Mitarbeitenden zu verteilen.
                  

               

               
                     § 811
Ausgleich für Sonderformen der Arbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der/Die Mitarbeitende erhält neben dem Entgelt für die tatsächliche Arbeitsleistung Zeitzuschläge.  2 Die Zeitzuschläge betragen – auch bei Teilzeitmitarbeitenden – je Stunde
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 a)

                              
                              	
                                 für Überstunden

                              
                              	
                           

                           
                              	
                              	
                                 in den Entgeltgruppen 1 bis 9, SE 2 bis SE 14, SD2 bis SD 14, S 1 bis S 7

                              
                              	
                                   30 v.H.,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 in den Entgeltgruppen 10 bis 15, SE 15 bis SE 18, SD 15 bis SD 18, S 8 und S 9

                              
                              	
                                   15 v.H.,

                              
                           

                           
                              	
                                 b)

                              
                              	
                                 für Nachtarbeit

                              
                              	
                                   20 v.H.,

                              
                           

                           
                              	
                                 c)

                              
                              	
                                 für Sonntagsarbeit

                              
                              	
                                   25 v.H.,

                              
                           

                           
                              	
                                 d)

                              
                              	
                                 bei Feiertagsarbeit sowie am Ostersonntag und am Pfingstsonntag

                              
                              	
                           

                           
                              	
                              	
                                 •

                              
                              	
                                 ohne Freizeitausgleich

                              
                              	
                                 135 v.H.,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 •

                              
                              	
                                 mit Freizeitausgleich

                              
                              	
                                   35 v.H.,

                              
                           

                           
                              	
                                 e)

                              
                              	
                                 für Arbeit am 24. Dezember und am 31. Dezember jeweils ab 6 Uhr

                              
                              	
                                   35 v.H.,

                              
                           

                           
                              	
                                 f)

                              
                              	
                                 für Arbeit an Samstagen von

                              
                              	
                           

                           
                              	
                              	
                                 13 bis 21 Uhr, soweit diese nicht im Rahmen von Wechselschicht- oder Schichtarbeit anfällt

                              
                              	
                                   20 v.H.

                              
                           

                        
                     

                  

                  des auf eine Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der Stufe 3 der jeweiligen Entgeltgruppe, bei S-Entgeltgruppen
                     der Erfahrungsstufe 1.  3 Beim Zusammentreffen von Zeitzuschlägen nach Satz 2 Buchst. c bis f wird nur der höchste Zeitzuschlag gezahlt.  4 Auf Wunsch der/des Mitarbeitenden können, soweit die betrieblichen/dienstlichen Verhältnisse es zulassen, die nach Satz 2
                     zu zahlenden Zeitzuschläge entsprechend dem jeweiligen Vomhundertsatz einer Stunde in Zeit umgewandelt und ausgeglichen werden.
                      5 Dies gilt entsprechend für Überstunden als solche.
                  

                  Protokollerklärung zu Absatz 1 Satz 1:

                  Bei Überstunden richtet sich das Entgelt für die tatsächliche Arbeitsleistung nach der jeweiligen Entgeltgruppe und der individuellen
                        Stufe, höchstens jedoch nach der Stufe 4.

                  Protokollerklärung zu Absatz 1 Satz 2 Buchst. d:

                   1 Der Freizeitausgleich muss im Dienstplan besonders ausgewiesen und bezeichnet werden.  2 Falls kein Freizeitausgleich gewährt wird, werden als Entgelt einschließlich des Zeitzuschlags und des auf den Feiertag entfallenden
                        Tabellenentgelts höchstens 235 v.H. gezahlt.

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Abweichend von Absatz 1 Satz 2 Buchstabe b beträgt für Mitarbeitende, die in Wechselschicht arbeiten, der Zuschlag für Nachtarbeit
                     25 v.H. des auf eine Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der Stufe 3 der jeweiligen Entgeltgruppe . 2 Satz 1 gilt auch für unter die Anlage 8 und 9 fallende Mitarbeitende, die Bereitschaftsdienst leisten, für die nach Absatz
                     5 bewertete Arbeitszeit.  3 Abweichend von Absatz 1 Satz 2 Buchstabe f erhalten Mitarbeitende, die in Schicht oder Wechselschicht arbeiten, für Arbeit
                     an Samstagen von 13 bis 21 Uhr  0,82 Euro je Stunde.  4 Dieser Betrag nimmt an allgemeinen Entgelterhöhungen teil.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Mitarbeitende, die Wechselschicht- oder Schichtarbeit leisten, erhalten eine Schichtzulage in Höhe von 0,29 Euro je tatsächlich
                     geleisteter Stunde.  2 Hierbei bleiben in Form von Rufbereitschaft und Bereitschaftsdienst geleistete Stunden unberücksichtigt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Für die Rufbereitschaft wird eine tägliche Pauschale je Entgeltgruppe bezahlt.  2 Sie beträgt für die Tage Montag bis Freitag das Zweifache, für Samstag, Sonntag sowie für Feiertage das Vierfache des tariflichen
                     Stundenentgelts nach Maßgabe der Entgelttabelle.  3 Maßgebend für die Bemessung der Pauschale nach Satz 2 ist der Tag, an dem die Rufbereitschaft beginnt.
                  

                   4 Für die Arbeitsleistung innerhalb der Rufbereitschaft wird die Zeit jeder einzelnen Inanspruchnahme einschließlich der hierfür
                     erforderlichen Wegezeiten jeweils auf eine volle Stunde gerundet und mit dem Entgelt für Überstunden sowie mit etwaigen Zeitzuschlägen
                     nach Absatz 1 bezahlt.  5 Wird die Arbeitsleistung innerhalb der Rufbereitschaft am Aufenthaltsort im Sinne des § 7 Abs. 4 telefonisch (z. B. in Form einer Auskunft) oder mittels technischer Einrichtungen erbracht, wird abweichend von Satz 4 die
                     Summe dieser Arbeitsleistungen auf die nächste volle Stunde gerundet und mit dem Entgelt für Überstunden sowie mit etwaigen
                     Zeitzuschlägen nach Absatz 1 bezahlt.  6 Abweichend von Satz 5 gilt bei Inanspruchnahme in der Zeit zwischen 23 Uhr und 6 Uhr Satz 4 entsprechend.  7 Satz 1 gilt nicht im Falle einer stundenweisen Rufbereitschaft. 
                  

                   8 Eine Rufbereitschaft im Sinne von Satz 7 liegt bei einer ununterbrochenen Rufbereitschaft von weniger als zwölf Stunden vor.
                      9 In diesem Fall wird abweichend von den Sätzen 2 und 3 für jede Stunde der Rufbereitschaft 12,5 v.H. des tariflichen Stundenentgelts
                     nach Maßgabe der Entgelttabelle gezahlt.“
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Zum Zwecke der Entgeltberechnung wird die Zeit des Bereitschaftsdienstes einschließlich der geleisteten Arbeit mit 25 v.H.
                     als Arbeitszeit bewertet.  2 Leistet die/der Mitarbeitende in einem Kalendermonat mehr als acht Bereitschaftsdienste, wird die Zeit eines jeden über acht
                     Bereitschaftsdienste hinausgehenden Bereitschaftsdienstes zusätzlich mit 15 v.H. als Arbeitszeit gewertet.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Abweichend von Absatz 5 wird für Mitarbeitende in Krankenhäusern, Heil-, Pflege- und Entbindungseinrichtungen, medizinischen
                     Instituten von Kranken-, Heil- und Pflegeeinrichtungen (z. B. pathologischen Instituten und Röntgeninstituten) und sonstigen
                     Einrichtungen und Heimen, in denen die betreuten Personen in ärztlicher Behandlung stehen, die Zeit des Bereitschaftsdienstes
                     einschließlich der geleisteten Arbeit wie folgt als Arbeitszeit gewertet:
                  

                   2 Nach dem Maß der während des Bereitschaftsdienstes erfahrungsgemäß durchschnittlich anfallenden Arbeitsleistungen wird die
                     Zeit des Bereitschaftsdienstes wie folgt als Arbeitszeit gewertet:
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Stufe

                              
                              	
                                 Arbeitsleistung innerhalb
des Bereitschaftsdienstes
                                 

                              
                              	
                                 Bewertung als Arbeitszeit

                              
                           

                           
                              	
                                 I

                              
                              	
                                 bis zu 25 v. H.

                              
                              	
                                 60 v. H.

                              
                           

                           
                              	
                                 II

                              
                              	
                                 mehr als 25 bis 40 v. H.

                              
                              	
                                 75 v. H.

                              
                           

                           
                              	
                                 III

                              
                              	
                                 mehr als 40 bis 49 v. H.

                              
                              	
                                 90 v. H.

                              
                           

                        
                     

                  

                   3 Ein hiernach der Stufe I zugeordneter Bereitschaftsdienst wird der Stufe II zugeteilt, wenn die/der Mitarbeitende während
                     des Bereitschaftsdienstes in der Zeit von 21 bis 6 Uhr erfahrungsgemäß durchschnittlich mehr als dreimal dienstlich in Anspruch
                     genommen wird.
                  

                   4 Die Zuweisung zu den einzelnen Stufen des Bereitschaftsdienstes erfolgt als Nebenabrede (§ 2 Absatz 3) zum Arbeitsvertrag.  5 Die Nebenabrede ist mit einer Frist von drei Monaten jeweils zum Ende eines Kalenderhalbjahres kündbar.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Das Entgelt für die nach den Absätzen 5 und 6 zum Zwecke der Entgeltberechnung als Arbeitszeit gewertete Bereitschaftsdienstzeit
                     bestimmt sich nach der Anlage 512.  2 Für die Zeit des Bereitschaftsdienstes einschließlich der geleisteten Arbeit nach Absatz 6 und für die Zeit der Rufbereitschaft
                     (Absatz 4) werden Zeitzuschläge nach Absatz 1 nicht gezahlt.  3 Abweichend von Satz 2 wird Mitarbeitenden, die unter die Anlage 8 und 9 fallen, der Zuschlag für Nachtarbeit gemäß Absatz
                     2 Satz 2 gezahlt.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                          1 Durch Dienstvereinbarung gem. § 36 MVG können in Einrichtungen oder Teilen von Einrichtungen, die nach einem Dienstplan arbeiten,
                     mit der Mitarbeitervertretung Regelungen zur kurzfristigen freiwilligen Übernahme von Diensten (Holen aus dem Frei) vereinbart
                     werden.
                  

                   2 Eine kurzfristige freiwillige Übernahme von Diensten ist gegeben, wenn die Übernahme des zusätzlichen Dienstes weniger als
                     96 Stunden vor dem zusätzlichen Dienst mit den Mitarbeitenden auf Veranlassung des Dienstgebers vereinbart wird und dieser
                     zusätzliche Dienst an einem für die Mitarbeitenden ursprünglich dienstplanmäßigen freien Tag zu leisten ist.  3 Kollegiale Absprachen zum Diensttausch oder zur Dienstübernahme stellen dabei keine Veranlassung des Dienstgebers im Sinne
                     des Satzes 1 dar.  4 Die Dienstvereinbarung muss dabei folgenden Mindestinhalt haben:
                  

                  
                     
                        	
                           eine Regelung, dass für jede kurzfristige freiwillige Übernahme von Diensten ein zusätzliches Entgelt zu dem ohnehin geschuldeten
                              Entgelt gezahlt wird, wobei dieses Entgelt 30 Euro pro zusätzlichen Dienst nach Ziffer 2 nicht unterschreiten darf,
                           

                        

                        	
                           der Hinweis, dass die kurzfristige freiwillige Übernahme nicht für die Mitarbeitenden verpflichtend ist.“

                        

                     

                  

                  

               

               
                     § 9
Teilzeitbeschäftigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Mit Mitarbeitenden ist auf Antrag eine geringere als die vertraglich festgelegte Arbeitszeit zu vereinbaren, wenn sie
                     
                        	
                           mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder

                        

                        	
                           einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen

                        

                     

                  

                  tatsächlich betreuen oder pflegen und dringende dienstliche bzw. betriebliche Belange nicht entgegenstehen.  2 Die Teilzeitbeschäftigung nach Satz 1 ist auf Antrag auf bis zu fünf Jahre zu befristen.  3 Sie kann verlängert werden; der Antrag ist spätestens sechs Monate vor Ablauf der vereinbarten Teilzeitbeschäftigung zu stellen.
                      4 Bei der Gestaltung der Arbeitszeit hat der Arbeitgeber im Rahmen der dienstlichen bzw. betrieblichen Möglichkeiten der besonderen
                     persönlichen Situation des Mitarbeitenden nach Satz 1 Rechnung zu tragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Bestimmungen des Teilzeit- und Befristungsgesetzes bleiben unberührt.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt III
Eingruppierung und Entgelt und sonstige Leistungen
            

         

         
                     § 1013
Eingruppierung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Eingruppierung der Mitarbeitenden richtet sich nach den Tätigkeitsmerkmalen des Allgemeinen Entgeltgruppenplans zum BAT-KF
                     (Anlage 1)14, des Pflegepersonalentgeltgruppenplans (Anlage 2)15, des Entgeltgruppenplans für Stammkräfte in Qualitäts- und Beschäftigungsgesellschaften, Arbeitsmarktinitiativen, arbeitsmarktpolitischen
                     Maßnahmen und Projekten sowie Integrationsfirmen (Anlage 3)16, des Entgeltgruppenplans für Mitarbeiterinnen in Kindertageseinrichtungen (Anlage 8)17 oder des Entgeltgruppenplans für Mitarbeiterinnen im Sozial- und Erziehungsdienst (Anlage 9).  2 Mitarbeitende erhalten Entgelt nach der Entgeltgruppe, in die sie eingruppiert sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die/Der Mitarbeitende ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, deren Tätigkeitsmerkmalen die gesamte von ihr bzw. ihm nicht
                     nur vorübergehend auszuübende Tätigkeit entspricht.
                  

                   2 Die gesamte auszuübende Tätigkeit entspricht den Tätigkeitsmerkmalen einer Entgeltgruppe, wenn zeitlich mindestens zur Hälfte
                     Arbeitsvorgänge anfallen, die für sich genommen die Anforderungen eines Tätigkeitsmerkmals oder mehrerer Tätigkeitsmerkmale
                     dieser Entgeltgruppe erfüllen.
                  

                   3 Kann die Erfüllung einer Anforderung in der Regel erst bei der Betrachtung mehrerer Arbeitsvorgänge festgestellt werden (z.
                     B. vielseitige Fachkenntnisse), sind diese Arbeitsvorgänge für die Feststellung, ob diese Anforderung erfüllt ist, insoweit
                     zusammen zu beurteilen.
                  

                   4 Werden in einem Tätigkeitsmerkmal mehrere Anforderungen gestellt, gilt das in Unterabsatz 2 Satz 1 bestimmte Maß, ebenfalls
                     bezogen auf die gesamte auszuübende Tätigkeit, für jede Anforderung.
                  

                   5 Ist in einem Tätigkeitsmerkmal ein von Unterabsatz 2 oder 3 abweichendes zeitliches Maß bestimmt, gilt dieses.
                  

                   6 Ist in einem Tätigkeitsmerkmal als Anforderung eine Voraussetzung in der Person der bzw. des Mitarbeitenden bestimmt, muss
                     auch diese Anforderung erfüllt sein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Entgeltgruppe der bzw. des Mitarbeitenden ist im Arbeitsvertrag anzugeben.
                  

                  Protokollnotizen zu Absatz 2:

                   1 Arbeitsvorgänge sind Arbeitsleistungen (einschließlich Zusammenhangsarbeiten), die, bezogen auf den Aufgabenkreis der bzw.
                        des Mitarbeitenden, zu einem bei natürlicher Betrachtung abgrenzbaren Arbeitsergebnis führen (z. B. unterschriftsreife Bearbeitung
                        eines Aktenvorgangs, Erstellung eines EKG, Fertigung einer Bauzeichnung).  2 Jeder einzelne Arbeitsvorgang ist als solcher zu bewerten und darf dabei hinsichtlich der Anforderungen zeitlich nicht aufgespalten
                        werden.

                   3 Eine Anforderung im Sinne des Unterabsatzes 2 ist auch das in einem Tätigkeitsmerkmal geforderte Herausheben der Tätigkeit
                        aus einer niedrigeren Entgeltgruppe.

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 In den Fällen des § 13 Teil A Absatz 2a kann die Eingruppierung unter Anwendung der Anlage 1 der Übergangsregelungen im Zuge der Neufassung des BAT-KF und des MTArb-KF18 in die in dem unmittelbar vorhergehenden Arbeitsverhältnis gemäß § 2 Absatz 1 in Verbindung mit Anlage 119 oder § 6 Absatz 1 der Übergangsregelungen im Zuge der Neufassung des BAT-KF und des MTArb-KF20 oder durch vergleichbare Regelungen erworbene Entgeltgruppe erfolgen, sofern das unmittelbar vorhergehende Arbeitsverhältnis
                     vor dem 1. Juli 2007 begründet worden ist.  2 Im vorhergehenden Arbeitsverhältnis noch nicht vollzogene Bewährungs-, Tätigkeits- oder Zeitaufstiege werden in dem neuen
                     Arbeitsverhältnis nicht weitergeführt.
                  

               

               
                     § 11
Vorübergehende Ausübung einer höherwertigen Tätigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wird der/dem Mitarbeitenden vorübergehend eine andere Tätigkeit (§ 10 Absatz 1) übertragen, die den Tätigkeitsmerkmalen einer höheren als der bisherigen Entgeltgruppe entspricht (§ 10 Absatz 2) und hat sie bzw. er sie mindestens einen Monat ausgeübt, erhält sie bzw. er für den Kalendermonat, in dem er mit der ihm
                     übertragenen Tätigkeit begonnen hat, und für jeden folgenden  vollen Kalendermonat dieser Tätigkeit eine persönliche  Zulage.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die persönliche Zulage bemisst sich aus dem Unterschiedsbetrag zu dem Tabellenentgelt, das sich für die/der Mit arbeitende
                     bei dauerhafter Übertragung nach § 14 Absatz 4 ergeben hätte.
                  

               

               
                     § 1221
Tabellenentgelt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der bzw. die Mitarbeitende erhält monatlich ein Tabellenentgelt.  2 Die Höhe bestimmt sich nach dem Entgeltgruppenplan und der Entgeltgruppe, in die sie/er eingruppiert ist, und nach der für
                     sie/ihn geltenden Stufe.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mitarbeitende, die unter die Anlagen 122 fallen, erhalten Entgelt nach Anlage 4 a23, Mitarbeitende, die unter die Anlagen 224 fallen, erhalten Entgelt nach Anlage 4 c25, Mitarbeitende, die unter die Anlage 326 fallen, erhalten Entgelt nach der Anlage 4 b27 und Mitarbeitende, die unter die Anlage 8 fallen, erhalten Entgelt nach der Anlage 4 d28 und Mitarbeitende, die unter Anlage 9 fallen, erhalten Entgelt nach der Anlage 4 e.
                  

               

               
                     § 1329
Entgelte der unter die Anlage 1 bis 3 und 8 bis 9 fallenden Mitarbeitenden
                     

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Teil A.

                           
                           	
                              Mitarbeitende, die unter die Anlage 1 (Allgemeiner Entgeltgruppenplan und 2 (Pflegepersonalentgeltgruppenplan) fallen

                           
                        

                     
                  

                  Stufen der Entgelttabelle

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Entgeltgruppen 1a bis 15 umfassen sechs Stufen.  2 Die Abweichungen von Satz 1 sind im Allgemeinen Entgeltgruppenplan (Anlage 1)30 und im Pflegepersonalentgeltgruppenplan (Anlage 2)31 zum BAT-KF geregelt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei Einstellung werden die Mitarbeitenden der Stufe 1 zugeordnet, sofern keine einschlägige Berufserfahrung vorliegt.  2 Verfügt die/der Mitarbeitende über eine einschlägige Berufserfahrung von mindestens einem Jahr, erfolgt die Einstellung in
                     die Stufe 2; verfügt sie/er über eine einschlägige Berufserfahrung von mindestens drei Jahren, erfolgt bei Einstellung eine
                     Zuordnung zur Stufe 3.  3 Unabhängig davon kann der Arbeitgeber bei Neueinstellungen zur Deckung des Personalbedarfs Zeiten einer vorherigen beruflichen
                     Tätigkeit ganz oder teilweise für die Stufenzuordnung berücksichtigen, wenn diese Tätigkeit für die vorgesehene Tätigkeit
                     förderlich ist.
                  

                  Protokollerklärung zu Absatz 2:

                  Ein vorgeschriebenes Praktikum nach der Ordnung über die Regelung der Arbeitsbedingungen der Praktikantinnen/Praktikanten
                        gilt grundsätzlich als Erwerb einschlägiger Berufserfahrung.

                  (2a) Bei Einstellung von Mitarbeitenden in unmittelbarem Anschluss an ein Arbeitsverhältnis zu einem Arbeitgeber, der den
                     BAT-KF, den MTArb-KF32 oder eine vergleichbare Regelung anwendet, kann die in dem vorhergehenden Arbeitsverhältnis erworbene Stufe bei der Stufenzuordnung
                     ganz oder teilweise berücksichtigt werden; Absatz 2 Satz 3 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Mitarbeitenden erreichen – von Stufe 3 an die jeweils nächste Stufe in Abhängigkeit von ihrer Leistung gemäß § 14 Abs. 2– nach folgenden Zeiten einer ununterbrochenen Tätigkeit innerhalb derselben Entgeltgruppe bei ihrem Arbeitgeber (Stufenlaufzeit):
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 •

                              
                              	
                                 Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1,

                              
                           

                           
                              	
                                 •

                              
                              	
                                 Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 2,

                              
                           

                           
                              	
                                 •

                              
                              	
                                 Stufe 4 nach drei Jahren in Stufe 3,

                              
                           

                           
                              	
                                 •

                              
                              	
                                 Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 und

                              
                           

                           
                              	
                                 •

                              
                              	
                                 Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5.

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Entgeltgruppe 1 umfasst fünf Stufen.  2 Einstellungen erfolgen in der Stufe 2 (Eingangsstufe).  3 Die jeweils nächste Stufe wird nach vier Jahren in der vorangegangenen Stufe erreicht; § 14 Abs. 2 bleibt unberührt.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Teil B.

                           
                           	
                              Mitarbeitende, die unter die Anlage 3 (Entgeltgruppenplan für Stammkräfte in Qualifizierungs- und Beschäftigungsgesellschaften,
                                    Arbeitsmarktinitiativen, Arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und Projekten sowie Integrationsfirmen) fallen.

                           
                        

                     
                  

                  Werkstätten für Behinderte und Berufsbildungswerke sind keine Einrichtung im Sinne dieser Arbeitsrechts Regelung.

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Entgeltgruppen der unter die Anlage 3 fallenden Mitarbeitenden erfassen die Eingangsstufe sowie zwei Erfahrungsstufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mitarbeitende mit einer Tätigkeit von weniger als einem Jahr in der jeweiligen Fallgruppe erhalten das Entgelt nach der Eingangsstufe.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Nach einem Jahr der Tätigkeit in der jeweiligen Fallgruppe erhalten sie das Entgelt nach der Erfahrungsstufe 1.  2 Nach weiteren 5 Jahren erhalten sie das Entgelt nach Erfahrungsstufe 2.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Im Fall der Höhergruppierung erhalten Mitarbeitende das Entgelt der neuen Entgeltgruppe nach der Erfahrungsstufe 1.  2 Absatz 3 Satz 2 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Für die Ermittlung der Zeiten nach den Absätzen 1 bis 3 können weitere Zeiten der beruflichen Tätigkeiten ganz oder teilweise
                     zugerechnet werden, wenn diese Tätigkeiten mit der zu übertragenden Tätigkeit in sachlichem Zusammenhangstehen und die Berufserfahrung
                     für die Erfüllung der zu übertragenden Aufgaben förderlich ist.
                  

                  
                     
                        
                           
                              	
                                 Teil C.

                              
                              	
                                 Mitarbeitende, die unter die Anlage 8 
(Entgeltgruppenplan zum BAT-KF für Mitarbeiterinnen in Kindertageseinrichtungen) fallen.

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Entgeltgruppen SE 2 bis SE 18 umfassen sechs Stufen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei Einstellung werden die Mitarbeitenden der Stufe 1 zugeordnet, sofern keine einschlägige Berufserfahrung vorliegt.  2 Verfügt die oder der Mitarbeitende über eine einschlägige Berufserfahrung von mindestens einem Jahr, erfolgt die Einstellung
                     in die Stufe 2; verfügt sie oder er über eine einschlägige Berufserfahrung von mindestens vier Jahren, erfolgt bei Einstellung
                     eine Zuordnung zur Stufe 3.  3 Unabhängig davon kann der Arbeitgeber bei Neueinstellungen zur Deckung des Personalbedarfs Zeiten einer vorherigen beruflichen
                     Tätigkeit ganz oder teilweise für die Stufenzuordnung berücksichtigen, wenn diese Tätigkeit für die vorgesehene Tätigkeit
                     förderlich ist. 
                  

                  Protokollerklärung zu Absatz 2:

                  Zeiten eines in den Ausbildungs- oder Studienordnungen vorgeschriebenen Praktikums gelten bis zur Dauer eines Jahres als Erwerb
                        einschlägiger Berufserfahrung, und zwar unabhängig davon, ob das Praktikum während der Ausbildung oder im Anschluss daran
                        absolviert wurde und ob es aus mehreren Blöcken oder einem zusammenhängenden Zeitraum bestand.

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei Einstellung von Mitarbeitenden in unmittelbarem Anschluss an ein Arbeitsverhältnis zu einem Arbeitgeber, der den BAT-KF,
                     den MTArb-KF oder eine vergleichbare Regelung anwendet, kann die in dem vorhergehenden Arbeitsverhältnis erworbene Stufe bei
                     der Stufenzuordnung ganz oder teilweise berücksichtigt werden; Absatz 2 Satz 3 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Mitarbeitenden erreichen - von Stufe 3 an die jeweils nächste Stufe in Abhängigkeit von ihrer Leistung gemäß § 14 Abs. 2 - nach folgenden Zeiten einer ununterbrochenen Tätigkeit innerhalb derselben Entgeltgruppe bei ihrem Arbeitgeber (Stufenlaufzeit):
                  

                  
                     
                        	
                            Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1,

                        

                        	
                            Stufe 3 nach drei Jahren in Stufe 2,

                        

                        	
                            Stufe 4 nach vier Jahren in Stufe 3,

                        

                        	
                            Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 und

                        

                        	
                            Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5.

                        

                     

                  

                    2 Abweichend von Satz 1 erreichen Mitarbeitende, die in die Entgeltgruppe SE 8b eingruppiert sind, die Stufe 5 nach sechs Jahren
                     in Stufe 4 und die Stufe 6 nach acht Jahren in Stufe 5.
                  

                  Für Mitarbeitende, die in Entgeltgruppen SE 4 eingruppiert sind, gilt die Stufe 4 als Endstufe.

                  Protokollerklärung zu Absatz 4 Satz 1:

                  Zeiten eines in den Ausbildungs- oder Studienordnungen vorgeschriebenen Praktikums werden bis zu einem Jahr auf die Stufenlaufzeit
                        der Stufe 1 angerechnet, und zwar unabhängig davon, ob das Praktikum während der Ausbildung oder im Anschluss daran absolviert
                        wurde und ob es aus mehreren Blöcken oder einem zusammenhängenden Zeitraum bestand.

                  

                  
                     
                        
                           
                              	
                                 Teil D.

                              
                              	
                                 Mitarbeitende, die unter die Anlage 9 
(Entgeltgruppenplan zum BAT-KF für Mitarbeiterinnen im Sozial- und Erziehungsdienst) fallen.

                              
                           

                        
                     
(1) Die Entgeltgruppen SD 2 bis SD 18 umfassen vier Stufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei Einstellung werden die Mitarbeitenden der Stufe 1 zugeordnet, sofern keine einschlägige Berufserfahrung vorliegt.  2 Verfügt die oder der Mitarbeitende über eine einschlägige Berufserfahrung von mindestens zwei Jahren, erfolgt die Einstellung
                     in die Stufe 2; verfügt sie oder er über eine einschlägige Berufserfahrung von mindestens sechs Jahren, erfolgt bei Einstellung
                     eine Zuordnung zur Stufe 3. Unabhängig davon kann der Arbeitgeber bei Neueinstellungen zur Deckung des Personalbedarfs Zeiten
                     einer vorherigen beruflichen Tätigkeit ganz oder teilweise für die Stufenzuordnung berücksichtigen, wenn diese Tätigkeit für
                     die vorgesehene Tätigkeit förderlich ist. 
                  

                  Protokollerklärung zu Absatz 2:

                  Zeiten eines in den Ausbildungs- oder Studienordnungen vorgeschriebenen Praktikums gelten bis zur Dauer eines Jahres als Erwerb
                        einschlägiger Berufserfahrung, und zwar unabhängig davon, ob das Praktikum während der Ausbildung oder im Anschluss daran
                        absolviert wurde und ob es aus mehreren Blöcken oder einem zusammenhängenden Zeitraum bestand.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei Einstellung von Mitarbeitenden in unmittelbarem Anschluss an ein Arbeitsverhältnis zu einem Arbeitgeber, der den BAT-KF,
                     den MTArb-KF oder eine vergleichbare Regelung anwendet, kann die in dem vorhergehenden Arbeitsverhältnis erworbene Stufe bei
                     der Stufenzuordnung ganz oder teilweise berücksichtigt werden; Absatz 2 Satz 3 bleibt unberührt.
                  

                  (4) Die Mitarbeitenden erreichen - von Stufe 3 an die jeweils nächste Stufe in Abhängigkeit von ihrer Leistung gemäß § 14 Abs. 2 - nach folgenden Zeiten einer ununterbrochenen Tätigkeit innerhalb derselben Entgeltgruppe bei ihrem Arbeitgeber (Stufenlaufzeit):
                  

                  -  Stufe 2 nach zwei Jahren in Stufe 1,

                  -  Stufe 3 nach vier Jahren in Stufe 2,

                  -  Stufe 4 nach sechs Jahren in Stufe 3.

                  Protokollnotiz zu Absatz 4 Satz 1:

                  Zeiten eines in den Ausbildungs- oder Studienordnungen vorgeschriebenen Praktikums werden bis zu einem Jahr auf die Stufenlaufzeit
                        der Stufe 1 angerechnet, und zwar unabhängig davon, ob das Praktikum während der Ausbildung oder im Anschluss daran absolviert
                        wurde und ob es aus mehreren Blöcken oder einem zusammenhängenden Zeitraum bestand.

               

               
                     § 1433
Allgemeine Regelungen zu den Stufen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitarbeitenden erhalten vom Beginn des Monats an, in dem die nächste Stufe erreicht wird, das Tabellenentgelt nach der
                     neuen Stufe.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei Leistungen der/des Mitarbeitenden, die erheblich über dem Durchschnitt liegen, kann die erforderliche Zeit für das Erreichen
                     der Stufen 4 bis 6 jeweils verkürzt werden.  2 Bei Leistungen, die erheblich unter dem Durchschnitt liegen, kann die erforderliche Zeit für das Erreichen der Stufen 4 bis
                     6 jeweils verlängert werden.  3 Die Maßnahmen nach Satz 1 und 2 unterliegen dem Mitbestimmungsrecht nach § 38 Mitarbeitervertretungsgesetz34.  4 Bei einer Verlängerung der Stufenlaufzeit hat der Arbeitgeber jährlich zu prüfen, ob die Voraussetzungen für die Verlängerung
                     noch vorliegen.
                  

                  Protokollerklärung zu Absatz 2 Satz 2:

                  Bei Leistungsminderungen, die auf einem anerkannten Arbeitsunfall oder einer Berufskrankheit gemäß §§ 8 und 9 SGB VII beruhen,
                        ist diese Ursache in geeigneter Weise zu berücksichtigen.

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Den Zeiten einer ununterbrochenen Tätigkeit im Sinne des § 13 Abs. 3 Satz 1 stehen gleich:
                     
                        	
                           Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz,

                        

                        	
                           Zeiten einer Arbeitsunfähigkeit nach § 21 oder § 37 bis zu 39 Wochen,
                           

                        

                        	
                           Zeiten eines bezahlten Urlaubs,

                        

                        	
                           Zeiten eines Sonderurlaubs, bei denen der Arbeitgeber vor dem Antritt schriftlich ein dienstliches bzw. betriebliches Interesse
                              anerkannt hat,
                           

                        

                        	
                           Zeiten einer sonstigen Unterbrechung von weniger als einem Monat im Kalenderjahr,

                        

                        	
                           Zeiten der vorübergehenden Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit.

                        

                     

                  

                   2 Zeiten der Unterbrechung bis zu einer Dauer von jeweils drei Jahren, die nicht von Satz 1 erfasst werden, und Elternzeit bis zu jeweils fünf Jahren sind unschädlich, werden aber nicht auf die Stufenlaufzeit angerechnet.
                      3 Bei einer Unterbrechung von mehr als drei Jahren, bei Elternzeit von mehr als fünf Jahren, erfolgt eine Zuordnung zu der Stufe,
                     die der vor der Unterbrechung erreichten Stufe vorangeht, jedoch nicht niedriger als bei einer Neueinstellung; die Stufenlaufzeit
                     beginnt mit dem Tag der Arbeitsaufnahme.  4 Zeiten, in denen Mitarbeitende mit einer kürzeren als der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines entsprechenden Vollzeitmitarbeitenden
                     beschäftigt waren, werden voll angerechnet.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Bei Eingruppierung in eine höhere Entgeltgruppe werden die Mitarbeitenden der gleichen Stufe zugeordnet, die sie in der niedrigeren
                     Entgeltgruppe erreicht haben. 
                  

                   2 Beträgt der Unterschiedsbetrag zwischen dem derzeitigen Tabellenentgelt und dem Tabellenentgelt nach Satz 1 weniger als 58,82
                     Euro in den Entgeltgruppen 1 bis 8, SE 2 bis SE 8b und SD 2 bis SD 8b bzw. weniger als 94,08 Euro in den Entgeltgruppen 9
                     bis 15, SE 9 bis SE 18 und SD 9 bis SD 18, so erhalten die Mitarbeitenden während der betreffenden Stufenlaufzeit anstelle
                     des Unterschiedsbetrages einen Garantiebetrag von monatlich 58,82 Euro (Entgeltgruppen 1 bis 8, SE 2 bis SE 8 und SD 2 bis
                     SD 8 ) bzw. 94,08 Euro (Entgeltgruppen 9 bis 15, SE 9 bis SE 18 und SD 9 bis SD 18).
                  

                   3 Die Stufenlaufzeit in der höheren Entgeltgruppe beginnt mit dem Tag der Höhergruppierung.
                  

                   4 Bei einer Eingruppierung in eine niedrigere Entgeltgruppe sind die Mitarbeitenden der in der höheren Entgeltgruppe erreichten
                     Stufe zuzuordnen.
                  

                   5 Die Mitarbeitenden erhalten vom Beginn des Monats an, in dem die Veränderung wirksam wird, das entsprechende Tabellenentgelt
                     aus der in Satz 1 oder Satz 4 festgelegten Stufe der betreffenden Entgeltgruppe.
                  

                   

                  Protokollerklärung zu Absatz 4 Satz 2:

                  Die Garantiebeträge nehmen an allgemeinen Entgeltanpassungen teil. Gleiches gilt für die Garantie- und Ausgleichsbeträge,
                        die aufgrund des § 14 Abs. 4 Sätze 3 und 4 BAT-KF in der Fassung vor dem 30. Juni 2017 entstanden sind.

                  Protokollerklärung zu Absatz 4 Satz 4 1. Halbsatz:

                  Erhält die oder der Mitarbeitende Entgelt aus einer individuellen Endstufe, wird in der niedrigeren Entgeltgruppe eine neue
                        individuelle Endstufe in der Weise gebildet, dass der Anteil des den Betrag der Endstufe übersteigenden Betrages am Tabellenentgelt
                        dem in der bisherigen Entgeltgruppe entspricht.

               

               
                     § 1535
Kinderzulage, Leistungsentgelt
                     

                  

                   1 Mitarbeitende erhalten für jedes Kind, für das sie Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz oder nach dem Einkommensteuergesetz
                     erhalten, eine monatliche Zulage in Höhe von 115,49 Euro.  2 Dieser Betrag nimmt an allgemeinen Entgelterhöhungen teil.
                  

                  Protokollnotiz:

                  Sobald die Sätze für die Leistungszulage nach § 18 des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst über drei Prozent steigen,
                        wird analog zu den Bestimmungen des öffentlichen Dienstes eine Regelung zum leistungsabhängigem Entgelt eingeführt, die aus
                        den über drei Prozent des Gesamtvolumens hinausgehenden Beträgen finanziert wird, sofern keine andere Regelung erfolgt.

               

               
                     § 16
Erschwerniszuschläge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Erschwerniszuschläge werden für Arbeiten gezahlt, die außergewöhnliche Erschwernisse beinhalten.  2 Dies gilt nicht für Erschwernisse, die mit dem der Eingruppierung zugrunde liegenden Berufs- oder Tätigkeitsbild verbunden
                     sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Außergewöhnliche Erschwernisse im Sinne des Absatzes 1 ergeben sich grundsätzlich nur bei Arbeiten
                     
                        	
                           mit besonderer Gefährdung,

                        

                        	
                           mit extremer nicht klimabedingter Hitzeentwicklung,

                        

                        	
                           mit besonders starker Schmutz- oder Staubbelastung,

                        

                        	
                           mit besonders starker Strahlenexposition,

                        

                        	
                           unter sonstigen vergleichbar erschwerten Umständen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zuschläge nach Absatz 1 werden nicht gewährt, soweit der außergewöhnlichen Erschwernis durch geeignete Vorkehrungen, insbesondere
                     zum Arbeitsschutz, ausreichend Rechnung getragen wird.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Zuschläge entsprechen denen, die für Kirchenbeamte bestimmt sind, soweit durch die Rheinisch-Westfälisch-Lippische Arbeitsrechtliche
                     Kommission keine abweichenden Regelungen getroffen werden.
                  

               

               
                     § 1736
Nicht voll leistungsfähige Mitarbeitende
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Mit einer bzw. einem Mitarbeitenden, die bzw. der bei ihrer bzw. seiner Einstellung nach amtsärztlichem Gutachten mehr als
                     20 v.H. erwerbsbeschränkt ist und infolgedessen die zu übertragende Arbeit nicht voll auszuführen vermag, kann entsprechend
                     dem Grad seiner Leistungsfähigkeit ein gemindertes Entgelt vereinbart werden.  2 Dieses darf den Betrag der Stufe 2 der Entgeltgruppe 1 nicht unterschreiten  3 Die bzw. der Mitarbeitende soll aber möglichst auf einem Arbeitsplatz verwendet werden, auf dem er die Leistung eines voll
                     leistungsfähigen Mitarbeitenden erbringen kann.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist nach Absatz 1 Satz 1 ein gemindertes Entgelt vereinbart worden, besteht bei Änderung der Leistungsfähigkeit für den Arbeitgeber
                     und die bzw. den Mitarbeitenden ein Anspruch auf Neufestsetzung des Entgelts.
                  

               

               
                     § 1837
Entgelt von Teilzeitmitarbeitenden
                     

                  

                  Soweit nicht ausdrücklich etwas anderes geregelt ist, erhalten Teilzeitmitarbeitende das Tabellenentgelt (§ 12) und alle sonstigen Entgeltbestandteile in dem Umfang, der dem Anteil ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit
                     an der regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer Vollzeitmitarbeitender entspricht.
                  

               

               
                     § 1938
Jahressonderzahlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mitarbeitende, die am 1. Dezember im Arbeitsverhältnis stehen, haben Anspruch auf eine Jahressonderzahlung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Jahressonderzahlung beträgt
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 in den Entgeltgruppen 1 bis 8, S 1 bis S 5, SE 2 bis SE 9, SD 2 bis SD 9

                              
                              	
                                 90 v.H.

                              
                           

                           
                              	
                                 in den Entgeltgruppen 9 bis 12, S 6 bis S 9, SE 10 bis SE 18, SD 10 bis SD 18

                              
                              	
                                 80 v.H.

                              
                           

                           
                              	
                                 und in den Entgeltgruppen 13 bis 15

                              
                              	
                                 60 v.H.

                              
                           

                        
                     

                  

                  des der/dem Mitarbeitenden in den Kalendermonaten Juli, August und September durchschnittlich gezahlten monatlichen Entgelts;
                     unberücksichtigt bleiben hierbei das zusätzlich für Überstunden gezahlte Entgelt mit Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen
                     Überstunden, Leistungszulagen, Leistungs- und Erfolgsprämien.  2 Der Bemessungssatz bestimmt sich nach der Entgeltgruppe am 1. September. 3 Bei Mitarbeitenden, deren Arbeitsverhältnis nach dem 30. September begonnen hat, tritt an die Stelle des Bemessungszeitraums
                     der erste volle Kalendermonat des Arbeitsverhältnisses.  4 In den Fällen, in denen im Kalenderjahr der Geburt des Kindes während des Bemessungszeitraums eine Elterngeldunschädliche Teilzeitbeschäftigung ausgeübt wird, bemisst sich die Jahressonderzahlung nach dem Beschäftigungsumfang am
                     Tag vor dem Beginn der Elternzeit.
                  

                  Protokollerklärung zu Absatz 2:

                   1 Bei der Berechnung des durchschnittlich gezahlten monatlichen Entgelts werden die gezahlten Entgelte der drei Monate addiert
                        und durch drei geteilt; dies gilt auch bei einer Änderung des Beschäftigungsumfangs.  2 Ist im Bemessungszeitraum nicht für alle Kalendertage Entgelt gezahlt worden, werden die gezahlten Entgelte der drei Monate
                        addiert, durch die Zahl der Kalendertage mit Entgelt geteilt und sodann mit 30,67 multipliziert.  3 Zeiträume, für die Krankengeldzuschuss gezahlt worden ist, bleiben hierbei unberücksichtigt.  4 Besteht während des Bemessungszeitraums an weniger als 30 Kalendertagen Anspruch auf Entgelt, ist der letzte Kalendermonat,
                        in dem für alle Kalendertage Anspruch auf Entgelt bestand, maßgeblich.

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Anspruch nach den Absätzen 1 bis 2 vermindert sich um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem Mitarbeitende keinen
                     Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts nach § 21 haben.  2 Die Verminderung unterbleibt für Kalendermonate,
                     
                        	
                           für die Mitarbeitende kein Tabellenentgelt erhalten haben wegen

                           
                              	
                                 Ableistung von Grundwehrdienst oder Zivildienst, wenn sie diesen vor dem 1. Dezember beendet und die Beschäftigung unverzüglich wieder aufgenommen haben,

                              

                              	
                                 Beschäftigungsverboten nach § 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 MuSchG,
                                 

                              

                              	
                                 Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem das
                                    Kind geboren ist, wenn am Tag vor Antritt der Elternzeit Entgeltanspruch bestanden hat;
                                 

                              

                           

                        

                        	
                           in denen Mitarbeitende Krankengeldzuschuss gezahlt wurde oder nur wegen der Höhe des zustehenden Krankengelds ein Krankengeldzuschuss
                              nicht gezahlt worden ist.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Abweichend von Absatz 1 erhalten Mitarbeitende, deren Arbeitsverhältnis spätestens mit Ablauf des 30. November endet und
                     die mindestens vom Beginn des Kalenderjahres ununterbrochen im Arbeitsverhältnis gestanden haben, eine Jahressonderzahlung,
                  

                  
                     
                        	
                           wenn sie wegen

                           
                              
                                 	
                                    des Bezugs einer Rente wegen Alters gemäß § 33 Absatz 2 SGVB VI als Vollrente gemäß § 42 Absatz 1 SGB VI,

                                 

                                 	
                                    des Bezugs einer unbefristeten Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit gemäß § 33 Absatz 3 SGV VI

                                 

                              

                           

                           ausgeschieden sind oder

                        

                        	
                           wenn sie im unmittelbaren Anschluss an das Arbeitsverhältnis zu einem Arbeitgeber des kirchlichen Dienstes übertreten und
                              auch bei dem anderen Arbeitgeber diese oder eine andere entsprechende Regelung Anwendung findet. 
                           

                        

                     

                  

                  An die Stelle des Bemessungszeitraums gemäß Absatz 2 Satz 1 treten die letzten drei Kalendermonate vor dem Monat des Ausscheidens.
                     Der Bemessungssatz bestimmt sich nach der Entgeltgruppe im letzten vollen Kalendermonat des Beschäftigungsverhältnisses.
                  

                  Absatz 3 gilt entsprechend.

                  Protokollerklärung zu Absatz 4 Nr. 1:

                  Für Beschäftigte, die von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit sind und eine vergleichbare
                     Leistung einer Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung oder eines Versicherungsunternehmens beziehen, gelten die Regelungen
                     entsprechend.
                  

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Von der Jahressonderzahlung wird ein Betrag in Höhe von 500 € aus Anlass des Weihnachtsfestes als Weihnachtssonderzahlung
                     gewährt. § 18 findet Anwendung.
                  

                  Die Jahressonderzahlung einschließlich des Betrags nach Satz 1 wird mit dem Tabellenentgelt für November ausgezahlt. Ein Teilbetrag
                     der Jahressonderzahlung kann, mit Ausnahme des Betrags nach Satz 1, zu einem früheren Zeitpunkt ausgezahlt werden. 
                  

                  In den Fällen des Absatzes 4 wird die Jahressonderzahlung bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses gezahlt.

                  

               

               
                     § 2039
Berechnung und Auszahlung des Entgelts,
Bemessungsgrundlage für die Entgeltfortzahlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Bemessungszeitraum für das Tabellenentgelt und die sonstigen Entgeltbestandteile ist der Kalendermonat, soweit nichts abweichend
                     geregelt ist.  2 Die Zahlung erfolgt am 16ten des Monats (Zahltag) für den laufenden Kalendermonat auf ein von der bzw. dem Mitarbeitenden
                     benanntes Konto innerhalb eines Mitgliedstaates der Europäischen Union.  3 Fällt der Zahltag auf einen Samstag oder einen Wochenfeiertag, gilt der vorhergehende Werktag, fällt er auf einen Sonntag,
                     gilt der zweite vorhergehende Werktag als Zahltag.  4  Entgeltbestandteile, die nicht in Monatsbeträgen festgelegt sind, sowie der Tagesdurchschnitt nach Absatz 6, sind am Zahltag
                     des zweiten Kalendermonats, der auf ihre Entstehung folgt, fällig.
                  

                  Protokollerklärung zu Absatz 1:

                   1 Der Zahltag kann vom Arbeitgeber auf den letzten Tag des Monats umgestellt werden.  2 Absatz 1 Satz 3 bleibt unberührt; er gilt entsprechend für den 31. Dezember. 

                   3 Die Umstellung des Zahltages kann nur im Dezember eines Jahres beginnen.  4 Sie kann nicht erfolgen, solange die Jahressonderzahlung auf Grund einer Dienstvereinbarung nach der Beschäftigungssicherungsordnung
                        oder einer Arbeitsrechtsregelung nicht oder in abgesenkter Höhe gezahlt wird.

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Besteht der Anspruch auf das Tabellenentgelt oder die sonstigen Entgeltbestandteile nicht für alle Tage eines Kalendermonats,
                     wird nur der Teil gezahlt, der auf den Anspruchszeitraum entfällt.  2 Besteht nur für einen Teil eines Kalendertags Anspruch auf Entgelt, wird für jede geleistete dienstplanmäßige oder betriebsübliche
                     Arbeitsstunde der auf eine Stunde entfallende Anteil des Tabellenentgelts sowie der sonstigen in Monatsbeträgen festgelegten
                     Entgeltbestandteile gezahlt.  3 Zur Ermittlung des auf die Stunde entfallenden Anteils sind die in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile durch das
                     4,348-fache der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit zu teilen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Ergibt sich bei der Berechnung von Beträgen ein Bruchteil eines Cents von mindestens 0,5, ist aufzurunden.  2 Zwischenrechnungen werden jeweils auf zwei Dezimalstellen durchgeführt.  3 Jeder Entgeltbestandteil ist einzeln zu runden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Entfallen die Voraussetzungen für eine Zulage im Laufe des Kalendermonats, gilt Absatz 2 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Einzelvertraglich können neben dem Tabellenentgelt zustehende Entgeltbestandteile (z. B. Zeitzuschläge, Erschwerniszuschläge)
                     pauschaliert werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 In den Fällen der Entgeltfortzahlung nach § 21 oder § 37 (Entgelt im Krankheitsfall), § 22 (Jubiläumszuwendung), § 25 (Erholungsurlaub), § 26 (Zusatzurlaub) und § 28 (Arbeitsbefreiung) werden das Tabellenentgelt sowie die sonstigen in Monatsbeträgen festgesetzten Entgeltbestandteile weitergezahlt.
                      2 Die nicht in Monatsbeträgen festgesetzten Entgeltbestandteile werden als Durchschnitt auf der Basis der dem maßgeblichen Ereignis
                     für die Entgeltfortzahlung vorhergehenden letzten drei vollen Kalendermonate (Berechnungszeitraum) gezahlt.  3 Ausgenommen hiervon sind das zusätzlich für die Überstunden gezahlte Entgelt mit Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen Überstunden,
                     Jahressonderzahlungen sowie besondere Zahlungen nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes.  4 Hat das Arbeitsverhältnis weniger als drei Kalendermonate bestanden, sind die vollen Kalendermonate, in denen das Arbeitsverhältnis
                     bestanden hat, zugrunde zu legen.  5 Bei Änderung der individuellen Arbeitszeit werden die nach der Arbeitszeitänderung liegenden vollen Kalendermonate zugrunde
                     gelegt.
                  

                   6 Der Tagesdurchschnitt nach Unterabsatz 1 Satz 2 beträgt bei einer durchschnittlichen Verteilung der regelmäßigen wöchentlichen
                     Arbeitszeit auf fünf Tage 1/65 aus der Summe der zu berücksichtigenden Entgeltbestandteile, die für den Berechnungszeitraum
                     zugestanden haben.  7 Bei einer abweichenden Verteilung der Arbeitszeit ist der Tagesdurchschnitt entsprechend zu ermitteln.  8 Sofern während des Berechnungszeitraums bereits Fortzahlungstatbestände vorlagen, bleiben die in diesem Zusammenhang auf Basis
                     der Tagesdurchschnitte gezahlten Beträge bei der Ermittlung des Durchschnitts nach Satz 2 unberücksichtigt.  9 Tritt die Fortzahlung des Entgelts nach einer allgemeinen Entgeltanpassung ein, ist die bzw. der Mitarbeitende so zu stellen,
                     als sei die Entgeltanpassung bereits mit Beginn des Berechnungszeitraums eingetreten.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt IV
Sozialbezüge
            

         

         
                     § 2140
Entgelt im Krankheitsfall
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Werden Mitarbeitende durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit an der Arbeitsleistung verhindert, ohne dass sie ein Verschulden
                     trifft, erhalten sie bis zur Dauer von sechs Wochen das Entgelt nach Maßgabe des § 20 Absatz 6; ein Verschulden in diesem Sinne liegt nur dann vor, wenn die Arbeitsunfähigkeit vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt
                     wurde.  2 Bei erneuter Arbeitsunfähigkeit infolge derselben Krankheit sowie bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses gelten die gesetzlichen
                     Bestimmungen.  3 Als unverschuldete Arbeitsunfähigkeit im Sinne der Sätze 1 und 2 gilt auch die Arbeitsverhinderung infolge einer Maßnahme
                     der medizinischen Vorsorge und Rehabilitation im Sinne von § 9 EFZG.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Nach Ablauf des Zeitraumes gemäß Absatz 1 erhalten die Mitarbeitenden für die Zeit, für die ihnen Krankengeld oder entsprechende
                     gesetzliche Leistungen gezahlt werden, einen Krankengeldzuschuss in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen den tatsächlichen
                     Barleistungen des Sozialleistungsträgers und dem Nettoentgelt.  2 Nettoentgelt ist das um die gesetzlichen Abzüge verminderte Entgelt im Sinne des § 20 Absatz 6; bei freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherten Mitarbeitenden ist dabei deren Gesamtkranken- und Pflegeversicherungsbeitrag
                     abzüglich Arbeitgeberzuschuss zu berücksichtigen.  3 Für Mitarbeitende, die nicht der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung unterliegen und bei einem privaten
                     Krankenversicherungsunternehmen versichert sind, ist bei der Berechnung des Krankengeldzuschusses der Krankengeldhöchstsatz,
                     der bei Pflichtversicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung zustünde, zugrunde zu legen.  4 Bei Teilzeitbeschäftigten ist das nach Satz 3 bestimmte fiktive Krankengeld entsprechend § 18 zeitanteilig umzurechnen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Krankengeldzuschuss wird bei einer Beschäftigungszeit
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 •

                              
                              	
                                 von mehr als einem Jahr längstens bis zum Ende der 13. Woche,

                              
                           

                           
                              	
                                 •

                              
                              	
                                 von mehr als drei Jahren längstens bis zum Ende der 39. Woche

                              
                           

                        
                     

                  

                  seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit infolge derselben Krankheit gezahlt.  2 Maßgeblich für die Berechnung der Fristen nach Satz 1 ist die Beschäftigungszeit, die im Laufe der krankheitsbedingten Arbeitsunfähigkeit
                     vollendet wird.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Entgelt im Krankheitsfall wird nicht über das Ende des Arbeitsverhältnisses hinaus gezahlt; § 8 EFZG bleibt unberührt.  2 Krankengeldzuschuss wird zudem nicht über den Zeitpunkt hinaus gezahlt, von dem an Mitarbeitende eine Rente oder eine vergleichbare
                     Leistung auf Grund eigener Versicherung aus der gesetzlichen Rentenversicherung, aus einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung
                     oder aus einer sonstigen Versorgungseinrichtung erhalten, die nicht allein aus Mitteln der Mitarbeitenden finanziert ist.
                      3 Überzahlter Krankengeldzuschuss und sonstige Überzahlungen gelten als Vorschuss auf die in demselben Zeitraum zustehenden
                     Leistungen nach Satz 2; die Ansprüche der Mitarbeitenden gehen insoweit auf den Arbeitgeber über.  4 Der Arbeitgeber kann von der Rückforderung des Teils des überzahlten Betrags, der nicht durch die für den Zeitraum der Überzahlung
                     zustehenden Bezüge im Sinne des Satzes 2 ausgeglichen worden ist, absehen, es sei denn, die bzw. der Mitarbeitende hat dem
                     Arbeitgeber die Zustellung des Rentenbescheids schuldhaft verspätet mitgeteilt.
                  

               

               
                     § 22
Jubiläumszuwendung
                     

                  

                   1 Mitarbeitende erhalten als Jubiläumszuwendung bei Vollendung einer Beschäftigungszeit
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 •

                              
                              	
                                 von 25 Jahren zusätzlichen Urlaub von 5 Tagen und

                              
                           

                           
                              	
                                 •

                              
                              	
                                 von 40 Jahren zusätzlichen Urlaub von 10 Tagen.

                              
                           

                        
                     

                  

                   2 § 25 Abs. 1 Satz 5 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 23
Sterbegeld
                     

                  

                   1 Beim Tode von Mitarbeitenden, deren Arbeitsverhältnis zur Zeit des Todes nicht geruht hat, wird der Ehegattin bzw. dem Ehegatten,
                     der Lebenspartnerin bzw. dem Lebenspartner oder den Kindern oder einer anderen Person, die die Kosten der Bestattung getragen
                     hat, ein Sterbegeld gewährt.  2 Als Sterbegeld wird für die restlichen Tage des Sterbemonats und – in einer Summe – für weitere zwei Monate das Tabellenentgelt
                     des/der Verstorbenen gezahlt.  3 Die Zahlung des Sterbegeldes an einen der Berechtigten bringt den Anspruch der Übrigen gegenüber dem Arbeitgeber zum Erlöschen;
                     die Zahlung auf das Gehaltskonto hat befreiende Wirkung.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt V
Zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung
            

         

         
                     § 2441
Zusatzversorgung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Mitarbeitenden haben Anspruch auf eine betriebliche Altersversorgung (Zusatzversorgung), die der Arbeitgeber durch Versicherung
                     bei der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse Rheinland-Westfalen sicherstellt (Pflichtversicherung).  2 Die Finanzierung der Pflichtbeiträge und der bis zum 31.  Dezember  2001 erdienten  Ansprüche  und  Anwartschaften aus der
                     Zusatzversorgung erfolgt ohne finanzielle Beteiligung der Mitarbeitenden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Absatz 1 gilt nicht für Mitarbeitende, für die nach der Satzung der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse Rheinland-Westfalen
                     Versicherungsfreiheit in der Zusatzversorgung  besteht und eine freiwillige Versicherung nicht zugelassen  ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Einzelheiten der Zusatzversorgung (Pflichtversicherung und  freiwillige Versicherung) richten sich nach der Satzung der
                     Kirchlichen Zusatzversorgungskasse Rheinland-Westfalen vom 7. April 2016.  2 Die  Einzelheiten der Entgeltumwandlung und der Finanzierung der bis zum 31. Dezember 2001 erdienten Ansprüche und Anwartschaften
                     aus der Zusatzversorgung werden in gesonderten  Arbeitsrechtsregelungen festgelegt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Abweichend von Absatz 1 trägt der Arbeitnehmer vom  1. Oktober  2017  bis  31. Dezember  2019 0,55 Prozentpunkte der Pflichtbeiträge
                     und zusätzlichen Beiträge für die Pflichtversicherung (Gesamtbeitrag) der  Kirchlichen  Zusatzversorgungskasse  Rheinland-Westfalen.
                      2 Ab 1. Januar 2020 beträgt die Beteiligung nach Satz 1 0,75 Prozentpunkte der Pflichtbeiträge und zusätzlichen Beiträge für
                     die Pflichtversicherung (Gesamtbeitrag) der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse Rheinland-Westfalen.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt VI
Urlaub, Arbeitsbefreiung
            

         

         
                     § 25
Erholungsurlaub42

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Mitarbeitenden haben in jedem Kalenderjahr Anspruch auf Erholungsurlaub unter Fortzahlung des Entgelts.  2 Bei der Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage in der Woche beträgt der Urlaubsanspruch in jedem Kalenderjahr
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 30 Arbeitstage.

                              
                           

                        
                     

                  

                   3 Bei einer anderen Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit als auf fünf Tage in der Woche erhöht oder vermindert sich der
                     Urlaubsanspruch entsprechend.  4 Verbleibt bei der Berechnung des Urlaubs ein Bruchteil, der mindestens einen halben Urlaubstag ergibt, wird er auf einen vollen
                     Urlaubstag aufgerundet.  5 Bruchteile von weniger als einem halben Urlaubstag bleiben unberücksichtigt.  6 Der Erholungsurlaub muss im laufenden Kalenderjahr gewährt werden und kann auch in Teilen genommen werden.  7 Dabei soll für einen Teil ein Zeitraum von mindestens zwei Wochen Dauer angestrebt werden.  8 Ansprüche gemäß § 3 BUrlG sowie ggf. eines Zusatzurlaubes gemäß § 125 SGB IX sind dabei unter Anrechnung auf den nach dieser Arbeitsrechtsregelung zustehenden Urlaub vorrangig zu gewähren.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Ein am Ende des Kalenderjahres noch verbleibender Urlaubsanspruch wird in das folgende Kalenderjahr übertragen.  2 Im Falle der Übertragung muss der Erholungsurlaub bis zum 31. März des folgenden Kalenderjahres angetreten werden.  3 Nicht bis zum 31. März angetretener Urlaub verfällt.
   4 Abweichend von Satz 3 verfallen die gesetzlichen und tariflichen Urlaubsansprüche, die wegen fortdauernder Arbeitsunfähigkeit
                     nicht spätestens bis zum Ende des Übertragungszeitraums angetreten werden konnten, 15 Monate nach Ende des Urlaubsjahres.
                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Im Übrigen gilt das Bundesurlaubsgesetz mit folgenden Maßgaben:
                  

                  
                     
                        	
                           Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis im Laufe eines Jahres, erhält der Mitarbeitende bzw. die Mitarbeitende als Erholungsurlaub
                              für jeden vollen Monat des Arbeitsverhältnisses ein Zwölftel des Urlaubsanspruchs nach Absatz 1; § 5 BUrlG bleibt unberührt.
                           

                        

                        	
                           Ruht das Arbeitsverhältnis, so vermindert sich die Dauer des Erholungsurlaubs einschließlich eines etwaigen Zusatzurlaubs
                              für jeden vollen Kalendermonat um ein Zwölftel.
                           

                        

                        	
                           Das nach Absatz 1 Satz 1 fortzuzahlende Entgelt wird zu dem in § 20 genannten Zeitraum gezahlt.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 26
Zusatzurlaub
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mitarbeitende, die ständig Wechselschichtarbeit oder ständig Schichtarbeit nach § 7 leisten und denen die Zulage nach § 8 Absatz 3  zusteht, erhalten
                     
                        	
                           bei Wechselschichtarbeit für je zwei zusammenhängende Monate und

                        

                        	
                           bei Schichtarbeit für je vier zusammenhängende Monate

                        

                     

                  

                  einen Arbeitstag Zusatzurlaub.

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Falle nicht ständiger Wechselschicht- oder Schichtarbeit (z. B. ständige Vertreter) erhalten Mitarbeitende, denen die Zulage
                     § 8 Absatz  oder Absatz 3  zusteht, einen Arbeitstag Zusatzurlaub für
                     
                        	
                           je drei Monate im Jahr, in denen sie überwiegend Wechselschichtarbeit geleistet haben, und

                        

                        	
                           je fünf Monate im Jahr, in denen sie überwiegend Schichtarbeit geleistet haben.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Mitarbeitende, die die Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 nicht erfüllen, erhalten bei einer Leistung im Kalenderjahr von
                     mindestens
150 Nachtarbeitsstunden 1 Arbeitstag,
300 Nachtarbeitsstunden 2 Arbeitstage,
450 Nachtarbeitsstunden 3 Arbeitstage,
600 Nachtarbeitsstunden 4 Arbeitstage
Zusatzurlaub im Urlaubsjahr.  2 Dabei werden die Zeiten, die nach Absatz 1 und 2 geleistet werden nicht berücksichtigt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Zusatzurlaub nach dieser arbeitsrechtlichen Regelung und sonstigen Bestimmungen mit Ausnahme von § 125 SGB IX wird nur bis
                     zu insgesamt sechs Arbeitstagen im Kalenderjahr gewährt.  2 Erholungsurlaub und Zusatzurlaub (Gesamturlaub) dürfen im Kalenderjahr zusammen 35 Arbeitstage nicht überschreiten.  3 Satz 2 ist für Zusatzurlaub nach den Absätzen 1 und 2 hierzu nicht anzuwenden.  4 Bei Mitarbeitenden, die das 50. Lebensjahr vollendet haben, gilt abweichend von Satz 2 eine Höchstgrenze von 36 Arbeitstagen.
                      5 § 25 Absatz1 Satz 3 gilt entsprechend
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Im Übrigen gilt § 25 mit Ausnahme von Absatz 3 Buchstabe a entsprechend.
                  

                  Protokollnotiz zu den Absätzen 1 und 2:

                   1 Der Anspruch auf Zusatzurlaub bemisst sich nach der abgeleisteten Schicht- oder Wechselschichtarbeit und entsteht im laufenden
                        Jahr, sobald die Voraussetzungen nach Satz 1 und 2 erfüllt sind.  2 Für die Feststellung, ob ständige Wechselschichtarbeit oder ständige Schichtarbeit vorliegt, ist eine Unterbrechung durch
                        Arbeitsbefreiung, Freizeitausgleich, bezahlten Urlaub oder Arbeitsunfähigkeit in den Grenzen des § 21 unschädlich.

               

               
                     § 27
Sonderurlaub
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Mitarbeitenden ist auf Antrag Sonderurlaub ohne Fortzahlung der Bezüge zu gewähren, wenn sie,
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 •

                              
                              	
                                 mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder

                              
                           

                           
                              	
                                 •

                              
                              	
                                 einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen tatsächlich betreuen oder pflegen.

                              
                           

                        
                     

                  

                   2 Der Arbeitgeber darf den Antrag nur ablehnen, wenn dringende dienstliche bzw. betriebliche Gründe entgegenstehen, insbesondere,
                     wenn es dem Arbeitgeber nicht möglich war, eine geeignete Ersatzkraft zu gewinnen.
                  

                   3 Die Dauer des Sonderurlaubs ist entsprechend dem Antrag festzulegen und auf bis zu fünf Jahre zu befristen.  4 Er kann verlängert werden.  5 Der Antrag auf Bewilligung oder Verlängerung des Sonderurlaubs ist spätestens drei Monate vor Beginn des beantragten Bewilligungs-
                     oder Verlängerungszeitraums zu stellen.
                  

                   6 Bei Mitarbeitenden in Tageseinrichtungen für Kinder sowie im Schul- und Internatsdienst soll der Sonderurlaub für die Zeit
                     bis zum Ende des laufenden Kindergartenjahres bzw. Schulhalbjahres bewilligt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sonderurlaub ohne Fortzahlung der Bezüge aus anderen als den in Absatz 1 Unterabsatz 1 genannten Gründen kann bei Vorliegen
                     eines wichtigen Grundes gewährt werden, wenn die dienstlichen oder betrieblichen Verhältnisse es gestatten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Zeit des Sonderurlaubs nach den Absätzen 1 und 2 gilt als Unterbrechung der Tätigkeit, es sei denn, dass der Arbeitgeber
                     in den Fällen des Absatzes 2 vor Antritt des Sonderurlaubs ein dienstliches oder betriebliches Interesse an der Beurlaubung
                     schriftlich anerkannt hat.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Kontakt zwischen den Mitarbeitenden und dem Arbeitgeber soll von beiden Seiten aufrecht erhalten werden, um die Wiederaufnahme
                     der beruflichen Tätigkeit zu erleichtern.  2 Beurlaubten Mitarbeitenden soll zur Vorbereitung auf die Wiederaufnahme der Tätigkeit die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen
                     ermöglicht werden.  3 Der Arbeitgeber soll sich an den Fortbildungskosten angemessen beteiligen.  4 Bezüge werden den beurlaubten Mitarbeitenden aus Anlass der Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen nicht gewährt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Mitarbeitenden haben Anspruch auf einen gleichwertigen Arbeitsplatz nach Ablauf des Sonderurlaubs.  2 Ein Anspruch auf Übertragung der vor dem Sonderurlaub wahrgenommenen Tätigkeiten besteht nicht.
                  

                  Protokollnotiz:

                  Ein Sonderurlaub darf nicht unterbrochen werden für Zeiträume, in denen  keine Arbeitsverpflichtung  besteht.

               

               
                     § 2843
Arbeitsbefreiung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Als Fälle nach § 616 BGB, in denen Mitarbeitende unter Fortzahlung des Entgelts nach § 20 Abs. 6 im nachstehend genannten Ausmaß von der Arbeit freigestellt wird, gelten nur die folgenden Anlässe:
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 a)

                              
                              	
                                 Niederkunft der Ehefrau / der Lebenspartnerin im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes

                              
                              	
                                 1 Arbeitstag

                              
                           

                           
                              	
                                 b)

                              
                              	
                                 Tod der Ehegattin oder des Ehegatten, eines Kindes oder Elternteils, eines Elternteils der Ehegattin oder des Ehegatten, der
                                    Ehegattin oder des Ehegatten eines Kindes. Für Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes
                                    gelten die Regelungen für Ehegattinnen und Ehegatten entsprechend
                                 

                              
                              	
                                 2 Arbeitstage

                              
                           

                           
                              	
                                 c)

                              
                              	
                                 Umzug aus dienstlichem oder betrieblichem Grund an einen anderen Ort

                              
                              	
                                 1 Arbeitstag

                              
                           

                           
                              	
                                 d)

                              
                              	
                                 Schwere Erkrankung

                              
                              	
                           

                           
                              	
                                 aa)

                              
                              	
                                 einer/eines Angehörigen, soweit er in demselben Haushalt lebt

                              
                              	
                                 1 Arbeitstag
 im Kalenderjahr
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 bb)

                              
                              	
                                 eines Kindes, das das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, wenn im laufenden Kalenderjahr kein Anspruch nach § 45 SGB V besteht oder bestanden hat
                                 

                              
                              	
                                 bis zu
 4 Arbeitstagen
 im Kalenderjahr
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 cc)

                              
                              	
                                 einer Betreuungsperson, wenn Mitarbeitende deshalb die Betreuung ihres Kindes, das das 8. Lebensjahr noch nicht vollendet
                                    hat oder wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung dauernd pflegebedürftig ist, übernehmen müssen.

Eine Freistellung erfolgt nur, soweit eine andere Person zur Pflege oder Betreuung nicht sofort zur Verfügung steht und die
                                    Ärztin/der Arzt den Fällen der Doppelbuchstaben aa und bb die Notwendigkeit der Anwesenheit der/des Mitarbeitenden zur vorläufigen
                                    Pflege bescheinigt. Die Freistellung darf insgesamt fünf Arbeitstage im Kalenderjahr nicht überschreiten
                                 

                              
                              	
                                 bis zu
 4 Arbeitstagen
 im Kalenderjahr
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 e)

                              
                              	
                                 Ärztliche Behandlung der/des Mitarbeitenden, wenn diese nach ärztlicher Bescheinigung während der Arbeitszeit erfolgen muss,

Die genannte ärztliche Behandlung erfasst auch die ärztliche Untersuchung und die ärztlich verordnete Behandlung
                                 

                              
                              	
                                 erforderliche nachgewiesene Arbeitszeit zuzüglich erforderlicher Wegezeiten

                              
                           

                           
                              	
                                 f)

                              
                              	
                                 kirchliche Trauung der oder des Mitarbeitenden

                              
                              	
                                 1 Arbeitstag

                              
                           

                           
                              	
                                 g)

                              
                              	
                                 Taufe und Konfirmation bzw. Erstkommunion eines Kindes der/des Mitarbeitenden

                              
                              	
                                 1 Arbeitstag

                              
                           

                           
                              	
                                 h)

                              
                              	
                                 Ausübung eines Amtes als Mitglied der nach Verfassung, Gesetz oder Satzung leitenden kirchlichen Organe und ihrer Ausschüsse
                                    sowie der Kirchengerichte
                                 

                              
                              	
                                 erforderliche Abwesenheitszeit zuzüglich erforderlicher Wegezeiten

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei Erfüllung allgemeiner staatsbürgerlicher Pflichten nach deutschem Recht, soweit die Arbeitsbefreiung gesetzlich vorgeschrieben
                     ist und soweit die Pflichten nicht außerhalb der Arbeitszeit, gegebenenfalls nach ihrer Verlegung, wahrgenommen werden können,
                     besteht der Anspruch auf Fortzahlung Entgelts nach § 12 nur insoweit, als die bzw. der Mitarbeitende nicht Ansprüche auf Ersatz des Entgelts geltend machen kann.  2 Das fortgezahlte Entgelt gilt in Höhe des Ersatzanspruchs als Vorschuss auf die Leistungen der Kostenträger.  3 Die Mitarbeitenden haben den Ersatzanspruch geltend zu machen und die erhaltenen Beträge an den Arbeitgeber abzuführen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Arbeitgeber kann in sonstigen dringenden Fällen Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts nach § 20 Abs. 6 bis zu drei Arbeitstagen gewähren.  2 Hierzu gehört u.a. die kurzzeitige Arbeitsverhinderung nach § 2 PflegeZG.  3 In begründeten Fällen kann bei Verzicht auf das Entgelt kurzfristige Arbeitsbefreiung gewährt werden, wenn die dienstlichen
                     oder betrieblichen Verhältnisse es gestatten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Zur Teilnahme an Tagungen kann den gewählten Vertretern und Vertreterinnen in Organen der Verbände kirchlicher Mitarbeiter
                     und der Gewerkschaften einschließlich deren Untergliederungen Arbeitsbefreiung bis zu acht Arbeitstagen im Jahr unter Fortzahlung
                     des Entgelts nach § 12 erteilt, wenn die dienstlichen oder betrieblichen Verhältnisse es gestatten.  2 Mitarbeitende, die einer Arbeitsrechtlichen Kommission angehören oder von ihr zur Mitarbeit herangezogen werden, ist Arbeitsbefreiung
                     in dem für ihre Tätigkeit in dieser Kommission notwendigen Umfang ohne Minderung der Bezüge zu erteilen.  3 Dies gilt entsprechend für die Tätigkeit von Mitarbeitenden in einer Arbeitsrechtlichen Schiedskommission.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Zur Teilnahme an Sitzungen von Prüfungs- und von Berufsbildungsausschüssen nach dem Berufsbildungsgesetz sowie für eine Tätigkeit
                     in Organen von Sozialversicherungsträgern kann den Mitgliedern Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts nach § 12 gewährt werden, sofern nicht dringende dienstliche oder betriebliche Interessen entgegenstehen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Zur Teilnahme am Deutschen Evangelischen Kirchentag wird Mitarbeitenden unter Fortzahlung des Entgelts Arbeitsbefreiung gewährt,
                     sofern nicht dringende dienstliche oder betriebliche Interessen entgegenstehen.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt VII
Befristung und Beendigung des Arbeitsverhältnisses
            

         

         
                     § 29
Befristete Arbeitsverträge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Befristete Arbeitsverträge sind nach Maßgabe des Teilzeit- und Befristungsgesetzes sowie anderer gesetzlicher Vorschriften
                     über die Befristung von Arbeitsverträgen zulässig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Kalendermäßig befristete Arbeitsverträge mit sachlichem Grund sind nur zulässig, wenn die Dauer des einzelnen Vertrages fünf
                     Jahre nicht übersteigt; weitergehende Regelungen im Sinne von § 23 TzBfG bleiben unberührt.  2 Mitarbeitende mit einem Arbeitsvertrag nach Satz 1 sind bei der Besetzung von Dauerarbeitsplätzen bevorzugt zu berücksichtigen,
                     wenn die sachlichen und persönlichen Voraussetzungen erfüllt sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Ein befristeter Arbeitsvertrag ohne sachlichen Grund soll in der Regel zwölf Monate nicht unterschreiten; die Vertragsdauer
                     muss mindestens sechs Monate betragen.  2 Vor Ablauf des Arbeitsvertrages hat der Arbeitgeber zu prüfen, ob eine unbefristete oder befristete Weiterbeschäftigung möglich
                     ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Bei befristeten Arbeitsverträgen ohne sachlichen Grund gelten die ersten sechs Wochen und bei befristeten Arbeitsverträgen
                     mit sachlichem Grund die ersten sechs Monate als Probezeit.  2 Innerhalb der Probezeit kann der Arbeitsvertrag mit einer Frist von zwei Wochen zum Monatsschluss gekündigt werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Eine ordentliche Kündigung nach Ablauf der Probezeit ist nur zulässig, wenn die Vertragsdauer mindestens zwölf Monate beträgt.
                      2 Nach Ablauf der Probezeit beträgt die Kündigungsfrist in einem oder mehreren aneinander gereihten Arbeitsverhältnissen bei
                     demselben Arbeitgeber 
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 von insgesamt mehr als sechs Monaten

                              
                              	
                                 vier Wochen,

                              
                              	
                           

                           
                              	
                                 von insgesamt mehr als einem Jahr

                              
                              	
                                 sechs Wochen

                              
                              	
                                 zum Schluss eines Kalendermonats,

                              
                           

                           
                              	
                                 von insgesamt mehr als zwei Jahren

                              
                              	
                                 drei Monate,

                              
                              	
                           

                           
                              	
                                 von insgesamt mehr als drei Jahren

                              
                              	
                                 vier Monate

                              
                              	
                                 zum Schluss eine Kalendervierteljahres.

                              
                           

                        
                     

                  

                   3 Eine Unterbrechung bis zu drei Monaten ist unschädlich, es sei denn, dass das Ausscheiden  des Mitarbeitenden von dem Mitarbeitenden/der
                     Mitarbeitenden verschuldet oder veranlasst war.  4 Die Unterbrechungszeit bleibt unberücksichtigt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die §§ 31 und 32 bleiben von den Regelungen der Absätze 3 bis 5 unberührt.
                  

               

               
                     § 30
Führung auf Probe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Führungspositionen können als befristetes Arbeitsverhältnis bis zur Gesamtdauer von zwei Jahren vereinbart werden.  2 Innerhalb dieser Gesamtdauer ist eine höchstens zweimalige Verlängerung des Arbeitsvertrages zulässig.  3 Die beiderseitigen Kündigungsrechte bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Führungspositionen sind die ab Entgeltgruppe 10 bzw. SE 15 oder SD 15 zugewiesene Tätigkeiten mit Weisungsbefugnis.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Besteht bereits ein Arbeitsverhältnis mit demselben Arbeitgeber, kann der bzw. dem Mitarbeitenden vorübergehend eine Führungsposition
                     bis zu der in Absatz 1 genannten Gesamtdauer übertragen werden.  2 Für die Dauer der Übertragung wird eine Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen den Entgelten nach der bisherigen
                     Entgeltgruppe und dem sich bei der Höhergruppierung nach § 14 Abs. 4  sich ergebenden Entgelt gewährt.  3 Nach Fristablauf endet die Erprobung.  4 Bei Bewährung wird die Führungsfunktion auf Dauer übertragen; ansonsten erhält die bzw. der Mitarbeitende eine der bisherigen
                     Eingruppierung entsprechende Tätigkeit.
                  

               

               
                     § 31
Führung auf Zeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Führungspositionen können als befristetes Arbeitsverhältnis bis zur Dauer von vier Jahren vereinbart werden.  2 Folgende Verlängerungen des Arbeitsvertrages sind zulässig:
                     
                        	
                           in den Entgeltgruppen 10 bis 12 und SE 15 bis SE 18 sowie SD 15 bis SD 18 eine höchstens zweimalige Verlängerung bis zu einer
                              Gesamtdauer von acht Jahren,
                           

                        

                        	
                           ab Entgeltgruppe 13 eine höchstens dreimalige Verlängerung bis zu einer Gesamtdauer von zwölf Jahren.

                        

                     

                  

                   3 Zeiten in einer Führungsposition nach Buchstabe a bei demselben Arbeitgeber können auf die Gesamtdauer nach Buchstabe b zur
                     Hälfte angerechnet werden.  4 Die allgemeinen Vorschriften über die Probezeit (§ 5) und die beiderseitigen Kündigungsrechte bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Führungspositionen sind ab Entgeltgruppe 10 bzw. SE 15 oder SD 15 zugewiesene Tätigkeiten mit Weisungsbefugnis.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Besteht bereits ein Arbeitsverhältnis mit demselben Arbeitgeber, kann der bzw. dem Mitarbeitenden vorübergehend eine Führungsposition
                     bis zu den in Absatz 1 genannten Fristen übertragen werden.  2 Für die Dauer der Übertragung wird eine Zulage gewährt in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen den Entgelten nach der bisherigen
                     Entgeltgruppe und dem sich bei der Höhergruppierung nach § 14 Abs. 4  sich ergebenden Entgelt, zuzüglich eines Zuschlags von 75 % des Unterschiedsbetrages zwischen den Entgelten der Entgeltgruppe,
                     die der übertragenen Funktion entspricht, zur nächsthöheren Entgeltgruppe nach § 14 Abs. 4 Satz .  3 Nach Fristablauf erhält die/der Mitarbeitende eine der bisherigen Eingruppierung entsprechende Tätigkeit; der Zuschlag entfällt.
                  

               

               
                     § 3244
Beendigung des Arbeitsverhältnisses ohne Kündigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Arbeitsverhältnis endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf,
                     
                        	
                           mit Ablauf des Monats, in dem die oder der Mitarbeitende das gesetzlich festgelegte Lebensalter zum Anspruch auf die Regelaltersrente
                              erreicht hat,
                           

                        

                        	
                           jederzeit im gegenseitigen Einvernehmen (Auflösungsvertrag)

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Das Arbeitsverhältnis endet mit Ablauf des Monats, in dem der Bescheid eines Rentenversicherungsträgers (Rentenbescheid) zugestellt
                     wird, wonach die/der Mitarbeitende voll oder teilweise erwerbsgemindert ist.  2 Die/Der Mitarbeitende hat den Arbeitgeber von der Zustellung des Rentenbescheides unverzüglich zu unterrichten.  3 Beginnt die Rente erst nach der Zustellung des Rentenbescheides, endet das Arbeitsverhältnis mit Ablauf des dem Rentenbeginn
                     vorangehenden Tages.  4 Liegt im Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhältnisses eine nach § 92 SGB IX erforderliche Zustimmung des Integrationsamtes
                     noch nicht vor, endet das Arbeitsverhältnis mit Ablauf des Tages der Zustellung des Zustimmungsbescheids des Integrationsamtes.
                      5 Das Arbeitsverhältnis endet nicht, wenn nach dem Bescheid des Rentenversicherungsträgers eine Rente auf Zeit gewährt wird.
                      6 In diesem Fall ruht das Arbeitsverhältnis für den Zeitraum, für den eine Rente auf Zeit gewährt wird; beginnt die Rente rückwirkend,
                     ruht das Arbeitsverhältnis ab dem Tag, der auf den Tag der Zustellung des Rentenbescheids folgt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Im Falle teilweiser Erwerbsminderung endet bzw. ruht das Arbeitsverhältnis nicht, wenn die/der Mitarbeitende nach seinem vom
                     Rentenversicherungsträger festgestellten Leistungsvermögen auf seinem bisherigen oder einem anderen geeigneten und freien
                     Arbeitsplatz weiterbeschäftigt werden könnte, soweit dringende dienstliche bzw. betriebliche Gründe nicht entgegenstehen,
                     und die bzw. der Mitarbeitende innerhalb von zwei Wochen nach Zugang des Rentenbescheids seine Weiterbeschäftigung schriftlich
                     beantragt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Verzögert die/der Mitarbeitende schuldhaft den Rentenantrag oder bezieht sie/er Altersrente nach § 236 oder § 236a SGB VI
                     oder ist sie bzw. er nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung versichert, so tritt an die Stelle des Rentenbescheids das
                     Gutachten einer Amtsärztin bzw. eines Amtsarztes oder einer bzw. eines nach § 3 Absatz 4 bestimmten Ärztin oder Arztes.  2 Das Arbeitsverhältnis endet in diesem Falle mit Ablauf des Monats, in dem der/dem Mitarbeitenden das Gutachten bekannt gegeben
                     worden ist.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Soll die bzw. der Mitarbeitende, dessen Arbeitsverhältnis nach Absatz 1 Buchstabe a geendet hat, weiterbeschäftigt werden,
                     ist ein neuer schriftlicher Arbeitsvertrag abzuschließen  2 Das Arbeitsverhältnis kann jederzeit mit einer Frist von vier Wochen zum Monatsende gekündigt werden, wenn im Arbeitsvertrag
                     nichts anderes vereinbart ist.
                  

               

               
                     § 33
Kündigung des Arbeitsverhältnisses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Bis zum Ende des sechsten Monats seit Beginn des Arbeitsverhältnisses beträgt die Kündigungsfrist zwei Wochen zum Monatsschluss.
                      2 Im Übrigen beträgt die Kündigungsfrist bei einer Beschäftigungszeit (Absatz 5) bis zu einem Jahr einen Monat zum Monatsschluss,
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 bei einer Beschäftigungszeit

                              
                           

                           
                              	
                                 von mehr als einem Jahr

                              
                              	
                                 6 Wochen

                              
                              	
                           

                           
                              	
                                 von mindestens 5 Jahren

                              
                              	
                                 3 Monate,

                              
                              	
                           

                           
                              	
                                 von mindestens 8 Jahren

                              
                              	
                                 4 Monate,

                              
                              	
                           

                           
                              	
                                 von mindestens 10 Jahren

                              
                              	
                                 5 Monate,

                              
                              	
                           

                           
                              	
                                 von mindestens 12 Jahren

                              
                              	
                                 6 Monate

                              
                              	
                                 zum Schluss eines Kalendervierteljahres.

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Eine betriebsbedingte Kündigung setzt voraus, dass die Vorschriften der Rationalisierungssicherungsordnung (RSO)45 ungeachtet der §§ 1 und 2 angewendet worden sind.  2 Mitarbeitende, die danach auf Veranlassung des Arbeitgebers im gegenseitigen Einvernehmen oder aufgrund einer Kündigung durch
                     den Arbeitgeber aus dem Arbeitsverhältnis ausscheiden, erhalten eine Abfindung nach § 8 RSO46.  3 Für Mitarbeitende mit einer Beschäftigungszeit von mehr als 15 Jahren erhöht sich die Anzahl der zu zahlenden Monatsentgelte
                     für je zwei weitere Jahre Beschäftigungszeit um jeweils ein zusätzliches Monatsentgelt.  4 Eine Abfindung  entfällt, wenn eine Einrichtung, die nicht zu einem  Dienststellenverbund im Sinne des § 6a des Mitarbeitervertretungsgesetzes47 gehört, nachweist, dass die Zahlung der Abfindung zur Anmeldung der Insolvenz führen würde.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Arbeitsverhältnisse von Mitarbeitenden, die das 40. Lebensjahr vollendet haben, können nach einer Beschäftigungszeit (Absatz
                     5) von mehr als 15 Jahren durch den Arbeitgeber nur aus einem wichtigen Grunde gekündigt werden.  2 Soweit Mitarbeitende nach dem bis zum 30. Juni 2007 geltenden Arbeitsrecht unkündbar waren, bestimmt sich die Kündbarkeit
                     nach den Bestimmungen des bis dahin geltenden BAT-KF § 55 Absatz 1 und 2.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Als wichtiger Grund zur außerordentlichen Kündigung gilt insbesondere der Austritt der/des Mitarbeitenden aus der evangelischen
                     Kirche und der Verlust der Rechte aus der Ordination oder Vokation.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Beschäftigungszeit ist die bei demselben Arbeitgeber im Arbeitsverhältnis zurückgelegte Zeit, auch wenn sie unterbrochen ist.
                      2 Unberücksichtigt bleibt die Zeit eines Sonderurlaubs gemäß § 27, es sei denn, der Arbeitgeber hat vor Antritt des Sonderurlaubs schriftlich ein dienstliches Interesse anerkannt.
                  

               

               
                     § 34
Zeugnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses haben die Mitarbeitenden Anspruch auf ein schriftliches Zeugnis über Art und Dauer
                     ihrer Tätigkeit, das sich auch auf Führung und Leistung erstrecken muss (Endzeugnis).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Aus triftigen Gründen können Mitarbeitende auch während des Arbeitsverhältnisses ein Zeugnis verlangen (Zwischenzeugnis).
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei bevorstehender Beendigung des Arbeitsverhältnisses können die Mitarbeitenden ein Zeugnis über Art und Dauer ihrer Tätigkeit
                     verlangen (vorläufiges Zeugnis).
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Zeugnisse gemäß den Absätzen 1 bis 3 sind unverzüglich auszustellen.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt VIII
Besondere Vorschriften
            

         

         
                     § 3548
Anwendung beamtenrechtlicher Vorschriften
                     

                  

                  Für die Reisekostenvergütung49, Umzugskostenvergütung, Trennungsentschädigung sowie die Vergabe von Werkdienstwohnungen gelten die Bestimmungen des kirchlichen
                     Beamtenrechts entsprechend, soweit durch die Arbeitsrechtliche Kommission keine abweichenden Bestimmungen getroffen werden.
                  

                  Protokollerklärung zu § 35:

                  Bei der Anwendung beamtenrechtlicher Vorschriften für die Ermittlung der höchsten Dienstwohnungsvergütung bleiben die nach
                        § 15 zu zahlenden Kinderzulagen unberücksichtigt.

               

               
                     § 36
Ausschlussfrist
                     

                  

                   1 Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Fälligkeit
                     von den Mitarbeitenden oder vom Arbeitgeber in Textform geltend gemacht werden. 
                  

                   2 Die Frist nach Satz 1 gilt nicht für unabdingbare Ansprüche, insbesondere solche auf Mindestentgelte gleich welcher Rechtsgrundlage.
                      3 Unberührt bleiben auch Ansprüche, die auf vorsätzlichen Handlungen beruhen, oder Ansprüche wegen Verletzung des Lebens, des
                     Körpers oder der Gesundheit. 
                  

                   4 Für denselben Sachverhalt reicht die einmalige Geltendmachung des Anspruchs auch für später fällig werdende Leistungen aus.
                  

               

               
                     § 37
Übergangsregelung für die Zahlung von Krankenbezügen
                     

                  

                   1 Für Mitarbeitende, die bereits am 30. Juni 1994 in einem Arbeitsverhältnis gestanden haben, das am 1. Juli 2007 zu demselben
                     Arbeitgeber fortbestanden hat, gilt anstelle des § 21 das bis zum 30. Juni 2007 geltende Recht fort.  2 Die/Der Mitarbeitende kann bis zum 31. Dezember 2008 erklären, dass für sie/ihn der § 21 Anwendung finden soll.
                  

               

               
                     § 38
Mitarbeitende als Lehrkräfte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die folgenden Absätze gelten für Mitarbeitende als Lehrkräfte an allgemein bildenden Schulen und berufsbildenden Schulen (Berufs-,
                     Berufsfach- und Fachschulen) sowie an Fachhochschulen.  2 Sie gelten nicht für Lehrkräfte an Schulen und Einrichtungen der Verwaltung, die der Ausbildung oder Fortbildung von Angehörigen
                     des kirchlichen Dienstes dienen, sowie an Krankenpflegeschulen und ähnlichen der Ausbildung dienenden Einrichtungen.  3 Lehrkräfte im Sinne dieser Regelung sind Personen, bei denen die Vermittlung von Kenntnissen und Fertigkeiten im Rahmen eines
                     Schulbetriebes der Tätigkeit das Gepräge gibt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Eingruppierung und das Entgelt richten sich nach den Bestimmungen, die für vergleichbare Lehrkräfte des Bundeslandes gelten,
                     in dem die Schule liegt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die §§ 6 bis 10 finden keine Anwendung.  2 Es gelten die Bestimmungen für die entsprechenden Beamten.  3 Sind entsprechende Beamte nicht vorhanden, so ist die Arbeitszeit im Arbeitsvertrag zu regeln.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Urlaub ist in den Schulferien zu nehmen.  2 Wird die Lehrkraft während der Schulferien durch Unfall oder Krankheit arbeitsunfähig, so hat sie dies unverzüglich anzuzeigen.
                      3 Die Lehrkraft hat sich nach Ende der Schulferien oder, wenn die Krankheit länger dauert, nach Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit
                     zur Arbeitsleistung zur Verfügung zu stellen.  4 Für eine Inanspruchnahme der Lehrkraft während der den Urlaub in den Schulferien übersteigenden Zeit gelten die Bestimmungen
                     für die entsprechenden Beamten.  5 Sind entsprechende Beamte nicht vorhanden, regeln dies die Betriebsparteien.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Arbeitsverhältnis endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, mit Ablauf des Schulhalbjahres (31. Januar bzw. 31. Juli),
                     in dem die Lehrkraft das Lebensalter zum Anspruch auf die Regelaltersrente (§ 35 SGB VI) erreicht hat.
                  

               

               
                     § 39

                  

                  (nicht besetzt)

               

               
                     § 40
Mitarbeitende als Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         § 6 Absätze 1, 3 und 5 findet mit der Maßgabe Anwendung, dass die Dienste von Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusikern mit dem in der Anlage 1050 festgelegten Anteil an der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines oder einer entsprechenden Vollbeschäftigten gewertet
                     werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 § 6 Absatz 6 Satz 2 findet für Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker Anwendung mit der Maßgabe, dass als Ausgleich für den Sonntagsdienst Dienstbefreiung
                     an einem in der Dienstanweisung festzulegenden Werktag gewährt wird und dass in jedem Vierteljahr ein Wochenende (Sonnabend
                     und Sonntag) dienstfrei zu halten ist, auch wenn in das Vierteljahr Erholungsurlaub fällt.  2 Dieses Wochenende wird als ein dienstfreier Werktag gerechnet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         § 7 Absatz 5 findet für Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker Anwendung mit der Maßgabe, dass als Nachtarbeit die Arbeit zwischen null
                     und sechs Uhr gilt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Anstelle der Zeitzuschläge nach § 8 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe a) und c) bis f) erhalten Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker eine besondere Arbeitsbefreiung
                     von vier Arbeitstagen im Kalenderjahr unter Fortzahlung des Entgelts und der in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen.  2 Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis im Laufe eines Kalenderjahres, so beträgt die Arbeitsbefreiung für jedes volle Vierteljahr,
                     in dem das Arbeitsverhältnis besteht, einen Arbeitstag.  3 Die Arbeitsbefreiung ist möglichst zusammenhängend während einer Zeit zu gewähren, in der die Verhältnisse es gestatten.  4 § 25 Absatz 1 Satz 5 sowie Absatz 2 finden entsprechende Anwendung.
                  

               

               
                     § 41
Mitarbeitende, die Freizeiten durchführen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Diese Regelungen gelten für Mitarbeitende, die auf Grund ihrer Dienstanweisung oder besonderer Regelung Freizeiten durchführen.
                      2 Freizeiten im Sinne der Sonderregelungen sind Maßnahmen des Arbeitgebers, die für bestimmte Zielgruppen planmäßig für einen
                     bestimmten Zeitraum in der Regel außerhalb des örtlichen Bereichs der Dienststelle durchgeführt werden.  3 Die Mitarbeitenden erhalten für die Dauer und im Rahmen der Freizeit freie Fahrt, Unterkunft und Verpflegung.  4 Sie gelten nicht für Mitarbeitende in Krankenhäusern, Heil-, Pflege- und Entbindungseinrichtungen, medizinischen Instituten
                     von Kranken-, Heil- und Pflegeeinrichtungen (z. B. pathologischen Instituten und Röntgeninstituten) und sonstigen Einrichtungen
                     und Heimen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        § 6 findet für die Dauer der Durchführung einer Freizeit keine Anwendung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Als Arbeitszeit werden für jeden Tag der Teilnahme an einer Freizeit einschließlich der Tage der An- und Abreise zehn Stunden
                     berechnet, soweit sich nicht  aus der Planung für den Ablauf der Freizeit eine geringere Arbeitszeit ergibt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Ergibt sich aus der Arbeitszeitberechnung nach Absatz 2 eine höhere wöchentliche Arbeitszeit, als von der/dem Mitarbeitenden
                     sonst nach seinem Arbeitsvertrag zu leisten ist, so ist im Anschluss an die Freizeit, spätestens bis zum Ende des dritten
                     Kalendermonats nach Abschluss der Freizeit, entsprechende Arbeitsbefreiung zu gewähren.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Die Neufassung berücksichtigt die „Redaktionellen Anpassungen der Arbeitsrechtsregelung zur Neufassung des BAT-KF, des MTArb-KF
               und Übergangsregelungen im Zuge der Neufassung des BAT-KF und MTArb-KF vom 22. Oktober 2007 (Ges. u. VOBl. Bd. 14 S. 68)“
            

         

      

      2
            Inkrafttreten am 1. Juli 2007 durch Beschluss der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission vom 22. Oktober 2007 (siehe auch Artikel 6
               der Redaktionellen Anpassungen der Arbeitsrechtsregelungen zur Neufassung des BAT-KF, MTArb-KF und Übergangsregelungen im
               Zuge der Neufassung des BAT-KF und MTArb-KF vom 22. Oktober 2007 (Ges. u. VOBl.  Bd. 14 S. 69). Die Anlage 2 „Arbeitsrechtsregelung
               zur Ergänzung der Übergangsregelungen im Zuge der Neufassung des BAT-KF und des MTArb-KF vom 21. November 2007 (Ges. u. VOBl.
               Bd. 14 S. 74) wird gesondert abgedruckt (Nr. 412).
            

         

      

      3
            da der TV-Ärzte-KF in der Lippischen Landeskirche keine Anwendung findet.

         

      

      4
            Überschrift zu § 18 geändert durch ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR vom 8. Mai 2008; Anlagen 4a,
               b, c und 5 neu gefasst durch ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR vom 21. August 2008.
            

         

      

      5
            § 3 Abs. 6 eingefügt durch ARR zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF vom 15. Oktober 2008.

         

      

      6
            Nr. 471

         

      

      7
            Nr. 471

         

      

      8
            § 6 Absatz 1 Protokollerklärung angefügt durch ARR zur Einführung von Kurzarbeit vom 31.01.2008; Abs. 4  geändert, Abs. 8
               angefügt durch ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR vom 8. Mai 2008; § 6 Abs. 1 geändert, Protokollerklärung
               zu § 6 Abs. 1 geändert durch ARR zur Änderung der BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR vom 21. August 2008; § 6 Abs. 9 angefügt
               durch ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und der Ordnung über die Arbeitsbedingungen für Mitarbeiter an Bildschirmplätzen
               vom 19. September 2012; § 6 neu gefasst durch ARR zur Änderung des BAT-KF und der KüsterO – Arbeitszeitregelungen – vom 26.
               Oktober 2016.
            

         

      

      9
            § 6a eingefügt durch ARR zur Änderung des BAT-KF und der KüsterO – Arbeitszeitregelungen – vom 26. Oktober 2016.

         

      

      10
            § 7 Abs. 6 Satz 1 und 2 geändert durch ARR zur Änderung des BAT-KF und der KüsterO – Arbeitszeitregelungen – vom 26. Oktober
               2016.
            

         

      

      11
            § 8 Abs. 6 geändert durch ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR vom 8. Mai 2008; Abs. 2 Satz 3 geändert
               durch ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR vom 16. Mai 2012

Redaktioneller Hinweis: Durch ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR vom 16. Mai 2012 wird in § 8 Abs.
               2  die Zahl 0,72  durch die Zahl  0,74  mit Wirkung zum 1. April 2013 ersetzt, durch ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF
               und anderer ARR vom 29. August 2014 wird in § 8 Abs. 2 die Zahl 0,74 durch die Zahl 0,76 ersetzt, durch ARR zur Änderung des
               BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR vom 29. August 2014 wird die Zahl 0,76 durch die Zahl 0,78 mit Wirkung zum 1. Juli 2014
               ersetzt

Durch die ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR vom 29. August 2014 wird in § 8 Abs. 3 die Zahl 0,25 durch
               die Zahl 0,26 ersetzt, durch die ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR vom 29. August 2014 wird die Zahl
               0,26 durch die Zahl 0,27 mit Wirkung zum 1. Juli 2014 ersetzt. § 8 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 Satz 1 geändert durch ARR zur
               Änderung des BAT-KF und anderer ARR vom 10. Mai 2016; § 8 Abs. 8 angefügt durch ARR zur Änderung des BAT-KF und der KüsterO – Arbeitszeitregelungen – vom 26. Oktober 2016.
            

         

      

      12
            Nr. 410-5 (nur online verfügbar)

         

      

      13
            § 10 Abs. 4 angefügt durch ARR zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF vom 15. Oktober 2008.

         

      

      14
            Nr. 410-1

         

      

      15
            Nr. 410-2

         

      

      16
            Nr. 410-3 (nur online verfügbar)

         

      

      17
            410-8

         

      

      18
            Nr. 411

         

      

      19
            Nr. 411

         

      

      20
            Nr. 411

         

      

      21
            § 12 Abs. 2 angefügt durch ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR vom 21. August 2008.

         

      

      22
            Nr. 410-1

         

      

      23
            Nr. 410-4a 8 (nur online verfügbar)

         

      

      24
            Nr. 410-2

         

      

      25
            Nr. 410-4c (nur online verfügbar)

         

      

      26
            Nr. 410-3 (nur online verfügbar)

         

      

      27
            Nr. 410-4b (nur online verfügbar)

         

      

      28
            410-4d

         

      

      29
            § 13 Teil A Absatz 2a eingefügt durch ARR zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF vom 15. Oktober 2008.

         

      

      30
            Nr. 410-1

         

      

      31
            Nr. 410-2

         

      

      32
            Nr. 411

         

      

      33
            Protokollerklärung zu § 14 Abs. 4  S. 4 angefügt durch ARR zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF vom 11. Juni 2008.
§ 14 Abs. 4 geändert durch ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR vom 16. Mai 2012 mit Gültigkeit zum 1.
               April 2013, geändert durch ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR vom 29. August 2014 mit Wirkung zum 1.
               Juli 2014, geändert durch ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR vom 10. Mai 2016 in §14 Abs. 4 Satz 3
               wird die Angabe 56,12 jeweils durch die Angabe 57,47 und die Angabe 89,77 durch die Angabe 91,92 mit Gültigkeit zum 1. Juni
               2016 ersetzt.,geändert durch ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR vom 10. Mai 2016 in §14 Abs. 4 Satz
               3 wird die Angabe 57,47 jeweils durch die Angabe 58,82 und die Angabe 91,92 durch die Angabe 94,08 mit Gültigkeit zum 1. Dezember
               2016 ersetzt. geändert durch ARR zur Änderug des BAT-KF vom 17. Mai 2017 § 14 Abs. 4 geändert und die Protokollerklärungen
               zu Abs. 4 Satz 2 und Abs. 4 Satz 4 1. Halbsatz neu gefasst.
            

         

      

      34
            Nr. 471

         

      

      35
            § 15 geändert durch ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR vom 16. Mai 2012.

Redaktioneller Hinweis: Durch ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR vom 16. Mai 2012 wird in § 15  die
               Zahl 101,64 durch die Zahl 104,49  mit Wirkung zum 1. April 2013 ersetzt,durch ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und
               anderer ARR vom 29. August 2014 wird in § 15 die Zahl 104,49 durch die Zahl 107,62 ersetzt,  durch ARR zur Änderung des BAT-KF,
               des MTArb-KF und anderer ARR vom 29. August 2014 wird die Zahl 107, 62 durch die 110, 20 mit Wirkung zum 1. Juli 2014 ersetzt.
               Durch ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR vom 10. Mai 2016 wird in § 15 Satz 1 wird die Angabe 110,20
               durch die Angabe 112,84 mit Wirkung zum 1. Juni 2016 ersetzt. Durch ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und anderer
               ARR vom 10. Mai 2016 wird in § 15 Satz 1 wird die Angabe 112,84 durch die Angabe 115,49 mit Wirkung zum 1. Dezember 2016 ersetzt.
            

         

      

      36
            § 17 Abs. 2 geändert durch ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR vom 8. Mai 2008.

         

      

      37
            § 18 Überschrift geändert durch ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR vom 8. Mai 2008.

         

      

      38
            § 19 Abs. 2 S. 4 und Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Buchst. c und Nr. 2 geändert durch ARR zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF vom
               15. Oktober 2008.
            

            § 19 Abs. 4 1. geändert durch ARR zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF vom 10. Mai 2016.

            

         

      

      39
            § 20 Abs. 1 Satz 3 neu gefasst durch ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR vom 8. Mai 2008; Abs. 1 S.
               3 eingefügt, bisheriger S. 3 wird S. 4, Protokollerklärung zu Abs. 1 eingefügt  durch ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF
               und anderer ARR vom 21. August 2008.
            

         

      

      40
            § 21 Abs. 2 S. 2 und 3 geändert, S. 5 angefügt durch ARR zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF vom 15. Oktober 2008.

         

      

      41
            § 24 Abs. 3 geändert durch ARR zur Änderung des kirchlichen Arbeitsrechts vom 14. März 2012

            § 24 Abs. 4 geändert durch ARR zur Änderung des kirchlichen Arbeitsrechts vom 17. August 2015

         

      

      42
            § 25 Abs. 1 Sätze 2 und 3 geändert durch ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR vom 16. Mai 2012 mit Wirkung
               zum 1. Januar 2013, § 25 Abs. 1 Satz 3 gestrichen durch ARR zur Änderung des BAT-KF, und des MTArb-KF vom 10. September 2014
               gültig ab dem 1. Juli 2014.
            

         

      

      43
            § 28 Abs. 1 Buchstabe b geändert durch ARR zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF vom 11. Juni 2008.

         

      

      44
            § 32 Abs. 2 S. 6 geändert durch ARR zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF vom 15. Oktober 2008.

         

      

      45
            Nr. 435

         

      

      46
            Nr. 435

         

      

      47
            Nr. 471

         

      

      48
            Protokollerklärung zu § 35 eingefügt durch ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR vom 14. Februar 2013.

         

      

      49
            Siehe 370 

         

      

      50
            Nr. 1100-10.
            

         

      

   
      

      
         Anlage 1 zum BAT-KF
Allgemeiner Entgeltgruppenplan zum BAT-KF
(AEGP-BAT-KF)
         

      

      Änderungen1

      
         
            
            
            
            
            
            
         
         
            
               	
                  Lfd
Nr.
                  

               
               	
                  Änderndes Recht

               
               	
                  Datum

               
               	
                  Fundstelle

               
               	
                  Paragrafen

               
               	
                  Art der
Änderung
                  

               
            

         
         
            
               	
                  1

               
               	
                  ARR zur Änderung der Anlage 1 zum BAT-KF

               
               	
                  31. Januar 2008

               
               	
                  KABl. 2008 S. 35

               
               	
                  Berufsgruppe 1.1
Fallgruppe 4
                  

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Berufsgruppe 1.4
Fallgruppe 7
Anmerkung 6
                  

               
               	
                  eingefügt

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Berufsgruppe 2.10
Fallgruppe 20
Abschnitt a
                  

               
               	
                  gestrichen

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Berufsgruppe 2.11
Fallgruppe 7
                  

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Berufsgruppe 2.41
Fallgruppe 9
                  

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Berufsgruppe 2.50
Fallgruppe 5
                  

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Berufsgruppe 3.1
Fallgruppe 1
                  

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Anmerkung 1
Berufsgruppe 3.1
Berufsgruppe 3.3,
                  

               
               	
                  eingefügt
geändert
geändert
                  

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Fallgruppe 2
Berufsgruppe 3.7
Fallgruppen 2 + 4
                  

               
               	
                  gestrichen

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Fallgruppen 3 + 5

               
               	
                  neu nummeriert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Fallgruppe 2

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Berufsgruppe 3.8
Fallgruppe 1
                  

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Berufsgruppe 3.11
Fallgruppe 2
                  

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Berufsgruppe 4.1
Fallgruppe 1
                  

               
               	
                  eingefügt

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Fallgruppen 1-7

               
               	
                  neu nummeriert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Fallgruppe 8

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Fallgruppe 12

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Fallgruppe 14
Anmerkung 3
                  

               
               	
                  eingefügt

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Berufsgruppe 4.3
Fallgruppe 4
Anmerkung 6 
                  

               
               	
                  eingefügt

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Fallgruppe 8

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Berufsgruppe 4.4
Fallgruppe 1
                  

               
               	
                  eingefügt

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Fallgruppen 1-13

               
               	
                  neu nummeriert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Fallgruppe 2

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Fallgruppe 9
Fallgruppe 10
Fallgruppe 13
                  

               
               	
                  geändert
geändert
geändert +
                  

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Anmerkung 6
Fallgruppe 14
                  

               
               	
                  eingefügt
geändert
                  

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Berufsgruppe 5.1
Fallgruppe 11
                  

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Berufsgruppe 6
Fallgruppe 1
                  

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Anmerkung 3

               
               	
                  eingefügt

               
            

            
               	
                  2

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF und MTARB-KF

               
               	
                  23. Juni 2010

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 10 S.410

               
               	
                  Berufsgruppe 2.10

               
               	
                  gestrichen

               
            

            
               	
                  3

               
               	
                  ARR zur Änderung des Entgeltgruppenplanes zum BAT-KF für Angestellte im Sozial- und Erziehungsdienst und der Übergangsregelungen
                     zur Überleitung der Angestellten im Sozial- und Erziehungsdienst
                  

               
               	
                  14.September 2010

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 11 S. 460

               
               	
                  Berufsgruppe 1.6

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  4

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF und anderer Arbeitsrechtsregelungen

               
               	
                  27. Oktober 2010

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 11 S. 465

               
               	
                  Berufsgruppe 2.11, 2.12, 2.13, 2.30, 2.33, 2.34, 2.41, 2.42

               
               	
                  gestrichen

               
            

            
               	
                  5

               
               	
                  ARR zur Änderung des Allgemeinen Entgeltgruppenplanes zum BAT-KF

               
               	
                  19. Januar 2011

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 11 S. 485

               
               	
                  Berufsgruppe 1.1

                  Anmerkung 8

                  Berufsgruppe 5.1 

                  Anmerkung 6 

               
               	
                  geändert

                  neu angefügt

                  geändert

               
            

            
               	
                  6

               
               	
                  ARR zur Änderung des Allgemeinen Entgeltgruppenplanes zum BAT-KF

               
               	
                  19. Januar 2011

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 11 S. 485

               
               	
                  Berufsgruppe 1.4

                  Anmerkung 1

                  Berufsgruppe 4.1

                  Anmerkung 1

                  Berufsgruppe 4.4

                  Anmerkung 1

               
               	
                  neu gefasst

                  

                  neu gefasst

                  

                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  7

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR 

               
               	
                  16. Mai 2012

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr.3 S. 151

               
               	
                  Fallgruppe 1 Berufsgruppe 1.4

                  Berufsgruppe 4.1 
Anmerkung 1
                  

                  Fallgruppe 1

                  Fallgruppe 2

                  Berufsgruppe 4.4
Fallgruppe 1
                  

                  Fallgruppe 2

                  Berufsgruppe 4.5
Fallgruppe 1
                  

                  Fallgruppe 2

               
               	
                  neu gefasst

                  gestrichen

                  

                  neu gefasst

                  neu gefasst

                  neu gefasst

                  

                  neu gefasst

                  neu gefasst

                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  8

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF

               
               	
                  19. September 2012

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 4 S. 237

               
               	
                  Berufsgruppe 1.1

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  9

               
               	
                  ARR zur Änderung des Allgemeinen Entgeltgruppenplans zum BAT-KF

               
               	
                  13. März 2013

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 5 S. 261

               
               	
                  Berufsgruppe 1.3

                  Fallgruppen 3-8

                  Anmerkung 2

                  Anmerkung 3-4

               
               	
                  geändert

                  geändert

                  geändert

                  gestrichen

               
            

            
               	
                  10

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF

               
               	
                  19. Juni 2013

               
               	
                  Ges. u. VOBl.  Bd. 15 Nr. 6 S. 270

               
               	
                  Berufsgruppe 3

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  11

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF

               
               	
                  18. September 2013

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 7 S. 295

               
               	
                  Berufsgruppe 5.1

               
               	
                  neu gefasst

               
            

            
               	
                  12

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF

               
               	
                  16. Dezember 2015

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 5 S. 84

               
               	
                  Gliederung

                  Berufsgruppe 1.1

                  Berufsgruppe 1.2

               
               	
                  geändert

                  geändert

                  hinzugefügt

               
            

            
               	
                  13

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF – Allgemeiner Entgeltgruppenplan zum BAT-KF – Anlage 1 zum BAT-KF

               
               	
                  17. Februar 2016

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 7 S. 149

               
               	
                  Gliederung

                  Berufsgruppe 1

                  Berufsgruppe 1.1

                  Anmerkung 2

                  Berufsgruppe 1.2

                  Fallgruppe 3

               
               	
                  geändert

                  geändert

                  geändert

                  

                  geändert

               
            

            
               	
                  14

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF – Allgemeiner Entgeltgruppenplan zum BAT-KF – Anlage 1 zum BAT-KF

               
               	
                  9. November 2016

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 7 S. 150

                  Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 9 S.214

               
               	
                  Berufsgruppe 1.3

                  

                  Berufsgruppe 1.3 

               
               	
                  neu gefasst

                  

                  Anmerkung eingefügt u. Übergangsregelungen ergänzt

               
            

            
               	
                  15

               
               	
                  ARR zur Änderung des BAT-KF –Allgemeiner Entgeltgruppenplan zum BAT-KF – Anlagen 1 und 10 zum BAT-KF

               
               	
                  19. Juni 2017

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 9 S.210

               
               	
                  Berufsgruppe 1.3
Überschrift
                  

                  Berufsgruppe 1.3
Fallgruppe
                  

                  Berufsgruppe 1.3
Anmerkung 10
                  

               
               	
                  geändert

                  

                  geändert

                  

                  angefügt

               
            

            
               	
                  16

               
               	
                  ARR zur Änderung der ARR zur Änderung des BAT-KF – Allgemeiner Entgeltgruppenplan zum BAT-KF – Anlage 1 zum BAT-KF vom 9.
                     November 2016
                  

               
               	
                  13. September 2017

               
               	
                  Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 9 S. 214

               
               	
                  § 2 Übergangsregelungen Absatz 6

               
               	
                  angefügt

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
            

         
      

      
            Gliederung

         

         
            
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Vorbemerkungen

                  
               

               
                  	
                     1.

                  
                  	
                     Allgemeine Gemeindedienste

                  
               

               
                  	
                  	
                     1.1

                  
                  	
                     Mitarbeiterinnen in der Verkündigung, Seelsorge und Bildungsarbeit

                  
               

               
                  	
                  	
                     1.2

                  
                  	
                     Mitarbeiterinnen in Einrichtungen der Weiterbildung

                  
               

               
                  	
                  	
                     1.3

                  
                  	
                     Kirchenmusikerinnen

                  
               

               
                  	
                  	
                     1.4

                  
                  	
                     Mitarbeiterinnen in Gemeindepflege- und Diakoniestationen

                  
               

               
                  	
                  	
                     1.5

                  
                  	
                     Sozialsekretärinnen

                  
               

               
                  	
                  	
                     1.6

                  
                  	
                     Küsterinnen

                  
               

               
                  	
                     2.

                  
                  	
                     Erziehungs- und Sozialdienst

                  
               

               
                  	
                  	
                     2.11

                  
                  	
                     Mitarbeiterinnen in der Erziehungshilfe

                  
               

               
                  	
                  	
                     2.12

                  
                  	
                     Pädagogische Mitarbeiterinnen in Internaten

                  
               

               
                  	
                  	
                     2.13

                  
                  	
                     Mitarbeiterinnen im handwerklichen, hauswirtschaftlichen oder landwirtschaftlichen Erziehungsdienst

                  
               

               
                  	
                  	
                     2.20

                  
                  	
                     …

                  
               

               
                  	
                  	
                     2.30

                  
                  	
                     Sozialarbeiterinnen / Sozialpädagoginnen im Sozialdienst

                  
               

               
                  	
                  	
                     2.31

                  
                  	
                     Sozialberaterinnen ausländischer Arbeitnehmer

                  
               

               
                  	
                  	
                     2.32

                  
                  	
                     Mitarbeiterinnen in der Bahnhofsmission

                  
               

               
                  	
                  	
                     2.33

                  
                  	
                     Mitarbeiterinnen in der Alten- und Familienpflege sowie im Erziehungs- und Sozialdienst
(soweit nicht anderweitig eingruppiert)
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     2.34

                  
                  	
                     Mitarbeiterinnen in Werkstätten für Behinderte

                  
               

               
                  	
                  	
                     2.40

                  
                  	
                     Leiterinnen von Heimen der Altenhilfe

                  
               

               
                  	
                  	
                     2.41

                  
                  	
                     Mitarbeiterinnen in Heimen der Behindertenhilfe

                  
               

               
                  	
                  	
                     2.42

                  
                  	
                     Mitarbeiterinnen in Heimen der Gefährdetenhilfe

                  
               

               
                  	
                  	
                     2.50

                  
                  	
                     Mitarbeiterinnen in Familienbildungsstätten

                  
               

               
                  	
                     3.

                  
                  	
                     Gesundheitsdienst

                  
               

               
                  	
                  	
                     3.1

                  
                  	
                     Apothekerinnen

                  
               

               
                  	
                  	
                     3.2

                  
                  	
                     Medizinische und zahnmedizinische Fachangestellte, Pharmazeutisch-kaufmännische Angestellte

                  
               

               
                  	
                  	
                     3.3

                  
                  	
                     Audiologieassistenntinnen

                  
               

               
                  	
                  	
                     3.4

                  
                  	
                     Ergotherapeutinnen

                  
               

               
                  	
                  	
                     3.5

                  
                  	
                     Diätassistentinnen

                  
               

               
                  	
                  	
                     3.6

                  
                  	
                     Krankengymnastinnen

                  
               

               
                  	
                  	
                     3.7

                  
                  	
                     Logopädinnen

                  
               

               
                  	
                  	
                     3.8

                  
                  	
                     Physiotherapeutinnen

                  
               

               
                  	
                  	
                     3.9

                  
                  	
                     Technische Assistentinnen in der Medizin

                  
               

               
                  	
                  	
                     3.10

                  
                  	
                     Orthoptistinnen

                  
               

               
                  	
                  	
                     3.11

                  
                  	
                     Pharmazeutisch-technische Assistentinnen

                  
               

               
                  	
                     4.

                  
                  	
                     Handwerk, Technik, Landwirtschaft, Hauswirtschaft

                  
               

               
                  	
                  	
                     4.1

                  
                  	
                     Handwerkerinnen

                  
               

               
                  	
                  	
                     4.2

                  
                  	
                     Kraftfahrerinnen

                  
               

               
                  	
                  	
                     4.3

                  
                  	
                     Technikerinnen; Mitarbeiterinnen in der Datenverarbeitung

                  
               

               
                  	
                  	
                     4.4

                  
                  	
                     Mitarbeiterinnen in Landwirtschaft, Gartenbau und Friedhofswesen

                  
               

               
                  	
                  	
                     4.5

                  
                  	
                     Mitarbeiterinnen in der Hauswirtschaft

                  
               

               
                  	
                  	
                     4.6

                  
                  	
                     Hausmeisterinnen

                  
               

               
                  	
                     5.

                  
                  	
                     Verwaltung

                  
               

               
                  	
                  	
                     5.1

                  
                  	
                     Mitarbeiterinnen in der allgemeinen Verwaltung

                  
               

               
                  	
                  	
                     5.2

                  
                  	
                     Mitarbeiterinnen im Bücherei- und Archivdienst

                  
               

               
                  	
                  	
                     5.3

                  
                  	
                     Mitarbeiterinnen im Schreibdienst

                  
               

               
                  	
                     6.

                  
                  	
                     Mitarbeiterinnen mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulausbildung

                  
               

            
         

      

      
            Vorbemerkungen

         

         Diese Vorbemerkungen gelten, soweit sich aus den jeweiligen Eingruppierungsregelungen nichts anderes ergibt.

         
            	
                1 Die Mitarbeiterin ist in die Entgeltgruppe eingruppiert, deren Tätigkeitsmerkmalen die gesamte von ihr nicht nur vor übergehend
                  auszuübende Tätigkeit entspricht.  2 Dies ist der Fall, wenn zeitlich mindestens zur Hälfte Arbeitsvorgänge anfallen, die für sich genommen die Anforderungen eines
                  Tätigkeitsmerkmals oder mehrerer Tätigkeitsmerkmale dieser Entgeltgruppe erfüllen.
               

            

            	
               Bei der Eingruppierung in die Entgeltgruppen gehen die besonderen Tätigkeitsmerkmale den allgemeinen Tätigkeitsmerkmalen vor.

            

            	
                1 Die Berufsbezeichnung ist jeweils in der weiblichen Form angegeben.  2 Sie gilt für die männlichen Mitarbeitenden entsprechend.
               

            

            	
               Soweit die Eingruppierung von der Zahl der unterstellten oder in dem betreffenden Bereich beschäftigten Mitarbeiterinnen abhängt,
                  
                     	
                        ist es für die Eingruppierung unschädlich, wenn im Organisations- und Stellenplan zur Besetzung ausgewiesene Stellen nicht
                           besetzt sind,
                        

                     

                     	
                        zählen teilzeitbeschäftigte Mitarbeiterinnen entsprechend dem Verhältnis der mit ihnen im Arbeitsvertrag vereinbarten Arbeitszeit
                           zur regelmäßigen Arbeitszeit einer entsprechend Vollbeschäftigten,
                        

                     

                     	
                        zählen Mitarbeiterinnen, die zu einem Teil ihrer Arbeitszeit unterstellt oder zu einem Teil ihrer Arbeitszeit in einem Bereich
                           beschäftigt sind, entsprechend dem Verhältnis dieses Anteils zur regelmäßigen Arbeitszeit einer Vollbeschäftigten,
                        

                     

                     	
                        bleiben Mitarbeiterinnen in der Ausbildung außer Betracht; für die Berücksichtigung von Stellen, auf die Mitarbeiterinnen
                           in der Ausbildung angerechnet werden, gilt Buchstabe a.
                        

                     

                  

               

            

            	
                1 Soweit die Eingruppierung von der Durchschnittsbelegung der jeweiligen Einrichtung abhängt, ist die Zahl der tatsächlich belegten,
                  nicht jedoch die Zahl der vorhandenen Plätze zu Grunde zu legen.  2 Vorübergehend oder für kurze Zeit, z. B. wegen Erkrankung, nicht belegte Plätze sind mitzurechnen.  3 Zeiten, in denen die Einrichtung vorübergehend, z. B. wegen Betriebsferien, nicht oder nur gering belegt ist, sind außer Betracht
                  zu lassen.  4 Bei der Feststellung der Belegung ist von der täglichen Höchstbelegung auszugehen.
               

                1 Der Ermittlung der Durchschnittsbelegung sind bei Schwankungen während des Arbeitsverhältnisses die letzten zwölf Monate vor
                  dem Tag, an dem die betreffende arbeitsrechtliche Maßnahme (Herabgruppierung, Höhergruppierung, Änderungskündigung) getroffen
                  wird, zu Grunde zu legen.  2 Ändert sich die Belegungszahl durch organisatorische Maßnahmen auf Dauer (z. B. Schließung einer vorhandenen oder Hinzunahme
                  einer neuen Gruppe in einem Kindergarten oder Heim), so ist von dem Tage an, mit dem die Änderung wirksam wird, von der geänderten
                  Belegungszahl auszugehen.
               

            

            	
               Ständige Vertreterinnen sind nicht Vertreterinnen in Urlaubs- und sonstigen Abwesenheitsfällen.

            

         

      

      
            Berufsgruppen

         

         
               1. Allgemeine Gemeindedienste

            

            
                  1.12 Mitarbeiterinnen in der Verkündigung, Seelsorge und Bildungsarbeit 18

               

               
                  
                     
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen mit abgeschlossener pädagogischer Fachschulausbildung und entsprechender Tätigkeit 2, 3

                        
                        	
                           8

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen mit abgeschlossener pädagogischer Hochschulausbildung oder einer anerkannten diakonischen, gemeindepädagogischen
                              oder missionarischen Ausbildung und entsprechender Tätgikeit 4

                        
                        	
                           9

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen mit einer anerkannten diakonischen, gemeindepädagogischen oder missionarischen Ausbildung und abgeschlossener
                              Aufbauausbildung, mit doppelter gemeindepädagogischer Qualifikation oder mit gleich gestellten Abschlüssen und entsprechender
                              Tätigkeit  5

                        
                        	
                           10

                        
                     

                     
                        	
                           4.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 2

                            

                        
                        	
                     

                     
                        	
                           

                        
                        	
                           a)

                        
                        	
                           in leitender Funktion bei einem Kirchenkreis6oder im überregionalen Dienst einer landkirchlichen Dienststelle
                           

                        
                        	
                     

                     
                        	
                           

                        
                        	
                           b)

                        
                        	
                           als Leiterinnen einer Einrichtung der Offenen Kinder- und Jugendarbeit, denen mindestens drei pädagogische Fachkräfte durch
                              ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind
                           

                        
                        	
                           

                           10

                        
                     

                     
                        	
                           5.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinen der Fallgruppen 2 und 3

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           

                        
                        	
                           a)

                        
                        	
                           denen mindestens fünf pädagogische Fachkräfte durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           

                        
                        	
                           b)

                        
                        	
                           in anleitender und beratender Funktion bei einem Kirchenkreis mit Fachaufsicht über mindestens zehn pädagogische Fachkräfte,
                              auch wenn sie nicht bei demselben Arbeitgeber angestellt sind
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           

                        
                        	
                           c)

                        
                        	
                           in geschäftsführender Funktion eines Kirchenkreises mit Budgetverantwortung einschließlich Mittelakquise für Gemeinden und
                              kreiskirchliche Dienste
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           

                        
                        	
                           d)

                        
                        	
                           in einer Tätigkeit bei einer landeskirchlichen Dienststelle als Fachreferentin mit einem eigenständigen Aufgabenbereich einschließlich
                              Fachberatung von Gemeinden und Kirchenkreisen
                           

                        
                        	
                           

                           11

                        
                     

                     
                        	
                           6.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen, deren Tätigkeit sich durch das besondere Maß der Verantwortung erheblich aus der Fallgruppe 5 heraushebt
                              7

                        
                        	
                           12

                        
                     

                  
               

               Anmerkungen:
                  
                     	1

                     	
                        Soweit nach dem jeweiligen landeskirchlichen Recht für die Einstellung in der Gemeinde- und Jugendarbeit oder für die Eingruppierung
                           der Abschluss einer bestimmten Ausbildung oder einer Ergänzungs- oder Aufbauausbildung oder die Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit
                           erforderlich ist, finden die Tätigkeitsmerkmale dieser Berufsgruppe nur bei Erfüllung dieser Voraussetzung Anwendung.
                        

                     

                     	2

                     	
                        Mitarbeiterinnen in der Offenen Kinder- und Jugendarbeit sind abweichend in die Entgeltgruppe SE 8b (Anlage 8 zum BAT-KF)
                           eingruppiert.
                        

                     

                     	3

                     	
                        Werden in der Gemeinde- oder Jugendarbeit ausnahmsweise Mitarbeiterinnen ohne eine der in dieser Berufsgruppe geforderten
                           Ausbidlungen eingestellt, erhalten sie die Entgeltgruppe 6.
                        

                     

                     	4

                     	
                        Hochschulausbildungen in diesem Sinne sind z.B. Abschlüsse als Diplom-Sozialpädagogin, Diplom-Sozialarbeiterin, Bachelor /
                           Master of Arts.
                        

                     

                     	5

                     	
                        Abschlüsse in diesem Sinne sind solche, die der Verordnung über die Aufbauausbildung der Diakoninnen, Diakone, Gemeindehelferinnen
                           und Gemeindehelfer (Aufbauausbildungsverordnung), der Ordnung für den Dienst der Gemeindepädagogen der Evengelischen Kirche
                           im Rheinland (Gemeindepädagogenordnung) oder der Ordnung für die Ausbildung und den Dienst der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
                           in Verkündigung, Seelsorge und Bildungsarbeit (VSBMO) der Evangelischen Kirche von Westfalen entsprechen.
                        

                     

                     	6

                     	
                        Eine leitende Funktion ist gegeben, wenn Mitarbeiterinnen Arbeitsbereiche von mindestens drei Kirchengemeinden verantwortlich
                           leiten. Die verantwortliche Leitung umfasst neben der koordinierenden Planung und Organisation bzw. Durchführung auch die
                           Koordination und die Fortbildung anderer Mitarbeiterinnen sowie die verantwortliche Vertretung gegenüber Dritten. Eine leitende
                           Funktion kann auch bei der politischen Vertretung des Kirchenkreises nach außen, etwa durch die Mitgliedschaft im Jugendhilfeausschuss,
                           gegeben sein.
                        

                     

                     	7

                     	
                        Eine erhebliche Heraushebung aus der Fallgruppe 5 durch das besondere Maß der mit der Tätigkeit verbundenen Verantwortung
                           ist zum Beispiel gegegeben 
                        

                        
                           
                              	
                                 wenn die Leitung mehrere kreiskirchliche Dienste umfasst,

                              

                              	
                                 wenn mindestens 15 pädagogische Fachkräfte durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind oder

                              

                              	
                                 bei Anstellung auf landeskirchlicher Ebene mit geschäftsführenden Aufgaben, die die Verhandlungspartnerschaft mit Ministerien
                                    einschließt.
                                 

                              

                           

                        

                     

                     	8 

                     	
                         1 Mitarbeitende, die im Gemeinsamen Pastoralen Amt nach dem Kirchengesetz über das Gemeinsame Pastorale Amt der Evangelischen
                           Kirche im Rheinland tätig sind, sind für die Dauer dieser Tätigkeit in Entgeltgruppe 12 eingruppiert.  2 § 40 Absätze 2 bis 4 gelten für die Dauer dieser Tätigkeit entsprechend.
                        

                     

                  

               

               

            

            
                  1.2 Mitarbeiterinnen in Einrichtungen der Weiterbildung

               

               
                  
                     
                     
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal 

                        
                        	
                           Entgeltgruppe

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           Pädagogische Mitarbeiterinnen mit Hochschulausbildung und entsprechender Tätigkeit2, 3

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           9

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen

                           
                              
                                 	
                                    der Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Fallgruppe
                                       1 heraushebt4

                                 

                                 	
                                    mit einer anerkannten diakonischen, gemeindepädagogischen oder missionarischen Ausbildung und abgeschlossener Aufbauausbildung
                                       oder mit doppelter gemeindepädagogischer Qualifikation als pädagogische Mitarbeiterinnen und entsprechender Tätigkeit3

                                 

                              

                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           10

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen der Fallgruppen 1 oder 2, deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus den Fallgruppen
                              1oder 2 heraushebt4

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           11

                        
                     

                     
                        	
                           4.

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 3, deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich aus der
                              Fallgruppe 3 heraushebt5

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           12

                        
                     

                     
                        	
                           5.

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           Pädagogische Mitarbeiterinnen mit einer abgeschlossenen wissenschaftlichen Hochschulausbildung und entsprechender Tätigkeit6, 7, 8

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           13

                        
                     

                     
                        	
                           6.

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen  der Fallgruppe 5

                           
                              
                                 	
                                    deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Fallgruppe 5 heraushebt4

                                 

                                 	
                                    denen mindestens drei  Mitarbeiterinnen der Entgeltgruppe 13 durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind9

                                 

                              

                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           14

                        
                     

                     
                        	
                           7.

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen

                           
                              
                                 	
                                    der Fallgruppe 5, denen mindestens fünf Beschäftigte mindestens der Entgeltgruppe 13 durch ausdrückliche Anordnung ständig
                                       unterstellt sind9

                                 

                                 	
                                    der Fallgruppe 6a, deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich aus der Fallgruppe 6 heraushebt10

                                 

                              

                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           15

                        
                     

                  
               

               Anmerkungen:
                  
                     	1

                     	
                        Einrichtungen der Weiterbildung sind anerkannte Einrichtungen nach dem Weiterbildungsgesetz einschließlich ihrer Regional-
                           bzw. Zweigstellen.
                        

                     

                     	2

                     	
                         Hochschulausbildungen i. d. Sinne sind z. B. Abschlüsse nach dem Hochschulrahmengesetz, die mit dem ersten berufsqualifizierenden
                           Abschluss enden und deren Studienhöchstdauer vier Jahre bei Fachhochschulstudiengängen bzw. viereinhalb Jahre bei anderen
                           Studiengängen beträgt.
                        

                     

                     	3

                     	
                        Die Grundtätigkeit beinhaltet die pädagogische Vermittlung von Inhalten eines begrenzten Themenbereiches, z. B. EDV-Fortbildung.

                     

                     	4

                     	
                        Das Merkmal „besondere Schwierigkeit“ bezieht sich auf das fachliche Können, die Breite des geforderten fachlichen Wissens
                           und Könnens, Spezialkenntnisse oder außergewöhnliche Erfahrungen. Die fachlichen Anforderungen müssen sich in beträchtlicher,
                           gewichtiger Weise von der entsprechenden Tätigkeit (Grund- bzw. Normaltätigkeit) abheben. 
                        

                        Das Merkmal „besondere Bedeutung“ setzt voraus, dass die Auswirkung der Tätigkeit deutlich wahrnehmbar bedeutungsvoller ist
                           als die der niedrigeren Entgeltgruppe. Sie kann sich z. B. aus der Größe des Aufgabengebietes sowie aus der Tragweite der
                           Tätigkeit für den innerdienstlichen Bereich und für die Allgemeinheit ergeben.
                        

                        Die Anforderungen der beiden Merkmale  müssen die Grund- bzw. Normaltätigkeit übersteigen.

                        Die besondere Schwierigkeit und Bedeutung der Tätigkeit ist z. B. gegeben, wenn die Mitarbeiterin die Leitung der Einrichtung
                           oder die Koordination großer Arbeitsbereiche (z. B. Abteilungen) wahrnimmt. Sie umfasst die Netzwerkarbeit, die Vertretung
                           des Arbeitsfeldes gegenüber Dritten, die Mittelakquise, die Abrechnung öffentlicher Mittel, die Verantwortung für die Fort-
                           und Weiterbildung aller Mitarbeitenden, die Weiterentwicklung von Konzeptionen und Projekten, die Erschließung neuer Themenfelder
                           oder Zielgruppen und die Einführung und Umsetzung des Qualitätsmanagements. 
                        

                     

                     	5

                     	
                        Ein erhebliches Maß der Verantwortung ist z. B. dann gegeben, wenn die Leitung großer Organisationseinheiten (z. B. mehrerer
                           Kirchenkreise) oder Entscheidungen von Grundsatzfragen allgemeiner und richtungsweisender Bedeutung vorzunehmen sind.
                        

                     

                     	6

                     	
                        Abschlüsse einer wissenschaftlichen Hochschulausbildung in diesem Sinne sind z. B. Erste Staatsprüfung, Diplomprüfung und Master of Arts Pädagogik oder Erziehungswissenschaft.

                     

                     	7

                     	
                        Mitarbeiterinnen, die auf Grund gleichwertiger Fähigkeiten und  ihrer Erfahrungen eine entsprechende Tätigkeit ausüben, sind
                           ebenfalls so eingruppiert.
                        

                     

                     	8

                     	
                        Die Grundtätigkeit erfordert  ein akademisches Arbeiten im Sinne von Überschauen von Zusammenhängen und selbstständige Ergebnisentwicklung
                           für das Arbeitsergebnis.
                        

                     

                     	9

                     	
                        Die auf ausdrückliche Anordnung bestimmte ständige Unterstellung ist dann gegeben, wenn auf Dauer die Weisungs- und Aufsichtsbefugnis
                           übertragen ist. 
                        

                     

                     	10

                     	
                        Das Maß der damit verbundenen Verantwortung i. S. der Fallgruppe ist z. B. dann gegeben, wenn eine Leitungstätigkeit wahrgenommen
                           wird, die auf die komplexe Steuerung einer großen Weiterbildungseinrichtung (z. B. einer landeskirchlichen Einrichtung) abzielt. Die Tätigkeit beinhaltet komplexe Managementaufgaben und bildungspolitische Vertretungsaufgaben wie
                           z. B. Verhandlungen mit obersten Landes- und Bundesbehörden, Personal- und Finanzverantwortung sowie Strategie-Verantwortung
                           für die Weiterentwicklung der Einrichtung.“
                        

                     

                  

               

            

            
                  Übergangsregelungen

               

               (1) Für Mitarbeitende, die am 1. Januar 2016 auf Grund dieser Arbeitsrechtsregelung in eine höhere Entgeltgruppe eingruppiert
                  sind als am 31. Dezember 2015, erfolgt die Stufenfestsetzung nach § 14 Absatz 4 BAT-KF.
               

               (2) Für Mitarbeitende, die am 1. Januar 2016 auf Grund dieser Arbeitsrechtsregelung in eine niedrigere Entgeltgruppe eingruppiert
                  sind als am 31. Dezember 2015, bestimmt sich das Entgelt nach der bisherigen Entgeltgruppe und Stufe. § 13 Absatz 3 BAT-KF
                  findet Anwendung. Das Entgelt nimmt an allgemeinen Entgelterhöhungen teil.
               

               (3) Für Mitarbeitende, die am 1. Juli 2007 nach der Arbeitsrechtsregelung zu Übergangsregelungen im Zuge der Neufassung des
                  BAT-KF und MTArb-KF vom 22. Oktober 2007/21. November 2007 in der jeweils gültigen Fassung übergeleitet wurden, gelten die
                  Übergangsregelungen fort, sofern sich aus der Anwendung dieser Arbeitsrechtsregelung kein höheres Entgelt ergibt.
               

            

            
                  1.3 Kirchenmusikerinnen

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Kirchenmusikerinnen ohne Befähigungsnachweis

                        
                        	
                           3

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Kirchenmusikerinnen mit Befähigungsnachweis 1

                        
                        	
                           4

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Kirchenmusikerinnen mit einer für die Ausübung der kirchlichmusikalischen Tätigkeit förderlichen musikalischen Qualifizierung,
                              die über den Anforderungen des Befähigungsnachweises liegt 
                           

                        
                        	
                           5

                        
                     

                     
                        	
                           4.

                        
                        	
                           Kirchenmusikerinnen mit C-Prüfung (C-Kirchenmusikerinnen) in C-Kirchenmusikerstellen1,2,3

                        
                        	
                           6

                        
                     

                     
                        	
                           5.

                        
                        	
                           Kirchenmusikerinnen mit B-Examen, B-Diplom oder Bachelor Kirchenmusik (B-Kirchenmusikerin) in B- oder A-Kirchenmusikerstellen4,5,6

                        
                        	
                           11

                        
                     

                     
                        	
                           6.

                        
                        	
                           Kirchenmusikerinnen 

                           

                           

                           

                           

                        
                        	
                           

                           

                           

                        
                     

                     
                        	
                           

                        
                        	
                           a) mit A-Examen,  A-Diplom oder Master Kirchenmusik (A-Kirchenmusikerinnen) in B-Kirchenmusikerstellen 4,5,6

                        
                        	
                           12

                        
                     

                     
                        	
                           

                        
                        	
                           b) mit B-Examen, B-Diplom, oder Bachelor Kirchenmusik (B-Kirchenmusikerinnen) in B-Kirchenmusikerstellen5,6,7

                        
                        	
                           12

                        
                     

                     
                        	
                           7.

                        
                        	
                           Kirchenmusikerinnen 

                           

                           

                           

                           

                        
                        	
                           

                           

                           

                           

                           

                        
                     

                     
                        	
                           

                        
                        	
                           a) mit A-Examen,  A-Diplom oder Master Kirchenmusik (A-Kirchenmusikerinnen) in A-Kirchenmusikerstellen5,6,8

                        
                        	
                           13

                        
                     

                     
                        	
                           

                        
                        	
                           b) in der Tätigkeit von Landesposaunenwartinnen6

                        
                        	
                           13

                        
                     

                     
                        	
                           8.

                        
                        	
                           Kirchenmusikerinnen mit A-Examen, A-Diplom oder Master Kirchenmusik (A-Kirchenmusikerin) in A-Kirchenmusikerinnenstellen mit
                              besonderer Bedeutung 
                           

                        
                        	
                           14

                        
                     

                  
               

               Anmerkungen:
                  
                     	1

                     	
                        Hat die Kirchenmusikerin lediglich für eine oder mehrere Fachrichtungen die C-Prüfung abgelegt und wird sie mit mehr als der
                           Hälfte ihrer Arbeitszeit in dem Bereich beschäftigt, für die sie die C-Prüfung nicht abgelegt hat, so ist sie eine Entgeltgruppe
                           niedriger eingruppiert. Dies gilt für Kirchenmusikerinnen mit Befähigungsnachweis sinngemäß.
                        

                     

                     	2

                     	
                         Das Tätigkeitsmerkmal ist erfüllt, wenn überwiegend eine gottesdienstbezogene Tätigkeit ausgeübt wird.

                     

                     	3

                     	
                        Werden in Einzelfällen Kirchenmusikerinnen mit A-Examen,  A-Diplom, Master Kirchenmusik oder B-Examen, B-Diplom, Bachelor
                           Kiirchenmusik (A- oder B-Kirchenmusikerinnen) in C-Kirchenmusikerstellen beschäftigt, sind sie eine Entgeltgruppe höher eingruppiert.
                        

                     

                     	4

                     	
                        Das Tätigkeitsmerkmal ist erfüllt, wenn die musikalisch qualifizierte Ausübung des kirchenmusikalischen Dienstes im kantoralen,
                           instrumentalen oder organisatorischen Bereich selbstständig geplant, durchgeführt und in künstlerischer Weise verantwortet
                           wird. Hierunter fallen insbesondere Aufführungen von Werken mittleren Schwierigkeitsgrades.
                        

                        Dieses Tätigkeitsmerkmal bedingt künstlerische Leistungen in allen Gottesdienstfornen sowie Fähigkeiten im musikalisch-gemeindebezogenen
                           Vermittlungsbereich. Die Tätigkeit umfasst musikalische Veranstaltungen, die auf die Gemeindeebene ausstrahlen. Eingeschlossen
                           ist zudem die elementare Nachwuchsförderung und Gewinnung von ehrenamtlichen Mitarbeitenden in der musikalisch geprägten Gemeindearbeit.
                        

                     

                     	5

                     	
                        Wird gleichzeitig die Tätigkeit als Kreiskantorin wahrgenommen, erhält die Kirchenmusikerin eine Zulage in Höhe von 8 % der
                           Entgeltgruppe 14 Stufe 1. § 18 BAT-KF findet keine Anwendung.
                        

                     

                     	6

                     	
                        Die Einstufung in die Stufe 4 erfolgt nach 4 Jahren in Stufe 3.

                     

                     	7

                     	
                        B-Kirchenmusikerstellen mit besonderer Bedeutung erfordern:

                        
                           
                              	
                                  überdurchschnittliche künstlerische Anforderungen im instrumentalen und vokalen Bereich

                              

                              	
                                  übergemeindliche  Ausstrahlung der künstlerischen Tätigkeit

                              

                              	
                                  Zusammenarbeit mit örtlichen Kulturträgern oder die Beratungstätigkeit auf übergemeindlicher Ebene in Fachfragen oder Koordinierungsaufgaben
                                    im Kirchenkreis
                                 

                              

                              	
                                  Multiplikatorenfunktion auf übergemeindlicher Ebene

                              

                              	
                                  Fortbildungsangebote für nebenamtlich Tätige, Nachwuchsförderung und Uterrichtstätigkeit

                              

                              	
                                  Gewinnung, Förderung und fachliche Begleitung ehrenamtlich Mitarbeitender

                              

                           

                        

                        Künstlerische Anforderungen i. S. der Anmerkung sind gelegentliche Aufführungen größerer kirchenmusikalischer Werke sowie
                           die Darstellung des einschlägigen Repertoires in stilistischer Bandbreite.
                        

                     

                     	8

                     	
                        Das Tätigkeitsmerkmal ist erfüllt, wenn die Ausübung des gesamten kirchenmusikalischen Dienstes hohen künstlerischen Maßstäben
                           gerecht wird und eine regionale Wirksamkeit gege-ben ist. Dazu gehört die regelmäßige Darstellung des großen kirchenmusikalischen
                           Repertoires in Gottesdiensten und Konzerten.
                        

                        Das Tätigkeitsmerkmal setzt zudem  bedeutende künstlerische Leistungen im instrumentalen und vokalen Bereich an einer regional
                           bedeutsamen Stelle voraus. Eine Stelle ist dann regional bedeutsam, wenn die damit verbundene kirchenmusikalische Tätigkeit
                           über den Bereich eines Kirchenkreises oder einer Großstadt ausstrahlt. Es finden regelmäßige Aufführungen anspruchsvoller
                           Werke des großen kirchenmusikalischen Repertoires in stilistischer Bandbreite statt. 
                        

                        Die kirchenmusikalische Tätigkeit hat regionale Ausstrahlung. Die Tätigkeit schließt die Zusammenarbeit mit örtlichen und
                           regionalen Kulturträgern (ggf. einschließlich Tourismus) sowie die Beratungstätigkeit auf regionaler Ebene - Fachfragen oder
                           Koordinationsaufgaben - im Kirchenkreis ein.
                        

                        Die Tätigkeit hat einen musikalischen Schwerpunkt in projektbezogenen regionalen Angeboten oder in der Multiplikatorenfunktion.
                           Fortbildungsangebote für hauptamtlich Tätige, regionale Nachwuchsförderung und Mitarbeit im kirchenmusikalischen Ausbildungsbereich
                           sind ergänzende Tätigkeitsmerkmale.
                        

                     

                     	9

                     	
                        A-Kirchenmusikerstellen mit besonderer Bedeutung erfordern:

                        
                           
                              	
                                  herausragende künstlerische Anforderungen im instrumentalen und vokalen Bereich 

                              

                              	
                                  überregional bedeutsame Ausstrahlung der künstlerischen Tätigkeit 

                              

                              	
                                  intensive Pflege gottesdienstbezogener und konzertanter Musik

                              

                              	
                                  regelmäßige Aufführungen des großen kirchenmusikalischen Repertoires in vielseitiger stilistischer Bandbreite auf der Grundlage
                                    von musikwissenschaftlichen Standards
                                 

                              

                              	
                                  kontinuierliche Orgel- und/oder Konzertzyklen, auch mit (internationalen) Gästen sowie projektbezogene Arbeit auch mit renommierten
                                    Ensembles 
                                 

                              

                              	
                                  intensive Öffentlichkeitsarbeit einschließlich Organisationsaufgaben (Veranstaltungsplanung, Konzeptentwicklung, Finanzierung
                                    etc.) 
                                 

                              

                              	
                                  Nachwuchsgewinnung zur Aufrechterhaltung des kirchenmusikalischen Spektrums

                              

                              	
                                  Zusammenarbeit mit regionalen und überregionalen Kulturträgern sowie Beratungstätigkeit auf übergemeindlicher Ebene in Fachfragen
                                    oder Koordinationsaufgaben im Kirchenkreis
                                 

                              

                           

                        

                     

                     	10

                     	
                         Aufgrund der Besonderheit ihres Dienstes erhalten Kirchenmusikerinnen, die zur kurzfristigen Vertretung einer besetzten Stelle
                           einzelne Dienste übernehmen, eine Stundenvergütung in Höhe von 17€, C-, B- und A- Kirchenmusikerinnen in Höhe von 19€. Mit
                           den Beträgen nach Satz 1 sind alle Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis abgegolten. Für die Ermittlung der Arbeitszeit gilt
                           Anlage 10, Anhang 3. Die Stundenvergütungen nach Satz 1 sind bei allgemeinen Entgelterhöhungen anzupassen.
                        

                     

                  

               

               
                     § 2 Übergangsregelungen

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Mitarbeitenden sind gemäß § 10 BAT-KF in einer Entgeltgruppe eingruppiert. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für Mitarbeitende, die am 1. Januar 2017 aufgrund dieser Arbeitsrechtsregelung in eine höhere Entgeltgruppe eingruppiert
                     sind als am 31. Dezember 2016, erfolgt die Stufenfestsetzung wie folgt:
                  

                  Es wird ein Vergleichsentgelt gebildet, das sich aus dem am 31. Dezember 2016 zustehenden Tabellenentgelt einschließlich eines
                     gegebenenfalls zustehenden Garantiebetrages oder einer ge-gebenenfalls zustehenden Ausgleichszulage nach § 14 Abs. 4 BAT-KF
                     und einer etwaigen am 31. Dezember 2016 nach § 7 der Arbeitsrechtsregelung zu Übergangsregelungen im Zuge der Neufassung des
                     BAT-KF und MTArb-KF zustehenden Besitzstandszulage zusammensetzt. Bei Teilzeitmitarbeitenden wird das Vergleichsentgelt auf
                     der Grundlage eines vergleichbaren Vollzeitmitarbeitenden bestimmt, anschließend wird das zustehende Entgelt nach § 18 BAT-KF
                     berechnet.
                  

                  Für Mitarbeitende, die nicht für alle Tage im Dezember 2016 oder für keinen Tag dieses Monats Entgelt erhalten haben, wird
                     das Vergleichsentgelt so bestimmt, als hätten sie für alle Tage dieses Monats Entgelt erhalten. 
                  

                  Die Mitarbeitenden werden einer ihrem Vergleichsentgelt entsprechenden individuellen  Zwischenstufe ihrer Entgeltgruppe zugeordnet,
                     mindestens jedoch der Stufe, der sie bei einer Neueinstellung zugeordnet worden wären. Liegt das Vergleichsentgelt über der
                     höchsten Stufe der Entgeltgruppe, in der die oder der Mitarbeitende neu eingruppiert ist, wird die oder der Mitarbeitende
                     einer dem Vergleichsentgelt entsprechenden individuellen Endstufe zugeordnet.
                  

                   Mitarbeitende, die einer individuellen Zwischenstufe zugeordnet wurden, steigen zu dem Zeit-punkt, zu dem sie bei Fortgeltung
                     des bisherigen Rechts die nächsthöhere Stufe ihrer bisherigen Entgeltgruppe erreicht hätten, in die dem Betrag nach nächsthöhere
                     Stufe ihrer neuen Entgelt-gruppe auf. Mitarbeitende, die am 31. Dezember 2016 der Endstufe oder einer individuellen Endstufe
                     ihrer Entgeltgruppe zugeordnet sind, steigen am 1. Januar 2020 in die dem Betrag nach nächsthöhere Stufe ihrer neuen Entgeltgruppe
                     auf.
                  

                  Das Entgelt einer individuellen Zwischenstufe verändert sich bei allgemeinen Entgelterhöhungen um denselben Vomhundertsatz
                     bzw. in demselben Umfang wie die nächsthöhere Stufe; das Entgelt einer individuellen Endstufe verändert sich um denselben
                     Vomhundertsatz bzw. in demsel-ben Umfang wie die höchste Stufe der jeweiligen Entgeltgruppe.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für Mitarbeitende, die am 1. Januar 2017 aufgrund dieser Arbeitsrechtsregelung in eine niedrigere Entgeltgruppe eingruppiert
                     sind als am 31. Dezember 2016, bestimmt sich das Entgelt nach der bisherigen Entgeltgruppe und Stufe. § 13 Teil A Abs. 3 BAT-KF
                     findet Anwendung. Das Entgelt nimmt an allgemeinen Entgelterhöhungen teil.
                  

                  Für Mitarbeitende nach Satz 1, die am 1. Juli 2007 nach der Arbeitsrechtsregelung zu Übergangs-regelungen im Zuge der Neufassung
                     des BAT-KF und MTArb-KF vom 22.10.2007/21.11.2007 in der jeweils gültigen Fassung übergeleitet wurden, gelten die Übergangsregelungen
                     fort. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Werden Mitarbeitende, die nach dem 31. Dezember 2016 das Entgelt einer individuellen Zwischenstufe oder einer individuellen
                     Endstufe erhalten, höhergruppiert, gilt § 14 Abs. 4 BAT-KF entsprechend.
                  

                  Werden Mitarbeitende, die nach dem 31. Dezember 2016 das Entgelt einer individuellen Zwischenstufe erhalten, herabgruppiert,
                     erhalten sie in der niedrigeren Entgeltgruppe das Entgelt nach der regulären Stufe, deren Betrag unterhalb des Entgelts der
                     individuellen Zwischenstufe liegt, jedoch nicht weniger als bei einer Neueinstellung. Im Übrigen gilt § 14 Abs. 4 BAT-KF entsprechend.
                     
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Das Entgelt einer individuellen Zwischenstufe oder einer individuellen Endstufe steht dem Tabellenentgelt im Sinne des §
                     12 Abs. 1 BAT-KF gleich.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Mitarbeitende, die am 1. Januar 2017 auf Grund dieser Arbeitsrechtsregelung in eine höhere Entgeltgruppe eingruppiert sind
                     als am 31. Dezember 2016 und deren Vomhundertsatz der Jahressonderzahlung gemäß § 19 Absatz 2 BAT-KF deswegen sinkt, erhalten
                     eine Ausgleichszulage zur Jahressonderzahlung. Die Ausgleichszulage errechnet sich aus der Differenz der Jahressonderzahlung
                     der höheren Entgeltgruppe zu der Jahressonderzahlung, die sich bei Anwendung des bis zum 31. Dezember 2016 maßgeblichen Vomhundertsatzes
                     in der niedrigeren Entgeltgruppe ergeben hätte. Die Ausgleichszulage wird für die Dauer des bestehenden  Arbeitsverhältnisses
                     in  den Folgejahren  so lange gewährt, bis der oder die Mitarbeitende gemäß Absatz 2 Unterabsatz 5 in die nächsthöhere Stufe
                     der neuen Entgeltgruppe aufsteigt.
                  

               

            

            
                  1.4 Mitarbeiterinnen in Gemeindepflege- und Diakoniestationen3

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Gemeindeschwesternhelferinnen 1, 2

                        
                        	
                           1b

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Gemeindeschwesternhelferinnen mit einer Ausbildung als Krankenpflegehelferin oder mit mindestens einjähriger Ausbildung und
                              Abschlussprüfung als Altenpflegehelferin 1, 2, 3

                        
                        	
                           5

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Gemeindeschwestern mit einer Ausbildung als Gesundheits- und Krankenpflegerin oder als Altenpflegerin mit staatlicher Anerkennung/Abschlussprüfung
                              1,2,3

                        
                        	
                           6

                        
                     

                     
                        	
                           4.

                        
                        	
                           Gemeindeschwestern mit einer Ausbildung als Gesundheits- und Krankenpflegerin oder als Altenpflegerin mit staatlicher Anerkennung/Abschlussprüfung,
                              denen mindestens zwei Mitarbeiterinnen im pflegerischen Dienst mit einer für ihre Tätigkeit förderlichen Ausbildung ständig
                              unterstellt sind 1, 2, 4

                        
                        	
                           8

                        
                     

                     
                        	
                           5.

                        
                        	
                           Leiterinnen von Diakoniestationen mit einer Ausbildung als Gesundheits- und Krankenpflegerin oder als Altenpflegerin mit staatlicher
                              Anerkennung/Abschlussprüfung, denen mindestens drei Vollzeitpflegekräfte ständig unterstellt sind 1, 2, 4

                        
                        	
                           8

                        
                     

                     
                        	
                           6.

                        
                        	
                           Leiterinnen von Diakoniestationen mit einer Ausbildung als Gesundheits- und Krankenpflegerin oder als Altenpflegerin mit staatlicher
                              Anerkennung/Abschlussprüfung, denen mindestens fünf Vollzeitpflegekräfte ständig unterstellt sind 1, 2, 4

                        
                        	
                           9

                        
                     

                     
                        	
                           7.

                        
                        	
                           Ausdrücklich bestellte ständige Vertreterinnen von Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 8 1, 2, 4, 6

                        
                        	
                           9

                        
                     

                     
                        	
                           8.

                        
                        	
                           Leiterinnen von Diakoniestationen mit einer Ausbildung als Gesundheits- und Krankenpflegerin oder als Altenpflegerin mit staatlicher
                              Anerkennung/Abschlussprüfung, denen mindestens zehn Vollzeitpflegekräfte, darunter mindestens fünf Gemeindeschwestern, ständig
                              unterstellt sind 1, 2, 4, 5

                        
                        	
                           9

                        
                     

                     
                        	
                           9.

                        
                        	
                           Ausdrücklich bestellte ständige Vertreterinnen von Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 10 1, 2, 5

                        
                        	
                           9

                        
                     

                     
                        	
                           10.

                        
                        	
                           Leiterinnen von Diakoniestationen mit einer Ausbildung als Gesundheits- und Krankenpflegerin oder als Altenpflegerin mit staatlicher
                              Anerkennung/Abschlussprüfung, denen mindestens zwanzig Vollzeitpflegekräfte, darunter mindestens zehn Gemeindeschwestern,
                              ständig unterstellt sind 1, 2, 4, 5

                        
                        	
                           10

                        
                     

                  
               

               Anmerkungen:
                  
                     	1

                     	
                         1 Für die in Gemeindepflege- und Diakoniestationen beschäftigten Familienpflegehelferinnen und Familienpflegerinnen gelten die
                           Tätigkeitsmerkmale der Berufsgruppe 5 des SD-Entgeltgruppenplans zum BAT-KF – SDEGP.BAT-KF.  2 Dies gilt auch für Mitarbeiterinnen, die im Rahmen der Aufgaben von Diakoniestationen im Arbeitsbereich „Fortführung des Haushalts“
                           eingesetzt sind.
                        

                     

                     	2

                     	
                         1 Diakoniestationen im Sinne dieser Tätigkeitsmerkmale sind Einrichtungen mit mindestens vier Vollzeitpflegekräften, von denen
                           bis zu zwei durch je zwei teilzeitbeschäftigte Pflegekräfte, die mit jeweils mindestens der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit
                           einer Vollzeitbeschäftigten für die Diakoniestation tätig sind, ersetzt werden können.  2 Mindestens drei Stellen müssen durch Pflegekräfte mit abgeschlossener Berufsausbildung besetzt sein, davon mindestens eine
                           Stelle durch eine Gesundheits- und Krankenpflegerin.
                        

                        Als Pflegekräfte gelten Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, Altenpflegerinnen, Familienpflegerinnen, Dorfhelferinnen, Krankenpflegehelferinnen
                           mit abgeschlossener Berufsausbildung sowie Hilfskräfte, die insbesondere Hilfen für die Körperpflege sowie Reinigungs-, Einkaufs-
                           und Wäschedienste leisten.
                        

                        Einrichtungen, die die Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht erfüllen, sind Gemeindepflegestationen im Sinne dieser Tätigkeitsmerkmale.

                     

                     	3

                     	
                        Unter dieses Tätigkeitsmerkmal fallende Diakoninnen mit Anstellungsfähigkeit nach dem Diakonengesetz der Evangelischen Kirche
                           der Union und Gemeindehelferinnen mit Anstellungsfähigkeit sowie jeweils mit staatlicher Erlaubnis als Gesundheits- und Krankenpflegerin
                           oder staatlicher Anerkennung/Abschlussprüfung als Altenpflegerin sind in die Entgeltgruppe 8 eingruppiert.
                        

                     

                     	4

                     	
                        …

                     

                     	5

                     	
                        Ist der Mitarbeiterin in den Fallgruppen 8 und 10 neben der Verantwortung für die pflegerischen Dienste, insbesondere den
                           Personaleinsatz, die Letztverantwortung für die wirtschaftliche Situation gegenüber dem leitenden Organ ausdrücklich übertragen,
                           erhält sie die nächst höhere Entgeltgruppe.
                        

                     

                     	6

                     	
                        Die Einstufung nach Stufe 5 erfolgt nach 9 Jahren in Stufe 4; die Stufe 6 entfällt.

                     

                  

               

            

            
                  1.5 Sozialsekretärinnen

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen in der Tätigkeit von Sozialsekretärinnen mit abgeschlossener Berufsausbildung

                        
                        	
                           6

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen in der Tätigkeit von Sozialsekretärinnen nach Abschluss der Grundausbildung nach den Richtlinien der Evangelischen
                              Kirche in Deutschland für die Fortbildung zur Sozialsekretärin
                           

                        
                        	
                           8

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Sozialsekretärinnen mit Prüfung nach den Richtlinien der Evangelischen Kirche in Deutschland für die Fortbildung zur Sozialsekretärin

                        
                        	
                           9

                        
                     

                     
                        	
                           4.

                        
                        	
                           Sozialsekretärinnen wie in Fallgruppe 3 in Tätigkeiten mit besonderer Verantwortung

                        
                        	
                           10

                        
                     

                  
               

            

            
                  1.6 Küsterinnen1,2

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Küsterinnen

                        
                        	
                           3

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Küsterinnen mit schwierigem oder umfangreichem Arbeitsbereich 3

                        
                        	
                           5

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Küsterinnen, die sich durch besondere Schwierigkeit ihres Arbeitsbereiches aus der Fallgruppe 2 herausheben 4

                        
                        	
                           6

                        
                     

                  
               

               Anmerkung:
                  
                     	1

                     	
                        Als Küsterin im Sinne dieser Tätigkeitsmerkmale gelten auch Hausmeisterinnen, die nach ihrer Dienstanweisung regelmäßig die
                           Aufgaben einer Küsterin bei Gottesdiensten und Amtshandlungen wahrnehmen.
                        

                     

                     	2

                     	
                        Für Mitarbeitende, die alle Abschnitte des Küsterlehrganges erfolgreich abgeschlossen haben, verkürzt sich die nach § 13 Teil
                           A Absatz 3 BAT-KF erforderliche Zeit in den Stufen 2 bis 5 um jeweils ein Jahr.
                        

                     

                     	3

                     	
                        Schwierige oder umfangreiche Arbeitsbereiche sind z. B.:
                           
                              	
                                 Kirchen und/oder Gemeindezentren mit insgesamt mindestens 600 Plätzen oder mit insgesamt mindestens 500 Plätzen und Außenanlagen
                                    von mindestens 2.500 qm,
                                 

                              

                              	
                                 Kirchen, die als häufig besuchte Baudenkmäler von historischer und/oder künstlerischer Bedeutung besonderer Pflege und Bedienung
                                    bedürfen,
                                 

                              

                              	
                                 die Wahrnehmung weiterer gemeindlicher Aufgaben mindestens der Entgeltgruppe 5, die durch die Dienstanweisung übertragen worden
                                    sind (z. B. in der Jugendarbeit, auf gemeindeeigenen Friedhöfen, im Gemeindebüro),
                                 

                              

                              	
                                 Verantwortung für mehrere kirchliche Gebäude in verschiedenen Gemeindebezirken oder Ortsteilen.

                              

                           

                        

                     

                     	4

                     	
                        Die Heraushebung durch besondere Schwierigkeit des Arbeitsbereiches ist gegeben bei Kirchen von besonderer kirchlicher und
                           öffentlicher Bedeutung, die vom Landeskirchenamt als solche anerkannt sind.
                        

                     

                  

               

            

         

         
               2. Erziehungs- und Sozialdienst

            

            
                  2.31 Sozialberaterinnen ausländischer Arbeitnehmerinnen

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Sozialberaterinnen ausländischer Arbeitnehmerinnen mit selbstständiger Tätigkeit

                        
                        	
                           5

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Sozialberaterinnen ausländischer Arbeitnehmerinnen, die unter ständiger Aufsicht einer Sozialarbeiterin/Sozialpädagogin arbeiten

                        
                        	
                           5

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Sozialberaterin ausländischer Arbeitnehmerinnen mit Prüfung nach Abschluss des Grundlehrganges nach den Richtlinien der Evangelischen
                              Kirche in Deutschland für die Ausbildung und Anstellung ausländischer Sozialsekretärinnen 1

                        
                        	
                           8

                        
                     

                     
                        	
                           4.

                        
                        	
                           Sozialberaterinnen ausländischer Arbeitnehmer mit Prüfung für die Anstellungsfähigkeit als Sozialsekretärin nach den Richtlinien
                              der Evangelischen Kirche in Deutschland für die Ausbildung und Anstellung ausländischer Sozialsekretärinnen 1

                        
                        	
                           9

                        
                     

                  
               

               Anmerkungen:
                  
                     	1

                     	
                         1 Bei der Eingruppierung von Sozialberaterinnen ausländischer Arbeitnehmer mit einer Ausbildung als Sozialarbeiterin/Sozialpädagogin,
                           Religionspädagogin, Gemeindehelferin oder Gemeindepädagogin sind die für diese Mitarbeiterinnen geltenden Tätigkeitsmerkmale
                           sinngemäß anzuwenden.  2 Diese Tätigkeitsmerkmale sind entsprechend bei der Eingruppierung von Sozialberaterinnen mit einer gleichwertigen, im Ausland
                           erworbenen Ausbildung anzuwenden.
                        

                     

                  

               

            

            
                  2.32 Mitarbeiterinnen in der Bahnhofsmission

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen in der Bahnhofsmission ohne förderliche Ausbildung

                        
                        	
                           2

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen in der Bahnhofsmission mit einer für ihre Tätigkeit förderlichen Ausbildung

                        
                        	
                           3

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen in der Bahnhofsmission mit einer für ihre Tätigkeit förderlichen Ausbildung als Leiterinnen von Bahnhofsmissionen

                        
                        	
                           5

                        
                     

                     
                        	
                           4.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen in der Bahnhofsmission mit einer Ausbildung als Gesundheits- und Krankenpflegerin, Altenpflegerin oder Erzieherin
                              als Leiterinnen von Bahnhofsmissionen mit besonders großem und schwierigem Arbeitsbereich
                           

                        
                        	
                           8

                        
                     

                     
                        	
                           5.

                        
                        	
                           Sozialarbeiterinnen/Sozialpädagoginnen als Leiterinnen von Bahnhofsmissionen mit besonders großem und schwierigem Arbeitsbereich

                        
                        	
                           9

                        
                     

                  
               

            

            
                  2.40 Leiterinnen von Heimen der Altenhilfe 1

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Leiterinnen von Heimen der Altenhilfe mit einer Durchschnittsbelegung von weniger als 50 Plätzen und weniger als 15 Mitarbeiterinnen
                              im Pflegedienst 3

                        
                        	
                           9

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Ausdrücklich bestellte ständige Vertreterinnen der Mitarbeiterinnen der Fallgruppen 3 und 4 2, 3

                        
                        	
                           9

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Leiterinnen von Heimen der Altenhilfe mit einer Durchschnittsbelegung von weniger als 50 Plätzen und mindestens 15 Mitarbeiterinnen
                              im Pflegedienst 3

                        
                        	
                           10

                        
                     

                     
                        	
                           4.

                        
                        	
                           Leiterinnen von Heimen der Altenhilfe mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 50 Plätzen 3

                        
                        	
                           10

                        
                     

                     
                        	
                           5.

                        
                        	
                           Ausdrücklich bestellte ständige Vertreterinnen der Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 6 2, 3

                        
                        	
                           10

                        
                     

                     
                        	
                           6.

                        
                        	
                           Leiterinnen von Heimen der Altenhilfe mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 80 Plätzen 3

                        
                        	
                           11

                        
                     

                     
                        	
                           7.

                        
                        	
                           Ausdrücklich bestellte ständige Vertreterinnen der Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 8 2, 3

                        
                        	
                           11

                        
                     

                     
                        	
                           8.

                        
                        	
                           Leiterinnen von Heimen der Altenhilfe mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 120 Plätzen 3

                        
                        	
                           12

                        
                     

                  
               

               Anmerkungen:
                  
                     	1

                     	
                        Heime der Altenhilfe im Sinne dieser Berufsgruppe sind:
                           
                              	
                                 Altenheime als Einrichtung der Altenhilfe mit oder ohne Pflegestation zur Betreuung und Versorgung alter Menschen,

                              

                              	
                                 Altenpflegeheime/Altenheime/Altenkrankenheime als Einrichtungen der Altenhilfe zur Versorgung chronisch Kranker und pflegebedürftiger
                                    alter Menschen,
                                 

                              

                              	
                                 Altenzentren als mehrgliedrige Einrichtungen der Altenhilfe (im Sinne von a bis b): Altenwohnungen, Altenwohnheime, Altenheime,
                                    Altenpflegeheime und/oder Altenkrankenheime.
                                 

                              

                           

                        

                     

                     	2

                     	
                        Nach diesem Tätigkeitsmerkmal ist auch eine Mitarbeiterin eingruppiert, der zugleich die Pflegedienstleitung übertragen ist.

                     

                     	3

                     	
                        Als Leiterinnen von Heimen der Altenhilfe werden nach diesen Tätigkeitsmerkmalen eingruppiert:
                           
                              	
                                 Mitarbeiterinnen mit abgeschlossener Fachschulausbildung oder mit abgeschlossener Ausbildung als Diakonin nach dem Diakonengesetz
                                    oder als Gemeindehelferin nach der Gemeindehelferordnung der Evangelischen Kirche im Rheinland oder als Gemeindehelferin oder
                                    Jugendsekretärin nach der VSBMO der Evangelischen Kirche von Westfalen und mit Zusatzausbildung für Heimleiterinnen von mindestens
                                    300 Unterrichtsstunden,
                                 

                              

                              	
                                 Mitarbeiterinnen mit abgeschlossener Fachhochschulausbildung oder mit abgeschlossener Ausbildung als Gemeindepädagogin oder
                                    mit abgeschlossener Aufbauausbildung nach der Aufbauausbildungsverordnung der Evangelischen Kirche im Rheinland.
                                 

                              

                           

                        

                        Werden in Ausnahmefällen Mitarbeiterinnen mit abgeschlossener Fachschulausbildung eingestellt, welche die Voraussetzung der
                           Zusatzausbildung nach Buchstabe a nicht erfüllen, sind sie eine Entgeltgruppe niedriger eingruppiert.
                        

                        Die Sätze 1 und 2 gelten für ständige Vertreterinnen entsprechend.

                     

                  

               

            

            
                  2.504 Mitarbeiterinnen in Familienbildungsstätten
                  

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen als Dispositeurinnen in Familienbildungsstätten mit einer ihrer Tätigkeit entsprechenden Berufsausbildung
                              und Meisterinnenprüfung 1, 2

                        
                        	
                           6

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen als Dispositeurinnen in Familienbildungsstätten mit einer ihrer Tätigkeit entsprechenden abgeschlossenen
                              Fachschulausbildung 1, 2

                        
                        	
                           8

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen als Dispositeurinnen in Familienbildungsstätten mit einer ihrer  Tätigkeit entsprechenden abgeschlossenen
                              Fachhochschulausbildung 1, 2

                        
                        	
                           9

                        
                     

                     
                        	
                           4.

                        
                        	
                           Leiterinnen von Familienbildungsstätten mit einer ihrer Tätigkeit entsprechenden abgeschlossenen Fachhochschulausbildung in
                              Familienbildungsstätten mit einer Unterrichtsleistung von bis zu 3600 Stunden 3, 4

                        
                        	
                           9

                        
                     

                     
                        	
                           5.

                        
                        	
                           Leiterinnen von Familienbildungsstätten mit einer ihrer Tätigkeit entsprechenden abgeschlossenen Fachhochschulausbildung in
                              Familienbildungsstätten mit einer Unterrichtsleistung von bis zu 7200 Stunden 3, 4

                        
                        	
                           10

                        
                     

                     
                        	
                           6.

                        
                        	
                           Leiterinnen von Familienbildungsstätten mit einer ihrer Tätigkeit entsprechenden abgeschlossenen Fachhochschulausbildung in
                              Familienbildungsstätten mit einer Unterrichtsleistung von bis zu 9600 Stunden 3, 4

                        
                        	
                           11

                        
                     

                     
                        	
                           7.

                        
                        	
                           Leiterinnen von Familienbildungsstätten mit einer ihrer Tätigkeit entsprechenden abgeschlossenen Fachhochschulausbildung in
                              Familienbildungsstätten mit einer Unterrichtsleistung von mehr als 9600 Stunden 3, 4

                        
                        	
                           12

                        
                     

                  
               

               Anmerkungen:
                  
                     	1

                     	
                        Dispositeurinnen sind hauptberufliche pädagogische Mitarbeiterinnen, die im Rahmen der ihnen zugewiesenen Aufgaben für die
                           ordnungsgemäße Planung und Durchführung der Lehrveranstaltungen verantwortlich sind.
                        

                     

                     	2

                     	
                        Mitarbeiterinnen, die diese Voraussetzungen nicht erfüllen, können ausnahmsweise bei Vorliegen einer mindestens fünfjährigen
                           entsprechenden Praxis in die jeweils nach diesen Tätigkeitsmerkmalen zu Grunde gelegte nächstniedrigere Entgeltgruppe eingruppiert
                           werden.
                        

                     

                     	3

                     	
                        …

                     

                     	4

                     	
                         1 Die Unterrichtsleistung wird bezogen auf die gesamte Familienbildungsstätte einschließlich Außenstellen.  2 Die durch Honorarkräfte geleisteten Unterrichtsstunden zählen bei der Unterrichtsleistung mit.  3 Die als Unterrichtsleistung geforderten Stundenzahlen beziehen sich auf die vom Träger der Familienbildungsstätte beschlossene
                           Planung für das Kalenderjahr.
                        

                     

                  

               

            

         

         
               3. Gesundheitsdienst

            

            Vorbemerkung zur
Berufsgruppe 3. „Gesundheitsdienst“

            ( 1) Die Eingruppierung der Ärztinnen und Ärzte an Krankenhäusern erfolgt nach Anlage 6.

            (2) Wird in einem Tätigkeitsmerkmal eine bestimmte Ausbildung vorausgesetzt, sind Mitabeiterinnen, die aufgrund gleichwertiger
               Fähigkeiten und ihrer Erfahrung entsprechende Tätigkeiten ausüben, ebenfalls so eingruppiert.
            

            
                  3.15 Apothekerinnen
                  

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Apothekerin mit entsprechender Tätigkeit

                        
                        	
                           13

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Apothekerin als Leiterin von Apotheken

                        
                        	
                           14

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Apothekerin als Leiterin von Apotheken, denen mindestens vier Apothekerinnen durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt
                              sind 
                           

                        
                        	
                           15

                        
                     

                  
               

               

            

            
                  3.2 Medizinische und zahnmedizinische Fachangestellte, Pharmazeutisch-kaufmännische Angestellte1

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit

                        
                        	
                           3

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit schwierigen Aufgaben 2

                        
                        	
                           5

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Fachkräfte, denen mindestens drei Fachkräfte durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind

                        
                        	
                           6

                        
                     

                  
               

               Anmerkungen:
                  
                     	1

                     	
                        Fachkräfte sind z.B.: 

                        
                           
                              	
                                 Medizinische Fachangestellte

                              

                              	
                                 Zahnmedizinische Fachangestellte

                              

                              	
                                 Pharmazeutisch-kaufmännische Angestellte

                              

                              	
                                 Arzthelferinnen

                              

                              	
                                 Apothekenhelferinnen

                              

                              	
                                 Zahnärztliche Helferinnen

                              

                           

                        

                     

                     	2

                     	
                        Schwierige Aufgaben sind z. B. Patientenabrechnungen im stationären und ambulanten Bereich, Durchführung von Elektro-Kardiogrammen
                           mit allen Ableitungen, Einfärben von zytologischen Präparaten oder gleich schwierige Einfärbungen, Taxieren, Mitwirkung bei
                           der Herstellung von sterilen Lösungen oder sonstigen Arzneimitteln unter Verantwortung einer Apothekerin.
                        

                     

                  

               

            

            
                  3.3 Audiologieassistentinnen1

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit

                        
                        	
                           5

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit, die in nicht unerheblichem Umfang schwierige Aufgaben erfüllen2,3

                        
                        	
                           6

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit, die überwiegend schwierige Aufgaben erfüllen2  
                           

                        
                        	
                           8

                        
                     

                  
               

               Anmerkungen:
                  
                     	1

                     	
                        Fachkräfte sind z.B.:

                        
                           
                              	
                                 Audiologieassistentinnen

                              

                              	
                                 Audiometristinnen

                              

                           

                        

                     

                     	2

                     	
                        Schwierige Aufgaben sind z.B. Fertigung von Sprach-, Spiel- und Reflexaudiogrammen, Gehörprüfung bei Kleinkindern und Patientinnen
                           und Patienten mit geistiger Behinderung sowie Gehörgeräteanpassung und Gehörerziehung - Hörtraining - bei Kleinkindern.
                        

                     

                     	3

                     	
                        Der Umfang der schwierigen Aufgaben ist nicht mehr unerheblich, wenn er etwa ein Viertel der gesamten Tätigkeit ausmacht.

                     

                  

               

            

            
                  3.4 Ergotherapeutinnnen1

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit

                        
                        	
                           6

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit, die schwierige Aufgaben erfüllen 2

                        
                        	
                           8

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit, denen mindestens zwei Fachkräfte durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt
                              sind oder die als Lehrkräfte an staatlich anerkannten Lehranstalten für Ergotherapie eingesetzt sind
                           

                        
                        	
                           9

                        
                     

                     
                        	
                           4.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit staatlicher Anerkennung, die als Erste Lehrkräfte an staatlich anerkannten Lehranstalten für Ergotherapie eingesetzt
                              sind3

                        
                        	
                           10

                        
                     

                  
               

               Anmerkungen:
                  
                     	1

                     	
                        Fachkräfte sind z. B.: 

                        
                           
                              	
                                 Ergotherapeutinnen

                              

                              	
                                 Beschäftigungstherapeutinnen

                              

                           

                        

                     

                     	2

                     	
                        Schwierige Aufgaben sind z. B. Beschäftigungstherapie bei Querschnittslähmungen, in Kinderlähmungsfällen, mit spastisch Gelähmten,
                           in Fällen von Dysmelien, in der Psychiatrie oder Geriatrie.
                        

                     

                     	3

                     	
                        Erste Lehrkräfte sind Lehrkräfte, denen auch die Leitungsaufgaben der Lehranstalt unter der Verantwortung der Leiterin der
                           Lehranstalt durch ausdrückliche Anordnung übertragen sind.
                        

                     

                  

               

            

            
                  3.5 Diätassistentinnen

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit 

                        
                        	
                           6

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit, die überwiegend schwierige Aufgaben erfüllen oder die als Leiterinnen von Diätküchen,
                              in denen durchschnittlich mindestens 200 Diätvollportionen täglich hergestellt werden oder die als ständige Vertreterinnen
                              von Leiterinnen von Diätküchen, in denen durchschnittlich mindestens 400 Diätvollportionen täglich hergestellt werden, durch
                              ausdrückliche Anordnung bestellt sind 1, 2

                        
                        	
                           8

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Fachkräfte als Leiterinnen von Diätküchen, in denen durchschnittlich mindestens 400 Diätvollportionen täglich hergestellt
                              werden oder mit zusätzlicher Ausbildung als Ernährungsberaterin und mit entsprechender Tätigkeit oder die als Lehrkräfte an
                              staatlich anerkannten Lehranstalten für Diätassistentinnen eingesetzt sind 2, 3

                        
                        	
                           9

                        
                     

                     
                        	
                           4.

                        
                        	
                           Fachkräfte, die als Erste Lehrkräfte an staatlich anerkannten Lehranstalten für Diätassistentinnen eingesetzt sind  3

                        
                        	
                           10

                        
                     

                  
               

               Anmerkungen:
                  
                     	1

                     	
                        Schwierige Aufgaben sind z. B. Diätberatung von einzelnen Patienten, selbstständige Durchführung von Ernährungserhebungen,
                           Mitarbeit bei Grundlagenforschung im Fachbereich Klinische Ernährungslehre, Herstellung und Berechnung spezifischer Diätformen
                           bei dekompensierten Leberzirrhosen, Niereninsuffizienz, Hyperlipidämien, Stoffwechsel-Bilanz-Studium, Maldigestion und Malabsorption,
                           nach Shunt-Operationen, Kalzium-Test-Diäten, spezielle Anfertigung von Sondenernährung für Patienten auf Intensiv- und Wachstationen.
                        

                     

                     	2

                     	
                        Schonkost ist keine Diätkost. Die Tätigkeitsmerkmale sind auch erfüllt, wenn statt 400 bzw. 200 Diätvollportionen eine entsprechende
                           Zahl von Teilportionen hergestellt wird.
                        

                     

                     	3

                     	
                        Erste Lehrkräfte sind Lehrkräfte, denen auch die Leitungsaufgaben der Lehranstalt unter der Verantwortung der Leiterin der
                           Lehranstalt durch ausdrückliche Anordnung übertragen sind.
                        

                     

                  

               

            

            
                  3.6 Physiotherapeutinnen1

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit

                        
                        	
                           6

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit, die überwiegend schwierige Aufgaben erfüllen 2

                        
                        	
                           8

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit, denen mindestens zwei Fachkräfte durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt
                              sind oder die als Lehrkräfte an staatlich anerkannten Lehranstalten für Physiotherapeutinnen eingesetzt sind 4

                        
                        	
                           9

                        
                     

                     
                        	
                           4.

                        
                        	
                           Fachkräfte, die als Erste Lehrkräfte an staatlich anerkannten Lehranstalten für Physiotherapeutinnen eingesetzt sind 3, 4 oder leitende Fachkräfte, denen mindestens 16 Fachkräfte durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 4

                        
                        	
                           10

                        
                     

                  
               

               Anmerkungen:
                  
                     	1

                     	
                        Fachkräfte sind z. B. :

                        
                           
                              	
                                 Physiotherapeutinnen

                              

                              	
                                 Krankengymnastinnen

                              

                           

                        

                        

                     

                     	2

                     	
                        Schwierige Aufgaben sind z. B. Krankengymnastik nach Lungen- oder Herzoperationen, nach Herzinfarkten, bei Querschnittslähmung,
                           in Kinderlähmungsfällen, mit spastisch Gelähmten, in Fällen von Dysmelien, nach Verbrennungen, in Psychiatrie oder Geriatrie,
                           nach Einsatz von Endoprothesen.
                        

                     

                     	3

                     	
                        Erste Lehrkräfte sind Lehrkräfte, denen auch die Leitungsaufgaben der Lehranstalt unter der Verantwortung der Leiterin der
                           Lehranstalt durch ausdrückliche Anordnung übertragen sind.
                        

                     

                     	4

                     	
                        Leitende Fachkräfte , denen unter der Verantwortung einer Ärztin für eine physiotherapeutische Abteilung insbesondere die
                           Arbeitseinteilung, die Überwachung des Arbeitsablaufs und der Arbeitsausführung durch ausdrückliche Anordnung übertragen sind.
                        

                     

                  

               

               

            

            
                  3.7 Logopädinnen

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit 

                        
                        	
                           6

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Fachkräfte, die schwierige Aufgaben erfüllen 1

                        
                        	
                           8

                        
                     

                  
               

               Anmerkungen:
                  
                     	1

                     	
                        Schwierige Aufgaben sind z. B. die Behandlung von Kehlkopflosen, von Patientinnen und Patienten nach Schlaganfällen oder Gehirnoperationen,
                           von Patientinnen und Patienten mit Intelligenzminderung, von Aphasiepatientinnen und -patienten, von Patientinnen und Patienten
                           mit spastischen Lähmungen im Bereich des Sprachapparates.
                        

                     

                  

               

            

            
                  3.8 Masseurinnen, Masseurinnen und medizinische Bademeisterinnen

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit

                        
                        	
                           3

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit, die schwierige Aufgaben erfüllen 1oder denen mindestens zwei Fachkräfte durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind
                           

                        
                        	
                           5

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit, die schwierige Aufgaben erfüllen und denen mindestens zwei Fachkräfte durch ausdrückliche
                              Anordnung ständig unterstellt sind 1oder denen mindestens vier Fachkräfte durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind
                           

                        
                        	
                           6

                        
                     

                     
                        	
                           4.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit, denen mindestens acht Fachkräfte durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt
                              sind
                           

                        
                        	
                           8

                        
                     

                  
               

               Anmerkungen:
                  
                     	1

                     	
                        Schwierige Aufgaben sind z. B. Verabreichung von Kohlensäure- oder Sauerstoffbädern bei Herz- und Kreislauf-Beschwerden, Massage-
                           oder Bäderbehandlung nach Schlaganfällen oder bei Kinderlähmung, Massagebehandlung von Frischoperierten.
                        

                     

                  

               

               

            

            
                  3.9 Technische Assistentinnen in der Medizin 1

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit

                        
                        	
                           6

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit, die in nicht unerheblichem Umfang schwierige Aufgaben erfüllen 2, 3

                        
                        	
                           8

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit, denen mindestens zwei Fachkräfte durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt
                              sind
                           

                        
                        	
                           9

                        
                     

                     
                        	
                           4.

                        
                        	
                           Leitende Fachkräfte, denen mindestens 16 Fachkräfte, durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 4

                        
                        	
                           10

                        
                     

                  
               

               Anmerkungen:

               
                  
                     	
                        Fachkräfte sind z. B. :
                           
                              	
                                 Technische Assistentinnen in der Medizin

                              

                              	
                                 Medizinisch technische Assistentinnen

                              

                           

                        

                     

                     	
                        Schwierige Aufgaben sind z. B. Wartung und Justierung von hochwertigen und schwierig zu bedienenden Messgeräten (z. B. Autoanalyzern),
                           Bedienung eines Elektronenmikroskops sowie Vorbereitung der Präparate für Elektronenmikroskopie, schwierige gerinnungsphysiologische
                           Untersuchungen, Durchführung von Kreuzproben, Virusisolierungen oder ähnlich schwierige mikrobiologische Verfahren, Gewebezüchtungen,
                           schwierige Antikörperbestimmungen, Vorbereitung und Durchführung von röntgenologischen Gefäßuntersuchungen in der Schädel-,
                           Brust- oder Bauchhöhle, Mitwirkung bei Herzkatheterisierungen, Schichtaufnahmen in den drei Dimensionen mit Spezialgeräten,
                           Encephalografien, Ventrikulografien, schwierigen intraoperativen Röntgenaufnahmen.
                        

                     

                     	
                        Der Umfang der schwierigen Aufgaben ist nicht mehr unerheblich, wenn er etwa ein Viertel der gesamten Tätigkeit ausmacht.

                     

                     	
                        Leitende Fachkräfte im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind Assistentinnen, denen unter der Verantwortung eines Arztes für
                           eine Laboratoriumsabteilung oder für eine radiologische Abteilung insbesondere die Arbeitseinteilung, die Überwachung des
                           Arbeitsablaufs und der Arbeitsausführung durch ausdrückliche Anordnung übertragen sind.
                        

                     

                  

               

            

            
                  3.10 Orthoptistinnen

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit

                        
                        	
                           6

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit, die schwierige Aufgaben erfüllen 1

                        
                        	
                           8

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit, denen mindestens zwei Orthoptistinnen durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt
                              sind
                           

                        
                        	
                           9

                        
                     

                  
               

               Anmerkungen:

               
                  
                     	
                        Schwierige Aufgaben sind z. B. die Behandlung eingefahrener beidäugiger Anomalien, exzentrischer Fixationen und Kleinstanomalien.

                     

                  

               

            

            
                  3.11 Pharmazeutisch-technische Assistentinnen 

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit

                        
                        	
                           5

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit, die in nicht unerheblichem Umfang schwierige Aufgaben erfüllen 1, 2

                        
                        	
                           6

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit, denen mindestens zwei Fachkräfte der Berufsgruppe 3.2 mit Tätigkeiten mindestens
                              der Entgeltgruppe 5 durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 
                           

                        
                        	
                           9

                        
                     

                  
               

               Anmerkungen:

               
                  
                     	
                        Schwierige Aufgaben sind z. B. in der chemisch-physikalischen Analyse: gravimetrische, trimetrische und fotometrische Bestimmungen
                           einschließlich Komplexometrie, Leitfähigkeitsmessungen und chromatografische Analysen, in der Pflanzenanalyse: Anfertigung
                           mikroskopischer Schnitte; schwierige Identitäts- und Reinheitsprüfungen nach dem Deutschen Arzneibuch (Chemikalien, Drogen),
                           
                        

                        Herstellung und Kontrolle steriler Lösungen von verschiedenen Zusammensetzungen in größerem Umfang unter Verwendung moderner
                           Apparaturen, Herstellung von sonstigen Arzneimitteln in größerem Umfang unter Verwendung moderner, in der Galenik gebräuchlicher
                           Apparaturen (Suppositorien, Salben, Pulvergemische, Ampullen, Tabletten u. a.),
                        

                        Herstellung von Arzneizubereitungen nach Rezept oder Einzelvorschrift.

                        

                     

                     	
                        Der Umfang der schwierigen Aufgaben ist nicht mehr unerheblich, wenn er etwa ein Viertel der gesamten Tätigkeit ausmacht.

                     

                  

               

            

         

         
               4. Handwerk, Technik, Landwirtschaft, Hauswirtschaft

            

            
                  4.1 Handwerkerinnen 6

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen mit einfacher Tätigkeit

                        
                        	
                           1

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Mitarbeiter mit einer Tätigkeit, für die eine eingehende Einarbeitung von in der Regel fünf Wochen nötig ist 

                        
                        	
                           1a

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Handwerkerinnen mit Facharbeiterinnenbrief oder Gesellinnenprüfung 

                        
                        	
                           3

                        
                     

                     
                        	
                           4.

                        
                        	
                           Handwerkerinnen mit Facharbeiterbrief oder Gesellenprüfung in Stellen mit größerer Verantwortung 

                        
                        	
                           5

                        
                     

                     
                        	
                           5.

                        
                        	
                           Maschinenmeisterinnen an kleinen und einfachen Maschinenanlagen

                        
                        	
                           5

                        
                     

                     
                        	
                           6.

                        
                        	
                           Meisterinnen die die Aufsicht über eine Gruppe von Handwerkerinnen, Facharbeiterinnen oder sonstigen handwerklich tätigen
                              Arbeiterinnen führen  2

                        
                        	
                           5

                        
                     

                     
                        	
                           7.

                        
                        	
                           Maschinenmeisterinnen, soweit nicht anderweitig eingruppiert  2

                        
                        	
                           6

                        
                     

                     
                        	
                           8.

                        
                        	
                           Meisterinnen Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 5 oder einer entsprechenden Tätigkeit, die die Aufsicht über eine größere Gruppe von
                              Handwerkerinnen, Facharbeiterinnen oder sonstigen handwerklich tätigen Arbeiterinnen führen  2

                        
                        	
                           6

                        
                     

                     
                        	
                           9.

                        
                        	
                           Handwerks- und Industriemeisterinnen, soweit nicht anderweitig eingruppiert  2

                        
                        	
                           6

                        
                     

                     
                        	
                           10.

                        
                        	
                           Maschinenmeisterinnen an großen und wichtigen Maschinenanlagen  2

                        
                        	
                           8

                        
                     

                     
                        	
                           11.

                        
                        	
                           Meisterinnen sofern sie große Arbeitsstätten (Bereiche, Werkstätten, Abteilungen oder Betriebe) zu beaufsichtigen haben, in
                              denen Handwerkerinnen oder Facharbeiterinnen beschäftigt sind  2

                        
                        	
                           8

                        
                     

                     
                        	
                           12.

                        
                        	
                           Handwerks- und Industriemeisterinnen, die sich aus der Fallgruppe 8 dadurch herausheben, dass sie in einer besonders wichtigen
                              Arbeitsstätte mit einem höheren Maß an Verantwortung beschäftigt sind  2

                        
                        	
                           8

                        
                     

                     
                        	
                           13.

                        
                        	
                           Handwerks- und Industriemeisterinnen, sofern sie große Arbeitsstätten (Bereiche, Werkstätten, Abteilungen oder Betriebe) zu
                              beaufsichtigen haben, in denen Handwerkerinnen oder Facharbeiterinnen beschäftigt sind  2

                        
                        	
                           8

                        
                     

                     
                        	
                           14.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung in einem einschlägigen anerkannten Ausbildungsberuf Meisterbrief
                              oder mit einer zusätzlichen fachlichen Fortbildung, die verschiedene Spezialeinrichtungen bzw. Spezialanlagen (z. B. zentrale
                              Sauerstoffanlagen, zentrale Vakuumanlagen, zentrale Lachgasanlagen, zentrale Druckluftanlagen, zentrale Sterilisationsanlagen,
                              zentrale Destillieranlagen, zentrale Mess-, Steuer- und Regelanlagen für Klima- und Kälteanlagen in Krankenhäusern der Maximalversorgung)
                              warten, instand setzen, die Betriebsbereitschaft Gewähr leisten und in der Lage sind, die Regelung und Steuerung der Anlagen
                              technischen Änderungen anzupassen  2, 3

                        
                        	
                           9

                        
                     

                  
               

               Anmerkungen:
                  
                     	1

                     	
                        Mitarbeiterinnen im handwerklichen Erziehungsdienst werden nach den Tätigkeitsmerkmalen der Berufsgruppe 3     des SD-Entgeltgruppenplans
                           zum BAT-KF – SDEGP.BAT-KF eingruppiert.
                        

                     

                     	2

                     	
                        
                           	
                              Handwerksmeisterinnen sind Mitarbeiterinnen, die nach der Handwerksordnung die Bezeichnung Meisterin in Verbindung mit einem
                                 Handwerk oder mit einer Bezeichnung, die auf eine Tätigkeit in einem Handwerk hinweist, führen dürfen, nachdem sie die Meisterprüfung
                                 für das Handwerk vor einem bei einer Handwerkskammer gebildeten Prüfungsausschuss bestanden haben.
                              

                           

                           	
                              Industriemeisterinnen sind die aus einem industriellen Ausbildungsberuf hervorgegangenen Facharbeiterinnen, die vor einer
                                 Industrie- und Handelskammer die Industriemeisterinnenprüfung bestanden  haben.
                              

                           

                           	
                               1 Meisterinnen und Maschinenmeisterinnen können – anders als Handwerks- und Industriemeisterinnen – auch Handwerkerinnen mit
                                 Facharbeiterbrief oder G esellinnenprüfung sein, die keine Meisterinnenprüfung bei einer der Kammern (vgl. Buchst. a und b)
                                 abgelegt haben, denen aber vom zuständigen Leitungsorgan auf Grund der von ihnen ausgeübten Funktionen innerbetrieblich die
                                 Bezeichnung einer Meisterin oder Maschinenmeisterin zuerkannt worden ist.  2 Während von Meisterinnen nach den Tätigkeitsmerkmalen stets die Erfüllung typischer Aufsichtsfunktionen gefordert wird, erstreckt
                                 sich die Tätigkeit einer Maschinenmeisterin auf das Betreiben, die Wartung und Pflege (einschließlich kleinerer Reparaturen)
                                 bestimmter Maschinen oder Maschinenanlagen.
                              

                           

                        

                     

                     	3

                     	
                        Die Einstufung in die Stufe 4 erfolgt nach 7 Jahren in Stufe 3; die Stufen 5 und 6 entfallen

                     

                  

               

            

            
                  4.2 Kraftfahrerinnen

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Kraftfahrerinnen, Staplerfahrerinnen, Traktoristinnen

                        
                        	
                           2

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Kraftfahrerinnen, mit abgeschlossener Lehre im Kraftfahrzeug- oder Schlosserhandwerk

                        
                        	
                           3

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Kraftfahrerinnen in Stellen mit besonderer Bedeutung

                        
                        	
                           3

                        
                     

                     
                        	
                           4.

                        
                        	
                           Kraftfahrerinnen in Stellen mit besonderer Bedeutung und überdurchschnittlicher Beanspruchung

                        
                        	
                           5

                        
                     

                  
               

            

            
                  4.3 Technikerinnen Mitarbeiterinnen in der Datenverarbeitung 7

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Staatlich geprüfte Technikerinnen mit entsprechender Tätigkeit 1, 2

                        
                        	
                           6

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Staatlich geprüfte Technikerinnen mit entsprechender Tätigkeit, die in nicht unerheblichem Umfang selbstständig tätig sind
                              1, 2, 3

                        
                        	
                           6

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Staatlich geprüfte Technikerinnen mit entsprechender Tätigkeit, die überwiegend selbstständig tätig sind 1, 2

                        
                        	
                           8

                        
                     

                     
                        	
                           4.

                        
                        	
                           Staatlich geprüfte Technikerinnen mit entsprechender Tätigkeit, die überwiegend selbstständig tätig sind und schwierige Aufgaben
                              erfüllen 1, 2, 6

                        
                        	
                           9

                        
                     

                     
                        	
                           5.

                        
                        	
                           Technische Mitarbeiterinnen mit technischer Ausbildung und entsprechender Tätigkeit nach Ablegung der Prüfung 1, 4

                        
                        	
                           10

                        
                     

                     
                        	
                           6.

                        
                        	
                           Technische Mitarbeiterinnen mit technischer Ausbildung, deren Tätigkeit sich durch besondere Leistungen aus der Fallgruppe
                              5 heraushebt 1, 4, 5

                        
                        	
                           11

                        
                     

                     
                        	
                           7.

                        
                        	
                           Technische Mitarbeiterinnen mit technischer Ausbildung, deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder
                              durch künstlerische oder Spezialaufgaben aus der Fallgruppe 6 heraushebt 1, 4, 5

                        
                        	
                           12

                        
                     

                     
                        	
                           8.

                        
                        	
                           Technische Mitarbeiterinnen mit technischer Ausbildung, deren Tätigkeit sich durch das Maß der Verantwortung erheblich aus
                              der Fallgruppe 7 heraushebt 1, 4

                        
                        	
                           12

                        
                     

                  
               

               Anmerkungen:
                  
                     	1

                     	
                         1 Mitarbeiterinnen, die auf Grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, werden
                           ebenfalls nach diesem Tätigkeitsmerkmal eingruppiert.  2 Dies gilt auch für Mitarbeiterinnen in der Datenverarbeitung.
                        

                     

                     	2

                     	
                        Unter "Staatlich geprüften Technikerinnen" im Sinne dieser Tätigkeitsmerkmale sind Mitarbeiterinnen zu verstehen, die
                           
                              	
                                 einen nach Maßgabe der Rahmenordnung für die Ausbildung von Technikern (Beschlüsse der Kultusministerkonferenz vom 27. April
                                    1964 und 18. Januar 1973 – GMBl. 1964 S. 347 und 1973 S. 158) gestalteten Ausbildungsgang mit der vorgeschriebenen Prüfung
                                    erfolgreich abgeschlossen und die Berechtigung zur Führung der Berufsbezeichnung "Staatlich geprüfter Techniker" oder "Techniker
                                    mit staatlicher Abschlussprüfung" mit einem die Fachrichtung bezeichnenden Zusatz erworben haben, oder
                                 

                              

                              	
                                 einen nach Maßgabe der Rahmenvereinbarung über Fachschulen mit zweijähriger Ausbildungsdauer (Beschluss der Kultusministerkonferenz
                                    vom 27. Oktober 1980) gestalteten Ausbildungsgang mit der vorgeschriebenen Prüfung erfolgreich abgeschlossen und die Berechtigung
                                    zur Führung der ihrer Fachrichtung/ihrem Schwerpunkt zugeordneten Berufsbezeichnung "Staatlich geprüfter Techniker/Staatlich
                                    geprüfte Technikerin" erworben haben.
                                 

                              

                           

                        

                     

                     	3

                     	
                        Der Umfang der selbstständigen Tätigkeit ist nicht mehr unerheblich, wenn er mindestens ein Viertel der gesamten Tätigkeit
                           ausmacht.
                        

                     

                     	4

                     	
                        Unter "technischer Ausbildung" im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals ist der erfolgreiche Besuch einer Schule zu verstehen, deren
                           Abschlusszeugnis zum Eintritt in die Laufbahn des gehobenen technischen Dienstes berechtigt, sowie der erfolgreiche Besuch
                           einer Schule, die in der jeweils geltenden Reichsliste der Fachschulen aufgeführt war, deren Abschlusszeugnisse zum Eintritt
                           in die Laufbahn des gehobenen technischen Dienstes berechtigen.
                        

                     

                     	5

                     	
                        "Besondere Leistungen" im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind z. B.: Aufstellung oder Prüfung von Entwürfen, deren Bearbeitung
                           besondere Fachkenntnisse und entsprechende praktische Erfahrungen oder künstlerische Begabung voraussetzt sowie örtliche Leitung
                           oder Mitwirkung bei der Leitung von schwierigen Bauten und Bauabschnitten sowie deren Abrechnung.
                        

                     

                     	6

                     	
                        Die Einstufung in die Stufe 5 erfolgt nach 9 Jahren in Stufe 4; Stufe 6 entfällt.

                     

                  

               

            

            
                  4.4 8 Mitarbeiterinnen in Landwirtschaft, Gartenbau und Friedhofswesen 1, 2

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen mit einfacher Tätigkeit

                        
                        	
                           1

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen in Landwirtschaft, Gartenbau und Friedhofswesen in Tätigkeiten, für die eine eingehende Einarbeitung von
                              in der Regel fünf Wochen nötig ist
                           

                        
                        	
                           1a

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen in Landwirtschaft, Gartenbau und Friedhofswesen mit Facharbeiterinnenbrief oder Gehilfinnenprüfung

                        
                        	
                           3

                        
                     

                     
                        	
                           4.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen  in Landwirtschaft, Gartenbau und Friedhofswesen mit Facharbeiterinnenbrief oder Gehilfinnenprüfung in Stellen
                              mit größerer Verantwortung
                           

                        
                        	
                           5

                        
                     

                     
                        	
                           5.

                        
                        	
                           Meisterinnen, die die Aufsicht über eine Gruppe von Gärtnergehilfinnen oder Arbeiterinnen mit gärtnerischem oder landwirtschaftlichem
                              Facharbeiterbrief führen 3

                        
                        	
                           5

                        
                     

                     
                        	
                           6.

                        
                        	
                           Verwalterinnen kleiner Friedhöfe 5

                        
                        	
                           5

                        
                     

                     
                        	
                           7.

                        
                        	
                           Meisterinnen, die die Aufsicht über eine größere Gruppe von Gärtnergehilfinnen oder Arbeiterinnen mit gärtnerischem oder landwirtschaftlichem
                              Facharbeiterinnenbrief führen 3

                        
                        	
                           6

                        
                     

                     
                        	
                           8.

                        
                        	
                           Gärtnermeisterinnen mit entsprechender Tätigkeit (z. B. als Verwalterin mittlerer Friedhöfe) 3, 5

                        
                        	
                           6

                        
                     

                     
                        	
                           9.

                        
                        	
                           Meisterinnen sofern sie besonders schwierige Arbeitsbereiche zu beaufsichtigen haben, in denen Gärtnergehilfinnen oder Arbeiterinnen
                              mit gärtnerischem oder landwirtschaftlichem Facharbeiterinnenbrief beschäftigt sind 3, 4

                        
                        	
                           6

                        
                     

                     
                        	
                           10.

                        
                        	
                           Gärtnermeisterinnen, die sich dadurch aus der Fallgruppe 7 herausheben, dass sie in einem besonders bedeutenden Arbeitsbereich
                              mit einem höheren Maß von Verantwortung beschäftigt sind 3, 4

                        
                        	
                           8

                        
                     

                     
                        	
                           11.

                        
                        	
                           Gärtnermeisterinnen, sofern sie besonders schwierige Arbeitsbereiche zu beaufsichtigen haben, in denen Gärtnergehilfinnen
                              oder Arbeiterinnen mit gärtnerischem oder landwirtschaftlichem Facharbeiterinnenbrief beschäftigt sind 3, 4

                        
                        	
                           8

                        
                     

                     
                        	
                           12.

                        
                        	
                           Gärtnermeisterinnen in der Stellung von Verwalterinnen größerer Friedhöfe 3, 5

                        
                        	
                           8

                        
                     

                     
                        	
                           13.

                        
                        	
                           Gärtnermeisterinnen, denen mehrere Gärtnermeisterinnen oder Meisterinnen, davon mindestens einer mit Tätigkeiten mindestens
                              der Fallgruppen 8, 9 oder 10 durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind oder die regelmäßig vergleichbare Arbeitskräfte
                              von Unternehmen einzusetzen und zu beaufsichtigen haben 3, 6

                        
                        	
                           9

                        
                     

                     
                        	
                           14.

                        
                        	
                           Gärtnermeisterinnen in der Stellung von Verwaltern großer Friedhöfe 3, 5, 6

                        
                        	
                           9

                        
                     

                  
               

               Anmerkungen:
                  
                     	1

                     	
                        Mitarbeiterinnen im landwirtschaftlichen Erziehungsdienst werden nach den Tätigkeitsmerkmalen der Berufsgruppe 3 des SD-Entgeltgruppenplans
                           zum BAT-KF – SDEGP.BAT-KF eingruppiert.
                        

                     

                     	2

                     	
                        …

                     

                     	3

                     	
                        
                           	
                              Gärtnermeisterinnen sind Mitarbeiterinnen, die diese Bezeichnung nach den geltenden Ausbildungsordnungen führen dürfen, nachdem
                                 sie die Gärtnermeisterinnenprüfung vor einem entsprechenden Prüfungsausschuss bestanden haben.
                              

                           

                           	
                              Meisterinnen können – anders als Handwerks- und Industriemeisterinnen – auch Handwerkerinnen oder Facharbeiterinnen sein,
                                 die keine Meisterinnenprüfung vor einer Handwerks- oder Industrie- und Handelskammer abgelegt haben, denen aber vom zuständigen
                                 Leitungsorgan auf Grund der von ihnen ausgeübten Aufsichtsfunktion innerbetrieblich die Bezeichnung eines Meisters zuerkannt
                                 worden ist.
                              

                           

                        

                     

                     	4

                     	
                         1 Arbeitsbereich im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind z. B. Reviere (Bezirke) oder Betriebsstätten.  2 Besonders schwierige Arbeitsbereiche im Sinne der Fallgruppen 7 und 9 sind solche, die erheblich über den normalen Schwierigkeitsgrad
                           hinausgehen.
                        

                     

                     	5

                     	
                         1 Kleine Friedhöfe sind bis zu 3 ha groß.  2 Mittlere Friedhöfe umfassen eine Fläche von 3 ha bis 5 ha.  3 Friedhöfe, die eine Fläche von 5 ha überschreiten, sind größere Friedhöfe.  4 Große Friedhöfe umfassen eine Fläche von mehr als 15 ha.  5 Verwaltet der Mitarbeiter mehrere Friedhöfe, ist deren Gesamtfläche maßgebend.
                        

                     

                     	6

                     	
                        Der Aufstieg in die Stufe 5 erfolgt nach 9 Jahren in Stufe 4; Stufe 6 entfällt.

                     

                  

               

            

            
                  4.5 Mitarbeiterinnen in der Hauswirtschaft

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen mit einfacher Tätigkeit (z. B.  Küchenhilfsarbeiten, Geschirrspülen,   Reinigungsarbeiten außerhalb von Wohn-,
                              Betreuungs- und Behandlungsräumen)
                           

                        
                        	
                           1

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen mit einer Tätigkeit, für die eine eingehende Einarbeitung nötig ist (z. B. nicht einfache hauswirtschaftliche
                              Arbeiten wie Zubereiten von Kaltverpflegung oder Reinigungsarbeiten in Wohn-, Betreuungs- und Behandlungsräumen)
                           

                        
                        	
                           1a

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen im Haus-, Wäscherei- und Küchendienst sowie in der Materialverwaltung mit einer mindestens zweijährigen Ausbildung
                              und Abschlussprüfung (z. B. Wäscherinnen, Plätterinnen, Näherinnen, Hauswirtschaftshelferinnen)
                           

                        
                        	
                           3

                        
                     

                     
                        	
                           4.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen im Haus-, Wäscherei- und Küchendienst sowie in der Materialverwaltung mit einer mindestens dreijährigen Ausbildung
                              und Abschlussprüfung in entsprechender Tätigkeit 1

                        
                        	
                           3

                        
                     

                     
                        	
                           5.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen im Haus-, Wäscherei- und Küchendienst sowie in der Materialverwaltung mit einer mindestens dreijährigen Ausbildung
                              und Abschlussprüfung als Leiterinnen größerer Arbeitsbereiche 1

                        
                        	
                           5

                        
                     

                     
                        	
                           6.

                        
                        	
                           Wirtschafterinnen mit staatlicher Prüfung und Mitarbeiterinnen mit Meisterprüfung im Haus-, Wäscherei- und Küchendienst (z.
                              B. Hauswirtschaftsmeisterinnen, Küchenmeisterinnen, Wäscherei- und Plättmeisterinnen) in entsprechender Tätigkeit 2

                        
                        	
                           5

                        
                     

                     
                        	
                           7.

                        
                        	
                           Wirtschafterinnen mit staatlicher Prüfung und Mitarbeiterinnen mit Meisterprüfung im Haus-, Wäscherei- und Küchendienst (z.
                              B. Hauswirtschaftsmeisterinnen, Küchenmeisterinnen, Wäscherei- und Plättmeisterinnen) als Leiterinnen eines Teilbereiches
                              (z. B. Küchen, Wäschereien)
                           

                        
                        	
                           5

                        
                     

                     
                        	
                           8.

                        
                        	
                           Wirtschafterinnen mit staatlicher Prüfung und Mitarbeiterinnen mit  Meisterprüfung im Haus-, Wäscherei- und Küchendienst (z.
                              B. Hauswirtschaftsmeisterinnen, Küchenmeisterinnen, Wäscherei- und Plättmeisterinnen) in Stellen mit besonderer Verantwortung
                              2

                        
                        	
                           6

                        
                     

                     
                        	
                           9.

                        
                        	
                           Staatlich geprüfte Oekotrophologinnen/staatlich geprüfte Hauswirtschaftsleiterinnen mit entsprechender Tätigkeit

                        
                        	
                           6

                        
                     

                     
                        	
                           10.

                        
                        	
                           Staatlich geprüfte Oekotrophologinnen/staatlich geprüfte Hauswirtschaftsleiterinnen in Stellen mit besonderer Verantwortung

                        
                        	
                           8

                        
                     

                     
                        	
                           11.

                        
                        	
                           Dipl.-Oekotrophologinnen/Betriebswirtschaftsleiterinnen mit staatlicher Prüfung und entsprechender Tätigkeit

                        
                        	
                           9

                        
                     

                     
                        	
                           12.

                        
                        	
                           Dipl.-Oekotrophologinnen/Betriebswirtschaftsleiterinnen mit staatlicher Prüfung in Stellen mit besonderer Verantwortung

                        
                        	
                           10

                        
                     

                  
               

               Anmerkungen:
                  
                     	1

                     	
                        Zu den Mitarbeiterinnen im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals zählen auch Hauswirtschafterinnen im städtischen Bereich, Hauswirtschafterinnen
                           im ländlichen Bereich und Hauswirtschafterinnen, die nach den vor dem 1. September 1979 gültigen Bestimmungen über die Berufsausbildung
                           in der Hauswirtschaft ausgebildet wurden.
                        

                     

                     	2

                     	
                         1 Küchenmeisterinnen sind Mitarbeiterinnen, die bei der Industrie- und Handelskammer die Prüfung als Küchenmeisterinnen bestanden
                           haben.  2 Den Küchenmeisterinnen können Köchinnen mit Abschlussprüfung nach sechsjähriger Berufsausübung als Köchin gleichgestellt werden.
                        

                     

                  

               

            

            
                  4.6 Hausmeisterinnen 1, 2

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Hausmeisterinnen

                        
                        	
                           2

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Hausmeisterinnen mit abgeschlossener Berufsausbildung 3

                        
                        	
                           3

                        
                     

                  
               

               Anmerkungen:
                  
                     	1

                     	
                        Für die Eingruppierung von Schulhausmeisterinnen gelten die Bestimmungen für entsprechende Mitarbeitende der Mitglieder der
                           Arbeitgeberverbände im Lande Nordrhein-Westfalen, die der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände angehören.
                        

                     

                     	2

                     	
                        Werden zeitlich mindestens zur Hälfte handwerkliche oder technische Fähigkeiten in Anspruch genommen, richtet sich die Eingruppierung
                           nach den Berufsgruppen 4.1 und 4.4.
                        

                     

                     	3

                     	
                        Für die Eingruppierung nach diesem Tätigkeitsmerkmal gelten als abgeschlossene Berufsausbildung solche in einem anerkannten
                           Ausbildungsberuf, die dem Hausmeisterdienst dienlich sind.
                        

                     

                  

               

            

         

         
               5. Verwaltung

            

            
                  5.1 Mitarbeiterinnen in der allgemeinen Verwaltung 

               

               
                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Fallgruppe

                           
                           	
                              Tätigkeitsmerkmal

                           
                           	
                              EGr

                           
                        

                     
                     
                        
                           	
                              1.

                           
                           	
                              Mitarbeiterinnen in der Verwaltung und in Hausdruckereien mit einfacher Tätigkeit, Botinnen, Pförtnerinnen, Telefonistinnen

                           
                           	
                              2

                           
                        

                        
                           	
                              2.

                           
                           	
                              Mitarbeiterinnen in der Verwaltung und in Hausdruckereien mit schwieriger Tätigkeit, Botinnen und Pförtnerinnen mit schwieriger
                                 Tätigkeit sowie Telefonistinnen in großen Vermittlungsstellen
                              

                           
                           	
                              3

                           
                        

                        
                           	
                              3.

                           
                           	
                              Mitarbeiterinnen in der Verwaltung und in Hausdruckereien, die sich aus der Fallgruppe 2 dadurch herausheben, dass sie Tätigkeiten
                                 ausüben, die mindestens zu einem Drittel gründliche Fachkenntnisse erfordern
                              

                           
                           	
                              4

                           
                        

                        
                           	
                              4.

                           
                           	
                              Mitarbeiterinnen in der Verwaltung und in Hausdruckereien in Tätigkeiten, die gründliche Fachkenntnisse erfordern

                           
                           	
                              5

                           
                        

                        
                           	
                              5.

                           
                           	
                              Mitarbeiterinnen in der Verwaltung in Tätigkeiten, die gründliche und vielseitige Fachkenntnisse, wie sie in der Regel durch
                                 die Ausbildung zur kirchlichen Verwaltungsfachangestellten vermittelt werden, und in nicht unerheblichem Umfang selbstständige
                                 Leistungen erfordern 2

                           
                           	
                              6

                           
                        

                        
                           	
                              6.

                           
                           	
                              Mitarbeiterinnen in der Verwaltung in Tätigkeiten, die gründliche und vielseitige Fachkenntnisse, wie sie in der Regel durch
                                 die Ausbildung zur kirchlichen Verwaltungsfachangestellten vermittelt werden, und mindestens zu einem Drittel selbstständige
                                 Leistungen erfordern
                              

                           
                           	
                              7

                           
                        

                        
                           	
                              7.

                           
                           	
                              Mitarbeiterinnen in der Verwaltung in Tätigkeiten, die gründliche und vielseitige Fachkenntnisse, wie sie in der Regel durch
                                 den Lehrgang für den mittleren kirchlichen Verwaltungsdienst vermittelt werden, und mindestens zur Hälfte selbstständige Leistungen
                                 erfordern 
                              

                           
                           	
                              8

                           
                        

                        
                           	
                              8.

                           
                           	
                              Mitarbeiterinnen in der Verwaltung in Tätigkeiten, die gründliche, umfassende Fachkenntnisse, wie sie in der Regel durch den
                                 Lehrgang für den gehobenen kirchlichen Verwaltungsdienst vermittelt werden, und mindestens zur Hälfte selbstständige Leistungen
                                 erfordern 5

                           
                           	
                              9

                           
                        

                        
                           	
                              9.

                           
                           	
                              Mitarbeiterinnen in der Verwaltung, die sich durch Ausübung einer besonders verantwortungsvollen Tätigkeit oder durch besondere
                                 Schwierigkeit und Bedeutung ihres Aufgabenbereichs aus der Fallgruppe 8 herausheben 5

                           
                           	
                              10

                           
                        

                        
                           	
                              10.

                           
                           	
                              Mitarbeiterinnen in der Verwaltung, die sich durch das Maß ihrer Verantwortung erheblich aus der Fallgruppe 9 herausheben
                                 5

                           
                           	
                              11

                           
                        

                        
                           	
                              11.

                           
                           	
                              Mitarbeiterinnen 5

                              
                                 
                                    	
                                       als ständige stellvertretende Leiterinnen von Kreiskirchenämtern oder entsprechenden Verwaltungseinrichtungen 4

                                    

                                    	
                                       in der Verwaltung, die sich durch das Maß der Schwierigkeit und Bedeutung ihres Aufgabenbereiches und den damit verbundenen
                                          Verantwortungsgrad aus der Fallgruppe 10 herausheben 
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                           	
                              12

                           
                        

                        
                           	
                              12.

                           
                           	
                              Mitarbeiterinnen 5,6

                              
                                 
                                    	
                                       als Leiterinnen von Kreiskirchenämtern oder entsprechenden Verwaltungseinrichtungen, ständige stellvertretende Leiterinnen
                                          von mittleren Kreiskirchenämtern oder entsprechenden Verwaltungseinrichtungen 3,4

                                    

                                    	
                                       in Tätigkeiten der Fallgruppe 11, denen mindestens drei Beschäftigte mindestens der Entgeltgruppe 11 durch ausdrückliche Anordnung
                                          ständig unterstellt sind
                                       

                                    

                                    	
                                       in Tätigkeiten, die eine sachbezogene wissenschaftliche Betrachtung im Sinne einer umfangreichen Informationsverarbeitung,
                                          Überlegungen zum methodischen Vorgehen und Analyse der Zusammenhänge erfordern
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                           	
                              13

                           
                        

                        
                           	
                              13.

                           
                           	
                              Mitarbeiterinnen 5,6

                              
                                 
                                    	
                                       als Leiterinnen von mittleren Kreiskirchenämtern oder entsprechenden Verwaltungseinrichtungen, ständige stellvertretende Leiterinnen
                                          von 
                                       

                                       großen Kreiskirchenämtern oder entsprechenden Verwaltungseinrichtungen 3,4

                                    

                                    	
                                       in Tätigkeiten der Fallgruppe 11, denen mindestens fünf Beschäftigte mindestens der Entgeltgruppe 11 durch ausdrückliche Anordnung
                                          ständig unterstellt sind
                                       

                                    

                                    	
                                       in Tätigkeiten, die sich durch ihre besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Fallgruppe 12 c herausheben

                                    

                                 

                              

                           
                           	
                              14

                           
                        

                        
                           	
                              14.

                           
                           	
                              Mitarbeiterinnen 5,6
                                 
                                    	
                                       als Leiterinnen von großen Kreiskirchenämtern oder entsprechenden Verwaltungseinrichtungen 3,4

                                    

                                    	
                                       in Tätigkeiten der Fallgruppe 11, denen mindestens drei Beschäftigte mindestens der Entgeltgruppe 13 durch ausdrückliche Anordnung
                                          ständig unterstellt sind
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                           	
                              15

                           
                        

                     
                  

               

               Anmerkungen:

               
                  
                     	
                        Die Bezugnahme auf kirchliche Ausbildungsgänge gilt nicht für diakonische Einrichtungen in freier Rechtsträgerschaft.

                     

                     	
                        Ein nicht unerheblicher Umfang liegt vor, wenn mindestens ein Viertel selbstständige Leistungen gefordert werden.

                     

                     	
                        Mittlere Kreiskirchenämter sind Verwaltungen mit einem Einzugsbereich von mehr als 100.000 Gemeindemitgliedern. Große Kreiskirchenämter
                           sind Verwaltungen, mit einem Einzugsbereich von mehr als 200.000 Gemeindemitgliedern. Ergibt sich aus einer Änderung der Gemeindemitgliederzahlen
                           die Eingruppierung in eine niedrigere Entgeltgruppe, bleibt die vor der Änderung zutreffende Eingruppierung unberührt, solange
                           sich die Zahl der Gemeindemitglieder nicht auf unter 80 v. H. der maßgeblichen Gemeindemitgliederzahl verringert hat.
                        

                     

                     	
                        Zeichnet sich eine Stelle durch besondere Vielfalt, Verantwortung und Schwierigkeit, die über die Tätigkeiten der Fallgruppen
                           11 a, 12 a und 13 a deutlich hinausgehen, aus, sind die Mitarbeiterinnen eine Entgeltgruppe höher eingruppiert. Mitarbeiterinnen
                           der Fallgruppe 14 a erhalten unter den entsprechenden Voraussetzungen eine monatliche Zulage in Höhe von EUR 700,00. Dieser
                           Betrag nimmt an allgemeinen Entgelterhöhungen teil. 
                        

                     

                     	
                        Für den Bereich der Ev. Kirche im Rheinland:

                        Verwaltungsmitarbeiterinnen im Angestelltenverhältnis, die die Aufgaben einer mit einer Kirchenbeamtin besetzbaren Stelle
                           wahrnehmen, sind wie folgt eingruppiert:
                        

                        
                           
                              
                              
                              
                           
                           
                              
                                 	
                                    bei einer Stelle für eine

                                 
                                 	
                                    nach der Fallgruppe

                                 
                                 	
                                    

                                 
                              

                              
                                 	
                                    Inspektorin

                                 
                                 	
                                    8

                                 
                                 	
                                    

                                 
                              

                              
                                 	
                                    Oberinspektorin

                                 
                                 	
                                    9

                                 
                                 	
                                    

                                 
                              

                              
                                 	
                                    Amtfrau

                                 
                                 	
                                    10

                                 
                                 	
                                    

                                 
                              

                              
                                 	
                                    Amtsrätin

                                 
                                 	
                                    11

                                 
                                 	
                                    

                                 
                              

                              
                                 	
                                    Oberamts-/Verwaltungsrätin

                                 
                                 	
                                    12

                                 
                                 	
                                    

                                 
                              

                              
                                 	
                                    Oberverwaltungsrätin

                                 
                                 	
                                    13

                                 
                                 	
                                    

                                 
                              

                              
                                 	
                                    Verwaltungsdirektorin

                                 
                                 	
                                    14

                                 
                                 	
                                    

                                 
                              

                              
                                 	
                                    Leitende Verwaltungsdirektorin

                                 
                                 	
                                    14

                                 
                                 	
                                    zzgl. einer monatlichen Zulage in Höhe von EUR 700,00. Dieser Betrag nimmt an allgemeinen Entgelterhöhungen teil.

                                 
                              

                           
                        

                        Ergibt sich aus einer Änderung der Bestimmungen für die Bewertung der mit Kirchenbeamtinnen besetzbaren Stellen die Eingruppierung
                           in eine niedrigere Entgeltgruppe, bleibt die vor der Änderung zutreffende Eingruppierung für die Dauer des Arbeitsverhältnisses
                           unberührt.
                        

                     

                     	
                        Die Fallgruppen 12 bis 14 gelten nicht für diakonische Einrichtungen in freier Rechtsträgerschaft.

                     

                  

               

            

            
                  5.2 Mitarbeiterinnen im Bücherei- und Archivdienst

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen in Büchereien oder Archiven ohne Fachkenntnisse

                        
                        	
                           3

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen in Büchereien oder Archiven mit Fachkenntnissen

                        
                        	
                           5

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen in Büchereien oder Archiven in Tätigkeiten, die vielseitige Fachkenntnisse und in nicht unerheblichem Umfang
                              selbstständige Leistungen erfordern
                           

                        
                        	
                           6

                        
                     

                     
                        	
                           4.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen in Büchereien oder Archiven, die die Ausbildung für den mittleren kirchlichen Büchereidienst mit Erfolg abgeschlossen
                              haben (Büchereiassistenten)
                           

                        
                        	
                           6

                        
                     

                     
                        	
                           5.

                        
                        	
                           Diplombibliothekarinnen und Archivarinnen mit abgeschlossener Fachausbildung für den gehobenen Archivdienst mit entsprechender
                              Tätigkeit
                           

                        
                        	
                           9

                        
                     

                     
                        	
                           6.

                        
                        	
                           Diplombibliothekarin und Archivarinnen mit abgeschlossener Fachausbildung für den gehobenen Archivdienst mit überörtlichen
                              Aufgaben, z. B. Beratung von nebenberuflich verwalteten Büchereien oder Mitarbeit in Ausbildungsseminaren
                           

                        
                        	
                           10

                        
                     

                  
               

            

            
                  5.3 Mitarbeiterinnen im Schreibdienst

               

               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Fallgruppe

                        
                        	
                           Tätigkeitsmerkmal

                        
                        	
                           EGr.

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen im Schreibdienst

                        
                        	
                           2

                        
                     

                     
                        	
                           2.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen im Schreibdienst mit schwieriger Tätigkeit

                        
                        	
                           3

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen im Schreibdienst mit schwieriger und vielseitiger Tätigkeit

                        
                        	
                           5

                        
                     

                     
                        	
                           4.

                        
                        	
                           Mitarbeiterinnen in der Tätigkeit von Sekretärinnen mit einer für ihre Tätigkeit förderlichen Qualifikation (z. B. Sekretärinnenausbildung)
                              mit entsprechender Tätigkeit in großen Dienstbereichen oder Dienststellen mit besonderen Aufgaben 1, 2

                        
                        	
                           6

                        
                     

                  
               

               Anmerkungen:
                  
                     	1

                     	
                        Als große Dienstbereiche gelten solche, deren Leiterstelle mindestens nach Entgeltgruppe 10 / 11 bzw. Bes.Gr. A 11 bewertet
                           ist.
                        

                        Dienststellen mit besonderen Aufgaben sind Superintendenturen und Dienststellen, in denen mindestens zwei Mitarbeiterinnen
                           mit abgeschlossener Hochschulausbildung (ausgenommen Pfarrerinnen in Kirchengemeinden) in entsprechender Tätigkeit beschäftigt
                           sind.
                        

                     

                     	2

                     	
                        Bei Mitarbeiterinnen, die sich durch herausragende Kenntnisse und Leistungen auszeichnen, kann nach Vollendung des 35. Lebensjahres
                           von dem Nachweis der förderlichen Qualifikation abgesehen werden.
                        

                     

                  

               

            

         

         
               6. Mitarbeiterinnen mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulausbildung 9

            

            
               
                  
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        Fallgruppe

                     
                     	
                        Tätigkeitsmerkmal

                     
                     	
                        EGr.

                     
                  

               
               
                  
                     	
                        1.

                     
                     	
                        Mitarbeiterinnen mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulausbildung und mit entsprechender Tätigkeit 1, 2, 3

                     
                     	
                        13

                     
                  

                  
                     	
                        2.

                     
                     	
                        Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 1, denen mindestens drei Mitarbeiter der Entgeltgruppe 13 oder Entgeltgruppe 14 ständig unterstellt
                           sind 1, 2

                     
                     	
                        14

                     
                  

                  
                     	
                        3.

                     
                     	
                        Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 1, die sich durch die besondere Schwierigkeit und Bedeutung ihres Aufgabenkreises aus der
                           Fallgruppe 1 herausheben 1, 2

                     
                     	
                        14

                     
                  

                  
                     	
                        4.

                     
                     	
                        Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 1, die sich durch das Maß ihrer Verantwortung erheblich aus der Fallgruppe 3 herausheben 1, 2

                     
                     	
                        15

                     
                  

               
            

            Anmerkungen:
               
                  	1

                  	
                     Mitarbeiterinnen, die auf Grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen  entsprechende Tätigkeiten ausüben, werden
                        ebenfalls nach diesem Tätigkeitsmerkmal eingruppiert.
                     

                     Die Tätigkeiten dieser Mitarbeiterinnen müssen solche sein, wie sie üblicherweise von "Mitarbeiterinnen mit abgeschlossener
                        wissenschaftlicher Hochschulausbildung" ausgeübt werden.
                     

                  

                  	2

                  	
                     Wissenschaftliche Hochschulen sind Universitäten, Technische Hochschulen sowie andere Hochschulen, die nach Landesrecht als
                        wissenschaftliche Hochschulen anerkannt sind.
                     

                      1 Abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulausbildung liegt vor, wenn das Studium mit einer ersten Staatsprüfung oder mit einer
                        Diplomprüfung beendet worden ist.  2 Der ersten Staatsprüfung oder der Diplomprüfung steht eine Promotion oder die akademische Abschlussprüfung (Magisterprüfung)
                        einer Philosophischen Fakultät nur in den Fällen gleich, in denen die Ablegung einer ersten Staatsprüfung oder einer Diplomprüfung
                        nach den einschlägigen Ausbildungsvorschriften nicht vorgesehen ist.
                     

                     Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulausbildung setzt voraus, dass für den Abschluss eine Mindeststudienzeit von
                        mehr als sechs Semestern – ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o. ä. – vorgeschrieben ist.
                     

                  

                  	3

                  	
                     Ärzte erhalten bis auf Weiteres eine persönliche Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem Entgelt ihrer Stufe
                        nach Entgeltgruppe 13 und der entsprechenden Stufe der Entgeltgruppe 14.
                     

                  

               

            

         

      

      

      1
            Alle Änderungen werden durch Fußnoten bei den entsprechenden Berufsgruppenüberschriften zusätzlich dargestellt. Zur besseren
               Unterscheidung der nummerierten Anmerkungen von den Fußnoten werden bei den Fußnoten die Abkürzung „Fn“ vorangestellt.
            

         

      

      2
            Berufsgruppe 1.1, Fallgruppe 4 geändert durch ARR zur Änderung der Anlage 1 zum BAT-KF vom 31. Januar 2008.

         

      

      3
            Berufsgruppe 1.4, Fallgruppe 7, Anmerkung 6 eingefügt durch ARR zur Änderung der Anlage 1 zum BAT-KF vom 31. Januar 2008,
               Fallgruppe 1 geändert durch ARR zur Änderung des BAT-KF, des MTArb-KF und anderer ARR vom 16. Mai 2012.
            

         

      

      4
            Berufsgruppe 2.50, Fallgruppe 5 geändert durch ARR zur Änderung der Anlage 1 zum BAT-KF vom 31. Januar 2008.

         

      

      5
            Berufsgruppe 3.1, Fallgruppe 1 geändert und Anmerkung 1 eingefügt durch ARR zur Änderung der Anlage 1 zum BAT-KF vom 31. Januar
               2008.
            

         

      

      6
            Berufsgruppe 4.1, Fallgruppen 1, 8, 12, 14 geändert, Anmerkung 3 eingefügt durch ARR zur Änderung der Anlage 1 zum BAT-KF
               vom 31. Januar 2008, Fallgruppe, 1 u. 2 geändert durch ARR zur Änderung der Anlage 1 zum BAT-KF vom 16. mai 2012.
            

         

      

      7
            Berufsgruppe 4.3, Fallgruppen 4 und 8 geändert durch ARR zur Änderung der Anlage 1 zum BAT-KF vom 31. Januar 2008.

         

      

      8
            Berufsgruppe 4.4, Fallgruppe 1 eingefügt, Fallgruppen 1 – 13 neu nummeriert, Fallgruppen 2, 9, 10, 13 und 14 geändert durch
               ARR zur Änderung der Anlage 1 zum BAT-KF vom 31. Januar 2008, Fallgruppen 1 u. 2 geändert durch ARR zur Änderung der Anlage
               1 zum BAT-KF vom 16. Mai 2012.
            

         

      

      9
            Berufsgruppe 6, Fallgruppe 1 geändert, Anmerkung 3 eingefügt durch ARR zur Änderung der Anlage 1 zum BAT-KF vom 31. Januar
               2008.
            

         

      

   
      

      
         Anlage 2 zum BAT-KF
Entgeltgruppenplan zum BAT-KF
für Angestellte im Pflegedienst
(Pflegepersonal – Entgeltgruppenplan
zum BAT-KF – PEGP.BAT-KF)
         

      

      Vorbemerkungen zu den Abschnitten A und B

      
         
            
            
         
         
            
               	
                  1.

               
               	
                  Der Pflegepersonal-Entgeltgruppenplan gilt nicht für Angestellte im Pflegedienst, für die besondere Tätigkeitsmerkmale im
                     Allgemeinen Entgeltgruppenplan zum BAT-KF1 enthalten sind, es sei denn, im Allgemeinen Entgeltgruppenplan wird auf Tätigkeitsmerkmale des Pflegepersonal-Entgeltgruppenplans
                     verwiesen.
                  

               
            

            
               	
               	
                  Diakoninnen mit Anstellungsfähigkeit nach dem Diakonengesetz der Evangelischen Kirche der Union und Gemeindehelferinnen mit
                     Anstellungsfähigkeit sind, soweit der Pflegepersonal-Entgeltgruppenplan entsprechend der wahrzunehmenden Tätigkeit keine günstigere
                     Eingruppierung vorsieht, in die Entgeltgruppe 7a Fallgruppe 1 eingruppiert.
                  

               
            

            
               	
                  2.

               
               	
                  Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen, die Tätigkeiten von Gesundheits- und Krankenpflegerinnen bzw. Altenpflegerinnen
                     ausüben, sind als Gesundheits- und Krankenpflegerinnen bzw. Altenpflegerinnen eingruppiert.
                  

               
            

            
               	
                  3.

               
               	
                  Altenpflegerinnen, die Tätigkeiten von Gesundheits- und Krankenpflegerinnen ausüben, sind als Gesundheits- und Krankenpflegerinnen
                     eingruppiert; soweit deren Eingruppierung von der Zeit einer Tätigkeit oder von der Zeit einer Berufstätigkeit abhängt, sind
                     jedoch die für Altenpflegerinnen geltenden Zeiten maßgebend.
                  

               
            

            
               	
                  4.

               
               	
                  Heilerziehungspflegerinnen und Heilerziehungspflegehelferinnen in entsprechender Tätigkeit sind wie Gesundheits- und Krankenpflegerinnen
                     bzw. Krankenpflegehelferinnen eingruppiert.
                  

               
            

            
               	
                  5.

               
               	
                   1 Die Berufsbezeichnung ist jeweils in der weiblichen Form angegeben.  2 Sie gilt für die männlichen Angestellten entsprechend.
                  

               
            

         
      

      
            A. Pflegepersonal, das unter § 8 Absatz 6 Satz 1 BAT-KF2 fällt
            

         

         
               Entgeltgruppe 3 a

            

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        1

                     
                     	
                        Pflegehelferinnen mit entsprechender Tätigkeit 1

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        Altenpflegehelferinnen mit entsprechender Tätigkeit 1

                     
                  

               
            

         

         
               Entgeltgruppe 4 a

            

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        1

                     
                     	
                        Krankenpflegehelferinnen mit entsprechender Tätigkeit 1, 3

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        Pflegehelferinnen mit mindestens einjähriger Ausbildung und verwaltungseigener Abschlussprüfung mit entsprechender Tätigkeit
                           1, 3

                     
                  

                  
                     	
                        3

                     
                     	
                        Wochenpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung mit entsprechender Tätigkeit

                     
                  

                  
                     	
                        4

                     
                     	
                        Altenpflegehelferinnen mit mindestens einjähriger Ausbildung und Abschlussprüfung mit entsprechender Tätigkeit 1

                     
                  

               
            

         

         
               Entgeltgruppe 7 a

            

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        1

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen mit entsprechender Tätigkeit 1

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die Pflegeaufgaben an Patienten von psychiatrischen oder neurologischen Krankenhäusern,
                           die nicht in diesen Krankenhäusern untergebracht sind, zu erfüllen haben
                        

                     
                  

                  
                     	
                        3

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die in psychiatrischen oder neurologischen Krankenhäusern psychisch kranke Patienten
                           bei der Arbeitstherapie betreuen 1

                     
                  

                  
                     	
                        4

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die die Herz-Lungen-Maschine vorbereiten und während der Operation zur Bedienung der
                           Maschine herangezogen werden
                        

                     
                  

                  
                     	
                        5

                     
                     	
                        Hebammen mit entsprechender Tätigkeit

                     
                  

                  
                     	
                        6

                     
                     	
                        Altenpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung/Abschlussprüfung mit entsprechender Tätigkeit 1

                     
                  

               
            

         

         
               Entgeltgruppe 8 a

            

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        1

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die einer Dialyseeinheit vorstehen und denen mindestens zwölf Pflegepersonen durch ausdrückliche
                           Anordnung ständig unterstellt sind 6

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die durch ausdrückliche Anordnung als Stationsschwestern oder Gruppenschwestern bestellt
                           sind 1, 11, 12

                     
                  

                  
                     	
                        3

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von Stations- oder Gruppenschwestern
                           der Entgeltgruppe 9b Fallgruppe 5 bestellt sind 1, 8

                     
                  

                  
                     	
                        4

                     
                     	
                        Altenpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung/Abschlussprüfung, die durch ausdrückliche Anordnung als Stationspflegerinnen
                           bestellt sind 1, 14

                     
                  

                  
                     	
                        5

                     
                     	
                        Altenpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung/Abschlussprüfung, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen
                           von Stationspflegerinnen der Entgeltgruppe 9b Fallgruppe 17 bestellt sind 1, 8

                     
                  

               
            

         

         
               Entgeltgruppe 9 a

            

            
               
                  
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        1

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen der Entgeltgruppe 7a Fallgruppe 4, denen mindestens vier Angestellte durch ausdrückliche
                           Anordnung ständig unterstellt sind 6

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen in Blutzentralen, denen mindestens vier Pflegepersonen durch ausdrückliche Anordnung
                           ständig unterstellt sind 5, 6

                     
                  

                  
                     	
                        3

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die in besonderen Behandlungs- und Untersuchungsräumen in mindestens zwei Teilgebieten
                           der Endoskopie tätig sind, wenn ihnen mindestens vier Pflegepersonen durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind
                           6

                     
                  

                  
                     	
                        4

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen in Polikliniken (Ambulanzbereichen) oder Ambulanzen/Nothilfen, denen mindestens sechs
                           Pflegepersonen durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 6

                     
                  

                  
                     	
                        5

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die Gipsverbände in Gipsräumen anlegen, denen mindestens fünf Pflegepersonen durch ausdrückliche
                           Anordnung ständig unterstellt sind 6

                     
                  

                  
                     	
                        6

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, denen mindestens zehn im Krankentransportdienst tätige Pflegepersonen durch ausdrückliche
                           Anordnung ständig unterstellt  sind
                        

                     
                  

                  
                     	
                        7

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen mit erfolgreich abgeschlossener Weiterbildung für den Operationsdienst bzw. für den Anästhesiedienst,
                           die im Operationsdienst
                        

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        a)

                     
                     	
                        als Operationsschwestern oder

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        b)

                     
                     	
                        als Anästhesieschwestern

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        tätig sind 10

                     
                  

                  
                     	
                        8

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen mit erfolgreich abgeschlossener Weiterbildung in der Intensivpflege/-medizin in Einheiten
                           für Intensivmedizin mit entsprechender Tätigkeit 1, 3, 10

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen mit erfolgreich abgeschlossener Weiterbildung in der Psychiatrie mit entsprechender Tätigkeit
                           1, 10

                     
                  

                  
                     	
                        10

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen mit erfolgreich abgeschlossener sozial-psychiatrischer Zusatzausbildung und entsprechender
                           Tätigkeit 1, 15

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die dem zentralen Sterilisationsdienst vorstehen und denen mindestens acht Mitarbeiterinnen
                           durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 6

                     
                  

               
            

         

         
               Entgeltgruppe 9 b

            

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        1

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die dem Operationsdienst oder Anästhesiedienst vorstehen und denen mindestens vier Pflegepersonen
                           durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 6

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen in der Intensivpflege/-medizin, die einer Einheit für Intensivmedizin vorstehen 1, 3

                     
                  

                  
                     	
                        3

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die einer Dialyseeinheit vorstehen und denen mindestens 24 Pflegepersonen durch ausdrückliche
                           Anordnung ständig unterstellt sind 6

                     
                  

                  
                     	
                        4

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die dem zentralen Sterilisationsdienst vorstehen und denen mindestens 36 Mitarbeiterinnen
                           durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 6

                     
                  

                  
                     	
                        5

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen als Stationsschwestern oder Gruppenschwestern, denen mindestens fünf Pflegepersonen durch
                           ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 1, 6, 11, 12

                     
                  

                  
                     	
                        6

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, denen mehrere Stationen, Pflegegruppen oder abgegrenzte Funktionsbereiche mit insgesamt
                           mindestens zwölf Pflegepersonen durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 1, 6, 12, 16

                     
                  

                  
                     	
                        7

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von Gesundheits- und Krankenpflegerinnen
                           der Entgeltgruppe 9c Fallgruppe 1 oder 2 bestellt sind 8

                     
                  

                  
                     	
                        8

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von Stations- oder Gruppenschwestern
                           der Entgeltgruppe 9c Fallgruppe 4 bestellt sind 1, 8

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von Leitenden Gesundheits-
                           und Krankenpflegerinnen der Entgeltgruppe 9c Fallgruppe 6 bestellt sind 8

                     
                  

                  
                     	
                        10

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die als Unterrichtsschwestern tätig sind 17

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen in Blutzentralen, denen mindestens 20 Pflegepersonen durch ausdrückliche Anordnung ständig
                           unterstellt sind 5, 6

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen in Polikliniken (Ambulanzbereichen) oder Ambulanzen/Nothilfen, denen mindestens 20 Pflegepersonen
                           durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 6

                     
                  

                  
                     	
                        13

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, denen mindestens 30 im Krankentransportdienst tätige Pflegepersonen durch ausdrückliche
                           Anordnung ständig unterstellt sind 6

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        Hebammen, denen mindestens fünf Hebammen durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 6

                     
                  

                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        Hebammen, die als Lehrhebammen an Hebammenschulen tätig sind 18

                     
                  

                  
                     	
                        16

                     
                     	
                        Hebammen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von Leitenden Hebammen der Entgeltgruppe 9c Fallgruppe
                           12 bestellt sind 8

                     
                  

                  
                     	
                        17

                     
                     	
                        Altenpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung/Abschlussprüfung, die durch ausdrückliche Anordnung als Stationspflegerinnen
                           bestellt sind und denen mindestens fünf Pflegepersonen durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 1, 6, 14

                     
                  

                  
                     	
                        18

                     
                     	
                        Altenpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung/Abschlussprüfung, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen
                           von Stationspflegerinnen der Entgeltgruppe 9c Fallgruppe 16 bestellt sind 1, 8

                     
                  

                  
                     	
                        19

                     
                     	
                        Altenpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung/Abschlussprüfung, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen
                           von Leitenden Altenpflegerinnen der Entgeltgruppe EG 9c Fallgruppe 17 bestellt sind 8

                     
                  

                  
                     	
                        20

                     
                     	
                        Altenpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung/Abschlussprüfung, die als Unterrichtsaltenpflegerinnen tätig sind 19

                     
                  

               
            

         

         
               Entgeltgruppe 9 c

            

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        1

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die dem Operationsdienst oder Anästhesiedienst vorstehen und denen mindestens zehn Pflegepersonen
                           durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 6

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die einer Einheit für Intensivmedizin vorstehen und denen mindestens zwölf Pflegepersonen
                           durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 1, 3, 6

                     
                  

                  
                     	
                        3

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die einer Dialyseeinheit vorstehen und denen mindestens 48 Pflegepersonen durch ausdrückliche
                           Anordnung ständig unterstellt sind 6

                     
                  

                  
                     	
                        4

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen als Stationsschwestern oder Gruppenschwestern, denen mindestens zwölf Pflegepersonen
                           durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 1, 6, 11, 12

                     
                  

                  
                     	
                        5

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, denen mehrere Stationen, Pflegegruppen oder abgegrenzte Funktionsbereiche mit insgesamt
                           mindestens 24 Pflegepersonen durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 6, 12, 16

                     
                  

                  
                     	
                        6

                     
                     	
                        Leitende Gesundheits- und Krankenpflegerinnen 20, 21

                     
                  

                  
                     	
                        7

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die durch ausdrückliche  Anordnung als ständige Vertreterinnen von Gesundheits- und
                           Krankenpflegerinnen der Entgeltgruppe 9d Fallgruppe 1 oder 2 bestellt sind 8

                     
                  

                  
                     	
                        8

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von Leitenden Gesundheits-
                           und Krankenpflegerinnen der Entgeltgruppe 9d Fallgruppe 5 bestellt sind 8

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen mit mindestens einjähriger erfolgreich abgeschlossener Fachausbildung an Schulen für
                           Unterrichtsschwestern, die als Unterrichtsschwestern an Krankenpflegeschulen oder Schulen für Krankenpflegehilfe tätig sind
                           17, 22

                     
                  

                  
                     	
                        10

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen mit mindestens einjähriger erfolgreich abgeschlossener Fachausbildung an Schulen für
                           Unterrichtsschwestern, die als Unterrichtsschwestern an Krankenpflegeschulen oder Schulen für Krankenpflegehilfe tätig und
                           durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von Leitenden Unterrichtsschwestern der Entgeltgruppe 9d Fallgruppe
                           8 bestellt sind 8, 17, 22

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        Hebammen, denen mindestens zehn Hebammen durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 6

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        Leitende Hebammen in Frauenkliniken mit Hebammenschule 21, 23

                     
                  

                  
                     	
                        13

                     
                     	
                        Hebammen mit mindestens einjähriger erfolgreich abgeschlossener Fachausbildung an Schulen für Lehrhebammen, die als Lehrhebammen
                           an Hebammenschulen tätig sind 18, 22, 24

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        Hebammen mit mindestens einjähriger erfolgreich abgeschlossener Fachausbildung an Schulen für Lehrhebammen, die als Lehrhebammen
                           an Hebammenschulen tätig und durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von Ersten Lehrhebammen der Entgeltgruppe
                           9d Fallgruppe 12 bestellt sind 8, 18, 22, 24

                     
                  

                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        Hebammen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von Leitenden Hebammen der Entgeltgruppe Kr. 9d Fallgruppe
                           10 bestellt sind 8

                     
                  

                  
                     	
                        16

                     
                     	
                        Altenpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung/Abschlussprüfung, die durch ausdrückliche Anordnung als Stationspflegerinnen
                           bestellt sind und denen mindestens zwölf Pflegepersonen durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 1, 6, 14

                     
                  

                  
                     	
                        17

                     
                     	
                        Altenpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung/Abschlussprüfung als Leitende Altenpflegerinnen 25

                     
                  

                  
                     	
                        18

                     
                     	
                        Altenpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung/Abschlussprüfung, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen
                           von Leitenden Altenpflegerinnen der Entgeltgruppe Kr. 9d Fallgruppe 13 bestellt sind 8

                     
                  

                  
                     	
                        19

                     
                     	
                        Altenpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung/Abschlussprüfung und mindestens einjähriger erfolgreich abgeschlossener Fachausbildung
                           an Schulen für Unterrichtsaltenpflegerinnen, die als Unterrichtsaltenpflegerinnen an Schulen für Altenpflege tätig sind 19, 22, 24

                     
                  

                  
                     	
                        20

                     
                     	
                        Altenpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung/Abschlussprüfung und mindestens einjähriger erfolgreich abgeschlossener Fachausbildung
                           an Schulen für Unterrichtsaltenpflegerinnen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von Leitenden Unterrichtsaltenpflegerinnen
                           der Entgeltgruppe 9d Fallgruppe 15 bestellt sind 8, 19, 22, 24

                     
                  

               
            

         

         
               Entgeltgruppe 9 d

            

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        1

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die dem Operationsdienst oder Anästhesiedienst vorstehen und denen mindestens 20 Pflegepersonen
                           durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 6

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die einer Einheit für Intensivmedizin vorstehen und denen mindestens 24 Pflegepersonen
                           durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 3, 6

                     
                  

                  
                     	
                        3

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von Gesundheits- und Krankenpflegerinnen
                           der Entgeltgruppe 10a Fallgruppe 1 oder 2 bestellt sind 8

                     
                  

                  
                     	
                        4

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, denen mehrere Stationen, Pflegegruppen oder abgegrenzte Funktionsbereiche mit insgesamt
                           mindestens 48 Pflegepersonen durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 6, 12, 16

                     
                  

                  
                     	
                        5

                     
                     	
                        Leitende Gesundheits- und Krankenpflegerinnen in Krankenhäusern bzw. Pflegebereichen, in denen mindestens 75 Pflegepersonen
                           beschäftigt sind 6, 20, 21

                     
                  

                  
                     	
                        6

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von Leitenden Gesundheits-
                           und Krankenpflegerinnen der Entgeltgruppe 10a Fallgruppe 4 bestellt sind 8

                     
                  

                  
                     	
                        7

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen mit mindestens einjähriger erfolgreich abgeschlossener Fachausbildung an Schulen für
                           Unterrichtsschwestern, die mindestens zur Hälfte ihrer Arbeitszeit als Lehrkräfte an Fortbildungsstätten für Leitende Gesundheits-
                           und Krankenpflegerinnen, Unterrichtsschwestern und Stationsschwestern eingesetzt sind 17, 22

                     
                  

                  
                     	
                        8

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen mit mindestens einjähriger erfolgreich abgeschlossener Fachausbildung an Schulen für
                           Unterrichtsschwestern, die als Leitende Unterrichtsschwestern an Krankenpflegeschulen oder Schulen für Krankenpflegehilfe
                           mit durchschnittlich mindestens 40 Lehrgangsteilnehmern tätig sind 22, 26

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen mit mindestens einjähriger erfolgreich abgeschlossener Fachausbildung an Schulen für
                           Unterrichtsschwestern, die als Unterrichtsschwestern an Krankenpflegeschulen oder Schulen für Krankenpflegehilfe tätig und
                           durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von Leitenden Unterrichtsschwestern der Entgeltgruppe 10a Fallgruppe
                           6 bestellt sind 8, 17, 22

                     
                  

                  
                     	
                        10

                     
                     	
                        Leitende Hebammen in Frauenkliniken mit Hebammenschule, denen mindestens 75 Pflegepersonen durch ausdrückliche Anordnung ständig
                           unterstellt sind 6, 21, 23

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        Hebammen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von Leitenden Hebammen der Entgeltgruppe 10a Fallgruppe
                           8 bestellt sind 8

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        Hebammen mit mindestens einjähriger erfolgreich abgeschlossener Fachausbildung an Schulen für Lehrhebammen, die als Erste
                           Lehrhebammen an Hebammenschulen mit durchschnittlich mindestens 40 Lehrgangsteilnehmern tätig sind 22, 24, 27

                     
                  

                  
                     	
                        13

                     
                     	
                        Altenpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung/Abschlussprüfung als Leitende Altenpflegerinnen in Einrichtungen, in denen mindestens
                           75 Pflegepersonen beschäftigt sind 6, 25

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        Altenpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung/Abschlussprüfung, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen
                           von Leitenden Altenpflegerinnen der Entgeltgruppe 10a Fallgruppe 9 bestellt sind 8

                     
                  

                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        Altenpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung/Abschlussprüfung und mindestens einjähriger erfolgreich abgeschlossener Fachausbildung
                           an Schulen für Unterrichtsaltenpflegerinnen, die als Leitende Unterrichtsaltenpflegerinnen an Schulen für Altenpflege mit
                           durchschnittlich mindestens 40 Lehrgangsteilnehmern tätig sind 22, 24, 28

                     
                  

                  
                     	
                        16

                     
                     	
                        Altenpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung/Abschlussprüfung und mindestens einjähriger erfolgreich abgeschlossener Fachausbildung
                           an Schulen für Unterrichtsaltenpflegerinnen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von Leitenden Unterrichtsaltenpflegerinnen
                           der Entgeltgruppe 10a Fallgruppe 10 bestellt sind 8, 19, 22, 24

                     
                  

               
            

         

         
               Entgeltgruppe 10 a

            

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        1

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die dem Operationsdienst oder Anästhesiedienst vorstehen und denen mindestens 40 Pflegepersonen
                           durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 6

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die einer Einheit für Intensivmedizin vorstehen und denen mindestens 48 Pflegepersonen
                           durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 3, 6

                     
                  

                  
                     	
                        3

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, denen mehrere Stationen, Pflegegruppen oder abgegrenzte Funktionsbereiche mit insgesamt
                           mindestens 96 Pflegepersonen durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 6, 12, 16

                     
                  

                  
                     	
                        4

                     
                     	
                        Leitende Gesundheits- und Krankenpflegerinnen in Krankenhäusern bzw. Pflegebereichen, in denen mindestens 150 Pflegepersonen
                           beschäftigt sind 6, 20, 21

                     
                  

                  
                     	
                        5

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von Leitenden Gesundheits-
                           und Krankenpflegerinnen der Entgeltgruppe 11a Fallgruppe 2 bestellt sind 8

                     
                  

                  
                     	
                        6

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen mit mindestens einjähriger erfolgreich abgeschlossener Fachausbildung an Schulen für
                           Unterrichtsschwestern, die als Leitende Unterrichtsschwestern an Krankenpflegeschulen oder Schulen für Krankenpflegehilfe
                           mit durchschnittlich mindestens 80 Lehrgangsteilnehmern tätig sind 22, 26

                     
                  

                  
                     	
                        7

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen mit mindestens einjähriger erfolgreich abgeschlossener Fachausbildung an Schulen für
                           Unterrichtsschwestern, die als Unterrichtsschwestern an Krankenpflegeschulen oder Schulen für Krankenpflegehilfe tätig und
                           durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von Leitenden Unterrichtsschwestern der Entgeltgruppe 11a Fallgruppe
                           4 bestellt sind 8, 17, 22

                     
                  

                  
                     	
                        8

                     
                     	
                        Leitende Hebammen in Frauenkliniken mit Hebammenschule, denen mindestens 150 Pflegepersonen durch ausdrückliche Anordnung
                           ständig unterstellt sind 6, 21, 23

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        Altenpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung/Abschlussprüfung als Leitende Altenpflegerinnen in Einrichtungen, in denen mindestens
                           150 Pflegepersonen beschäftigt sind 6, 25

                     
                  

                  
                     	
                        10

                     
                     	
                        Altenpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung/Abschlussprüfung und mindestens einjähriger erfolgreich abgeschlossener Fachausbildung
                           an Schulen für Unterrichtsaltenpflegerinnen, die als Leitende Unterrichtsaltenpflegerinnen an Schulen für Altenpflege mit
                           durchschnittlich mindestens 80 Lehrgangsteilnehmern tätig sind 22, 24, 28

                     
                  

               
            

         

         
               Entgeltgruppe 11 a

            

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        1

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, denen mehrere Stationen, Pflegegruppen oder abgegrenzte Funktionsbereiche mit insgesamt
                           mindestens 192 Pflegepersonen durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 6, 12, 16

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        Leitende Gesundheits- und Krankenpflegerinnen in Krankenhäusern bzw. Pflegebereichen, in denen mindestens 300 Pflegepersonen
                           beschäftigt sind 6, 20, 21

                     
                  

                  
                     	
                        3

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von Leitenden Gesundheits-
                           und Krankenpflegerinnen der Entgeltgruppe 11b Fallgruppe 1 bestellt sind 8

                     
                  

                  
                     	
                        4

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen mit mindestens einjähriger erfolgreich abgeschlossener Fachausbildung an Schulen für
                           Unterrichtsschwestern, die als Leitende Unterrichtsschwestern an Krankenpflegeschulen oder Schulen für Krankenpflegehilfe
                           mit durchschnittlich mindestens 160 Lehrgangsteilnehmern tätig sind 22, 26

                     
                  

               
            

         

         
               Entgeltgruppe 11b

            

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        1

                     
                     	
                        Leitende Gesundheits- und Krankenpflegerinnen in Krankenhäusern bzw. Pflegebereichen, in denen mindestens 600 Pflegepersonen
                           beschäftigt sind 6, 20, 21

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von Leitenden Gesundheits-
                           und Krankenpflegerinnen der Entgeltgruppe 12a Fallgruppe 1 bestellt sind 8

                     
                  

               
            

         

         
               Entgeltgruppe 12 a

            

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        1

                     
                     	
                        Leitende Gesundheits- und Krankenpflegerinnen in Krankenhäusern bzw. Pflegebereichen, in denen mindestens 900 Pflegepersonen
                           beschäftigt sind 6, 20, 21

                     
                  

               
            

            Anmerkungen:
               
                  	1

                  	
                     (1) Pflegepersonen der Entgeltgruppen EG 3a bis EG 9b, die die Grund- und Behandlungspflege zeitlich überwiegend bei
                        
                           	
                              an schweren Infektionskrankheiten erkrankten Patienten (z. B. Tuberkulose-Patienten), die wegen der Ansteckungsgefahr in besonderen
                                 Infektionsabteilungen oder Infektionsstationen untergebracht sind,
                              

                           

                           	
                              Kranken in geschlossenen oder halbgeschlossenen (Open-door-system) psychiatrischen Abteilungen oder Stationen,

                           

                           	
                              Kranken in geriatrischen Abteilungen oder Stationen,

                           

                           	
                              gelähmten oder an multipler Sklerose erkrankten Patienten,

                           

                           	
                              Patienten nach Transplantationen innerer Organe oder von Knochenmark,

                           

                           	
                              an AIDS (Vollbild) erkrankten Patienten,

                           

                           	
                              Patienten, bei denen Chemotherapien durchgeführt oder die mit Strahlen oder mit inkorporierten radioaktiven Stoffen behandelt
                                 werden,
                              

                           

                        

                     

                     ausüben, erhalten für die Dauer dieser Tätigkeit eine monatliche Zulage von 46,02 Euro.

                     (1a) Pflegepersonen der Entgeltgruppe EG 3a bis EG 9b, die zeitlich überwiegend in Einheiten für Intensivmedizin Patienten
                        pflegen, erhalten für die Dauer dieser Tätigkeit eine monatliche Zulage von 46,02 Euro.
                     

                     (2)  1 Gesundheits- und Krankenpflegerinnen/Altenpflegerinnen der Entgeltgruppen EG 7a bis EG 9c, die als
                        
                           	a)

                           	
                              Stationsschwestern/Gruppenschwestern/Stationspflegerinnen

                           

                        

                     

                     oder
                        
                           	b)

                           	
                              Gesundheits- und Krankenpflegerinnen/Altenpflegerinnen in anderen Tätigkeiten mit unterstellten Pflegepersonen eingesetzt
                                 sind,
                              

                           

                        

                     

                     erhalten die Zulage nach Absatz 1 oder 1a ebenfalls, wenn alle ihnen durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellten Pflegepersonen
                        Anspruch auf eine Zulage nach Absatz 1 haben.  2 Die Zulage steht auch Gesundheits- und Krankenpflegerinnen/Altenpflegerinnen zu, die durch  ausdrückliche Anordnung als ständige
                        Vertreterinnen einer in Satz 1 genannten Anspruchsberechtigten bestellt sind.
                     

                     (3)  1 Pflegepersonen der Entgeltgruppen EG 3a bis EG 9b, welche die Grund- und Behandlungspflege bei schwerbrandverletzten Patienten
                        in Einheiten für Schwerbrandverletzte, denen durch die Zentralstelle für die Vermittlung Schwerbrandverletzter in der Bundesrepublik
                        Deutschland bei der Behörde für Arbeit, Gesundheit und Soziales der Freien und Hansestadt Hamburg, Schwerbrandverletzte vermittelt
                        werden, ausüben, erhalten eine Zulage von 10 v.H. der Stundenvergütung der Entgeltgruppe EG 7a für jede volle Arbeitsstunde
                        dieser Pflegetätigkeit.  2 Eine nach Absatz 1, 1 a oder 2 zustehende Zulage vermindert sich um den Betrag, der in demselben Kalendermonat nach Satz 1
                        zusteht.
                     

                  

                  	2

                  	
                     …

                  

                  	3

                  	
                      1 Einheiten für Intensivmedizin sind Stationen für Intensivbehandlungen und Intensivüberwachung.  2 Dazu gehören auch Wachstationen, die für Intensivbehandlung und Intensivüberwachung eingerichtet sind.
                     

                  

                  	4

                  	
                     gestrichen

                  

                  	5

                  	
                     Als Blutzentralen gelten Einrichtungen, in denen Blut abgenommen, konserviert und verteilt wird.

                  

                  	6

                  	
                     Soweit die Eingruppierung von der Zahl der unterstellten oder in dem betreffenden Bereich beschäftigten Personen abhängt,
                        
                           	
                              ist es für die Eingruppierung unschädlich, wenn im Organisations- und Stellenplan zur Besetzung ausgewiesene Stellen nicht
                                 besetzt sind,
                              

                           

                           	
                              zählen teilzeitbeschäftigte Personen entsprechend dem Verhältnis der mit ihnen im Arbeitsvertrag vereinbarten Arbeitszeit
                                 zur regelmäßigen Arbeitszeit eines entsprechenden Vollbeschäftigten,
                              

                           

                           	
                              zählen Personen, die zu einem Teil ihrer Arbeitszeit unterstellt oder zu einem Teil ihrer Arbeitszeit in einem Bereich beschäftigt
                                 sind, entsprechend dem Verhältnis dieses Anteils zur regelmäßigen Arbeitszeit eines entsprechenden Vollbeschäftigten,
                              

                           

                           	
                              bleiben Schülerinnen in der Gesundheits- und Krankenpflege, Kinderkrankenpflege, Krankenpflegehilfe und Entbindungspflege
                                 sowie Personen, die sich in einer Ausbildung in der Altenpflege befinden, außer Betracht; für die Berücksichtigung von Stellen,
                                 auf die Schülerinnen angerechnet werden, gilt Buchstabe a.
                              

                           

                        

                     

                  

                  	7

                  	
                     Dieses Tätigkeitsmerkmal setzt nicht voraus, dass der vorstehenden Gesundheits- und Krankenpflegerinnen weitere Personen unterstellt
                        sind.
                     

                  

                  	8

                  	
                     Ständige Vertreterinnen sind nicht die Vertreterinnen in Urlaubs- oder sonstigen Abwesenheitsfällen.

                  

                  	9

                  	
                     …

                  

                  	10

                  	
                     Die Weiterbildung setzt voraus, dass mindestens 720 Stunden zu mindestens je 45 Unterrichtsminuten theoretischer und praktischer
                        Unterricht bei Vollzeitausbildung in spätestens einem Jahr und bei berufsbegleitender Ausbildung in spätestens zwei Jahren
                        vermittelt werden.
                     

                  

                  	11

                  	
                      1 Unter Stationsschwestern sind Pflegepersonen zu verstehen, die dem Pflegedienst auf der Station vorstehen.  2 Es handelt sich um das sachliche Vorstehen.  3 In psychiatrischen Krankenhäusern entspricht im Allgemeinen eine Abteilung der Station in allgemeinen Krankenhäusern.
                     

                  

                  	12

                  	
                      1 Die Tätigkeitsmerkmale, die auf das Gruppenpflegesystem abgestellt sind, gelten nur in den Krankenhäusern, in denen der Krankenhausträger
                        das Gruppenpflegesystem eingeführt hat.  2 Unter Gruppenschwestern sind die Pflegepersonen zu verstehen, die dem Pflegedienst einer Gruppe vorstehen.  3 Es handelt sich um das sachliche Vorstehen.
                     

                  

                  	13

                  	
                     …

                  

                  	14

                  	
                      1 Unter Stationspflegerinnen sind Pflegepersonen zu verstehen, die dem Pflegedienst auf der Station/Abteilung vorstehen.  2 Es handelt sich um das sachliche Vorstehen.
                     

                  

                  	15

                  	
                     Eine Zusatzausbildung im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals liegt nur dann vor, wenn sie durch einen mindestens einjährigen Lehrgang
                        oder in mindestens zwei Jahren berufsbegleitend vermittelt wird.
                     

                  

                  	16

                  	
                     Wenn in den Funktionsbereichen außer Pflegepersonen auch sonstige Angestellte unterstellt sind, gelten sie als Pflegepersonen.

                  

                  	17

                  	
                     Unterrichtsschwestern sind Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die mindestens zur Hälfte ihrer Arbeitszeit als Lehrkräfte
                        an Krankenpflegeschulen oder Schulen für Krankenpflegehilfe eingesetzt sind.
                     

                  

                  	18

                  	
                     Lehrhebammen sind Hebammen, die mindestens zur Hälfte ihrer Arbeitszeit als Lehrkräfte an Hebammenschulen eingesetzt sind.

                  

                  	19

                  	
                     Unterrichtsaltenpflegerinnen sind Altenpflegerinnen, die mindestens zur Hälfte ihrer Arbeitszeit als Lehrkräfte an Schulen
                        für Altenpflege eingesetzt sind.
                     

                  

                  	20

                  	
                     Leitende Gesundheits- und Krankenpflegerinnen sind Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die die Gesamtverantwortung für den
                        Pflegedienst des Krankenhauses bzw. des zugeteilten Pflegebereichs haben; dies setzt voraus, dass ihnen gegenüber keine weitere
                        Leitende Krankenschwester und keine Leitende Hebamme hinsichtlich des Pflegedienstes weisungsbefugt ist.
                     

                  

                  	21

                  	
                     Leitende Gesundheits- und Krankenpflegerinnen/Leitende Hebammen, die durch ausdrückliche schriftliche Anordnung zu Mitgliedern
                        der Krankenhausbetriebsleitung bestellt worden sind, erhalten für die Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage in Höhe von 15 v.H.
                        der Eingangsstufe ihrer Entgeltgruppe.
                     

                  

                  	22

                  	
                     Die Fachausbildung setzt voraus, dass mindestens 900 Stunden zu mindestens je 45 Unterrichtsminuten theoretischer Unterricht
                        in spätestens 18 Monaten vermittelt werden.
                     

                  

                  	23

                  	
                     Leitende Hebammen sind Hebammen, die die Gesamtverantwortung für den Pflegedienst des Krankenhauses bzw. des zugeteilten Pflegebereichs
                        haben; dies setzt voraus, dass ihnen gegenüber keine weitere Leitende Hebamme und keine Leitende Krankenschwester hinsichtlich
                        des Pflegedienstes weisungsbefugt ist.
                     

                  

                  	24

                  	
                     Eine einjährige Fachausbildung an Schulen für Unterrichtsschwestern gilt als einjährige Fachausbildung an Schulen für Lehrhebammen
                        bzw. für Unterrichtsaltenpflegerinnen.
                     

                  

                  	25

                  	
                     Leitende Altenpflegerinnen sind Altenpflegerinnen, die die Gesamtverantwortung für den Pflegedienst der Einrichtung haben;
                        dies setzt voraus, dass ihnen gegenüber keine weitere Leitende Altenpflegerin und keine Leitende Krankenschwester weisungsbefugt
                        ist.
                     

                  

                  	26

                  	
                     Leitende Unterrichtsschwestern sind Unterrichtsschwestern, die eine Gesundheits- und Krankenpflegeschule oder Schule für Krankenpflegehilfe
                        allein oder gemeinsam mit einer Ärztin/einem Arzt oder einer Leitenden Krankenschwester leiten (§ 5 Abs. 2 Nr. l bzw. § 10 Abs. 2 Nr. 1 des Krankenpflegegesetzes).
                     

                  

                  	27

                  	
                     Erste Lehrhebammen sind Lehrhebammen, die eine Hebammenschule allein oder gemeinsam mit einer Ärztin/einem Arzt leiten (§ 6
                        Abs. 2 Nr. 1 des Hebammengesetzes).
                     

                  

                  	28

                  	
                     Leitende Unterrichtsaltenpflegerinnen sind Unterrichtsaltenpflegerinnen, die eine Schule für Altenpflege allein oder als Mitglied
                        der Schulleitung leiten.
                     

                  

               

            

         

      

      
            B. Pflegepersonal, das nicht unter § 8 Absatz 6 Satz 1 BAT-KF3 fällt
            

         

         Vorbemerkung zu Abschnitt B

          1 Gesundheits- und Krankenpflegerinnen/Altenpflegerinnen sind nach den Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppen EG 4 a oder einer
            höheren Entgeltgruppe des Abschnitts A eingruppiert, wenn sie eine diesen Tätigkeitsmerkmalen entsprechende Tätigkeit ausüben
            und der Abschnitt B ein Tätigkeitsmerkmal für diese Tätigkeit nicht enthält.  2 Stations- und leitende Gesundheits- und Krankenpflegerinnen und Altenpflegerinnen in Einrichtungen, die nicht unter § 8 Abs.
            6 Satz 1 fallen, sind nach den maßgeblichen Tätigkeitsmerkmalen des Abschnitts A eingruppiert, wenn sie dem Pflegedienst der
            Einrichtung bzw. einer Station vorstehen (vgl. Anmerkungen 11 und 20 zu Abschnitt A).
         

         
               Entgeltgruppe 2 a

            

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        1

                     
                     	
                        Pflegehelferinnen mit entsprechender Tätigkeit 1

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        Altenpflegehelferinnen mit entsprechender Tätigkeit 1

                     
                  

               
            

         

         
               Entgeltgruppe 4 a

            

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        1

                     
                     	
                        Krankenpflegehelferinnen mit entsprechender Tätigkeit 1

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        Pflegehelferinnen mit mindestens einjähriger Ausbildung und verwaltungseigener Abschlussprüfung mit entsprechender Tätigkeit
                           1

                     
                  

                  
                     	
                        3

                     
                     	
                        Altenpflegehelferinnen mit mindestens einjähriger Ausbildung und Abschlussprüfung mit entsprechender Tätigkeit 1

                     
                  

               
            

         

         
               Entgeltgruppe 7 a

            

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        1

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen mit entsprechender Tätigkeit 1

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        Krankenpflegehelferinnen

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        und

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Pflegehelferinnen mit mindestens einjähriger Ausbildung und verwaltungseigener Abschlussprüfung

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        denen mindestens vier Pflegepersonen durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 1, 3

                     
                  

                  
                     	
                        3

                     
                     	
                        Altenpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung/Abschlussprüfung mit entsprechender Tätigkeit 1

                     
                  

                  
                     	
                        4

                     
                     	
                        Altenpflegehelferinnen mit mindestens einjähriger Ausbildung und Abschlussprüfung, denen mindestens vier Pflegepersonen durch
                           ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 1, 3

                     
                  

               
            

         

         
               Entgeltgruppe 9 a

            

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        1

                     
                     	
                        Altenpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung/Abschlussprüfung, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen
                           von Altenpflegerinnen der Entgeltgruppe 9b Fallgruppe 2 bestellt sind 1, 6

                     
                  

               
            

         

         
               Entgeltgruppe 9 b

            

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        1

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, denen mindestens zehn Pflegepersonen durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt
                           sind 1, 3

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        Altenpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung /Abschlussprüfung, denen mindestens zehn Pflegepersonen durch ausdrückliche
                           Anordnung ständig unterstellt sind 1, 3

                     
                  

               
            

         

         
               Entgeltgruppe 9 c

            

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        1

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, denen mindestens 25 Pflegepersonen durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt
                           sind 3

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von Gesundheits- und Krankenpflegerinnen
                           der Entgeltgruppe 9d Fallgruppe 1 bestellt sind 6

                     
                  

               
            

         

         
               Entgeltgruppe 9 d

            

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        1

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, denen mindestens 50 Pflegepersonen durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt
                           sind 3

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von Gesundheits- und Krankenpflegerinnen
                           der Entgeltgruppe 10a Fallgruppe 1 bestellt sind 6

                     
                  

               
            

         

         
               Entgeltgruppe 10 a

            

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        1

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, denen mindestens 100 Pflegepersonen durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt
                           sind 3

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von Gesundheits- und Krankenpflegerinnen
                           der Entgeltgruppe 11a Fallgruppe 1 bestellt sind 6

                     
                  

               
            

         

         
               Entgeltgruppe 11 a

            

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        1

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, denen mindestens 200 Pflegepersonen durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt
                           sind 3

                     
                  

               
            

            Anmerkungen:
               
                  	1

                  	
                     (1) Pflegepersonen der Entgeltgruppen EG 2a bis EG 9b, die die Grund- und Behandlungspflege zeitlich überwiegend bei
                        
                           	
                              an schweren Infektionskrankheiten erkrankten Patienten (z. B. Tuberkulose-Patienten), die wegen der Ansteckungsgefahr in besonderen
                                 Infektionsabteilungen oder Infektionsstationen untergebracht sind,
                              

                           

                           	
                              Kranken in geschlossenen oder halbgeschlossenen (Open-door-system) psychiatrischen Abteilungen oder Stationen,

                           

                           	
                              Kranken in geriatrischen Abteilungen oder Stationen,

                           

                           	
                              gelähmten oder an multipler Sklerose erkrankten Patienten,

                           

                        

                     

                     ausüben, erhalten für die Dauer dieser Tätigkeit eine monatliche Zulage von 46,02 Euro.

                     (2)  1 Pflegepersonen der Entgeltgruppen EG 7a bis EG 9c, die als
                        
                           	a)

                           	
                              Stationspflegerinnen

                           

                        

                     

                     oder
                        
                           	b)

                           	
                              Pflegepersonen in anderen Tätigkeiten mit unterstellten Pflegepersonen

                           

                        

                     

                     eingesetzt sind, erhalten die Zulage nach Absatz 1 ebenfalls, wenn alle ihnen durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellten
                        Pflegepersonen Anspruch auf eine Zulage nach Absatz 1 haben.  2 Die Zulage steht auch Pflegepersonen zu, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen einer in Satz 1 genannten
                        Anspruchsberechtigten bestellt sind.
                     

                  

                  	2

                  	
                     …

                  

                  	3

                  	
                     Soweit die Eingruppierung von der Zahl der unterstellten oder in dem betreffenden Bereich beschäftigten Mitarbeiter abhängt,
                        
                           	
                              ist es für die Eingruppierung unschädlich, wenn im Organisations- und Stellenplan zur Besetzung ausgewiesene Stellen nicht
                                 besetzt sind,
                              

                           

                           	
                              zählen teilzeitbeschäftigte Mitarbeiter entsprechend dem Verhältnis der mit ihnen im Arbeitsvertrag vereinbarten Arbeitszeit
                                 zur regelmäßigen Arbeitszeit eines entsprechenden Vollbeschäftigten,
                              

                           

                           	
                              zählen Mitarbeiter, die zu einem Teil ihrer Arbeitszeit unterstellt oder zu einem Teil ihrer Arbeitszeit in einem Bereich
                                 beschäftigt sind, entsprechend dem Verhältnis dieses Anteils zur regelmäßigen Arbeitszeit eines entsprechenden Vollbeschäftigten,
                              

                           

                           	
                              bleiben Schülerinnen in der Gesundheits- und Krankenpflege und Krankenpflegehilfe sowie Personen, die sich in einer Ausbildung
                                 in der Altenpflege oder in der Heilerziehungspflege befinden, außer Betracht; für die Berücksichtigung von Stellen, auf die
                                 Schülerinnen angerechnet werden, gilt Buchstabe a.
                              

                           

                        

                     

                  

                  	4

                  	
                     gestrichen

                  

                  	5

                  	
                     …

                  

                  	6

                  	
                     Ständige Vertreterinnen sind nicht die Vertreterinnen in Urlaubs- oder sonstigen Abwesenheitsfällen.

                  

               

            

         

      

      

      1
            Nr. 410-1 

         

      

      2
            Nr. 410

         

      

      3
            Nr. 410

         

      

   
      

      
         Anlage 8 zum BAT-KF
Entgeltgruppenplan zum BAT-KF
für Angestellte im Sozial- und Erziehungsdienst
SE-Entgeltgruppenplan zum BAT-KF
         

      

      Änderungen1
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd
Nr.
                     

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle

                  
                  	
                     Paragrafen

                  
                  	
                     Art der
Änderung
                     

                  
               

            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     ARR zur Änderung des Entgeltgruppenplanes zum BAT-KF für Angestellte im Sozial- und Erziehungsdienst und der Übergangsregelungen
                        zur Überleitung der Angestellten im Sozial- und Erziehungsdienst
                     

                  
                  	
                     14. September 2010

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 11 S. 462

                  
                  	
                     Berufsgruppe 2.10

                  
                  	
                     eingefügt

                  
               

               
                  	
                     Fallgruppe 3

                  
                  	
                     eingefügt

                  
               

               
                  	
                     Fallgruppen 3-16

                  
                  	
                     neu nummeriert

                  
               

               
                  	
                     Anmerkung 2

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     Anmerkung 3

                  
                  	
                     eingefügt

                  
               

               
                  	
                     Anmerkungen 3-6

                  
                  	
                     neu nummeriert

                  
               

               
                  	
                     2

                  
                  	
                     ARR zur Änderung des BAT-KF und anderer ARR

                  
                  	
                     27. Oktober 2010

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl. Bd. 14 Nr. 11 S. 470

                  
                  	
                     Anlage 8

                  
                  	
                     neu gefasst

                  
               

               
                  	
                     3

                  
                  	
                     ARR zur Änderung des Entgeltgruppenplanes zum BAT-KF für Angestellte im Sozial- und Erziehungsdienst und der Übergangsregelungen
                        zur Überleitung der Angestellten im Sozial- und Erziehungsdienst
                     

                  
                  	
                     24. Mai 2013

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 6 S. 270

                  
                  	
                     Berufsgruppe 1 

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     4

                  
                  	
                     ARR zur Änderung des Entgeltgruppenplanes zum BAT-KF für Angestellte im Sozial- und Erziehungsdienst und der Übergangsregelungen
                        zur Überleitung der Angestellten im Sozial- und Erziehungsdienst
                     

                  
                  	
                     17. Juni 2014

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 8 S. 349

                  
                  	
                     Berufsgruppe 1 Fallgruppen 7,8,12, 14

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     5.

                  
                  	
                     ARR zur Änderung des BAT-KF

                  
                  	
                     16. Dezember 2015

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 5 S. 80

                  
                  	
                     SE-Entgeltgruppenplan

                  
                  	
                     neu gefasst

                  
               

               
                  	
                     6.

                  
                  	
                     ARR zur Änderung der ARR zur Änderung des BAT-KF vom 16. Dezember 2015

                  
                  	
                     17. Februar 2016

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 7 S. 147

                  
                  	
                     § 2 Übergangsregelungen

                  
                  	
                     geändert2

                  
               

            
         

      

      
            Vorbemerkungen:

         

         
            
               	
                  Wird in einem Tätigkeitsmerkmal eine bestimmte Ausbildung vorausgesetzt, sind Mitarbeiterinnen, die auf Grund gleichwertiger
                     Fähigkeiten und ihrer Erfahrung entsprechende Tätigkeiten ausüben, ebenfalls so eingruppiert.
                  

               

               	
                  Im Übrigen gelten die Vorbemerkungen des Allgemeinen Entgeltgruppenplanes zum BAT-KF entsprechend.

               

               	
                  Je Kindertagesstätte soll eine ständige Vertreterin der Leiterin bestellt werden. Ausgenommen hiervon sind eingruppige Einrichtungen.

               

            

         

         

         
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 1. Pädagogische Mitarbeiterinnen
in Kindertageseinrichtungen1

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Fallgruppe

                              
                              	
                                 Tätigkeitsmerkmal

                              
                              	
                                 Entgeltgruppe

                              
                           

                        
                        
                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen als Ergänzungskräfte2

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 SE 3

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Kinderpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung oder staatlicher Prüfung und entsprechender Tätigkeit in Integrationsgruppen
                                    mit einem Anteil von mindestens einem Drittel Kinder mit Behinderung3

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 SE 4

                              
                           

                           
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Fachkräfte als Ergänzungskräfte4

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 SE 5

                              
                           

                           
                              	
                                 4.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit5

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 SE 8a

                              
                           

                           
                              	
                                 5.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 durch ausdrückliche Anordnung bestellte ständige Vertreterinnen der Leiterinnen von Kindertagesstätten mit zwei Gruppen 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 SE 9

                              
                           

                           
                              	
                                 6.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit

                                 
                                    
                                       	
                                          in Integrationsgruppen mit einem Anteil von mindestens einem Drittel Kinder mit Behinderung oder in der Einzelintegration3, 5, 6

                                       

                                       	
                                          als Facherzieherin mit einrichtungsübergreifenden Aufgaben5

                                       

                                    

                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 SE 8b

                              
                           

                           
                              	
                                 7.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Leiterinnen von Kindertagesstätten7, 8

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 SE 9

                              
                           

                           
                              	
                                 8.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Leiterinnen von Kindertagesstätten mit zwei Gruppen7, 8

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 SE 13

                              
                           

                           
                              	
                                 9.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 durch ausdrückliche Anordnung bestellte ständige Vertreterinnen der Leiterinnen von Kindertagesstätten mit drei Gruppen

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 SE 13

                              
                           

                           
                              	
                                 10.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Leiterinnen von Kindertagesstätten mit drei Gruppen7, 8

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 SE 15

                              
                           

                           
                              	
                                 11.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 durch ausdrückliche Anordnung bestellte ständige Vertreterinnen der Leiterinnen von Kindertagesstätten mit vier oder fünf
                                    Gruppen
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 SE 15

                              
                           

                           
                              	
                                 12.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Leiterinnen von Kindertagesstätten mit vier oder fünf Gruppen7, 8

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 SE 16

                              
                           

                           
                              	
                                 13.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 durch ausdrückliche Anordnung bestellte ständige Vertreterinnen der Leiterinnen von Kindertagesstätten mit sechs oder sieben
                                    Gruppen
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 SE 16

                              
                           

                           
                              	
                                 14.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Leiterinnen von Kindertagesstätten mit sechs oder sieben Gruppen7, 8

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 SE 17

                              
                           

                           
                              	
                                 15.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 durch ausdrückliche Anordnung bestellte ständige Vertreterinnen der Leiterinnen von Kindertagesstätten mit mindestens acht
                                    Gruppen
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 SE 17

                              
                           

                           
                              	
                                 16.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Leiterinnen von Kindertagesstätten mit mindestens acht Gruppen7, 8

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 SE 18

                              
                           

                           
                              	
                                 17.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Fachberaterinnen für Kindertagesstätten

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 SE 18

                              
                           

                        
                     

                  

                  Anmerkungen:

                  
                     
                        	1

                        	
                           Kindertageseinrichtungen sind Einrichtungen im Sinne der §§ 22 bis 26 SGB VIII in Verbindung mit dem jeweiligen Landesrecht.

                           Mitarbeiterinnen in außerunterrichtlichen Ganztags- und Betreuungsangeboten in Schulen sind in entsprechender Anwendung der
                              Bestimmungen dieser Berufsgruppe eingruppiert, wenn die Art der Tätigkeit vergleichbar ist.
                           

                        

                        	2

                        	
                           Ergänzungskräfte im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind Mitarbeiterinnen in Tätigkeiten, die nach den jeweiligen landesrechtlichen
                              Regelungen nicht Fachkräften im Sinne der Anmerkung 5 vorbehalten sind.
                           

                        

                        	3

                        	
                           Integrationsgruppen sind Gruppen, denen besondere Aufgaben in der gemeinsamen Förderung behinderter und nicht behinderter
                              Kinder zugewiesen sind.
                           

                        

                        	4

                        	
                           Fachkräfte als Ergänzungskräfte sind Fachkräfte im Sinne von Anmerkung 5 Satz 1 in Tätigkeiten, die nach den jeweiligen landesrechtlichen
                              Regelungen nicht diesen Fachkräften vorbehalten sind.
                           

                        

                        	5

                        	
                           Fachkräfte im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind:

                           
                              
                                 	
                                    Erzieherinnen mit staatlicher Anerkennung,

                                 

                                 	
                                    Heilpädagoginnen mit staatlicher Anerkennung,

                                 

                                 	
                                    Heilerziehungspflegerinnen mit staatlicher Anerkennung,

                                 

                                 	
                                    Kinderkrankenschwestern, die für die Betreuung von Kindern mit besonderem pflegerischen Betreuungsbedarf eingesetzt werden,

                                 

                                 	
                                    Absolventinnen von Studiengängen der sozialen Arbeit mit staatlicher Anerkennung,

                                 

                                 	
                                    Absolventinnen von Diplom-, Bachelor- und Masterstudiengängen der Erziehungswissenschaften mit Schwerpunkt Kleinkind-/Elementarpädagogik,
                                       der Heilpädagogik sowie Studiengängen der Fachrichtung Soziale Arbeit oder frühkindliche Pädagogik, wenn sie einen Nachweis über eine insgesamt mindestens sechsmonatige Praxiserfahrung in der Kindertagesbetreuung erbringen.
                                    

                                 

                              

                           

                           Eine entsprechende Tätigkeit liegt vor, wenn sie nach den jeweiligen landesrechtlichen Regelungen diesen Fachkräften vorbehalten
                              ist.
                           

                        

                        	6

                        	
                           Einzelintegration liegt vor, wenn einzelne Kinder mit Behinderung in Gruppen mit Kindern ohne Behinderung besonders betreut
                              werden. Nach diesem Tätigkeitsmerkmal sind die Fachkräfte eingruppiert, die überwiegend mit der Betreuung der Kinder mit Behinderung
                              betraut sind.
                           

                        

                        	7

                        	
                           Leiterinnen mehrerer Kindertageseinrichtungen sind eine Entgeltgruppe höher eingruppiert, als es für die Leitung der größten
                              zu leitenden Einrichtung vorgesehen ist. Ist die größte der zu leitenden Einrichtungen eine dreigruppige Einrichtung, ist
                              die Leiterin zwei Entgeltgruppen höher eingruppiert. Ist die größte der zu leitenden Einrichtungen eine zweigruppige Einrichtung,
                              ist die Leiterin in Stufe 6 zwei Entgeltgruppen höher eingruppiert.
                           

                        

                        	8

                        	
                           Leiterinnen von Familienzentren erhalten eine monatliche Zulage in Höhe von 100,00 €.“

                        

                     

                  

               

               

               

               

               

            

         

      

      

      1
            Die gesamte Änderungshistorie findet sich bei der Nr. 410; aus Gründen der Übersichtlichkeit werden die Änderungen, die nur den Allgemeinen Entgruppenplan betreffen,  zusätzlich dargestellt.
               Alle Änderungen werden durch Fußnoten bei den entsprechenden Berufsgruppenüberschriften nochmals dargestellt. Zur besseren
               Unterscheidung der nummerierten Anmerkungen von den Fußnoten werden bei den Fußnoten die Abkürzung „Fn“ vorangestellt.
            

         

      

      2
            Die Übergangsregelungen werden nicht in den Rechtstexten aufgenommen. Sie sind über die jeweilige GVOBl.-Fundstelle aufrufbar.

         

      

   
      

      
         Entgeltgruppenplan zum BAT-KF
für Mitarbeiterinnen im Sozial- und Erziehungsdienst
(SD-Entgeltgruppenplan zum BAT-KF 
– SDEGP-BAT-KF)
Anlage 9 zum BAT-KF
         

      

      Änderungen1
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd
Nr.
                     

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle

                  
                  	
                     Paragrafen

                  
                  	
                     Art der
Änderung
                     

                  
               

            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     ARR zur Änderung des ARR zur Änderung des BAT-KF vom 16. Dezember 2015

                  
                  	
                     17. Februar 2016

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 7 S. 148

                  
                  	
                     Berufsgruppe 8, Fallgruppe 10

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     § 2 Übergangsregelungen

                  
                  	
                     geändert2

                  
               

            
         

      

      Vorbemerkungen

         Berufsgruppen

         
            
               	
                   Mitarbeiterinnen in der Erziehungshilfe

               

               	
                   Pädagogische Mitarbeiterinnen in Internaten1

               

               	
                   Mitarbeiterinnen im handwerklichen, hauswirtschaftlichen oder landwirtschaftlichen Erziehungsdienst1

               

               	
                   Sozialarbeiterinnen/Sozialpädagoginnen im Sozialdienst

               

               	
                   Mitarbeiterinnen in der Alten- und Familienpflege sowie im Sozial- und Erziehungsdienst (soweit nicht anderweitig eingruppiert)

               

               	
                   Mitarbeiterinnen in Werkstätten für behinderte Menschen1

               

               	
                   Mitarbeiterinnen in der Behindertenhilfe

               

               	
                   Mitarbeiterinnen in der Gefährdetenhilfe

               

            

         

         Vorbemerkungen:

         
            
               	
                   Wird in einem Tätigkeitsmerkmal eine bestimmte Ausbildung vorausgesetzt, sind Mitarbeiterinnen, die auf Grund gleichwertiger
                     Fähigkeiten und ihrer Erfahrung entsprechende Tätigkeiten ausüben, ebenfalls so eingruppiert. 
                  

               

               	
                   Im Übrigen gelten die Vorbemerkungen des Allgemeinen Entgeltgruppenplanes zum BAT-KF entsprechend.

               

            

         

         
                     1. Mitarbeiterinnen in der Erziehungshilfe

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Fallgruppe

                              
                              	
                                 Tätigkeitsmerkmal

                              
                              	
                                 Entgeltgruppe

                              
                           

                        
                        
                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen in der Erziehungshilfe

                              
                              	
                                 SD 2

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen mit Tätigkeiten, für die eine eingehende fachliche Einarbeitung nötig ist

                              
                              	
                                 SD 3

                              
                           

                           
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 Kinderpflegerinnen, Sozialhelferinnen, Heilerziehungspflegehelferinnen mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit
                                    oder Mitarbeiterinnen mit einer für diese Tätigkeit förderlichen Ausbildung1

                              
                              	
                                 SD 4

                              
                           

                           
                              	
                                 4.

                              
                              	
                                 Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit2

                              
                              	
                                 SD 8b

                              
                           

                           
                              	
                                 5.

                              
                              	
                                 Fachkräfte mit fachlich koordinierenden Aufgaben für mindestens drei weitere Fachkräfte

                              
                              	
                                 SD 9

                              
                           

                           
                              	
                                 6.

                              
                              	
                                 Fachkräfte mit abgeschlossener Zusatzausbildung in einer der Zusatzausbildung entsprechenden Tätigkeit3

                              
                              	
                                 SD 9

                              
                           

                           
                              	
                                 7.

                              
                              	
                                 Durch ausdrückliche Anordnung bestellte ständige Vertreterinnen der Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 8

                              
                              	
                                 SD 10

                              
                           

                           
                              	
                                 8.

                              
                              	
                                 Fachkräfte, denen die verantwortliche Leitung einer oder mehrerer Mitarbeitendengruppen übertragen worden ist

                              
                              	
                                 SD 11

                              
                           

                           
                              	
                                 9.

                              
                              	
                                 Sozialpädagoginnen/Sozialarbeiterinnen mit entsprechender Tätigkeit

                              
                              	
                                 SD 12

                              
                           

                           
                              	
                                 10.

                              
                              	
                                 Durch ausdrückliche Anordnung bestellte ständige Vertreterinnen der Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 12

                              
                              	
                                 SD 15

                              
                           

                           
                              	
                                 11.

                              
                              	
                                 Sozialpädagoginnen/Sozialarbeiterinnen mit besonders schwieriger Tätigkeit4

                              
                              	
                                 SD 15

                              
                           

                           
                              	
                                 12.

                              
                              	
                                 Leiterinnen von Einrichtungen der Erziehungshilfe mit weniger als 15 Mitarbeitenden

                              
                              	
                                 SD 16

                              
                           

                           
                              	
                                 13.

                              
                              	
                                 Durch ausdrückliche Anordnung bestellte ständige Vertreterinnen der Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 14

                              
                              	
                                 SD 16

                              
                           

                           
                              	
                                 14.

                              
                              	
                                 Leiterinnen von Einrichtungen der Erziehungshilfe mit mindestens 15 Mitarbeitenden

                              
                              	
                                 SD 18

                              
                           

                           
                              	
                                 15.

                              
                              	
                                 Durch ausdrückliche Anordnung bestellte ständige Vertreterinnen der Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 16

                              
                              	
                                 SD  17

                              
                           

                           
                              	
                                 16.

                              
                              	
                                 Leiterinnen von Einrichtungen der Erziehungshilfe mit mindestens 40 Mitarbeitenden

                              
                              	
                                 SD 18

                              
                           

                        
                     

                  

                  Anmerkungen:
                     
                        	1

                        	
                            Als förderliche Ausbildung im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals gilt die Ausbildung als Altenpflegehelferin, Gesundheits- und
                              Krankenpflegehelferin sowie eine andere fachbezogene mindestens einjährige Ausbildung.
                           

                        

                        	2

                        	
                            Fachkräfte im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind:

                           
                              
                                 	
                                    Erzieherinnen mit staatlicher Anerkennung,

                                 

                                 	
                                    Heilpädagoginnen mit staatlicher Anerkennung,

                                 

                                 	
                                    Heilerziehungspflegerinnen mit staatlicher Anerkennung,

                                 

                                 	
                                    Gesundheits- und Krankenpflegerinnen

                                 

                              

                           

                           oder Mitarbeiterinnen mit entsprechender gleichwertiger Ausbildung.

                        

                        	3

                        	
                            Als abgeschlossene Zusatzausbildung gelten die von den Diakonischen Werken Rheinland, Westfalen und Lippe anerkannten ergänzenden,
                              erfolgreich absolvierten Ausbildungen für besondere Aufgaben in der Erziehungshilfe von mindestens 300 Unterrichtsstunden.
                           

                        

                        	4

                        	
                            Eine besonders schwierige Tätigkeit im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals liegt vor, wenn für diese eine zusätzliche Spezialausbildung
                              benötigt wird. Eine erfolgreich abgeschlossene zusätzliche Spezialausbildung liegt nur dann vor, wenn sie mind. 500 Stunden theoretischen Unterricht (ohne Supervision u. Ä.) umfasst.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     2. Pädagogische Mitarbeiterinnen in Internaten1

                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Fallgruppe

                           
                           	
                              Tätigkeitsmerkmal

                           
                           	
                              Entgeltgruppe

                           
                        

                     
                     
                        
                           	
                              1.

                           
                           	
                              Pädagogische Mitarbeiterinnen mit Tätigkeiten, für die eine eingehende fachliche Einarbeitung nötig ist

                           
                           	
                              SD 3

                           
                        

                        
                           	
                              2.

                           
                           	
                              Internatserzieherinnen ohne eine für den Internatsdienst förderliche Ausbildung

                           
                           	
                              SD 4

                           
                        

                        
                           	
                              3.

                           
                           	
                              Internatserzieherinnen mit einer für den Internatsdienst förderlichen Ausbildung, z. B. als Erzieherinnen

                           
                           	
                              SD 8b

                           
                        

                        
                           	
                              4.

                           
                           	
                              Sozialarbeiterinnen/Sozialpädagoginnen als Internatserzieherinnen

                           
                           	
                              SD 12

                           
                        

                        
                           	
                              5.

                           
                           	
                              Internatsleiterinnen

                           
                           	
                              SD 16

                           
                        

                        
                           	
                              6.

                           
                           	
                              Internatsleiterinnen mit mindestens 15 Mitarbeitenden

                           
                           	
                              SD 18

                           
                        

                     
                  

                  Anmerkung:

                  
                     	1

                     	
                         Internate im Sinne dieser Tätigkeitsmerkmale sind Heime, die mit einer weiterführenden Schule verbunden sind.

                     

                  

               

               
                     3. Mitarbeiterinnen im handwerklichen, hauswirtschaftlichen oder landwirtschaftlichen Erziehungsdienst1

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Fallgruppe

                              
                              	
                                 Tätigkeitsmerkmal

                              
                              	
                                 Entgeltgruppe

                              
                           

                        
                        
                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen im handwerklichen, hauswirtschaftlichen oder landwirtschaftlichen Erziehungsdienst

                              
                              	
                                 SD 2

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen mit Tätigkeiten, für die eine eingehende fachliche Einarbeitung nötig ist

                              
                              	
                                 SD 3

                              
                           

                           
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen im handwerklichen, hauswirtschaftlichen oder landwirtschaftlichen Erziehungsdienst mit zweijähriger abgeschlossener
                                    Berufsausbildung in entsprechender Tätigkeit
                                 

                              
                              	
                                 SD 4

                              
                           

                           
                              	
                                 4.

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen im handwerklichen, hauswirtschaftlichen oder landwirtschaftlichen Erziehungsdienst mit dreijähriger abgeschlossener
                                    Berufsausbildung in entsprechender Tätigkeit
                                 

                              
                              	
                                 SD 5

                              
                           

                           
                              	
                                 5.

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen im handwerklichen, hauswirtschaftlichen oder landwirtschaftlichen Erziehungsdienst mit abgeschlossener Berufsausbildung

                                 
                                    
                                       	
                                          als Leiterinnen von Ausbildungs- oder Berufsförderungswerkstätten 

                                       

                                       	
                                          als durch ausdrückliche Anordnung bestellte ständige Vertreterinnen der Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 6

                                       

                                    

                                 

                              
                              	
                                 SD 9

                              
                           

                           
                              	
                                 6.

                              
                              	
                                 Handwerksmeisterinnen, Hauswirtschaftsmeisterinnen oder Gärtnermeisterinnen im handwerklichen, hauswirtschaftlichen oder landwirtschaftlichen
                                    Erziehungsdienst als Leiterinnen von Ausbildungs- oder Berufsförderungswerkstätten
                                 

                              
                              	
                                 SD 9

                              
                           

                           
                              	
                                 7.

                              
                              	
                                 Handwerksmeisterinnen, Hauswirtschaftsmeisterinnen oder Gärtnermeisterinnen im handwerklichen, hauswirtschaftlichen oder landwirtschaftlichen
                                    Erziehungsdienst als durch ausdrückliche Anordnung bestellte ständige Vertreterinnen von Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 8
                                 

                              
                              	
                                 SD 9

                              
                           

                           
                              	
                                 8.

                              
                              	
                                 Handwerksmeisterinnen, Hauswirtschaftsmeisterinnen oder Gärtnermeisterinnen im handwerklichen, hauswirtschaftlichen oder landwirtschaftlichen
                                    Erziehungsdienst als Leiterinnen von großen Ausbildungs- oder Berufsförderungswerkstätten
                                 

                              
                              	
                                 SD 13

                              
                           

                           
                              	
                                 9.

                              
                              	
                                 Handwerksmeisterinnen, Hauswirtschaftsmeisterinnen oder Gärtnermeisterinnen im handwerklichen, hauswirtschaftlichen oder landwirtschaftlichen
                                    Erziehungsdienst als Leiterinnen von Ausbildungs- oder Berufsförderungswerkstätten, die sich durch den Umfang oder die Bedeutung
                                    ihres Aufgabengebietes wesentlich aus der Fallgruppe 8 herausheben
                                 

                              
                              	
                                 SD 15

                              
                           

                        
                     

                  

                  Anmerkung:
                     
                        	1

                        	
                            Meisterinnen und Gärtnermeisterinnen, denen auch pädagogische Aufgaben übertragen sind, die jedoch nicht überwiegend im handwerklichen
                              oder landwirtschaftlichen Erziehungsdienst tätig sind, werden nach den Tätigkeitsmerkmalen unter Nummer 4.1 und 4.4 des Allgemeinen
                              Entgeltgruppenplanes zum BAT-KF – Handwerkerin; Mitarbeiterin in Landwirtschaft, Gartenbau und Friedhofswesen – eingruppiert.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     4. Sozialarbeiterinnen/Sozialpädagoginnen im Sozialdienst

                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Fallgruppe

                           
                           	
                              Tätigkeitsmerkmal

                           
                           	
                              Entgeltgruppe

                           
                        

                     
                     
                        
                           	
                              1.

                           
                           	
                              Sozialpädagoginnen/Sozialarbeiterinnen mit entsprechender Tätigkeit

                           
                           	
                              SD 12

                           
                        

                        
                           	
                              2.

                           
                           	
                              Sozialpädagoginnen/Sozialarbeiterinnen mit besonders schwieriger Tätigkeit1

                           
                           	
                              SD 15

                           
                        

                        
                           	
                              3.

                           
                           	
                              Sozialpädagoginnen/Sozialarbeiterinnen, deren Tätigkeit sich durch das Maß der Verantwortung erheblich aus der Fallgruppe
                                 2 heraushebt2

                           
                           	
                              SD 18

                           
                        

                     
                  

                  Anmerkungen:

                  
                     	1

                     	
                         Eine besonders schwierige Tätigkeit im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals liegt vor, wenn für diese eine zusätzliche Spezialausbildung
                           benötigt wird. Eine erfolgreich abgeschlossene zusätzliche Spezialausbildung liegt nur dann vor, wenn sie mind. 500 Stunden theoretischen Unterricht (ohne Supervision u. Ä.) umfasst.
                        

                     

                     	2

                     	
                         Eine erhebliche Heraushebung aus der Fallgruppe 2 durch das Maß der mit der Tätigkeit verbundenen Verantwortung ist zum Beispiel
                           gegeben bei der Tätigkeit von Sozialarbeiterinnen/Sozialpädagoginnen, denen als Leiterin eines Diakonischen Werkes oder einer
                           anderen entsprechenden Einrichtung mindestens zwölf Mitarbeiterinnen in Tätigkeiten mindestens der Entgeltgruppe SD 6 im Sozial-
                           und Erziehungsdienst durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind.
                        

                     

                  

               

               
                     5. Mitarbeiterinnen in der Alten- und Familienpflege sowie im 
Sozial- und Erziehungsdienst1
(soweit nicht anderweitig eingruppiert)
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Fallgruppe

                              
                              	
                                 Tätigkeitsmerkmal

                              
                              	
                                 Entgeltgruppe

                              
                           

                        
                        
                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen im Sozial - oder Erziehungsdienst oder in der Familienpflege

                              
                              	
                                 SD 2

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen im Sozial- oder Erziehungsdienst oder in der Familienpflege mit Tätigkeiten, für die eine eingehende fachliche
                                    Einarbeitung nötig ist
                                 

                              
                              	
                                 SD 3

                              
                           

                           
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen im Erziehungs- oder Sozialdienst oder in der Familienpflege mit einer für diese Tätigkeit förderlichen Ausbildung2

                              
                              	
                                 SD 4

                              
                           

                           
                              	
                                 4.

                              
                              	
                                 Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit3

                              
                              	
                                 SD 8a

                              
                           

                           
                              	
                                 5.

                              
                              	
                                 Leiterinnen der Familienpflege

                              
                              	
                                 SD 9

                              
                           

                           
                              	
                                 6.

                              
                              	
                                 Leiterinnen der Familienpflege, denen mindestens drei Mitarbeiterinnen ständig unterstellt sind

                              
                              	
                                 SD 9

                              
                           

                           
                              	
                                 7.

                              
                              	
                                 Leiterinnen der Familienpflege, denen mindestens sechs Mitarbeiterinnen ständig unterstellt sind

                              
                              	
                                 SD 13

                              
                           

                        
                     

                  

                  Anmerkungen:
                     
                        	1

                        	
                            Zur Familienpflege gehört auch die Wahrnehmung des Arbeitsbereiches „Fortführung des Haushalts“ im Rahmen der Aufgaben einer
                              Diakoniestation. Einsatzleiterinnen dieses Arbeitsbereiches sind nach den Tätigkeitsmerkmalen für Leiterinnen der Familienpflege
                              eingruppiert.
                           

                        

                        	2

                        	
                            Als förderliche Ausbildung im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals gelten die Ausbildung als Altenpflegehelferin oder Familienpflegehelferin
                              sowie eine andere fachbezogene mindestens einjährige Ausbildung.
                           

                        

                        	3

                        	
                            Fachkräfte sind: 

                           
                              
                                 	
                                    Familienpflegerinnen,

                                 

                                 	
                                    Altenpflegerinnen,

                                 

                                 	
                                    Gesundheits- und Krankenpflegerinnen

                                 

                              

                           

                           oder Mitarbeiterinnen mit entsprechender gleichwertiger Ausbildung

                        

                     

                  

               

               
                     6. Mitarbeiterinnen in Werkstätten für behinderte Menschen1

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Fallgruppe

                              
                              	
                                 Tätigkeitsmerkmal

                              
                              	
                                 Entgeltgruppe

                              
                           

                        
                        
                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen in Werkstätten für behinderte Menschen

                              
                              	
                                 SD 2

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen in Werkstätten für behinderte Menschen mit Tätigkeiten, für die eine eingehende fachliche Einarbeitung nötig
                                    ist
                                 

                              
                              	
                                 SD 3

                              
                           

                           
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen mit mindestens zweijähriger Berufsausbildung und sonderpädagogischer Zusatzqualifikation in entsprechender
                                    Tätigkeit2

                              
                              	
                                 SD 4

                              
                           

                           
                              	
                                 4.

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen mit mindestens einjähriger fachspezifischer Ausbildung (z. B. Heilerziehungshelferin) und sonderpädagogischer
                                    Zusatzqualifikation in entsprechender Tätigkeit2

                              
                              	
                                 SD 4

                              
                           

                           
                              	
                                 5.

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen mit Gesellen- oder Facharbeiterinnenbrief und sonderpädagogischer Zusatzqualifikation in entsprechender Tätigkeit2

                              
                              	
                                 SD 8a

                              
                           

                           
                              	
                                 6.

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen mit abgeschlossener Ausbildung als Handwerks- oder Industriemeisterin oder als staatlich geprüfte Technikerin
                                    und sonderpädagogischer Zusatzqualifikation in entsprechender Tätigkeit2

                              
                              	
                                 SD 8b

                              
                           

                           
                              	
                                 7.

                              
                              	
                                 Erzieherinnen, Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, Heilpädagoginnen oder Mitarbeiterinnen mit entsprechender gleichwertiger
                                    Ausbildung in entsprechender Tätigkeit
                                 

                              
                              	
                                 SD 8b

                              
                           

                           
                              	
                                 8.

                              
                              	
                                 Abteilungsleiterin oder Bereichsleiterin mit sonderpädagogischer Zusatzqualifikation, denen mindestens drei Mitarbeiterinnen
                                    mit dieser Zusatzqualifikation durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind2

                              
                              	
                                 SD 10

                              
                           

                           
                              	
                                 9.

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen in der Tätigkeit einer Arbeitsvorbereiterin3

                              
                              	
                                 SD 11

                              
                           

                           
                              	
                                 10.

                              
                              	
                                 Sozialarbeiterinnen/Sozialpädagoginnen mit entsprechender Tätigkeit

                              
                              	
                                 SD 12

                              
                           

                           
                              	
                                 11.

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen mit einem für ihre Tätigkeit förderlichen Fachhochschul- oder Bachelor-Abschluss und sonderpädagogischer
                                    Zusatzqualifikation mit entsprechender Tätigkeit2

                              
                              	
                                 SD 12

                              
                           

                           
                              	
                                 12.

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen mit sonderpädagogischer Zusatzqualifikation als ausdrücklich bestellte ständige Vertreterinnen der Mitarbeiterinnen
                                    der Fallgruppe 152

                              
                              	
                                 SD 13

                              
                           

                           
                              	
                                 13.

                              
                              	
                                 Leiterinnen von Fachabteilungen oder Zweigwerkstätten in Werkstätten für behinderte Menschen mit sonderpädagogischer Zusatzqualifikation2, 5

                              
                              	
                                 SD 13

                              
                           

                           
                              	
                                 14.

                              
                              	
                                 Sozialarbeiterinnen/Sozialpädagoginnen mit besonders schwieriger Tätigkeit4

                              
                              	
                                 SD 15

                              
                           

                           
                              	
                                 15.

                              
                              	
                                 Leiterinnen von Werkstätten für behinderte Menschen mit sonderpädagogischer Zusatzqualifikation bei einer Durchschnittsbelegung
                                    von mindestens 120 Plätzen2

                              
                              	
                                 SD  15

                              
                           

                           
                              	
                                 16.

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen mit sonderpädagogischer Zusatzqualifikation als ausdrücklich bestellte ständige Vertreterinnen der Mitarbeiterinnen
                                    der Fallgruppe 172

                              
                              	
                                 SD 15

                              
                           

                           
                              	
                                 17.

                              
                              	
                                 Leiterinnen von Werkstätten für behinderte Menschen mit sonderpädagogischer Zusatzqualifikation bei einer Durchschnittsbelegung
                                    von mindestens 240 Plätzen2

                              
                              	
                                 SD 16

                              
                           

                           
                              	
                                 18.

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen mit sonderpädagogischer Zusatzqualifikation als ausdrücklich bestellte ständige Vertreterinnen der Mitarbeiterinnen
                                    der Fallgruppe 192

                              
                              	
                                 SD 16

                              
                           

                           
                              	
                                 19.

                              
                              	
                                 Leiterinnen von Werkstätten für behinderte Menschen mit sonderpädagogischer Zusatzqualifikation bei einer Durchschnittsbelegung
                                    von mindestens 360 Plätzen2

                              
                              	
                                 SD 17

                              
                           

                           
                              	
                                 20.

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen mit sonderpädagogischer Zusatzqualifikation als ausdrücklich bestellte ständige Vertreterin der Mitarbeiterinnen
                                    der Fallgruppe 212

                              
                              	
                                 SD 17

                              
                           

                           
                              	
                                 21.

                              
                              	
                                 Leiterinnen von Werkstätten für behinderte Menschen mit sonderpädagogischer Zusatzqualifikation bei einer Durchschnittsbelegung
                                    von mindestens 480 Plätzen2

                              
                              	
                                 SD 18

                              
                           

                        
                     

                  

                  Anmerkungen:
                     
                        	1

                        	
                           Mitarbeiterinnen mit Tätigkeiten der Berufsgruppen 3 bis 6 AEGP-BAT-KF sind nach diesen Berufsgruppen eingruppiert. 

                        

                        	2

                        	
                           Eine sonderpädagogische Zusatzqualifikation wird durch die erfolgreiche Teilnahme an der für die jeweilige Funktion vorgesehene
                              Zusatzausbildungsmaßnahme nach der Dritten Verordnung zur Durchführung des Schwerbehindertengesetzes (Werkstättenverordnung
                              Schwerbehindertengesetz – SchwbWV) erworben. Werden in Ausnahmefällen Mitarbeiterinnen ohne sonderpädagogische Zusatzqualifikation
                              eingestellt, so sind sie eine Entgeltgruppe niedriger eingruppiert, dies gilt nicht für Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 9.
                           

                        

                        	3

                        	
                           Arbeitsvorbereiterinnen sind Mitarbeiterinnen, die die Beschaffung und Umsetzung von Arbeitsaufträgen technisch und kaufmännisch
                              zu verantworten und für einen Arbeitsvorgang mit Menschen mit Behinderungen vorzubereiten haben.
                           

                        

                        	4

                        	
                           Eine besonders schwierige Tätigkeit im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals liegt vor, wenn für diese eine zusätzliche Spezialausbildung
                              benötigt wird. Eine erfolgreich abgeschlossene zusätzliche Spezialausbildung liegt nur dann vor, wenn sie mind. 500 Stunden theoretischen Unterricht (ohne Supervision u. Ä.) umfasst.
                           

                        

                        	5

                        	
                           Zweigwerkstätten oder Fachabteilungen in der Werkstatt für behinderte Menschen sind z. B. gekennzeichnet durch organisatorische
                              Eigenständigkeit, räumlich getrennte Lage einer dezentral organisierten Werkstatt für Menschen mit Behinderungen oder durch
                              fachlich gebotene eigene Struktur.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     7. Mitarbeiterinnen in der Behindertenhilfe

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Fallgruppe

                              
                              	
                                 Tätigkeitsmerkmal

                              
                              	
                                 Entgeltgruppe

                              
                           

                        
                        
                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen in der Behindertenhilfe

                              
                              	
                                 SD 2

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen mit Tätigkeiten, für die eine eingehende fachliche Einarbeitung nötig ist

                              
                              	
                                 SD 3

                              
                           

                           
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 Kinderpflegerinnen, Sozialhelferinnen, Heilerziehungspflegehelferinnen mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit
                                    oder Mitarbeiterinnen mit einer für diese Tätigkeit förderlichen Ausbildung1

                              
                              	
                                 SD 4

                              
                           

                           
                              	
                                 4.

                              
                              	
                                 Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit2

                              
                              	
                                 SD 8b

                              
                           

                           
                              	
                                 5.

                              
                              	
                                 Fachkräfte mit fachlich koordinierenden Aufgaben für mindestens drei weitere Fachkräfte

                              
                              	
                                 SD 9

                              
                           

                           
                              	
                                 6.

                              
                              	
                                 Fachkräfte mit abgeschlossener Zusatzausbildung in einer der Zusatzausbildung entsprechenden Tätigkeit3

                              
                              	
                                 SD 9

                              
                           

                           
                              	
                                 7.

                              
                              	
                                 Durch ausdrückliche Anordnung bestellte ständige Vertreterinnen der Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 8

                              
                              	
                                 SD 10

                              
                           

                           
                              	
                                 8.

                              
                              	
                                 Fachkräfte, denen die verantwortliche Leitung einer oder mehrerer Mitarbeitendengruppen übertragen worden ist

                              
                              	
                                 SD 11

                              
                           

                           
                              	
                                 9.

                              
                              	
                                 Sozialpädagoginnen/Sozialarbeiterinnen mit entsprechender Tätigkeit

                              
                              	
                                 SD 12

                              
                           

                           
                              	
                                 10.

                              
                              	
                                 Durch ausdrückliche Anordnung bestellte ständige Vertreterinnen der Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 12

                              
                              	
                                 SD 15

                              
                           

                           
                              	
                                 11.

                              
                              	
                                 Sozialpädagoginnen/Sozialarbeiterinnen mit besonders schwieriger Tätigkeit4

                              
                              	
                                 SD 15

                              
                           

                           
                              	
                                 12.

                              
                              	
                                 Leiterinnen von Einrichtungen der Behindertenhilfe mit weniger als 15 Mitarbeitenden

                              
                              	
                                 SD 16

                              
                           

                           
                              	
                                 13.

                              
                              	
                                 Durch ausdrückliche Anordnung bestellte ständige Vertreterinnen der Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 14

                              
                              	
                                 SD 16

                              
                           

                           
                              	
                                 14.

                              
                              	
                                 Leiterinnen von Einrichtungen der Behindertenhilfe mit mindestens 15 Mitarbeitenden

                              
                              	
                                 SD 18

                              
                           

                           
                              	
                                 15.

                              
                              	
                                 Durch ausdrückliche Anordnung bestellte ständige Vertreterinnen der Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 16

                              
                              	
                                 SD 17

                              
                           

                           
                              	
                                 16.

                              
                              	
                                 Leiterinnen von Einrichtungen der Behindertenhilfe mit mindestens 40 Mitarbeitenden

                              
                              	
                                 SD 18

                              
                           

                        
                     

                  

                  Anmerkungen:
                     
                        	
                           Als förderliche Ausbildung im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals gilt die Ausbildung als Altenpflegehelferin, Gesundheits- und
                              Krankenpflegehelferin sowie eine andere fachbezogene mindestens einjährige Ausbildung.
                           

                        

                        	
                           Fachkräfte im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind:

                           
                              
                                 	
                                    Erzieherinnen mit staatlicher Anerkennung,

                                 

                                 	
                                    Heilpädagoginnen mit staatlicher Anerkennung,

                                 

                                 	
                                    Heilerziehungspflegerinnen mit staatlicher Anerkennung, 

                                 

                                 	
                                    Gesundheits- und Krankenpflegerinnen oder Mitarbeiterinnen mit entsprechender gleichwertiger Ausbildung.

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Als abgeschlossene Zusatzausbildung gelten die von den Diakonischen Werken Rheinland, Westfalen und Lippe anerkannten ergänzenden,
                              erfolgreich absolvierten Ausbildungen für besondere Aufgaben in der Behindertenhilfe von mindestens 300 Unterrichtsstunden.
                           

                        

                        	
                           Eine besonders schwierige Tätigkeit im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals liegt vor, wenn für diese eine zusätzliche Spezialausbildung
                              benötigt wird. Eine erfolgreich abgeschlossene zusätzliche Spezialausbildung liegt nur dann vor, wenn sie mind. 500 Stunden theoretischen Unterricht (ohne Supervision u. Ä.) umfasst.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     8. Mitarbeiterinnen in der Gefährdetenhilfe3

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Fallgruppe

                              
                              	
                                 Tätigkeitsmerkmal

                              
                              	
                                 Entgeltgruppe

                              
                           

                        
                        
                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen in der Gefährdetenhilfe

                              
                              	
                                 SD 2

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Mitarbeiterinnen mit Tätigkeiten, für die eine eingehende fachliche Einarbeitung nötig ist

                              
                              	
                                 SD 3

                              
                           

                           
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 Kinderpflegerinnen, Sozialhelferinnen, Heilerziehungspflegehelferinnen mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit
                                    oder Mitarbeiterinnen mit einer für diese Tätigkeit förderlichen Ausbildung1

                              
                              	
                                 SD 4

                              
                           

                           
                              	
                                 4.

                              
                              	
                                 Fachkräfte mit entsprechender Tätigkeit2

                              
                              	
                                 SD 8b

                              
                           

                           
                              	
                                 5.

                              
                              	
                                 Fachkräfte mit fachlich koordinierenden Aufgaben für mindestens drei weitere Fachkräfte

                              
                              	
                                 SD 9

                              
                           

                           
                              	
                                 6.

                              
                              	
                                 Fachkräfte mit abgeschlossener Zusatzausbildung in einer der Zusatzausbildung entsprechenden Tätigkeit3

                              
                              	
                                 SD 9

                              
                           

                           
                              	
                                 7.

                              
                              	
                                 Durch ausdrückliche Anordnung bestellte ständige Vertreterinnen der Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 8

                              
                              	
                                 SD 10

                              
                           

                           
                              	
                                 8.

                              
                              	
                                 Fachkräfte, denen die verantwortliche Leitung einer oder mehrerer Mitarbeitendengruppen übertragen worden ist

                              
                              	
                                 SD 11

                              
                           

                           
                              	
                                 9.

                              
                              	
                                 Sozialpädagoginnen/Sozialarbeiterinnen mit entsprechender Tätigkeit

                              
                              	
                                 SD 12

                              
                           

                           
                              	
                                 10.

                              
                              	
                                 Durch ausdrückliche Anordnung bestellte ständige Vertreterinnen der Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 12

                              
                              	
                                 SD 15

                              
                           

                           
                              	
                                 11.

                              
                              	
                                 Sozialpädagoginnen/Sozialarbeiterinnen mit besonders schwieriger Tätigkeit4

                              
                              	
                                 SD 15

                              
                           

                           
                              	
                                 12.

                              
                              	
                                 Leiterinnen von Einrichtungen der Gefährdetenhilfe mit weniger als 15 Mitarbeiterinnen

                              
                              	
                                 SD 16

                              
                           

                           
                              	
                                 13.

                              
                              	
                                 Durch ausdrückliche Anordnung bestellte ständige Vertreterinnen der Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 14

                              
                              	
                                 SD 16

                              
                           

                           
                              	
                                 14.

                              
                              	
                                 Leiterinnen von Einrichtungen der Gefährdetenhilfe mit mindestens 15 Mitarbeiterinnen

                              
                              	
                                 SD 18

                              
                           

                           
                              	
                                 15.

                              
                              	
                                 Durch ausdrückliche Anordnung bestellte ständige Vertreterinnen der Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 16

                              
                              	
                                 SD 17

                              
                           

                           
                              	
                                 16.

                              
                              	
                                 Leiterinnen von Einrichtungen der Gefährdetenhilfe mit mindestens 40 Mitarbeiterinnen

                              
                              	
                                 SD 18

                              
                           

                        
                     

                  

                  Anmerkungen:
                     
                        	1

                        	
                           Als förderliche Ausbildung im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals gilt die Ausbildung als Altenpflegehelferin, Gesundheits- und
                              Krankenpflegehelferin sowie eine andere fachbezogene mindestens einjährige Ausbildung.
                           

                        

                        	2

                        	
                           Fachkräfte im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind:

                           
                              
                                 	
                                    Erzieherinnen mit staatlicher Anerkennung,

                                 

                                 	
                                    Heilpädagoginnen mit staatlicher Anerkennung,

                                 

                                 	
                                    Heilerziehungspflegerinnen mit staatlicher Anerkennung,

                                 

                                 	
                                    Gesundheits- und Krankenpflegerinnen

                                 

                              

                           

                           oder Mitarbeiterinnen mit entsprechender gleichwertiger Ausbildung.

                        

                        	3

                        	
                           Als abgeschlossene Zusatzausbildung gelten die von den Diakonischen Werken Rheinland, Westfalen und Lippe anerkannten ergänzenden,
                              erfolgreich absolvierten Ausbildungen für besondere Aufgaben in der Gefährdetenhilfe von mindestens 300 Unterrichtsstunden.
                           

                        

                        	4

                        	
                           Eine besonders schwierige Tätigkeit im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals liegt vor, wenn für diese eine zusätzliche Spezialausbildung
                              benötigt wird. Eine erfolgreich abgeschlossene zusätzliche Spezialausbildung liegt nur dann vor, wenn sie mind. 500 Stunden theoretischen Unterricht (ohne Supervision u. Ä.) umfasst.
                           

                        

                     

                  

               

               

               

            

         

      

      

      1
            Die gesamte Änderungshistorie findet sich bei der Nr. 410; aus Gründen der Übersichtlichkeit werden die Änderungen, die nur den Allgemeinen Entgeltgruppenplan betreffen, zusätzlich
               dargestellt. Alle Änderungen werden durch Fußnoten bei den entsprechenden Berufsgruppenüberschriften nochmals dargestellt.
               Zur besseren Unterscheidung der nummerierten Anmerkungen von den Fußnoten werden bei den Fußnoten die Abkürzung „Fn“ vorangestellt.
            

         

      

      2
            Die Übergangsregelungen werden nicht in den Rechtstexten aufgenommen. Sie sind über die jeweilige GVOBl.-Fundstelle aufrufbar.

         

      

      3
            Berufsgruppe 8, Fallgruppe 10 geändert durch ARR zur Änderung des BAT-KF vom 17. Februar 2016. 

         

      

   
      

      
         Anlage 10 zum BAT-KF
Anteile der Dienste an der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit für Kirchenmusikerinnen  und Kirchenmusiker mit der A- oder
            B-Urkunde in A- und B-Kirchenmusikstellen gemäß § 40 Absatz 1 BAT-KF
         

      

      Änderungen
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd
Nr.
                     

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle

                  
                  	
                     Paragrafen

                  
                  	
                     Art der
Änderung
                     

                  
               

            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     Arbeitsrechtsrechtsregelung zur Änderung des BAT-KF und anderer ARR

                  
                  	
                     19. Januar 2011

                  
                  	
                     GVOBl. Bd. 14 S. 481

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     neu aufgenommen

                  
               

               
                  	
                     2

                  
                  	
                     Änderung des BAT-KF – Anteil der Dienste an der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit für Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker–
                        Anlage 10 zum BAT-KF
                     

                  
                  	
                     19. Juni 2017

                  
                  	
                     Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 9 S.210

                  
                  	
                     Anhang 3

                  
                  	
                     eingefügt

                  
               

            
         

      

      
                     Übergangsbestimmungen:

                  

                  Ergibt die Ermittlung der Arbeitszeit nach dieser Arbeitsrechtsregelung einen geringeren Arbeitsumfang als vor deren In-Kraft-Treten
                     arbeitsvertraglich vereinbart, verbleibt es für die Dauer des bestehenden Arbeitsverhältnisses bei der bisherigen Arbeitszeit.
                     Die Möglichkeit einer einvernehmlichen Anpassung bleibt unberührt.
                  

                  

               

            

            Anhang 1

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Anteil der Dienstean der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
für Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker mit der A- oder B-Urkunde 
in A- und B-Kirchenmusikstellen gemäß § 40 Absatz 1 BAT-KF

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Nr.

                              
                              	
                                 Text

                              
                              	
                                 Anteil v. H.

                              
                           

                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 ORGANISTENAMT

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 1.1

                              
                              	
                                 Orgeldienste einschließlich allgemeine Vorbereitung

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 1.1.1

                              
                              	
                                 bis zu 65 Gottesdienste im Jahr123

                              
                              	
                                 20,0000

                              
                           

                           
                              	
                                 1.1.2

                              
                              	
                                 jeder weitere Gottesdienst im Jahr 23

                              
                              	
                                 0,1000

                              
                           

                           
                              	
                                 1.1.3

                              
                              	
                                 für jeden überwiegend musikalisch besonders aufwändigen Gottesdienst 4

                              
                              	
                                 0,5000

                              
                           

                           
                              	
                                 1.1.4

                              
                              	
                                 jeder andere Gottesdienst und jede sonstige Veranstaltung mit einer Dauer von in der Regel mindestens 45 Minuten 3

                              
                              	
                                 0,0750

                              
                           

                           
                              	
                                 1.1.5

                              
                              	
                                 jeder andere Gottesdienst und jede sonstige Veranstaltung mit einer Dauer von in der Regel weniger als 45 Minuten 3

                              
                              	
                                 0,0500

                              
                           

                           
                              	
                                 1.2

                              
                              	
                                 Orgelkonzerte

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 1.2.1

                              
                              	
                                 je (weiterem) Konzert im Jahr

                              
                              	
                                 2,5000

                              
                           

                           
                              	
                                 1.2.2

                              
                              	
                                 je Orgelmatinee oder Orgelvesper im Jahr

                              
                              	
                                 1,5000

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Kantorenamt

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 2.1

                              
                              	
                                 je  Chor oder Ensemble

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 2.1.1

                              
                              	
                                 Probenzeit pro Woche (regelmäßige Gesamtprobe): 56

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 bis 60 Minuten

                              
                              	
                                 10,0000

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 bis 90 Minuten 

                              
                              	
                                 12,0000

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 bis 120 Minuten

                              
                              	
                                 14,0000

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 bis 150 Minuten

                              
                              	
                                 16,0000

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 bis 180 Minuten

                              
                              	
                                 18,0000

                              
                           

                           
                              	
                                 2.1.2

                              
                              	
                                 Sonderproben, Stimmproben pro Probenstunde im Jahr

                              
                              	
                                 0,1000

                              
                           

                           
                              	
                                 2.1.3

                              
                              	
                                 Probenwochenenden, Konzertreisen, Chorfahrten 7

                              
                              	
                                 nach Aufwand8

                              
                           

                           
                              	
                                 2.1.4

                              
                              	
                                 jedes Chorkonzert im Jahr (einschließlich Haupt- und Generalprobe)

                              
                              	
                                 1,5000

                              
                           

                           
                              	
                                 2.1.5

                              
                              	
                                 jedes Oratorium und jede aufwändige szenische Aufführung im Jahr (einschließlich Haupt- und Generalprobe)

                              
                              	
                                 2,5000

                              
                           

                           
                              	
                                 2.2

                              
                              	
                                 Projektchorarbeit

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 2.2.1

                              
                              	
                                 je Probenstunde im Jahr

                              
                              	
                                 0,1250

                              
                           

                           
                              	
                                 2.2.2

                              
                              	
                                 Probenwochenenden, Konzertreisen, Chorfahrten 7

                              
                              	
                                 nach Aufwand8

                              
                           

                           
                              	
                                 2.2.3

                              
                              	
                                 jedes Chorkonzert im Jahr (einschließlich Haupt- und Generalprobe)

                              
                              	
                                 1,5000

                              
                           

                           
                              	
                                 2.2.4

                              
                              	
                                 jedes Oratorium und jede aufwändige szenische Aufführung im Jahr (einschließlich Haupt- und Generalprobe)

                              
                              	
                                 2,5000

                              
                           

                           
                              	
                                 2.3

                              
                              	
                                 Gemeindesingen

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 2.3.1

                              
                              	
                                 je Veranstaltungsstunde

                              
                              	
                                 0,1500

                              
                           

                           
                              	
                                 2.4

                              
                              	
                                 Sonstige Veranstaltungen

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 2.4.1

                              
                              	
                                 je Konzert (Kammerkonzert, Konzert kleinerer Instrumental- oder Vokalbesetzung)

                              
                              	
                                 1,5000

                              
                           

                           
                              	
                                 2.4.2

                              
                              	
                                 je Konzert mit erhöhter musikalischer und organisatorischer Vorbereitung (z.B. Orchesterkonzert)

                              
                              	
                                 2,5000

                              
                           

                           
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 MUSIKPÄDAGOGIK innerhalb des vertraglichen Dienstes

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.1

                              
                              	
                                 Einzel- und Gruppenunterricht (instrumental oder vokal) regelmäßig  45 Minuten pro Woche 8

                              
                              	
                                 2,5000

                              
                           

                           
                              	
                                 3.2

                              
                              	
                                 Veranstaltungen (Erwachsenenbildung, Einführungsvorträge etc.) je Stunde im Jahr

                              
                              	
                                 0,2500

                              
                           

                           
                              	
                                 4.

                              
                              	
                                 Organisation

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 4.1

                              
                              	
                                 Dienstbesprechungen

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 4.1.1

                              
                              	
                                 Konvente und Gremienarbeit im Jahresdurchschnitt

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 bis 1 Wochenstunde

                              
                              	
                                 2,5000

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 bis 2 Wochenstunde

                              
                              	
                                 5,0000

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 bis 3 Wochenstunde

                              
                              	
                                 7,5000

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 bis 4 Wochenstunde und mehr

                              
                              	
                                 10,0000

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Zuschlag bei Tätigkeiten in mehreren Gemeinden

                              
                              	
                                 5,0000

                              
                           

                           
                              	
                                 4.1.2

                              
                              	
                                 Kirchenmusikorganisation (regelmäßige Mitwirkung bei der Dienstplanung) für mehrere Gottesdienststätten oder Gemeinden pro
                                    zusätzlichem Standort
                                 

                              
                              	
                                 1,0000
maximal  5
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 4.1.3

                              
                              	
                                 Organisatorische Betreuung von Fremdkonzerten im Jahr

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 bis zu 3 Konzerten

                              
                              	
                                 1,5000

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	bis zu 6 Konzerten
                              	
                                 2,5000

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 bis zu 10 Konzerten

                              
                              	
                                 3,0000

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 für jeweils weitere 5 Konzerte

                              
                              	
                                 0,5000

                              
                           

                           
                              	
                                 4.1.4

                              
                              	
                                 Wartung von Orgeln und sonstigen Instrumenten bei besonderem Aufwand (Instrumentenzahl, Instrumentengröße, historische Instrumente)
                                    pro Jahresstunde
                                 

                              
                              	
                                 0,0500

                              
                           

                           
                              	
                                 4.1.5

                              
                              	
                                 Zeiten zwischen unmittelbar aufeinander folgenden Diensten je angefangene 15 Minuten 9

                              
                              	
                                 0,0125

                              
                           

                           
                              	
                                 4.1.6

                              
                              	
                                 Individuelle Besonderheiten (z. B. kompositorische Tätigkeit, Öffentlichkeitsarbeit) pro Jahresstunde

                              
                              	
                                 0,0500

                              
                           

                        
                     

                  

                  Die Summe der ermittelten Anteile stellt die im Durchschnitt zu leistende regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit in Prozentpunkten
                     dar. 
                  

               

               
                     Anmerkungen:

                  

                  
                     
                        	
                           Entspricht einem regelmäßigen Gottesdienst an Sonn- und Feiertagen sowie einem Orgelkonzert (oder: Konzert mit Übernahme des
                              Tasteninstrument-Parts) pro Jahr.
                           

                        

                        	
                           Als „Regelgottesdienste“ gelten die Gottesdienste an sämtlichen Sonntagen und kirchlichen Feiertagen sowie die durch Beschluss
                              des Leitungsorgans auf den Vortag vorgezogene Gottesdienste.
                           

                        

                        	
                           Erfassung des Jahresdurchschnitts aus den drei zurückliegenden Jahren.

                        

                        	
                           Besondere Orgelprogramme, Kantatengottesdienste, City-Gottesdienste oder stilistisch verschiedene Gottesdienste (z. B. Thomas-Messe
                              etc.).
                           

                        

                        	
                           Bei Gruppen gleichen Genres (z. B. Kinderchöre) sind die Probenzeiten zu addieren und als eine gemeinsame Prozentzahl zu erfassen.

                        

                        	
                           Für Chöre und Ensembles, die 
                              
                                 	
                                    nicht während der Schulferien proben, sind 1/10 des nach 2.1.1 ermittelten Wertes  abzuziehen,